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Vorwort. 


VBaven Hat im 3. 1848, wo es an dem großen 
Aufſchwunge ber Zeit einen weſentlichen und voraneilenben 
Antheil nahm, zwei aufrührerifche Bewegungen gehabt, 
die jeweils bald überwältigt wurden. Sie galten aber nicht 


nur Baden, fie galten Deutſchland. Gie fanden 


im Zujammenhange mit dem, mas in andern beut- 
ſchen Ländern geihah. Ihr Ziel war eine deutſche 
Republik, 

Eine dritte gleiche Bewegung im Mai 1849 
bat einen augenblidlichen Steg über die verfaflungs- 
mäßige Gewalt errungen, und biefe konnte nur durch die 
‚Hilfe eined mächtigen Bundesſtaates in ihre Rechte wie— 
dereingefeggt werden, wodurch zugleich theils außgebrochene, 
theils nahegeftandene Empörungen in andern Ländern 
Süpveutichlands unterbrüdt oder niedergehalten wurden. 

Das Geſchick Badens kann für Andere Iehrreich fein, 
ſowohl für Regierungen, ald für Völker. Daher ift al— 
ies, was fich darauf bezieht, werth, in der Zeitgefchichte 
aufgezeichnet zu werben. 

Sieht man ab von ber Tageöpreffe, worin die Ente 
ftellungen durch die Parteien eine Hauptrolle fpielen, fo 
betrifft faſt Alles, was (meiſtens von politifchen Flücht- 
lingen) über diefe Sache gefchrieben wurde, nur den 
Berlauf der drei Aufftände. Wichtiger ift die politis 
fhe Bewegung im Ganzen, woraus die Aufftände 
entfprungen find, 

An der Spige der innern Verwaltung des Groß- 
herzogthums während der ganzen Zeit der Bewegung 
war ich mit berjelben hHandelnd und leidend ver- 
flochten. Es ift daher natürlich, daß ich auch manche 
im Zufammenhange mit dem Ganzen immerhin wichtige 
Einzelheiten kenne, die dem größern Publifum oder dem 


bloßen Zuſchauer theils gar nicht, theils wenigftend nicht 
in ihrer Berbindung mit den Haupterfcheinungen befannt 
find. Wenn ich hierüber mich äußere und überhaupt ben 
ganzen Verlauf überfichtlich darftelle, und wenn ich da—⸗ 
bei weniger die ohnehin mehr befannten äußern ein- 
zelnen Vorgänge, ald die Rüdwirfung derſelben auf 
die jeweilige Rage der Staatögewalt in dad Auge falle, 
und zugleich die Beweggründe der Handlungen und Unter« 
Taffungen ver Regierung angebe, fo geidhieht dies nicht, 
um: bie Verwaltung des Minifteriums, bem ich angehörte, 
zu rechtfertigen, fondern im Intereffe der Zeitgefchichte. 
Jeder mag fich felbft die Lehre daraus ziehen, wiefern 
ex in ähnlichen (eiwa wiederkehrenden) Fällen eben 
fo oder anders zu handeln habe. 

Hinfichtlich der politifchen Anfichten, die ich im ber 
Schrift niederlegte, kann ich zwar nicht auch im Namen 
meiner ehemaligen Kollegen fprechen, doch iſt gewiß, daß 
wir in ben wichtigften Prinzipien, namentlich fo weit fie 
fich auf die freiheitliche und volksthümliche Entwicklung 
beziehen, mit einander einverftanden waren. Unſere ge= 
meinfchaftliche Verwaltung war kurz, und manches von 
dem, was ich im II. Abſchnitte fagte, bedarf nicht nur 
mehr Zeit, fondern ift großentheils auch nur im Zu= 
flande des Friedens, nicht aber während der Stürme 
ausführbar, oder doch als in Zuftänden der letztern Art 
entftanden nicht gebeif-lich. Im Uebrigen mag nun 
jeder Leſer beurtheilen, ob die dargelegten Grundfäge, fo 
weit fie im folcher Zeit in Frage kommen Fonnten, falſch 
feien, ober ob unfere Handlungen denſelben nicht ent 
ſprachen, und ob in biefem alle die Gewalt der Um— 
fände etwas Anderes möglich ließ, fo wie überhaupt, 
ob und welche Fehler begangen wurden, ober ob ber 
eingetretene unglüdliche Verlauf, fei e8 wegen früherer 
innerer DVerhältniffe oder wegen Einwirfungen von 
außen, in unjerer Lage etwa unabwendbar war. 
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I. Einleitung. 


8. 1. 


Für die Erhaltung der bürgerlichen Geſellſchaft, und 
für die Erreihung ihrer Zwecke ift eine Anerkennung ober 
Verteilung der Rechte der Gefellfhaftsmitglieder und eine 
leitende Gewalt nöthbig. Die Freiheit der Einzelnen unterliegt 
Beſchraͤnkungen, da bie des Einen jener des Andern gegen- 
überfteht. 

Das Leben der Völker ift dem der Individuen zu ver- 
gleichen. Das Geflecht waͤchſt, wie der Einzelne. Es legt Ge— 
wohnheiten ab und nimmt Gewohnheiten an. Was in der An= 
ſchauungsweiſe, in dem Befinden, in ben Gefühlen, Wün— 
fen, Klagen und Beſchwerden der Angehörigen eines Vol— 
kes gemeinfam oder doch vorherrſchend ift, gilt als 
die Anfhauungsweife, al das Befinden, als Gefühl, Wunſch, 
Klage oder Befchwerde des Volkes. 

. Wenn nun ein Volt im jugendlichen Alter bei der Ein— 
fachheit feiner Sitten und der gegenfeitigen Verhältniffe feiner 
Angehörigen (tie das Individuum als Kind) die thatfächlich 
beftehende Autorität, fey fie welche fie wolle, in höherern ober 
niederern Sphären unbedingt anerkennt, ſich von- ihr leiten, 
feine Freiheit beſchränken läßt, fo entwächſt e8 doch nad und 
nad bdiefem DVerhältniffe. Die Vermehrung ber Bevölkerung, 
die Vervielfältigung ihrer Wechfelbeziehungen und Berührun: 
gen erregen ein gegenfeitiges Streben, und geben in Verbin— 
dung mit den fi fteigernden Bedürfniffen, deren Befriedigung 
dem Einen durch die Andern verfümmert wird, ber Hab- 
ſucht, dem Ehrgeiz und allen Leidenfchaften Nahrung. Der 
Geift forfcht nach Mitteln, bie daraus erwachſenden Begehr- 
lichkeiten in den verfchiebenften Richtungen zu befriedigen. 
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Dies veranlaßt Gedanken über alles Beſtehende in ben 
geſellſchaftlichen Verhältniſſen, es führt zur Brage: 

worauf die Berechtigung ber leitenden Gewalt, worauf bie 
Beſchränkung ber Freiheit, bie bisherige Anerkennung ober 
Bertheilung der verſchiebdenen Rechte beruhe, ob fie nothwen⸗ 
dig oder gut, und ob und wie ber Zuftand überhaupt zu 
ändern, zu verbeflern fey? 

Zuerſt werben biefe Gedanken in der Wiſſenſchaft von 
Gelehrten erörtert, dann verbreiten fie fih in weitere 
Kreife, und endlich durchdringen fie, wenn aud ohne Klar= 
beit, die Maffen. \ 

Hierin Tiegt die Wurzel des Drangs nach politifher Umz 
geftaltung. 2 " 


Es wurde ſchon viel geftritten, was befier fey: ob jener 
anfängliche patriarhalifhe Zuftand, worin die Autorität ges 
wiffermaßen ohne Bewußtfeyn und ohne Kritit anerkannt 
wurde, und worin eben darum mehr Ordnung und Ruhe, 
mehr frieblicher Erwerb und Genügfamkeit, mehr Behaglich- 
keit und Glück, ja felbft mehr Sittlichkeit und Religion herr= 
The? — oder ber angeftrebte Zuftand der Freiheit und der 
Volksrechte, der bem Leben geiftige Bewegung und eben da⸗ 
mit einen ‘höheren Schwung gebe, der unferer Würde und 
Beſtimmung mehr entfpredhe, dem Menfchen in Entwidlung 
feiner Kräfte und feiner Thätigkeit mehr Mittel zur Geiſtes— 
bildung und zum Erwerb biete? — und ob biefe letzteren 
Bortheile die damit verbundenen Schattenfeiten, wornach bie 
Rüge, der Ehrgeiz, die Gewinnſucht, überhaupt die Selbſt— 
ſucht, die Unruhe, der Unfricden, die Unfittlichkelt, die Ent— 
Außerung alles Heiligen ꝛc. einen größeren freigegebenen Bo— 
den gewinnen, überwiegen? 

Die Frage, um bie hier geftritten wird, ift aber eine 
ſchlechthin müßige, denn, wenn man aud) jenen patriarcha— 
liſchen Zuftand dem anderen entfchieden vorzöge, fo läge es 
ja doch nicht in unferer Macht, ihn feftzuhalten oder gar zu= 
rüdzuführen. Die Gewalt der Natur ift ſtärker, als ber Wille 
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der ſtaatlichen Machthaber. Der kritiſche Gedanke kommt, und 
damit hört jener erſte Zuſtand von ſelbſt auf, ſo daß, wenn 
die poſitive Macht den von ſich aus eintretenden andern Zus 
fand nicht zu begründen und zu ordnen fucht, die Auflöfung 
und Gewalt fich ſelbſt Bahn bricht. 

Wer die bürgerliche Geſellſchaft regieren will, Tann fie 
nicht nad) feinem Willen modeln, er findet fie vor, wie fie if, 
mit allen Leidenfhaften und Intereſſen ber Einzelnen. Er 
darf dieſe Kräfte nicht ignoriven, fondern nur auf bie Vor— 
ausfegung berfelben bauen. Die Macht des Einzelnen oder 
der Einzelnen, bie vegieren, befehlen, ordnen, richten wol= 
Ien, gegenüber den Vielen ift ja im allen Fällen nur eine 
moralifhe, benn phyſiſch find bie Regierten ftärfer. 
Jene Macht bernht eines Theile auf einer fittlihen und 
religiöfen Anfchauung der Weltordnung, — andern Theile 
auf der Gewohnheit und der Verſchiedenheit ber 

- Anfichten und Intereffen der Regierten felbft, wodurch 
gerade eine leitende Gewalt zur Ausgleihung, eine Ordnung , 
und Unterordnung wegen Erreichung der allartigen menfch= 
Tichen und geſellſchaftlichen Zwecke zum Bebürfniffe wird. 
Der hiedurch begründete Organismus gibt ber Teitenden Ge— 
malt durch die in ihrem Dienfte ftehenden Glieder, namentlich 
durch die Bewaffneten, fo Tang in diefen jene moralifche Macht 
als die Grundlage des Gehorfams wirkfam ift, zugleich eine 
phyſiſche Stärke gegenüber den einzelnen Regierten. 

Der Eritifche, ſtets ſchaffende und zerftörende, Geiſt unter- 
wirft alle diefe Grundlagen der Unterordnung und des Ge— 
borfams feiner Beurtheilung, er erfchüttert fie in ihrem Zus 
fammenhang und in ihrer Wirkung. Die Selbftfuht und die 
Leidenſchaften mifchen fi ein, und geben diefer Beurteilung 
eine falſche Richtung, indem der Menfch das, was ihm Vor— 
theil verfpricht, gerne als wahr annimmt. 

Die Religion und die Sittlichfeit werben, wenn auch nicht 
im Allgemeinen, fo doch in foweit, als fie Achtung vor der be= 
ſtehenden Autorität und Gehorfam gegen das Geſetz und gegen die 
Obrigkeit Ichren, bekämpft, Die gefellfchaftliche Ordnung und 

1* 
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Organiſation wird in ihrem Beftande angegriffen, und bie 
hergebrachten Anfihten und Gewohnheiten werben als Bor« 
urtheile bargeftellt. Das Streben geht dahin, bie Weberzeus 
nung von der Richtigkeit und Verwerflichkeit aller moralifchen 
Grundlagen ber beftehenden Gewalt immer weiter zu verbreis 
ten, fie nach und nad) fogar ben Dienern ber Iehtern, ber 
bewaffneten Macht, beizubringen, und bamit ber Autorität 
auch ihre phyſiſche Stüge zu entziehen. 


8.3. 

Das Ziel des ber Berormundung entwarhfenden Ge— 
ſchlechts geht überal auf Ausdehnung ber Freiheit ber Ein 
zelnen und auf Erringung von Volksrechten. Die Freiheit ber 
Einzelnen und ber Theile wird über bie Intereffen ber 
Geſammtheit geftelt und daher auf Schwächung ber cen⸗ 
tralen Macht bingearbeitet. Zugleich wird die Beftimmung, 
was gefchehen fol, für bie Bevölkerung felbft in An⸗ 
ſpruch genommen. 

Die neuere Zeit hat eine weitere (zwar früher ſchon, je— 
doch in anderer Geftalt vorhanden gewefene) Beftrebung zu 
Tag gebradit,.die ſich nicht unmittelbar auf die Machtver— 
Hältniffe, fondern auf das Befigthum beziehen. Die 
Verſchiedenheit des Kapitals im ben einzelnen Händen be= 
gründet auch eine Verſchiedenheit des weitern Erwerbs. Die 
Kluft zwifhen arm und reih, und die mit dem Steigen ber 
Bevölkerung fehr zunehmende Zahl der Befiglofen machen na= 
türlich auch Wünſche in Beziehung auf das Güterverhältnig 
und auf den Erwerb rege. Sie find von der verſchiedenſten 
Art, zum Theil ganz abfehredend und zum andern Theil meiſt 
unffar und unpraltiſch. Wegen ihrer für das Proletariat ans 
ziehenden Richtung dienen bie biesfallfigen Lehren dazu, über— 
haupt die Unzufriedenheit zu vermehren und den Umwälzungs= 
verſuchen jeder Art Teichtern, Eingang zu verfchaffen. 

Im Allgemeinen geht ber Gedanke und bie Kritit von 
den geiftig gebilbeteren Klaflen ber Geſellſchaft aus, 
und es beftimmt deren geiſtiges Treiben in ber Negel auch 
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bie Beſtrebungen ber untern Schichten, doch zeigen ſich mits 
unter, wie namentlich in ber Ießtermähnten Sphäre, auch wefent« 
liche Verſchiedenheiten, da bie untern Schichten zugleich ihre 
befondern Bedürfniffe haben, welche einzelne Angehörige ber 
hoͤhern oder gebildeteren Klaffen hervorheben, um bie Maffen, 
wenn auch für andere Zwede, überhaupt in Bewegung zu 
fegen. 

Um in ben verfchiedenen Verzweigungen das Ziel zu er— 
reichen, wird ſich nicht mit der kritiſchen Beurtheilung begnügt, 
die Theilnahme der Menge und bie Leidenfchaften werden fyr 
ftematifch auch durch die Lüge angefacht. Bon jeder beftehen- 
den Einrichtung werden nicht nur die wirklichen, fondern 
auch falſche Schattenfeiten, und von dem, was verlangt 
wird, nicht nur wahre, fondern auch falfche Vortheile, 
die dem Gigennug und ber Eigenliebe ſchmeicheln, her— 
vorgehoben. 

Wie die Einrichtungen, fo werben aud) bie einzel= 
nen Handlungen oder Unterlaffungen ber beftehenden 
Autorität oft mit wahren, oft aber auch mit falfchen 
Gründen angefochten, um das Beftehende herabzuwürdigen 
und verhaßt zu machen, oder es werden, was noch wirffamer 
if, die Perſönlichkeiten, von welchen Regierungshand- 
lungen ausgehen, in den Koth gezogen, um dadurch alles, 
was von ihnen ausgeht, ſchon zum Voraus zu verdäch— 
tigen. 

Erfindungen der Neuzeit, die Preſſe und die Teichtern 
Verkehrsmittel, insbefondere die Eifenbahnen, erleichtern die 
Mittheilung ber Gedanken und die perfönlichen Berührungen, 
damit aber auch die Bethörungen und die Verabredungen oder 
Verbindungen ber Staatsangehörigen, ohne welche der Wider- 
fand und die Angriffe der Einzelnen ohne Bedeutung ift. 


8. 4. 


Alle dieſe Mittel und Wege ſtehen nun zwar auch den 
Anhängern der beſtehenden Ordnung, den Freunden ber Er— 
haltung überhaupt zu Gebote; allein es iſt leichter, zerſtören 
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als fhaffen, — Oppofition machen, als Pofitives begründen, 
— Teichter, durch Lüge angreifen, als ſich gegen Lüge verthei= 
digen. Es liegt in der menſchlichen Natur, daß das Schlim= 
me von Anderen viel cher geglaubt wird, ald das Gute, daß 
Berbächtigung und Lüge viel bälber Gingang finden, als bie 
Wahrheit. Der natürliche Drang, fih von ber Gewalt eines 
Andern 108 zu maden und fein eigned Ich in ben Mittel= 
punkt zu fielen, kommt hiebei, namentlich gegenüber ben In= 
habern ber Gewalt, zu flatten. Der gewöhnliche Menſch hört 
nichts Lieber, ald wenn man ihm fagt, er fey bedrüdt, be= 
ſchwert, und er jauchzt denen zu, die vorgeben, ſich feiner an= 
zunehmen, und die über bie behaupteten Dränger berfallen 
und fhmähen, und ihre Abfichten verdächtigen. 

Auf der anderen Seite gehen auch bie Anhänger des 
Beftchenden oft weit über das vernänftige Map hinaus, in= 
dem fie entweder felbft die Lüge brauchen, oder in materieller 
Hinfiht den In das nüchterne Volksbewußtſeyn gedrungenen 
Berbefferungen entgegentreten, oder diefem Bewußtſeyn wider 
ſprechende fogar Tängft fehon verlorne grundlofe Bortheile für 
ſich oder einzelne Klaffen wieder zu erringen fuchen, und ba= 
durdy auch die Wohlgefinnten reizen ober beleidigen. Geben 
die Inhaber der Gewalt ſolchen falfchen Freunden Gehör, oder 
verüben fe felbft Unrecht; oder handeln fe mit Leidenfchaft, 
fo ift dies für die Demagogen reichlicher Stoff zur Erregung 
der Unzufriedenheit der Maffen, und eben dadurch erlangen 
die Beftrebungen derfelben befto größeren Erfolg. Durch eine 
wirkliche Blöße erhalten daneben felbft die falſche n Be— 
ſchuldigungen eine Art von Beglaubigung. 

Aber auch, wo bie Regierung nach befter Einficht und mit 
dem beften Willen handelte, können ihre Handlungen ober 
Unterlaffungen in ihrem Erfolge oft mißglüden, fey es, daß 
es an durchdringender Ginficht fehlte, oder daß ein unvorge— 
feher Zwiſchenfall den Erfolg erſt fhlimm machte. Manch— 
mal wird fogar eine nad faſt allgemeinem Wunſche 
ergriffene Maßregel nachher gleichwohl wieder verwünfcht, 
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fen es, daß fie an und für ſich dennoch nicht gut, ober daß 
fie unzeitig, noch unreif ift. 

Sehr oft, bei wichtigen Dingen meiftens, liegt bie 
Trage fo, daß, es mag etwas gefhehen, oder ed mag 
unterbleiben, ein nachtheiliger Exfolg in beiden Fällen 
möglich iſt. Die Regierung muß nun wählen und wagen. 
Iſt der Erfolg ſchlecht, fo fällt auf fie die Schuld, wogegen 
ex, wenn er gut ft, mit Stillſchweigen hingenommen und ihr 
nicht angerechnet wird. Der Wetterprophet, ber erft nad 
ſtattgehabtem Gewitter, mit feiner Berechnung hervortritt, geht 
in allen Fällen fiher, und fo haben Diejenigen ſtets ein leich⸗ 
tes Spiel, die, wenn eine politifche Maßregel fehlichlägt, 
raſch nachweiſen, daß fich dies habe vorherfehen laffen. Ueber— 
dies wird durch die meiſten Handlungen oder Unterlaſſungen, 
auch wo fie der Geſammtheit frommen, doch wieder ein Theil 
ber Bevoölkerung oder eine Partei verlegt, die dann, zumal 
wenn bie Sache nicht ar in die Augen fpringt, durch aller- 
lei Mittel der Bethörung wieder die Sympathien an ſich zu 
ziehen im Stande ift. 


85. 

Sp fammelt ſich nad und nad immer mehr Unzufriedene 
heit gegen bie beftehende Gewalt. ‚ 

In gewöhnlichen Zeiten wirkt dies auf die Maffe, wenn 
keine wahren großen Gründe vorhanden find, nicht gerade 
zerftörend ober auflöfend; denn, wo bie Bevölkerung nicht 
etwa (durch außerordentliche Greigniffe) bis zum Raufche 
erhigt ift, verfehlen auch bie Beftrebungen für die Ordnung 
ihre Gegenwirkung nidt. Die Wirkungen der Religion, bie 
Lehren ber Sittlichkeit twiberfichen oft der Verführung, und 
die Entlarvung ber Lüge ſchadet dem Kredite der Wühler 
befonders wenn gerade eine angegeiffene Handlung ganz 
ſichtbar Vortheil bringt. Die Entwiklung einer ſtarken 
Macht gegen bie Frevler durch Anwendung bes Strafgeſetzes 
oder durch andere Masregeln Tann biefelben nad Umftänden 
einfhüchtern und die Freunde der Ordnung ermuthigen. 
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Sind dieſe Gegenwirkungen nicht ſtark genug, ober wirk- 
liche Zehler vorhanden, fo genügt es in gewöhnlichen Zeiten 
an ber Annahme gewünfchter materieller Verbefferungen, oder 
auch, wo bie Politit der Gewalthaber im Allgemeinen 
der Stein bes Anftopes ift, an einem Wechſel der Minifter, 
da ben Nachfolgern bie DBerantwortung für das Gefchehene 
nicht obliegt, oder fie dem Sinne ber Angreifer mehr ent= 
ſprechen. Wenn bie Darftellung der Nachtheile defien, was 
die Gegner des Beftehenden verlangen, zum voraus nicht 
leicht Eingang findet, fo hat der Erfolg oft andere Wirfung, 
wenn bie Bevölkerung fieht, daß aus ben Handlungen feiner 
Schmeichler das verheißene Glück nicht hervorgeht. 


$. 6. - 

Es kommen aber Ereigniffe im Völkerleben oft plöglich, 
ſcheinbar aus Zufällen, bie wie ein elektrifcher Schlag auf 
den Volksgeiſt wirken, alle angreifenden oder unzufriedenen 
Elemente in Bewegung ſetzen und felbft die Friedlichen in 
ihre ftürmifchen Begehren hineinziehen, ober wenigftend zum 
Schweigen bringen. Anſtöße zu ſolchen Erfeheinungen können 
von außen kommen oder im Innern ſich ergeben. Hier gehen 
die Wogen hoch, alle Leidenſchaften find entfeffelt, die ruhi— 
gen oder erhaltenden Gegenwirfungen find machtlos. Was 
dem reißenden Strom entgegentritt, wird verfchlungen, und 
felbft die populärften Männer, die an die Spike treten, find 
ſchnell abgenugt und machtlos, ſobald fie nicht (oder nicht 
mehr) felbft mit offenen Segeln bi3 zum Umfturz los— 
feuern, oder zur Rettung vor dem Untergang irgend Halt 
machen wollen. j 

ge unvorbereiteter ein Anftoß ber erwähnten Art 
den Boden findet, je weniger Volksrechte und Freiheiten 
vorhanden und ſchon angelebt find, je größer ber Abftand 
zwiſchen dev Meinung und den wirklichen Zuftänden tft, defto 
mehr häufen fich falfche Anfichten und der Gefammteit ver- 
derbliche Wünfche zuſammen, deſto ſtürmiſcher werden fie gel= 
tend gemacht und deſto gefährlicher ift ber ganze Verlauf. 
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In folhen Zeiten ſtellt fih der Entwicklungsprozeß als 
eine geiftige Krankheit bar. Es Liegt ein politifches Miasma 
in ber Luft, welches blendet, betäubt, hinreißt, ohne daß Ver= 
nunftgründe dagegen Aufnahme oder Anerkennung finden, 
Hier hat die Sache der befonnenen Erwägung und ber Mäßi— 
gung Feine Partei mehr, wenigſtens feine nur einigermaßen 
bervortretende. Das normale Leben, bie allmählige naturge= 
mäße Entwicklung ift geflört, und es droht alfgemeine Auf- 
löſung und der Ausbruch von Gewalt. 

Die nächte Aufgabe des Augenblicks beftcht hier da— 
rin, durch Befriedigung von Bebürfniffen und Wünſchen, 
und was fonft dazu beitragen kann, fo weit es möglich 
ift, zu forgen, daß das Stantsfhiff nit unter- 
sehe, bis der Sturm vorüber, ber Strom ver— 
vonnen if, oder die dem Donnerwetter fol— 
gende Abkühlung der ruhigeren Weberlegung 
und etwa nöthiger Verbefferung begangener 
Fehler wieder Raum gibt. Es ift aber, wie die Ge— 
ſchichte aller Zeiten, auch der neueften in verſchiedenen Län— 
bern zeigt, nicht immer möglich, dieſes Ziel, ohne daß es 
zum wirklichen Umfturz kommt, zu erreichen, fey es, daß bie 
Männer am Ruder dazu nicht ftark ober nicht meife genug 
find, oder daß der fehadhafte Zuftand, ber unrettbar macht, 
von frühern Verhältniffen herrührt, oder daß ber gegebene 
Anſtoß in Verbindung mit biefen Verhältniffen an und für 
fih fo überwältigend ift, daß Feines Menſchen Kraft und 
Einficht Hinveicht, dagegen Schub zu gewähren, 


II. Politische Anſichten. 
§. 7. 


Nach der Richtung, welche, wie ich im vorigen Abſchnitte 
auseinanderſetzte, bie geſellſchaftlichen Verhaͤltniſſe geiſtig vor⸗ 
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angeſchrittener Völker naturnothwendig nehmen, ſtellt ſich als 

die wichtigſte Frage Die dar: 
welche politiſchen Grundfäge nicht nur in Zeiten der Ges 
fahr, wo weber Macht noch Einfiht mehr zu reiten weiß, 
fondern im Allgemeinen in ben regelmäßigen ober 
ruhigen Zeiten Teiten follen, um die Entwiklung in ei— 
nem georbneten Gange zu erhalten, unb gewaltfamen Um— 
fturz abzuwenden ? 

Der Staatsmann muß von feften Grundſätzen ausgehen, 
wenn gleih die nämlichen Grundfäge je nach ben in den 
Umftänden Tiegenden Hemmniffen ihn bald weiter führen, 
bald ruͤckhalten laſſen, und die nämlihen Grundſätze 
überhaupt nach den Bebürfniffen ber Zeit verſchiedene 
Ergebniffe Liefern. 

Wenn ich hierüber meine Anfihten ausſpreche, fo find 
fie nicht neu, fondern wenigftens feit 1832, feit ih der frü- 
bern Reaktion bie Stürme von 1830 und 1831, und den Aus— 
ſchweifungen diefer Jahre wieder andere Nachwirkungen fol⸗ 
gen fah, und die Macht der Verhältniffe in eigener Erleb— 
nig näher ſchätzen lernte, im Weſentlichen (in ihrer allge- 
meinen Richtung) ſtets diefelben geblieben. Selbſt die 
betrübenden Erfahrungen ber neueften Zeit haben mid, darin 
nicht wankend gemacht, fondern vielmehr beſtärkt. 

Auf die Einzelnheiten der Frage werde ich in meiner 
kurzen Darftellung hier nicht eingehen, und überhaupt habe 
ich vorzugsweiſe nur die politifche Scite der Staatöver= 
waltung, bie Berhäftniffe ber geſellſchaftlichen Gewalt und 
ber Freiheit der Einzelnen im Auge, denn daß materiell 
gut vegiert werden fol, ift im Allgemeinen außer Trage. 


8 
A: Welches immer bie Regierungsform und bie fonftige 
Organiſation der Gewalt fey, und was immer für einen Um 
fang die Regierungsgewalt und bie Freiheit der Einzelnen 
Habe, fo fol die Regierung in allen Fällen durch das Ma— 
terielle ihrer Verwaltung keinen Anlaß zur Unzufriedenheit 





— 1— 


geben, fie muß das Befte bes Landes, bie Staatszwecke in 
jeder Beziehung zu befördern und damit allen Stoff zu ges 
gründeten Beſchwerden nach Kräften zu befeitigen ſuchen. In 
diefer Hinficht Hängt bie ganze materielle Stantöverwaltung, 
als auf eine gebeihliche ruhige Entwiklung einwirkend, mit 
der Politik mittelbar, ein Theil berfelben aber auf uns 
mittelbar zufammen. 

Obgleich es indeffen, allgemein genommen, keinen Wiber- 
ſpruch findet, daß eine materielle Beförderung des öffentlichen 
Wohls dem umſtürzenden Treiben entgegenwirke, fo bleiben 
doch immer Zweifel übrig, ob Diefes oder Jenes, und in 
welcher Art der Ausführung es das öffentliche Wohl wirklich - 
fördere ? 

1) Anerfannt ift, daß die Regierung in allen ihren 
Handlungen gerecht fein muß. Justitia fundamentum re- 
gnorum. Wie die Regierung in ihrer Sphäre Gerechtigkeit 
üben muß, fo foll fie auch in Dingen, die verfaffungsmäßig 
zum Grfenntniffe ſelbſtſtändiger Gerichte ‚gehören, ſich nicht 
einmifchen. 

Wie fie überhaupt das Recht, wenn es aud Fein ge= 
ſchriebenes tft, zu achten hat, fo hat fie eben fo das gegebene 
Gefe überall gewiffenhaft zu befolgen, da nur dadurch 
aud beim Volke der Sinn für Gefeplichfeit genähtt und 
geffärkt wird. In dieſer Hinficht wird einer Regierung häufig 
Schwäche vorgeworfen, wenn fie wegen gewiffenhafter oder 
ängftlicher Beobachtung ber Gefege Gefahren für den Staat 
nicht abwendet. Allein der Sag: salus publica suprema lex 
esto — führt leicht zu großen Mißbräuchen. Um nicht das 
Anfehen des Gefeges zu erſchüttern, was immer nachtheilige 
Folgen hat, fol man eher die Gefege felbft fo machen, daß 
die Regierung für außerordentliche Fälle bie erforderliche 
Macht Hat, oder daß ihr für folche Fälle das Geſetz ſelbſt 
eine Abweichung von ber Regel geftattet, fo daß fie bei die= 
fer Abweichung dann doch wieder innerhalb des Geſetzes, 
nämlich mit gefeglicher Ermächtigung, Handelt, daß fie 

- alfo nicht genöthigt werde, das Geſe z felbft zu verlegen und 
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damit ben Widerftand gewiſſermaßen zu vechtfertigen, ober 
doch die Verletzbarkeit bes Geſetzes zu ſanktioniren. Jedenfalls 
ſoll eine folhe Verlegung nur im äußerften Palle, wenn 
es für bie eigene Rettung des Staats unvermeidlich ift, 
alfo im Falle eines eigentlichen Rothftandes, wo aud ber 
zu einem Verbrechen genöthigte Bürger nach bem allgemei- 
nen Strafrecht entſchuldigt ift, verübt, und hintennach vers 
antwortet werben, 


89. 

2) Die Staatögewalt foll den Wohlftand bes Volkes 
zu befördern ſuchen. Die Aufgabe ift ſchwer, fie hängt von 
hundert Verhältnifien ab, über die eine Regierung großen- 
theils nicht Herr if. Zur Zeit politifcher Stürme iſt bie 
Aufgabe ohnehin gar nicht zu löſen, ba dort abgefehen von 
dem dadurch veranlapten Mehraufwand ber Gefammtheit, wie 
ber Einzelnen, wegen Unfiherheit der Zuftände eine Krebit= 
Tofigfeit und damit eine Stodung faſt aller Gewerbthätigfeit 
eintritt, 

Aber auch außerdem bringt fehon bie ein gewiſſes Map 
überfteigende Vermehrung ber Bevölkerung und ber mit der 
Givilifatton wachſenden Bedürfniſſe eine fi) ausdehnende Ver- 
armung, wenn nicht bie Erwerbsquellen, bie doch eine na= 
türlihe Schranke haben, in gleichem Verhältniffe ſich ver— 
mehren.- Jedenfalls wächſt hiebei wegen Berfchiebenheit ber 
Rapitalien und ber Erwerbsfähigkeit die Kluft zwiſchen reich 
und arm, und eben damit ber Neid und ber Stoff zur Un— 
ruhe und Unzufriedenheit. Wenn aud ein großer Befig in 
einzelnen Händen ben Reichthum und bie Produltionskraft 
des Ganzen, bie eigentlich nur in ben größeren verfüg- 
baren (das eigene Bebürfnig der Befiger überfteigenden) Be— 
trägen ruht, für bie Gefammtheit erhöht, und zugleich ſtarke 
Elemente der Erhaltung gründet, fo wird doch duch bie 
große Armuth der vielen Andern, wenn es an genügenden 
Grwerböquellen, an einer hinreichenden Belohnung ber Arbeit 
fehlt, ein fehr bewegliches, zu allem Umfturz bereites, Werk⸗ 
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zeug geichaffen. Die ans diefem Verhaͤltuiſſe entfprungenen 
Theorieen und Plane über Bertheilung des Eigenthums, über 
Recht auf Arbeit und genügende Belohnung, über Ausgleis 
Hung zwiſchen Kapital und Arbeit find größtentheils ganz 
abentheuerlih ober doch unklarz fie zeugen aber in Verbin⸗ 
dung mit den wirklichen Zuftänden dennoch von einem tiefen 
Bebürfniffe, und bisher allerdings zugleich von der Hülflo= 
figkeit der menſchlichen Natur. 

Was indeffen von folchen foctaliftifchen Ideen ohne Rechtes 
verlegung, wenn gleich mit einer nad einem allgemeinen 
Brinzipe zu tragenden Belaftung der Befigenben, irgend durch⸗ 
führbar tft, follten die Regierungen felbft mit allen 
Kräften erftreben, infoferm basfelbe, ohne bie nationale Pro— 
duktionskraft bes Ganzen felbft zu ſchwächen und ohne ben 
Müpiggang zu nähren, oder (role in ber Pariſer Nationals 
werkftätte) werthlofe Arbeit zu fördern, wirklich den Erfolg 
verfpricht, daß bie ungeheure Kluft zwiſchen reich und arm 
weniger empfindlich und bas Loos ber Bermögensiofen we— 
niger drückend werde. Alle Opfer, bie man unter biefer Vor— 
ausfegung dem Zwecke bringt, kommen Denjenigen, bie fie 
bringen, felbft zu Nugen. Nicht nur in der Stenergefehge- 
bung {ft hierauf Bedacht zu nehmen, fonbern es iſt auch 
ſtaatliche Fürſorge für Unterſtütung Arbeitsunfähiger und, 
ſoweit thunlich, Eröffnung von Arbeitsgelegenheit für Andere 
nöthig, eben fo eine Erleichterung ber Anfammlung Heiner - 
Kapitalien durch Sparfaffen und Arbeiterpenfionsfonds, eine 
Fürſorge gegen Bedrückung durch Arbeitsherrn hinſichtlich der 
Arbeitszeit oder Behandlung, namentlich mit Rückficht auf 
das Alter und die Unterrichtöbebärftigkeit ber Arbeiter, gegen 
brüdende Berabrebungen ber Arbeitöheren (mie gegen bie 
ſchaädlichen Verbindungen ber Arbeiter ſelbſt), Unterftügung 
der Auswanderung u. dv gl. Vielleicht führt die Erfahrung 
noch zu weitern praftifchen Vorſchlägen. Mit der Erklärung, 
wie man fie Häufig Hört, daß da und dort das Proletariat 
an feiner ſchlimmen Lage ſel bſt Schuld trage, iſt bie Sache 
nit abgethan. Auch wenn und wo dies wahr iſt, liegt im⸗ 
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merhin das Uebel thatfählih vor, umd feine Befeltigung ober 
thunliche Verminderung iſt im Intereffe ber Befigenden, ſowie 
in jenen ber Gefammtheit, im Intereffe der Orbnung und der 
Givtlifatton dringend geboten. 


$. 10. 

Wichtige Fragen in Beziehung auf ben Wohlftand gaben 
in ben letztvergangenen Dezennien bie Befreiung bes Grund⸗ 
eigenthums unb bie Geiwerbefreiheit. Beide befördern obne 
Zweifel die nationale Produktion im Ganzen, aber im Ber- 
hältniffe ber einzelnen Staatsangehörigen unter fih haben 
fe dennoch auch bedeutende Schattenfeiten. Die Befreiung 
des Grundeigentfums von darauf ruhenden Laften, die jetzt 
in Deutfchland überall in einem jedenfalls unaufbaltfa= 
men Gange und. in mehreren Gegenden fon vollendet 
ift, zieht die Grundbefiger wegen eines unmittelbar daraus 
hervorgehenden zeitlichen Vortheils an, aber fo fehr ber. 
wirthſchaftliche Werth der Maßregel auch anzuerkennen ift, fo 
tommt dadurch doch mehr Grunbeigentfum in große Hände, 
bie es an die Stelle ber verlornen Gefälle ıc. und aus dem 
für diefe erhaltenen Kapitale erwerben. Damit gewinnt das 
Syſtem bes Zeitpadhts an Umfang, und an bie Gtelle 
der Heinen Gigenthümer, die ber auf bem Gute haftenden 
Laſten ohnerashtet doch immer noch einen fihern Befitz hatten, 
treten Pächter, bie mit Ablauf ber Pachtzeit fich jeweils wie— 
der von neuem um einen Erwerb erft umfehen müffen. Die 
politiſche Schattenfeite dieſes Erfolges ift nicht zu verkennen. 
Noch bedenklicher ift aber die Gewerbefreiheit, vermöge 

deren jeder, ber bad Kapital dazu hat, ein Gewerbe, ober 
auch gleichzeitig mehrere derfelben, ohne fie ſelbſt erlernt zu 
haben, betreiben ober durch Gehülfen betreiben laſſen kann. 
Dadurch erhält das Kapital ein weiteres, fehr großes, Ueber— 
getwicht über die Arbeit. Bei Gegenftänden, die mit großen 
Einrichtungen viel Teichter, wohlfeiler oder beſſer, verarbeitet 
werben und fi) auch zu einem entfernten Abſatze eignen, find 
die Vortheile der Gewerbefreiheit überwiegend, nicht aber 
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au bei andern Dingen, bie ber gemeine Handwerker eben 
fo leicht ober bo beinahe eben fo leicht für den täglichen 
Verbrauch in der Nähe verarbeitet. Möchte es fein, daß auch 
in den letztern Dingen bie Gewerbefreiheit, wenn fie ſchon 
lange Zeit beſtanden, und ber Betrieb oder Erwerb ber Be— 
völferung ſich allmaͤhlig darnach gerichtet Hat, entſchieden vor= 
äugiehen wäre,_ fo würden jebenfalls bie jetzt vorhandenen 
Handwerker, beren Nahrungsquellen auf einmal gelört wären, 
- über eine folhe Neuerung ein furchtbares Wehgeſchrei erheben, 
und die Verleihung dieſer Freiheit würde eher eine 
Revolution hervorrufen, als jede andere Entziehung oder 
Beſchränkung einer Freiheit. 


g1. 


3) Sittliche und intellektuelle Bildung. Wenn 
bie letztere die Erwerbsfähigkeit der Einzelnen erhöht und da= 
mit im Allgemeinen zum Wohlftand beiträgt, fo vermehrt fie 
auf der andern Seite zugleich die Begehrlichkeit, die Luft nad 
Genüffen und die Habſucht, eben damit aber auch, weil es 
an genügender Befriedigung fehlt, die Unzufriedenheit. Diefe 
Schattenſeite wird nur gemildert ober aufgewogen, wenn mit 
ber intellektuellen aud eine ſittliche Bildung ver= 
bunden iſt. Diefe führt zur Beredlung des Geſchlechts, und 
durch ſie würde, wenn ſie umfaſſend gelaͤnge, alle grundloſe 
Unzufriedenheit, die Lüge und was ſonſt noch die Grundlage 
der geſehlichen Ordnung und ber beſonnenen und rechtlichen 

„freien Entwidlung erfjüttert, befeitigt werden, Darauf hin⸗ 
zuwirken it das Intereffe aller Beffern „ aber die Moralpre= 
digten jeber Art helfen in der Regel wenig und am wenig- 
ften, wenn fie von den Negierenden kommen 

Mehr kann der Staat durch bie Reitung bes öffentlichen 
Unterrichts, durch fittliche Bildung ber Lehrer und durch vor⸗ 
ſichtige Anſtellung und Beaufſichtigung derſelben thun. In 
Beziehung auf die Lehrer ſind in den neueſten Revolutions⸗ 
geſchichten traurige Erſcheinungen zu Tage gekommen; aber 
man irrt fih, wenn man fie größtentheils den Mängeln ber 
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Bildungsanftalten für Lehrer, ober einer fehlerhaften Anftel- 
lung und Beauffitigung der Lehtern zuſchreibt. Anftellen 
Tann man nur Diejenigen, bie vorhanden find, und bie Auo- 
wahl if unter den Befähigten nicht groß. Auch if die Beauf- 
fihtigung in der Regel von einem großen Erfolg, da ih 
dazu nicht Überall geeignete Organe finden, die Aufficht jeden⸗ 
falls Feine ununterbrochene iR und bei firengerer Handhabung, 
wo ſich bie Gelegenheit dazu bietet, leicht Reibungen entſte⸗ 
ben, bie beſonders dann verderblich find, wenn der Lehrer 
bem Beanffichtigenden in der Fachkenntniß überlegen iſt. An 
ben Anftalten für Bildung der Lehrer Tann man oft wenig 
ausfegen, und wenn der junge Mann auch mit ſittlicher Bil- 
dung, fo weit fle in fo kurzer Zeit ihm beigebracht werben 
Tonnte, herauskommt in das Leben, etwa in eine vom radika⸗ 
len Geiſte verborbene Gemeinde, fo if die Zumuthung ober 
doch jedenfalls die Erwartung zu groß, baf er ber Anftedung 
und Verführung Immer wibderſtehen werde. Schon der Um— 
Rand, daß die Lehrer der Vollsſchule wegen der für die Ver— 
hältniffe des Lebens jegt nöthigen größern intellektuellen 
Bildung über die Scholle, auf ber fie früher fanden, hervorge- 
hoben wurden, erregt in ihnen größere Begehrlichkeiten, für 
die fie Keine Befriedigung finden. Daher ihr Drängen unb 
Treiben nad Verbefferung ihrer Lage. Damit werben fie 
Teiht zu Werkzeugen in ben Händen ber Wühler, bie ihnen 
von einer neuen Geſtaltung ber Dinge ein beffered Loos in 
Ausſicht fielen, ohne dag ber Eine oder ber Andere Mar 
wäre, wie und durch welche Mittel dies bewirkt werben fol. 
Was indeffen in ben verfchiedenen Kreifen vom Staat für die 
ſitthiche Bildung des Volkes, fey ed im Schulmwefen oder in 
andern Wegen gefchehen Kann, darf nimmermehr vernachläßtgt 
werden. Es mag mit Anderem zur Annäherung an das große 
Biel wenigftend einen Beitrag geben. 

Eine befondere Wirkfamfeit Hierin hat die Kirche, da in 
der Religion die Sittlichkeit ihre größte Stüge findet, und 
die Glaubenskraft am eheften die innere Zerrifienheit ober 
Auflöfung zu Heilen, und in der Sittlichkeit ein gemeinfames 
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Panier für Freiheit, Ordnung und Recht zur Geltung zu 
bringen vermag. Von daher fommt der regelmäßig und zum 
Theil auf fhauderhafte Weife fi kundgebende Haß ber Um— 
fturzprediger gegen die Religion *). Allein der Gott im In— 
nern, ber von verwahrloften ober ſelbſtſüchtigen Menfchen keck 
verläugnet wird, ift dennoch vorhanden, und in den gewalti= 
gen Schritten, womit ber aus dem Herzen Verftopene ſich zu= 
ruͤckzieht, hinterläßt er feine mächtigen Spuren, die das Be— 
dürfniß nach ihm unwiderſtehlich wieder erwecken. 
8. 12. 

Bofitiv Tann der Staat für die Sache der Religion 
wenig thun. Das Heilige wird profanirt und felbft verdäd= 
tigt, wenn es durch bie weltliche Macht aufgebrungen wird 
Mehr mag hierin die von ber deutfchen National-Berfamm- 
lung ausgeſprochene, und nun in einzelne Berfafjungen ſchon 
aufgenommene ober bald zur Aufnahme kommende Freiheit 
und Selbftftändigfeit ber Kirche felbft Teiften. Ich verfenne 
nicht die Schattenfeite dieſer Freiheit, bei der die thätigen 
Mitglieder einer Kirche, wie die Erfahrung lehrt, auch eine 
politifche Partei Hilden, die nad) Umftänden ſowohl gegen- 
über dem Staate, ald gegenüber den Angehörigen anderer 
Kirchengeſellſchaften durch herrſchſüchtiges Treiben nachtheilig 
werden kann. Durch ſolche politiſche Parteibildung der Kirchen 
wird, da die kirchlichen Eiferer nicht immer auch eifrig in 
Ausübung der hriftlichen Liebe find, oft Haß, gegenfeitige 
Anfeindung und Verfolgung hervorgerufen. Bon befonderer 
Bedeutung ift eine ſolche Parteiftellung bei der fatholifchen 
Kirche, da ihre eigenthümliche großartige Organifation und 
ihr Zufammenhang durch alle Staaten, auf die fie fich er— 
ſtreckt, ihr eine größere Stärke geben. 

Zwar ift die politifche Parteibildung bei allen Kir— 
Gen mit daraus hervorgehender gegenfeitiger Anfeindung 

*) Rad öffentlichen Blättern Hat bei der Blumsfeter in Zürih ein babe 
fer Fluͤchtling in feinem Trinkſpruche ausgerufen: die große Leis 


tende Idee der badifhen Revolution fey gewefen: „es 
gibt keinen Gott!" fe ” " 
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auch in dem Zuftand ihrer bisherigen Benormundung vorge= 
kommen, feit Beendigung ber in unfern Berhältniffen ohnehin 
nicht mehr möglichen Religionskriege jedoch in keinem großen 
ober gefährlichen Maße. Fällt nun aber bie bisherige Ver— 
mittlung des Staats, von bem die Kirchen in fo mannigfacher 
Beziehung abhängig waren, hinweg, fo wird, ba jeder Berein 
duch feine Freiheit und Selbfiftändigkeit viel mehr Kraft ge= 
winnt, naturgemäß auch die yolitifche Parteiftellung ber kirch⸗ 
lichen Gefellfchaften eine weit größere Bedeutung erhalten. 

Die Hauptfache iſt indeffen, daß bie Kirche im Allgemeinen 
den Staatszwecken nicht entgegenftrebt, fondern fie befördert, 
dag alfo, mas auch einzelne politifche Parteien im Staat 
von den kirchlichen Teiden mögen, die Staatsgeſellſchaft al s 
ſolche gewinnt, wenn ſich in der Kirche in Folge ihrer 
Freiheit und Selbſtſtändigkeit ein Fräftigeres Leben entwidelt. 
Mit den Zwecken ber Kirche werben hiebei auch jene des 
Staats im Allgemeinen mehr befördert, 

So groß bie Bedenken auch find, wo bie ftaatlihen 
Berhältniffe in anderen Kreifen unfrei find, fo fallen fie 
doch weg und bie Freiheit ber Kirche iſt ein zur Ausgleihung 
nöfhiger Theil der allgemeinen Freiheit, wenn daneben 
nicht nur die Religionsfreiheit (bie Freiheit, neue Religions— 
gefellfchaften zu grüuben,) mit ber dazu gehörigen bürgerlichen 
Gleichſtellung ber. verfchtebenen Konfeffionen, fondern auch 
die Freiheit anderer Vereine und Berfanmlungen, die Freiheit 
der Breffe u. f. w. beftchen. Der profane, negierende und auf- 
löfende Geift hat bei ben letztern Freiheiten ein weites Feld, fo 
dag man den ihm entgegentotrkenden kirchlichen Geift nicht 
durch eine fernere, blos noch bei ber Kirche gehandhabte 
Bevormundung in feiner freien Thätigfeit und Kräftigung 
lähmen barf. j 

Man fürchtet, zum Theil mit Recht, Verfinfterungsverfuche, 
aber auch diefe zu hindern hat der Staat kein Recht mehr, 
wenn er alle andern Freiheiten gewährt. Uebrigens wird, 
mag auch im Einzelnen allerlei gefchehen, Feine Kirche 
mit ſolchen Berfuchen einen ausgedehnten, ber Gefammt- 
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heit nachtheiligen Erfolg haben, da einer eben bevfelben 
auch andere Kirchliche Geſellſchaften, bie freie Wiffen- 
ſchaft und bie Ideen des Jahrhunderts entgegen 
ſtehen, und bie Leitung bes öffentlichen Unterrichts 
in allen Fällen dem von biefen Ideen beherrſchten Stante 
verbleibt. Man barf auch darauf reinen, daß, wenn bie 
Kirche auf eignen Füßen fteht, in ihr bie belebenden Elemente 
befto thätiger und wirkſamer hervortreten, unb fo innerhalb 
der kirchlichen Geſellſchaft ſelbſt fi ein durch bie Wiflenfchaft 
ſtarkes Gegengewicht gegen etwaige Verfinfterungsplane ober 
Geiftesdrud findet. 

Im Nebrigen verſteht es fih von felbft, daß alles, was 
nad den allgemeinen Gefegen den fonftigen Bereinen ober 
Einzelnen gegenüber Anberen oder gegenüber ber Staats 
ordnung unterfagt ift, auch gegenüber jeder Kirche untere 
fagt bleibt. * Ift Died gegenüber ben beftehenden Kirchen, 
da biefe als folge und abgefehen von den Uebertretungen 
einzelner Mitglieder ober Beamteten, ihren ſchon befannten 
eigenen Zwecken nach nichts Verbrecherifches begehen, von 
keiner praftifchen Bedeutung, fo tft es doch umfo nothwendiger 
gegenüber jeder freigegebenen Bildung einier neuen Religions= 
geſellſchaft, die möglicherweife ſich auch rechtsverletzende ober 
unſittliche, oder überhaupt mit den Staatszwecken unvereinbar⸗ 
liche Zweckee ſetzen koͤnnte. 


8. 13. 

B. Mag aber die Staatsgewalt Gerechtigkeit üben, und 
für Wohlſtand und Bildung und für die anderen geſellſchaft⸗ 
lichen Zwecke das Befte thun, dns in ihren Kräften liegt, fo 
reicht dies Alles nicht Hin, ben beftruftiven Geift zu überwäl— 
tigen und bie Ordnung feftzuhalten. Das materiell gute 
Regieren Tann das Drängen nad) äußerer Umgeftaltung min« 
dern, und zur allmäpligen frieblichern Verwirklichung 
derfelben beitragen; aber au das Selbfiftändigkeitöger 
fühl ber erwachten Bevölkerung verlangt mit Naturnothwen- 
digkeit feine Befriedigung, und alle materiellen Berbefferungen 
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vermögen micht ben Strom zurüdzubrängen, ber unaufpaltfam 
nad der Geltendmachung der verſchiedenen Ich, nach Ent= 
wicklung und Begründung der Breiheit und der Volks— 
rechte (ber Beteiligung der Bevölkerung bei ber Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten) hinzieht. 

Nenne es öffentliche Meinung, nenne es Volksgeiſt, Volks— 
bewußtfein, ober mie immer! — kurz, mas die nicht etwa 
durch ephemere Erſcheinungen angefachte, fondern naturgemäß 
nad und nad von innen gefommene entfehiedene Meberzeugung 
ber Mehrheit ber Denkenden in einem- Volke, der Inftinkt der 
geiftigen Kräfte geworben ift, muß zur Erfüllung kommen, 
wenn man nicht blind und hülflos dem Umſturz entgegen 
gehen will. Gegen alle die taufendfahen Schwierigkeiten, bie 
ſich einer Regierung bald von innen, bald von außen ent= 
gegenftemmen, gibt es, wiefein berühmter confervativer preußi⸗ 
ſcher Staatsmann im Jahr 1847 feinem Könige fagte, kein 
anderes Mittel, als eine Verbindung mit bem beffern und 
mächtigen Geffe der Nation. 


$. 14. 


1) Die Berhältniffe ber öffentlihen Gewalt 
zu ben Einzelnen find ber Gegenftand des wichtigften 
Entwicklungsprozeſſes im Leben der Völker, ber mit den Fort— 
ſchritten des geiftigen Treibens immer Tebendiger, unter gewif= 
fen Vorausſetzungen aber heftig gährend wird. Die Gentripetal= 
kraft, die das Ganze zufammenhält, ift im fteten Ringen mit ber 
Gentrifugaltraft, vermöge beren ber einzelne Theil, das Indivi— 
duum, ſich losreißen, feinem eignen Schwunge folgen, den Kreis 
bes Seinigen erweitern will. Das Individuum macht gegen- 
über ber Gefammtheit oder beren Gewalthaber fein Ich gel= 
tend, es will die Beſchränkungen durch bie Staatsgewalt im— 
mer mehr entfernen, d. 5. es will frei fegn. Dies wollen 
nicht nur die felbftfüchtigen deftruftiven Naturen, fondern bis 
zu einer gewiſſen Grenze auch bie edleren Geifter, und ge= 
rade darin offenbart ſich ſowohl die Natürlichkeit, als bie 
Stärke und bie Berechtigung dieſes Triebes. Die Grenze liegt 
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in der Nothwenbigfeit eines geordneten Nebeneinander= 
beftehens, und einer Erhaltung des Ganzen, das feine. 
Zwecke für die gemeinfamen Intereffen Aller muß er— 
reichen können. 

In Beziehung auf dieſes Maß find die Anſichten verfehte- 
den. Mit der fortſchreitenden Entwicklung erweitert ſich die 
Anſchauungsweiſe. Was man früher mit einem geordneten 
Staatsweſen für unvereinbar hielt, erſcheint fpäter vereinbar, 
und man-hält es nicht nur dafür, es iſt es auch. Nach ber 
Kulturftufe, nach der geiftigen und gewerblichen Entwicklung 
iſt die größere Freiheit der Einzelnen zur Erreichung ihrer 
Lebenszwecke und jener der Gefellfehaft mehr nothmwendig, 
und fie ift zugleich mit Rüdficht auf vorhandene oder zu ſchaf⸗ 
fende und zum Theil aus der Freiheit felbft hervorgehende 
Elemente der Erhaltung oder Stügen der Ordnung auch mehr 
zuläffig, ungefährlid. 

Ehen darum iſt aber die fo allgemein und, fo Teicht ges 
ſchehende Berufung auf die Freiheit eines andern Volkes oft 
trügeriſch. Dort ift vielleicht die politifche Entwicklung fehon 

. weiter gebiehen, ober es find in fonftigen Inftitutionen oder 
in Eigenthums⸗ ober andern natürlichen Verhältniſſen Gegen- 
gewichte vorhanden, die das Ganze wieder zufammenhalten. 
Diefe Erwägung, fowie die Erfahrung, daß jebe unreife 
Aenderung nur wieder neue gebiert und nichts mehr von Be— 
ftand läßt, Tann warnen, mit den Reformen überhaupt be= 
Hutfam zu feyn und dabei die angelebten Gewohnheiten und 
geſchichtlichen Eigenthümlichkeiten nicht außer Augen zu laſſen. 
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Gleichwohl muß das unverrüdte Ziel der Stantsmänner 
dahin gehen: die Freiheit, ſoweit fie mit ber Ord— 
nung nur immer vereinbarlid ift, zu erweitern, 
und nah Umftänden andere Verhältniffe ſelbſt 
fo umzugeftalten, daß fie eine weitere Grenze 
ber Freiheit zuläffig machen, etwa mit vorübergehend 
größeren Schugmaßregeln. 


— 2 — 


Das Gefahrlichſte find die plöglihen Sprünge, bie 
Teicht zum Umſturz führen, aber eben diefe Sprünge werden 
durch einen unnatürligen, dem Sinne bed einfihtigen Theile 
ber Bevölkerung widerſprechenden, langen Rüdhalt am mei= 
ſten herbeigeführt. Man täufcht fi, wenn man glaubt, daß 
durch künſtliche Mittel, durch die Organifation einer ftarfen 
Gewalt, durch Bajonette, überhaupt durch ein fogenanntes 
firenges oder energifches Regiment ber Freiheitsbrang auf bie 
Dauer unterbrüdt werden könne. Soweit er nicht nur in ben 
Ehrgeizigen und Selbftfüchtigen, in ben bämonifhen Gei— 
ftern, ſondern auch in ben bejonnen denkenden Mitgliedern 
ber Staatsgeſellſchaft herrſcht, muß ihm Genüge gefchchen, 
oder ber Zuftand ber Unfreiheit if für bie Sache ber 
Ordnung no gefährlicher, als die Freiheit ſelbſt, 
und als die damit verbundene Bewegung, diedem Staate- 
körper zu feiner Kräftigung und Gefundheit im Allgemeinen 
eben fo nothwendig ift, ald bem Körper des Individuums. 
Man muß die Ideen, deren Macht umüberwindlih if, zu 
vechter Zeit verwirklichen, um fie gefahrlos zu machen. 

Ich Habe deshalb ſchon längſt die Freiheit ber Preffe, 
die wichtigſte aller politiſchen Freiheiten, für unbebingt noth= 
wendig gehalten und vertheidigt, zu einer Zeit, wo man ſie 
mit den für die Ordnung unentbehrlichen Garantieen hätte 
geben können. Ich will nicht behaupten, daß ſolche Garau⸗ 
tieen genügend geſchützt hätten, und das Beiſpiel anderer 
Ränder zeigt, daß in ber erſten Zeit der Gewährung, in der Periode 
ber Entwicklung zu politifcher Freiheit, die furchtbaren Wirkungen 
des Mißbrauch diefes fo mächtigen Mittels faft immer wieder zu 
deffen Unterdrüdung führten, und daß erft nad) wiederholten 
Derfuhen dur viele Krämpfe und Kämpfe die Möglichkeit 
gewonnen wurde, biefe Freiheit ohne fernere Gefahr für die 
Ordnung und gefegliche Entwicklung zu ertragen. Darin liegt 
aber fein Grund, mit ber Gewährung bei eingetretenem Be— 
dürfniffe zurüdzuhalten, denn auf einen Tangen Rückhalt oder 
auf eine lange Unterbrechung des früher bereits Gewährten 
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bin iſt bie Gefahr deſſen, was dann doch kommen muß, jeben= 
falls am größten, und wenn ber Entwicklungsprozeß bei ver— 
ſchledenen Voͤlkern in ber Regel Revolutionen brachte, fo lag 
die Urfache meiftens darin, daß ed, ob aus zu großer Aengſt- 
lichkeit ober wegen Beſchränktheit oder entgegenftehender In— 
tereffen ber Machthaber, aneiner allmähligen und rechts 
. zeitigen Gewährung fehlte. Man kann nicht fagen, daß die 
eine oder ambere Freiheit nicht eher gegeben werben bürfe, 
als bis das Volk fie ohne Nachtheil zu ertragen im Staube 
fey. Keiner lernt ſchwimmen, ehe er in das Waſſer kommt. 


$. 16. 

Die perfönlicgen Freiheiten, die fih nur auf Gin- 
zelne beziehen, 3. B. Beſchränkung bes Strafrechts auf bie 
bebeutfameren Rechtsverletzungen ober Ordnungsftöruns 
gen, ſchützende Formen gegen zu leichte Verurtheilungen, ge— 
gen willtührliche Verhaftungen, Hausfuhungen, Bortweifun= 
gen, Polizeiwillkühr u. d. g. können ohne Nachtheil gegeben 
werben, unb es bedarf dabei nur einer befondern Kürforge 
für gefahroolle Lagen bei großen Bewegungen. An und für 
fi ſchwer zu ertragen und mit Gefahren verbunden find nur 
bie politifchen Breiheiten, bie auf die Maffen wirken, 
namentlich die Freiheit der Preſſe, der Vereine und der Volks— 
verfammlungen. 

Bon ben großen pofitiven Vortheilen, welche nament⸗ 
lich die Freiheit der Preſſe in geiſtig belebten Zuſtänden 
gewährt, wo die in der Benökerung herumſtreifenden Gedan— 
ten einer öffentlichen Verarbeitung bedürfen, ift hier nicht 
zu ſprechen. Es handelt fih nur um bie Gefahren des Miß— 
brauds, welde. die Schattenfeite ber Freiheit bilden, jedoch 
auf andere Weiſe, als durch bie Unterdrüdung der Freiheit 
ſel bſt, abgewendet werben müffen. 

Die Preſſe und die Reden in öffentlichen Verſammlungen 
ſtumpfen ſich allmählig ab, und verlieren durch Angewöhnung, 
wobei periodiſche Ermattungen eintreten, ihren Stachel. Selbſt 
das Unheil, das fie einem daran noch nicht gewöhnten Volke 
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bringen, bient dazu, das darin liegende Gift nad) und nach 
unwirkſam zu machen. Durch die Gefahren, die ber Miß— 
brauch bringt, bildet fi nach und nach mehr Zufammenhalt 
ber Andern, die am Beſtand ber Ordnung ein Intereffe has 
ben. So trägt das Uebel zum Theil. fein Heilmittel in fi 
ſelbſt, dem dann noch die Repreffiv = Gejepe gegen ben Miß— 
brauch zu Hilfe kommen müffen. . 
Bebenklicher ift das Recht ber politifchen Vereine, weil 
diefem jene inneren Heilmittel nicht in gleichem Maße zu 
ftatten kommen, und weil die Vereine ihr Wefen oder Unwe— 
fen im Geheimen treiben, der Mißbrauch alfo nicht fo bald 
und fo leicht, wie bei der Preſſe und ben öffentlichen Ver— 
fammlungen zu Tage kommt. Doch Tann auch biefes Recht 
freien Völkern, wie das Beifptel anderer Länder zeigt, nicht 
vorenthalten werden, obgleich felbft Frankreich, das fhon jo 
viele Revolutionen durchmachte und das nun fogar eine repu= 
blikaniſche Verfaffung hat, daffelbe, wie bie Erfahrung zeigt, 
noch nicht zu ertragen vermag. Hier find alfo jedenfalls, 
und insbefondere in ber Mebergangsperiobe, Beſchränkungen 
nöthig. Das Recht ber Regierung, einen Verein, ben fie für 
gefährlich hält, aufzulöfen, tft einerfeits ungenügend und ans 
dererſeits, wenn e8 einfach auf das Ermeſſen ber Regierung 
ankommt, zu weit gehend. Da bie Vereine nicht, wie bie 
Preſſe und die Volksverſammlungen, öffentlich handeln, 
fo muß die Staatögewalt von ihrer Thätigfeit befondere 
Kenntniß nehmen dürfen, und in materieller Hinſicht müſſen 
Vereine ald gemeingefährlich allgemein verboten feyn, bie 
fih über das Land verzweigen und ſich in einem ganzen 
Organismus ber verfaffungsmäßigen Staatögewalt gewiſ— 
ſermaßen als eine Gegenregierung gegenüberftellen, oder 
ihre Beftrebungen gegen die verfaffungsmäßige Staats— 
form felbft oder gegen deren vechtliche ober fittliche 
Grundlagen richten. Unter diefer Vorausſetzung ift aber 
das Vereinsrecht im Allgemeinen, fo wie das Verfammlungs= 
recht, mit eine Bedingung bes freien Staatslebens. Die Ver— 
eine bilden eine Art gefellichaftlicher Gliederung und können 
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nach Umſtänden in mancherlei Zweigen die Thätigleit för— 
dernd, nützlich wirken; aber auch bie ſchlechten können bei 
einer durch geſetzliche Vorſchriften erleichterten Ueberwachung 
weniger ſchaden, als wenn ſie eines Verbotes wegen ihr Un— 
weſen im Geheimen nur deſto gefährlicher treiben. 

Die Beſchränkungen und Repreffingefehe, die gegen ben 
Misßbrauch und die Gefahren ber zu gewährenden Freiheiten 
fügen follen, find nad) deren Natur theilweife bleibend und 
unter allen Vorausfegungen nöthig, theilweis aber vorüber- 
gehend, bis durch die Angewöhnung und bie fonftigen Ver— 
hältniffe die Freiheit auch ohne folche Beſchränkungen nicht 
mehr gefährlich if. Als feitftehende Aufgabe der Stantöge- 
malt muß angenommen werden: Das Volk zur Freiheit 
au erziehen, daß es biefelbe ohne Nachtheil ert ra⸗ 
gen lernt. 

$. 17. 

2) Rann bie politifche Freiheit ohne noch größere 
Gefahr, als bei rechtzeitiger allmähliger Gewährung fie 
ſelbſt mit: fih bringt, nicht Länger zurückgehalten werden, fo 
iſt immerhin zugleich weiter nöthig, die übrigen Zuftände 
ſelbſt fo zu regeln und zu ffärken, daß ſie auch 
einen nie ganz zu befeitigenden Mifbraud je— 
ner Freiheiten leichter ertragen können. Diefe 
Freiheiten find nämlich formale Berechtigungen, bie auf an= 
dere Snftitutionen, auf materielle VBerbefferungen der verſchie— 
benften Art mächtig hinwirken, und die für fih um fo ge— 
fährlicher find, je mehr fie morfhen Stoff vorfin- 
den, ben fie zuſammenbrechen, und je [hwäder 
ber Bau ber Stantsmafchine ift, gegen den ihre Be— 
firebungen gerichtet find. 

Die Hauptfache Hierin iſt eine umfaſſende Betheiligung 
der Bevölkerung bei ber Verwaltung der Öffentlichen Angele= 
genheiten, die dem ganzen flaatlichen Baue eine breite Grund— 
Tage gibt und ihn gegen die Angriffe und gegen den Miß- . 
brauch der Freiheit ſtaͤrkt. Zwar hängt bie Freiheit mit der 
Staatsform und damit, ob bie Rechte bes Volls bei Aus— 


= — 
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find, nit unmittelbar zufammen. Es gab ſchon abjo- 
Inte Staaten, wo das Bolt an ber Regierung keinerlei Theil 
hatte und die Freiheit ber Einzelnen doch fehr ausgedehnt 
war, — und es gibt und gab Republiten mit fehr befchränf- 
ter Freiheit der Einzelnen. Aber richtig iſt, daß bie Volks— 
rechte im Allgemeinen ald Garantieen ber Freiheit gelten, 
nur find fie nicht mit dieſer ſelbſt zu verwechfeln. 
Daſſelbe Selbſtſtändigkeitsgefühl, das bei dem in einem 
Volle erwachten Bewußtſeyn auf Ausdehnung ber politis 
ſchen Freiheit dringt, verlangt zugleih Theilnahme 
an der Verwaltung ber öffentlihen Angelegen- 
heiten (Volksrechte, Selbftregierung). Auch hier ift übrigens 
bie eigentlihe Staatsform (ob abfolute ober Eonftitutionelle 
Monarchie oder Republik) nicht ausfchlieglich entſcheidend. Die 
Verſchiedenheit nach der Staatsform bezieht fih nur auf 
bie Spige, es gibt aber noch viele andere praktiſch wid= 
tige Betheiligungen des Volks bei der öffentlichen Verwal— 
tung in Kreifen, Bezirken, Gemeinden und in Torporativen 
Elementen und Inftituten aller Art. Doc ift bie Spige 
allerdings von ber höchften Bedeutung, weil in ihr bie Macht 
Tiegt, die andern Berechtigungen abzuändern, zu erweitern 
ober aufzuheben; und fein Volk, das fehon eine Mafle Ge— 
danken und geiftiger Erzeugniffe in ſich trägt, wird fernerhin 
der Theilnahme an der höchſten, namentlich an ber geſetz— 
gebenden Gewalt, und einer mittelharen Einwirkung auf bie 
vollziehende entbehren können. In ber Gefammtheit liegt 
bie materielle Macht, und wenn bie moralifche Macht ber 
organifirten leitenden Gewalt durch die Verbreitung und Ans 
griffe des fortfehreitenden kritiſchen Geiſtes geſchwächt wird, 
fo kann fie nur noch durch die Verbindung mit jener natür— 
lichen materiellen Macht die erforderliche Stärke finden, in— 
dem fie fi auf das Vollsbewußtſeyn und den durch die De— 
batte gefäuterten, in einer. georbneten Form geoffenbarten 
Volkswillen ſtützt. Diefem gegenüber gibt es thatſächlich 
keine andere Regierungsgewalt mehr, als eine läuternde, 
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ben vernünftigen Willen konſt atiren de, vermittelnde 
und aufſchiebende. Dies ift ber große Gebanke ber Zeit, 
das Prinzip, um das ber Kampf noch lange fortbauern und 
Unheil bringen wird, deſſen Steg aber nady ber Entwicklungs⸗ 
geſchichte dev Völker unzweifelhaft ift. 
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Darin liegt indeffen, foweit e8 bie Spi ze ober bie cen= 
trale Gewalt betrifft, aud) die Hauptſache, und es ift 
bei Anerkennung jenes, fowohl in der Repräfentationverfafe 
fung als in der Republik verwirklichten, Prinzips die Staats— 
form ſelbſt ohne wefentlihe Bedeutung. Die Befriedigung 
in Beziehung auf Freiheit und Volfsrechte ift in gleicher Weife 
möglih, ob, wie in ber Republit au formell und un— 
mittelbar alle Gewalt vom Volk ausgeht und in feinem 
Namen durch bloße Delegirte verwaltet wird, ober ob, 
wie in ber Eonftitutionellen Monarchie, dem Volk durch feine 
Vertreter neben dem erblihen Oberhaupte eine Theilnahme 
an ber Gefeggebung (einfäliepli der Abgabenbewilli- 
gung), und durch die Verantwortlichkeit der Minifter gegen= 
über ber Repräfentation mittelbar zugleich eine Einwirkung 
auf die gefammte übrige Regierungsgewalt zuftche. 

Aber eben darum und da bie Eonftitutionelle Monarchie 
außerdem noch andere wichtige Vortheile gewährt, ift es ſicher⸗ 
lich falſch, wenn man in ber Entwicklung alter Staaten bie 
Republik als die Staatsform ber Zukunft im Hinters 
grunde erblickt. 

In dem furchtbaren Getriebe der Ideen und Intereffen 
und ber fie vertretenden Parteien, in dem fo beweglichen, ja 
relßenden Strome des Staatslebens iſt wenigftens ein fefter 
Halt, ein Fels nöthig, der von bem Kampfe unberührt (nach 
B. Conſtant als pouvoir regulateur) fiber den ftreitenden Ele— 
menten bie Waage Hält, und durch geordnete Erhebung, Prüs 
fung und Befriedigung des in den Geiftern und Intereffen 
liegenden wahren Bebärfniffes und ber daraus entfpringenden. 
Nebermadit dem Strome ben natürlichen Lauf vermittelt. 
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Insbefondere würden die durch viele Jahrhunderte an bie 
monarchiſche Staatöform gewöhnten alten Staaten, wenn 
jener unveränderliche Punkt wegfiele, den ganzen auf ihre 
Geſchichte gebauten Halt verlieren, und zwar um fo mehr, 
als fie ja ohnehin nur durch eine völlige Zerriffenheit in ihrem 
geiftigen Leben zu einer folhen Ummälzung kommen Fönnten. 


Gerade bie Freiheit und bie Wohlfeilheit, die 
mit der republifanifchen Tendenz erftrebt werden, würden 
durch eine folde Ummälzung, wie das neueſte Beifpiel un— 
ſeres großen Nachbarftantes zeigt, nicht gewinnen, fondern 
Noth Teiden. Denn ein folder Staat, dem jener bisherige 

feſte Haltpunkt fehlt, und der nun ausſchließlich in den be= 
weglichen unb veränderlichen Maffen feine Stüge hat, und 
ber überdied wegen der periodifch offen werdenden höchſten 
Stelle den Machinationen von Prätendenten und jedenfalls 
dem Ehrgeiz der Parteigänger noch mehr Raum gibt, als 
die Fonftituttonelle Monarchie, muß nach einem Gefege der 
Nothwendigkeit fowohl nad innen, ald auch wegen dev in 

. ber Beweglichkeit Tiegenden Gefahr für bie Nachbarn nad 
außen, mehr Macht entwickeln, was mehr Aufwand und 
mehr Mafregeln gegen die Freiheit veranlaßt. Dazu kommt, 
daß die Gewalt, die nur aus den, nicht blos wie der Fürft 
rechtlich, fondern auh moralifch und phyfifch unver— 
antwortlihen Maffen flammt, felten die gleichen Rüdfichten 

"für Humanität trägt, wie bei der Einwirkung eines durch 
die Volfsvertretung und öffentliche Meinung beichränften 
Monarchen, zumal wenn man bedenkt, daß es zu einer Re— 
publik in unfern Verhältniffen, wo meift nur die Interefs 
fen und die Selb ftfucht die Bewegung machen, an wah— 
ren Republitanern, fat an allem aufopfernden 
Sinne fehlt. . 


Wo gleichwohl durch überrafchende Ereigniffe die vepu= 
blikaniſche Staatsform zur Ausführung kommt, wird fie dar— 
nad) nicht von langer Dauer fein, und für Andere nah Um— 
Händen fogar abſchreckend wirken. 
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Auf Nord-Amerika kann man ſich nicht berufen, denn 
die Verſchiedenheit beſteht nicht nur darin, daß es ſich dort 
um einen neuen Staat handelt, der durch feine republika— 
nifche Form Teinen Riß in alt verwachfene Berhältniffe brachte, 
fondern auch darin, daß dort bei einer verhältnigmäßig ge= 
ringen Bevölkerung mit hinreichenden Ländereien und Nah 
rungsquellen der Arbeit noch ein großer Lohn gefichert iſt, fo 
daß die Ummwälzungsverfuche und Vergewaltigungen nicht die— 
ſelben Mittel und nicht diefelde Stärke der Agitation haben, 
wie in einem übervölferten mit Nahrungsforgen kämpfenden 
Rande. 

Auch die Schweiz bietet Feine Achnlichkeit bar, denn bie 
dortige Staatsform ift in einer andern Zeit und unter einfa= 
Gern Berhältniffen entflanden und angelebt. Berner bedarf 
dieſes Land, das wegen ber Kleinheit feines Gebiets in ber 
europätfchen Politik nicht felbftthätig auftritt, wenigſtens kei— 
ner Kraftanftrengung nah außen, es ift durch die Eiferfucht 
ber Mächtigeren geſchützt. Ueberdies würden bie Innern 
Drangfale, welche die Schweiz in den letzten 19 Jahren er— 
fuhr, in einer, durch gewaltfamen Riß des Beftehenden und 
Berwachfenen entftandenen, neuen Republit ficher ſchon 
lange wieder zu einem Umfturze bes künſtlich Erbauten und 
daher Zufammenhanglofen geführt haben. 


8. 19. 

Wenn ich hiernach die Meberzeugung bege, daß bie Re— 
publik in ben alten Staaten, namentlich in Deutſchland, wo 
noch die Stammesunterfchiede ſolche Umwälzungen und Ver— 
ſtändigungen erſchweren, nicht die Staatsform der Zukunft 
fein kann, fo läugne ich doch nicht, daß einzelne Erſcheinun— 
gen diefer Art, wenn auch nur vorübergehend, eintreten und 
die allgemeine Verwirrung noch vergrößern könnten. Zur 
Abwendung folder Auswüchſe und ihrer betrübenden Folgen 
iſt es daher um fo notwendiger, im Wege des Friedens und 
ber gefeglichen Ordnung, fo wie bie nämlichen Freihei— 
ten, eben ſo auch diejenigen wefentlihen Volksrechte, 
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welche hier der republikaniſche Gedanke, ob auch in verirrter 
Weife, erfirebt, zur Geltung zu bringen. 

Ich wieberhole es: bie möglichfte Betheiligung 
ber Bevölkerung bei ber Verwaltung ber öffent- 
lien Angelegenheiten in allen Sphären bes 
gefellfgaftlihen Lebens ift nothwendig. Nur da— 
durch gewinnt das Ganze eine breitere und darum feftere 
Grundlage, und das Bolt erhält dadurch eine umfaffen- 
dere Einwirkung auf feine Verhältniffe in ihren verfchledenen 
Berzweigungen, als 3. B. in der franzöfifhen Republik durch 
das bloße Recht der Wahl eines Oberhaupt und eines ge= 
feßgebenden Körpers, bie dann bem Volke felbft wieder einen 
geringen Wirkungsfreis anweifen und nad bem Gentralifa= 
tionsiyfteme alle Theile des Ganzen bis zu dem unterfien 
Gliebern wieder vom Mittelpunfte aus Leiten und beftimmen, 


$ 20. 

Will man die Pfeile, welche (veblich oder umreblich) ge= 
gen bie Stantsgewalt gerichtet werben, und wozu jeber ber 
tauſendfachen Akte der öffentlichen Verwaltung ſtets (mit ober 
ohne Grund) Anlap gibt, und will man insbefondere bas 
Gift, das die Boshelt, ber Geift der Verneinung und Des 
ſtruktion, unabläßlich ausfprigt, möglichſt unſchaͤdlich machen, 
ſo muß durch Einrichtungen dafür geſorgt werden, daß die 
Wirkungen dieſer Pfeile, dieſes Gifts, von der Gewalt, die 
dad Ganze zufammenhält, von der eigentlichen Staatsge— 
walt oder Regierung, fo viel thunlich abgewendet und 
auf eine Vielheit von Elementen aus dem Volke ſelbſt 
vertheilt werben. _ 

Steht auf der einen Seite allein die Bureaufratie, bie 
Hierardjie von Beamten, bie zwar ebenfalls Bürger find, aber 
wegen ihres ftändigen Dienſtverhältniſſes zum Fürſten als 
ihrem Gewaltgeber ben übrigen Bürgern als den Regier- 
ten gegenüber fiehen, und auf ber andern Seite die ganze 
Maffe Derjenigen, bie in ber Preſſe, in öffentlichen Verfammz 
Tungen, in Privatkreiſen ıc. Alles, was von jener Beanten- 
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hierarchie und ihrer Spige ausgeht, und bie Beamten ſelbſt 
unaufhörlich beurtheilen und nach ber vorherrfchenden menfch= 
lichen Neigung meift labdeln und angreifen, — welch’ unglels 
Her Kampf! 

Geht dies umter patriarchaliſchen Verhältniffen oder in 
Beiten ber Ermattung auch ohne in die Augen fallenden *) 
weſentlichen Nachtheil hin, fo ift die Gefahr befto einleuchten- 
der in einer erregten Beit bei großer geifliger Bewegung, wo 
alle Leidenfhaften und Intereſſen mit Lebhaftigkeit auftre— 
ten und ber Strom durch die ganze Bevölkerung hinzieht. 
Darum müffen Bürger aus dem Volke, die ihren eigenen 
Gewaltgeber haben, und die nicht ftändig im Amte find, fon= 
bern aus dem Volke hervor⸗ und zurüdtveten und nad dem 
zeitlichen öffentlichen Vertrauen durch andere wieder erſetzt 
werben, an ber Verwaltung in ben verfchiebenften Zweigen 
betheiligt, fie müſſen von ber Stantsgewalt gewiffermagen 
ing Mitleid gezogen werden, daß bie ungeheuere Verantwort- 
lichkeit, die aus der öffentlichen Verwaltung hervorgeht, fi 
nicht auf die Regierung concentrive und fie erbrüde, fondern 
auf eine Vielheit von ber Regierung unabhängiger, vom Volke 
ſelbſt delegirter und felbft wieder wechfelnder Perfonen ver— 
theilt werde. Damit wählt die Zahl ber DVertheibiger ber 
beftehenden Orbnung, und eine große und mächtige Barthel, 
welche die Regierung im Volke felbft hat, if bie haupt— 
fählichfte Stüge, die ihr Kraft geben und bie retten Tann. 
Selbſt wenn wirkliche Fehler begangen werben, fo {ft bie 
Bolge für die Regierung nicht erdrüdend, da bie Schul, 
wenn nicht allein, fo bo mit auf bie bürgerlichen 
Vertreter fällt. 

*) Der zeitlich unſichtbare Nachthell befteht auch hier, jedenfalls darin, 
daß der Boden für die Seiten ber naturgemäß doc folgenden geiftigen 
Erregtheit bann nit vorbereitet if. Die Bevölterung Ät an das 
Reglertfeyn in allen ihren Lebenezweigen durch. eine abgefonberte Ber 
amtenafte zu fehr gewöhnt, fo daß fie, wenn dtefe Herrſchaft gebrochen 
wird, fih nicht mehr zu finden weiß, und felbft bie in einem folden 
Beitpunfte cafd) getroffenen, aber noch nicht angelebten, anberen Gin» 
vigtungen find alsbann mid tm Gtaube, fo fuel einen fihern Halt 


u gewähren, wie er für eine hedeihiiche Entwidlung, für die Grhaltung 
Son ®Getfet un Drbming efintmiig I fi 


— 32 — 


Es ergibt ſich dadurch auch die Gelegenheit, daß die ver= 
ſchiedenen Kräfte, Anſichten und Geſinnungen im Volke ſich 
unter ſich mehr abreiben und gegenüber der Staatsgewalt 
weniger bedrohlich werden. Zugleich werden die Geiſter, die 
überall nur den Staat regieren wollen, und deren hierauf 
gerichtete Strebfamkeit nun einmal nicht zu unterbrüden iſt, 
in ben verſchiedenſten Sphären beichäftigt,'fo daß fie weniger 
ausſchließlich fi gegen den Mittelpuntt richten. 

Berner bilden ſich auf ſolche Weife im Staatsleben mehr 
torporatine Elemente, die gegen die Unterdrüdung ftärker 
find, als die bloße vereinzelten Köpfe, bie aber auch gegenüber 
der Unordnung, Wühlerei und Umfturzverfuchen mehr Beftand 
haben und mehr Kraft geben. 


Was Tann nun in biefer Richtung gefchehen ? 


s 21. 


1) Daß die Spige ber Staatsverwaltung, bie Regie— 
tung ſelbſt, eine Volksvertretung zur Seite haben muß, 
bedarf nicht erft des Nachweiſes. Aber das Syſtem muß ein 
wirflih parlamentarifches werden, d. h. die Regierung 
und die Volfövertretung müſſen im Wefentlihen mit 
einander im Einklang gehen, fonft treten die eben erwähnten 
Vortheile nicht ein, bie Regierung wird im Gegentheile mehr 
blosgeſtellt ftatt unterftügt. 

Daß die Minifter der Volkövertretung verantwortlich fein 
müffen, und daß diefe bie Möglichkeit Haben muß, fie wegen 
Verfaſſungs- ober Gefegesverlegungen oder wegen Verſchleu— 
derung ber Staatögelder ıc. vor einem unabhängigen und 
Vertrauen verbienenden Gerichtöhofe zu belangen, verfteht 
ſich als ein parlamentarifches Ariom von ſelbſt. Aber hieran 
genügt es noch nit. Wenn auch nur fonft zwifchen der 
Vertretung und ber Regierung in politiſcher Hinficht ein 
entſchiedener und prinzipieller Widerſtreit befteht, fo 
muß entweder eine Rammerauflöfung oder ein Minifterwechfel 
ben Einklang wieder herſtellen. 
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Ich weiß wohl, was dieſem Grundſatze in kleinen, na— 
mentlich in den Heinen deut ſchen, Staaten im Wege ſteht, da 
fie nur Theile eines größern Ganzen find und daher feine 
völlig ſelbſtſtändige Politik verfolgen können, und da ohnehin 
wegen ber Leichtigkeit einer über das ganze (Kleine) Land ſich 
erſtreckenden Bethörung und Verftändigung bie Gefahr größer 
ift, daß ein zerſtörender Radifalismus obenan komme. Allein 
eines Theile ſollte Hier eine, den Wirkungskreis der Partiku— 
lar⸗Landtage beſchraͤnkende, bundesftaatliche Gefammtverfaffung 
Abhülfe [haffen, und andern Theile Tann ja das parlamen- 
tarifche Syftem, bem jene Verhältniffe jedenfalls nicht vegel- 
mäßig oder allgemein Hinderlich find, in Außerften Fällen - 
durch das Steuerbemwilligungsrecht do erzwungen werben. 
Was daher Schlimmes daran iſt, muß man als ein noth- 
mwenbdiges Uebel hinnehmen, und bie Nachtheile eher auf 
andere Weife abzuwenden füchen, namentlich durch beffere 
Wahlgefege, melde das Obenankommen eines zerftörenden 
Radikalismus hemmen, indem etwa durch einen Genfus oder 
durch eine Wahl nach Klaffen oder nach hervorragenden gro= 
pen Intereffen mehr Elemente der Ordnung in die Repräfen- 
tation gebracht werden, fo daß dadurch die Durchführung bes 
parlamentarifchen Syftems wefentlih erleichtert und jeden- 
fans möglich gemacht wird. 

Nach Umftänden ift auch das Auflommen eines mehr oder 
minder radikalen Minifteriums nicht von Gefahr. Iſt diefes, 
wie etwa mißlungene Verſuche zeigen, namentlich in Zeiten 
geoßer Aufregung, mo die Bevölkerung in einer Art politi= 
fer Berauſchung ſich befindet, bedenklich, fo ift zu erwägen, 
daß gerade Hier, man mag fonft ein Syſtem haben, welches 
man will, ein ber Mehrheit widerfirebendes Minifte- 

rum doch nicht zu halten if. Zwar machen auch zu 

gewöhnlihen Zeiten Männer, die nur vom Oppofitions- 

ftandpunkte aus an's Ruder kommen, um ben Erwartungen 

ihrer Partei zu entfpredhen, wo dieſe felbft noch nicht zu einer 

Reife gelangt ift, Teicht unpraktifche Dinge, und die nä m— 

lichen Umftände, bie ihre Vorgänger wegdrängten, nöthigen 
3 
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fie mitunter, anders als bie letztern, felbft wo biefe auf 
dem rechten Wege waren, zu handeln. Immerhin müffen fie 
aber denn doch auch felbft wieder regieren, und eben bamit 
nad der Natur der Dinge Vieles thun, was ihnen da, wo 
die Parteien noch wenig praktifche Einficht haben, von ihren 
frühern Anhängern wieder heftige Angriffe zuzieht und bie 
Partei tHeilt. In diefem Falle, oder wenn fie fih zu un= 
verftändigen Dingen hinreißen laffen, und dies bem Volke 
fühlbar wird, verfpricht dann nad Umftänden eine Auflöfung 
ober Wiederholung bderfelben und eine neue Wahl wieder mehr 
Erfolg. Indeſſen kann den an die Spige gefommenen Oppo= 
-fitionsmännern von dem, was ihnen mißglückt, nicht immer 
die Schuld zugemeffen werden, es find oft die Nach wir— 
tungen ber Fehler ihrer Borfahrer, und unter ihnen 
fommt das Mebel, das fich nicht fo Teichthin wieder Heilen 
ober befeitigen läßt, nur erft zu Tage. " 
Jedenfalls entfpringt aber aus dem auf das entſchiedene 
Nebergewicht der Parteien gegründeten Minifterwechfel ber 
Vortheil, daß die Oppofition, die fonft durch ſtetes Verneinen 
die Grundfäge alles Regierens überhaupt befämpft, prat« 
tifcher wird, daß fie nämlıch wegen ber Ausficht, etwa auch 
feldft an das Ruder zu kommen, die allgemein regie— 
rungsfeindlich en Grundfäge aufgibt, Indem ihre Führer 
fonft Gefahr laufen, man werde ihnen, wenn fie felbft ver= 
walten, in gleicher Weife und mit ihren eignen Wor— 
ten das Regieren unmöglich machen. Dadurch und über- 
haupt durch das parlamentarifche Syſtem allein bilden fich im 
Volke feftere und einfichtigere Parteien, auf welche ſtützend 
die Verwaltung mit mehr Sicherheit geführt werden kann; 
und damit gewinnt das Volk auf die Gefehgebung und auf 
die Verwaltung der Gefammtinterefien diejenige Einwir— 
tung, die fein Gelbftftändigfeitögefühl fordert, und welche 
praftifch (in geläuterterer Weiſe) diefelben Vortheile gewährt, 
ohne biefelben Nachtheile zu haben, wie bie republikani— 
Ihe Staatsform. Der Satz, daß bie Regierung über ben 
Parteien ftehen müſſe, ift nur wahr, wo es fih um bie Ge— 
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rechtigkeit, um den Schutz des Rechts handelt, nicht 
aber auch im Gebiete der Politik. Hier muß die Regie— 
rung, wenn fie ſtark fein fol, die mächtigſte Partei für 
fi Haben, oder fie muß, fei es auch (wenn fie ihre eignen 
Grundfäge mit ber Mehrheit nicht zu vereinbaren vermag) 
durch einen Minifterwechfel, ſich dieſelbe zu erwerben fuchen. 
Es verfteht ſich übrigens von ſelbſt, daß nicht jeder einzelne 
Konflikt hiezu eine Veranlaffung bietet, und daß die Regie= 
rung nicht blos eine Art Vollzugs behörde ber Reprä= 
fentatton fein darf, was ihre eigene für die Gefammtheit 
mwohlthätige, ja nothwendige Autorität lähmen oder vernichten 
müßte. Wie die Repräfentation auf bie Regierung, fo muß 
auch dieſe auf jene eine Einwirkung haben, und gerade ba, 
wo das Barteiwefen vollfommen ausgebildet, und das Mini— 
flerium aus der mächtigften Partei hervorgegangen ift, Bat 
dasſelbe auf bie Volfsvertretung ben größten Einfluß. Es 
wird von feiner Partei gehalten und unterflügt, wenn biefe 
auch im einzelnen Falle fonft mit ihm nicht einmal einver- 
ftanden wäre. Wo bied aber etwa auch nicht gefchieht, liegt 
doch noch keineswegs gerade ein eigentliches parlamentarifches 
Zerwürfniß vor. Nur ein entfhiedener, anders nicht 
auszugleigender, Widerftreit in “den wichtigen politifchen 
Grundſätzen ſelbſt foll dur den angedeuteten Ausweg 
gelöst werden, und ein zu leichter oder zu häufiger Minifter- 
mechfel, wie eine zu leichte oder zu häufige Anflöfung, Tann 
nur bie Zuftände noch mehr verwirren und die Ordnung und 
Wirkſamkeit der Verwaltung ftören. 


$ 22. 

Mit dem parlamentarifhen Syſteme ficht die Frage über 
die Stellung der Staatsbeamten überhaupt im Zus 
fammenhange. Daß die Richter in ihrem Amte von ber 
Regierungs = Gewalt unabhängig fein müffen, Liegt in der 
Natur ihrer blos an das Geſetz gewiefenen Verrichtungen, 
Zur Sicherung biefer amtlichen Unabhängigkeit dient es, bie 
Regierung auch in Beziehung auf die Entlaffung, Verfegung 

3* 
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und Zuruheſetzung der Richter zu beſchränken. Gleichwohl 
darf man in der Sicherſtellung ber Letztern nicht zu welt 
sehen, daß nicht auch die Faulheit oder gar bie Schlechligkeit 
geihügt und dadurch die Würbe des Richterſtandes felbft ge= 
fährdet wird. Noch mehr als bei ben meiften andern Beam— 
ten iſt bei den Richtern nicht nur Pflichttreue und Leiden- 
ſchaftsloſigkeit, ſondern uͤberhaupt ein würbevolles Verhalten 
erforderlich, daß das Vertrauen auf bie Gerechtigkeit ihrer 
Erkenntniffe erhalten werde. Nur darf das Ermeffen darüber 
nicht einfach von der Regierungs-Gemalt ausgehen, 
fondern es müffen die Verlegungen der Richterpflicht oder ber 
richterlichen Würde durch ein gegen Willkühr fiherndes öffent- 
liches Verfahren dargethan und bie deshalb nöthigen Maß⸗ 
regeln durch ein höheres Gericht ausgefprochen, oder, ehe 
die Regierung dazu fehreiten barf, von einem ſolchen doch als 
zuläffig erkannt werben. 


Anders verhält es fih mit den fonftigen öffentlichen Die— 
nern, und namentlich müffen bie politifchen Berwaltungsbeam= 
ten im Geifte des Minifteriums handeln, wenn es für ihre 
Handlungen verantwortlich fein fol. Dies macht ihre Ab— 
hängigfeit vom Miniftertum notwendig, und doch hat das 
Stehen und Fallen einer großen Zahl von Beamten mit dem 
jeweiligen Miniftertum auch feine großen Nachtheile, zumal 
in einem Lande, wo die Beamtenzahl nach den gefchichtlichen 
Berhältniffen ſehr groß ift *), und wo wenige Vermögliche, 
die fi dem öffentlichen Dienfte auch funentgeltlich unterzie= 
hen, vorhanden find. Dur willführliche Entlaffungen wer— 
den nicht nur viele Familien in Unglüd gebracht, fondern 
auch noch mehr Unzufriedene gemadt, bie dann aus 
Rache oder in der Hoffnung einer Aenderung ald offene ober 
geheime Feinde ber beftchenden Regierung oder der Stants- 


) Bo durqh Oeſchäftsvereinfachung oder durch voltsthümtiche Eintlchtungen, 
durch Betheifigung von Bürgern, bie niit in eigentlichen Staatsvienft 
treten, die Zahl der Beamten vermindert werben ann, {ft dies nicht 
nur in finanzieller, fondern auch in politiſcher Beziehung ein Gewinn. 
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ordnung ſelbſt auftreten, und mit denen eben deswegen ſo— 
gleich alle Demagogen, und wo eine wirkliche Härte oder 
Unbilligkeit vorliegt, auch Beſſergeſinnte gegenüber der be— 
ſtehenden Regierung ſympathiſiren. Ferner haben Beamte, die 
eine politiſche Gewalt ausüben ſollen, gar zu ſehr wenigſtens 
ben Schein eines blofen Werfzeugs und alfo weniger per= 
fönliches Anfehen, wenn fie wegen völliger Abhängigkeit etwa 
alle eigenen -Weberzeugungen aufgeben und je nach dem Wech- 
fel des Syſtems fi bald fo und bald wieder anders aus- 
ſprechen. 

Es iſt ſchwer, in dieſer Sache das rechte Map zu finden. 
Man wird zwiſchen ſolchen Beamten, bie einer größeren Vor— 
bereitung bedürfen ober wichtigere Verrichtungen haben, und 
ben Andern einen Unterfchted wachen müffen. Jedenfalls wird 
bei den Erſtern, wenn gleich ihre Verſetzung oder Zuruhes 
ſetzung freigegeben ift, doch eine rein willkührliche Entlaß- 
barkeit zu vermeiden fein. ‚Wenn etiva eine Probezeit, wo 
das Verhalten und die Befähigung praftifch ſich zeigt, abge— 
Taufen ift, fo follten einige Zormen, nad welden man fi 
ihres pflichtwidrigen oder gar Teidenfchaftlichen ober feindfeligen 
Benehmens vergewiſſert, gegen falfche Denunziationen, Ab= 
neigung oder Willkühr fchügen, doch gehen die meiften beut= 
ſchen Staatsdienergefege in diefer Beziehung zum Nachtheile 
der Verwaltung und des Publifums viel zu weit. Iſt ein 
folhes Verfahren nicht zu weitläufig und find auch für ge= 
ring ere Fehltritte nicht etwa zu viele Warnungen vorge— 
ſchrieben, jo koͤnnen diejenigen, welche den Geſetzen oder ben 
Dienftanweiiungen (vorbehaltlich des Rechts der Gegenvor- 
ftellungen) zuwider handeln, oder fich Teidenfchaftlich oder uns 
würdig benehmen, fchon getroffen werden, fo daß die aus der 
Dienſtgewalt über fie entfpringende minifterielle Berantwort- 
lichkeit für ihre Verwaltung im Allgemeinen getragen werden 
Tann. 

Bor Allem iſt eine große Vorficht bei den Anftelluns 
gen nöthig, um die Würdigſten und Pähigften zu findenz 
aber auch diefes ift leichter gefagt, als gethan. Die Re 
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sierung wird durch unlautere Gönner ber Bewerber ober durch 
falfches Mitleid Anderer getäufcht. 

Was die politiſche Seite betrifft, fo verficht es ſich 
von felbft, daß bie Verwaltungsbeamten weber im Dienfte 
gegen die Regierung handeln, noch auch außerhalb bes 
Dienftes fih feindfelig gegen fie benehmen bürfen, wenn 
ein Einklang im Organismus und eine Autorität ber Stants- 
gewalt vorhanden feyn fol. 

Wer aus Schwäche oder Muthlofigkeit, aus Furcht, ver- 
haft zu werden, feine Amtöpflicht verfäumt, tft ebenfo tadelns= 
werth, als derjenige, welcher mit Leidenfchaftlichkeit ober Ver⸗ 
folgungsſucht Handelt. Die Demagogen nennen leicht den, ber 
nur mit Ernft und Strenge feine Amtöpflicht erfüllt, knechtiſch 
gefinnt_ober Teidenfchaftlich. Darauf darf man Feine Rüdficht 
nehmen. Aber eine wirkliche knechtiſche Gefinnung, bie 
doch nur auf Selbſtſucht beruht, ift überall, und bei den 
Beamten ganz befonders, verwerflih. Sie benimmt ihnen bie 
Öffentliche Achtung, und eben damit auch alle moralifche Wirk— 
ſamkeit für die Regierung und für bie Sache der Ordnung. 
Zumal in erregten Zeiten ift mit ſolchen Leuten viel weniger 
auszurichten, ald mit Männern, die mit der Strenge im 
Dienfte einen wohlwollenden leidenſchaftsloſen Sinn, edlen 
Freifinn und felbftftändigen Karakter und Muth nach allen 
Richtungen verbinden. 


$ 2. 

2) Wie das parlamentarifche Syftem das Volk bei ber 
centralen Gewalt des Staats betheiligt, eben fo muß die Ge— 
meinde als ber unterfte Ring bes Staatsverbands bei der 
Verwaltung ihrer Angelegenheiten ihre noch umfaffenderen 
felbftftändigen Nechte haben. Diejenigen, welche über die in 
biefer Richtung zu Stand gekommenen Gemeindeverfaffungen 
ber Vegtvergangenen Jahrzehnte ſchmähen, bedenken nicht, wie 
es etwa gelommen wäre, wenn bie Regierung oder ihre Or— 
gane auch no die Gemeindeverwaltungen hätten be= 
forgen oder doch in allen Stücken fie Hätten bevormunden müf- 
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fen *). Das Vielregieren gibt der Staatsgewalt feine Stärke, 
fondern zerfplittert und ſchwächt diefelbe. Bei der Verwaltung 
der Gemeindeangelegenheiten fol fih bie Staatsgewalt nie 
mit einer Selbftverwaltung und aud mit dem Auffichtsrecht 
nur infoweit einmifchen, als es nöthig ift zum Schuge der 
Rechte der Gemeinde als einer ewigen Körperſchaft, 
gegenüber ben Intereſſen der jegt lebenden Bürger, welche 
namentlich in Beziehung auf den zu bewahrenden Grundftod 
ober aufzunehmende Schulden mit den Intereſſen der Ge— 
meinde als folder, beziehungsweife der gemeindebürger- 
lichen Nachfolger (dev künftigen Geſchlechter) oft in 
Widerftreit gerathen und baher von ben gegenwärtig vor— 
bandenen Bürgern, wie begreiflih zu eigener Erleichte— 
rung gerne hintangefeßt werben. Zugleich muß für den Fall, 
daß die Minderheit oder Einzelne in ihren gemeindegefellfchaft- 
lichen Rechten durch die Gefammtheit oder Mehrheit oder 
durch die Gemeindeverwaltung fih verlegt erachten, zur Ent= 
ſcheidung hierüber eine von der Gemeinde unabhängige Bes 
hörde als Richter beftellt ſeyn. 

In allem Mebrigen aber fol die Gemeinde in der Ver— 
waltung ihrer Angelegenheiten felbftftändtgund frei ſeyn. 
Geht es im Einzelnen damit nicht gut, fo muß (etwa unter 
bloßer Vermittlung des Staats) von innen aus ber Ge— 
meinde felbft, bie Heilung erwartet werden. Es hat dies zu= 
gleich den politifchen Vortheil, daß nach und nach felbft eine vorur= 
theilsfreiere verftändigere Beurtheilung der Staatsver wal— 
tung Wurzel faſſen muß, wenn die Bürger fehen, daß fie 
in ihrer eigenen freien Gemein de verwaltung bie Sachen 
auch nicht beffer zu machen und bie Einzelnen nicht zu be— 
friedigen wiffen. 

Unabhängig von der Selbſiſtandigkeit der Gemeindever⸗ 
waltung iſt die Frage, welche Art der Vertretung für dieſe 





*) In Baden vor 1832 und fo in vielen andern Ländern durfte bie Ge— 
meindefaffe ohne befonbere Anweifung (Dekretur) der Staatsbehörbe 
min eine Einnahme in Empfang nehmen, nod irgend eine Nusgabe 
machen, 
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Verwaltung das Geſetz feftjegen fol, um den vernünftigen 
Gemeindewilfen, insbefondere mit Rüdficht auf die Größe ber 
Betheiligung der Einzelnen zu ermitteln und eine gute Ver— 
waltung zu fiern? . 

Hierin iſt durch das Kopffyftem da und dort gefehlt 
worden, — unb ebenfo gibt e8 feinen Grund bafür, beider 
Wahl derjenigen, welche ſich nicht bloß mit Gemeinde— 
fachen befaffen, fondern zugleich vichterliche oder polizeiliche 
Befugniffe des Staats in ber Gemeinde ausüben, natur= 
widrig alle Einwirkung des Stäats auszufchliepen. 


sn. 


Am wichtigften ift aber die Frage der bürgerlichen Auf- 
nahme von folchen, bie der Gemeinde nicht angehören. Daß 
die Gemeinde jeden Bewerber, den fie haben will, aufnehmen 
kann, ift eine Folge ihrer Selbftftändigkeit. Es handelt ſich 
aber darum, ob und wann fie zur Aufnahme, wo fie biefelbe 
nicht gut findet, gleihwohl verbunden feyn fol? Durch die 
häufig jedem Ortöfremden unter den Teichteften Bedingungen 
zugeftandene Berechtigung, bie bürgerliche Aufnahme zu for= 
dern, wird bie Eorporative Eigenfchaft der Gemeinde, auf 
welcher ihr Eigenthum und ihr confervativer Ra= 
rakter beruhen, faft ganz verwifcht. 

Zwar ift der Einwand, daß durch zu leichte Aufnahmen 
das Proletariat vermehrt werde, in fofern es fi um Sta ats⸗ 
angehörige handelt, nicht fehlagend; denn irgendwo im 
Lande muß diefen ja doch die Niederlafjung zur Entwicklung 
ihrer Thätigkeit und Gewinnung ihres Lebensunterhalt ges 
ftattet werden, und ob dies im Orte der gefuchten Aufnahme 
oder im Heimatheorte gefchehe, if für die Gefammtheit 
in Beziehung auf die Vermehrung des Proletariats ohne Be— 
deutung, daher fein Grund vorhanden, nicht Jeden nad) ſei— 
ner Befähigung ben Ort felbft wählen zu laffen. Dies kann 
jedoch nur das Recht der Gewerbenusübungineiner andern 
Gemeinde begründen, nicht aber das Recht der Aufnahme in den 
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Gemeindeverband als flimmbere htigtes und (am 
bürgerlichen Cigentfum) genußberehtigtes "Mitglied. 
Man gebe daher ben Gewerbebetrieb als ein ftants bürger- 
liches und nicht gemeinbebürgerliches Recht jedem Staats- 
angehörigen unter ben gewerbeordnungsmäßigen Borausfeguns 
gen an jedem Orte frei, aber deshalb noch kein Recht, gegen 
ben Willen einer Gemeinde fih als Mitglied in biefelbe 
einzubrängen, außer etwa bann, wenn er eine Anzahl von 

Jahren in der Gemeinde ein Gewerbe betrieben und fo durch 
Fleiß, Tüchtigkeit und gute Aufführung bie Aufnahme in den 
Berband gewiffermagen verdient hat. Nur fo wird bie 
Selbftftändigkeit und korporative Natur der Gemeinde, foweit 
fie mit dem, allgemeinen Staatözwede vereinbarlich ift, geach⸗ 
tet und bewahrt. 


8. 25. 


3) Zwiſchen der Gemeinde und dem Staat müſſen zur, 
befferen Gliederung und Befeftigung des Ganzen noch Kreis— 
oder Bezirkö-Verbände, oder je nach dem Umfang des Staate- 
gebietes dieſe beiderlei Bmifchenverbände über‘ einander 
beftehen. 

Solchen Gebietsabtheilungen find überall Staatsbehörden 
vorgefegt. Daran genügt es aber nicht. Die Gemeinden bed 
Bezirks oder Kreifes müflen auch unter fich einen korpora— 
tiven Verband und zum Ausbrud des gemeinfamen Willens 
eine gemeinfhaftliche Vertretung haben. Nicht alles, was bie 
öffentliche Wohlfahrt fördert, kann vom Staate felbft oder 
unmittelbar beforgt werden, und wo dies in Dingen, bie eis 
nen Theil des Staatögebietd zunächft und befonders 
betreffen, dennoch gefchieht, gebeiht eö weniger, als’ wenn 
dafür die Thätigkeit der zunächft und beſonders Bethei— 
ligten in Anſpruch genommen wird. Gemeinfame Einrichtun= 
gen und Anftalten zum Vortheil eines Kreifes oder Bezirks 
können aber faft gar nicht zu Stand gebracht werden, wenn bie 
befondere Zuftimmung und die Mitwirkung jeder einzel- 
nen dazu gehörigen Gemeinde herbeigeführt werden fol. 
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Derlei Dinge ſind nur bei einem korporativen Verbande der 
Gemeinden unter ſich, wobei die Mehrheitsbeſchlüſſe auch für 
bie Widerſprechenden bindend find, durchführbar. 

Die BVertretung bed Kreis- ober Bezirks- Verbands hat 
aber noch einen weiteren Zwei. Es fol ihr bei ber vom 
Staate geleiteten politifhen Verwaltung bed Kreifes 
ober Bezirks eine Mitwirkung eingeräumt werden. Nur da—⸗ 
duch wird biefe DBerwaltung vom bureaufratifchen Geiſte 
freier und volksthümlicher, die verwaltenden Beamten werben, 
da Unfähige oder Schwache in’ der Verhandlung mit ſolch' 
einem bürgerlichen Elemente nicht beftehen können, durch biefe 
Einrichtung ſel b ſt tüchtiger, und fie werden aus dem bloßen 
Geſchäftsmechanismus der Amtsftube heraus und mehr in 
das Volksleben hineingezogen. Nebftdem treten die oben 
($$. 17, 19 und 20) dargeftellten Vortheile der Volkobetheili— 
gung bei ber öffentlichen Verwaltung überhaupt hier ganz 

vorzugsweiſe ein. Auch gründet ein foldhes korporatives We— 
fen mehr Gemeingeift, welcher der auflöfenden Richtung wi— 
derſtrebt. 

4) Der letzterwähnte Vortheil wird auch duch bie 
Zünfte ober Gewerbsinnungen erzielt. Die Nachtheile, 
die fie ehemals in volfswirthfchaftlicher Hinficht zum Theil 
brachten, fallen hinweg, wenn ber Gewerböbetrieb unter all= 
gemein feftzufeßenden Bedingungen ein ftaatsbürgerliches 
Recht ift, und ben Zünften feine willkührliche Ausſchließungs— 
befugniß (aus Gngherzigkeit oder wegen des Vortheils Ein— 
zelner) zuftcht. Diefe Verbände mögen ihre gewerblichen 
Intereffen gemeinſchaftlich berathen und gegenüber dem State 
ober andern Betheiligten vertreten. Zugleich können fie zur 
Bildung von Gewerbögerichten für techniſche Streitfragen mit 
wirken, J 


8. 26. 
5) Von der Freiheit und Selbſtſtaͤndigkeit der Kirche 
und ihren wichtigen Folgen ift ſchon oben ($. 12) die Rebe 
geweſen. 
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Die Betheiligung der Kirchenmitglieder bei der kirchlichen 
Verwaltung wird bei Jeder derſelben von ihren eigenen 
Geſetzen und deren innerer Entwidlung abhängen. Der 
Staat kann, wenn er auch eine umfaffende Betheiligung ber 
Angehörigen zur Belebung der kirchlichen Intereffen und in= 
nern Kraft für noch fo wünfchenswerth Hält, in diefer Bes 
ziehung im Allgemeinen nichts vorfchreiben. Doch Tann ex 
binfiätlih derjenigen Rechte, die er biöher ſelbſt ausr 
übte, wenn fie nicht blos erlöſchen, fondern der Sache 
nad) einer ferneren Ausübung und eben barum einer Webers 
tragung bedürfen, fi die Frage fielen, an wen benn 
eigentlich er dieſe Rechte abzutreten Habe, worin biesfalls 
der Wille ber kirchlichen Geſellſchaft, die Künftig 
feloftftändig ſeyn fol, beftehe? — Soweit bisher Akte der 
Kirchengewalt als folcher noch die Stantsgenehmigung 
(das placitum regium) nöthig hatten, bedarf es keines Sur- 
rogats, bie Genehmigung fällt einfach weg und das zu Ge- 
nehmigenbe gilt von ſelbſt, fo lang nicht die Kirchengeſellſchaft 
von fich ans eine weitere Vorficht eintreten läßt. Daſſelbe gilt 
von ben Beſchwerden, welche einzelne Kirchenmitglieder bei den 
Staatöbehörben darüber erheben, daß bie Kirchenoberen fie in 
Beziehung auf ihre kirchlich en Rechte oder Pflichten unrecht, 
d. h. kirchenrechtswidrig behandelt haben. Von einem Zwange 
in äußeren Berhältniffen ift Hier feine Rebe, denn ber 
Kirche ſteht Fein ſolcher äußerer Zwang zu, und felbft wo er 
ihr wegen eines vom Staat fanktionirten Kirchengebots von 
biefem zugeftanden worden wäre, fiele er künftig hinweg. 
Auch Kirhendiener können fi, da ihre befonderen Pflich- 
ten und bie Befugniffe der Obern gegen fie nur conventio= 
nell auf dem Dienftverhältniffe beruhen, durch ben Austritt 
vom Amte jeder ferneren kirchlichen Gewaltsanwendung ent» 
ziehen. Was aber bie innern kirchlichen Verhältniffe, bie 
Zulaffung oder Ausfhliegung von kirchlichen Verrichtungen, 
von kirchlichen Spenden, DVergünftigungen oder Vortheilen, 
oder die Zulaffung oder Ausſchließung aus der Kirchenges 
ſellſchaft felbft 2c. betrifft, fo darf fi der Staat mit der 
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Trage, ob bie Mafregel gerechtfertigt fen ober nicht, nimmer 
befaffen, bie Frage ift innerhalb bes firhlichen Orga— 
nismus zu erledigen und ein Rekurs an bie Staatögewalt 
findet nicht flat. Selbſt wo bie kirchliche Verfügung, z. B. 
die Entlaffung eines Kirchendieners eine weltliche Folge 
(die Pfründe= oder Gehalts-Entziehung) nach fich zieht, hat 
ber Staat nicht mehr vom Standpunkt ber Kirhenhoheit 
(des juris circa sacra) fi einzumifchen, fondern es hat nur, 
wenn Streit über jene weltliche Folge entfteht, die richterliche 
Gewalt des Staats darüber, wie überhaupt über bie Wir- 
Tungen eines Vertrags und deſſen Verlegung zu entfcheiben. 
Sn biefer Beziehung wird es der Kirche erwünſcht feyn, 
wenn ber Staat ein Gefep gibt, welches ben Richter ver— 
pflichtet, die DVorausfegungen, unter welchen kirchenrechtlich 
Kalfo zwiſchen dem Kirchendiener und feinen Obern eonven= 
tionell) bie Entziehung bes weltlichen Guts ftatt Hat, auf 
sen biesfalffigen Ausſpruch ber Kirchengewalt Hin ohne fer= 
nere eigene richterliche Prüfung als eriwiefen anzunehmen, 
Der Staat wird ſich aber zu einem ſolchen Gefege nur unter 
der Bedingung verftchen, daß in ber Kirche felbft hin— 
fichtlich des DVerfahrens und der Inftanzen ein gehöriger 
Schuß gegen Mißbrauch und Beeinträchtigung gefchaffen fey 
oder gefchaffen werde. 

Außerdem Hat nun aber der Staat, wenigſtens in vie 
Ien Ländern, noch die Ernennung von Kirchendienern, na= 
mentlich der Pfarrer, beziehungsweife die Pfründe-Verleihung 
an biefelben, und ferner (in größerem oder geringerem 
Umfange) die Verwaltung von Kirchenvermögen *). Hier 
genügt es nicht an dem bloßen Aufgeben dieſes Rechts, 





=) In Baden verwaltet 3. B. ber tatholiſche Oberklr chenrath (cine 
Staatsbehörbe) viele aligemelne ober über mehrere Kreife fi er- 
fredende Lathofife Stiftungen, deren Grumbfiod nad; der Rechnung 
von 1844/45 — 8,053,000 fl. betrüg. Die tatholifen Lotal+ und 
Difriftsfiftungen,, deren erflere unter ber Oberauffiht, Iehtere aber 
größtentgeils {n ber unmittelbaren Verwaltung der vier Kreisregier 
zungen ſiehen, haben einen Orunbftosf von 30,803,894 fl. 
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der Staat muß bie Religions geſellſchaft *) fragen, an 
wen er baffelbe — abgeben fol **). Hinfihtlih ber Ver— 
mögensverwaltung wird ihm dann noch ein Aufſichts— 
recht, jedoh nur in fo weit bleiben, als es bie Staats— 
geſetze hinfichtlich alles (auch des nich tkirchlichen) Körper- 
ſchaftsvermögens beftimmen, namentlih bahin, daß ber 
Grundftod erhalten werbe und bie Verwendung bes 
Ertrags nur zu ben fliftungsmäßigen Zweden ge— 
ſchehe. 

6) Auch für Stiftungen, die keinem Religionstheile ge— 
widmet find, ſollte überall, ob fie einer Gemeinde oder einem 
Bezirke oder einzelnen Klaffen angehören, eine DBerwaltung 
durch die Betheiligten eintreten, und felbft bei der Beaufſich—⸗ 
tigung und Rechnungsprüfung follte die Mitwirkung derſelben 
thunlichſt gewahrt feyn. 

So fol überhaupt ben Korporationen jeder Art ihre 
Selbſtſtaͤndigkeit gelaflen oder wiedergegeben werben. 


g. 27. 


OD Wie bei der Berwaltung, fo müffen auch bei der 
Rechtspflege Bürger aus dem Wolke (im Gegenfage ber 
fändigen und rehtsgelehrten Richter) mitwirken, foweit 
dies nach der Natur der Dinge, namentlich mit Ruͤckſicht auf 
die hinſichtlich des Rechtspunkts erforderliche Geſetzeskenntniß, 
überhaupt thunlich ift. Nur hiedurch wird die Rechtspflege 
mehr volksthümlich, und dem Leben anpafiend. Es ſprechen 
dafür vom politifhen Standpunkte aus überhaupt alle bie 
Gründe, welche oben für eine Volksbetheiligung bei ber öffent= 
lichen Verwaltung überhaupt angeführt find. 

Schon die Deffentligkeit mit der Mündlichkeit 
des Verfahrens gibt eine Art folder Betheiligung, da Jeder, 


*) Der $. 147 der Srankfurter Reihsverfaffung fagt übereinſtimmend mit 
dem $. 145 des Drelfönigsentwurfs: Jede Religionsgefells 
haft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten felhfftänbig.“ 

**) Die in spiritualibus tonftitutrte Gewalt hat nicht fdon an und für 
au die Gewalt in temporalibus auszuüben, und das Vermögen if 
Eigentham der Gefeltfhaft. 
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ber anwohnen will, fi überzeugen kann, daß gehörig ver⸗ 
fahren und Alles gründlich geprüft wird, und da er bie 
Gründe der Rechtsentſcheidung bei beren Verkündung verneh⸗ 
men kann. Noc) erfolgreicher ift aber in biefer Hinficht bie 
Mitwirkung eines bürgerlichen Elements bei ben Entſchei— 
dungen felbſt. . 

Die Gefhtwornen in Straffachen find in ber neueften Zeit 
wieder in Mißfrebit gekommen, weil ba und bort freifprechende 
Urtheile in politifchen Unterfuhungen zu Tag gelommen find, 
von denen jeder Unbefangene, wenn er bie eigenen Geftänd- 
niffe der Betheiligten und offenkundige Thatfachen nebft ber 
Art ber Vertheidigung betrachtet, anerkennen muß, daß fie 
nicht auf Wahrheit, fondern auf einer politifchen Partei= 
ftellung beruhen. Solche Erſcheinungen find beflagenswerth, 
fie zeigen fih aber nur zu Zeiten fo großer politiſcher Bewe— 
gungen, wo bie Kraft des Gefeges überhaupt vielfach ge— 
brochen ift, und können deshalb doch das Inftitut im Allge- 
meinen noch nicht als verwerflich darftellen und die fonftigen 
Vortheile deſſelben, welche auseinanderzufegen hier nicht am 
Plage wäre, um fo weniger überwiegen, als ja in ben ges 
fahrvollſten Zeiten bei offenem Aufruhr ausnahmsweife doch 
eine andere Gerichtöbarkeit ftattfindet. Nur mögen die Ge— 
fahren, die aus den erwähnten beflagenswerthen Erſcheinungen 
für die öffentliche Sicherheit erwachſen, in Beziehung auf bie 
Bildung des Schwurgerichtö jedenfalls vorfichtiger machen, 

Das neu aufgefommene Syftem ber Wahl von Ges 
ſchwornen wird ſchwerlich Tange Beftand Haben. Die richterliche 
Gewalt liegt in den Rechten der Gefammtheit und nicht in 
jenen eines Bezirks, daher Tiegt Fein Grund vor, bie 
Staantsgemwalt, bie bei ben ftändigen Richtern das al— 
leinige Ernennungsrecht hat, in Beziehung auf bie Feſt— 
ftellung der Gefehwornenlifte gegen bie Erfahrungen ande 
ver Eonftitutioneler Länder von aller Mitwirkung auszu— 
fliegen und dieſe Feſtſtellung lediglich einem Wahlkörper des 
Bezirks zu überlaffen. WIN man aber weder einem Organe 
der öffentlichen Verwaltung, noch auch einem von ber Regie= 
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rung ernannten Richter, wie anberwärts *), eine theilweife 
Reduktion der Urliften anvertrauen, fo ift um fo mehr Bors 
fiht in Aufftelung der Kathegorien, durch welche bie Sache 
der Ordnung und bes Gefeged mehr gefichert werde, erforber- 
lich, und unter diefer Vorausfegung bie Reduktion der Urlifte 
eher dem Loofe als ber Auswahl durch einen aus pofitifcher 
Parteiftellung Hervorgegangenen Wahlkörper anheimzugeben. 
Auf folhe DVerbefferungen mehrfacher neuer Gefege werden, 
wenn bie Erfahrung viele große Mißgriffe gezeigt haben wird, 
das verlegte Rechtögefühl und die Gewalt der Umftände je— 
denfalls hindrängen. Glüdlih, wenn es dahin kommt und 
wenn nicht das Inſtitut felbft wieder befeitigt wird. Das— 
felbe würde als ein in unferer gegenwärtigen Entwicklungs- 
ftufe gegründete Bedürfniß vorausſichlich bald wiederkeh— 
ren, wir hätten die immer ſchlimmern Anfänge wieder neu 
durchzumachen, und bie Erfahrungen, die wir bis dahin 
machen fünnen, wären uns verloren. 

Auch in bürgerlichen Rechtsſtreitſachen wäre die Mit- 
wirkung eines volksthümlichen Elementes mohlthätig, vertrauen- 
erregend und volfsbildend. Außer ben Sachen, bie fchon ihrer 

Geringfügigkeit wegen an bie bürgerlichen Ortsbehörben 
zu weifen find, und außer jenen, die an Hanbelsgerichte, Fa— 
brifgerichte, Gewerbsgerichte, Feldgerichte zc. gehören, wäre 
es fiher gut, auch über andere Sachen, worüber nicht Hare 
Urkunden vorliegen, bürgerliche Richter der That in der 
Art aufzuftellen, daß die Parteien ein umfaffendes freies Re— 
kuſationsrecht hätten, und der rechtsgelehrte Richter bei feiner 
Rechtsanwendung ben Ausſpruch ber Grftern über bie That- 
frage als maßgebend annehmen müßte. Dies wäre auch vom 
juriſtiſchen Standpunkte aus insbeſondere da praktiſch, wo 
der Beweis buch Zeugen oder Bermuthungen zu füh— 
ven ober zu ergänzen iſt. Zugleich könnten, wenn bie That— 
frage Michtigkeitsfälle abgerechnet) in 1. Inſtanz fogleich 

*) In England, dem Mufterlande des Schwurgerichts, nimmt der Sherif 


(dev vom König ernannte politifhe Vorſtand einer ©: die Res 
Sultion der Gefämornenlie vor 1" chier Oraffgaft) bie Die 
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enbdgiltig entſchieden wäre, die Inftanzen vermindert, und 
das Verfahren in höherer Inftanz felbft weſentlich vereinfacht 
unb abgekürzt werben, 


$. 28. 

Wird durch: alle dieſe Einrichtungen, bie durch ähnliche, 
wo fi in ben verſchiedenen Zweigen des Volkslebens ber 
Stoff dazu findet, noch vermehrt ober erweitert werben kön— 
nen, bie ganze Staatöverwaltung (im Gebiete dev Berwal- 
tung, wie in jenem ber Juſtiz) möglichft volksthümlich, und 
erhält dadurch der ganze Staatsorganismus eine deſto brei= 
tere Grundlage, bie ben ſtürmiſchen Angriffen und Bewegun— 
gen mehr gewachfen ift, alfo den wühleriſchen Angriffen und 
den Mißbräuchen ber Freiheit nicht fo Teicht unterliegt, fo 
weiß ich auf ber andern Seite wohl, daß alles Dies exit 
vecht angewohnt und in das Leben und Bewußtfeyn des Vol— 
kes eingedrungen feyn muß, wenn es bie erwarteten Früchte 
verwirklichen fol. Aber darum darf man mit einem ſolchen 
Aufbaue oder Ausbaue des Organismus doch nicht zurüdhals 
ten, und wenn gleich auch hier dad „nach und nach" zur Ver— 
meidung fhädlicher Sprünge, zu beachten ift, fo kann doch 
insbefondere dann am wenigften gezögert werben, wenn ſchon 
bie politifchen Freiheiten gewährt find oder den Umftänden 
nad gewährt werden müffen. 

Auf der andern Seite ift mit der Ausdehnung ber pos 
litiſchen Freiheit und der Volksrechte fietd ein Doppeltes 
nöthig: einmal eine größere Borficht im Wahlſyſtem, 
d. h. in Beziehung auf bie Frage, wer denn eigentlich dieſe 
Rechte auszuüben Habe? — und zum andern eine größere 
Stärkung ber Regterungsgemwalt. 

In der Iegteren Beziehung iſt es Vorurteil oder Ver— 
blendung, wenn man die Regierungsgewalt wegen ber bloßen 
Möglichkeit eines Mißbrauchs ſtets zu ſchwächen fucht, ohne 
auch an ben noch viel gefährlichern Mißbrauch von der ans 
dern Seite her zu denken. Je ſtärker duch bie Freiheit 
und Volksrechte bie Kraft der Einzelnen oder ber Theile, 
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und die des Auseinandergehens wird, befto mehr Stärke muß 
auch der einheitlichen Macht zu Theil werben, um bag 
Ganze zufammen und aufrecht zu halten. Freie Staaten ha— 
ben daher regelmäßig fehr ſtrenge Strafgefege, um 
dem Mißbrauch der Freiheit zu beven eigenem Schuge mit 
Nachdruck entgegentreten zu können. Die Regierung muß 
überbied, wenn Gefahr droht, die Befugniß haben, vorüber- 
gehend Handlungen zu verbieten, die fonft erlaubt find, ja 
nah Umftänden fogar bie politifchen Freiheiten und 
Volksrechte (mit Ausnahme der Volksrepräfentation) zu 
fuspendiren und Ausnahmszuftände eintreten zu Iaffen, 
bis die Ordnung wieder gefihert iſt. Theil weiſe fol fie 
hiezu, befonders in der Mebergangsperiode, wo die Zuftände 
die Freiheit noch nicht genügend ertragen, ſchon befugt feyn, 
ehe noch ber Friede bereits wirklich gebrochen ift, da 
fie fonft damit Teicht zu fpät kommen könnte. In allen Fäl— 
len fol fie das Recht Haben, alle gewählten Körper (nicht nur 
die Ständeverfammlung) aufzulöfen und neue Wahlen, wo— 
durch ja die Betheiligten nie beeinträchtigt fegn können, anz 
zuordnen. Bleibt nur ftets das Recht der Volksvertre— 
tung mit dem Steuerbewilligungsredt unantaftbar, 
fo können alle diefe Befugnifle der Regierung unter ber Ver— 
antworslichfeit der Minifter für das Volk nie bedenklich feyn, 
und andererfeits Häufig großen Vorteil für die Intereſſen 
der Orbnung wie der Freiheit ſelbſt gewähren. 


B $. 29. 

. Aber außer der Kräftigung der Regierungs = Gewalt ge= 
gen den Mißbrauch der Rechte und Freiheiten, ift, wie ſchon 
erwähnt, au ein gutes Wahlfyftem nöthig, daß bieje- 
nigen, melde bie Volksrechte in den verfchiedenen Ver— 
zweigungen ausüben follen, auch Intereffe an der öffentlichen 
Ordnung haben, und daß nicht die bei demokratifchen Ein— 
richtungen bedrohliche Rohheit über die Givilifation und 
Humanität den Steg erlange, und insbefondere für die Ge— 
bildetern drüdend oder unerträglich werde. 

4 
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Es gibt zwar ſchöne und beſtechende Redensarten für 
das allgemeine Stimmrecht nach Köpfen, aber praktiſch 
für die Zwecke ber Wahl iſt es nicht, und eben fo wenig 
förderlich für Recht und Gefittung und für eine geordnete 
Freiheit *). In Ländern, wie in Deutfhland vor ber März 
bewegung, wo bie centrale Gewalt nicht nur zum Schutze 
ber Ordnung groß genug, fondern felbft zur Unter- 
drüdung mächtig und von ber Volksvertretung, wo eine 
ſolche beftand, unabhängig war, Tann oder Tonnte man (für 
den Augenblick unbedenklich) Wahlen jeder Art, ohne alle 
Läuterung, aus allgemeinem Stimmrechte hinnehmen; aber 
je größer die Freiheit und je umfaflender bie Volksrechte 
find, defto mehr ift Fürforge nöthig, daß nicht der zerftörende 
Radikalismus fiege, nicht Nohheit und Verwilderung bie 
Herrſchaft gewinne. 

Auch liegt ein Hauptgrund der Betheiligung des Volks 
bei, der öffentlichen Verwaltung gerade darin, daß biejeni- 
gen, welche bie phyſfiſche und geiftige Macht im Staate na= 





=) Mehrere Beifpiele der I. 1848 und 1849 in Deutſchland Cin Wien 
und Berlin und in Heineren Ländern) zeigen zum Theil auf abfredende 

Welſe wohin das allgemeine Wahlrecht führen Tann. Bon ber auf 

feige Weiſe zu Stande gefommenen f. 9. confitutrenden Verfammfung 
in Baden vom Juni 1849 hat ihr eigener Gründer von Feuerthalen 
aus ein wahrhaft ſchauderhaftes Bild entworfen. 

Ein wahrer Koryphäe beutfcher Freiheit, d. Rotted, war nach fels 
nen Säriften aus tiefen Gadgründen entfleven für einen Genfus, 
und er {ft feiner Anfiht bis zum Tode treu geblieben. Was von einer 
Aenderung feiner Anfiht gefagt wurbe, beruht auf einem Mifverftänds 
niſſe. Im I. 1837 {ft er allerdings fin der Il. bad. Kammer einem 
Geſehes entwurfe entgegengetreten, der für die Wahl der großen Nuss 
fhüfle in Gemeinden über 3000 Seelen einen Cenſus nach Kiaffen ein» 
führte. Er opponirte aber mur, well er einerfeits diefe Art von 
Genfus migbiligte, und zum Andern, weil jeht (1837) bei der Uebers 
macht des Bundestags und des Metternich ſchen Syftems Feine Zeit 
feg, die demokratifhen Elemente zu ſchwäͤchen. Im J. 1848 
wäre biefer Grund hinweggefallen und dem Mrinzipe des Genfus an 
und für fic, blieb Rotted auch damals nod) treu. Ueberhaupt hafte 
er die Odhlofratie und die Anarchie, und wenn er bie Jahre 1848 und 
1849 ned erlebt Hätte, fo würde er nad) feinen feften und durgdagten 
Srunbfägen mit feiner großen geifligen Kraft dem gügellefen Treiben, 
das bie errungene Freiheit gefährden mußte, entgegengewirkt haben, 
-aber eben deshalb bald auch als Reaktionär verfhrieen worden ſeyn. 
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türlich darſtellen, in das Intereſſe gezogen werben, und ben 
Organismus und die ihn Leitende Gewalt ftügen helfen. Dar- 
nach iſt im Allgemeinen auf die geiftige Bildung und vor— 
zugsweife auf ben größeren Beſitz Rückſicht zu nehmen, da 
die Inhaber diefer beiden Kräfte die natürliche Macht haben, 
während jene, bie beider Kräfte entbehren, entiveber von den 
Erſteren geleitet werben, ober ſich von den Demagogen gän- 
geln Taffen, die mit allerlei Täufchungen gegen den Beſitz 
oder gegen bie beftehende Ordnung anfämpfen, und für was 
immer für felbftfüchtige Zwecke nur eine allgemeine Verwir— 
zung hervorzurufen fuchen. Es find deshalb die Wahlen mit 
allgemeinem Stimmrechte auch ftets unzuverläffig, da die 
Menge durch den augenbliclichen Wind am Teichteften ange- 
facht wird und allerlei unlautern Einwirkungen zugänglich 
iſt. Dazu kommt, daß namentlich der größere Befitz auch 
eine größere Theilnahme an den Laſten des Staats zur 
Folge hat, und überhaupt eine größere Betheiligung bei bem 
Beftand und ber befonnenen gebeihlichen Entwicklung ber 
Staatsordnung begründet. Es ift bemerkenswerth, wie die 
Anhänger bes allgemeinen Stimmrechte, die fonft fo Vieles 
aus den Einrichtungen von Nordamerika, England und Bel- 
gien empfehlen, über ben -in biefen Ländern beftehenden be— 
deutenden Wahlcenfus fo leichter Dinge hinweggehen. 

Eine Unterſcheidung nach Alter, Intereffen und Befähi— 
gung, fo weit diefe letztere fichtbare Merkmale hat, bei Ver— 
theilung ber Wahlrechte ift daher in mehrfacher Beziehung 
wohl begründet und für die Erhaltung der wahren Freiheit 
und Gefittung eben fo nothwendig, als für jene des Rechts 
und der Ordnung. 


$. 30. 

Auch bei den beften Einrichtungen, die wir treffen kön— 
nen, bei aller möglichen Bürforge für eine vernünftige 
Aeußerung bes Volkswillens und für eine darauf ſich ftügende 
wetfe Verwaltung find und bleiben wir immerhin Men- 
Then, und Alles auf Erden it unvollfommen. Selbſt 

4* . 
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bei ſolchen relativ guten Einrichtungen, noch mehr aber in 
Ermanglung derſelben oder im Zuſtand ihres Entſtehens 
kann es, ob wegen wirklicher großer Fehler der Regierungen, 
ober wegen einer Entartung, bie fie nicht zu hindern vermö— 
gen, oder wegen außerorbentlichen (verblendenden oder be— 
thörenden) Anftopes von außen, dahin kommen, daß aus 
ſcheinbaren Zufällen die Maffen erregt und die Warnungen 
der Vernunft zumn Schweigen gebradht (werben. Die oben 
G. 28) erwähnten Ausnahme = Rechte ber leitenden Gewalt 
können hier Schuß gewähren, aber oft Hilft nichts mehr als 
bas Eifen. Ein ftarker Hieb kann die zerftörenden, jedem 
geſellſchaftlichen Zuſammenleben feindlichen, Elemente nieder= 
ſchlagen, wieder Ton und Ebenmaß, ober doch eine Paufe, 
welche die Erholung zu ruhiger Befinnung ermöglicht, in bie 
flürmifche Bewegung bringen, und erfcheint dann als rettende 
That *). Durch augenblicklichen äußeren Zwang wird ein 
Anhaltspunkt für die innere Sammlung ber Geſellſchaft und 
für die Ermuthigung und Thätigkeit ber Beſſern, Einſichti— 
gern und Befonnenern gewonnen. 

In diefer Lage ift es dann wieder möglich, Fehler oder 
wirkliche Beſchwerden, die zu ben Verirrungen mitwirkten, 
wegzuräumen, und in der Entwicklung gegründete Verbeſſe— 
rungen eintreten zu laſſen. Aber leider folgt dann häufig 
eigentliche Reaktion, indem bie Regierung den Grund bes 
Uebels in einem andern Verhältniffe fucht, als in dem er 
eigentlich Liegt. Viele, die in allen (naturnothwendigen) Be— 
wegungen und in aller Verwilligung von Freiheiten 
und Vollsrechten nur Unheil wittern, benützen ſolche Augen— 
blicke, fo weit fie Einfluß gewinnen können, aud die Regie= 
zungen irre zu leiten. In zwei Fällen Tann ein Zurückge— 
hen gerechtfertigt ſeyn: einmal, wenn bie auf Ideen gegrün— 





*) Gine folde iR jedod) nicht immer möglich, fey «6, weil man die dazu 
nötigen Mittel nicht mehr beflpt, oder wegen Weberrafhung ber 
Griceimungen. Herm Guigot Hat «6 befanntlic an Energie niht ges 


ft. 
vr Diele fordern in fhwierigen Lagen von ber Regierung Kraftentwia⸗ 
lung, ohne nur ſelbſt angeben zu Können, worin biefelbe beſtehen fol, 
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dete Neuerung einen dafür noch nicht fruchtbaren Boden 
getroffen hat und weſentlich über das in dem individuellen 
Volksleben liegende Bedürfniß Hinausgegangen iſt, wo 
dann der nagende Gedanke die neue Schöpfung untergräbt 
und bie Unbehaglichteit vermehrt *). Der andere Fall if 
der, daß die Ausdehnung ber Freiheiten und Volksrechte auf 
der einen Seite zur Erhaltung bed Ebenmaßes nun in an= 
bern Dingen, bie unter andern Verhältniffen gewährt wa— 
en, wieber eine Beſchränkung (zwar nicht bes Rechts ober 
der Freiheit felbft, wohl aber ber Art der Ausübung) 
nöthig macht, um gegen ben leicht eintretenden argen Miß— 
brauch des neu Bewilligten ein Gegengewicht zu geben und 
dem wirklich vernünftigen Volkswillen feinen Einfluß zu ver= 
ſchaffen. - 

Außer diefen beiden Fällen wirkt jeder Rückſchlag nadı= 
theiftg, und gibt nur wieder Stoff für bie Revolution, indem 
eine Schichte ruhiger und befonnener freiheitsliebender Bürger 
zu ben Gegnern übergeht, und ihre Oppofitton den Demago— 
gen zu Nugen kommt. Gleichwohl gefchehen ſolche Dinge in 
dem Wahne, ald könnten die Bajonette, welche für den Augen- 
blick Schug gewährten, auch) eine ftändige Ruhe und Ord— 
nung begründen, und es fey eine weitere freiheitliche und 
vollsthümliche Eutwicklung nicht nur unnöthig, fondern ſchäd— 
lich. Hier erzeugt die Reaktion, feg es plöglih, oder nur 
nad und nad wirkend, wieder eine neue Verſchlimmerung bes 
unbefriebigten ober verlegten Volksſinns, neue Umſturzverſuche, 
neue Gefahren. Ein ſolches herüber und hinüber kann man 
den politiſchen Wellenfhlag nennen. Jede Seite leidet, wenn 
auch nicht unmittelbar, fo doch im Ganzen nah dem Grabe 
ihres eigenen Unmaßes, und derjenige gewinnt am meiften, 
der in feinem augenblicklichen Siege fih zu mäßigen, benfel= 

den am melfeften zu benügen weiß. 


*) Kaiſer Joſeph II. Hat durch Reformen, die wohl im Allgemeinen im 
Geifte des Jahrhunderts, aber mod nicht im Geifte ber Rieberlänber 
Tagen, dort felbft eine Revolution veranlaßt. 
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Der politifche Wellenſchlag ift von dem gefellfchaftlichen 
Reben untrennbar, aber am gefährlichften ift er, mo noch harte 
Blöcke mwegzuräumen, große Prinzipien über bie gegenfeitige 
Berechtigung auszufämpfen find. Stehen biefe Prinzipien 
einmal feſt, was naturgemäß nur bei dem Giege des parla= 
mentarifchen Syftems (wie 3. B. in Belgien und England) 
möglich ift, und find die biefem Syfteme entfpredhenden Frei— 
heiten und wefentlichen Volkstechte nicht nur gewährt, fondern 
auch angelebt, fo tft der eigentliche politifche Gährungs- 
prozeß zu Ende. Damit hört zwar ber Kampf nicht auf, aber 
er dreht fih mehr nur um die Verwaltung und um Re 
formen in Einzelnheiten. Die Parteien kommen abwech- 
felnd an die Macht, je nach dem fie wegen glücklicher Griffe 
oder wegen Fehlern, wegen günftiger oder ungünftiger Zwi— 
ſchenfälle jeder Art Yänger oder kürzer im üffentlichen Ver— 
trauen bleiben, die entfchiedene Volksftimmung für oder ge= 
gen fih Haben. Die Staatsordnung ſelbſt iſt aber im 
Kampfe nicht mehr, oder doch weniger verſtrickt, und es kann 
eine Gefahr für diefelbe, wo bie polttifche Entwicklung 
ſchon fo weitgebiehen ift, hauptfächlich nur noch aus großen ſ o— 
zialen Mißſtänden bei einem Uebermaß ber Bevölkerung oder 
beim Berfiegen nothwenbiger Erwerbsquellen fi} ergeben, in 
welcher Beziehung das allen Staaten, au ben politiſch 
reifen, noch beuprftehende Loos im Dunkeln liegt. 


III. Deutfche Märzbewegung im Allgemeinen. 
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Auf dem zulegt erwähnten Standpunkte der politifchen 
Abklärung ($. 31) find wir in Deutfchland noch nicht anges 
tommen. Der eigentliche Gährungsprogep, bei dem es fi 
um Gründung ber politifchen Freiheit und eines wahren Ver— 
faſſungslebens in allen Zweigen ber öffentlichen Verwaltung 
handelt, ift zwar durch die Wiſſenſchaft und weiter verbreis 
tete Ideen feit langer Zeit vorbereitet worden, und hat fih 
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in vereinzelten Beftrebungen geoffenbart, ift aber, wenn man 
von ben bald zurüdgefchlagenen Verſuchen von 1830-1832 
abfieht, in größerem Mapftabe erſt zu Ende des Februar 
"oder zu Anfang ded März 1848 zum Ausbruch gekommen. 

Die. Politit des Bundestages hat in den Jahren 1815— 
1848 die freiheitliche und volksthümliche Entwicklung weit 
hinter dem Volksbewußtſeyn und Bebürfniffe zurückgehalten, 
and dadurch ben Bogen immer mehr gefpannt. Die mittleren 
und einige Eleinere Staaten hatten ftändifche Verfaffungen, 
in deren Handhabung aber. der Bundestag das monarchifche 
Prinzip in einer Weife, die das eigentlich parlamentarifhe 
Syſtem Hinderte, zu wahren ſuchte. Die Preffe, die Vereine 
und Volksverfammlungen fanden überall unter ben Verfü— 
gungen der zum Schuge der innern Sicherheit berufenen Bun- 
desverfammlung, und felbft der Einführung von Schwurge- 
richten und ähnlicher Inftitute wurden dort Hemmniffe in ben 
Weg gelegt. . x 

Im Mebrigen war, wie fhon erwähnt, ber Boden 
vorbereitet, Einer der beiden Großflaaten war bereits zu 
einem vepräfentativen Verfuche gefehritten, und es war ſchon 
bet der Bundesverfammlung über die Nothwendigkeit ber Auf 
hebung ber Genfur verhandelt, — alle Geifter waren in ge= 
fpannter Erwartung und die Preffe auch unter der ſtets un— 
zulänglichen Genfur in ſtarker Agitation begriffen, als im 
Januar und Februar 1848 die politifhen Wirren und Er— 

" folge in Italien zum Vorfchein kamen, und am 24. Februar 
1848 die franzöſiſche Revolution ausbrach, durch eine Art 
von Ueberraſchung bie Flucht des Königs und ber Minifter, 
bie raſche Einfegung einer proviforifchen Regierung und bie 
Proflamation dev Republik folgten. 

Diefer Vorgang wirkte auf Deutſchland wie ein elektri— 
ſcher Schlag. Nicht nur die deſtruktiven Geifter wurden ge= 
hoben und fühlten ſich mächtig, fondern auch bie ebleren li— 
beralen Elemente, die nur die Gründung eines vollkommene- 
ren Rechtszuſtands, freiheitliche und volksthümliche Entwick⸗ 
lung erfitebten, überfprubelten in ihren Ideen. Die wenigen 
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Anderögefinnten traten zurück, und alles, was überhaupt fidht- 
bar war oder ſich bemerklich machte, war von dem geiftigen 
Sturme hingeriffen. 

So fam es, daß das fo Tange feitgehaltene, von Hun= 
berttaufenden von Bajonetten unterftügte Syſtem Oeſterreichs 
plöglich über den Haufen geworfen wurde, und Metternich, 
der Träger desfelben, die Flucht ergriff. Aehnliches gefchah in 
andern deutſchen Ländern, und überall wurden theils durch 
phyſiſche Meberwältigung, lheils durch die moralifche Gewalt 
des Sturmes freiheitliche Zugeftändniffe abgepreßt. 


$. 33. 

Ueberall war Auflöfung, überall die Regierungsgewalt 
gebrochen; aller politifche Beftand Tag in braufenden Wogen 
ober ftand in heilen Flammen. “ 

Ein Glück, eine Rettung vom Mutergang in dem wilden 


Chaos war. ed, baf bie Idee einer beutfhen Einigung 


in den Geiftern übereinſt i m men de Aufnahme fand. Die 
Berufung einer Verſammlung von Vertretern der beutfchen 
Nation ward zum Lofungsworte, um bie deutſche Ein— 
heit und babei zugleich die Rechte und Freiheiten ber 
einzelnen Volksſtämme zu gründen. 

Kein Gedanke, als biefer nationale, wäre ſtark genug 
gewefen, den Strom überwiegend in eine Richtung zu brin= 
gen. Eine Heidelberger Verſammlung hat das Verdienft, die= 
fem Gedanken, den wenige Wochen vor der franzöfifchen Um— 
wälzung Baffermann durch eine in ganz Deutfchland mit 
Jubel aufgenommene Motion in der IL. badifhen Kammer in 
Anregung brachte, einen praktiſchen Eingang verſchafft au ha— 
ben, Sie berief ein Vorparlament. Diefes ſetzte Grundſätze 
feſt und ließ zur Weiterführung einen Ausſchuß (ben Fünf- 
ziger) zurück. Die erfehrekte und zum Theil ſchon aus andern 
Elementen zufammengefeßte Bundesverfammlung gehorchte, 
und es erfolgte bie Verufung der verlangten National⸗ Ver⸗ 
ſammlung. 
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Ihre Thaͤtigkeit und ihr Ende find bekannt, ſowie bie 
Wehen, bie einem folhen Außgange biefer großartigen na= 
tionalen- Erſcheinung, wie Deutfchland in feiner ganzen Ge— 
ſchichte noch Feine gefehen, naturgemäß folgen mußten. Sie 
wäre eines beffern Looſes würbig geweſen. Die Schäden, bie 
in den Zuftänden des deutfchen Volkes Liegen, find, wie na= 
türlih, au in die Verfammlung eingedrungen. Weniger bie, 
obgleich großen, Kämpfe mit einer wild-demokratiſchen Par- 

tei, als die Verfchiebenheit der Stammesinterefien haben in= 
nerhalb und außerhalb der Paulskirche ben Vollzug ihres 
Werkes gehindert, obwohl basfelbe in feinen materiellen 
und moralifchen Wirkungen jedenfalls groß bleiben wird. 


IV. derlauf in Baden. 


'$. 34, 

Wer die frühern Zuftände Badens Eennt, und feine Lage 
unmittelbar an der Grenze Frankreichs betrachtet, wird begrei= 
fen, wie ſtark Hier und wie ſchnell die franzöfifche Revo— 
Tution ihre Wirkungen äußern mußte, 

Es war gerade (jeit dem 9. Dezember 1847) der Land- 
tag verfammelt *). Die Verhandlungen der IL. Kammer wa- 
ven, obgleich Heder, Brentano und die alten Koryphäen bes 
Kiberalismus in ber Verfammlung faßen, im Ganzen frieb» 
licher als an den vorhergegangenen Landtagen. Auch Bafler- 
mann's Motion, ein fruchtbringendes Samenkorn im Erdreich, 
das ungeahnt bald durch eine eleftrifche Strömung für die 
Begetation empfänglich gemacht werben follte, ftörte den Frie— 
den und bag gute Verhältniß zur Regierung nicht. 

Erſt die italieniſchen Vorgänge in Verbindung mit der 
Verzögerung ber in Ausficht geftelten Preßfreiheit bei der 
Bundesverfammlung brachte im Februar 1848 Zuckungen her⸗ 

"vor, bis dann zu Ende biefed Monats bie franzöſiſche Revo- 


*) Dies war der erfte Landtag, feit ih am bie Spihe ber innen Verwal - 
tung getreten war, . 
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lution in unferer IL Kammer und noch mehr außerhalb der- 
felsen im ganzen Lande eiue ungeheuere Bewegung hervor⸗ 
tief; 

Die Rachrichten aus Paris trafen telegraphifc zum Theil 
am nämlichen Tage, wo bie Greigniffe dort ſtatt hatten, hier 
ein, und zünbeten, wie der Blig. 

Die Regierung entfchloß ſich im Geifte der übermächtigen 
Bewegung und um fie zu einem friedlichen Ausgange zu füh— 
ven, mit Zerbrechung ber früher burd bie Bundespolitik ge= 
zogenen Schranken, zur ſſchnellen Verheißung und Erfüllung 
ſtürmiſch geforberter freiheitlicher und volksthümlicher Inſtitu— 
tionen, ſowie zu Schritten für Berufung einer nationalen 
Vertretung behufs der Gründung deutſcher Einheit und Frei— 
heit. 

’ Im Zufammenhange mit dem, was in andern beutfchen 
Ländern gefhah, giengen aber bie Führer oder Treiber ber 
Bewegung über das frühere Ziel hinaus. Bon Baden aus, 
das an zwei Republiken grenzt, und wo bie wildeften Köpfe 
ſich fammelten und durch die von den f. g. deutſchen Legionen 
in Sranfreih und der Schweiz verfprochene Hülfe ermuthigt 
wurden, ſollte eine deutſche Republik gegründet werben. 

Im April 1848 kam der Hefe r’fäe,Aufftand. Er wurde 
überwunden, aber an ber Grenze ſchürten bie politifchen 
Flüchtlinge das Feuer, und machten im September 1848 unter 
Struve's Anführung einen neuen aufrührerifchen Einfall, Er 
wurde ebenfalls überwunden, aber bie alten Berhältniffe 
an ber Grenze und das revolutionäre, durch die noch junge 
Freiheit geftärkte, Treiben dauerte fort, bis es im Mat 1849, 
wo ber große Streit über bie deutſche Reichsverfaſſung halb 
Deutſchland wieder in Flammen fepte, und die deutſche Cen⸗ 
tralgewalt (ohne Macht) keine Hilfe leiſten konnte, zu einem 
neuen Aufſtande kam, der auch die Staatsordnung wirklich 
ſtürzte, bie jedoch innerhalb 6 Wochen durch preußifche Bun= 
deshilfe mit Entfaltung einer großen, zugleich auf bie Unter- 
drüdung ber Revolution im fühweftlichen Deutſchland über- 
Haupt gerichteten, Macht wieberhergeftellt wurde. 
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V. Bugeftändniffe der Hegierung im 
Allgemeinen. 
$. 3. . 


Als kaum die Nachrichten. von Paris da waren, bildeten 
fi in Mannheim und theils auf Anregung von dort ans 
beinahe überall im Lande Verſammlungen, um die raſch ein= 
getretene Erhitzung der Gemüther benügend Sturm zu laufen 
zur Erringung von Freiheiten und Rechten, welche ber Libe- 
ralismus Tängft erftrebte und wegen der Bundestags-Politik 
nicht erlangen konnte. Es zeigte ſich dabei ein wunderbarer 
Einklang, indem die über jene frühen Wünfche hinaus— 
gehenden Republifaner an Zahl gering waren und mit 
ihren befondern Wünfchen noch zurüdhielten. 

Die Mannheimer Verſammlung befhloß am 27. Februar 
1848 eine Petition um PBreßfreiheit, Boltshemwaff- 
nung, Schwurgerichte und eing Vertretung bes 
Volks beim Bundestag. Diefer Beſchluß wurde ges 
druckt im Lande raſch verbreitet, und dazu aufgefordert, die 
Petition von vielen Seiten her am 1. März ber IL. Kammer 
durch Deputationen zu überbringen. 

"Die Regierung durchfchaute ihre Lage vollkommen. Sie 
ſah auch die Gefahren der andern deutſchen Regierungen, bie, 
wie der Erfolg zeigte, ſoweit fie fi ftemmten, eine Webers 
mwältigung erlitten. Sie hatte die Meberzeugung, daß bie 
Hemmniffe, welche ben freiheitlihen Zugeftändniffen von der 
Seite der deutſchen Gentralbehörde, und von den beutfchen 
Großmächten entgegenftanden, für jetzt aufhören werden 
und daß jedenfalls ber Ernft des Augenblids ein raſches 
Handeln nothwendig mache und alle von jener Seite her be— 
ftehenden formellen Bedenken überwiege *). Sie entſchloß ſich 


*) Die confervativften Männer haben ſich in gleicher Richtung aus ⸗ 
efprogen. Im demfelben Sinne erhielt id, jedod erft als wir unfern 
Enatug bereits gefaßt Hatten, am 2. März ein Schreiben bes Große 
hofmeiſters Freiherrn don Berfheim, der früher Tange Zeit Miniſter des 
Innern und Bunbeötagsgefanbter war, 
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daher, bie freiheitlichen Zugeſtändniſſe, welche ohnehin in 
unferm Entwicklungsgange liegen, foweit fie von ber Regie— 
tung abhängen, ſchleunig zu machen. Sie machte zugleich 
von ihrem Entſchluſſe Mittheilung nad Frankfurt und an bie 
benachbarten Regierungen. Ohne jedoch eine Rüdäußerung 
abzuwarten, eröffnete das. Minifterium ber II. Kammer fo= 
gleich in der Sigung vom 29. Februar die Abficht, die Bür—⸗ 
gerbewaffnung und Schwurgerichte einzuführen, und eben fo, 
daß, wenn nicht bie deshalb von neuem angegangene Bun= 
desverfammlung das in Ausficht fichende Preßgefeh fogleih 
jest ſelbſt gebe, die Regierung einswellen und bis ein 
ſolches deutſches Geſetz erfcheine, die Genfur von ſich aus aufs 
‚heben werde. Am 1. März wurde, da von ber Bundesver— 
ſammlung noch nichts erfolgt war, das durch Bundesbeſchluß 
vom 5. Juli 1832 unterdrüdte Preßfreiheitsgeſez vom 28. 
Dezember 1831 vorläufig einfach wieder hergeftellt und dies 
ber II. Kammer fogleich bei Eröffnung ber Sitzung verkün⸗ 
bet®), 

Damit war zwar das zum Voraus angekündigte Erſchei— 
nen ber Deputationen mit der Mannheimer Sturmpetition 
nicht abgewendet, aber ed war dem Inhalte der Petitionen 
zuoorgefommen und der Lanze die Spige abgebrochen. Es 
kam auf den 1. März wirklich eine große Menge Volkes aus 
allen Gegenden hier zufammen. Unter ben. Deputationen be= 
fand ſich auch eine folche der Univerfität Heidelberg mit einer 
Betition wegen ber erwähnten 4 allgemeinen Wünfche. Der 
Saal der IL. Kammer war oben und unten gedrängt voll 
Menſchen, und eben fo die Hausflur, ber Hofraum und ber 
Platz vor dem Ständehaus. Struve an der Spige ber 
Mannheimer Deputation beabfihtigte, die Petition dem Prä— 
fdenten ber Kammer mit einer Anrede im Saale felbft zu 
überreichen. Seine Freunde bemühten fi, ihn vor dem Ein— 


*) als id von den der II. Kammer gefhehenen Bufagen am 3. März 
aud) der I. Kammer Mittheilung madte, —— andy biefe (ganz con« 
fervatioe) Verfammfung fogleid) eine Dantabreffe für biefe Bufagen an 
Se. Königl. Hoheit, die fie dur eine Deputation alsbald überreichte 
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tritte in den Saal von dieſem nad) der Verfaſſung unzuläſſi— 
gen Schritte abzuhalten. „Bei dem Eintritte aber ging ber 
Abgeordnete Heer von feinem Plage auf Struve zu, nahm 
ihm und Andern unter dem Jubel der Galerien die Petitio= 
nen ab und wollte damit auf bie Tribüne fteigen, um fo bie 
Deputationen gewiſſermaßen der Kammer vorzuftellen und fie 
au vertreten. Ich proteftirte gegen biefen Schritt als verfaf= 
fungswidrig und drohte, wenn Heder nicht davon abgehe, 
den Saal zu verlaffen, worauf Heder, ohne vorerſt einen 
- Bortrag zu halten, ſich auf feinen Plat zurückbegab. 

Als ih nun die Wiederherftelung des Prefgefehes von’ 
1831 verkündete, ertönte im Saale und auf ben Gallerien 
ein flürmifches Lebehoch auf ben Großherzog, das in ber 
Menge außerhalb des Haufes wiederhallte. Hierauf wurden 
von mehreren Abgeordneten in herkömmlicher Weife Petitionen 
vorgelegt. Daß es dabei an heftig aufregenden Freiheitsreden 
nicht fehlte, iſt begreiflih. Mitunter brach bei recht ſtarken 
Stellen, insbefondere in Hecker's und Brentano's Reden, bie 
Gallerie in einen bonnernden Beifall ans, ber jeweils außer— 
halb wieberhallte, Im Hofraume bes Ständehaufes hielt 
Struve auf einem Faſſe Reden an die Menge, wobei er nach 
den ihm von Zeit zu Zeit zugelommenen Aufzeichnungen eines 
Sqnellſchreibers das Wefentlihe der im Saale. gehaltenen 
Vorträge wiedergab. 
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In der Sigung vom 1. März Iegte Heder ferner ein 
von 8 Abgeorbneten unterfchriebenes Programm vor, worin 
bie in den erwähnten Petitionen und Regierungs=Zufagen 
noch nicht enthaltenen weiteren Forderungen bed Volkes zu= 
fammengeftellt waren. Es wurde beantragt, biefe Forberun= 
gen fogleih durch eine Deputation oder durch bie Kammer 
ſelbſt an die Regierung zu bringen. Ich wiberfeßte mich mit 

denm Präfidenten, ohne mich vorerft auf bie Forderungen ſelbſt 
einzulaffen, dem beantragten Verfahren, ba alle Bitten um 
Gefege vorerſt in den Adtheilungen berathen werben müffen, 
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und ohnehin nur mit Zuſtimmung beider Häufer an ben 
Thron gebracht werben können. Der Abgeordnete Mathy 
ſtellte den Antrag auf Verweiſung der Sache in bie Abtheis 
Lungen, mas ſchon ber Präfident als durch die Geſchaͤfts-— 
ordnung geboten, erflärt hatte. Andere wollten des Dranges 
wegen fi an ſolche Formen nicht Halten und Hätten (nach 
ihrer offenen Erklärung) die anweſende Menge mit dem Re= 
fultate der Forderungen gerne fogleich befriedigt. Aber gerade 
umgefehrt, um doch noch Zeit zur Beratung zu gewinnen 
und nicht unter dem Eindrude ber vorhandenen Maffen be= 
fliegen zu müffen, unterftügte ich den ohnehin verfaſſungs— 
mäßigen Antrag Mathy's, ber nad) Yängerer Debatte auch 
angenommen twurbe *). ji 
Die niedergefegte Kommiffion modifizirte und vermehrte 
die von ben 8 Mitgliedern geftellten Anträge. Sie erftattete 
fogleih am 2. März ihren Bericht, und nad einer kurzen 
Berathung wurben alle Anträge dev Kommiffion meiftens ein- 
- fimmig und nur einige derfelden mit allen Stimmen gegen 
zwei angenommen. Cine Mittheilung an bie I. Kammer zur 
dortigen weiteren Berathung wurde von ber II. Kammer, ob= 
ſchon fie unter den jetzigen Umftänden dort keinen Widerftand 
beforgte, für zu verzögerlich gehalten und body verbot bie 
Verfaſſung, einfeitige Adreffen mit Bitten um Geſetz e an 
den Thron zu bringen. Es wurde baher ber Ausweg ge= 
wählt, die Forderungen nur als Wünfche ber Kammer zu 
Protokoll nieberzulegen, und dem Großherzog eine (auch ein= 


®) Am 2. März waren die zur Stpung vom 1. März aus verfiebenen 
Gegenden berbeigefommenen Deputationen unb andere Bürger größten» 
theile nicht mehr hier, wohl aber nod eine Maffe junger Leute, Hand» 
werfsburfhe und andere Fremde, bie zur Unterftügung ber Bewer 
gung. hierher gezogen waren. An Abend bes 2. März brannte bas 
Mintftertum der auswärtigen Angelegenheiten ab. Das Feuer brach 
geeisneltio auf verſchledenen Seiten aus. Die über die Entftehung bed 
randes eingeleitete Unterfußung lieferte fein Grgebnlf. Au am 3. 
und 4. März brady in 2 andern Häufern Brand aus. Die Angft ber 
hiefigen Bevolterung war fehr groß unb bie biefige Bürgerwehr wachte 
umb getraut deöhalb Tag und Radıt, bis nad) dem 4. März, wo 
Fi ammerfigungen 4 Tage ausgefept wurden, wicber einige Ruhe 
at. 
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feitig zuläßige) Dankadreſſe für bie bereits gemach— 
ten Zufiherungen zu überreichen, wobei bie Deputation gleich- 
fam außeroffiziel die Beſprechung mit dem Großherzog bes 
nützend, bemfelben zugleich einen Protofolauszug über. bie 
gedachten Wünfche einhänbigte. 
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Der erwähnte Protofollauszug lautete: 

Auf den Bericht des Abgeordneten Welder im Namen 
der Commiſſion über die von mehreren Abgeordneten geftellten 
Anträge befchließt die Kammer theils einftimmig, theils mit 
allen Stimmen gegen zwei, die Großherzogliche Regierung zu 
erſuchen, fie möge erflären: ö 

1) daß fie fofort die proviſoriſchen Ausnahmsgeſetze, als die 
Carlsbader Beſchlüſſe vom 20. September 1819, die Frant- 
furter vom 30. Mai, 28. Juni und 8. November 1832,- 
ſowie die Beſchlüſſe ber geheimen Wiener Gonferenzen von 
1834 als rechtsverbindlich für das Großherzogthum Baden 
nicht betrachte; 

2) daß ungefäumt gleiche Beeidigung fämmtliher Staats— 
bürger, mit Einſchluß des Militärs, auf die Verfaſſung 
angeorbnet werde; 

3) daf alle Beſchraͤnkungen politiſcher Rechte aus dem Grunde, 
daß ein Staatsbürger einer beftimmten Confeffion ange 
höre, aufgehoben, beziehungsweiſe den Ständen cin Ge— 
fegesentwurf darüber vorgelegt werbe; 

4) daß ein Gefeg über Verantwortlichkeit ber Minifter in der 
Art, daß ein Staatsgerichtshof mit Geſchwornen entſcheide, 
vorgelegt werde; 

5) daß in Beziehung auf die fibrigen Staatsbeamten eine 
vorgängige Ermächtigung des Miniftertums zur Anftel- 
Tung von Klagen über Handlungen ihrer Verwaltung 
nicht erforderlich fey; 

6) daß bie großh. Regierung die Zufiherung ertheile, daß fie 
in naͤchſter Bälde die Refte des Feudalweſens, insbeſon— 
dere das Jagdregal, die Bürgereinfaufögelder, ſowie bie 
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Abzugsſteuer ber Standes⸗ und Grundherren befeitigen 

werde; 

7) daß Anordnungen für gerechtere Vertheilung ber Staats- 
und Gemeindelaften, für Pflege der Gewerbfamteit und 
der einfachen Arbeit getroffen werben ; 

8) daß bie privilegirten Gerichtöftände aufgehoben werben; 

9) daß eine volksthümliche Kreisverwaltung, durch geeignete 
Beteiligung ber Bürger an berfelben, eingeführt werde; 

10) daß bie Regierung dringend darauf hinwirken möge, daß 
bei der Bundesverfammlung eine Vertretung des deut⸗ 
ſchen Volks eingerichtet werde; 

11) daß eine unabhängige Stellung ber Richter nach den be= 
reits früher von ber Kammer geftellten Anträgen gefichert 
werde; 

12) daß das Staatsminifterium und bie Stelle eines Gefandten 
des Großherzogthums Baden bei der Bundesverfammlung 
nur mit Männern befegt werben, welche das allgemeine 
Bertrauen des Volkes genießen. 

Als ber Präfident der Kammer an ber Spige ber De— 
putation bei Meberreihung ber Danfadrefie am 4. März dem 
Großherzog ben Protofolauszug mit mündlicher Bevorwortung 
überreichte, erwiberten ihm Se. Königl. Hoheit über ben In= 
halt desfelben : 

nDie wichtigen und zeitgemäßen Wünſche, welche bie 
weite Kammer in ihr Protokoll nieberlegte und Mir ber 
Herr Bräfident fo eben vortrug, werde Ich mit dem Staats- 
miniftertum berathen. Der Chef des Minifteriums des In— 
nern wird dem Herrn Präfidenten ber Kammer darüber ald- 
bald eine nähere befriedigende Mittheilung machen.“ 

Noch am nämlihen Tage, am Abend des 4. März richtete 
ich nach ftattgehakter Berathung folgendes Schreiben an ben 
Präfidenten ber IL. Kammer: 

„Unter Bezugnahme auf die Antwort, welche Se. Königl. 
Hoheit Ihnen heute gaben, ald Sie Höchftdenfelben gelegen- 
heitlich ber Weberreichung ber Dankadreſſe vom 2. d. M., 
zugleich die von der zweiten Kammer zu Protokoll nieherges 
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Tegten Wünſche vortrugen, erlaubg ich mir hiemit, Euer Hoch⸗ 
wohlgeboren die zugefagte nähere Mittheilung zu machen. 

Zu 1. Die Großh. Regierung wird bie erwähnten pro= 
viforifhen Ausnahmsbeſchlüſſe von Karlsbad, Frankfurt und 
Wien, ald den gegenwärtigen Verhältniffen nicht mehr ent= 
ſprechend, und zum andern Theil durch bie eigene Geſetzge— 
bung geregelt im Großherzogtfum nicht zur Anwendung 
bringen. 

Zu 2. Was die Verpflichtung auf die Verfaffung be— 
trifft, fo iſt namentlih in Beziehung auf das Militär ſchon 
am 17. September 1841 eine neue Eidesformel eingeführt 
worden, woburd bie Verpflichtung ausdrücklich auch auf bie 
Befolgung der Geſetze, morunter ohne Zweifel bie Lanz 
desverfaffung das wichtigfte iſt, ausgedehnt wurde; fo 
daß in dieſer Hinficht Das, was bie zweite Kammer wünſcht, 
bereits gefchehen ift. 

In den Huldigungseid, melden die Staatsbürger übers 
haupt zu- leiften Haben, fol nun die Verpflichtung auf bie 
Berfaffung ebenfalls aufgenommen werben, unb ebenfo in 
den Dienfteib der Staatsdiener, ſowie ber Offiziere und an= 
derer Milttärbeamten. 

Die Regierung wird die Anordnung treffen, daß bie Gi= 
vilbeamten, fowie die Offiziere und andere Militärbeamte ben 
auf die Beobachtung der Verfaffung auszubehnenden Dienft- 
eid alsbald neu Teiften. 

: Die Regierung {ft bereit, ben Ständen in der von der 
weiten Kammer ongebeuteten Richtung Gefegesentwürfe vorzu= 
legen: 

zu 3. behufs der Aufhebung der Beſchränkung politifcher 
Rechte aus Rückſichten der Konfeffion, ſowie , 

zu A. in Betreff der Verantwortlichkeit der Minifter, und 

zu 5. behufs der Zulaffung von Klagen wegen Amts« 
Handlungen ohne vorgängige Ermächtigung des Minifteriums; 
— ferner behufs 

zu 6. der Befeitigung der Reſte des Beubalwefens; 

zu 8. der Befeitigung privilegirter Gerichtöftände ; 

5 
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zu 9. der Einführung einer volksthümlichen Kreis- oder 
Bezirksverwaltung, und endlich 

zu 11. behufs ber unabhängigen Stellung ber Richter. 

Zu 7. Die Regierung ift zu allen Anordnungen bereit, 
welche eine gerechte Vertheilung ber Staate- und Gemeinde- 
laften begründen, ober eine Fürforge für Gewerbfamteit und 
einfache Arbeit enthalten. 

Zu 10. Die Regierung theilt die Mebergeugung, daß es 
zur innigeren Verbindung der beutfchen Völker, zur Stär- 
tung der nationalen Einheit und Kraft noch weiterer Einrich⸗ 
tungen bebarf. 

Die Regierung wird biefen Zeitpunkt, wo das große dies⸗ 
fallſige Bedürfniß mit Macht Hervortritt, nicht vorübergehen 
laſſen, ohne mit anderen Bundesflaaten ‘darüber in Verkehr 
zu treten. Sie wird zu jedem Mittel, das den gedachten 
Zwer erreichen und das Vertrauen bes deutſchen Volkes auf 
feine Einrichtungen durch Benügung volksthümlicher Elemente 
befräftigen kann, mit Freuden die Hand bieten. 

Zu 12. Die Regierung mißkennt nicht, bag bie Mit« 
glieder des Stantsminifteriums des öffentlichen" Vertrauens 
bedürfen, und fie wird auch Hinfichtlich der Buridestagäge- 
ſandtſchaft diefem Gefichtspuntt Rechnung tragen. 

3% hoffe, daß biefe meine, im höchften Auftrage abge» 
gebene Erklärung über fämmtliche von der zweiten Kammer 
ausgeſprochene Wünſche die Kammer in vollem Maße befries 
digen wird. Das Land wird daraus von Neuem bie Weber« 
zeugung fhöpfen, wie fehr Se. Königl. Hoheit der Großher⸗ 
zog die Größe und die Bedürfniffe unferer Zeit erfennen, und 
zur Vervollkommnung unferer Einrichtungen, zu Allem, was 
das Glück des Volkes befördert, bereit find. Höchftbiefelben 
geben ſich daher auch der Hoffnung hin, daß bie zweite Kam— 
mer, dies dankbar erfennend, nad Kräflen dazu beitragen 
werde, in ber gegenwärtig fo heftig erregten Zeit bie Ge- 
müther zu beruhigen, daß das Volk, vertrauend auf Ge. 
Köntgl. Hoheit und auf unfere Einrichtungen, an der geſetz— 
lichen Ordnung, unter der allein die Freiheit gedeihen Tann, 
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feſthalten und alle ihr widerſtrebenden Verſuche niederhalten 
werde. 

Hierin zur jetzigen Zeit voranzuleuchten, wird Badens 
Glück befeftigen, und ihm zum ſchönſten Ruhme gereichen *).“ 


VI. Einzelne Buſagen vom 4. März und 
deren Erfüllung. 


$. 38. 

Zu 1. Die erfte Forderung bezieht ſich auf die provi— 
ſoriſchen Ausnahmagefege des Bundes. Hier war bie Zufage 
am mißlichſten. Die materiellen Schattenfeiten jener Gefege, 
ihre Zeitwidrigkeit und Unhaltbarkeit, Tonnten, foweit fle für 
die Regierung formell bindend waren, an und für ſich nicht 
genügen, fie Hier außer Wirkſamkeit zu fegen. Indeſſen ga= 
ben Einzelne berfelben der Regierung nur Befugniffe, 
ohne fie zu verpflichten. Andere, namentlich jene über 
die Volksverſammlungen und Vereine waren in Baden dur 
befondere Gefege von 1833 in eine entfprechendere Form ges 
bracht, welche Gefege unabhängig von den Bundesbefchlüffen 
fortbeftanden. Unter deu übrigen fogenannten Ausnahmsge—⸗ 
fegen war das Bundes preß geſetz, wovon ſchon oben bie Rede 
war, das wichtigfte. Obgleich diefe Letztern fehon ihrem In— 
halte nad) nur eine vorübergehende Natur hatten, fo 


*) Im der Sihung der I. Kammer vom 9. März wurbe dieſes Schreiben 
von einigen Nebnern getabelt. Cs hätte follen, meinte man unter 
Ankerm, wie e6 inzwifchen in einigen andern Ländern gefcehen, eim 
Manifeft des Gropherzogs die Verhelgungen felerlid fund geben. Dies 
wäre wohl, wenn es früher beantragt worden wäre, unbedenklich ges 
weien. Doc fann das Beifplel anderer Länder, wo auf Bolksaufe 
Läufe Hin, er nad dem 4. März ähnliche Zugeänbnifie, wie hier, 
in Iandesherrligen Manifeen an das Volt gemadt murs 
den, für Baben nit maßgebend fein, da bier bie Bugeflänbniife vom 
4. März nicht einer aufrührerifgen Menge, fonbern nur auf eine 
Forderung der I. Kammer gemacht wurden. In der Oroph. Pros 
Mlamation vom 15. Märg wurde übrigens auf diefe Verheifungen bins 
gewiefen und deren [hleunige Erfüllung, fo weit fie nicht ſchon geläjer 
ben, angefünbigt. 

5* 
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konnte in Beziehung auf fie doch die Zuflherung, man 
werde fie nicht mehr zur Anwendung bringen, nur durch bie 
Gewalt der Umftände und durch die beftimmte Ausfiht, daß 
fie bald in ganz Deutfchland fallen werden, im Intereffe der 
Seldfterhaltung gerechtfertigt erfcheinen. 

Wer läugnen wollte, daß wir und damals im Zuftand 
einer deut ſchen Revolution befanden, bie erft mit der Be— 
rufung eines Parlaments zur Begründung neuer beutfcher 
Rechtözuftände ihr Ziel fand, ber würde offene Thatfachen 
verfennen. Es hat ja felbft der Reichsverweſer in feiner von 
Minifter von Schmerling contrafignirten Proflamation im 
Sommer 1848 nit nur bie Thatfache, fondern fogar bie 
Berechtigung dieſer Revolution anerkannt. 

Das Bedenkliche für uns beftand nur darin, daß am 
4. März noch keine andere beutfche Regierung mit einem ähn= 
lichen Beſchluſſe, wie fie in unferer Zufage lag, vorangegan— 
gen war. Bald nachher wurden bie fraglichen Ausnahmsge— 
fege theils durch die Bundesverfammlung ſelbſt, theils durch 
andere Vorgänge ohnehin außer Wirkfamfeit gefegt. 
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Zu 2. Der Verfaffungseid wurde dem Militär und den 
öffentlichen Dienern nad einer bald nachgefolgten weiteren 
Anordnung wirklich abgenommen, fobann den Ständen ein 
Gefeg-Entwurf vorgelegt, der von denfelben angenommen, 
am 7. Zunt 1848 fanftionirt und im Regierungsblatt verkün— 
det wurde. Nur Hinfihtlih des Militärs war das Bes 
benfen erhoben, es könnte die Meinung entſtehen, als hätten 
die Soldaten in ihrem Dienft, wenn bie Störer der Ord— 
nung eine Verfaffungsverlegung vorfdhieben, zu prüfen, auf 
welcher Seite das verfaffungsmäßige Recht fel. Doch wurde - 
au anderwärts eine gleiche Beeidigung des Militärs vor— 
genommen, und man fah hier bald, daß die Regierung eher 
in die Lage kommen könne, bie Berfaffung gegen ſolche, 
die fie umftürzen wollen, zu vertheibigen, wo bann der 
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Eid, fofern er überhaupt eine Wirkung habe, eher nügen 
als ſchaden könne *). 

Das erwähnte Geſetz Beftimmt nun, daß fowohl in den 
Bahneneid des Militärs, als in den Dienfteid der öffentlichen 
Diener und in den allgemeinen Huldigungseid der volljährig 
gewordenen Bürger die Verpflichtung auf die Sandesverfaf- 
fung mitanfzunehmen fei. 

Mit dem fpäter verbreiteten republikaniſchen Sinne kam 
aber die Abneigung der Demokraten gegen biefen am 1. März 
von Hecker und feinen Genoffen felbft geforderten Verfaſ— 
fungseid. Die radikalen Blätter fingen an, gegen alle poli= 
tifchen Eide zu eifern, ein Gongreß ber demokratiſchen Vereine 
zu Ettlingen den 16. Juli 1848 erklärte biefelben ald unmo= 
raliſch und unverbindlich **). Dies Hatte zur Folge, daß ba 
und dort Gemeindeheamte, fowie auch einige Aerzte und An— 
wälte, die Leiftung des in den Dienfteid aufgenommenen Ber- 
faffungseides verweigerten. Die Regierung war ſchuldig, das 
Geſetz zu vollziehen. Sie ließ daher bei Wiederholung ber 
Aufforderung zur Eidesleiftung den Ungehorfamen eröffnen, 
daß ihre fernere Weigerung als ein Verzicht auf den Dienft, 
deffen Rechte durch den vom Geſetz vorgeſchriebenen 
Eid bedingt ſeyen, betrachtet werde. Die meiſten leiſteten 
Folge, und wo dies nicht geſchah, wurde die Entlaffung aus- 
geſprochen. 

Von Einigen wurde eingewendet: die Landesverfafſung 
werde durch die Reichsverfaſſung vielfach geändert, und ehe fie 
darnach revibirt fey, könne fie nicht beſchworen werden. Dar- 
auf erfolgte die Belehrung, daß ſolche bevorftehende Aende— 


*) Die im Jahr 1849 zu Tag gelommene Untreue des Militärs kam auch 
nit vom Verfaffungseld Her, und eine Verfaffungs-Verlegung diente 
nigt einmal zum Vorwand. Man fann nur fagen, daß ber 
Verfaffungseld auch nit vor der Untreue gefhüpt hat. 


**) Gleichwohl Haben bie nämlichen Demokraten im Mai 1849, als fie 
{m Revofutionowege zur Gewalt gelangt waren, alle öffentligen Dies 
mer, ſo welt biefe ich bes Dranges nicht zu ermebren vermochten, mit An 
broßung ber augenblidticien Gntlaffung genöthfgt, den Mnorbnungen des 
Sanbesausfguflee Gehorfam zu fhwören. 
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rungen bem Verfaffungseide nicht im Wene ftehen, biefer fi 
vielmehr auch auf die Aenderungen erftrede, fomweit 
ſolche im reih6= ober landesverfaffungsmäßigen 
Wegezu Stande fommen. 

Da nad dem VI. Konftitutionsebifte die Leiftung des Hul= 
digungseides, in welchen jetzt die Verpflichtung auf die Ver— 
faffung mitaufgenommen ift, als eine ſtaatsbuͤrgerliche Ver— 
pflihtung neu angehender Bürger eine Bedingung ber 
Ausübung ihrer ftaatsbürgerlihen Rechte ift, fo wurde in 
einer großh. Verordnung vom 25. November 1848 hierauf hin» 
gewieſen und beftimmt, daß bie jungen Bürger vor Ablegung 
des Hulbigungs= und Verfaſſung s eides zur Ausübung 
ihrer ftantsbürgerlichen Rechte nicht zugelaflen werden. 

Auf folche Welfe wurde die Zufage an die II. Kammer 
wegen Leiftung bes Verfaffungseides mit allem, Radprude 
und folgerichtig vollzogen. 


sw. 


Zu 3. Die Zufiherung der Aufhebung ber Befhränfung 
politifcher Rechte aus Rückſicht ber Gonfeffion bezog fi auf 
die Verhältniffe der Israeliten, fowie zum Theil der Deutfch- 
katholiken oder chriftlichen Diffidenten überhaupt. 

In Beziehung auf bie Israeliten hatte bie IL. Kammer 
und zwar namentlich die Oppofition *) in den Jahren 1831— 
1845 ſich dev bürgerlichen Gleichftellung ſtets widerſetzt. Im 
Sommer 1846 änderte die Mehrheit hierin ihre Anficht und 
jest am 1. März 1848 wurde die Gleichſtellung fogar als 
eine Volksforderung aufgeftellt. 

Als dies im Lande bekannt wurde, fo wurde an mehrer 
ren Orten ber alte Haß gegen bie Juben von neuem anges 
facht, indem gar Viele die Freiheit fo verfichen, daß nur ihre 
eignen Rechte, nicht aber auch die ihnen gegenüber ftehen- 





*) Einzelne Mitglieber derfelben, namentlich Welder, Baflermann und 
Mathy, machten jedoch hiebel von jeher eine Ausnahme, Indem fie troß 
der entgegenftehenben Vollsſtimmung ihren freigeltfigen Grundfägen 
auch in biefem Punkte treu blieben, 
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ben Rechte Anderer anerkannt werden. Es gab daher ba 
und dort fogenannte Judenkrawalle, wobei durch einen Volkd= 
auflauf Israeliten mißhandelt oder verjagt und ihre Häufer 
zerftört, fie zum Verzicht auf ben Bürgergenuß gezwungen 
wurden und dgl. Es mußte an einigen Orten Militär, das 
man Streifzüge machen Tieß, dagegen aufgeboten werden, an 
andern Orten genügten die orbentlichen obrigkeitlichen Hilfs- 
mittel und das Einfchreiten der Strafgewalt *). Am 8. März 
erließen die Abgeordneten in Mannheim (Spftein, Heder, 
Helmreih, Weller, Sachs, Mathy, Soiron, Bafjermann) 
einen Aufruf an ihre Mitbürger, worin fle von den verab— 
ſcheuungswürdigen frevelhaften Verfolgungen der Israeliten 
abmahnten. In der Sigung vom 9. März ſchloß ſich die 
NM. Kammer biefem Aufrufe einftimmig an. In der Sigung 
vom 10. März übergab ich fowohl aus Anlap diefer Juden— 
verfolgungen, ald auch der im Odenwald ausgebrochenen auf: 
rübrerifchen Bewegungen gegen die Standes- und Grundherren 
(88. 44 u. 45) der Kammer einen Gefegentwurf, wornach für 
den Schaden, ben eine zufammengerottete Menge verurfacht, 
die Gemeinde haften fol. Diefen Gefegentwurf ließ ich mit 
ber darin enthaltenen Beftimmung, daß ev auf alle nad) dem 
11. März vortommenden Bälle Anwendung finde, ſogleich in 
allen Gemeinden öffentlich bekannt machen. 

Die verfchtedenen angewandten Mittel bewirkten, daß diefe 
Judenkrawalle aufhörten. Doc hielt die Regierung für bes 
denklich, durch etwaige zwangsweiſe bürgerliche Aufnahme von 
Seraeliten in Gemeinden, wo noch Feine find, den kaum be= 
ſchwichtigten Brand von neuem anzufachen. Der Geſetz⸗ 
entwurf, den ich zur Erfüllung der Zufage wegen Gleichftel- 
Yung ber Gonfeffionen am 16. März der I. Kammer vorlegte, 


*) Gin Generalerlag des Minifterums des Innern vom 8. März 1848 
Ro. 2806 wieß die Nemter an, überall, wo Rubefldrungen drohen, for 
fort eine Verfammlung der betrefienden Gemeinde zu veranftalten, ber» 
felben die Folgen eines folhen frafharen Unternehmens vorzuftelfen, 
überhaupt durch geeignete Belehrung bie Störungen z1 verhindern zu 
fügen, und dabei bie beffer gefinnten Bürger zur Mräftigen Mitwirkung 
begufs ber Mufrechthaltung ber öffentiihen Ordnung aufzuforbern. 
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ließ daher die Frage der Bürgeraufnahme und Berechtigung 
der Israeliten am Bürgergenuſſe vorerſt unberührt und be⸗ 
ſchränkte fi) auf die Gleichſtellung der eigentlich politifhen 
Rechte, namentlich binfichtlich der Wahlfähigkeit in bie Stände= 
verfammlung, und der Ernennung oder Wahl zu üffentlichen 
Aemtern. Ich bemerkte der Kammer, fie werde die Gründe 
zu würdigen wiffen, aus welchen man im Augenblide bie 
Derhältniffe der Israeliten zu den Gemeinden (für die chriſt— 
lichen Diffidenten beftand in diefer Hinficht Feine Ungleichheit) 
noch nicht vegle. Sobald fie es aber verlange, werde es zur 
Erfüllung ber Zufage fogleih wachträglih gefchehen. Der 
Sommiffionsberiht vom 7. April 1848 biligte dieſes Verfah⸗ 
ren, und die Kammer nahm ben vorgelegten Gefeh-Entwurf 
an, ber dann mit geringer Aenderung in der Faſſung nach 
erfolgtem Beitritte dev I. Kammer am 17. Zebruar 1849 als 
Gefeg verkündet wurde. 

Das Weitere erhält nun feine Regelung in Zolge ber 
deutſchen Grundrechte, und dies war mit ein Grund, aus 
dem die Kammer, wie bie Regierung fpäter auf diefen Punkt 
der Märzzufage als ſolchen zurückzuklommen nicht mehr nöthig 
fand. 


$. 41. 

Zu 4. Das Geſetz über die Verantwortlichkeit der Mini— 
fter ift das Einzige, über welches (im Einverftändniffe mit 
der I. Kammer) vorerft jede Vorlage unterlaffen wurde, 

Wir Haben bereits ein folches Geſetz von 1820, aber 
bagfelbe hat weitere Beftimmungen über das Verfahren vor- 
behalten, bie fpäter nicht gegeben wurden. Died war der 
Grund der Forderung vom 2. März, und nebftdem genügte 
das im Gefeg von 1820 als Staatsgerichtshof eingefeßte 
Oberhofgericht nicht. 

Die Regierung ließ nun zur Grfüllung der Zufage einen 
Geſetzentwurf ausarbeiten. Ehe er aber zur Vorlage kam, er= 
ſchien der Entwurf der Reichöverfaffung mit ber fpäter von 
der Nattonal-Verfammlung auch angenommenen Beftimmung, 
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wornach das Neihsgericht auch über bie Anklagen gegen 
die Minifter der Einzelftaaten, infofern fie deren mini= 
ſterielle Verantwortlichkeit betreffen, zu entſcheiden 
haben ſollte. 

In der Sitzung vom 10. Oktober 1848 machte ich die 
1. Kammer hierauf aufmerkſam, indem es, wenn dieſe Be— 
ſtimmung der Reichsverfaſſung zum Vollzuge komme, eines 
beſondern Landesgeſetzes über den Gerichtshof und das Ver— 
fahren bei Anklagen gegen die Miniſter für Baden nicht mehr 
bedürfe. Wünfche aber die Kammer für die Zwiſchenzeit gleich⸗ 
wohl noch eine Gefeßesvorlage, fo werbe ſolche unverzüglich 
erfolgen, da ber Entwurf bearbeitet fey. In Rückſicht auf 
diefe Lage der Dinge drückte bie Kammer keinen ſolchen Wunſch 
aus, und auch als fpäter die Sache in ber Berfammlung 
wieder zur Sprache kam, erktärten einzelne Redner, ohne daß 
Andere widerfprachen, ed fey in Erwartung des Reichögefeges 
bier von jeder Vorlage Umgang zu nehmen. 


8. 42. 

Zu 5. Am 10. Oktober 1848 *) übergab ich ber I. Kam= 
mer ben Gefegentwurf wegen Zulaffung von Klagen gegen 
öffentliche Beamte wegen ihrer Amtshandlungen ohne vorhe⸗ 
tige Ermächtigung von ber Dienftbehörbe. Richtig aufgefaßt 
iſt eine folche, die Willkühr befeitigende und den Rechtsſchutz 
vermehrende, Zulaffung vertrauenerregend und zugleich unbe 
denllich; nur muß verhütet werden, daß nicht ber Civilrichter 
das verfaffungsmäßig von ber Verwaltung zu handhabende - 
öffentliche Recht felbft vor fein Forum ziehe, fondern 
nur über die bei Anlaß der Handhabung besfelben ober mit 
Ueberfchreitung der Amtögemwalt vorgelommenen privatrecht— 


) Da 16 Mitglieder der Il. Kammer zugleich Mitglieder der deutſchen 
National-Berfommlung waren, fo warden bie Eihungen ber II. Kam⸗ 
mer vom Mai 66 Oktober, mit Ausnahme weniger Wochen, ausgefcht, 
was aud bie fpäte Vorlage biefes Gefepentwurfes veranlaßte. Drins 
gend war bie Gace ofnehin nicht, ba felten Fälle folder —2 — vor⸗ 
Toımen, und bei dem vorhelommenen bie Ermachtigung ingwſchen er» 
{Helft wurde, 
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ligen Berlegungen und beren Folgen erkenne. Der 
Gegenftand iſt fehwieriger Natur und veranlaßte daher zur 
Aufklärung ber verſchiedenen Seiten und Geſichtspunkte um= 
ftändlichere Verhandlungen in beiden Kammern. Der von ber 
1. Kammer mit Veränderungen angenommene Gefegentwurf 
erhielt auch in ber I. Kammer wieber Aenderungen und war 
am 13. Mat, als unfere Gefchäfte durch die Revolution un= 
terbrochen wurden, noch nicht zum Abſchluß gebracht *). 


§ 43. 

3.6. Die Feudallaſten waren in den ſtandes- und 
grundherrlichen Bezirken ſchon feit Tanger Zeit ein Stoff für 
die Agitation. Es wurden fehon auf mehreren früheren 
Landtagen viele, für die Pflichtigen großentheils fehr billige, 
Ablöfungsgefege gegeben, und bei vielerlei Abgaben, deren 
Steuernatur man erkannte, bie Aufhebung gegen Entſchädi— 
gung aus ber Staatskaſſe ausgefprochen. Gegen mehrere 
Ablöfungsgefege haben die ehemals Reicheunmitielbaren we— 
gen behaupteter Beeinträchtigung ihrer bundesrechtlichen An— 
ſprüche ſich beſchwerend an bie Bundeöverfammlung gewandt 
und dort einen Beſchluß erwirkt, dag ben Reklamanten wegen 
ihrer Verlegung und Entfhädigungsanfprühe gegenüber 
den angefochtenen Gefegen der Rechtsweg vor ben Landesge- 
richten zu eröffnen fey, weshalb darüber feit mehreren Jahren 
(von ber Märzbewegung überrafchte) gerichtliche Verhandlun- 
gen ftatt hatten. **) “ 

Auch gegen die Beftimmungen der Gemeindeordnung vom 
31. Dez. 1831 über die Bürgermeifterwahlen, Bürgeraufnah— 


>) Begiemh wirkte zugleich der Umſtand, daß es ſich Hier um ein Ber: 
faffungsgefeg handelte, und daß zu einem folden nad; der Derfafs 
fung eine größere Vollgähligfeit ber Kammern erforberlih war, wel 
he iwegen des ftet6 wieder eingetretenen Abgangs vieler Mitglieder der 
I. Kammer nad, Frankfurt und wegen bes fpäteren Austritts eines 
Theile derſelben felten zu erreichen war. 

*%) Belanntlich war Baben ber einzige Staat, welder gegen ben Bundes» 
befchluß vom 15. Sept. 1842, wornach folge Klagen an das Bundess 
f@lebögeriht verwiefen werben follten, als dem $. 63 der Wiener 
Sälußakte widerſprechend und deshalb ohne Ginfimmigkeit nicht 
vollziehbar beharriich proteftirte. 
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men und Beiträge zu den Gemeindelaften Hatten die ehemals 
Reihsunmittelbaren als ihre, zum Vollzuge des Art. 14 ber 
Bundesakte durch landesherrliche Deklarationen geregelten, 
bundesrechtlichen Zuftändigfeiten verlegend bei der Bundesver— 
fammlung Befchwerden geführt und biefe durch Beſchluß vom 
16. Juni 1835 die Wiedereinfegung berfelben in dieſe Zu— 
ſtaͤndigkeiten ausgeſprochen. Die Regierung hatte in Bezie— 
hung auf diefen Beſchluß, weil er fi nicht unmittelbar auf 
bie Bundes akte, fondern nur auf die biefelbe vollziehenden 
lanbesherrlihen Deklarationen gründete, die Kom— 
petenz ber Bundesverfammlung beftritten. Daher verfün- 
dete fie den Bundesbeſchluß als folhen nicht, fuchte aber die 
Sache durch felbftftändige Abänderung bed Geſetzes und durch 
Vereinbarung mit den Berechtigten zu erledigen. Sie erließ 
daher am 16. Februar 1837 ein proviforifches Geſetz, wor— 
nad, bis dieſe Vereinbarung erzielt fey, bie Gemeinde— 
ordnung von 1831 in den erwähnten drei Punkten gegen- 
über den ehemals Reichsunmittelbaren Feine Anwendung mehr 
finden folte. Im Jahre 1837 ermächtigten die Stände bie 
Regierung zu dieſer proviſoriſchen Fürkehr nur bis zum 
naͤchſten Landtag. Da aber eine Vereinbarung mit den Be— 
echtigten nicht erzielt wurde, und gegenüber der Bundesver- 
fammlung ein einfaches Zurüdgehen auf die Gemeindeord— 
nung von 1831 do unmöglich war ober fhien, fo wurde 
das Proviforium vom 16. Febr. 1837 nach einer weitern 
Belanntmahung vom 7. Dez. 1837 thatſächlich bis 1848 
noch aufrecht erhalten. Dadurch wurde die Unzufriedenheit 
in den ftandes = und grundherrlichen Bezirken, die fih gegen 
andere Landestheile zurüdgefegt fanden, immer größer. 
Hinfigtfich der Beudallaften mußten bie Angehörigen . 

diefer Bezirke ohnehin großentheild nicht zu unterfcheiden, was 
ihnen nur darum, weil fie weniger Eigenthumsrechte 
hatten, obliege, und mas wirklich nur von ihren ehemaligen 
ſtaatsrechtlich en Verhältniffen herrühre. 
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5. 4. 


Als nun die Märzſtürme kamen, ſo führten die theils 
in der Sache liegenden, theils durch Begriffsverwirrung ge— 
ſteigerten Beſchwerden gegen bie Standes» und Grundherrlich⸗ 
teitöverhältniffe in verſchiedenen Landestheilen, insbeſondere 
im Obenwalb und im ehemaligen Main = und Tauberkreife 
bald zu offenen Gewaltthätigkeiten. Es zogen ganze Schaas 
ren von Bauern und Andern, bie ſich aus verfhiedenen Bes 
weggründen ihnen anfchloffen, durch die dortigen Bezirke, 
zerftörten ftandes = und grundherrliche Schlöffer und insbe— 
fondere bie darin befindlichen Archive, welche bie Urkunden 
über die Berechtigungen enthielten, nöthigten auch einzelne 
Berechtigte ober ihre Beamten perfönlih, auf verfchiedene 
Anſprüche urkundlich zu verzichten. Eine ben Charakter diefer 
Bewegung bezeichnende Thatſache ift es, daß bie Volkshaufen 
bei Berübung ihrer Gewaltthaten, namentlich beim öffentlichen 
Verbrennen ftandeöherrliher Urkunden mehrfach ausriefen: 
es lebe ber Großherzog ! 

Sobald die Nachrichten von biefen Vorgängen dahier 
eingetroffen waren, wurden Truppen in jene Gegenden ent 
fendet. Inzwiſchen hatten aber raſch nach einander ſchon 
ſehr bedeutende Zerftörungen flattgefunden, bie unter ben 
Standes= und Grundherrn überhaupt großen Schreden ver— 
breiteten, fo daß fehr viele derfelben, ohne felbft unmittelbar 
eine Nöthigung erlitten zu Haben, nicht nur auf ihre Vor— 
rechte, fondern auch auf mancherlei Bezüge ohne Entſchädi— 
gungsanſpruch verzichteten, oder fih in Eingaben an die Re— 
glerung zu jedem DVerzichte bereit erklärten. Die Regierung 
leitete hierüber Verhandlungen ein. Indeſſen wurde am 10, 
März, am nämlihen Tage, an dem von hier aus Truppen 
nad dem Odenwalde abzogen, ber IL. Kaumer ein Geſetzes⸗ 
Entwurf übergeben, wodurd alle noch übrigen Feudalrechte 
auf einmal aufgehoben werden follten, und ber den Beiſatz 
enthielt, daß eine billige Entſchädigung der Berechtigten nach— 
träglich beſtiumt werbe, dieſe aber, wenn bie Berechtigung 
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nicht einen privatrechtlichen Entfiehungsgrund 
babe, nur auf bie Staatskaſſe fallen könne *). Am 
nämlichen Tage wurbe auch der ſchon oben ($. 40) erwähnte 
Gefehes = Entwurf wegen Haftung der Gemeinden für 
Beſchädigungen, die durch eine zufammengerottete Menge ver= 
urfacht werben, vorgelegt. Von beiden Vorlagen ließ das 
Minifterium des Innern alle Gemeinden ber ftandes= und 
grundherrliche Bezirke fehleunigft benachrichtigen, und fie über- 
haupt über das Unverftändige und Strafbare folder Gewalt- 
thätigfeiten, fo wie über die rechtliche Unverbindlichleit der 
etwa bamit abgenöthigt werdenden Berzichtleiftungen bes 
lehren. “ . 
8. 8. 


Hiedurch und durch die in den Odenwald en tfendeten 
Truppen, bie, obwohl nicht ſtark an Zahl, nirgends Wider- 
fand fanden, wurde die Ordnung in kurzer Frift dort wie— 
derhergeftellt. 

Sm Oberlande und insbefondere im Seekreife Hatte die 
Bewegung einen ganz andern, rein politifchen Charakter. 
Es fanden dort keine ähnlichen Gewaltthätigkeiten, wie im 


*) Diefer Gefeh -Entwurf wurde da und bort als eine Rechtoverlehung 
gegen die Berechtigten bezeichnet, und boch haben gerade folhe Berech 
tigte zur Zeit der großen Noth am meiften auf Vorlage des Entwurfs 
gedrungen, ba fle nur darin eine Rettung gegen bie gefürditete Nuss 
dehnung der Grmaltthätigteiten zu finden glaubten. Namentlich fam 
am 10. Märg in ber Grüh ein far betheiligter reihbegüteter Grund 
herr aus ber Gegend von Mosbad; her, und drang, indem er eine 
furditbare Schilderung des Geſchehenen und nod; Bevorſtehenden madıte, 
mit allem Nachdrug auf augenblidliche Vorlage eines Gefep-Entr 
wurfs von dem bezeichneten Inhalte, und auf vorläufige Eröffnung 
davon an bie rmeinden. Die Entfhäbigungsfrage, welde wegen der 
Verfiglebenheit der Bälle umfaffendere Morarbeiten erfordern und um 
fändlie Verhandlungen bei den Ständen nad; ſich ziehen würde, fönne 
ber jepigen Gite wegen nachträglichen Beftimmungen vorbehalten blel> 
ben. Auch bie am 16. März in Freiburg verfammelt gemefenen Orunt+ 
heren oberhalb der Murg, richteten eine, — zur Kenntniß ber 
Regierung zu dringende, “Abreffe an ihre Mbgeorbneten zur 1. Kam 
mer, worin fie unter Bezugnahme auf dem bereits vorge: 
legten Gefed-Entwurf wegen Aufhebung der Feudal⸗— 
tete erHärten, daß fie zu ben Opfern, welge von ber Regierung 
als wünfgenswerth erfannt werben, bereitwillig feyen. Im Uebrigen 
waren über die meiften und widtigften Feudalrechte ſchon in früheren 
Jahren Ablöfungsgefepe gegeben, bie nun durch ben neuen Entwurf 
nicht berügrt wurden, 
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Mainz und Tauberkreife, gegen Standes- und Grundheren 
ſtatt *). 

Nur das Jagdrecht wurde überall (wie in den be— 
nachbarten Ländern) thatſächl ich aufgehoben und eben wegen 
der Allgemeinheit der darauf gerichteten Angriffe war 
ein wirffamer Schug von Seiten der Staatsgewalt unmöglich. 
Durch das Gefeg über die Feuballaften, dem auch bie I. Ram 
mer (mit allen Stimmen gegen eine) zuflimmie, und das 
am 10. April 1848 fanktionirt und verkündet wurde, fiel 
indeſſen das Jagdrecht auch vechtlich hinweg. Um ben mit 
ber freien Bürfch verbundenen großen Uebelftänden zu bes 
gegnen, brachte die Regierung einen Gefeg - Entwurf über 
die Art, wie nun bie Jagden auszuüben feyen, an bie 
Stände, ber auch angenommen und am 26. Juli 1848 ver- 
kündet wurde. Jedoch ſchon früher, im März, als mit dem 
Jagen großes Unweſen getrieben wurde, verordnete bad 
Minifterium des Innern, daß einsweilen, bis die Sache durch 
die Gefeggebung entf&hieben fey, bie Gemeinden vermöge 
ber ihnen zuftehenden Gemarkungspolizei die Jagden zu ver— 
pachten und überhaupt dem Jagen Unberechtigter, wodurch 
zugleich die öffentliche Sicherheit gefährdet werde, zu fleuern 
haben. Leider war ed den Vollzugsbeamten und dem Auf- 
fihtsperfonal in den damaligen Zuftänden ſchwer, biefe und 
ähnliche Anordnungen gehörig zu handhaben. 

Ferner wurden zur Befeitigung des in den Standes= 
und Grundherrlikeitsverhältniffen Legenden Zündſtoffs durch 
Verordnung vom 14. März 1848 die wegen des Bundestagsbe— 
f&luffes vom 16. Juni 1836, am 16. Febr. und 7. Dez. 1837 
erlaffenen Anordnungen in Betreff ber Bürgerannahmen, 
Bürgermeifterwahlen und Gemeindeumlagen in den Gebieten 
der chemald Reichgummittelbaren ($. 43) zurüdgenommen. 


*) Der Fürft von Fürftenberg brachte übrigens nad) einer öffentlichen Be 

fanntmagjung, die er in einem Stanbeögebiete erließ, ans freiem An- 
riebe mod) viel größere Opfer, als das Gefep über bie Seuballaften 
forderte. (Gr verghtete fogar auf viele Grunblaften, über deren Ablör 
fung fon befonbere Gefepe beftehen, und auf die burd biefe Gefepe 
Beftimmte Entfäbigung. 
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Einerſeits hatten die lehteren auf ihre Vorrechte groͤßtentheils 
ſelbſt verzichtet und zum Andern fiel mit der neuen Bahn, 
welche die Bundesverfammlung nun einfchlug, ber thatfächliche 
Grund jener Anordnungen hinweg, und bie rechtliche Ver— 
bindlichteit des Bundesbeſchluſſes v. 16. Juni 1836 hatte bie 
Regierung aus dem oben im $. 43 angegebenen Grunde ohne 
bin nie anerkannt. 


8. 46. 


Zu 7. Die weitere Forderung vom 2. Maͤrz, wornach für 
eine gerechtere Vertheilung der Staats- und Gemeindelaſten, 
für Gewerbſamkeit und einfache Arbeit geſorgt werden ſoll, 
bezeichnete Teine Wege, wie dies zu erreichen ſey, bie Zuſiche⸗ 
rung ber Regierung gieng daher nur bahin und konnte nur 
bahin gehen, daß fie zu allen ſolchen Anordnungen bereit 
fey. Nähere Vorſchläge wurden aber weder von ber Kammer 
noch von anderer Seite gemacht, wenn man von der in viel⸗ 
fachen Petitionen angeregten Kapital- und Bermögensfteuer 
abfleht. Ueber die Iegtern beiden Steuerarten wurden indeſſen 
von meinem Kollegen Staatsrat Hoffmann den Ständen Ge- 
„fegentwürfe vorgelegt, die auch zum Abfchluffe kamen *) und 
einige indirefte Steuern befeitigen oder mindern follten, was 
jedoch wegen bes in Bolge ber Unruhen ungeheuer geftiegenen 
Militaäͤraufwands nur theilweife zum Vollzug kommen Eonn= 
te. 

Was bie Gemeindbelaften betrifft, fo ſteht dem @e- 
meinden nad den Gefeen von 1831 und 1835 bas Reit 
au, einen vom allgemeinen Steuerfuß abweichenden Map- 
ſtab der Umlagen nad eigenem Ermeſſen jelbft zu wählen. 
Ich erinnere mich nicht, daß während dieſer Zeit Gemeinden 
von dieſer Befugniß Gebrauch gemacht Hätten, auch war nir⸗ 


*) Der Betrag biefer zwei Steuerarten war am 13. Mai 1849, als bie 
Revolution das Zuftandelommen des Finanzgefepes hinderte, noch nicht 
feigefept. — Diefe Steuerarten werben übrigens meiftentfeile nur fo 
lange gut gefunden, als fle nicht zur wirklichen Ginführung fommen, 
und fon während der Verhandlung barüber erhob fid in Petitionen 
und in öffentlichen Blaͤttern wieder eine lebhafte Oppoſition dagegen. 
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gends angegeben, wie bie Art der Gemeindebefteuerung etwa 
allgemein geändert werben ſollte. 

Was für die Pflege ber Gewerbſamkeit und ber einfachen 
Arbeit gefchehen könne, war in ben Märzforberungen ebenfalls 
nicht bezeichnet. Die Regierung hat aber nad) einer Verord⸗ 
nung vom 26. Mat 1848 bie Einleitung bazu in ber Art 
getroffen, daß fie von den Handelskammern, Induſtrie-, Ges 
werbe= und landwirthſchaftlichen Vereinen Mitglieder wählen 
ließ, um mit ihnen bie Einrichtung von- Krebitanftalten, eine 
Gewerbeverfaffung , die Förderung von Vereinen zur Unter— 
ftügung der Gewerbe, fobann die Kredit, Preiß- und Abſatz⸗ 
verhältniffe der Landwirthſchaft zu berathen. Man wollte aber 
diesfalls nicht einfeitig Handeln, fondern unter Benehmen mit 
andern, insbefondere benachbarten , Regierungen und mit bem 
volkswirthſchaftlichen Ausfchuffe der Nationalverfammlung bie 
überall zu erhebenden und zu begutachtenden Fragen feftftellen, 
fofort darüber auch gemeinfame Berathungen veranlaflen. 
Dadurch verzögerte fi} die Sache, und wer überhaupt die po= 
litiſchen Verhaältniſſe diefer Zeit betrachtet, begreift leicht, daß 
bier für das materielle Wohl des Volkes nicht nur nichts 
Erklekliches geſchehen konnte, fondern die Noth immer mehr 
fleigen mußte. Ich Habe in der zweiten Kammer wiederholt 
aufmerkſam gemacht, daß und wie bie Unruhen und revolu— 
tionären Bewegungen nicht nur den Staatsaufwand ungeheuer 
fteigern, fondern auch bie Staatseinnahmen verringern und in 
noch weit höherem Grade den Erwerb ber Einzelnen, insbes 
fondere der Gewerbetreibenden vernichten, indem die aus den 
Bewegungen hervorgehende Unficherheit ber öffentlichen Zu— 
fände ben Krebit aufhebe ober ſchwäche, ben Verbrauch min= 
dere, und fo den Handel und bie Gewerbsthätigkeit überhaupt 
lähme, Arbeitögelegenheit entziehe nnd die Verarmung beför= 
dere. Wer unbefangen war und auch nur einige Cinficht 
hatte, Tonnte die Wahrheit biefer (auch in mehrere großher- 
zogliche Proffamationen aufgenommenen) Warnung nicht ver= 
kennen. Dennod) wurde fie in der Kammer jeweils von eint= 
gen Mitgliedern der Oppofition beftritten, und Brentano warf 
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mir fogar vor, daß ich damit nur ben Freiheitsbeftrebungen 
entgegenwirken wolle. Leider iſt es foweit gekommen, daß bie 
Betheiligten, durch traurige Erfahrungen belehrt, die Wahr- 
heit des Satzes jegt anerkennen oder wenigſtens allgemein 
fühlen. 

8. 47. 

Zu 8 Was bie privilegirten Gerichtöftände betrifft, fo 
hat der Chef bes Kriegsminiftertums, General Hoffmann, ben 
Ständen ſchon am 27. März 1848 einen Gefeg-Entwurf vor⸗ 
gelegt, wodurch bie Militärgerichtsbarkeit in bürgerlichen 
Rechtsſachen ganz, und jene in Straffachen, foweit es fich 
nit um militärifche Verbrechen Handelt, ebenfalls auf- 
gehoben wurde. Nach erfolgter Berathung und Zuftimmung 
der Stände wurde diefer Entwurf am 12. Februar 1849 als 
Geſetz verkündet. 

Am 13. Mat 1848 übergab das Juftizminifterium den 
Ständen ben Entwurf einer neuen Gerichtöverfaflung, worin 
die Aufhebung aller übrigen privilegirten Gerichtsſtände aus— 
geſprochen wurde, und damit war nun bie Zufage von Sei- 
ten ber Regierung vollftändig erfüllt. Der letztere Entwurf, 
der zugleich die längft gewünfchten Gollegialgerichte der I. In= 
ſtanz einführte, die Trennung ber Juftiz von ber Verwaltung 
ausſprach, und während der fländifchen Verhandlungen noch 
die Ueberweifung der Polizeiſtrafſachen an die Gerichte in fi 
aufnahm, kam endlich nach mehrfachen Berathungen in beiden 
Kammern erft im Mat 1849 zur Vereinbarung, bie verein- 
barte Redaktion konnte aber vor dem 13. Mai 1849 ber Re= 
sierung nicht mehr übergeben, alfo auch nicht mehr verfündet 
werben, und fo ift dies eine derjenigen Früchte, um welche 
uns die Mai-Revolution für jept gebracht hat. Das jetz ig e 
Minifterium konnte die Verkündung und den Vollzug biefes 
vereinbarten Gefehes, abgefehen von andern Verhältnifien, 
fhon darum nicht eintreten laſſen, weil das darnach geän— 
derte Budget am 13. Mai noch nicht übergeben war, ſondern 
erſt in der darauf folgenden Woche zum Abſchluſſe gefommen 
wäre 
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$. 48. 

Zu 9. Das Verlangen einer vollsthümlichen Kreisver—⸗ 
waltung mit geeigneter Betheiligung ber Bürger an derfelben 
wurde von ber Regierung burch Vorlage eines biesfallfigen 
Gefeg- Entwurfs vom 19. Juli 1848 in reichlichem Mage ers 
füllt. Es fol darnach nicht nur eine alljährlich zufammen- 
Tommende, von ben Gemeinden des Kreifes zu wählende 
Kreisverfammlung zur Berathung und Schlupfaffung 
über bie gemeinfamen Angelegenheiten bes Kreifes gebildet, 
fondern von ber Kreisverfammlung zugleich ein Kreisaus- 
ſchuß gewählt werben, welcher außerdem, daß er für ben 
Vollzug ber Beſchlüſſe der Kreisverfammlung zu forgen hat, 
als eine ſtaͤndige bürgerliche Behörde bem Kreisamt 
beigegeben if, um in wichtigen und ſehr umfaffenden 
Zweigen ber ſtaat lichen Kreisverwaltung nicht nur bera= 
thend, fondern auch ftimmberechtigt mitzuwirken. Nach dem, was 
oben in den 88. 17, 20 und 25 gefagt tft, bietet eine ſolche, 
die Verwaltung volksthümlich machende, Einrichtung fiher 
weſentliche Vortheile, und es ift zu beffagen, daß auch biefe 
Frucht durch die Mairevolution für jept vereitelt wurde. Der 
Entwurf wurde zwar nad) erlangter Zuftimmung beider Ram= 
mern am 10. April 1849 als Geſetz verkündet, aber fein 
Vollzug fteht mit dem ber Gerichtöverfaffung und mit dem 
für beide neu aufgeftellten Budget in Verbindung und Letz— 
teres Tonnte vor dem 13. Mai nicht mehr zum Abſchluſſe ges 
bracht werben. 


s. 2. 


. Zu 10. Der Abgeordnete Zentner Hatte eine Mo— 
tion auf Einführung gemeinfamer beutfcher Gefeggebung be= 
gründet, und am 5. Februar zeigte, wie ſchon oben erwähnt, 
Baffermann eine Motion an, daß eine ſtändiſche 
Bertretung beim Bundestag zur Erzielung ge 
meinfamer Gefeggebung und einheitliher Na— 
tionaleinrihtungen berufen werde. Diefer am 
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12. Februar 1848 begründete Antrag wurde beinah einftims 
mig zur Berathung in die Abtheilungen gewiefen. Gin Ab» 
georbneter bemerkte ganz richtig, biefe Motion werde an bie 
Abteilungen ber beutfchen Nation gewiefen. Erſt durch 
bie Märzbewegung erhielt ber große Gedanke feinen Schwung. 
Er wurde unter bie Forderungen bes 1. März aufgenommen 
und am 2. März trat bie I. Kammer bem Antrag, daß bie 
Regierung auf eine Vertretung bes deutſchen 
Volkes bei ber Bundesverfammlung hinwirken 
möge, einftimmig bei. 

Die Regierung fühlte mit der Kammer bie hohe Bebeut- 
famteit dieſes Antrags und die Scheue, in einer fo Hochwich- 
tigen Sache gegenüber den Großmächten bie Initiative ergrei⸗ 
fen zu müflen, trat in den Hintergrund bei dem Gedanken 
am bie eingetretene ungeheure Bewegung, welche die Kräfte 
(für den Augenblich) nicht mehr nah dem Umfange der 
Länder meffen ließ, und welche überhaupt nur allein durch 
eine nationale Bereinigung einen großartigen, vor 
Zerfall und Anarchie fihernden, Gang erhalten könne. Bon 
biefem Geſichtspunkte aus wurbe in meinem aus Auftrag bes . 
Großherzogs an ben Präfidenten ber II. Kammer gerichteten 
Schreiben vom A. März erflärt, daß bie Regierung dieſen 
Zeitpunkt, wo das Bedürfniß nationaler Cinigung und Kräf- 
tigung mit Macht hervortrete, nicht vorbeigehen laſſen werde, 
ohne auf Mittel hinzuwirken, welche das Vertrauen des deut- 
fen Volles auf feine Ginrichtungen buch Benütz ung 
volksthämlicher Elemente Fräftigen können. Alsbalb 
darauf erließ ber Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten 
eine Inſtruktion an ben Bundestagsgefandten, wornach der— 
felde eine Boltsvertretung beim Bunde mit allem 
Nachdruck in Antrag zu bringen habe. Am 9. März, als 
die I. Kammer wieder zufammentrat, wurde ihr in geheimer 
Sitzung biefe Inſtruktion mitgetheilt, 

Inzwiſchen kamen nun aud in andern Rändern Erklä— 
zungen ber Regierungen über bie Nothwendigkeit einer Ver— 
tretung bes deutſchen Volls zu Tag, und am 10. März 

6* 
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ſchritt die Bundesverfammlung , welche jegt die (1832 ver 
botene) deutſche Fahne auf ihren Palaft aufgepflanzt hatte, 
fon ſelbſt zu einer Einleitung, indem fie 17 von den Re— 
gierungen aus ben populärften Männern zu ernennenbe Ver— 
trauensmänner berief, melde ben Entwurf einer neuen beut= 
ſchen Verfaſſung berathen follten. Bon Baden wurde am 14. 
März Baffermann, der Urheber der Motion vom 12. Fe— 
bruar, zum Vertrauensmann, und Welder, ber von ber 
Commiſſion aufgeftellte Berichterftatter, an Blittersdorf's Stelle 
zum Bunbestagsgefandten ernannt ($. 52). 


$. 50. 


Am 4. März wurde in ber I. Kammer über Baſſer— 
mann's Motion und über bie in Welcker's Bericht angegebe- 
nen nähern Vorſchläge verhandelt. Die Kammer richtete eine 
Adreffe an ben Großherzog, worin gebeten war, mit allen 
Mitteln für die fehleunigfte Herftellung einer Bundesverfaffung 
mit Bezugnahme auf bie bei der Verhandlung gepflogenen 
Erörterungen wirken zu Iaffen, und namentlich bie ſchleunigſte 
Berufung einer conflituirenden Verfammlung zu veranlaffen, 
zu diefem Zwecke fogleih eine Wahlordnung vorzulegen und 
nach Genehmigung derſelben die Wahlen ungefäumt anzuord— 
nen *). Am 25. März trat die I. Kammer, welche ſchon am 
48. des nämlichen Monats eine Petition der Heidelberger Pro— 
fefforen in der gleichen Richtung empfohlen hatte**), ber 
Adreffe dev I. Kammer einftimmig bei. 

Noch am nämlichen Tage erließ die Regierung, nachdem 
ich mit der IL. Kammer mich über die Art der Behandlung 
der Sache nochmals beſprochen hatte, eine Verordnung über 


*) Heder, der damals noch feinen aufrühreriſchen Plan gehabt zu Haben 
feint, bemerkte bei der Berathung: Cs Habe hohe Gile, dag bie Nas 
ton einen Sammelpunft erhalte, in 3 Wodjen fey es vielleidit zu fpät. 
8 fey nicht mehr 14 Tage zu zögern. 

*%) Die Frelherren v. Andlau und v. Rink ſprachen hier für ein fihtbares 
Oberhaupt, für einen beutfhen Ratfer, während Klüber fid ge 
gr biefen Gebanten ausſprach, und Andere ihn wentgftens nicht in bie 

ldreſſe aufgenommen wiflen wollten. Die Aufnahme unterblieb. 
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die vorläufige Wahl der Wahlmänner nad unferer für 
die II. Kammer gegebenen Wahlordnung. Es ſchien Gefahr 
auf dem Verzuge zu haften, und bie weitern Beftimmungen 
des Bundes, ober fofern e8 hieran fehle, im Wege ber Lan— 
desgeſetzgebung, über die Abgeordnetenwahl felbft 
konnten, ba bie einsmweilige Wahlmännerwahl als eine 
viele Zeit fordernde Vorbereitung das Dringendfte war, fpäter 
nachgetragen werben. 

Das von der bekannten Heidelberger Verfammlung aus 
den verfchiebenen Ständemitgliedern *) und andern einfluß- 
reichen Männern nad Frankfurt berufene Vorparlament ſetzte 
alsdann Wahlgrundfäge feft, welche die Bundesverfammlung 
in ihrem Befchluffe vom 7. April größtentheils ſich aneignete. 
Es follte den einzelnen Regierungen überlaffen bleiben, direkt 
ober indirekt wählen zu laſſen. Im Uebrigen follte jeber 
volljährige felbftftändige deutfche Bürger Wahlrecht haben. 
Darnach erließ die Großh. Regierung am 10. April einen 
Nachtrag zur Verordnung vom 25. März, und gab den Ge— 
meinden, welche ihre Wahlmänner ſchon gewählt hatten, an— 
heim, es hiebei zu belaffen, oder fehleunig eine neue Wahl 
derfelben nad) den neu aufgeftellten Grundfäßen vorzunehmen. 
Darauf wurde auch beftanden, als einige Gemeinden im 
Widerfpruh mit dem Bundesbefchluffe nach angeblich abwei— 
chenden Beftimmungen bed Vorparlaments wählen wollten. 
Durch eine Verordnung vom 26. April wurde das Land ge= 
mäß bem nämlichen Bundesbefchluffe in 20 Wahlbezirke ein— 
getheilt und die Abgeorbnetenwahl felbft angeordnet. 

Das Refultat biefer Wahlen ift befannt. Die Linke 
hier und in Frankfurt rühmte oft, daß 12 derfelben auf Re— 
publifaner gefallen feyen, das Volk fih alfo für die Re— 
publik ausgefprochen habe. Sey dem, wie ihm wolle, fo 


=) Heder brüdte bei der Verhandlung vom 24. März den Gedanken aus: 
«6 folten der Gile wegen, ba durch eine neue Wahl gu viel Seit vers 
foren gehe, nur bie verfhletenen Ständeverfammlungen zufammenfommen 
und eine deutſche Verfaſſung fertigen, deren Mevifion dann dem zu ber 
rufenden Iegtslativen Körper vorbehalten bliebe, 
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war bie Mehrheit der Gewählten jedenfalls radikal, fie 
wollten fi aber damals zum Republikanismus noch 
nicht offen befennen*), maren auch, wenigſtens in eis 
nigen Bezirken, nicht in dieſem Sinne gewählt **). In eis 
nem Bezirke mußte ber zu jenen Zwölfen gehörige Gewählte 
den Wählern fogar ausbrüdlih ein entgegengefegtes 
Bekenntniß ablegen. Erſt als fie von Frankfurt, wo fie im 
Umgang mit entſchiebenen Republifanern mit biefem Ziele 
mehr vertraut wurden, im Sommer 1848 zurüdtamen, mach- 
ten Ginzelne berfelben in unferer II. Kammer aus ihrer 
republikaniſchen Richtung Fein Hehl mehr. 
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Zu 11. Zur Erfüllung der Zuſage wegen Unabhängig- 
keit dev Richter übergab das Juftiz = Mintfterium ſchon am 





*) In dee Situng ber 2. Kammer vom 13. Mal 1848 braten einige 
Linle ein dem Cinzwifgen zum Staatsrath ernannten) Abg. Mathy zu 
gefäriehenes Flugblatt zur Sprade, worin gemäßfgte Ranbidaten ems 
pfohfen, und andere wegen ihres revolutionären Treibens angegriffen 
waren. 6 war nämti (In Brudfal) die Wahl zwifhen Mitter- 
mater und Ipftein ftreitig. Jenes Flugblatt bezeichnete diejenigen, die 
fg für den Icktern bemühten, als „Reute, weiche die f. g. Republik in 
Baden einzuführen gewünfeht und zu biefem Swede ben Xufruhr und das 
Verberben des Landes nicht gef—eut haben.” Die Linken in der Kams 
mer befgwerten ſich nun über eine folde Verdächtigung Mir war von 
diefem Slugblatte nichts befannt. Am anderen Tage fam mir aber ein 
anderes Flugblatt vom biefigen demokratiſchen Bereine zu Gefiht, 
worin jene Linten als Republikaner empfohlen wurden und gefagt 
war, bie Republik ſey bie einzige möglige Staateform für Deutfce 
Hand. Delretire das Parlament fie nicht, fo werbe fie jedenfalls auf 
blutigem Wege („über Blut und Leihen”) zu Stande Sommen. 
Man folle aiſo Republifaner wählen, daß das Parlament felbft bie Res 
publif turhführe. Im biefem Stune wurden jene Linfen der zweiten 
Kammer als Kandidaten für bie Parlamentswahlen empfohlen. Ic hielt 
diefes Blatt in der Sigung vom 15. Mai denjenigen, welde zuvor 
dad andere Flugblatt als fie verbäctigend getabelt Hatten, entgegen und 
bemertte, daß in biefem neuen, fie empfehlenden, alfo von ihren 
Freunden fommenben, Blatte eine vtel färkere Verbägtigung 
ihrer Gefinnung lege. Sie follten daher daffelbe ebenfalls desavoulren 
Ihre Erklärungen darauf waren ausweichen, und theilwelfe gaben 
fie dem Blatte eine andere Deutung, theilmeife besavouitten 
fie es au, und jedenfalls bekannten fie noch feine offene republita⸗ 
nifge Beftebung. 

**) Ipfein, ber in adıt Bezitlen gewählt wurbe, erklärte in der Kam⸗ 
mer: er habe zwar vepublifanifhe dinſichten, Halte aber die Zeit für 
eine Republik noch nicht veif. 
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16. März 1848 der IL Kammer einen Gefek = Entwurf, wor- 
über ber Abg. v. Soiron am 29. März Bericht erftattete, 
Die Kommiffion empfahl den Entwurf mit einigen Zufägen 
zur Annahme, fügte jedoch eine Beftimmung bei, baf das 
Geſetz erft mit ber (die Juftiz von ber Verwaltung trennen= 
den) neuen Gerichtsverfaffung in Wirkfamkeit treten fol, da 
dort eine geeignete Auswahl der Richter ftattfinden werde. 
Da hiernach die;Erledigung Feine Eile hatte, und Soiron 
ohnehin zuerft als Präfident des Fünfziger -Ausſchuſſes und 
dann als Mitglied der Nationalverfammlung beinah ununter= 
brochen von hiersabwefend war, fo nahm bie Kammer bie 
Beratung nicht vor, und fie wäre (im Ginflange mit den 
Grundrechten) in ber Mitte des Mai 1849 mit einigen an= 
dern Heineren Reften noch zur Erledigung gekommen, wenn 
nicht die Revolution am 13, Mat 1849 die Gefchäfte unter- 
brochen hätte, 
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Zu 12. Die Forderung, daß das Staatsminifterium und 
die Stelle des Bunbestagsgefandten nur mit Männern bes 
allgemeinen Vertrauens befegt werben follten, war in dem 
Kammerbefchluffe vom 2. März nur objektiv gehalten. In 
der Berathung wurde aber die Bedeutung hineingelegt, 
daß ber damalige Chef des Juſtizminiſteriums (Stantsrath 
Trefurt) und jener der "Finanzen ( Staatsrath Regenauer), 
welche beide als Reaktionäre bezeichnet wurden, und ber 
Bundestagsgefandte von Blittersdorf entfernt und durch popu= 
läre Männer erfegt werben. Deswegen fand biefer zwölfte 
Antrag bei der Berathung auch mehr Widerfprudh und es 
haben hier allein 12 Mitglieder dagegen geftimmt. In ber 
Sigung vom 4. März wurde alsdann noch entfehiedener auf 
die Entfernung ber bezeichneten drei Beamten gedrungen, fo 
daß Trefurt und Regenauer, da ihre Wirkſamkeit unter fol- 
hen Verhaͤltniſſen nicht mehr gedeihlich feyn könne, ganz bes 
fimmt auf, ihrem Rücktritt beftanden und am 7. März einfte 
weilen in Ruheſtand verfegt wurden. 
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"Das Juſtiz-Miniſterlum wurde am 9. März dem dama— 
ligen Direktor des Miniſteriums des Innern, Brunner, ber 
als ein freifinniger und gemäßigter Mann überall geachtet 
war, übertragen. Es überfiel ihn aber eine Krankheit, bie 
lange andauerte und ihm ben Antritt bes Amtes unmöglich 
machte, fo daß er dringend bat, ihn wieder zu entheben. 
Es wurde dem Gefuche entſprochen, und wegen eines Erſatz⸗ 
mannes mit Mehreren unterhandelt. Es war in fulden 
Zeiten nicht Ieicht, einen Mann zu finden, defien Befähigung 
und Karakter ben Berhältniffen entfprah, unb ber zugleich 
geneigt war, in einem vorausfichtlich nicht lange dauernden 
Amte feine Kräfte aufzureiben, und im Kampfe mit ben über- 
fprudelnden Leidenfchaften, mit dem Unverftand und der Ver— 
blendung, zugleich feinen politifhen Ruf zum Opfer zu brin= 
gen. Inzwiſchen Hatte ich neben der Verwaltung des Mini— 
ſteriums des Innern auch die Gefchäfte des Juſtiz-Miniſteriums 
im Staatsminifterium und theilweife in der Kammer felbft 
zu vertreten, bis am 9. Oktober 1848, als die Kammern 
nad) längerer Unterbrehung ihre Sigungen wieder fortfeßten, 
der damalige Geh.-Ref. v. Stengel, deſſen Umficht und Ener- 
sie als Landestommiffär des Seekreiſes im April 1848 bie 
allgemeine Anerkennung gefunden hatte, an bie Spike bes 
Juſtiz⸗ Minifteriums geftellt wurde. 

An Regenauer's Stelle wurde fogleich am 9. März 1848 
Hoffmann, ber als badiſcher Bollvereinsbevollmächtigter 
in Stettin ſich befand, und ber früher als freifinniger Ahge- 
orbneter ber II. Kammer eine große Popularität fih erworben 
hatte, zum Chef des Finanz - Minifteriyms ernannt. 


Der Bundestagsgefandte wurde am 7. März ebenfalls 
in Ruheſtand verfegt. In jeder Sitzung der I. Kammer *) 


*) Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten erflärte in der II. Kam—⸗ 
mer, daß der biöherige Yundestagsgefanbte gerade in der jehigen fo 
verhängnigvollen Zeit in der Bunbesverfammlung eine ganz außer 
orbentliche Thattraft ganz im Sinne der Regierung (alfo ber jepigen 
Ioren) entwidele. Das Half aber nicht, 6 wurde ber frühern Vers 
Hättniffe wegen mit Ungeftümm auf feine fhTeuntge Erfebung vurd 
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wurde ſtürmiſch auf die ſchleunige Beſetzung dieſer in der 
deutſchen Sache jetzt ſo wichtigen Stelle mit einem Manne 
der neuen, ſo mächtig gewordenen, Ideen gedrungen, und mit 
jedem Tage wuchs nicht nur die Möglichkeit, ſondern die 
Nothwendigkeit eines ſolchen Schrittes, fo daß am 14. 
März Welcker zum Bundestagsgeſandten ernannt wurde, 
der nad) der damaligen Lage ber Dinge in Frankfurt ſogleich 
nad feinem Gintritte einen ungeheueren Einfluß übte, fpäter 
aber, ald er ber revolutionären Strömung mannhaft Wider— 
fand Teiftete, feine große Popularität bei, den Bewegungs= 
männern unferes Landes, wie natürlich ebenfalls verlor. 
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Auch in untergeordneten Kreifen wurde nicht nur in ber 
I. Kammer und in Petitionen auf bie Entfernung von Be— 
amten, bie (mit oder ohne Grund) als reaftionär galten, 
ober fih duch mas immer verhaßt gemacht Hatten, gedrun— 
gen, fondern es wurden an mehreren Orten ſolche Beamte 
gewaltfam vertrieben, ober fie flohen wegen Bebrohung. Man 
mag den Letztern Feigheit vorwerfen, aber wer die Fähigkeit 
hat, fi} in jene Zeit der allgemeinen Auflöfung aller Bande, 
wo in allen beutfehen Ländern bie Regierungsgewalt gebro= 
hen war, zurückzudenken, ber greife aufrichtig im feine eigene 
Bruft und prüfe fih, ob er in gleicher Lage, wie es bei ei⸗ 
nigen Wenigen allerdings ber Ball war, wirklich mehr Muth 
gehabt hätte. 

Bei Vielen, deren Entfernung betrieben wurde, ging bie 
Regierung auf das Begehren nicht ein, wenn entweder fidht- 
bar feinerlei Grund dazu vorlag, oder das Begehren nur von 
einer Partei ausging, ohne daß man fagen Konnte, die Stel- 
lung bes Beamten ſey ſchlechthin unhaltbar. Man hoffte, 


einen Andern gebrungen. Und bekanntlich wurden aus gleicher Roth⸗ 
wendigfeft aus von ben übrigen Regierungen ale andern frühen Buns 
beötagsgefandten zurüdberufen und durch populäre Männer erfeht. So 
weit e8 nit fon im März 1848 gefcehen war, gefhah es im Aprif 
auf bie Forderung des |. 9. Vorparlaments, 
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der Schwindel werde vorübergehen und bie öffentliche Gewalt 
wieber erftarten, wo dann nach reifer Prüfung Verfügung 
zu treffen ſey. Andere aber wurden verfeßt, oder weil es 
damit ebenfalls Schwierigkeit Hatte, vorläufig penfionirt *) 
und ihre Stellen proviforifch verwaltet. 

Hinſichtlich Aller, Die vertrieben wurden oder geflohen waren, 
wurde übrigens fowohl über die Gründe ber Unzufriedenheit, 
als auch darüber, ob eine wirkliche Heberwältigung ober Ge— 
fahr für fie vorlag, eine Unterſuchung eingeleitet und je nad 
dem Ergebniffe gegen fie eine bem Dieneredikte entſprechende 
Verfügung getroffen. Strenger wurde dies bei jenen genom— 
men, bie erft fpäter (im April 1848), als wieder mehr Macht 
vorhanden und dem eingetretenen eigentlichen Aufruhr fürm- 
lich ber Krieg erflärt war, ungebührliche Schwäche an ben 
Tag legten oder gar ihre Stellen verließen, obgleich ihnen 
durch wieberholte allgemeine Verfügungen des Minift. d. 3. ein- 
gefhärft war, dem aufrühreriichen Treiben mit allem Nach- 
drude entgegenzutreten unb ben vollen Ernft des Geſetzes ge= 
gen die Ordnungsftörer aufzubieten. Doch auch hier, fowie in 
fpäterer Zeit war das Staatsbieneredift vielfah Hemmend. 
Die Regierung übergab daher den Ständen am 3. Mat 1848 
einen Gefegentwurf, wornach Beamte,’ welche wegen gegen fie 
beftehenber Unzufriedenheit ihre Stellen, ohne dazu völlig ge— 
nöthigt zu ſeyn, verlaffen, ober bei aufrührerifchen Bewegun- 
gen aus Furchtſamkeit die Erfüllung ihrer Amtspflihten ver= 
fäumen, je nad) den Umftänden ohne Penfion oder mit eis 
ner geringern als ber gefeglichen PBenfion entfernt, oder 
auf eine geringere Stelle verfeßt werben können. Diefer 
Gefegentwurf gieng aber jeweils mit minder weſentlichen Aen— 
derungen mehrfach von ber einen Rammer in bie andere und 





*) Brentano erklärte in der Sihung vom 13. März, alle fervilen Beamten 
folten penfionist werden, möge bie Penfionsfaft aud noch fo doch ans 
Reigen. &o Ieiditfinnig wollten wir aber mit ben Gtaatögeldern nicht 
umgehen, zumal, wenn man berüdfihtigt, was Brentano unter den fer« 
silen Beamten begriff, und baß damit oft ganz tüdtige, gewiflenhafte 
und fräftige, gegen bas revolutionäre Treiben einſchreitende Beamte 
getroffen worden wären, 
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zurä®), ohne daß bis zum Mai 1849 eine Vereinbarung er= 
zielt wurde. Der Umftand, daß das Staatsdieneredikt, deſſen 
Aenderung der Entwurf bezweckte, buch die Berfaffung 
ſelbſt garantirt iſt, es fih dabei alfo um ein Verfaſ— 
fungsgefeg handelte, hat auch Hier zur Verzögerung beige= 
tragen, weil bie IL Kammer wegen ber Abweſenheit vieler 
ihrer Mitglieder bei der National-Berfammlung und fpäter 
wegen bed Austritts ber Linken felten die zu Verfaffungsges 
fegen erforderliche Mitglieberzahl verfammelt hatte. 


Sind hiernach die Forderungen vom 1. und 2. März, 
foweit e8 von ber Regierung abhieng, fämmtlid zur Er- 
füllung gelommen, fo erübrigt noch, Einiges über bie Aus— 
führung ber fhon vorher am 29. Februar 1848 von ber 
Regierung unaufgefordert gemaditen 3 Zufagen ($. 35) 
wegen welcher beide Kammern Dankadrefien an den Groß- 
herzog richteten, nämlich über Preßfreiheit, Volksbe— 
waffnung und Schwurgerichte zu fagen. 


VII. Preßfreiheit. 


$. 54. 
Es ift ſchon oben erwähnt worden, daß bie Bufage vom 
29. Bebruar bezüglich auf die Preßfreiheit fogleich am 1. März 
durch einfache Wiederherſtellung des Preßgeſetzes von 1831 
mit Hinweifung auf das Strafgeſetzbuch von 1845 zur Er— 
fülung gebracht wurde. 


®) Im Anfange wurde über bie Frage geritten, ob das Gefeh rüdwärte 
auf bie feit dem 4. März vorgefommenen Fälle angewendet werben 
Homme? Da jedoch biefe Frage fon von der IL Kammer bei der erflen 
Beratfung verneint wurbe, jo breßten ſich bie fpätern Differenzen zwi⸗ 
fen beiden Kammern nur nog um unwihtigere Bragen Hinfchtlich 
bes Verfahrens. Im Uebrigen hat fon die Vorlage bes Entwurfs 
auf den Gifer der Beamten anfänglich wohlthätig gewirkt, bis berjelbe 
fräter, wo fo lange feine Bereinbarung erzielt wurbe, wieber in eine 
Art von Vergeſſenheit gerieth. 
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Ber ben Berfierungen geglaubt hätte, daß von biefer 
neuen Preiheit ein vernünftiger Gebrauch gemacht mürbe, 
wäre ein Thor gewefen. Ich babe mich in meinen Erwartun— 
gen in keiner Weife getäufht, und wenn irgendwo bie oben 
im 1. Abſchnitte dargeftellte Anficht ſich betätigte, daß folde 
weitgreifenbe Freiheiten zu rechter Zeit, wo man bie Macht 
zur Sicherung ber nothwendigen Schranken noch hat, gegeben 
werben müflen, fo war es bier ber Fall. Dem beutfchen 
+ Volke und einzelnen Regierungen, bie ein foldhes Bebürfnig 
früher erkannten, war dies nicht gewährt, Man mußte einen 
Zeitpunkt Herbeiflommen Taffen, wo nicht nur die Freigebung 
der Preffe an und für fi nicht mehr zurüdgehalten werden 
konnte, fondern auch die Unmöglichkeit vorlag, ſichernde Vor— 
ſchriften gegen den Mißbrauch zu geben. 

Nicht zu reden von Stempeln, großen Kautionen u. d.g., 
fehlte es vor Allem an einer ſtrengen Repreffivgefeßgebung 
und an einem raſchen richterlichen Verfahren. Im 3. 1844, 
wo das Strafgefegbuch berathen wurde, beftand keine Preß⸗ 
freiheit und noch weriger hatte man in Beziehung auf ben 
argen Mißbrauch diefes gewaltigen Mittels genügende Er— 
fahrungen. Damals hatte bie II. Kammer (in ihrer Mehrheit) 
nur den einen Feind vor Augen, naͤmlich die Genfur und 
die, die Freiheit überhaupt befehränfende, Bundespolitik. 
An den andern Feind, ber von unten bie bürgerliche 
Ordnung und gefeßliche Freiheit gefährbe, glaubte fie nicht. 
Auch fagte man: wenn einmal bie Preſſe wirkich frei werde, 
könnten weitere Strafbeftimmungen, fofern fie wirklich als nö= 
thig ſich darftellen, gegeben werben, für jegt feyen ſolche je— 
denfalls nicht nöthig. Nach diefer Anficht und Stimmung wur= 
den für folhe Vergehen nicht nur fehr geringe Strafen, 
tote fie in freien Eonftitutionelen Ländern fo beinahe nirgends 
vorkommen, feitgefeßt, fondern es wurden, was noch weit 
wichtiger iſt, viele bei großer Agitation fehr gefährliche Bälle 
entweder gar nicht mit Strafe bedroht, oder es wurde der 
Thatbeſtand fo eng begrenzt, daß bei ber genauen Wortaus- 
Tegung , an bie unfere Richter gewohnt find, bie Verbrecher 
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fehr ſchwer zu treffen find. Hätte der Bund früher die Preffe 
freigegeben, fo hätte er die nöthig erachteten Sicherungsmit= 
mittel zur Bedingung machen, ober es hätte dies zur Zeit ei= 
ner verhältnigmäßigen politifhen Ruhe von ben einzelnen 
Regierungen geſchehen können. In der Zeit ber Märzftürme 
war dies weber ber Bundesverfammlung , noch ben einzelnen 
Regierungen mehr möglich. 
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So kam es nun, daß unfere Prefle in furchtbarer Weife 
mißbraucht wurde. Unfere revolutionären Blätter verbreiteten 
in jeder Richtung zerflörende Grundfäge, fie richteten ihre 
Pfeile gegen Religion und Sittlichkeit, gegen bie Heiligkeit 
der Eide, fie vertheidigten und Tobten alle politifchen Ver⸗ 
brechen. Mit einer falfch aufgefapten Volksſouverainetät wirk— 
ten fie überall hin nur auf Auflöfung und durch Lüge und 
Entftellung anf eine allgemeine Verbiendung, indem fie hin— 
ſichtlich alles Beſtehenden oder Gegebenen erdichtete Nachtheile, 
und hinſichtlich des Anempfohlenen erbichtete Vortheile barftel- 
ten. Eine Hauptaufgabe war, jede Autorität anzugreifen und 
zu untergraben, und insbefondere die Träger berfelben überall 
verächtlich oder verhaßt zu machen *). 

In Ländern, welche ſchon Yänger an bie Freiheit ber 
Preſſe und an die Mißbräuche derſelben gewohnt find, und 
wo eben beshalb die Lüge und Entftellung weniger Glauben 
mehr findet, iſt al? das in der Regel unſchädlich ober doch 
weniger wirkſam, und es wird durch die redliche Preffe, 
welche in ber Breiheit nach und nad eine große Macht ge= 


*) Gin polttifger Ftüßtling in der Schweiz rühmt es in feiner Schrift 

über die Badifhe Revolution vom Mai 1849 als einen Borzug der 
tabifelen Prefle in Baden vor ber Würtemberg’fhen, daß bie babifhe 
ihre Pielte Gauptfägiig orgen de Pesföntigteiten, namettig 
gegen mid}, gerichtet und biefe Perfonticteiten in ben Koth herabger 
jogen Habe, woburch alle6, was von denfelben ausgehe, beim Publikum 
[50m zum voraus verbädtigt und in Mipcrebit gebradit fep, während 
bie würtemberg’fäje vabifale Preffe, in ven Orundfägen von gleiher 
Ribtung, die Berfönlileiten doch mehr gefgont und mit Adtung 
behandelt Habe. 
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winnt, aufgewogen. Anders verhielt es ſich ganz naturgemäß 
mit unferer jungen Freiheit, und auch bie gute Preſſe 
konnte bei bem Borfprung , ben bie ſchlechte in ben Stär- 
men ber Zeitfund wohl auch durch bie frühere Genfur über fie 
gewonnen hatte, Keinen Eingang finden *). Es wurben in bie- 
fer Beziehung mehrfache Verſuche gemacht, bie Berblendung 
war aber fo groß, daß Alles, was für Net, Sittlichkeit 
und Ordnung gefchrieben wurde, in manchen Bezirken keine, 
ober faft keine, Lefer fand, indem es, felbft bei unentgelt- 
licher Mittheilung, als zum Voraus verbächtigt zurückgeſtoßen 
wurde. Unter ſolchen Berhältniffen konnte ſelbſt das, was 
bie vaterländifchen Vereine in dieſer Richtung thaten, für jetzt von 
feinem großen Erfolge feyn, und ohnehin entwideln die Orb» 
nungsliebenden, wenn auch vielfach angeregt, in folchen Zei— 
ten bes Terrorismus bei meitem feine fo große Thätigfeit, 
wie bie Partei ber Zerflörung. “ 
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Gegen bie ftrafbaren Ausſchweifungen ber Preffe wurden 
indeſſen viele gerichtliche Klagen erhoben, aber wegen ber 
Mangelhaftigkeit der Gefehgebung auch viele berfelben von 
den Gerichten abgewieſen, und too dies nicht gefchah, kam 
es doc; wegen Langfamkeit bes Verfahrens und da insbefon= 


dere bie Rekurſe bei dem mit Gefchäften überhäuften Ober- J 


hofgerichte eine ſehr fpäte Erledigung fanden, faſt gar nicht 
zum Vollzuge, wodurch bie abſchreckende Wirkung nahehin 





*) Gerade darin beſteht, wenn einmal bie Frelheit der Preffe in das 
Berußtfeyn und in das Leben bes Volkes eingedrungen ift, hr Haupt 
werth, daß bie gute Preffe, bie unter der Genfur verbäditigt und uns 
woickfam At, mehr Macht gewinnt, während bie fhledhte ihren Stagel 
verliert. Das eigentliche Gt ft, womit ber Geit der Berneinung Gitt- 
Yicteit, Medt und Ordnung fleihend untergräbt, Tann durd bie 
Genfur nicht abgewenbet werben. Mas fie Icifet, befeht mur barin, 
daß fie die Hefttgkett der Angriffe befeitigt. Dies iſt num nur im 
Helten großer Aufregung von Debeutung, — ein Grunb mehr, 
bap man bie Preßfreißeit zu befferer Seit {dom Hätte geben follen, wo 
dann die Ereignife von 1848 auch fon eine mächtige gute Prefe, 
die ber Bügelofigfeit uud Heftigkeit ber ſchlechten das — 
hielt, vorgefunden Haben würden. 
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vereitelt wurde *). Andererſeits Hagten bie revolutionären Blät- 
ter und die Linken in ber Il. Kammer fogar über furchtbaren 
Preßzwang, über Beſchränkung der Freiheit, was allerdings 
denjenigen, welche jene damaligen Blätter Iafen, in ber That 
ganz poffierlich vorkommen muß. Als bie deutfhen Grund- 
echte erfchienen, mußten fogar bie geringen Kautionen noch 
aufgehoben werben **), was bie Heinen Blätter, die um vier- 
teljährige 20-30 Fr. in allen Schenken gelefen wurden, noch 
vermehrte. Da in dem Gefegentwurf, ben ich am 29. Januar 
1849 wegen Aufhebung ber Kautionen ben Ständen übergab, 
bie Beftimmung enthalten war, bag nun für Koften und 
Schadenerſatz, wefür früher bie Kautionen beftellt waren, 
bei Zahlungsunfähigfeit des Rebakteurs ber Verleger ober 
nach ihm der Druder zu haften habe, fo erhoben bie revo⸗ 
Iutionären Blätter barüber ebenfalls wieder einen gewaltigen 
Lärm, obgleich doch nichts natürlicher war, als daß bie fin- 
guläre Berimmung des Preßgeſetzes, wornach gegen bie Re= 
geln des allgemeinen Strafrechts nicht alle, bie zum Ver— 
brechen mitwirken, mit einander belangt werben können, fon= 
dern in erſter Linie (neben dem felten zu ermittelnden Ver⸗ 
fafler) nur der Redakteur zu haften hat, auf bie Koften 
und Entfhäbigung feine Anwendung mehr finden könne, 
wenn bie Kaution, welche das Geſetz dafür einfegen ließ, 
hinwegfalle, indem ja dann bei Aufftellung eines vermögend= 
Iofen Rebakteurs ber Kläger für Koften und Schaden gar 
keine Sicherheit mehr hätte, und auf der andern Seite ber 
Berleger wiffen muß, von wem er ein Blatt in Verlag nehme 
und welche Sicherheit ihm berfelbe gewähre. Bei ber Klarheit 
diefer Sache gaben bie Stände dem Gefegentwurf ihre Zu— 
fimmung. 


*) Das Mintfterium bes Innern Hat buch Vermittlung des Juftiz-Mint- 
fleriums wiederholt auf ſchieunigere Erledigung ber Preßprogeffe gebruns 
gen, aber mit wenig Erfolg. 


*#) Schon che das biesfalfige Geſeh gegeben war, erfannten bie Gerichts, 
Höfe auf den Grund ber tmelcögefepbfatt erfisienenen und (päter auf 
bier verfündeten Grundrechte, daß Seine Kautton mehr zu ftellen fet.- 
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Eine andere ebenſo grundloſe Beſchwerde erhoben bie 
Blätter gegen eine Verfügung bed Minifteriums bed Innern, 
daß, da nad bem Preßgefege Fein Blatt ohne einen ber 
Staatsbehörbe bezeichneten verantwortlichen Redakteur er— 
feinen barf, in Fällen, wo ber Redakteur wegen Gefangen- 
ſchaft die Redaktion nicht mehr beforgen Tann, ein anderer 
Redakteur von ihm zu beftellen fei, ba ja font für das Blatt 
gar niemand mehr bie DVerantwortlichkeit zu tragen hätte. 
Auch diefe von Ficler ber HI. Kammer vorgetragene Beſchwerde 
wurde von ber Letztern wegen offenbarer Grundloſigkeit nicht 
berüdfichtigt. 

In der Hauptfahe aber war mit allem dieſem menig 
geholfen und eine mehr ſchützende Gefeggebung war nad 
der damaligen Lage der Dinge und bei ber in biefem Punkte 
von ber Nationalverfammlung an ben Tag gelegten Richtung 
bier eben fo wenig, als in unfern Nachbarländern, durchführ— 
bar. Die Zeit mußte erft fommen, wo wirkſamere Geſetze 
gegen ben Mißbrauch möglich wurden. Es war die Erwar— 
tung, daß einerfeits das diesfallſige Bedürfniß nad dem 
Stande unferes Entwicklungsprozeſſes noch Harer an ben Tag 
treten und von Frankfurt felbft noch würde erkannt werben, 
und daß andrerjeits die Preffe auch in ihrem wilden Treiben 
mehr ihren Stachel verlieren, und in ber nach vorüber gegan= 
genem Schwindel wieder Aufnahme finden und mehr Iebendig 
werdenden guten Preſſe ein Gegengewicht erhalten werde. Die 
im Augenblicke einer bebeutungsvollen deutſchen Kriſis unvor— 
geſehen eingetretene Untreue des Militärs, wovon unten die 
Rede ſein wird, hat aber dieſen naturgemäßen Verlauf un— 
terbrochen und die Sache wieder in eine andere Lage ge— 
bracht, welche ſehr praktiſch zeigt, wohin die Ueberſtürzung 
führt. 
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VIII. Bolksbewaffnung. 


8. 57. 

Noch che das verheißene Geſetz über die Bürgerbewaff- 
nung gegeben war, wurde in vielen Gegenden ſchon allgemein 
zur Bewaffnung und Einübung geſchritten. Wer kein Ge— 
wehr hatte, nahm eine Senfe, und der Sturm nad Anſchaf- 
fung und Vertheilung von Gewehren war in= und außerhalb 
der Kammer ungeheuer. In jeder Sitzung und von einer 
Menge Gemeindebeputationen wurde ich deshalb unaufhörlich 
gedrängt und doch Fonnte man bie erforderlichen Gewehre 
nicht herbeizaubern. Die Staatsvorräthe waren nicht groß 
und für das Militär nöthig, doch wurde eine Anzahl vor— 
ſchußweiſe an Gemeinden, die fie am meiften nöthig Hatten, 
abgegeben. Nach einer Verfügung des Min. d. I. vom 6. 
März 1848 ſollten hiebei befonders bie größeren Städte be— 
rüdfichtigt werden, unter ber Bedingung, daß die Gewehre 
vorerft an diejenigen Bürger, die ſich am meiften dazu eignen 
und den Preis bezahlen können, abgegeben werden. Nach 
einer weitern Verfügung vom 8. März wurden alte Gemein 
den vernemmen, ob und wie viel fie Gewehre gegen Bezah— 
Tung zu erhalten wünfchen. Baft überall aber verlangte man 
die Gewehrabgabe auf Staats koſten, worauf jebod bie II. 
Kammer eben fo weutg, als bie Regierung, einging *). Es 
wurden inbdeffen mit ſtändiſcher Zuftimmung mehrere Verträge 
über Gewehrlieferungen zur Vertheilung an die Gemeinden 
gegen Erſatz der Koften abgefchloffen, die Lieferungen konnten 
aber nur nad und nad gefchehen, und da nad einigen 
Monaten die Bewaffnungsbegierde der Koften und Mühen 
wegen großentheils erlofchen war, und viele Gemeinden felbft 
die beftellten Waffen nicht mehr annehmen wollten, wurden 


*) Selbſt Heder und Brentano erflärten fih in der Kammer gegen die 
Angabe der Gewehre auf Staatsoften, 
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die Verträge theilweife wieder an Andere überlaffen. Meh— 
tere Gemeinden haben auch unmittelbar eigene Lieferungs- 
verträge gefchloffen. 

So lang das Bürgerwehrgefeg nicht erſchienen war, ha= 
ben einzelne Gemeinden (3. B. Mannheim fhon am 3. März) 
eigene Statuten über die Bewaffnung gegeben. Noch bes 


denklicher war, daß unter dem Schuge ber allgemeinen Aufz- 


vegung da und dort fich fogenannte Freikorps bildeten, 3. B. 
in Mannheim unter Struve's Leitung das bekannte Senfen- 
männerforpg, aus jungen Leuten und (größtentheild frem- 
den) Arbeitern beftchend. Das Min. d. I. verfügte bie 
Auflöfung des Leptern, melde Verfügung jedoch von den 
dortigen Behörden wegen ber vorhanden geweſenen Auflöfung 
ohne eine genägende militärifche Macht nicht wirkfam zum 
Vollzug gebracht werden konnte *). 

Alles diefes machte das baldige Erſcheinen eines Bürger- 
wehrgeſetzes, welches in bie Bewaffnung eine Ordnung brin= 
ge und fie unter bie geſetzliche Autorität ftelle, doppelt 
wünfchenswerth. 


. 58. 


Am 18. März übergab ich der II. Kammer den Gefeß- 
Entwurf. Da bderfelbe auf Fefthaltung einer ftrengen Ord— 
nung und auf eine hiezu erforderliche gehörige Einwirkung 
der Regierungs- Gewalt gerichtet war, mie and) die Zufage 
vom 29. Februar gar nicht anders gelautet Hatte, fo wurde 
in den rabifalen Blättern und Volksverſammlungen ein furcht- 
bares Gefchrei dagegen erhoben. Obgleich mit wahrem Grunde 
gegen ben Entwurf nirgends etwas vorgebracht werben Tonnte, 
fo erklärten doch ſelbſt Conſervative, daß unter dem jetzi— 
gen Unftänden nichts Vernünftiges zu erzielen und dem 
Sturme nachzugeben ſei. 


*) Grft fpäter, als meht Truppen in Mannheim eirrücken, erfolgte bie 
wirkliche Entwaffnung biefes Corps. 
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Heer wurde zum Berichterſtatter ernannt und arbeitete 
den Entwurf in feinem Sinne um. Wenn er fi bei ben 
Commiſſions-Berathungen in dem einen ober andern Punkte 
auf das befgifche Geſetz berief, und General Hoffmann 
ihn dagegen auf andere, wieder eine Ausgleichung enthal= 
tende, Beftimmungen bed nämlichen Gefehes verwies, fo be 
merkte Hecker: wir nehmen von dem belgifchen Gefege nur an, 
mas und gefällt, das Uebrige machen wir anderd. Bemer— 
kenswerth ift auch noch folgender Vorgang: Wenn irgend ein 
anderes Mitglied der Commiſſion dem Abgeordneten Heder 
beiftimmte, ober gar etwas noch weiter gehendes anregte, fo 
Hafchte er raſch darnach und Tief fich davon durch alle mög= 
liche Aufklärung, die etwa Andern genügte, nicht mehr ab— 
bringen. Ich fehlug daher vor, daß wir bie Sache, ber grö- 
Fern Beförderung wegen, zuerft mit bem - Berichterftatter 
allein berathen wollen, in ber Hoffnung, ihn fo über Ein= 
zelnes Teichter aufzuklären und eine Vereinbarung zu erzielen. 
Heder erwiderte aber: er könne dies nur dann auf fich neh— 
men, wenn zugleich noch Brentano beigezogen werde. So 
fehr fürchtete er, in feinem demokratifchen Rufe, fofern er die 
Gründe der Mäßigung irgend berüdfichtigen wollte, etwa 
durch ‘einen Andern übertroffen zu werden. Die Umarbeitung 
wurde dann durch Heder und Brentano mit einander vor= 
genommen. Am 28. März wurde in ber I. Kammer über 
den umgearbeiteten Entwurf berathen und berfelbe beinahe 
unverändert nach ben Commiſſions-Vorſchlägen angenommen. 
Sogleich am 31. März kam die Sache auch in der I, Kammer zur 
Berathung, welche den Vorfchlägen ber II. Kammer ebenfalls 
einftimmig beitrat. Als ich unmittelbar vor ber Sitzung 
dem Berichterftatter und andern Commiffions-Mitgliedern den 
Wunſch ausbrüdte, der Entwurf möchte wenigftens in zwei 
Punkten, nämlich Hinfichtlich der Einreihung ſolcher, welche 
fein Gemeinbebürgerrecht befigen oder ſolches noch nicht ange= 
treten haben, und hinfichtlih dev Wahl der Bannerführer 
(Bataillons-Gommandanten) und ber Heerfchanrenführer (Re= 
gimente-Gommanbanten) noch abgeändert und an bie I. Kam= 


7%. 
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mer zurüdgegeben werden, wurbe mir erwidert, daß dies unter 
ben jegigen bebrohlichen Umftänden eine Unmöglichkeit fei, 
worauf ich, um nicht allen Haß allein und doch ohne Erfolg 
auf die Regierung zu wälzen, in ber Sigung ber I. Kam— 
mer erklärte, man möge fih ber hohen Eile wegen bei ben 
Mängeln des aus der II. Kammer herübergefommenen Ent= 
wurfs für jetzt beruhigen und bie Verbefferung, da das Ge— 
feß (bis zum Erſcheinen einer allgemeinen deutfchen Wehr- 
verfaffung) doch nur ein tranfitorifches fei, von ber Zukunft 
erwarten. Ich erwähne diefed Vorgangs nur gegenüber Den= 
jenigen, die fi in die damalige Lage nicht mehr zurüdzuner- 
fegen wiſſen und jegt der Regierung einen Vorwurf daraus 
maden, daß fie bem, allerdings in mehrfacher Beziehung 
fehlerhaften, Gefege die Sanktion ertheilt habe. Die Sache 
war indeſſen allerdings fehr dringend, nicht nur wegen ber 
allgemeinen politifhen Lage, in ber wir uns befanden, fon= 
bern auch weil das Drängen auf Organifation und Bewaff- 
nung zugleich durch das Herannahen von beutjchen und an= 
bern Arbeitern aus Frankreich und der Schweiz, wovon un= 
ten bie Rede fein wird, begründet wurbe. Ueberdies hielten 
die Kammern in ben erften Tagen des April wegen ber in 
Frankfurt ftattgehabten Verhandlungen des Vorparlaments, 
wozu die Kammernitglieber eingeladen waren, feine Sigun= 
gen mehr, fo daß die Sache, wenn bie I. Kammer ben E 
wurf mit Aenderungen an bie II. zurüdgegeben hätte, abge— 
fehen von dem unwahrſcheinlichen Erfolge biefes Schrittes 
noch Fängere Zeit nicht zur Erledigung gelommen wäre. 





$. 59. 


Am 1. April 1848 wurde fodann das Geſetz fanftionirt 
und verkündet. Man. wird indefien kaum fagen können, daß, 
da viele Gemeinden nun doch einmal Waffen beſaßen oder 
ſich anfchafften, die gefolgten aufrührerifchen Unternehmungen 
wefentlich weniger Mittel gehabt Hätten, wenn bie Bürger- 
wehr nicht durch das Gefeg organifirt gewefen wäre. Es 
hatten in Bolge des Gefeges jegt doch auch orbnungss 
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Tiebenbe Bürger, die andernfalls noch mehr zurücgebrängt 
worden wären, mitzuwirken *). Auch Tonnte der Gemeinde— 
rath wenigſtens bie Nichtbabner ausſchließen. Das nacht: 
ligſte war, zumal in größern Städten, baß die Banner= 
führer unabhängig von der Regierung gewählt wurden, da 
bei deren vorfihtiger Auswahl durch fie auf das gefegliche 
Verhalten der Bürgerwehr bedeutend Hätte gewirkt werben 
Tonnen. 

Die Luft am Anfchaffen von Waffen und Cinüben ber 
Mannfchaft war übrigens, zumal nachdem die erſte Zeit vor— 
über war, nicht groß. Im den bei weitem meiften Landge= 
meinden und Meinen Städten fam das Geſetz gar nicht zum 
Vollzug **). Brentano machte mir in der I. Kammer ben 
Vorwurf, daß bie Regierung das Bürgerwehrgefeg nicht 
überall vollziehe. Ich erwiderte ihm: dies zeuge nur da= 
von, daß bie Regierung liberaler fei, als er, indem fie 
der Bildung der- Bürgerwehr nirgends ein Hindernig in den 
Weg lege, aber bie arınen Gemeinden in dieſer Zeit ber 

Roth nicht Überdies zwingen wolle, auch noch Waffen 
anzuſchaffen, und ihren Angehörigen durch Einübungen viele 
Zeit, die fie zu ihrem Nahrungserwerbe brauchen, zu ent— 
ziehen. Auf den weitern Vorwurf Brentano’s, daß bie Re- 
gierung zu bem Gefege keine Vollzugsverordnungen erlaffen 
habe, verwies ich auf ben von ihm und He der herrühren- 
den Art. 59, wornad bie Regierung nicht einmal befugt 
fei, allgemeine Dienftvorfchriften zu ertheilen, biefe viel- 
mehr nur ber Gefeggebung ſelbſt vorbehalten bleiben. 
Hätte die Regierung ſolche Vollzugsvorſchriften von ſich aus 
gegeben, fo würde fie von derſelben Seite, dann aber 
mit Grund, ebenfalld Vorwürfe erhalten haben, 





*) Bon dieſem Gefhtspunfte aus verorbnete die Regierung am 5. April 
1848, daß bie Im öffentlichen Dienfte Angeftellten fit, ohne dringende 
Notgwenbigfeit dem Bürgermehrbienfte nicht entziehen follen. 

**) Was in der Revofutionszeit (Mai und Funt 1849) Hinfihttid der Bit, 
dung einer ſ. 9. Dolfswehr gefhah, gehört nicht hieher, und wäre nit 
mehr und nicht weniger gefhehen , ob das Bürgermehrgefep von 1848 
vorhanden gewefen wäre, ober nicht, 
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IX. Scwurgeridte. 


8. 60. 

Am 13. Mai 1848 übergab das Juſt. Min. der Il. Kam— 
mer den zugefagten Entwurf eines Gefeges über Ginführung 
dev Schwurgerichte. Er Fam wegen ber häufigen Unterbredhuns 
gen der Sigungen, weil viele Mitglieder der II. Kammer bei 
der National-Verfammlung waren, erſt im Oftober 1848 zur 
Berathung. Auch die I. Kammer befhloß wieder Aenderungen 
und fo kam ber Entwurf wiederholt von der einen Kammer 
zur Andern, bis er endlich nad erfolgter Vereinbarung fant- 
tionirt und am 22. Februar 1849 verkündet wurde, Nach eis 
ner mit ftändifcher Zuftimmung  erlaffenen Beftimmung fol 
dieſes Geſetz übrigens erft mit der neuen Gerichtöverfaflung 
in Wirkfamkeit treten, weshalb, da die Gerichtöverfaffung mit 
dem darauf gegründeten Budget vor ber Revolution vom 
13. Mai 1849 nicht mehr zum Abfchluffe Fam, jetzt auch das 
Schwurgerichtsgeſetz noch nicht in Ausübung ift. 

Die wichtigfte (vielleicht allein wichtige) Aenderung, bie 
der Entwurf in der ftändifchen Berathung erlitten hat, be= 
sieht fih auf die Bildung des Schwurgerichtd. In dem 
Negierungsentwurf waren für bie Befähigung, Geſchworner 
zu ſeyn, Kathegorien aufgeftellt und bei folhen, die nicht 
unter dieſe Kathegorien fallen, wurde ein Genfus aufgenom— 
men. Sodann follte dev Amtsrichter unter Berathung einer 
Anzahl Bürger des Bezirks (darunter wenigſtens 4 Bür— 
germeifter), eine Auswahl aus der Urlifte treffen, wornach 
auf je 500 Einwohner ein Geſchworner fallen follte. Die Bez 
ftimmung wegen der Kathegorien und des Genfus lehnten die 
Kammern ab, und das Recht der Auswahl übertrugen fie 
dem von der Kreisverfammlung zu wählenden Kreisausfchuffe. 
Die Erfahrungen, welche in dieſer Beziehung inzwifchen in 
andern beutfchen Ländern gemacht wurden und noch werben 
gemacht werben, bürften dahin führen, daß man auf ben 
Regierungsentwurf, der auch ber alten Einrichtung auf der 
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Tinten Rheinfeite mehr entipricht, zurückkomme, ober auf eine 
ähnlihe andere Einrichtung, wodurch bei politifchen Ver— 
brechen die Gerechtigkeit gegenüber den politiihen Par— 
teis@inwirkungen mehr gefihert wird. 


$. 61. 


Inzwifchen haben wir, ohne daß diefes Geſetz fhon in's 
Leben getreten ift, im März und April 1849 ſchon ſchwurge— 
richtliche Verhandlungen gehabt, was fih in folgender Weije 
ergab. 

Als das Heder/jhe Unternehmen, von welchem unten die 
Rede fein wird, im April 1848 durch Waffengewalt über- 
wunden war, und nun gegen bie Theilnehmer das ftrafredht- 
liche Verfahren einzutreten hatte, waren fowohl "bie Bezirks- 
ämter als die Hofgerichte verſchiedener Anficht, welches Ge— 
richt zur Unterfuchung zuftändig fey, da der aufrührerifche 
Zug fi) über verfchiedene Bezirke und Kreiſe bewegte und 
auch an andern Orten damit im Zufammenhang ftehende hoch= 
verrätherifche Handlungen begangen wurden. Das Juſt. Min. 
legte daher die Sache dem Oberhofgerichte vor, welches bie 
Entſcheidung jedoch ablehnte. Es ſchien num nichts zu erübri= 
gen, als eine Beftimmung im Wege ber Gefepgebung zu tref= 
fen. Am 1. Mai 1848 wurde den Ständen ein Gefegentwurf 
vorgelegt, wornach das Hofgericht des Oberrheinkreifes in 
Freiburg zur Unterfuchung aller hochverrätheriſchen Unter- 
nehmungen feit dem März ein eigenes Unterfuhungsgericht 
in Freiburg nieberzufegen und diefe Verbrechen fodann gegen 
alfe Betheiligten abzuurtheilen habe, Die Stände genehmig- 
ten biefen Entwurf mit Ausdehnung des Gefeges auch auf 
diejenigen hochverrätheriſchen Handlungen, die bis zum Schluffe 
der Unterfuhung mo immer im Lande etwa noch begangen 
werben follten, und mit der weitern Beftimmung, daß bie 
Aburtheilung durch das Hofgericht in Freiburg unter Zu= 
ziehung von Geſchwornen zu gefchehen habe, in welcher 
Beziehung ber den Ständen übergebene Schwurgefepentwurf 
maßgebend ſeyn follte, wenn bis zum Schluffe der Unter- 
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fuchung noch fein endgiltiged Geſetz über die Einführung des 
Schwurgerichts zu Stande gelommen wäre. 

Da bie Schwurgerichte im Allgemeinen bereits zugefagt 
waren, und beide Kammern deshalb fogar Dankadrefien an 
den Großherzog gebracht hatten, fo gab aud bie I. Kammer 
dem erwähnten Zufape zu dem Entwurf vom 1. Mai wegen 
Aburtheilung der hochverrätherifchen Handlungen ihre Zuftim= 
mung, und fo erhielt da8 Gefeg am 16. Mai bie Sanftion 
und Verkündung. 


$. 62. 

Im Winter 1848/49 wurden die Unterfuhungen, bie fich 
uun auch auf ben inzwiſchen im September 1848 ftattgehab= 
ten Struve'ſchen Aufruhr zu erſtrecken hatten, geichloffen, 
das Schwurgericht nad) dem am 13. Mai 1848 den Ständen 
übergebenen Gefegentwurf gebildet, und vom Hofgericht Freiz 
burg auf ben 20. März 1849 die Verhandlung des Prozef- 
fed gegen Struve und Blind, auf Ende April 1849 aber jene 
gegen Fickler, Bornftedt, Krebs und Steinmetz angeordnet *). 
Fickler beſchwerte ſich hiegegen in einer Petition an bie II. Kam— 
mer, indem er behauptete, daß, ba bie ihm zur Laſt ger 
Iegte That ‚die ältere und die Unterfuhung darüber ſchon 
Tänger anhängig ſey, er au früher als Struve und 
Blind zur Aburtheifung kommen müffe. Brentano und Andere 
aunterftügten diefe Beſchwerde, die große Mehrheit der Kam— 
mer wies fie jedoch als eine rechtswidrige Einmiſchung 
in die Juſtiz bezweckend zurüd, da es lediglich Sache des un— 
abhängigen Hofgerichts ſey, die Reihenfolge nach in der Sache 
liegenden Gründen zu beftimmen. Nur wurde bem Juft. Min., 
da bamald die Tagfahrt für den Fickler'ſchen Prozeß noch 
nicht anberaumt war, empfohlen, auf die thunlichſte Befchlen- 
nigung der Erledigung desſelben hinzuwirken. 


*) Die Anfguldigung gegen diefe bezog ſich auf bie Verbindung mit den 
Buzüglern aus Frantreich ($$.75—79). Wegen dicler's Betheiligung ſ. 
88. 77, 79 und 80. 
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Es ift bekannt, wie dieſe beiden Gerichtsverhandlungen 
verliefen, und welches Ergebniß fie lieferten. Brentano ver— 
theidigte fowohl den Struve, als ben Fickler. Es wurden 
bier, insbefondere im Struve'ſchen Progeffe, der bid zum 
30. März dauerte, bie Lehren ber Demokratie und ber ſocial⸗ 
demokratiſchen Republik entwidelt, und die Volksfouverainetät 
fogar in der Art geltend gemacht, bag Struve auf ben 
Grund der Beſchlüſſe verfchiedener Volksverfammlungen, bie 
eine Republik Haben wollten, als Vollzieher des Volkswillens 
berechtigt geweſen fey, durch eine Schilderhebung bie Repu= 
DEE zu verwirklichen. Zugleich wurde hier und in ben revolu= 
tionäven Blättern ben Geſchwornen eingefchärft, fie haben ſich 
an das. Gefeg und an die Wahrheit der Thatſachen 
nicht zu halten, fondern fi nur zu fragen, ob fie im Inter— 
eſſe bes Volkes wünfchen können, daß bie Angeklagten ver= 
urtheilt werden. 

Ob und in wie weit diefe Lehren oder die in öffentlichen 
Blättern gegen die Geſchwornen enthaltenen Drohungen ge= 
wirkt haben, mag Jeder nach Anficht des erfolgten Wahr- 
ſpruches felbft beurtgeilen. Ale Fragen, bie fih auf Struve's 
Theilnahme am Hederfchen Zuge vom April 1848 bezogen, 
wurden mit „nein, weil e8 im Laufe ber Revolution ge= 
ſchehen iſt“ — beantwortet, Eben fo wurde bei Struve und 
Blind alles, was ſich auf den von ihnen zugeftandenen und 
von einer Menge Zeugen in ber Verhandlung beftätigten auf— 
rührertfhen Zug oder wirklichen Ausbruch der Erhe— 
hebung bezog, fhlechthin verneint. Nur die Fragen, die 
fih auf die einfeitige Thätigkeit von Struve und Blind, 
wornach fie im Namen einer provtforifchen Regierung Deutfch= 
Tande in einem öffentlich verbreiteten Regierungsblatte das deutfche 
Bolt zum Zwecke der gewaltfamen Erftrebung der Republik 
zu ben Waffen aufforbderten, zu dem gleichen Zwecke die waf- 
fenfähige Mannſchaft von 18 bis 40 Jahren unter Androhung 
von Strafen (felbft ber Todesstrafe) aufboten, bie 
öffentlichen Kaffen mit Befchlag belegen und bie darin befind= 
lichen Gelder wegnehmen ließen, wurden mit ja beantivortet. 
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Auf Antrag des Staatsanwalts wurden bie Angeklagten hier= 
nad nur bes Verſuchs des Hochverraths ſchuldig erflärt 
und zu 8 Jahren Zuchthaus (5 Jahre 4 Monate Einzelhaft) 
verurtheilt. 

Im 2. Prozeſſe ſind alle Angeklagten außer Bornſtedt 
freigeſprochen worden. Bei Bornſtedt, der als militäriſcher 
Führer der Herwegh'ſchen Colonne im April 1848 in das Land 
gedrungen war ($. 102), wurde Einiges von den Anſchuldi— 
gungen bejaht, weshalb er zu 1 Jahr Zuchthaus verurtheilt 
wurde. 

Entſcheidungen ähnlicher Art find inzwiſchen auch in an= 
dern beutfchen Ländern erfolgt. Sole Erſcheinungen find ei— 
nerſeits ber Neuheit der Sache und andererfeits ber Krankheit 
ber Zeit zuzufchreiben. Man darf ſich aber eben deswegen da= 
durch nicht vor dem Gefchwornengerichte im Allgemeinen 
abſchrecken laſſen (Vgl. oben $. 27). Beitragend zur Ver— 
ſchiebung des rechtlichen Geſichtspunktes war es wohl auch, 
daß unfere Gefhmwornen gerade nur allein Hochverraths— 
prozeſſe vor ſich hatten. Kommen auch und zwar vorherrfchend 
andere Verbrechen vor fie, fo dürfte ihr bei biefen unge— 

ſtört bleibender Rechts- und Gefegesfinn auch im Allgemei- 
nen geläutert und gehoben werden. Im Uebrigen fehlte es 
bei uns nicht an ber Zufammenfegung bes Schwurge- 
richts, da fie, wie erwähnt, nicht nad dem neuen Geſetze 
durch eine Art Volkswahl, fondern nach dem Entwurfe vom 
13. Mai 1849 geſchah. Wenn demohngeachtet die Unwahrheit 
theilweife fiegte, fo folgt daraus nur, daß auch die größte 
Vorſicht in Auswahl der Geſchwornen nicht in allen 
Fällen (bei überwältigenden andern Verhältniffen) die 
Gerechtigkeit fichert. Leiftet fie dies aber auch nur in 
der Kegel (unter den gewöhnlichen Verhältniffen), fo 
barf man immerhin in Beziehung auf eine gute Auswahl ein= 
ſichtsvoller, unbefangener, felbftftändiger und muthiger Ge— 
ſchworner Keine Vorficht außer Acht laſſen. 
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X. Die Altliberalen. 


8. 63. 

Die IT. Kammer war ſeit vielen Jahren in zwei Par— 
teien gefpalten, wenn gleich auch auf den beiden Seiten viel- 
fache nicht unwichtige Schattirungen ſich vorfanden und in 
der Mitte zum Theil fi) wieder Ausgleihungspunfte bilde- 
ten. Man kann in Iegterer Hinficht fogar fagen: in bem 
Verlangen nach politischen Reformen, nach freiheitlichen und 
volksthümlichen Inftitutionen, alfo in der Hauptrichtung 
herrſchte in ber ganzen Kammer mit wenigen Ausnahmen 
eine ziemliche Mebereinftimmung. Zwar beftanden, wie na= 
türlich, Hinfichtlich des Mafes in den Einzelheiten nicht 
unwefentliche Verſchiedenheiten, doch zeigten ſich bie Verſchie— 
denheiten noch mehr in Beziehung auf bie Art, wie bie Be- 
firebungen geltend gemacht wurden. 

Während die eine Seite mehr ben beftchenden Ver— 
hältniffen Rechnung trug, die jeweilige Autorität zu 
{hüten und jeden harten Stoß zu vermeiden fuchte, wollte 
die Linke die ihren Forderungen entgegenftchenden Hemmniſſe 
mit mehr oder weniger Ungeftüm zerbrechen, und nahm in 
ihrem Benehmen gegen bie Regierung mehr auf Per— 
ſönlichteiten Rückſicht. Im Uebrigen fuchte fie zu ihren 
Zweden die Bewegung auch im Volke überall zu befördern, 
und nahm daher das, was vonden Bergegungsmännern auss 
ging, gegen die Autorität regelmäßig in Schub. Ein Theil 
dieſer Linken fuchte auch damals ſchon durch das Mittel der 
Küge und durch deftruftive Grundfäge jeder Art die Bande 
ber Ordnung zu lockern, was um fo wirfjamer war, als je= 
ner Theil in Beziehung auf die (damals nicht befriebigten) 
freigeitlichen Beftrebungen an und für fi mit ben vebliches 
ren Oppofitionsmännern zufammentraf. 

Die Märzftürme erfgütterten bie Stelungen auf ben 
verſchiedenen Seiten. 
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Die Regierung felbft, die vorher ſchon, fo weit es ihre 
Rage zuließ, ber freiheitlichen Richtung folgte, wurde einer= 
ſeits durch die Greigniffe gedrängt, und anbdererfeits fielen die 
Schranken, die früher auch für fie in ber Bundespolitik 
lagen, bald hinweg. Damit war bie rechte Seite dev Kam— 
mer ebenfalls über bie von ihr bisher gefehonten Verhältniffe 
hinaus, und zum Andern war fie durch die Schredniffe bes 
Tages beherrſcht. In ben erften Tagen des März wagten 
nur wenige Mitglieder ber rechten Seite no, an den Dis— 
kuſſionen Theil zu nehmen, und Viele berfelben traten bald 
darauf ganz aus ber Kammer. 

Aber auch bei der alten Rammeroppofition brachten bie 
Ereigniffe eine Aenderung hervor. Es trat eine Ausfchei= 
bung ein zwifchen dem eigentlichen Zerftörungsfüchtigen, und 
jenen, welche aufrichtig nur (menn auch vafcher und Heftiger, 
als Andere) eine freiheitliche und volksthuͤmliche Entwidelung 
ſuchten. 

Einestheils weil das, was die ehemalige Kammeroppo— 
fition in ihrer äußern Erſcheinung übereinſtimmend erſtrebte, 
jetzt raſch in Erfüllung ging, und anderntheils, weil die 
Stürme der Zeit in Verbindung mit der jungen Freiheit 
ernſtliche Gefahren für die Ordnung und für das Eigenthum, 
ſo wie für den möglichen (wenn auch nicht augenblicklichen) 
Wiederverluſt der Errungenſchaften drohten, ſtellten ſich hier, 
wie in andern deutſchen Ländern, die ſchon früher konſtitutio— 
nelle Verfaſſungen hatten, viele ehemalige Oppoſitionsmaͤnner 
auf die Seite dev Regierung zur Erhaltung der Ordnung 
und zur Rettung des Errungenen. 


$. 64. 

Schon in ber Sitzung v. 29. Febr., als wir der IL 
Kammer die Zuficherungen wegen ber Preßfreiheit, Volksbe— 
waffnung und Schwurgerichte ertheißten, erkannte man aus 
den Aeußerungen, welche mehrere Mitglieder der Linken dar— 
über machten, bald, daß unter ihnen eine Scheidung eintreten 
werde, obfchon mehrere ganz befonders zur Einigkeit ermahn- 
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ten. Heder und Brentano *) zeigten fid) unter Wieber- 
holung alter Anklagen wenig befriedigt, während Welder 
und Andere insbefondere nur noch auf Schritte für eine Na— 
tionalvertretung hinwirkten und im Uebrigen vertrauend auf 
die weitere Entwicklung harren wollten. Am entichiedenften 
und muthigften trat fogleih Baffermann in bie durch die 
neue Lage der Dinge angewiefene Bahn. Er fagte unter 
Anderm: „Nicht ber Moment barf es feyn, ber unfere 
Zunge lenkt, und der Blick deſſen, ber hier und heule ſpricht, 
muß weiter reichen, ale einige Schritte... Er weiß aus 
der Geſchichte, wie groß die Wechfelfälle find, und wie viel 
von dem befonnenen Handeln des Augenblicks abhängt... . 
Der heutige Tag ift niht ein Tag für Baden, fondern ein 
Tag für Deutfhland. Eben darum aber, weil unfere 
Regierung es ift, bie zuerft die Grundlagen der Freiheit 
proklamirte, freue ich mich, ihr hier gegenüber zu ftehen, und 
weil Baden es ift, von dem das Beifpiel für unfer ganzes 
übriges größeres Deutſchland ausgehen wird, bin ich heute 
ſtolz, ein Badner zu fein. Die Ereigniffe der Gefchichte gehen 
wie die Wogen auf der See tief hinab in bie Abgründe, 
und Hoch hinauf, wo fie fih überſtürzen. Glücklich 
die Jahreszeit, glüdlih für ein Staatsſchiff die Fahrt, bie 
nur gleichmäßige Wellen erzeugt. So wie ich zur Zeit 
ber Blittersdorf'ſchen Reaktion mit der mir verlieh'nen ſchwa— 
hen Kraft mich biefer Richtung entgegenwarf, fo will ich 
ich heute nicht anftehen, Das zu fagen, was ich, fo weit meine 


*) Doc) Hat am 1. März, als ich der Kammer bie Wiederherſtellung des 
Wreßgefepes von 1831 dverlündete, aud Drentano erklärt, daß er num 
Bertrauen zur Regierung habe. Ic baute aber barauf natürlicherweife 
nicht. In ten angeblien Gonfequenzen anerfannter Prinzipien 
gehen Diele fo weit, taß ein Mann, der bie Stantemafhine nicht 
gang auseinander fahren iaſſen und noch bie für bie Freifeit nothwendige 
Ordnung aufreht erhalten wil, {nen nicht nachfoigen Tann. 

Auch Rapp erllärte in der Sipung vom 29. Februar dem Min. 
d- a. 9. unb mir gegenüber, baß wir das allgemeine Vertrauen (alfo 
ud) das Seinige) genießen, —— unb ich Lönnte nicht fagen, daß cr fpä- 
ter In biefer Beziehung eine andere Gefinnung an ben Tag gelegt hätte, 
wenn wir gleich in-dem, was Moth thue, oft ſehr verfhiehner Anfigt 
waren, und harte Rämpfe mit einander hatten. 
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geringe Einficht reicht, in diefem größten aller Momente für 
geboten halte. Heute ift nit der Tag, an dem wir Rekri— 
minationen vorbringen müffen. Heute ift Sturm und eine 
leichte Aufgabe ift es, mit in die Segel zu blafen, bie 
ohnehin angefchwellt find. Am Ruder figt ein Steuermann, 
der die größte Aufgabe hat. M. H. Verſetzen Sie fid) einen 
Augenblick an bie Stelle diefes Steuermannd und Sie wer- 
den dann felbft fagen, ex habe eine ungeheuere Aufgabe. 
Wenn nun ein folder Moment gekommen ift, fo ift es Pflicht 
der Mannfchaft des Schiffes, zufammenzuftchen und cinig zu 
fein, und ihn nicht in feinem ungeheueren Laufe zu ftören. 
Das ift Feine Schwäche, fondern ich behaupte, es ift Stärke, 
denn einen ſchwachen Gegner überwinden in dem Augen= 
blide, wo alle Fugen los find, ift eine leichte Sache; 
aber fich ſelbſt überwinden, das ift der größte Sieg. M. 
9. ich gehöre nicht zu Denjenigen, die den Augenblid unbe— 
nügt laffen wollen. .... Es ift aber fchon durch die Er— 
eigniffe dafür geforgt, daß biefer Augenblick benügt werde, 
“0.2. Aber fordern wir nicht das Unmögliche, und fordern 
wir nicht, dag nur in dieſem Augenblide von jener 
Bank aus erfüllt werde, was Alles in unferem Herzen als 
Wunſch liegen mag. . . .. Aber m. H., noch etwas Größe— 
res Tiegt in diefem Augenblide, und zu etwas, ich möchte 
fagen, Heiligerem müffen wir ihn benügen. Täuſchen wir 
und nit. Es gibt immer Wogen, die hoch gehen, es gibt 
Zeinde der Freiheit genug, es gibt der Trägen und Aengft- 
lichen in Maffe, und wenn wir jegt ſchweigen, fo kann die 
nächſte Welle Jene zur Herrſchaft bringen... . . . Laſſen 
wir dieſen Augenblick nicht vorübergehen, ohne uns zu ſagen, 
daß vieles Gutes, das die Geſchichte gebracht hat, nur dar— 
um wieder verloren ging, weil das Gute mit dem Schlim— 
men gepaart auftrat, und weil ed Folgen hatte, vor de— 
nen bie Maffe, oder die Mehrheit, oder das Volk im Ganzen 
erftarrte. Können wir die Freiheit erringen ohne ſolche 
Folgen, können wir in unferem einen Baden für das grö— 
ßere Deutfchland, für welches wir auch bie größere Pflicht 
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haben, ein Mufterbild aufftellen, daß mit ber Freiheit, bie 
heute anbricht, Orbnung und Geſetz gepaart find, fo 
werden wir für bie Freiheit für ale Zukunft mehr erobern, 
als auf jede andere Weife.. ....." 

Mathy ſchloß fih dem Vortrage Baſſermann's an, und 
Andere riefen ihm ihren Beifall zu. Es iſt nicht zu verken—⸗ 
nen, daß Baflermann, von jeher einer ber entfchiebenften 
Steeiter für Freiheit und Volksrechte, wie er die Schwierig- 
teit meiner Lage und Aufgabe würdigte, fo auch mit rich- 
tigem ftaatsmännifchen Blide die Aufgabe der Kammer 
und aller veblichen Freunde einer georbneten Freiheit, fo wie 
die Gefahren, welche diefer drohen, mitten im Sturme durch— 
ſchaute. Diefen, Gefichtspunft Hat er mit feinen Freunden 
auch in feinem fpätern Wirken hier, wie in Frankfurt, unver 
rückt und muthig feftgehalten. 


8.6. 


Man hat diefen und andern f. g. Altliberalen, die fi 
nun an bie Regierung und an die Sache der Ordnung, ne= 
ben Feſthaltung ihrer freiheitlichen Ideen, mehr anfchloffen, 
Abtrünnigkeit vorgeworfen. In fo weit hiermit nur eine 
Abwendung von einem einfeitigen Oppofitionsftandpunfte 
gemeint ift, ift der Vorwurf gegründet, nicht aber infoweit 
man auf die Sache felbft, auf die Gründung frei= 
heitliher und volksthümlicher Einrichtungen 
fieht. In diefer Beziehung ift- e8 jeher Feine Inkonfequenz 
und kein Abfall von Grundfägen, wenn Derjenige, der früher 
wegen erftrebter und (in Folge der Bundespolitit) rückgehal— 
tener Breiheit als Oppofitionsmann gegen eine Regierung 
antämpfte, jest, nachdem das Erftrebte bewilligt war, con= 
ſervativ wurde, d. h. das Erlangte erhalten und es 
andy nicht durch ein Mebermaß ober durch Orduungs— 
ftörungen ber Gefahr des Wiederverluftes ausſetzen wollte, 
ſich alfo der maßlofen, überftürzenden und revolutionären 
Partei entgegenftellte. 
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Bon hier an herrſchte in der politiſchen Richtung der Re= 
gierung und der überwiegenden Kammermehrheit im Allge= 
meinen eine MWebereinftimmung, wenn gleich im Einzelnen 
der Ausführung da und dort noch Meinungsverſchiedenheiten 
vorkamen, wobei bie Kammer ihre Stellung gegenüber ihren 
Sommittenten in Rechnung brachte. Wenn im März 1848 in 
einem Zuftande allgemeiner Auflöfung das, was außerhalb 
ber Kammer vorgieng, einen überwältigendben Eindrud 
(Hier, wie in andern Ländern) auf beide Kammern und auf 
bie Regierung hervorbradite, fo wurde diefer Eindruck fpä=, 
ter durch den im April wirklich zum Ausbruch gekommenen, 
offen befämpfien und überwundenen, Aufruhr jedenfalls ge= 
ſchwächt. Es trat wieder freiere und felbftftändigere Erwä— 
gung ein, aber auch hier blieb das Regieren parlamen— 
tarifh, und die Kammern und die Regierungen gingen 
theild wegen des in folhen Lagen doppelt notwendigen 
Einflangs, theils wegen Gleichheit der Anficht über das, 
was Noth thue, im Allgemeinen denfelben Weg, und wenn bie 
Rückſicht auf die Committenten oder überhaupt die Verſchie— 
denheit des Standpuntts, da und dort Meinungsverfchieden- 
ſchiedenheiten hervorbrachte, fo bezogen ſich diefe nur auf ei— 
nige Einzelheiten, namentlich in den Geſetzesvorlagen, ohne 
daß derlei Anläffe die Mehrheit der einen oder andern Kam— 
mer je zur Anfeindung ber Regierung felbft geführt 
hätten. 


-XI. Ein Aomplott vom 27. Sebrunr 1848. 


$. 66. 


Am 27. Febr. 1848 Abends waren mehrere Literaten 
und Arbeiter in einem biefigen Wirthshauſe in einem befon= 
dern Zimmer verfammelt. Einer berfelben, der das bort 
Verabredete doch für zu bedenklich hielt, machte davon in ber 
nämlichen Nacht der Polizeibehörde Die Anzeige. Die Verab— 
redung follte darin beftanden Haben, daß mit Babrifarbeitern, 
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welche diefe Männer an der Hand zu haben glaubten, und 
andern Gleihgefinnten fogleih des andern Tags in und vor 
das Schloß gezogen werben follte, um ben Großherzog 
zu großartigen Zugeftändniffen oder Verzichtleiftungen perfön- 
lich zu nöthigen. Auch follte das Zeughaus überrumpelt 
werden, um fi) Waffen zu etwa erforderlicher weiterer Ge— 
waltthat zu verichaffen *). 

Am Morgen des 28. Februar in aller Frühe wurden bie 
Angezeigten verhaftet und eine Unterfuchung eingeleitet, bei 
welcher theilweiſe Geftändniffe erfolgten. 

Am 1. März, wo, wie oben ($. 35) dargeftellt ift, eine 
ſehr große Menfchenmenge hier in und bei dem Ständehaus 
verfammelt war, zog nad dem Schluffe der Rammerfigung 
eine Anzahl von mehreren hunderten nach dem Schloffe. Ich 
eilte denfelben aus dem Ständehaus voran, fand ben Groß— 
herzog von ben übrigen Mitgliedern des Staatsminifteriums 
und von höhern Offizieren und Andern umgeben, vor dem 
Schloſſe aber eine Abtheilung ber hiefigen Feuerwehr (Pom— 
piers) aufgeftelt. Im Schloffe, wo eine Deputation der Stadt= 
gemeinde zur Dankfagung für die Verheißungen bed 29. Fe— 
bruar und für die Wieberherftellung des Preßgeſetzes von 1831 
angefagt war, entftand die Meinung, es komme jetzt diefe 
Deputation und bie herannahende Menge begfeite fie. Ich 
Elärte diefen Irrtum auf, und ed wurde verabredet, bie 
herannahenden Fremben nicht vor ben Großherzog Tommen 
zu laſſen. Es waren meiftens junge Leute, Literaten, Kandi— 
daten unb Arbeiter, größtentheils Ausländer, wie mir Viele 
derfelben felbft fagten. Ich gieng mit Andern aus dem Schloffe 
auf die Anfommenden zu und fragte fie nach ihrer Abſicht. 
Sie wollten dem Großherzog eine Bitte um Amneftirung ber 
erwähnten Verhafteten vom 28. Februar vortragen. Ich be= 
merkte ihnen, fie als Unbekannte könnten nicht perfönlih zum 
Großherzog kommen, fie follen ihre Bitte ſchriftlich einreichen, 

*) Giner diefer Literaten, der als politiſcher Flüchtling von der Schweiz 
aus die babife Revolution beſchrieb elwähnt nun felbft dieſer Worber 


rathung eine® Plans zum Gturze ber Monardie. 
8 
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ober durch andere befannte Bürger, etwa durch ben hieſigen 
Gemeinderath, vortragen laflen. Sie wollten fi hierauf nicht 
einlaffen, fondern drangen immer näher. Einer fagte, fie wolls 
ten dem Großherzog auch noch andere Wünſche vortragen, 
und als ich ihn fragte, woher er fei, antwortete er: von 
Mainz. Ich bemerkte, da gehen Sie ja unfere Landesangeles 
genheiten nicht8 an, — worauf er erwiberte: es gibt Teinen 
Unterſchied der Staaten mehr, alle Deutſche find jetzt Brüder. 

Einige meiner Kollegen und andere aus dem Schloffe 
herausgetretene Perfonen juchten, wie ich, bie Menge von 
ihrem Vorſatze abzubringen. Auch mehrere Abgeordnete ber 
1. Kammer, darunter Rapp und Itzſtein, bemühten fi in 
gleicher Weife, aber ohne Erfolg, außer daß Einzelne ſich 
eutfernten. Als im Mebrigen die Leute dem Schloßportal näher 
Zamen, fällte die dort aufgeftellte Keuerwehr, unter dem Gom= 
mando bes Bauraths Bader, bie Bajonette gegen fie, worauf 
fie Halt machten, fehrieen und lachten, ohne ſich jebody zu 
entfernen. Später machten bie am linken Schloßflügel aufge 
ftellten Dragoner eine Schwenkung gegen das Portal hin. 
Sept entfernten fi die meiften, doch viele Andere blieben 
noch am Plage und Veen ſich erft fpät (der ganze Vorgang 
dauerte mehrere Stunden) nah und nad zum Abzuge bes 
fimmen. 

Inzwiſchen hatten fih ber Vürgermeifter und mehrere 
Gemeinberäthe von Karlsruhe, fowie auch einige Abgeordnete, 
namentlich Itzſtein und Brentano, in das Schloß begeben. 
Die Leptern wuͤnſchten, den Leuten wenigſtens die Verſiche- 
rung überbringen zu können, daß die Unterfuhung gegen bie 
Verhafteten fehr beſchleunigt werden fol, was ihnen ber 
Chef des Juſt. Min. zufagte. Der Bürgermeifter und die Ge= 
meinderäthe äußerten das Bedenken, daß die Gefangenen, 
wie verlaute, gewaltfam befreit würden, was in der Stabt 
großes Unglück zur Folge haben könnte, Wir erwiederten, daß 
eine ſtarke militäriſche Bewachung aufgeftellt werde, aber bie 
Freilaſſung der Verhafteten unter ben jeigen Umftänden auf 
folhen Andrang hin ſchlechthin unftatthaft fei. 
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Die Nacht verlief bei ſtarker Bewachung und Patrouillen 
von Militär und Bürgerwehr ruhig und erft am Abend des 
folgenden Tages (2. März) fand ber Brand bes Gebäudes 
vom Minifterium d. a. A., wie oben erwähnt, flatt. 


$. 67. 

In ber II. Kammer wurde nun aber in jeber Sitzung 
auf Amneftirung ber fraglichen Verhafteten und anderer po= 
Kitifchen Gefangenen, beren Zahl inbeffen nit groß war, 
gebrungen, zuerft nur von Rapp und Brentano, bann auch 
von Andern. Schon in ber Sitzung vom 1. März äußerte 
Brentano gegen mich: „Schlagen Sie bie Hochverraths⸗, bie 
„Majeftätsbeleidigungsprogeffe nieder, und ih garantire 
„Ihnen mit meinem Kopfe, es wird Feine Unruhe 
„mehr vorfallen, ih Hoffe, das Volk wird mid 
„nicht im Stiche laſſen.“ 

Es verfteht fi von felbft, daß ich dieſer Verficherung, 
ber erfolgten Zuftimmung der Gallerien ohnerachtet, Leinen 
Glauben ſchenken konnte, 

Erft am 16. März kam der Antrag auf Amneftirung aus 
Anlap verſchiedener deshalb eingefommener Petitionen zur 
förmlichen Berathung. Der Antrag ber Petitionsfommiffion 
gieng auf Amneftirung aller wegen politifcher Verbrechen Ver⸗ 
urtheilten ober in Unterfuhung Befindlichen, fofern dieſe Ver— 
brechen nicht unter den Begriff de Lanbesverraths fal- 
Ien ober ben Karakter eines befondern gemeinen Ders 
brechens an fi tragen, und vorausgefeht, daß die Verbrechen 
ſchon vor dem 4. März begangen wurden. Auf Antrag des 
Abgeordneten Trefurt wurde ber Zeitraum, für welchen bie 
Amneſtie ertheilt werben follte, bis zum 16. März ausgebehnt, 
und mit diefer Aenderung nahm die I. Kammer den Kommifs 
fionsantrag einftimmig an. 

As und diefer Beſchluß zur Kenntniß kam, berathſchl agte 
die Regierung darüber, und in Folge diefer Berathung er— 
Härte ic) in ber Rammerfigung vom 18. März: für eine alls 
gemeine Beghadigung ſei der Zeitpunkt noch nö günftig, «8 

* 
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wäre raͤthlich, noch kurze Zeit zu warten, bis wieber mehr 
Beruhigung und Sicherheit eingetreten fei. Ob die Amneftie, 
wie man behaupte, den Frieden begrünbe ober beförbere, fei 
zu bezweifeln. Die Regierung wolle übrigens mit ber Kammer 
auch in dieſer Frage Hand in Hand gehen, und bie Kammer 
möge ſich erflären, ob fie unter ben obmwaltenden Umftänden 
die Befchleunigung ber Begnadigung für nothwenbig halte, 
Diefe Frage wurde wieder einfimmig bejaht, worauf am 
nämlichen Tage noch das Amneftiebefret nad) den Anträgen 
der Kammer erfolgte, in ber Art, daß das Juſt. Min. von je= 
dem wegen folder Verbrechen Verurtheilten oder in Unterſuchung 
Befindlichen zu erheben hatte, ob feine That in die bezeichne= 
ten Rathegorien falle, worauf es feine Breilaflung anordnete *), 
Zugleich wurde, da einige am 28. Februar verhaftete Litera= 
ten Ausländer waren, bie durch das VI. Konftitutiongebikt 
gerechtfertigte Beftimmung getroffen, daß diefelben vorerft das 
Großherzogthum zu verlaffen Haben. Am 22. März kamen von ihnen 
Petitionen gegen biefe Ausweifung ein. Die Linke unterftügte 
dieſelben, berief fi auf das deut ſche Bürgerredht der Am= 
neſtirten, und machte Vergleichungen mit ber 1845 ftattge- 
habten Auswelfung zweier Abgeordneten aus Berlin. Ich zeigte 
die wefentlihe Verſchiedenheit biefer beiden Fälle, 
und berief mich auf das Gefeg, fo wie baranf, daß es 
fi nur um eine vorübergehende Maßregel handle, bis 
wieder mehr Ruhe eingetreten ſei, daß aber im gegenwärtigen 
Augenblicke der Gährung, wo im Lande ſelbſt ſchon Zündftoff 
genug vorliege, nicht räthlich ſei, noch folden Ausländern, 
die wegen Verbrechen verhaftet waren und nun das Feuer 
nur foren, und die öffentliche Sicherheit bedrohen würden, 
den Aufenthalt zu geftatten **). 

*) Die vadiſche Derfaffung enthält Hinfihtlih des Abolitionsrechts des 
Großperzogs feine Beſchräntung, daffelbe wurde daher als unter dem 
allgemeinen Begnadigungsredit begriffen erachtet. 

**) Selbft in den freieften Staaten, bie nicht erft in dem Gährungspro⸗ 
aeffe liegen, wirb bet dringligen Veranlaffungen das Reit der Fort» 
weifung von Ausländern ausgeübt. Eine folge Veranlaffung wird hier 


jeder, ber unfere damalige Lage erwägt, anerfennen. Auch hat die 


Kammer als foLche der Ausgewieſenen ſich nicht aggenommen. Cs 
wurde über bie Reklamation Teie Veſhiuß ae u 
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Die Ausweifung wurde nicht zurückgenommen. Es fam 
aber zur Kenntniß, daß bie Ausgewieſenen noch mehrfach in 
ber Stadt ſich aufhielten, ohne daß man ihrer habhaft wurbe. 
Dies dauerte jedoch nur einige Tage, worauf die Ausgewie- 
fenen ſich entfernten, indem fie, wie die Nachrichten eingien- 
gen, zu ben in Straßburg ſich anfammelnden fremden Zu: 
züglern ($. 75—79) fih begaben. 


XII. Agitetion im März und Anfänge des 
April 1848 in Volksverfammlungen, 
Vereinen etc. 


68. 


Außer den Eleinern ober Ortsverfammlungen, welche auf 
die Parifer Nachrichten Hin zur Erringung von Freiheiten 
überall gehalten wurden, fand man dann in ben größern 
Volksverſammlungen, welche bie Leiter der Bewegung bald 
da bald dort veranftalteten, und bie fie felbft befuchten, ein 
wirkfames Agitationsmittel. 

Unter anderm wurden folhe Verfammlungen gehalten: 
in Waldshut (am 11. März, wobei Gottſchalk, weil er 
für Mäßigung war, fogleih als abgelebt bezeichnet wurde), 
in Hegnen bei Radolfzell, wo eine große Menge mit Senfen 
erfchten, in Stockach, wo der aus dem Ausland zurüdgefehrte 
Redakteur dev Seeblätter, Fickler, erſtmals wieder auftrat, 
in Engen, Donauefhingen, Villingen, Triberg, dann bie 
große f. 9. Landesverfammlung in Offenburg, hernach wieder 
in Heidelberg und Freiburg, Achern ꝛc., überall raſch auf 
einander und zum Theil gleichzeitig, an ben meiften Orten 
auch zu wiederholten malen, 

Bei diefen Verfammlungen wurden, wenn auch in ver— 
ſchiedenem Maße, die ‚abentheuerlichften Beſchlüſſe gefaßt, 
nicht nur für ungebundene Freiheit und Volksrechte, und ges 
gen bie Regierung oder deren Handlungen, fondern es wurde 
aud bie Staatsform felbft in Frage geftellt, und ins— 
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befondere nach bem 19. März, die Einführung ber Repus 
blit verlangt. Mit den angeblichen Befchläffen ftand «8 al= 
Terdings fehr unficher. Die Hauptfehreier Hatten ihre Trabans 
ten, bie ihnen zufauchzten und alle Anbern, bie es etwa wa—⸗ 
gen wollten, dagegen zu fprechen, nicht nur übertäubten, fon= 
dem mitunter aud) mißhandelten, fo baß, während bie mei= 
ften nur ſtille und muthlofe Zuhörer blieben, Dasjenige, was 
die einzelnen keck hervortretenden terroriftifchen Revolutionäre 
forderten oder bejahten, als Beſchluß der Volksverſammlung 
verkündet wurde *). 


$. 69. 


Am 13. März Abends brachte ein Mann, der gerade 
von Konftanz Fam, bie Nachricht von den republifanifchen 
Kundgebungen einer am Tage vorher bei Hegnen abgehaltes 
nen, von einer Menge Senfenmännern beſuchten, tumultuas 
rifhen großen Verſammlung, und von andern ähnlichen Er— 
ſcheinungen im Seekreife, worüber auch weitere Berichte gleich- 
zeitig einliefen. 

Es zeigte ſich bald, daß diefe Bewegung als rein poli= 
tifher Natur viel flärker und Hinfichtlich ihres Umfangs 
bedrohliche fei, als die jenige, die fo eben im Odenwald 
mit einer nicht großen Mannſchaft unterdrüdt wurde. Bon 
militärifcher Seite wurde vorerft eine Goncentrirung der Trup= 
pen für alle Wechfelfälle notwendig gehalten und eine Ent— 
ſendung geringer Abtheilungen in ben Seekreis um fo be= 
denklicher erachtet, als bei Leinen Truppentheilen dort nicht 
nur dieMebermwältigung, fondern auch bie Verführung 
leichter möglic; war. 

In der Sigung ber H. Kammer vom 13. März hatte der 
Abgeordnete Welte den Abgeordneten aus bem Odenwald und 
aus dem Main- und Tauberkreife einen Vorwurf darüber 
gemacht, daß fie ſich nicht in ihre Wahlbezirke begeben ha— 
ben, um ber dortigen anfrührerifchen Bewegung (gegen bie 





*) In ähnlicher Welſe machte auch der Abgeorbnete Kuenzer in ber 
’ N. Kammer eine Beſchreibung biefer Verſammlungen. 
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Standes» und Grundheren) entgegen zu wirken, welche Be⸗ 
merkung viel Anklang fand, während einige Abgeordnete aus 
jenen Gegenden fih damit entſchuldigten, daß bie bortigen 
Greigniffe ganz überrafchend gekommen feyen. Da nun am 
nämlihen Abend noch die beunruhigenden Nachrichten aus 
dem Seefreife einliefen, Tieß ich die bort gewählten Abgeord= 
neten zu mir bitten, um fie zu erfuchen, ben Seekreis zu be= 
zeifen, und durch Aufklärungen über den wahren Stand ber 
Dinge den Störungen ber Ordnung entgegen zu wirken. Die 
Abgeordneten Mathy nnd Straub übernahmen biefe Sen— 
dung. Ihre öffentlichen Reben und fonftigen Bemühungen 
dafelbft Hatten für den Augenblick einige Wirkung, die aber 
weber von großem Umfänge, no von Dauer war. Die 
Berblendung, die Unklarheit darüber, was man eigentlich wolle 
und in welchen Wegen es zu erreichen fei, überhaupt aber 
die Berwirrung ber Begriffe und die Erhigung ber Gemüs 
ther waren ſchon zu weit gefommen. 


$. 70. 

Zu gleicher Zeit wurde Beter zum Regierungs-Director 
in Konftanz ernannt. Da er bei den Bewegungsmännern in 
großem Vertrauen ftand und hier die Verfiherung gab, allen 
feinen Einfluß zur Beruhigung des Seekreiſes aufzubieten, fo 
hoffte man von feiner Ernennung wohlthätige Folgen. Ohner 
hin kannte ich ihn von früher her als einen, wenn gleich po= 
litiſch überreizten, denn doch fehr gemwiffenhaften Mann, 
und feine früheren Vorgeſetzten verficherten, daß er in ben 
Jahren 1842—1844, wo er ald Amtsvorftand zu Abelsheim 
gewiffermagen in einer politifchen Verbannung lebte, feine 
amtliche Stelung nicht nur nicht gegen die Regierung miß— 
braucht, fondern politifch ganz gut gewirkt babe, Die erſten 
14 Tage feines Aufenthalts im Seekreife gaben auch keinen 
Anlap zum Tabel, und es ift möglich, daß durch fein Er- 
feinen die Flamme für einen Augenblit noch gemäßigt 
wurde. Als er aber zum Vorparlament nach Frankfurt kam, 
fol er dort, wie ich fpäter erfuhr, fih alsbald an die vepus 
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blikaniſchen Barteimänner gehalten haben, und ſchon 
vorher in ber Kammerfigung vom 29. März fprah er mit 
vielem Eifer gegen ben Gefegesentwurf wegen Ginberufung 
der Exkapitulanten zur BVerftärtung des Armeekorps zum 
Schutze der Ordnung insbefonbere gegen bie an bie Grenze 
gekommenen fogenannten Zuzügler, von welchen unten ($. 75 
bis 79) die Rebe fein wird. Man Eonnte indefien, da er von 
genügendem Schuge durch die Volkswehr ſprach, anneh- 
men, daß er nur von einer unpraftijchen Anficht ausgehe, 
ohne etwa den Aufruhr oder den Einfall der Fremden be— 
günftigen zu wollen, und von feinem fpätern Benehmen wird 
weiter unten ($. 93—95) die Rebe feyn. 


$. 71. 


In den Volksverfammlungen, bie vor dem 19. März 
ftattfanden, ift hinſichtlich ber wichtigften Fragen, insbefondere 
fo weit fie die Staatsform betrafen, auf die von meh— 
reren Kammermitgliedern auf ben 19. März angekündigte 
große Verfammlung in Offenburg, wohin Theilnchmer aus 
dem ganzen Lande eingeladen waren, verwieſen worden. 

Bei diefer Verfammlung erfchien eine große Menge Men— 
hen aus dem Rheinthale und aus dem Seekreiſe. Die Leir 
ter waren Heder und einige andere Kammermitglieder und 
fonftige demokratiſche Notabilitäten (Struve, Fikler ꝛc.). Es 
kamen auch, um etwa ein Gegengewicht zu halten, aus ver— 
ſchiedenen Städten und Landgemeinden viele gemäßigte Män— 
ner, bie jedoch gegenüber den Helden des Tags fi wenig 
geltend machen konnten. 

Die Leiter des Feſtes verfammelten fih in Offenburg 
fhon am Abend vorher, um in einer Vorberathung das Pro= 
gramm feftzuftellen. Schon am zweiten Tage vorher befpra= 
hen ſich darüber noch in Karlsruhe die Abgeordneten, die 
das Feſt befuchen wollten. Sie wollten ben Antrag auf eine 
Republit bei der Verſammlung nicht auffommen laſſen, und 
hier verweigerte Heder (zur Ueberraſchung ber Uebrigen) erft= 
mals die Verpflichtung, in biefer Richtung mit ben Andern ges 
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meinſchaftlich zu wirken. Dies veranlaßte heftige Auftritte, 
aber Hecker blieb dabei, er laſſe fſich nicht binden. Gleich— 
wohl trat er dann bei der Offenburger Vorberathung bem 
republifanifchen Plane Fikler's entgegen, und als Fikler bei 
der öffentlichen Verfammlung am 19. März eine Rebe hielt, 
ſtellte fi, wie Augenzeugen fagten, Heder neben ihn auf 
den Balkon mit der Drohung, ihn, wenn er bie Republik 
beantrage, mit einer Piftole, die Heder bei ſich geführt Habe, 
auf der Stelle zu erichießen. Deßwegen haben ihm Flücht- 
linge fpäter in Drudjcriften den Vorwurf gemacht, er habe 
den günftigen Zeitpunft für Durchführung der Republit ver— 
ſcherzt. 

Es war vielfach angekündigt, daß die Beſucher der Ver— 
ſammlung bewaffnet erſcheinen werden. Um dies zu verhin— 
bern, wurde nicht nur cine Bekanntmachung erlaſſen, daß 
auf der Eiſenbahn feine Bewaffneten zugelaſſen werden, ſon⸗ 
dern es wurden auf mehreren Bahnhöfen, namentlich in Frei— 
burg, Naftadt, Karlsruhe, Bruchſal und Mannheim au 
Militär-Abtheilungen aufgeftellt, welche bie Wagen zu unter= 
ſuchen und die mit Waffen Reifenden zur Ablegung derſelben 
anzuhalten hatten. Gleichwohl kam von andern Seiten her 
eine Anzahl mit Waffen, die jedoch das in Offenburg aufge= 
ftellte Feft-Gomite ihnen abnahm und bis zur Heimreife ver= 
wahrte. 

$ 72. 

Die Beſchlüſſe der Verſammlung gingen zunächſt auf 
Gründung eines deutſchen Parlaments, welches im 
Großen die Angelegenheiten des deutſchen Volkes nach Innen 
und Außen kräftig ordne und frei geſtalte, ſodann in Bezie— 
hung auf Baden beſonders: daß die Beamten, welche das 
öffentliche Vertrauen nicht beſitzen, entfernt werben. Ferner 
wurde gefagt: das Volk habe kein Vertrauen zur I. Kammer 
und Feines zu einer Anzahl Mitglieder der II. Kammer, welche 
durch Wahlbeherrſchung an ihre Stellen gekommen feyen. So— 
dann follte das ftehende Heer mit ber Bürgerwehr verihmols 
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zen und aus allen wmaffenfähigen Männern eine Volkswehr 
gebildet, es follten alle Abgaben mit Ausnahme der Zölle 
und vorerft etwa noch der direkten Steuern abgeſchafft, und 
der Ausfall durch eine progreifive Einfommens> und Vermö— 
gensfteuer erfegt, alle Vorrechte aufgehoben und bie Kirche 
von ber Schule getrennt werden ac. 


Die Regierung Hatte den Entſchluß gefaßt, auf Beſchlüſſe 
der Boltsverfammlungen als folche, foweit nicht ihr Inhalt 
aus anderer Veranlaffung ohnehin zum Vollzug komme, feine 
Nücficht zu nehmen, da hiedurch fonft eine Herrfchaft der 
rohen Maffen gegründet würde, indem die wildeften Dema— 
gogen bei folhen Verfammlungen in ber Regel alles, was 
ihrem Streben entfpriht, als angeblichen Volksbeſchluß her— 
vorrufen Tonnen. Wir wollten mit den verfaffungs- 
mäßigen Vertretern des Volks die Gefhäfte machen, nicht 
aber mit willkũhrlich zufammengelaufenen ungeordneten Maf- 
fen, welde die Beute der Wildeften und Ertravaganteften 
find ($. 68). Hecker fühlte dies wohl felbft und zeigte daher 
in der Sigung vom 24. März an, daß die Offenburger Be— 
fhlüffe von ihm und Brentano, Nihter, Welte, Sachs und 
Kapp würden zur Motion erhoben werden. Es ift dies je— 
doc wegen der im April eingetretenen Ereigniffe (Abfehnitt 
XV.) nicht mehr gefehehen. 

Gleichwohl Fam Einzelnes durch die Schritte der Bethei= 
ligten, unabhängig von dem Willen der Regierung, zum 
Bollzug. Namentlich traten viele Mitglieder der rechten Seite 
ber I. Kammer, zugleich durch Zufchriften aus ihren Wahl- 
bezirken dazu aufgefordert, aus dev Kammer aus. Auch der 
damalige Präfident des Kriegsminifteriums, auf den perfün= 
lich angebeutet war, trat zurüd, und eben fo zwei Bebienftete 
aus ber perfönlichen Umgebung des Großherzogs. 

Das Kriegsminifterium wurbe nun am 22. März 1848 
dem zum Generalmajor ernannten Oberft Hoffmann in 
Mannheim übertragen, beffen Muth, Thatkraft und Freiſinn 
Tängft befannt war. 


Ein fernerer Beſchluß der Offenburger Verfammlung 
ging dahin, daß in jeber Gemeinde ein Ortsverein, der für 
die Bewaffnung und politifche und foziale Bildung des Volks, 
fo wie für die Verwirklichung aller feiner Rechte forge, ſo— 
dann für fämmtliche Vereine eines Wahlbezirts ein Bezirks— 
Berein, aus den Bezirks-Vereinen eines Kreiied ein Kreißver- 
ein und aus den vier Kreisvereinen ein Landesverein gebildet 
werde, — daß jeber Verein einen Teitenden Ausfhuß an der 
Spige und eine Kaffe zur Veftreitung der nothwendigen Aus— 
gaben habe. Heder wurde zugleich als Obmann bed Lan- 
desvereins und feines Ausſchuſſes ernannt. 

Schon vor ber Offenburger Verfammlung bildeten ſich 
an vielen Orten, indbefondere im Seekreiſe, ſolche Vereine. 
Anfänglich wurde in ben Orts- oder Sicherheits-Ausſchüſſen, 
da die Regierungsgewalt überall gebrochen oder gelähmt war, 
von Vielen ein Gewinn für die Sicherheit der Perfon und 
des Eigenthums erkannt. Aber es wuchs damit, felbft wo 
diefer augenblickliche Vortheil eintrat, der revolutionäre Geift, 
und bie gefegliche Gewalt wurde dadurch nur noch mehr 
aufgehoben. Nach und nach, insbefondere in Folge der Of- 
fenburger Berfammlung, von wo an die Vereine mehr orga= 
nifirt und gegliedert wurden, maßten fi die Ausfchüffe im 
Seekreife eine wirkliche Regierungsgewalt, an. Sie ftellten 
dort Päſſe aus, fie hielten, als die Sache noch weiter kam 
und ber Hecker'ſche Aufftand nahte, und während bes Regtern 
fogar die Voten an, nahmen amtliche Korrefpondenzen, von 
denen fie Nachtheil für bie Revolution beforgten, hinweg, 
unterſchlugen Eftafetten u. dgl. — Als ber Bürgermeifter in 
Donaueſchingen im Anfange des April öffentlich dazu auffor— 
bexte, daß bie einberufenen Rekruten und beurlaubten Sol= 
baten nicht einrücen und die Ortöbehörben fle zurückhalten 
ſollen, und als deshalb das Minift. d. I. das dortige Be— 
zirksamt veranlaßte, ihn wegen Verleitung der Soldaten zur 
Bahnenflüchtigkeit und zum Meineib ꝛc. in Unterfuchung zu 
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nehmen, und als bas Bezirksamt, welches die Macht nicht 
mehr Hatte, ihn zu verhaften, ihm die Minifterial-Verfügung 
zur Verantwortung eröffnete, holte er vom Kreisausſchuſſe in 
Engen Berhaltungsbefehle ein, die dahin ergingen, daß er 
der Aufforderung feine Folge zu Ieiften habe, und daß bie 
verlangte Unterfuchung zurüdzumeifen fey. Die auf Vorlage 
diefer Erklärung wiederholt ergangene Verfügung an das 
Bezirksamt Fam, da fogleich der Aufftand ausbrach, erft nad 
dem Einmarſche der Truppen ($. 89) zum Vollzuge. 


$. 74. 

Am Sonntag ben 26. März fanden in Heidelberg und 
unter Struve's Leitung in Freiburg Volksverſammlungen ftatt, 
welche nach den höchſt tumultuarifch und zum Theil unter 
Mißhandlung Andersdenkender gefaßten Beſchluͤſſen fih für 
deutſche Föderativ-Republiken ausſprachen. Aehnlich ging es 
mit den darauf gefolgten Verſammlungen in Waldshut und 
Engen, und am 2. April in Achern, wo Fidler zwei aus 
Frankreich Herübergefommene beutfche Arbeiter, welche nad 
einem Auftrage des Partfer Comites in Straßburg bie bort 
eintreffenden Zuzügler ($. 75 — 79) zu fammeln Hatten, der 
Verſammlung vorftellte und die Zuzügler als unfere Retter 
und Freunde barftellte. 

So ſchritt die Agitation in ben Volksverfammlungen und 
durch Emiffäre, fo wie durch die Thätigkeit der Vereine und ber 
Kreis und Bezirks-Ausſchüſſe im Einklang mit der revolutionä= 
ven Preffe immer weiter, und es kawmen da und dort ſchon Ge— 
waltthätigkeiten aller Art vor, 3. B. in Mannheim gegen den 
Bolizetaffeffor und gegen einen Regierungs = Rath, fo wie 
auch gegen den Vorftand des Gifenbahnamtes, welcher eine 
Anzahl Arbeiter aus benachbarten Gemeinden verwendete, 
während das Mannheimer Proletariat die Arbeiten, ober 
eigentlich ben Verdienſt für fih allein haben wollte, 


— 13 — 


XII. Duzügler aus Srankreic und der 
. Schweiz. 


$ 2. 


In der zweiten Hälfte bes März 1848 kamen offizielle 
Nachrichten aus Paris an uns, fo wie nad öffentlichen Blät- 
tern aud an bie Großh. Heffifche und andere Regierungen, 
daß fih in Parts aus beutfchen Arbeitern, denen ſich aber auch 
Abentheurer aus andern Ländern anfhloffen, f. g. deutſche 
Regionen bilden, um über den Rhein herüber zu ziehen und 
eine beutfche Nepublit zu gründen. Es waren deshalb in 
Baris eine Menge öffentlicher Anfchläge zu Iefen, und ver— 
fihert, daß die provif. Regierung den Arbeitern zu ihrer Reife 
Unterftügung leiſte. 

ALS die erfte Nachricht einfam, ließ der Minift. d. a. A., 
v. Duſch, durch den bad. Gefandten in Paris bei der proviſ. 
Regierung gegen ein folches völferrechtswidriges Verfahren 
BVorftellung machen. Lamartine gab die beften Zuficherungen, 
die aber Ledrü = Rollin als Minifter d. I. zum Theil verei— 
telte, fo wie, er ja bekanntlich fpäter die Erhebung vieler 
Gelder aus der Staatskaſſe mit den Verwendungen für die 
Fortſchaffung ber deutſchen Arbeiter zur Revolutionirung 
Deutfehlande rechtfertigte. Wilkommen war ber franzöflfchen 
Regierung die Abreiſe dieſer Arbeiter, wie begreiflich ift, auch 
darum, weil die große Menge unbefhäftigter Arbeiter in 
Paris fie ſtets beunruhigte, und die Regierung zur Unterhal- 
tung bderfelben, die Mittel num aufzubringen wußte. Es 
waren, um die Deutichen zum Weggehen zu veranfaffen, faft 
täglich die Tügenhafteften Nachrichten über revolutionäre Vor— 
gänge in Deutfhland, 3. B. über die Berjagung des Kaifers von 
Oeſterreich, Königs von Preußen, von Bayern ꝛc. ꝛc., durch 
öffentliche, zum Theil (ächt oder unächt) vom Minifter d. J. 
ausgegangene, Anfchläge verbreitet. 

ALS die erften Nachrichten einlangten, machten wir davon 
und von ben dagegen gethanen Schritten der II. Kammer, 
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zuerſt in einer geheimen Sigung, Mittheilung. Ich bemerkte 
dabei, daß ich in brei verfchiedenen Richtungen, in welchen 
die Züge der Arbeiter fih nähern follten, Kundſchafter gegen 
fie gefendet habe, um über den wahren Stand ber Dinge 
Kenntniß zu erhalten. 

Zugleich wendeten wir und auch unmittelbar an bie provif. 
Präfekten von Straßburg und Kolmar wegen Abwendung ber 
Gefahr, und machten ber Bundeöverfammlung, von bem 
Stand der Sache Mittheilung, damit fie in Paris ebenfalls 
entgegenwirke. 

Alles dieſes veranlaßte, daß Lamartine und Andere dem 
Unternehmen wirkſamer entgegentraten, und daß bie franzöſi— 
ſche Regierung, wenn fie auch nicht den ganzen Zuzug ab— 
wendete, doch Schritte that, welche den großen Umfang 
desſelben, wie er anfänglich im Plan lag, verhinderten. 


$. 76. 

Indeſſen verbreitete ih, da auch Pariſer Blätter die 
Sache und ben ſchon erfolgten Abzug mehrerer Kolonnen 
beftätigten, an unferer Rheingrenze gegen Frankreich eine 
große Beängftigung, die fich noch vermehrte, als bekannt 
wurde, daß auch im Oberelfafle deutſche Arbeiter wegen bes 
Stodend der Fabriken entlaffen wurden. Alles, was bie 
Grengbewohner von ber Tinten Rheinfeite her wahrnahmen, 
wurde von Mund zu Mund vergrößert, und fo Fam es, baf 
falſche Gerüchte ben Schreden noch vermehrten. In ber Nacht 
som 22. auf den 23. März war ganz Freiburg auf ben Bei- 
nen, weil ein Reitender bie falfche Nachricht von einem er= 
folgten Einfale gebracht hatte, eben fo war es in ber Nacht 
vom 23. auf den 24. März in Offenburg, und es langte am 
24. in ber Früh bie offizielle Nachricht von Kehl bahier ein, 
daß dort Truppen gegen 5 — 600 Eindringlinge, bie ſich in 
der Nacht bei Meifenheim übergeſchifft haben follen, abge= 
orbnet worden feyen. 

Am 24. März wurde nun eine größere Anzahl Truppen 
zur Bewachung ber Grenze nach Offenburg und Freiburg ges 
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fendet, und ich machte am nämlichen Tage der II. Kammer 
in Öffentlicher Sitzung von der Sache Mittheilung mit dem 
Bemerfen, daß wir wegen Berftärfung unferer bewaffneten 
Macht den Ständen alsbald Vorlage machen und nah Um— 
fänden die Aufftellung des 8. Armeckorps veranlaffen wer— 
den. Zugleich fegte ich die Kammer in Kenntniß von ber 
Anordnung, die wir in Rückſicht darauf, daß die in Frank— 
veich brodlos gewordenen deutſchen Arbeiter einerfeits zu be= 
dauern wären, und andererfeits ſchon durch ihre Lage zu ges 
waltthätigen Verſuchen gedrängt würden, am 23. März da— 
bin erlaffen hatten, daß diejenigen, welche nicht in Maffen, 
fordern in kleineren Abtheilungen, und unbewaffnet, alfo 
frieblich herüber kommen, hier auf Koften ber Staatöfaffe 
verpflegt und in ihre Heimath gebracht, ober fofern fie an= 
dern deutſchen Staaten angehörten, in ber Richtung ihrer 
Heimath bis über bie Grenze ebenfalls auf Staatskoſten ge= 
führt werden. Die Kammer (felbft Heder) billigte dieſes 
Verfahren *). Dasfelbe war auch nicht ohne Erfolg. Es 
wurden die Arbeiter in Straßburg von ber Anordnung in 
Kenntniß gefegt, und viele Hunderte derfelben machten von 
dem Anerbieten Gebrauch und begaben fid) in ihre Heimath **). 
Eben fo wurden mehrere Hundert Polen, die fih an ber 
Grenze gefammelt hatten und nad) Polen ziehen wollten, frei 
dur das Land und dann (nach Vermittlung ber Bundesver— 
fammlung) auf Dampfſchiffen nah Köln und von dort auf 
der Eiſenbahn weiter geführt. 


) Demohnerachtet behaupteten Bornftedt, Krebs und Genoſſen vor den Ger 
formen im April 1849, bie Regierung habe durd) diefe Mafregel 
die Arbeiter felbit zum Einfall in das Land verleitet. Diefe ihre Ver⸗ 
däcptigung wurde aber dur bie von Ahnen felöft vorgerufenen Zeugen 
zu Schanden gemacht, fo daß fie, als der erfte Beuge abgehört war, 
auf die Vernehmung des Anbern verzichten wollten, wogegen alsdann 
ter Staatsanwalt auf der Abhör beffelben beftand. 

**) In Karlsruhe bilbete fi) ein Verein, der Gelder zuſammenbrachte und 
damit einige Männer mad) Straßburg fhidte, um die Regierung une 
terftüßenb die deutfehen Arbeiter zum friedlichen Abzug in ihre Heimath 
zu beitimmen, und ihnen weitere Unterflügung zu geben ober dortige 
Säulen für fie zu zahlen, worüber ber Abgeordnete Bittel in den 
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In der Nacht vom 25. auf den 26. März 1948 verbrei- 
tete fih das Gerücht von cinem erfolgten maſſenhaften Ein— 
falle aus Frankreich. Es wurde vom Sengen und Brennen 
der Gindringlinge geſprochen, und je weiter von der Grenze, 
defto gräßlicher wurde das Ereigniß bargeftellt. Es wurde 
nicht ermittelt, woher diefer, im Oberlande fpäter allgemein 
fogenannte „blinde Franzoſenlärm“ entftanden iſtz aber merf= 
würdig ift, daß ber Lärm überall aus dem Württember= 
giſchen in das Großherzogtfum kam. Um Nachmitternacht 
kam mir eine Eftafette von Pforzheim mit einem borthin ge= 
richteten Schreiben des württembergifchen Oberamts Neuen- 
birg zu, worin die Mittheilung gemacht war, daß im der 
Gegend von Offenburg und gegen Raftabt hin die eingefalle- 
nen Arbeiter alles angreifen und zerftören. Dies hätte ich, 
wenn ed wahr gewefen wäre, natürlich früher wiſſen müffen, 
als das rückwärts gelegene Oberamt Neuenbürg, daher erkannte 
ich fogleih die Unwahrheit, und gab zur Beruhigung der Ge— 
gend fogleich in ber Nacht noch wieder Nachricht nach Pforz= 
heim, bag das Gerücht grundlos ſey. Am andern Tag ergab 
ſich, daß die Bezirksäͤmter Triberg und Hornberg zu gleicher 
Zeit die nämlihe Nachricht, wenn auch in etwas anderer Dar- 
ftelung, von dem württembergifchen Oberamt Schramberg, - 
die Bezirksaͤmter Villingen und Donauefhingen von dem 
württembergifchen Oberamt Rottweil, erhalten haben, 
das Bezirksamt Stockach aber fo fie von dem württembergi— 
ſchen Oberamt Tuttlingen erhielt. Im Seekreife wurde 
dadurch eine ungeheure Bewegung veranlaft, jedoch unmittel= 
bar in ber Richtung gegen die Gindringlinge, weil ber 
Lärnı dahin ging, daß fie plünbern und brennen. Später verwan- 


Sipungen der 2. Kammer vom 11. und vom 14. April Mittheilungen 
maßte. Auch mehrere in Straßburg angefeflene Deutfche gaben Bei 
träge. 
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delte fich bei den Demagogen und ber von ihnen geleiteten 
Menge dieſe Abneigung in Zuneigung, da ven den Zuzüglern 
in Briefen und öffentlichen Erklärungen bie Verfiherung kam, 
daß fie weder brennen, noch plündern, fondern nur Iommen, 
um bie Deutfchen in Erfämpfung ber Freiheit, und infofern 
diefelben die vepublifanifche] Staatsform wünſchen, in Er— 
reichung diefes Zieles zu unterftügen. Wie fih aus ber fpä= 
teren Unterfuchung gegen Fickler ergab, erhielt berfelbe ein von 
Herwegh als Präſident und A. v. Bornftebt als Vicepräfldent 
der Geſellſchaft demokratiſcher Deutfchen unterzeichnetes Schrei= 
ben vom 21. März, worin gefagt ift, daß dieſe aus mehreren 
Zaufenden beftehende Geſellſchaft fich militärifch organifirt und 
mwohlbewaffnet und eingeübt habe, um ben Brüdern in Deutfch- 
land zu Hülfe zu kommen. Die Deutſchen in Lyon und Lon— 
don würden gemeinſchaftlich mit ihnen losſchlagen, außerdem 
wollten die Polen mit ihnen marfchiren. Am 24. März wer— 
ben die erften 500 Mann abziehen und bie Uebrigen bald 
nachfolgen. Fickler möge ſich mit ihnen in Verbindung fegen, 
über feinen Plan, feine Hülfsmittel und den zu erwartenden 
Widerftand ꝛc. berichten. Sie wollten dann gemeinſchaftlich 
handeln. Fickler antwortete am 26. März: er habe in ben Volks— 
verfammlungen für die Republik gewirkt, aber bie Zeit vor ber 
Dffenburger Verfammlung fei zu kurz geweſen zur Vorberei— 
tung. Um Zwiſt mit den Führern zu vermeiden (f. oben $. 70), 
babe er fich begnügt, dort in der Vorfigung Anträge durch— 
zufegen, welche das ganze badiſche Regierungs— 
Gebäude entweder auf ben Kopf flellten, ober 
im Widerftrebungsfalle das Volk zumKamfe aufs 
riefen. Das Volk im Seekreife fet entfchloffen und bewaff- 
net. „Dom babdifchen Militär werde ſchwerlich ein Schuß auf 
das Volk fallen, -drei Viertheile ſchlagen ſich fogleih zum 
Bolke. Das Mitkommen ber Polen möchte das Nationalgefühl 
verlegen. Die deutſchen Zuzügler follen allein kommen und 
auch feine Handlung brutaler Gewalt ausüben, fie bürfen 
Deutſchland nicht einmal die Republik aufbringen, fondern 
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ſich nur zur Verfügung ftellen *), und auch Feine franzöfifche 
Begleitung haben. Frankreich bleibe nur eine ſchirmende 
Rückwand. Noch 14 Tage ober beffer 3 Wochen fei zu 
warten, bis dahin werde das Vorparlament gefprochen ha— 
ben. Spreche es fehlecht ober zaubere ed noch, fo werbe ge= 
eignet fein, an das Volk zu appelliven. Bis dahin hoffe Fick— 
ler auch mit andern tüchtigen Führern einig zu fein. 

Am 1. April 1848 begab ſich Fickler nah Straßburg, 
beſprach fi dort mit zwei von Herwegh vorausgeſchickten 
Emifjären, Buhrmann und Sturmfels, welche Tags zuvor 
eine Verſammlung veranftaltet und diefelbe aufgefordert Hatten, 
die Pariſer bemokratifche Geſellſchaft zu unterftügen, da biefe, 
fobald ein Aufruf dazu von irgend einer Seite erfolge, jeden= 
falls den deutſchen Republitanern mit bewaffneter Hand zu 
Hülfe kommen werben. Fickler nahm biefe beiden Emiffäre 
am 2. April mit nad) Achern zur bortigen Volksverſammlung, 
ſtellte fie der Verfammlung vor, und bemerkte: Wenn das 
Parlament die Republik nicht befchliege, fo müſſe ber Weg, 
ben man in Frankreich betreten, auch in Deutfchland einge= 
ſchlagen werben. Es dürfe Fein Franzoſe daran Theil nehmen. 
68 feien 5000 wohlbewaffnete Deutfche aus Franfreih, und 
eben fo viele aus der Schweiz im Anzuge. Man bürfe fie nur 
rufen. Sie feien unfere Freunde und Brüder, man müffe fie 
mit offenen Armen empfangen. 


*) Diefe Andeutung Fidlers ſcheint als praftifcier und weniger anſtohend, 
aber doch zu demfelben Ziele führend berüdfihtigt worden zu fein, benn 
das Parlfer Gomit6. fagte alsdann in feiner von Herwegh unterfchrie: 
benen Proffamation von- Straßburg den 15. April 1848: „Deutfhe 
Brüder in der Heimath! Gure Brüder aus ber Fremde, aus 
der Verbannung, nahen, empfang fie als Freunde! Wir gedachten 
niemals ale Feinde auf deutfhen Boden zu treten, niemals euch die 
Sreipeit aufzubringen, niemals euren freien Willen zu befcränten, ned, 
euer Eigentyum anzutaften. Bir find euere Freunde und 
Bundesgenoffen. ie, fümpfen nur euere Kämpfe, wollen 
nur eneren Gieg, mag biefer nun auf friedlichem Wege, oder mit 
dem Schwert erfohten werben. Die Armeen der Fürften umgeben euch 
von allen Seiten; fhägt euch glüdlih, daß auh eine Armce der 
Sreipeit in euerer Nähe flcht. Sobald ihr fie ruft, wird fie über 
den Rhein im euere Mitte eifen und euere Reihen verftärfen; fie wir 
mit Ordnung und Mannszuht, mit Vegeifterung und Freiheiistiche ben 
Tepten entfGeivenden Kampf für die Gefcjide Deutfehlands feihten Helfen.“ 
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$ 78. 

Gegen Ende März kamen auch Nachrichten aus ber 
Schweiz, wornach ſich dort ebenfalls Legionen deutſcher Ar— 
beiter zum Einfall in Baben bildeten und bewaffneten. Am 
19. März verfammelten fih in Bern etwa 200 ſolcher Arbeis 
ter, gaben eine gedrudte f. g. „offene Erklärung”, und ver— 
anftalteten auf ben 26. März nad Biel eine Verfammlung 
von „Ausgefchoffenen“, b. h. Abgeorbneten ber deutſchen Ar— 
beitervereine in der Schweiz. In Biel wurde ein Gentral- 
eomits für bie weitere Behandlung der Sache gewählt. 

Die Beilage zu Nr. 74 ber Schweizer Nationalzeitung 
vom 28. März enthielt die Befchlüffe der Bieler Verfammlung 
über Bildung einer deutfchen Legion aus ber Schweiz. Darin 
tft gefagt, daß fie fih nad Umftänden bem Obmann der bar 
difchen Volksvereine (Heder, f. $. 72), ober einer fonftigen 
republikaniſchen Oberbehörde zur Verfügung ftellen, und mit 
dem Commando ber deutſchen Legion in Frankreich in's Be- 
nehmen fegen werben. 

Am 27. März erlich das Bieler Gomitö eine (gebrudte) 
Inſtruktion über die Bildung ded Corps, und eine (ebenfalls 
gedrudte) Proffamation an bie Lofalvereine, worin zum ei— 
frigen Bollzuge der Bieler Beſchlüſſe aufgefordert it, mit 
dem Beifage, daß vielleicht fehon in 10—14 Tagen die beutfche 
Legion marfehiren müſſe, daß das Gomitö (der Gentralaus- 
ſchuß) eine (nachher gebrudte) Adreffe an die Frankfurter Ver⸗ 
fammlung abgehen laſſe und briefliche Verbindung mit ben 
Deutſchen in Paris und in dem übrigen Frankreich anzu= 
tnüpfen ſuche *). 


$. 79. 


Am 28. März machten wir von Allem, was und bis da⸗ 
hin über bie Zuzüge aus Frankreich weiter befannt wurde 





*) Die Schweizer Behörden ergriffen gegen bie unternommene Organte 
faiten viefer Corps Maßregein, fo daß bei den nadigefolgten Mufe 
Ränden wohl viele Theilnehmer aus der Shwelz, aber keine in form. 
Her. Organifation von dort ausgezogene Corps mitwirken. 
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und was wir inzwiſchen auch über bie gleichen Plane von 
der Schweiz Her erfahren Hatten, ber I. Kammer neuerliche 
Mittheilung, und der Chef des Kriegsminiſteriums übergab 
derfelben einen zum Schuge der Grenze nöthig erachteten Ger 
fegentwurf wegen Einberufung von ben (unverheiratheten) Ex— 
Tapitulanten, mit dem Bemerken, daß zu dem gleichen Zwecke 
auch von der Bundesverfammlung, ber wir alle Nachrichten 
mitgetheilt hatten, Maßregeln erfolgen werben. 

Bald darauf (am 5. April 1848) übergaben Struve und 
Fickler in Branffurt dem Groß. Bundestagsgefandten ein Pro— 
memoria, worin fie (ganz ernfthaft) rerfchlugen, die Großh. 
Regierung fol in allen Gemeinden abſtimmen laſſen, ob fie 
bie Eonftitutionele Monarchie oder die Republik haben wollen. 
Sie beide wollen ben Abftimmungen anwohnen und für die 
Ordnung forgen. Wenn die Regterung ſich verbindlich mache, 
nad dem Ergebniffe der Abftimmung die Republit einzufüh= 
ven, fo wollen fie ihrer Seits, wenn die Mehrheit gegen fie 
ausfalle, ſich für jegt ber Mehrheit ebenfalls unterwerfen und 
dafür forgen, daß die Republikaner fih derſelben eben fo 
fügen. Dabet ift dirohen d barauf hingewieſen, daß Tau— 
fende von Zugüglern fi ber Grenze nahen, bie 
Reiegrung alfo ihre Lage bedenken möge. Zugleich verſprachen 
fie, wenn die Regierung auf ihren Vorſchlag eingehe, darauf 
hinzuwirken, baß keine Betoaffneten ben babifchen Boden be= 
treten werben. 


XIV. Militärhülſe unentbehrlid. 


$. 80. 

Die gefegliche Autorität war, wie ſchon oben erwähnt, 
durch die Aufregung und Agitation faft überall gelähmt, in 
vielen Gegenden beinah ganz wirkungslos. Die Proffamatio= 
nen ber Regierung vom 2. März und vom 15. März Eonnten 
in der allgemeinen Beraufhung, in ber nur die Demagogen 
Hervorragten und bie in ihren DVorftellungen unklare Maffe 
anfachten, Teine Wirkung haben. Auch ein Ausfprud der II 
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Kammer auf Baffermann’s Antrag vom 24. März, worin fie 
ſich „gegen bie Störung der geſetzlichen Ordnung“ erklärte, 
und ber Regierung zur-Erfüllung ihrer Pflicht gegen diejent= 
gen, „welche die Sache der Freiheit durch freventlihe Hand— 
Tungen gegen Perfonen und Eigenthum gefährden“, ben Bei— 
fand zufagte, hatte keine Wirkung mehr, obgleich felbft bie 
Außerfte Linke (darunter Heder und Brentano) noch beiſtimuite. 

Ich habe ſchon oben bemerkt, wie bie Beamten da und 
dort ganz außer Stand waren, die ihnen von ber Regierung 
zugegangenen Welfungen zu vollziehen, 3. B. Hinfichtlich der 
Auflöfung ded Mannheimer Senfenmännercorps ($. 57) und 
Hinfichtlich des Verfahrens gegen ben Bürgermeifter in Do— 
naueſchingen ($. 72), ber das Einrüden der Rekruten und 
beurlaubten Soldaten zu hindern unternahm. 

In ben Seeblättern hatte Fikler zur offenen Gewalt, zur 
Verjagung ber Zürften aufgefordert, und nad) einem Berichte 
des Amtsvorftands in Konftanz vom 24. März, womit fich 
nach dem Berichte des Staatsanwalts vom 5. April auch der 
interimiftifche Vorſtand ber Kreisregierung einverftanden er= 
Härt Hatte, war bie Verhaftung Fickler's dort damals un= 
möglich, indem nad jenen Berichten, ſowie nad) einer dem 
Amtsvorftand abgegebenen Erklärung des bortigen Bürger- 
meifters, ein folcher Schritt das Signal zum Aufftand ge= 
wefen wäre, zu deſſen Unterbrüdung damals im See— 
Ereife noch Feine Macht vorhanden war. Das Bezirksamt 
Achern wagte nicht, gegen diejenigen, die bei ber bortigen 
Volksverſammlung vom 2. April aufrühreriſche Neben Hielten, 
und wo namentlich Fickler 2 Emifjäre der Zuzügler empfehlend 
vorftellte ($. 77), nach den Gefegen einzufchreiten, obſchon 
es dazu beſonders aufgefordert war, Auf Mitteilung an das 
Hofgericht in Bruchfal ordnete dieſes bie gerichtliche Unter- 
fuhung an und beftellte dazu, ba bie Beamten in Achern 
als Zeugen abzuhören waren, einen andern Richter, ber bort 
weder Eigenthum, noch Familie befaß, alfo weniger gefährdet 
war. Dazu kamen bie Straßburger Mittheilungen über Fick— 
ler's Verbindung mit ben Zuzüglern ($. 77), und doch fonn= - 
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ten bie Behörden feiner nirgends habhaft werben, indem er, 
wie in Konſtanz, fo auch an andern Orten, wo er agitirte, 
durch die aufgeregten Maffen gefhügt war. Als er num am 
8. April, ohne daß bie Behörde davon Kenntniß hatte, ſich 
bier befand, und auf ber Eiſenbahn gerade wieder abreifen 
wollte, ſah ihn dort der Abgeordnete Mathy und veranlafte 
feine Verhaftung, da er, wie bie meiften Rammermitglieder, 
von ber Sachlage und namentlich von dem Verhältniffe Bid 
ler's Kenntniß hatte. Dadurch war es erſt möglich gemacht, 
daß das gerichtliche Verfahren gegen ben Letztern verwirklicht 
wurde *), zu welchem Zwecke das Minifterium des Innern 
dem biefigen Stabtamte bie den Fidler belaftenden Protokolle 
und anbere Beweisftüde mittheilte, 

Bon verſchiedenen Behörden, welchen zum Theil durch 
einzelne, zum Theil durch allgemeine Verfügungen aufgegeben 
war, gegen biejenigen Mmtreiber, bie ſich verbrecherifche 
Handlungen zu Schulden kommen liegen, nad ber Strenge 
bes Geſetzes zu verfahren, wurde die Hinfendung von Trup⸗ 
pen verlangt, indem nur dann zu ben gefehlichen Verhaftun- 
gen und andern nöthigen Maßregeln gefehritten werben könne. 
Bon milttärifcher Seite wurde aber eine Zerfplitterung ber 
Truppen bei biefer Lage der Dinge als unzuläffig erachtet, 
und ohnehin waren die Verführungsverfuche gegen das Mi— 
litär, die vielfach zu Tag kamen und mehrere Erzefle (in 
Freiburg eine dur den Oberft v. Röder wieber überwun— 
bene Inſubordination einer bedeutenden Anzahl Soldaten) 
hervorriefen, bei Meineren Abtheilungen der Truppen weit 
gefährlicher, ald bei deren Vereinigung. 





*) Ms die Nachricht von Bidlers Verhaftung nach Konflanz kam, wurde 
tort in einer fürmifcen Berfammlung befhfoffen, eine Deputation 
dieher zu fhlden, um die Freilaffung beffelden gu fordern. Die Des 
putation Tam, und bradte eine vom Voltsausſchuſſe und vom Ges 
meinberath umterfäirtebene biesfalfige Worftellung, die jedoch fowie 
die Deputation felbft fogleih (den 11, April) bahin verbefieben 
wurde, daß bie Regierung fih nicht veranlapt fehe fih wegen Fid- 
ler's in den Gang ber Juſtiz einzumiſchen, und zwar um fo weniger, 
„al6 bie gegenwärtigen Zuftänbe boppelt bazu auffordern, ber Gerede 
tigteit ihren Sauf zu Iafen, um bie auf den Umfturg der Gtaatsorts 
nung gerichteten Verbrechen nieverzubalten.“ 
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8. 81. 

So wurde ber Zuftand immer bebrohlicher, und als nun 
nod die oben bargeftellte Gefahr ($. 75—79) wegen ber Bu= 
zügler aus Frankreich und der Schweiz hinzukam und bie 
größtentheild öffentlichen Nachrichten darüber täglich 
ſchreckender wurden, auch die aufrührerifchen Beftrebungen 
im Lande felbft gerade dur das Bewußtſeyn, baf bie 
Zuzügler Hilfe leiften werden, eine weit größere Stärke 
erlangten, fo ftelte fich immer klarer heraus, daß hier nur 
milttärifche Hilfe noch retten Fonne. Die Regierung über- 
gab daher am 28. März 1848 den Ständen den Gefegent- 
wurf wegen Vermehrung bes Armeekorps durch Einberufung 
ber noch unverheiratheten ausgebienten (alfo fehon eingeübten 
und an Disziplin gewöhnten) Soldaten zum Schutze ber 
Grenze. Nach erfolgter ftändifcher Zuftimmung wurde diefes 
Gefeg am 1. April verkündet und fehleunig vollzogen. In— 
zwifchen hatte die Bundesverfammlung auf-Veranlaffung ber 
Großh. Regierung und nad) dem bekannten Stande der Dinge, 
insbefondere in Rückſicht auf die Zuzügler, die Aufftellung des 
7. und 8. Armeekorps an bes fühweftlichen Grenze angeord= 
net, da es fih Hier nicht um eine blos badiſche, fondern 
um eine deutfche Gefahr handelte, und da die Befegung 
unferer fehr ausgedehnten Grenze gegen Frankreich und bie 
Schweiz eine weit größere Truppenzahl erforderte, als unfere 
eigene Streitmacht umfaßt, 

Von unten herauf kamen nun Großh. Heffifche Truppen, 
und in ben Seekreis fpüten die Würtemberger unter dem 
Commando des General v. Miller und die Baiern unter dem 
Gommando des General v. Baligand einrüden. Sogleih 
nah Empfang der Nachricht, wann und in welcher Rich- 
tung *) die Baiern und Würtemberger einrüden werben, ließ 





*) Das Erſcheinen der Bunbestruppen im Allgemeinen war ſchon 
durd) bie Mittbeitung in der Gikung der 2. Kammer vom 28. März 
veröffentfidht. Bon dem wirklihen Cinrüden, von der Seit und 
Richtung berfelben, kam mir die Nachricht am 5. April Abends 9 
Upr zu. Noch in der nämligen Nadt wurden bie Venadrichtigun: 
gen ausgefertigt und gingen am 6. April mit der erften Bolt ab, for 
wie aud am 6. April früh fon die agefandten Gommiffarien abreiften. 
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ich jene Gegenden davon in Kenntniß ſetzen und orbnete 
Beamte ab, um bas Erforderliche einzuleiten und bei ben 
Gommandanten als Givtlcommiffäre zu funktioniven. Im 
Pfullendorf, Möskirch und Stodah, wo bie Baiern herka— 
men, traf biefe Benachrichtigung noch rechtzeitig ein, in Do— 
naueſchingen und Villingen aber kam fie, da bie Würtember- 
ger vafcher herbeifamen, um einen Tag zu fpät. 


$. 82. 


Als am Abend des 5. April in Donanefhingen würtem- 
bergiſche Quatiermeifter eintrafen, um für die Truppen auf 
ben andern Tag Quartier zu machen, fo entſtand eine unges 
heure Aufregung und ber dortige Bezirksausſchuß ber Vereine 
ſchickte noch in der nämlihen Nacht durch Reitende nach allen 
Richtungen Hinaus bie Aufforderung zu einer bewaffneten 
Berfammlung anf den 6. April. Zugleich wurde eine Depn= 
tation, beftehend aus einem Prinzen des Zärften von Fürften- 
berg und aus dem Bürgermeifter Raus in Donauefchingen, 
an ben General v. Miller, ber fi noch an der Grenze be= 
fand, abgefehiet, um ihn von dem Entfchluffe zum Träftigften 
Widerftand ber Bevölkerung gegen den Einmarſch der Trup= 
pen in Kenntniß zu feßen, und ihn zum Rückmarſche zu be= 
wegen. Nach der Darftellung, welche bem General v. Miller 
von bem Stande ber Dinge gemacht wurde, erklärte er, daß 
er weitere Befehle einholen und einsweilen innehalten wolle. 
Er hielt nämlich nad) diefer Lage der Sache feine Mannfchaft, 
welche aus etwa 4000 Mann beftand, für zu gering und erbat 
fih von feiner Regierung für den Fall des Einrüdens eine 
Berftärkung. 

Am 6. April 1848 Hatte nun in Donauefdingen eine, 
großentheils aus Bewaffneten beftandene, Volksverſammlung 
von mehr als 6000 Mitgliedern ftatt, welche folgende 8 
Beſchlüſſe faßte: 


1) Es ſoll Markgraf Wilhelm als Kommandant des 8. Armeecorps 
feiner Stelle enthoben werben. 

2) &s folen alle Minifier mit Ausnahme bes Präfldenten des Finany- 
minifteriums entfept werden. 
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3) Die Beſchlüſſe sub 1_und 2 follen vom Großherzogl. Staatsminte 
Rerium innerhalb 3 mal 24 Stunden, von ber Ueberreihung an gerechnet, 
vollgogen werben, wibrigenfalls man bewaffnet und in Maffe erfeheine, um 
diefen Befditüffen fofort Geltung zu verfdaffen. 

4) &8 foll durchaus fein fremdes Militär und ebenfalls keine deut» 
fen Bnndestruppen in Baden einrüden, wibrigens diefes als Kriegeer- 
Märung gegen das Voll angefehen und man Gewalt enigegenfepen würde. 

5) Das Volt fol augenblicklich bewaffnet und das Eintenmilitär mit 
der Bürgerwehr verfpmolzen werden. 

6) Das Gefeh, wornad) bie Alterstlaſſen von 1818— 1821 einbe⸗ 
tufen werben, foll augenbidlic außer Wirkfamteit tommen. 

T) Bei einer naträgligen Verfammlung , welde Nachmittags ftatts 
Hatte, wurde befhfoffen, vom der großhergoglihen Etaatsregierung aud) zu 
verlangen, daß Markgraf Mar ebenfalls Innerhalb 3 mal 24 Stunden 
als Befehlshaber des badifhen Armeekorps entfernt und überhaupt feine 
Perfon aus einem fürftligien Haufe ale Kommandant ernannt werben foll.*) 

8) Cs fol Heute mod eine Deputation nad) Karisruhe abgefandt 
werben, um fowohl den Ständen als der großherzoglicen Staatsregierung 
dieſe Beihlüfe zu eröffnen, und es fol biefe Deputation bie zu einer er» 
Tangten Entfheidung in Karlsruhe bleiben; erfolgt dieſe nicht innerhalb 
der oben anberaumten Frift, fo hat die Deputation augenblictid zurädzus 
Tehren und dem hieflgen Vezirksfomite Anzeige zu machen. 


Der Bezirks = Ausfhuß in Donauefehingen theilte biefe 
Befchlüffe eilig nad allen Richtungen andern Ausſchüſſen 
mit, damit dieſe in ähnlicher Weife verfahren. 


g 83. 

Am 7. April fand in ber IL Kammer auf Anregung 
Brentano's eine Verhandlung über den Truppeneinmarſch 
ftatt. Ich entwicelte die Gründe ber Nothwendigkeit biefer 
Maßregel. Brentano, Heder, Richter und Andere beftritten 
dieſe Nothiwendigkeit. Die Nachrichten wegen der Zuzügler 
feyen nicht fiher und der Anmarſch derfelben jedenfalls nicht 
fo erheblich. Wenn das Volk die Republik nicht wolle, fo 
könnten bie Zuzügler nichts machen und andernfalls wären 
auch biefe Truppen nicht ſtark genug, den Volkswillen zu 
hindern. Das Gerücht gehe, man wolle die Breiheitsbe-, 
frebungen unterdrüden, und dies fey ber erfte Schritt 
zur Reaktion. In meiner Widerlegung biefer Angaben 


*) Um 31. März wurbe nämlich dem Herm Markgrafen Wilhelm das 
Kommando des achten Mrmerlorps übertragen und an feine Gtelle ber 
Here Martgraf Mar zum Kommanbivenben ber Babifhen Disifion 
ernannt. 
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bemerkte ich, unter nochmaliger Auseinanderfegung der Gefahr 
unferer Lage, in Beziehung auf den letzten Punkt, man müffe 
ben Muth Haben, folhe Verdächtigungen, die durch Umſturz— 
füchtige angeregt werben, zu ertragen, und das zu tun, was 
zur Rettung des Landes vor Anarchie und Zerftörung noth- 
wendig fey *). 

Während der Berathung Tamen viele Deputationen mit 
Betitionen gegen ben Ginmarfch der Bundestruppen, bie fie 
bes damaligen ungeheuern Aufſchwungs für bie deutſche Ei— 
nigung ohnerachtet, fremde Truppen nannten. Diefe Peti— 
tionen wurden von einzelnen Abgeordneten fogleich vorgelegt 
und die Berathung barüber fortgefegt. Biffing ftellte den 
Antrag, bie von der Regierung getroffene Mafregel zu bil 
Tigen. Mathy, Schmitt, Zittel und Andere unterftügten 
diefen Antrag vom beutfchen und vom badiſchen Standpunkte 
aus nahbrüdlih. Die Bezeichnung der Bundestruppen als 
Brembe wurde mit Entrüftung aufgenommen, und Mathy 
erffärte auf die Bemerkung, die Truppenaufftelung verur— 
fahe, der Zahlung der Tare ohnerachtet, dem Volke viele 
Koften, daß bie Unordnung dem Wohlftande noch viel 
mehr fhade. Gerade in dem freieften Staaten fey die 
ftrenge Handhabung der Ordnung und des Gefehes am noth= 
wendigften, und dadurch werde bie Freiheit nicht gefährdet, 
ondern geſchützt. Auf Heder’s (etwas naive) Bemerkung, 
dag die Zuzügler nach ihren öffentlichen Erklärungen fih nur 
dem Parlament zur Verfügung ftellen wollen, wurde er= 
wibert, daß das Parlament zu bedauern wäre, wenn es eine 
ſolche Hilfe fuchen oder annehmen würde. Auch Maier 
und Blankenhorn (Landwirthe) ſprachen entſchieden für bie 
getroffene Maßregel, fo wie fhon in der Sigung vom 29. 
März Helbing und andere Abgeordnete aus dem bürgerlichen 


*) Wenn Einzelne, wie es ſcheint, unter ben Wreiheitsbeftrebungen auch 
bie Wiberjeplichleit gegen gefehlice Mnoronungen, die Gewaltthätig« 
teiten unb_den Aufruhr mitbegriffen, fo war der Gebrau ber bes 
mwaffneten Macht allerdings auf gegen diefe gerichtet. ber barüber 
beburfte es wohl nicht exft der Rechtfertigung. 
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Stande mit Nachdruck fih für einen ſtarken militärifchen - 
Schutz erklärt Hatten. 

Bei der Abftimmung wurde Biffing’s Antrag mit allen 
Stimmen gegen acht angenommen *). 


$.8. 


Am Nachmittag des 7. April kamen nun etwa fünfzig 
Mitglieder der Deputationen, welche bie Petitionen gegen 
den Truppeneinmarfch überbracht hatten, noch zu mir auf die 
Minifteriallanzlei, uub trugen mir das nämliche Anliegen, 
zum Theil in ungeftämmer Welfe, vor. Ich trat dem Unge— 
fümme mit Nachdruck entgegen und fuchte die Leute über bie 
Verblendung, in die fie zum Theil durch die allgemeine polis 
tifche Beraufhung, zum Theil duch Hetzereien ber Umfturz= 
füchtigen verfeßt feyen, aufzuklären. Bet weitem die meiften 
berubigten ſich endlich und felbft bie Donauefchinger Adge- 
ordneten äußerten zulegt: „ja, wenn wir jept nur auch im 
Stande find, unferen Mitbürgern daheim die Sache klar zu 
machen !" 

Diefelben wurden indeflen von anderer Seite ſchon hier 
wieder zum Theil umgeftimmt **), Es wurde am Abend des 


*) Bel Heder, der nad; wenigen Tagen zur Schllderhebung faritt, it 
erflärlih , daß er feine Bundestruppen fm Lande Haben wollte. Die 
andern Gegner der Mapregel, foweit fie nicht für die Sache des Auf 
rubrs fidh befannten, waren fpäter in biefer Frage fehr zurüdhaltent, 
und wegen des Erfolgs verblüfft, ba ihre Behauptung, bie Bevölferung 
{m Oberlande werde die Ordnung fen felbft aufrech erhalten, es bes 
bürfe bazu feiner Truppen, durd bie bald namgefofgte That fo ſtart 
wiberfegt wurbe. ‚ 

**) Als fie am 9. April nach Donaueſchingen zurüdtamen, und einer dort 
gerade verfammelten Voltomenge vom ihrer Unterrebung mit mir 
Mitthellung madıten, erklärte mic diefe Berfammfung, weil id dem 
aufrührerif gen Widerſtand nicht machgab, fondern meine freie Meinung 
darüber äußerte, ald einen Feind des Volles und als einen fhlehten 
und ungefgidten Rathgeber meines Fürften. Hlerüber machte fh, als 
id {m Auguft 1848 auf einer Dienftreife in Donauefejingen war, und 
fümmtfiie Bürgermeifter und andere (als bemofratifc Bekannte)“ ein» 
fußreihe Bürger ſich um mid verfammelt Hatten, denfelben einen 
Vorhalt, und forbertg fie auf, Ihren Ausfpruh mir gegenüber zu ber 
gründen, und mir zu fagen, worin ihre Vefdwerden gegen mid ober 
gegen meine Verwaltung beftchen. Sie erklärten, daß nur die Ber 
tufung der Bunbestruppen ben Unwillen gegen mid; veranfaßt Habe, 
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7. April in Mannheim eine höchſt tumultuarifche Verſamm⸗ 
lung gehalten, in welcher unter Mißhandlung Andersdenten- 
der man ſich an die Beſchlüſſe der Donauefihinger Volksver— 
fammlung vom 6. April anſchloß. Am 8. April in ber 
Frühe Fam eine Deputation diefer Mannheimer Berfammlung 
hieher und fuchte mit einigen Donauefhingern eine Audienz 
bei dem Großherzog nad, worin fie jene Beſchlüſſe nebft ei= 
ner Adreſſe übergab. 

In diefer von Donaueſchingen batirten Adreffe war ges 

fagt: „Wenn bie Truppen nicht fogleich wieder in ihre Gar- 
nifonen zurückkehren, fo wird fi die waffenfähige Mannfchaft 
unferes Landestheils in ungeheuerer Maffe erheben, um Ge— 
walt mit Gewalt zu vertreiben.“ ine weitere Stelle der 
" Adreffe lautete: „Diefer unglüdlihe Fall würde zunächft 
Leben und Eigenthum der Familie des Hrn. Fürften v. Für— 
ftenberg gefährden, weil die nahe Verwandtſchaft mit dem 
Markgrafen Wilhelm, den man als indirekten Anftifter ber 
volföfeindlichen Anordnung hält, DVeranlaffung dazu gäbe." 
Diefe, jedes fittliche Gefühl empörende, Drohung follte ben 
Großherzog aus Rüdfichten auf das Wohl feiner Familie *) 
nöthigen, bem aufrühreriſchen Widerftande nachzugeben. 


8. 85. 

Bei dieſer Lage der Dinge konnte für den Staatsmann 
die Frage nicht mehr zweifelhaft ſeyn. Selbft wenn bie Bun= 
deshilfe nach den Verhältniffen, die zur Zeit des gefaßten 
Bundesbeſchluſſes beftanden, insbefondere wegen ber drohen— 
den Zuzüge nicht einmal unumgänglich nöthig gewefen wäre, 





und als id fle auf den Aprilaufſtand, ver über das Rand fo viel Uns 
Heil bradjte, und darauf binwies, baß biefes Unfeil nod viel größer 
eworben wäre, wenn nicht. bie eingerüdten Truppen dem Aufeußr 
ald ein Ende gemacht, berfelbe alfo een größeren Umfang erlangt 
Hätte und mit nod größeren Truppenmaffen Hätte unterbrüdt werben 
müffen, fo wurde erflärt, «8 Habe eben eine allgemeine Grhigung und 
Verwirrung der Köpfe beflanden. 

) Die Bringen bes Fürften v. Fürftenberg, Neffen des Oroßhergogs, Tonnten 
nämfi damal6 nit wagen, Donaueffingen zu verlaffen. Öle bien, 
ten, 616 die Rettung fam, in der dortigen Bürgerwehr,, 
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fo Hätte fich dieſelbe doch jetzt durch den großartigen aufrüh— 
verifchen Widerftand als ganz unvermeidlich dargeftellt. Wollte 
die Regierung biefem Widerftande, wie von mehreren Seiten 
aus Aengftlichkeit angerathen wurde, nachgeben, fo mußte fie 
damit ſich felbft aufgeben und die wilden Maffen herrſchen 
laſſen. Wir drangen daher auf den Vollzug des Bundes« 
beſchluſſes, doch verzögerte fih ber Einmarſch noch bis 
zum 15. April, weil der General v. Miller, wie oben ($. 82) 
erwähnt, noch eine Verftärkung feiner Truppen hatte kommen 
Taffen *). B 
Inzwifchen wollten wir wegen ber hohen Wichtigkeit ber 
Sache nicht unterlaffen, den Ständen über das, was fi feit 
der Sigung vom 7. April zugetragen, nochmals weitere Mit- 
thellung zu machen. Am 9. April erfchlen daher das ganze 
Staatöminifterium in ber Sitzung der I. Kammer. Ich trug 
den neuerlihen Stand der Dinge und unfern Entſchluß vor 
In Bezichung auf die in ber Petition verlangte Entlaffung 
der Miniſter bemerkte ih: „daß man meinen Kollegen und 
mir wahrlich feinen befferen Dienft Ieiften könnte, ald wenn 
man uns {m gegenwärtigen Augenblide unferer Stellen ent= 
heben würde. Sic; zurüdzuziehen (fuhr ich fort) ift Leicht, 
ba zu bleiben, feſt zu halten und die Pflicht zu erfüllen, das, 
meine Herren, ift ſchwer. Diefes Pflihtgefühl ift es 
allein, was und hindert, in diefem Augenblick uns zurüdzuzte= 
ben. Dazu kommt bie Betrachtung, daß wir es für zu ge— 
fährlih Halten, wenn den Beſchlüſſen irgend einer Volks— 
menge, bie fih in tumultuartfcher Weife zufammenzieht, fo 
große Folge gegeben werden fol, mitUmgehung der ver— 
faffungsmäßigen Gemwalten. Meine Herren, mit Ih— 
nen haben wir zu verhandeln, mit Ihnen wollen wir im 
Einklange gehen, und wenn Sie heute ausſprechen, wir 
follen unfer Amt nieberlegen , ih kann im Namen aller mei= 
ner Kollegen, wie in meinem eigenen, verfichern, daß es Heute 
noch gefchehen wird." 
) Inzwiſchen Hatte aud der General von Baligand mit den baieriſchen 
Truppen an ber Grenze Cunweit Pfullendorf) Halt gemacht. 
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Zugleich las ich einen Aufruf zur Gefeplichkeit und Orb- 
nung vor, den am Abend des 8. April im Gegenfage ber tu— 
multuarifchen Berfammlung vom 7. April, ber Gemeinderath 
und Ausſchuß in Mannheim erliegen®) und der in kurzer Zeit 





*) als Mathy am Bormittag des 8. Ayril nad) Mannheim fam, fo ente 
Rand ein Auflauf gegen ihn, weil aleihzeltig bie Radriht von Fids 
iers Verhaftung eingetroffen war. DMathy wußte aber den Sturm zu 
befänwören, und {m @egentfeile ben oben erwähnten Aufruf zu veran« 

faflen. Diefer Aufruf lautete: 


Der Gemeinderath und engere Bürger-Ausfhup der Stadt Mann« 

erfären einftimmig: 

Die ungewöhnliche Aufregung ber Gemüther, welche feit längerer 
Zeit andauert und bisher im Gteigen begriffen war, Hat einen Zuftand 
peinticher Ungewißheit berbeigeführt , welder bie fHlimmften_Beforg- 
miffe erwedt, das tm Oefhäftsieben nöthige Vertrauen auf Gicerheit 
des Rechtes, der Perſon und des Eigenthums untergräbt; Handel und 
Gewerbe in das Stoden bringt. 

Die großartige Erhebung unb Freifeitsbewegung des badiſchen 
und deutſchen Volles Hat diefen unerträglihen Zuftand ber Beforg« 
niſſe und der Gefhäftslähmung nicht veranlat. Derfelbe wurde viel- 
mehr fünfli genärt und gefteigert von Ginzelnen, melde flatt ber 
Freiheit die Unordnung, flatt der Gefeplichteit bie Anarchie prebigen 
und {n einer Ridtung wirken, welde nothwenbig zum Bürgerkrieg 
führen, das Daterland in unſägliches Elend fürzen und dem Ausland 
gut Beute Hinwerfen würde. 


Diefem Treiben muß in bem Lande und fn unferer Baterflabt 
ein Biel gefeht werben. Die Gemeinbebehöre fühlt fih verpflichtet, 
aus allen Kräften für die Erhaltung der Gefepficfeit und Orbnung 
u wirfen und bie Bürger aufzufordern, ihr barin Beiftand zu Leiften. 
Üte die Greieit des Waterlandeo, fo findet au tie Oefepliifeit und 
Drbmung ihre Märffte, ihre einzige Bürgfgaft in dem bewaffneten 
Volke. Der Vürgerwehr vertrauen wir, daß fle auf unfern erften Ruf 
bereit fein werde, gegen Verſuche, die Gefehe zu verletzen, Eigenthum 
oder Perfon feventlih anzutaften, nahbrüdlih einzufhreiten und bie 
Siulbigen ven Gericten zur gefehlichen Beftrafung zu überliefern. 

Mitbürger! zeigen wir uns der Freiheit würdig, Indem wir bie 
Befepe verthelbigen. Bewahren wir bie Ghre ber Siadt rein vor jer 
dem Fleden der Rohheit und der Anarchie, halten wir treu an ber bes 
fäworenen Verfaffung und treten wir allen gewaltfamen Verfucen zum 
Umflurg unferer frelen Staatseinrigtüng und ber bürgerlien Orbnung 
fräftig entgegen. 

Ale Bürger find eingefaden, biefer Grflärung, welde auf dem 
Nathhaufe aufliegt, durch ihre Namensunterfäeift beizutreten. 

Mannheim, den 8. April 1848. 


Cdolgen die Unterſchriften.) 
Eine dauernde Wirkung Hatte jedoch mad) ben damaligen Verhäut- 


niffen diefe Erflärung nicht und fen tes andern Tages blich Heder’s 
Entgegentreten in Mannheim nicht vhne Wirkung. 
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von vielen hunderten anderer Bürger mit unterfchrieben wurde. 
IH ſprach den Wunſch aus, daß andere Gemeinden biefem 
Beifpiele folgen **) und die Bürger überhaupt durch entſchie⸗ 
denes Auftreten gegen bie Störer der Ordnung, die Regierung 
in Ausübung ihrer Pflichten unterftügen mögen. 

Heder war in diefer Sitzung nicht anweſend, Brentano 
ſchwieg, Itzſtein, der die Nothwendigkeit ber Truppenaufftel= 
lung noch bezweifelte, fprady nur dafür, baf fie als die Ein— 
wohner fehr beläftigend von kurzer Dauer fein möge, ***) 
Mez fuchte die Aufregung der Donauefchinger Verfammlung 
durch die Meberrafchung, weil die Bevölkerung vom Truppen= 
einmarfche nicht früher benachrichtigt geweſen fey, ($. 81) zu 
entfhuldigen. Welte bemerkte, ohne fih auf den Einmarfch 
ber Truppen weiter einzulaffen, nur in Beziehung auf die 
Eingabe wegen Entlaffung ber Minifter, daß eine ſolche Ein- 
gabe „auch bei der Kammer hätte überreicht werben follen, daß 
fie aber nicht überreicht wurde, weil die Deputation, bie fie 
überbrachte, nach näherer Aufklärung großentheild davon ab= 
gegangen ſey.“ — Alle anderen Redner, namentlich Baffer- 
mann, v. Soiron, Welder, Schmitt, Biffing ſprachen fih im 
ber Hauptfache felbft mit allem Nachdrud im Sinne ber Re— 
gierung und über die Gefahren aus, die der Freiheit und über— 
haupt den großen Intereffen des ganzen DVaterlandes drohen, 
wenn aus Scheu vor dem nun einmal herrſchenden Wahne 
die Grenze nicht befegt und ber Unordnung nicht begegnet 
würde. In Beziehung auf die gefürchtete Reaktion fagte Wel- 
der in feinem meifterhaften Bortrage: „Cine Reaktion, meine 
Herren, fürchte ich fehr, ich fürchte die Reaktion des gefun- 


**) Mehrere Städte und Landgemeinden traten in Öffentlichen Ertlärungen 
dem Aufrufe bei. Inbeffen nahte num ber Hederfche Auffland, ber her» 
über oder hinüber alles im eine neue Stellung bradite. 

General Hoffmann erwiberte, daß fie nicht länger dauern werbe, als 
für den Swed burhaus noifwendig fe. Um bie Saft der Quartiere 
geber zu mildern, machte fd in der Sipung vom 11. April Namens 
ber Regierung ben vorſchlag, daß die im Jahr 1844 auf 15 fr. ber 
fimmte Verpflegungsvergütung für jept auf 18 fr. erhöht werde, wels 
en Vorſchiag beide Kammern biligten. 


5 
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den Menfhenverftandes, bie Reaktion der natürlis 
Hen Intereffen. Wenn fi viele unferer Mitbürger zu 
Dummpeiten, Unbefonnenheiten, Maßloſigkei— 
ten hinreißen Tiegen, dann würde die Reaktion kommen. 
Sie if ſchon oft genug in der Geſchichte fo gekommen.“ 
Er belegte diefen Sag mit Beifpielen aus der engliſchen und 
franzöfifchen Geſchichte, wo ſich bie Bevölkerung wieder fehr 
willig unter das eiferne Jod) eines Tyrannen beugte, weil 
die Freiheit, arg mißbraucht, alfo ohne Ordnung, ihr 
nad und nad Täftiger wurde, als die Ordnung ſelbſt ohne 
bie Freiheit. 


8. 86. 

Peter, der am 6. April von hier in ben Seekreis wieder 
abreifte, um dort, wie er verfiherte, zur Beruhigung beizutra= 
gen, erließ, als er dort die große Aufregung wahrnahm, am 
7. April Schreiben an bie beiden Truppen Rommandanten, 
worin er ihnen vorftellte, daß ber Einmarſch der Truppen gro= 
Bed Blutvergießen zur Bolge hätte, und um biefes zu vermei= 
den, nichts übrig bleibe, als die Truppen von ber Grenze 
zurüdzuziehen. Diefe Erklärung wurde hier, wie natürlich, wies 
derrufen, und es wurden befondere Commiſſäre beauftragt, 
die Bevölkerung des Seekreifes über den Zweck und die Noth- 
wendigkeit des Einmarſches aufzuklären und zu beruhigen. 
Zugleih wurde zu biefem Ziele am 10. April nod eine 
Großh. Proflamation erlaffen. 

Inzwiſchen hatte der Markgraf Wilhelm, der damals 
körperlich Teidend war, dad Kommando bed 8. Armeekorps 
abgegeben, und es wurde baffelbe dem Prinzen Friedrich von 
Würtemberg übertragen. 

Es war biefer Schritt nicht nur wegen ber ausgezeichne— 
ten militärtfchen Eigenfhaften des Markgraftn und wegen 
des großen Anfehens, das er bei den Truppen hatte, fondern 
au darum zu beklagen, weil e8 den Schein gewann, als 
weiche berfelbe den unwürdigen Verbächtigungen gegen feine 
Berfon, und dazu Tag um fo weniger Grund vor, als es jetzt 
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ohnehin zur offenen Gewalt kam, alfo bie Stimmung ber 
bethörten Menge, bie fi) dem Geſetze ja doch nicht mehr fügen 
wollte, nicht mehr zu berückſichtigen war. 

Nur von einem Geſichtspunkte aus konnte der Rücktritt 
als angemefien erſcheinen, Darum nämlich, weil es nad) ben 
neueften Vorgängen im Seekreiſe jept Har war, daß bie 
Truppen, bie nur zur Dedung der Grenze gegen bie Zu= 
zügler beftimmt waren, nun auch mit Landesangehöri- 
gen in Kampf kommen werden, was wegen vielfach möglicher 
Zwiſchenfälle für die Mitglieder des eigenen Regentenhaufes, 
wo thunlich, zu vermeiden iſt. Dies ift aud) der Geſichts⸗ 
punft, aus dem e8 gerechtfertigt erſchien, an die Stelle des 
Markgrafen Mar ald Kommandanten der badiſchen Divifion 
am 14, April interimififh ben General von Gagern zu 
fegen, dem ber Ruf eines fehr hervorragenden Krieggmannes 
voranging. \ 


XV. Der Heckerſche Bug. 
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Weit gehende bemofratifche Grundfäge, eine ungewöhn · 
liche phantaflereiche Rebnergabe und überhaupt ein jugendlich 
feuriges, zugleich diktatoriſches Wefen Hatten den Abgeordne— 
ten Heder, der feit 1842 Mitglied ber IL Kammer war, bei 
einem großen Theile der Bevölkerung ſehr belicht gemacht, 
wie ſich dies überall, wo er auftrat, insbeſondere in ber Of⸗ 
fenburger Verfammlung vom 19. März 1848, bei der Menge 
ganz unverkennbar zeigte. Er war fich deſſen auch bewußt, 
und die neue Zeit, in ber bie bewegten Maffen bie Haupt- 
macht hatten, erfehten ihm fogleih als die Pertode feines 
Glanzes. Am 4. März, als er wegen eines Streites mit ei— 
nem andern Abgeordneten mit feinem Austritte aus der Kammer 
drohte, bemerkte er, ein folcher Austritt wäre eine große Sache, 
und alles, was daraus entftünde, wäre auf den gedachten Kol- 
Tegen zu wälzen. Es ift möglich, daß im März die Wirkung 

10 
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eines ſolchen Schrittes noch weiter gegangen wäre, als im 
April 1848. Es ſcheint aber, daß Heder im Anfange ber 
Märzbeivegung noch feinen Umfturz wollte, fonft hätte er nicht 
fordern Tonnen, daß alle Staatsbürger auf die Berfaf- 
fung beeidigt werden. Gin politiſcher Flüchtling in der Schweiz, 
der fiber die badiſche Revolution gefehrieben hat, fagt: viele 
Republikaner, die ohne Namen nichts durchführen konnten, 
haben ſchon im März in Heder gedrungen, daß er zu einer 
republikaniſchen Erhebung ſchreite. Er habe aber auf das 
Vorparlament verwiefen, und ald man ihm ermwiberte, 
daß von den Leuten, die zum Vorparlament fommen, nichts 
zu erwarten fei, habe er nur bemerkt: „ich werde fie terrori= 
firen." Im BVorparlament erlitt er aber bekanntlich eine Nie= 
berlage. 

Als Fickler verhaftet wurde, fol er nach des nämlichen 
Flüchtlings Verficherung geäußert Haben: nun fommt man 
auch an mid und bie Kammer genehmigt meine Verhaftung. 
Darum, und da er fah, daß jeßt Truppen an ber Grenze 
aufgeftellt werden, und da dagegen, wie oben erfichtlih, im 
Seekreife eine ungeheuere Aufregung entftand, welche die Trup— 
pen vorerft noch zurückhielt *), feheint er den Augenblie für 
den legten, in dem eine Schilderhebung noch möglich fei, 
gehalten und fi dazu raſch erſt entfchloffen zu haben. 

Am 10. April reifte er von Mannheim ab und traf am 
11. April in Konftanz ein, wo er den Struve, feinen Ver— 
bündeten, ſchon fand. 


$. 8. 


Seine Freunde in Konftanz, darunter Peter und Kuen= 
zer, haben ihm, wie bei der fpätern Unterfuchung angegeben 
wurde, von feinem Unternehmen abgerathen,.jebod vergeblich. 


*) Wären die Truppen am 6. April, wie fie am 5. in Donauefäingen 
fon angefagt waren, wirtlich eingerüdt, und hätte fih ber oben ber 
f&riebene Verzug nicht ergeben ($. 82), fo wäre der Hegerſche Nufs 
ftand gar niht mehr möglich; gewefen, er hätte nicht einmal mehr vers 
fucht werden fönnen, 
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In einer Volksverfammlung vom 12. April, worin er zur 
Erhebung für eine deutſche Republik aufforderte, fand er an 
Kuenzer und Huetlin Gegner, und die Aufforderung hatte 
wenig Erfolg, fo daß am 13. April in der Frühe ihm nur 
etwa 50 Mann aus Konftanz nad Stodah folgten, am 
Abende aber durch neue Nachrichten und dur Heder’s An— 
hänger veranlaßt, noch eine größere Zahl nachzog. Struve 
war inzwifchen nach Weberlingen gegangen, und hatte, ohne 
großen Anklang zu finden, doch eine Anzahl Leute zum Mit- 
zug nad) Stockach veranlaft. - 

Auch in Stodah fand Heer am 13. April zuerft we— 
nig Beifall und der dortige Gemeinberath hatte an die Orts— 
behörbden ber andern Gemeinden des Bezirks fogar eine Ab⸗ 
mahnung erlaffen. Heder gab aber wieberholte Aufforderun- 
gen in die Gemeinden diefes und anderer Bezirke hinaus, be= 
arbeitete eine nochmalige Verfammlung, ſchüchterte den Ge— 
meinderath ein, und fehte dann mit feinem Anhange den Zug 
nad) Engen, wo er willigere Aufnahme fand, und nach Gei⸗ 
fingen fort. 

Schon am 12. April hatten Heder und Struve von Kon= 
ſtanz aus mit einander eine lithographirte Aufforderung an 
die Bewohner ber Amtsbezirke Donauefhingen, Engen, Blus 
menfeld, Villingen, Bonndorf, Neuftadt und Hüfingen erlaf- 
fen, daß fie am 14. April Mittags 12 Uhr „in Donauefchin= 
gen auf dem Marktplage mit Waffen, Munition 2c. in geordne= 
ten Zügen und mit Lebensmitteln auf 6 Inge verfehen“, er— 
feinen follen, da der Angenblie der Entſcheidung gekommen 
fey und bloße Worte das Recht und die Freiheit nicht er= 
obern koͤnnen. 

Struve eilte nach Donaueſchingen voraus, um mit den 
Mitgliedern des dortigen Bezirksausſchuſſes die Verſammlung 
vom 14. April zu leiten. An dieſem Tage fand ſich keine 
große Verſammlung ein, mehrere Bezirke hatten eine ausdrück⸗ 
lich ablehnende Grflärung gegeben, und felbft aus den Orten 
des Amtsbezirks Donaueſchingen erfchienen zuerft wenige. Es 
erfolgten neuerliche Einladungen, und am 15. April, wo ſchon 

10 * 
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mehr Leute, namentlich von Donaueſchingen und Hüſingen, 
ſich betheiligten, wurde ben ganzen Tag über das Unterneh— 
men verhandelt, aud eine neue Verfammlung für einen grö— 
Bern Unfang auf den Palmfonntag ben 16. April angefagt, 
bei welcher Heder erfcheinen werde. 

Heder erließ ringsum neue Aufforderungen zu biefer Ver- 
fammlung. Er verband damit gewaltige Drohungen, wie 
dies 3. B. aus ber fogenannten Ordre, die er am 15. April 
von Geifingen aus an alle Ortövorftände jener Gegend er= 
gehen ließ, erfichtlich ift. Diefe Ordre Tautete: 

„Das Bolt Hat fi erhoben, feine Rechte zu erfämpfen, 
und den Zuftand der fo Yang erfehnten volksthümlichen Re— 
gierungsform zu erringen, daher beauftragen wir obgenannte 
Vorftände, bis morgen, Sonntag ben 16. April, früh um 
8 Uhr ihre waffenfähigen Bürger vom 18. bis 30. Fahre nebft 
allen Freiwilligen fpäterer Jahre, mit ben nöthigften Gelb» 
mitteln und Proviant für 6 Tage verfehen, zu dem Volks— 
heere in Donauefchingen ftoßen zu laſſen.“ 

„Wir bemerken noch obbenannten Behörben, bag wir fie 
für frengen und eifrigen Vollzug vor dem Volke 
verantwortlich machen werben, und Alles anwenden, den Säu- 
migen, wie ben Berräther am Volke, vor biefem 
zur nachſichtsloſen Rechenſchaft zu ziehen.“ 

„Diefe Ordre iſt an alle Gemeinden ringsum durch Sta— 
fetten zu verbreiten, ba wir nur zu wohl wiffen, daß 
Beighett und Verrath unfere Schritte zum Wohle bes 
Volkes zu vereiteln ſuchen.“ 

Geifingen, ben 15. April 1848, 


Die proviforifcge Regierung. 
Hecker.“ 


Es iſt begreiflich, daß dieſe bedrohliche fogenannte Ordre 
bei dem damaligen Stande der Dinge, und da Hecker ſchon 
eine bebeutende Schaar Revolutionäre mit ſich führte, in vie⸗ 
Ien Gemeinden ihre Wirkung nicht verfehlte. In Möhringen 
aber verfammelte ber Bürgermeifter: Fiſchler nah Empfang 


— 19 — 


derfelben ſogleich die Gemeinde, und Tas ihr die Ordre vor, 
indem er zugleich auf eine ablehnende Erwiderung antrug 
mit dem Beifag, dag die Aufrührer nur über bie Leihen 
der Bürger in bie Stadt Möhringen eindringen könnten. 
Die Gemeinde nahm dieſen Antrag an und bie vorgefchlagene 
Erwiederung gieng an Heder ab. Auch wurden andere Ge— 
meinden bievon in Kenntniß gefegt, die alsdann den Zuzug 
größtentheild ebenfalls ablehnten. \ 


$. 9. 


Die beabſichtiate Zufammenziehung der (größtentheils ge— 
zwungenen) Schaaren in Donauefchingen auf den 16. April 
wurde aber dadurch vereitelt, daß am Abend bes 15. April 
der General v Miller mit den. Königl. mürttembergifchen 
Truppen dort einruͤckte. Struve gieng diefen mit einigen Ka- 
meraden entgegen, um zu parlamentiren, erhielt aber die Er— 
klärung, daß der Kommandant fih auf nichts einlaffe, ſon— 
dern in einer Viertelftunde in Donaueſchingen einrücen werde, 
worauf die Barlamentäre eiligſt ſich zurückzogen und mit den im 
Donauefhingen gefammelten Freiſchaaren die Flucht ergriffen. 
Diefelben zogen gegen das Zollhaus am Nanden (In ber Nähe 
bes Kantons Schafffaufen), wohin auch Heder von Geifingen 
aus mit Umgehung von Donaueſchingen fich wendete. 

Bon bier aus gieng ber Zug am 16. April nach Stüh- 
lingen, dann nach Bonndorf *) und Lenzkirch. Es war beab- 


H Als die Freiſchaaren in Vonndorf aufgeftellt waren, nahte eine Abthel⸗ 
Tung württembergifc—her Truppen. Die Erfteren fhidten dem Kommans 
direnden Parlamentäre, welchen der Lehtere aber eröffnete, daß die 
Sreifgaaren innerhalb 5 Minuten die Statt zu verlaffen haben, wis 
drigenfalls er fie angriffe, worauf fie in der Hödhften Eile davon Lefen. 
ME biefer Vorgang, fo wie jener vor Donauefhingen zur Kenntnif, 
des Minifteriums fam, wurde den Givilcommifliren, am 19. April 
Nr. 5897, zum MBenehmen mit den Kommandanten eröffnet, daß e& 
am dem bloßen Vertreiben der Aufrührer nicht genüge, fondern daß dies 
felben als Feinde zu behandeln, baher, fofern fie auf Aufforderung ſich 
midpt ergeben, mit bewaftneter Hand anzugreifen, überhaupt aber überall 
bin zn verfolgen, und_alle, deren man habhaft werte, fogleih gefangen 

nehmen feien. Später kam ein berartiger Ball nicht mehr vor. 
Bergteige de $$-6 und 7 der fpäter (am 23. Aprit 1848) erlaffenen 
Verprbnungen über den Kriegszuftand. . 


x 
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fichtigt, von dort aus wenigſtens mit einer Abtheilung durch 
das Höllenthal nach Freiburg zu marſchiren. Die württember- 
giſchen Truppen fehnitten aber dieſen Weg ab, weshalb ber 
ganze Zug ben Weg über bie Höhe des Schwarzwalds nad 
St. Blafien, Bernau und in das Wiefenthal nahm. Struve 
begab ſich inzwifchen gegen den Rhein, wo er bie Schaaren, 
welche Weishaar von Lottftetten aus dem Amtöbezirke Je— 
Ketten gefammelt hatte, an ſich zog und biefelben in ben 
Amtsbezirken Waldshut und Sädingen durch die nämlichen 
Mittel, wie Heder auf der andern Richtung, nämlich durch 
Drohungen und Erekutionsmannſchaften vermehrte *). 


$ 9. 

Erſt am 14. April 1848 langten die Nachrichten aus dem 
Seekreiſe über das Heder/fche Unternehmen auf Umwegen 
duch die Schweiz hier an, weil bie Aufrührer die Poften 
und Stafetten aufhielten und felbft Boten oder Kouriere, bie 
nicht zu ben Ihrigen gehörten, durch ben Seekreis nicht rei— 
fen Eonnten. Eine fogleih an alle Kreis- und Bezirksbehör— 
den erlaflene und durch die Zeitungen veröffentlichte General- 
verfügung des Minifteriumd des Innern vom 14. April 
bringt den Hergang, fo weit er damals befannt war, zur 
allgemeinen Kenntnip, und es iſt darin, um ber fo gefähr- 
lichen Entmuthigung der Gefeglichgefinnten und ber Behörben, 
fo wie andererſeits der Ermuthigung der Rebellen thunlichſi 
entgegenzuwirken, weiter gefagt: 

„Die Großherzogliche Regierung iſt auf bie Angriffe gegen die Staats» 
orduung geridtet, Die bayerifhen und württembergifjen Truppen, die 
fen an ber Grenze des Geekrelfes ſiehen, rüden ein, um fih an ber 
Grenze gegen die Schweiz aufguflellen. Sie find babel in ber Lage, auch 
Diejenigen, bie jept im Lande felbft die Staatsorbnung umzuftürgen ſuchen, 
mieverguhalten, Alle gutgefinnten Bürger, welden an der Ordnung unb 


an der durch fie bedingten bürgerlichen Freiheit etwas gelegen ift, werben 
ſich ihnen anſchliehen, um bie Feinde des Geſebes zn überwinden, 





*) In ven Beziefen Waldshut und Gädingen wurben Viele, bie nicht mit« 
gegen wollten, mit Brand bebroht, und Anber, bie” befondere Ab» 
Haltungen vorfüpten, wurden anfehnlihe Summen als Abfinbungen 
abgeprebt. ud wurben fon an einigen Orten bie öffentlichen Kaffen 
in Veſchiag und die Geider weggensmmen, 
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„&benfo werben bie Truppen im Rheinthale eiligſt von Bürttembergern 
und Heffen verflärkt, indem Miles aufgeboten werben muß, um das Land 
vor den Gräueln der Anarhie zu retten. 

„Die Behörden werben überal das Ihrige beitragen, die Bürger über 
den Stand der Sache aufguffären, ihre Vaterlandstiche, ihren Ginn für 
das Beit und die gefeplicie Freiheit zu Rären und fie zu ermuthigen, 
daß fie Im Vereine mit ber öffentligen Madıt und unterftüpt duray dies 
felbe den Zerftörern mit Entſchioſfenheit entgegentreten. 

„Die Behörben werben zugleid auch gegen alle Diejenigen, welche 
jum Anfhlup an die Revolutionäre aufteijen, oder mit ihnen In Mers 
Inbung ftehen, das geſebliche Verfahren einleiten, auf daß ber Emft 
des Geſebes fie treffe und fie zugleich don der verbredierifien Theile 
nahme thatfäclich abgehalten werben. Die Behörden werten erwägen, 
daß {m Mugenblide der Gefahr und bei ber großen Werzweigung eines 
Somplotte ein fürforglies Sinſchreiten bis zur näheren Aufklärung der 
Sqhuid dur unbeftimmtere Spuren als bei gewöhnlichen DVortommniffen 
gerechtfertigt iR." *) 


. $. 9. 

Soglei am 15: April übergab ich der I. Kammer un— 
ter Mittheilung ber Thatſachen in geheimer Sigung ein 
Groß. Refkiipt, worin auf Zuftimmung der Kammer zu 
Heder's Verhaftung angetragen wurde. Es war mir damit 
bauptfählih um die moralifche Wirkung zu thun, bie 
eine ſolche Zuftimmung haben mochte, benn verhaftet 
wäre Heer, wenn man fid feiner hätte bemächtigen können, 
in jedem Falle geworden, ba er auf feinem aufrügrerifchen 
Zuge wo immer ergriffen doch als auf frifher That be= 
treten anzufehen gewefen wäre, weshalb es nach $. 49 ber 
Berfaffungs-Urkunde zur Verhaftung einer ftändifchen Zu— 
fimmung bedurft hätte. Gegen Erwarten fand die Vorlage 
ſchon bei den Gommiffionsberathungen ber II. Kammer Wider- 
ſprüche. Einige meinten, bas richterlihe Verhaftserkenntnig 
wüßte der Zuftimmung ber Kammer vorausgehen. Jeden— 
fals wollte man in den eingefommenen Berichten nod) Feine 
genügenden Beweiſe für bie angegebenen Thatſachen ſel bſt 


*) Wegen biefes Grundfapes, ven die Pollgeibehörben bei ber erſten Er⸗ 
geeifung der Berbädtigen zu befolgen Hatten, und beffen Rictigteit auf 
an und für fih jevem Nüdternen einfeuhtet, wurbe mit in den tevos 
Iutionäten Blättern und bei der Freiburger Volfeverfammlung vom 22. 
April 1848 fogar ein Vorwurf gemagit, und er wurbe als ein Grund 
zur Mufeinbung ber Regierung überhaupt geftenb gemadit- 
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finden, und zeigte überhaupt große Scheue vor einem auffal⸗ 
Ienden Schritte der Kammer gegen Eines ihrer Mitglieder. 
Als ich In einer Gegenrede nachwies, daß wir aus dem ſchon 
erwähnten Grunde nad) $. 49 der Verfaſſungs-Urkunde einer 
Zufimmung der Kammer zur Verhaftung jept nicht einmal 
bebürften, wurde dieſer Geſichtspunkt in der Kammer aufge⸗ 
griffen und vorgefchlagen, die Regierung fol unter ber ge= 
dachten Borausfegung die Verhaftung von fi aus anorb= 
nen, und die Kammer in öffentlicher Sitzung dies billigen 
iwegen ber daneben noch beabſichtigten meralifchen Wir— 
ung ihrerfeits einen Aufruf erlaffen. Auf diefe Weile wurde 
nun die Sache behandelt. In ber öffentlichen Sitzung vom 
17. April, bis wohin weitere Nachrichten angelangt waren, 
teilte ich den ganzen Verlauf des Aufftands mit, und fügte 
unter Anderm bei: „Es verfteht ſich von felbft, daß die Trup⸗ 
pen bie Aufrührer verfolgen, wo fie biefelben finden, gegen 
fie einfhreiten, wie die Lage der Dinge es mit fich bringt, 
und fie gefangen nehmen, wo fie ihrer habhaft werden. .... 
„Mit Bedauern muß ich es ausfprechen, daß ein Mitglieh 
diefes Haufes ſelbſt unter den Aufrührern fi befindet, das— 
ſelbe iſt wohl durch eine unglücfelige Verirrung zu dieſem 
Schritte gebracht worden. Es iſt dies um ſo beklagenswerther, 
als hier von einem Manne die Rede iſt, der ſonſt ſehr aus— 
gezeichnete geiſtige Eigenſchaften hat, von einem Manne, der 
in dieſem Saale ſelbſt ſchon wiederholt den Eid leiſtete, 
welcher ihn zur Treue gegen den Großherzog und 
zur Aufrehthaltung ber Verfaffung verpflichtet, 
mährend er jet ein Unternehmen beginnt, welches ben Thron 
und die VBerfaffung umftürzen fol. Nach dem $. 49 
der Berfaffungsurkunde tft zur Verhaftung eines Ständemit- 
glieds die Erlaubniß ber Kammer erforderlich, den Ball der 
Ergreifung auf frifher That ausgenommen. Diefer Aus— 
nahmsfall läge, wenn man bes Heder habhaft würde, Hier 
vor, und überhebt uns, vorerft weitere Schritte hier in Anz 
trag zu bringen. Wenn das, was ich Ihnen mitgetheilt habe, 
hatſãchlich richtig iſt, fo if Hecker ununterbrochen in ber 
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Ausführung bed Verbrechens begriffen, und wenn man feiner 
habhaft wird, fo wird er überall auf frifcher That betre= 
ten. Demnach machen wir Ihnen bie jegigen Mittheilungen vor= 
erft 6108 aus dem Grunde, um Ihren mo ral iſchen Beiftand 
auzugehen, daß Sie in Allem, was dazu bienlich fein Tann, 
und unterftügen, und mitwirken, daß bie Staatsorbnung und 
mit ihr die Rechte und Freiheiten dev Bürger geſchützt werden, 
bag bie Gräuel eines Bürgerkriegs, der aus einem ſolchen 
Beginnen, wenn es nicht in feinem Urfprunge erſtickt wird, 
nothiwendig hervorgehen muß, von unferem bisher fo glück— 
lichen Baterlande abgewendel werben. Wir machen Ihnen bie 
Mittheilung ferner, um zur Beruhigung des Landes die Ver— 
fiherung zu geben, daß die Regierung nichts unterlaffen wird, 
was zu dem Biele führen ann, die Ruhe und Ordnung wies 
derherzuſtellen und die Verfaffung aufrecht zu erhalten.” 

Auf den Antrag des Abgeordneten v. Soiron gab num 
die Kammer einftimmig *) folgende, in Taufenden von 
Eremplaren und in öffentlichen. Blättern verbreitete Erklä— 
rung ab: 

„ME tiefem Schmerz Hat die Kammer vernommen, daß eine irrge⸗ 

- führte Anzahl unferer Mitbürger im Geekreife und in einem Theile dee 

. DOberrheinfreifes bie von ihnen erftrehte Freiheit auf dem Wege des Auf 
zuhre zu gewinnen fuht. Sie Hält ſich für verpflichtet, alle badifgen 
Bürger von der Tpelfnahme an biefem verbreerif—en Unternehmen abzus 
mahnen und fie aufguforbern, bemfelben , fo viel fie vermögen, Widerftand 
zu leiften. Sie müffen bei einiger Weberlegung e6 einfehen, daß durch 
jenes Unternehmen ale Crrungenfaften der gegenwärtigen großen Ber 
iwegung In unferem Valeriande wieber auf das Spiel gefekt, der Reaftion 
tie Thore geöffnet und dem Anslande gegenüber unfer gefammtes deutfhes 
Vaterland, gefgwäht und in fih felhR zerriffen, preisgegeben wird. Jeder 
wirkliche Vaterlandsfreund Hat jept bie große Pflicht, den Veiglüffen der 
in wenigen Wogen zufammenkommenten beutf—en Nationalverfammlung 
fi zu unterwerfen und feine eigenen Wünfge und Anfihten zum Opfer 
qu_ bringen, um nicht dur) innere Biletraht das Valeriand in namen, 
Tefes Unglü zu flürgen.” 

„Diejenigen unferer Mitbürger aber, welhe in trauriger Verblendung 
die Fahne des Aufruhr aufgepflanzt Haben, mögen erfennen, welde tiefe 
Munde fie ihrem Vaterlante zu fhlagen im Begriffe Reben, und von ihrem, 
Vorhaben ablaffen.“ 


*) Aug Brentano, Riäter, Rapp, Ipftein und alle andern 
* Mitglieder der Linten haben ohne Gegentebe zu tiefer Grffärung 
mit eingeftimmt. 
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„Der ganze Ernſt des Geſches wird Diejenigen treffen, welhe mit 
frevelhafter Hand gewaltfam Ihre Plane in das Leben führen wollen. Die 
Regierung wird in ber fräftigen Handhabung ber Gefehe eine unwiberfichs 
Hide Madıt bewähren, well fie, wie wir hier austrüdlid verfihern, von 
der ganzen Kammer darin unterftüpt wird, und auf bie Zuftimmung unb 
Mitwirkung aller wohfgeimmten Bürger redinen darf.” 


Alsbald nach der Sitzung ber II. Kammer erließ ich an 
die Givilcommifläre, fowie an bie Kreis- und Bezirksbehörden 
wieder eine Verfügung (No. 5705 vom 17. April), worin das 
Wefentlihe meiner in ber Kammer abgegebenen Erklärung 
und des von biefer gefaßten Beſchluſſes mit einer Aufforbe- 
rung zur Fräftigften Mitwirkung von allen Seiten mitgetheilt, 
auf Hecker's Verhaftung, wenn man feiner habhaft würde, 
befonders bingeiviefen, und im Allgemeinen bemerkt wurde: 
„da durch die Hecker'ſchen und Struve'fhen Horden die Em— 
pörung gegen bie Staatögewalt und gegen bie Staatsord— 
nung jetzt wirklih zum Ausbruche kam, fo ift bie Zeit 
einer Beſchwicht igung der Aufregung jedenfalls vorüber, 
und die Aufregung oder der gewaltfame Widerftand Tann nur 
buch Waffengemwalt und duch bie ftrengften gefegli= 
hen Mafregeln wieder unterdrückt werben.” 


$ 9. 


ALS der vom Vorparlament zurückgelafiene Fünfzigeraus- 
ſchuß in Frankfurt von dem Hederffchen Aufruhr Kenntniß 
erhielt, ordnete er zwei feiner Mitglieder, Venedey und Spatz, 
in den Seekreis ab, um ben Heder und Struve und die 
Maflen, die ihnen folgten, von dem für Deutſchlands höchſte 
Intereſſen fo verberblichen Unternehmen abzuhalten, oder zu= 
rüdzubringen. Sie trafen Heder in Bernau (Amtsbezirk St. 
Blafien) von feinen Schaaren umgeben. Ihre Bemühungen 
waren vergeblich. Auf dem Rückwege erließen fie von Lenz= 
tirch aus folgende Proflamation: 


„An die Bürger Baden6.“ 


m Auf die erften Nachrichten eines bevorftchenden Aufſtandes Im Geekreife 
fpiete der GünfgigersMuefguß gu Branffurt die beiben unterzeichneten 
Mitglieber in das badiſche Oberland, um bort Alles aufzubieten, eine 
That zu verhindern, welche als Frevel am ganzen beutihen Volke 
erſchelnen muß.” 


— 166 — 


„Bir glaubten dies am beſten dadurch erreichen zu fönnen, daß wir 
uns an bie Führer felbft wendeten. Mir thaten bies vorerſt ſchriftlich 
Anden wir fie befjworen, allen ihren Einfluß geltend zu mathen, auf daß 
nicht durch vergoffenes Vürgerblut bie fo herrlich begonnene friedliche Ents 
widlung unferes Baterlandes zur Einheit und Freiheit geftört werde.” 

„Bir-find einen Schrut weiter gegangen, haben fie inmitten der Frel⸗ 
ſchaaren ſelbſt aufgefugt, und ihnen auf unfere und bes Fünfziger - Aus⸗ 
huſſes Verantwortung Hin erflärt, daß wenn fie fofort von ihrem unheil- 
vollen Unternehmen qurüdtreten wollten, wir ihnen Vergeſſen bes Geſchehe⸗ 
nen verbürgen würden.” 

„Anfere Friedensbotſchaft an die Führer war erfolglos. Wir wenden 
un daher an Eu, brave Bürger bes babifhen Landes, und befämören 
Cut bei Allem, was Cud heilig if, bei Euerem Gotte und _Guerem 
Baterlande, bei der Freiheit und bei ber Liebe zu den Eurigen, Euch auf 
feine Welfe zu beteiligen an einem Uuternehmen, das bie Innere Ent« 
wiefung Deutflande för, das die freie Thätigkeit der auf den 1. Mat 
aufammenberufenen Nationaf- Verfammlung in rage_ flellt, und umfer 
großes Vaterland enblofem Vürgerfriege und der Ginmifjung fremder 
Mächte preiszugeben droht.” 

„Rec einmal bentt an Alles, was Euch heilig iR, zieht Eure Hand 
ab vom dem Merte ber Berförung und beiätlgt Gure Siebe, jur Freihen 
und zum Vaterlande durch iraftiges und zugieich friedilhes Witwirien zu 
dem in Frankfurt begonnenen Werke der nationalen Wiedergeburt eines 
einigen, mädtigen und freien Deutfclande.” 

Zengfird, den 18. April 1848. 

Die Doolmägtigen des Fünfziger-Nusfjuffes in Frankfurt. 

©. Spap. ©. Benedey. 


Auf der Heimreife nad Frankfurt befuchten mich hier 
bie beiden Abgefandten des Fünfzigerausſchuſſes und erzählten 
unter Anderm: fie haben dem Heder neben ben Gründen ber 
Sache auch noch ferner vorgeftelt, daß er ja ſchlechterdings 
feine Hoffnung haben könne, mit feinen ungeübten undiszi— 
plinirten Schaaren gegen bie vielen ſchon vorhandenen ober 
noch anrüdenden regelmäßigen, mit beffern Waffen und Ka— 
nonen verfehenen, Truppen aufzufommen. Ste theilten ihm 
mit, wie viel badifche und Heffifhe Truppen ſich jetzt ſchon 
bei Freiburg und überhaupt im Rheinthale befinden, während 
die Würtemberger und Baiern auf ber andern Seite in ben 
Seekreis einrükten. Darauf erwiberte er: ihr werdet mid 
doch nicht für fo thöricht Halten, daß ich glauben follte, mit 
meinen Schaaren gegen bie Truppen zu fliegen; aber ich 
weiß, daß bie Truppen fogleih zu uns überge- 
sehen. Diefe Hoffnung allein macht es erflärlih, wie 
Heder Im Angefichte der Aufftellung bes 7. und 8. Armee= 
korps fein Unternehmen noch wagen konnte. 
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9. 

Am 17. April Hatte auch in Konftanz ein befonderer aufs 
rührerifcher Vorgang ftatt. Schon vorher wurden bort am 
Hafen Wälle aufgeworfen, um bie etwa zu Waffer von Lin= 
bau oder Bregenz anfommenden Truppen abzuhalten. — Als 
nun Heder am 13. April von Konftanz nach Stockach abge- 
zogen war, erließ er dort eine Ordre, worin er bie Kreißres 
gierung in Konftanz abſetzte und ben Regierungs = Director 
Peter zum Statthalter des Seekreiſes, den Arzt Banotti aber 
zum Biceftatthalter ernannte *). Wie die fpätere Unterſu— 
Yung an den Tag brachte, bemerkte man ihm nämlich, daß 
der Zuzug darum feinen genügenden Erfolg babe, weil er 
von feiner Obrigkeit angeordnet fei. Am 14. April lehn— 
ten aber Peter und Vanotti, als ihnen die Ordre überbracht 
wurde, bie Statthalterfhaft ab, und es erfolgte am näm= 
lichen Tage eine von allen Mitgliedern ber Kreisregierung 
unterfhriebene Abmahnung vom Hederfhen Zuge. Der 
Bürgermeifter von Wollmatingen veranftaltete indeffen auf 
den 16. April eine Verfammlung der fämmtlichen (mit weni— 
gen Ausnahmen erfehienenen) Bürgermeifter der Landorte bes 
Amtsbezirks Konftanz, welchen er ben Hecker'ſchen Beſchluß 
mit dem Bemerfen vortrug, daß ber Gemeinderath und Aus« 
ſchuß in Konſtanz mit ihnen, wie 3 anweſende Konftanzer 
verfiherten, jenen Beſchluß zu vollziehen geneigt feien **), 


*) Die Ortre lautet: 
„Der Obmann der proviſoriſchen Regterung.” 

„In Grwägung, daß die feltherige Geekreisregierung In Konſtanz und 
die Gemeindebehörde bafelbft für die Freißeitsberebungen des Volkes 
nicht allein nichts gethan, fondern denfelben vielmehr hinderlich entges 
gen getreten AR, wirb Hiemit verfügt : 

1) Die Serkreisregierung und alle ihr untergeorbneten Staats 
ſtellen find aufgehoben; 

2) für die bicherige Seekrelsregierung wird ber feitherige Regie ⸗ 
rungs · Director Peter zum Statthalter beffelben ernannt; bei beifen Abs 
tehnen oder fonfliger Verhinderung wird der praftife Arzt Wanottt 
gu deſſen Stellvertreter ernannt. Der Statthalter hat die Befugniß, 
Beamte zu entlaffen und Andere einzufegen. Bu Ererutoren biefes Ber 
ſchluſſes werben die Bürger Rumpelharbt und Notar Kraper von Allens⸗ 
bad} ernannt.” 

#®) Bel der Unterfuhung wiberfpragen die Mitglieder ber Konflanzer Ges 
meinbebehörben , je eine folhe Genelgtfeit gezeigt zu haben. 
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und daß Peter fih anfänglich fträuben, anf einige Nöthigung 
aber nachgeben werde. Diefe Landbürgermeifter fapten nun 
den Beſchluß, bie Kreisregterung abzufegen und ben Regie— 
rungs-Divector Peter zum Statthalter zu ernennen*). Peter 
furde am Abend des 16. April Hievon noch in Kenntniß ge= 
west. Zugleich am bie Nachricht, daß die Landleute am 17. 
April kommen werben, um den Beſchluß zu vollziehen. Peter 
verfammelte am 17. April in der Frühe bie Kreißregierung 
und Iud den Hofrichter Kieffer mit einem Hofgerichtsrathe, ben 
Oberamtmann Fiefer, ben Amtörevifor Vollrath und ben ge= 
rade anweſenden Regierungs-Commifjär von Stockhorn aus 
Karlsruhe zur Verhandlung mit den Landleuten in das Rath 
haus ein. Der Bürgermeifter in Konftanz verfammelte den 
Gemeinderath und Ausſchuß. Die auswärtigen Bürgermeifter 
erfchtenen. Gemeinberath und Ausfhuß von Konftanz be= 
ſprachen ſich mit ihnen, gingen mit ihnen vor das Regierungs- 
Gebäude, luden das verfammelte Regterungs-Kollegtum ein, 
mit ihnen in das Rathhaus zu gehen, wo fie bie andern Eins 
geladenen ſchon verfammelt fanden. Im Rathhaus las Peter 
den ihm eingehändigten Beſchluß der Landbürgermeifter vor, 
und fragte diefe, ob dies ihr ernftlicher fefter Entſchluß fei. 
Der Bürgermeifter von Wollmatingen bejahte- dies, weil viele 
nicht ausmarfchiren wollen, wenn fie nicht von einer Behörde 
aufgefordert werben. Auch bie Anfrage Huetlins, ob es 
wahr fei, daß, wie bie Angelommenen ſchon vor ber Vers 


H Dieſer Vefluß lautet wörtlich: 

„1) Um den ebfen Befttebungen bes Abgeordneten Heder zur Er⸗ 
ringung unferer Freiheit einen größeren Nahbrud zu geben, fol bie 
Großperzl. Kreis» Regierung zu Konftanz, der Verfügung des Heder 
vom 13. d. M. zu Bolge, aufgelöft, und an deren Stelle der gewefene 
Negterungsbirestor Peter als Stattfalter mit unumfhränkter Volmagt 
ernannt werben. 

2) Bu biefem Behufe wird fich aus jevem Orte des Amts Kon, 
ſtang eine gemeinfgaftlige Deputatton morgens den 17. d. M. unt® 
Leitung des Bürgermeifters Huetlin im Konſtanz zu dem bisherigen 
Regterungsbivector Peter begeben, und benfelben zur Annahme biefer 

le veranlafien. 

8) Weitere Verfügungen, bie durch den Vollzug biefes Bes 
ſchluffes notwendig werden, werben bem Ermeſſen bes Gtatthaltere 
Peter anheimgeftelt.” 
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handlung ihm bemerkt hatten, falls man hier nicht nachgebe, 
mehrere taufend Landleute bewaffnet fommen werben, um ben 
Beſchluß zu vollziehen ? — wurde vielftimmig bejaht, worauf 
Huetlin erffärte, daß unter dieſen Verhältniffen auch der Ge— 
meinderath und Ausfhuß von Konftanz fih dem Begehren 
der Landleute anfchliegen. 

Beter hielt nun eine Abmahnungsrede, und erlärte, daß 

es ſich bier um das Verbrechen ber Empörung handle, was 
die Verfammlung ftürmifch verneinte. Peter äußerte ferner, 
daß er und feine Kollegen bereit feien, ihre Stellen nieber- 
zulegen, daß man ihn aber zur Annahme der Statthalter 
{haft nicht zwingen könne. Huetlin befhwor nun Peter, auf 
die Gefahren Hinweifend, biefe Stelle anzunehmen, worauf 
er erwiderte: „ihr könnt mich an biefen Poften hängen, das 
Statihalteramt aber werde ich nicht annehmen.” 

Nun trat dee Oberamtman Fiefer auf und ſprach nach— 

drüdlich gegen das gefegtwidrige Unternehmen, indem er bie 

- Zandbürgermeifter zugleich bat, wenigftens noch ihre Gemein- 
den vorerft barüber zu berathen. Zuerſt ftimmte Peter die— 
fem Begehren bei, ging aber davon ab, als die Landbürger- 
meifter auf augenblikliche Entſcheidung drangen. 

Der mit anweſende Hofrichter Kieffer legte gegen ben 
At eine einfache Proteftation ein. 

Die Zuhörer wurden mit dem Bemerken entfernt, daß 
die Entſcheidung vom Balkon Herunter werde verkündet wer= 
ben. 

Peter beſprach fih nun in einem befondern Zimmer noch 
mit den Regierungsräthen, und erfuchte fie, ihn in Führung 
der Gefchäfte zu unterflügen, wenn er bie Gtatthalterftelle 
geswungen annchme. Sie lehnten bied ab, erklärten aber, 
Peter foll bie Stelle für fih annehmen, um Aergeres zu 
werhüten und die Stadt vor den Landgemeinden zu fügen. 

Darauf verkündete Peter vom Balkon herab: baf er 
durch phyſiſche und moralifhe Gründe genöthigt die Statt- 
halterſtelle annehme. 
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s 9. 

Es wurde über ben ganzen Aft ein Protokoll aufgenom- 
men, in weldem jedoch weder der Inhalt des Heder’fchen 
Befchluffes vom 13. April, noch jener des Beſchluſſes ber 
Bürgermeifter vom 16. April aufgenommen wurde. Bon bem 
Protokolle theilte Peter Auszüge an das Hofgeriht, an bie 
beiden Truppenfommandanten v. Baligand und v. Miller mit, 
Eben fo machte er eine folhe Mittheilung an das Miniftes 
rium bed Innern einfah, um von bem Stande ber 
Sahe Kenntnig zu nehmen. Er bemerkte dabei nicht 
etwa, daß er die Stelle nur in einem Nothftande zum 
Scheine oder für den Augenblid zur Beſchwichtigung 
übernommen habe und fi fernerhin unter bie Befehle 
der verfaffungsmäßigen Regierung ftelle, was er 
fpäter in der Unterfuchung damit entfhuldigte, daß die Aufs 
rührer feine Korreſpondenz hätten auffangen können. Gr 
rechtfertigte in ber Unterfuchung fi auch damit, daß er kei— 
nen Befehl zum Zuzug, wie erwartet wurde, gegeben habe. 
Indeſſen ftellte er doch dem Pfarrer Maier in Oberzel auf 
der Infel Reichenau, deren Bewohner dem Hecker'ſchen Un— 
ternehmen fich ſtets abgeneigt gezeigt hatten, noh am 17. 
April eine Urkunde folgenden Inhalts aus: 

nDem Herrn Pfarrer Maier von Oberzell wird andurch 
zur Beruhigung ber Gemeinde Reichenau beurkundet, daß 
dem patriotifchen Eifer der Bürger mittelft Ausmarfches im 
Dienfte der Freiheit von bier aus Fein Hindernip in den 
Weg gelegt werde, und daß bie Großherzogliche Kreisregierung 
durch die Gewalt der Umftände zu eriftiven aufgehört Habe.“ 

Auch ftellte fi bei der Unterfuhung heraus, daß Peter 
dem Hecker, von dem feine Ernennung urſprünglich ausging, 
fogleih am 17. April eine Abſchrift des über den Hergang 
bei Annahme der Statthalterftele aufgenommenen Protokolls 
durch Eftafette mittheilte. Im Mebrigen langte ſchon am 18.” 
April in Konftanz die Nachricht ein, daß bie Baiern gegen 
bie Stadt anrüden, worauf Peter fi für einige Zeit nad 
der Schweiz entfernte, und feine ehemaligen Kollegen erfuchte, 
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die Gefchäfte wieder zu übernehmen, was fogleih am 19. 
April geſchah. 

Eine Deputation der Stadt Konftanz begab fi zu Ges 
neral v. Baligand nach Stockach, um ihn wegen ber furcht= 
baren Aufregung in Konftanz von dem Einmarſche in bie 
Stadt abzuhalten. Der General ging auf das Begehren 
nicht ein, hielt aber wegen ungenügender Kenntnig vom 
Stande der Dinge, und ba der größte Theil feiner Truppen 
fih noch Hinter Stockach befand, einige Tage zurüd. Von 
bier aus wurde auf eine biesfallfige Anzeige des Givillom- 
mifjärs auf die möglihfte Befchleunigung bes Gin- 
marſches gebrungen, ber bann auch erfolgte. 


8. 95. 

Am 18. April kam mir die erſte, jedoch nur allgemeine 
unbeftimmte Nachricht von dem Konſtanzer Vorgang vom 17. 
April zu, worauf in ber nämlichen Stunde noch eine Verfüs 
gung abging, daß bem geheimen Referendär v. Stengel, ber 
wegen bed Truppeneinmarfches als Regierungs = Eommiffär 
ſich im Seefreife befand, die politiihe Verwaltung dieſes 
Kreifed mit ausgedehnten Vollmachten fürforglih übertragen 
werde. 

Tags darauf ben 19. April kamen nähere, den Vorgang 
beſchreibende, Berichte ein, worauf fogleih Peters einswei— 
lige Suspenflon ausgeſprochen und bie vorgejchriebene vor— 
Täufige dienftpoligeiliche Unterfuchung angeordnet wurde. Nach 
wenigen Tagen war biefe vorüber und Peter wurde auf ben 
Grund derfelben und feiner inzwifchen eingefommenen eigenen 
Vorlage vom 17. April vor Gericht geftellt. Das Hofgericht 
in Konſtanz erkannte gegen ihn bie gerichtliche Unterfus 
ung, und als fi dabei mehr Verdacht ergab, daß ber Vor— 
gang mit Peter vorher verabredet und ber Zwang nur 
ein Schein gewefen fei, am 22. Mai nachträglich ben Ver—⸗ 
baft. Die Il. Kammer, welcher bie Sache vorgelegt wurde, 
gab am 17. Juni 1848 zum Verhaft ihre verfaffungsmäßige 
Zuftimmung. 
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Inzwiſchen wurde aber Peter zum Mitgliede ber deut⸗ 
ſchen Nationalverfammlung gewählt, und dort, obgleich diefer 
Verfammlung mit den Wahlaften auch vollftändige Auszüge 
aus ben Unterfuhungsalten mitgetheilt waren, einsweilen zu= 
gelaffen. Das Verhafterfenntnig und bie fpätern Ergebniſſe 
der Unterfuhung wurden ber Nationalverfammlung ebenfalls 
mitgetheilt, bie Sache kam aber erft am 17. April 1849 zur 
Verhandlung, wobei beſchloſſen wurde, ber Fortfegung ber 
Unterfuhung gegen Peter flattzugeben, nicht aber feiner Ber: 
baftung, da nad ber dbermaligen Sadlage bie im 
hofgerichtlichen Verhaftserkentniffe als Grund des Verhafts 
mit angeführten Gollufionen nicht mehr zu befürchten feien. 
Unter dem Schupe bed Reichsgeſetzes vom 30, September 
1848 konnte Peter ſchon vor biefer Entſcheidung *) wieber 
im Lande erfcheinen, kam jedoch nur einmal, wie wenn er 
6108 Beſitz ergreifen wollte, noch in die Sitzung der I. Kam— 
mer. Die gegen ihn vorgenommene Unterfuhung war zur 
Zeit der Mairevolution von 1849 noch nicht gefchloffen, we— 
nigftend noch nicht zur Aburtheilung gekommen, das Verfahe 
ven alfo durch jene Revolution unterbrochen **). 


$. %. 

Auch in Offenburg Hatte am 18. April 1848 ein Aufz 
ruhr ſtatt. Es kam ein junger Mann aus dem Heder/fchen 
Lager vom Schwarzwald und machte in einer Berfammlung 
übertriebene Schilderungen von ben Streitkräften und über- 
haupt vom Zuftande im Seekreiſe und auf dem Schwarz- 





*) Das Unterfuhungsgericht ſyrach nämtih aus, daß der Vollzug bes, 
obgleich fon wor dem Gefehe vom 30. September 1848| erlaffenen, 
Verhaftertenntniffes nach Maßgabe biefes Gefehes bis zur Entfheibung 
der Rational« Verfammlung einzuftellen fe. Cs Hatte vorher beipalb 
eine Interpellation in ber II. Kammer ftatt. 

*#) Me ber Vorgang v. 17. April 1848 in feinen Einzelheiten Hier zur 
Kenntniß gelommen wat, und bamit zu Tag fam, daß Peter jedenfalls 
feine Regierungs-Direstoröftelle am 17. April niedergelegt Habe, wurde 
feine Befofbung von biefem Tage an nicht mehr ausbezahlt, Während der 
Mairevofution, wo Peter in der provfforif—en Regierung faß, Lieb er ſich 
alsdann ben ganzen Befoltungsrüditand vom 17. Aprif 1848 an nad 
begabten, 


1 


— 162 — 


walde. Alsbald bewaffnete ſich eine große Menge meiſt 
junger Leute, ſtellte fih auf, ſetzte Wachen aus, verhinderte 
das Aus= und Eingehen, hielt den Bahnzug zurüd, verram- 
melte bie Eingänge ber Stadt ıc. In Offenburg felbft war 
rem Feine Truppen, wohl aber in ber Nähe, Sie rüdten am 
andern Morgen (zuerft in nicht großer Anzahl) heran, hielten 
aber am Gingange vor den Barrikaden. Es wurde parla= 
mentirt. Der Bürgermeifter verfammelte die Gemeinde. Es 
wurde eine öffentliche Erklärung für die gefeglihe Ordnung 
(obwohl mit Beimifhung republifanifcher Gelüfte) beſchloſſen. 
Die Truppen wurden hereingelaffen. Die Hauptführer flüch— 
teten fi, und wurden ſteckbrieflich verfolgt, darunter auch 
Werner, ber fpäter zurRationalverfammlung gewählt, fogleich 
vom Ausland aus nad Frankfurt ging und dort zugelaffen 
wurde, obgleich ber Verſammlung mit den Wahlakten auch 
die Unterfuhungsakten fammt dem Verhafterfenntniffe mitge- 
theilt waren. Der Ausſchuß der Nationalverfammlung trug 
nad) langer Zeit auf Genehmigung des Verhafts an, bie 
Sache kam aber nicht mehr zur Cutſcheidung, und fo hielt ſich 
Werner unter dem Schuge des Reichsgeſetzes vom 30. Sep— 
tember 1848 mieberholt und unter neuen Agitationen (bei 
BVolksverfammlungen ꝛc.) im Lande auf. - 

Die Stadt Offenburg erhielt auf den Vorgang vom 18. 
April 1848 Grefutionstruppen, bie fie unentgeltlich zu ver— 
pflegen hatte, doch bald wurde der Abmarſch derfelben in das 
Oberland nöthig. 

Auch nach Adern wurden zu jener Zeit wegen bortiger 
Unruhen zwei Kompagnien Infanterie geſchikt. Es gab einen 
Auflauf, man wollte die Truppen nicht einquartiven. Sie ſtell⸗ 
ten ſich einsweilen auf dem Bahnhofe auf. Es kam ein Offi- 
zier in ber Nacht hierher, um Verhaltungsbefehle einzuholen. 
Es wurde verfügt, daß bie Ginquartirung nöthigenfalls mit 
Gewalt zu erzwingen fei, und ben Truppen ber damalige 
Regationsrath (jegt Oberpoftdireftor) v. Reizenftein als Givil- 
commiſſär beigegeben. Selbſt die Soldaten wollten, weil fie 
ſich zu ſchwach hielten, nicht gehorchen. Durch das thatkräftige 
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Einfchreiten und die Mannhaftigkeit des Civilcommiſſärs in 
Verbindung mit den Offizieren wurden aber fowohl die Sol⸗ 
baten, als die Bürger von Achern zum Gehorfam gebracht. 


$ 9. 


IH komme nun zum Hederfchen Zuge ſelbſt zurück. 
Heder war mit feinen Schaaren im Wiefenthal *). Struve 
und Weißhaar kamen mit ben Ihrigen vom Rheine her. 

Am grünen Donnerftag den 20. April 1848 zog Heder 
nad Kandern, und bort fand fein erſtes Zufammentreffen 
mit den Truppen ftatt. Diefes Treffen hat eine traurige 
Berühmtheit erlangt durch ben Tob bes Befehlshabers ber 
badiſchen Divifion, des trefflihen v. Gagern. Ueber ben 
Hergang ift in öffentlichen Blättern und in einzelnen Schrifs 
ten fehr viel gefchrieben worden. Es wurde den Freiſchaaren 
eine Meuchelet vorgeworfen, von benfelben aber der Hergang 
anders erzählt. Es find fehr viele Zeugenausfagen barüber 
gedruckt. Ich kann mich auf die Einzelnheiten bier nicht ein= 
laffen. i 

So viel ift gewiß, daß Gagern an der Spige feiner (ba= 
diſchen und heſſiſchen) Truppen ſtand, und von ben Aufrüh- 
rern ſelbſt hervorgerufen, fie zum Aufgeben ihres Unterneh- 
mens beftimmen wollte, daß dies aber nicht gelang und daß 
er, wie er ſich wieder zu Pferd fegte und kommandirte, fo 
gleich von Kugeln getroffen ſank. 

Bon den Freiſchaaren wurde ſchon vorher beim Anblick 
der Truppen gerufen: nicht ſchießen, wir find alle Brüder, 
helft und die Freiheit erobern! — Dies war ohne Erfolg. 
Doch wird behauptet, Gagern habe, weil er von ben an ben 
Truppen gemachten Berführungs = Verfuchen wußte, fih ge= 
gen die Regeln ber Oberbefehlshaber an bie Spige berfelben, 
geroiffermaßen zwifhen bie Aufrührer und bie Truppen ge= 


*) In Scopfeim traf Heder feinen alten Freund, den Mbgeorbneten 
Sottfgait, veffen Abmahnungen aber bei ipm eben fo wenig fruciteten 
ls die Abmahnungen anderer Freunde. 

11 * 
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ſtellt, um ben letztern ein etwa mögliches Uebergehen ober 
Eraternifiven zu erſchweren. Das plögliche Erſchießen des 
Befehlshabers fachte die Wuth der Soldaten an, und von hier 
an waren fie jedenfalls in ihrer Pflicht geftählt. 

Die Freiſchaaren, obſchon fie eine fehr günftige Stellung 
oben an einem Abhange und am Walde hatten, *) wurden mit 
mehreren Verluften verjagt. Auch die Struve'ſche Schaar bei 
Steinen ergriff die Flucht. 

Der größte Theil der Hecker'ſchen Schaar warf raſch bie 
Waffen hinweg und eilte zerftreut dem Seekreiſe oder über- 
haupt ber Heimath zu, zum Theil geängftigt, zum Theil erfreut, 
von ber Sache losgekommen zu fein. An vielen Orten, wo 
fie durchfamen, z. B. in Stühlingen flaunte. man über bie 
ungeheuere Eile, mit ber fie in den angeftrengteften Märfchen 
davon Tiefen. 

Heder, der nad) feiner den Abgeordneten des Fünfziger— 
ausſchuſſes gethanen Aeußerung ($. 92) auf das Uebergehen 
ber Truppen gezählt hatte, fah nun, da dieſes fehlſchlug, 
die Sache als verloren an. Er zog ſich nad Bafel zurüd 
und kam nicht wieder. ‘ 


8. 98. 


Struve wurde im Amtsbezirk Säckingen feftgenommen, 
vor das Bezirksamt geführt, und dort in Verwahrung genom- 
men. Der Oberamtmann Schey requirirte Truppen von 
Waldshut. Es kamen etwa 100 württembergifche Reiter, um 
Struve mitzunehmen. Inzwiſchen waren bedrohliche Nach— 
richten von ber Schweizerfeite herübergefommen, wenn Struve 
nicht fogleich freigelaffen werde. Sädingen liegt nänfid hart 
an ber Grenze und viele Aufrührer Hatten ſich vorläufig auf 
die linke Rheinfeite geflüchtet. Die Gemeinde Säckingen war 
wegen ber ihr drohenden Gefahr in großer Aufregung und 
Angft. Der Gemeinderath machte dem Oberamtmann drin 


=) @8 wurde behauptet, daß viele aus bi fe 
fügen unter den Sufeihem genen och otlenment Scharf 
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gende BVorftellung gegen bie Ausfolgung des Struve ar 
die württembergifchen Reiter. Der Oberamtmann fträubte ſich 
daher gegenüber dem kommandirenden Rittmeifter gegen biefe 
Ausfolgung. Ohne diefelbe geradezu abzufchlagen, ſuchte er 
ben Kommanbdirenden zu beftimmen, weitere Truppen zu re— 
quiriven, bie Stabt zu befegen, und fo nicht nur Struve's Ver— 
haftung zu fihern, fondern aud die Stadt gegen eine Meber- 
tumpelung und gegen Rache zu ſchützen. Das Unterhandeln 
bauerte einige Zeit. Der Rittmeifter entfernte fih aus ber 
Amtsftube, während mit einem in ber Amtöftube zurüdgeblie- 
benen anderen Militär das Gefpräch fortgefegt wurde, bis 
man gewahr wurde, daß der Kommandirende mit feiner 
Truppe plöglich wieber abgeritten fei. Nun ſchien dem Ober- . 
amtmann nichts mehr übrig zu bleiben, ald, wie er meinte, 
zur Rettung ber Stadt, ben Struve wieber loszulaſſen, was 
auch fofort geſchah. 

Als die Nachricht von dieſem Vorgange hierher kam, 
wurde ein Kommiſſär nach Säckingen zur Unterſuchung ber 
Sache abgeordnet, und der Oberamtmann einsweilen vom 
Amte ſuspendirt. Der Verlauf ſtellte ſich in der hier ange— 
gebenen Weiſe heraus. Es wurde darnach kein geſetzlicher 
Grund gefunden, den Beamten vor Gericht zu ſtellen, und 
nur ein Disziplinarſtraferkenntniß gegen ihn erlaſſen. 


8. 9. . 

Struve benügte feine Freilaſſung dazu, mit Andern, die 
ſich im Wieſenthal wieder gefammelt hatten, den Aufruhr 
fortzufegen. 

Alle, die nicht der Heimath zugeflohen, oder die von den 
beharrlichern Aufrührern wieder aufgegriffen waren, zogen 
mit einer unter Siegel's Führung nachgefommenen großen Schaar 
durch das Wieſenthal über die Halden (eine Gebirgshöhe) ge— 
gen Freiburg *), um dort mit ben inzwifchen zufammengeru= 

=) Huf dieſem Zuge wurbe ben Freiſchaaten ſchen die künftige Einrichtung " 


Deutſchlands mit den Namen der Perfonen, bie vorerſt an die Spipe 
geftellt werben, vorgelefen. Nach der Ipätern Aeußerung eines Führers 
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feuen Freiſchaaren aus dem Rheinthale und ben angrenzenden 
Schwarzwälder Gegenden gemeinſchaftliche Sache zu machen. 

In Freiburg wurde nämlich auf ben Charfamftag den 
22. April eine Volksverſammlung angeordnet und dazu ringeum 
von weit her eingeladen. In vielen Einladungen ſtand aus— 
drüdlich, daß man bewaffnet zu erſcheinen habe, an andern 
Orten wurde dies durch Emiffäre nur mündlich verbreitet. 

ALS die Nachricht von dem Bevorſtehen biefer bewaffneten 
Verfammlung durch einen Bericht des Regierungs-Direktors in 
der Nacht vom 20. auf ben 21. April hierher fam, ging un= 
verweilt eine Verfügung zurüd, daß bie Verfammlung, als 
die öffentliche Sicherheit bedrohend, zu verbieten fei. Am 
21. April nad) Empfang biefer Verfügung berathſchlagte ber 
Regierungs-Direktor v. Marſchall mit dem dortigen Trup= 
pen= Kommandanten und mit dem Stabt= Direktor, fowie 
mit dem Gemeinderath und ben Vorftänden ber Bürgerwehr 
über den Bollzug ber Verfügung. Diefelde wurbe unter ben 
vorgelegenen bebrohlichen Verhältniffen von allen Seiten als 
undurchführbar bekämpft. Die Bürgerwehroffiziere und ber 
Gemeinderath und felbft der Truppenfommandant verweigerten 
die Mitwirkung zur Aufrechthaltung des Verbots, weshalb 
baffelbe, um keine Verhöhnung zu erleiden, gar nicht verfün= 
bet und bavon die vechtfertigende Anzeige hierher erftattet 
wurde, bie jedoch erft am 22. April, wo bie Verfammlung 
ſchon ftatt hatte, hier eintraf. 

Schon einige Tage vorher hatte nämlich der Großherzog⸗ 
lich Heffifche General Pfaff feine Truppen aus ber Stadt 
entfernt, und in benachbarte Orte verlegt, um weber Meute- 
reien, noch Ueberrumpelungen ausgefegt zu fein, und bie Stadt 
eher von außen bewachen zu Tünnen. egenvorftellungen ber 
Eivilbehörde waren ohne Erfolg. Die Stellung ber nicht hin= 


follte dies früher ſchon geſchehen, Hecer war aber entgegen, weil er, 

EA an nit ran Säge: — bie Gewalt des Dikticens 
en te 

Mae Gabe uhr Tot Ay ein habe vorbehalten und feinen Kollegen 
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Tänglich ſtarken Militärmacht war ſowohl durch bie Thätigfeit 
der fehr rührigen aufrührerifchen Bartei, als durch die Schlaff= 
heit der Andern gefährdet, denn kurz vorher wurbe in einer 
Verſammlung ber Bürgerfchaft von Freiburg mit Beziehung 
auf den Hederfchen Zug im Seekreiſe eine Art von Neutrali= 
tätserflärung befchloffen, wogegen am 17. April eine in öffent- 
lichen Blättern mitgetheilte Minifterial-Verfügung eine feharfe 
Rüge ausſprach und zur Vertheidigung der gefeplichen Ord— 
nung als zu einer Bürgerpflicht aufforderte. *) 

Ale diefe Berhältniffe in Verbindung mit den Nachrich- 
ten über bie große Zahl und die Bewaffnung ber Befucher 
der Volksverſammlung vom 22. April beftimmten die Behör- 
den zur Nichtwerfündung ber Minifterial = Verfügung, welche 
die Verfammlung verboten hatte. Ja ed wurden fogar bie 
in ber Stadt noch anweſend gewefenen wenigen babifchen 
Truppen hinaus verlegt, um fie nicht während ber bewaffne- 
ten Volksverſammluug, gegen bie fie zu ſchwach geivefen wä— 
ven, einer Gefahr auszufegen. 

Meberall wurden, um bie Anhänger ber Aufrührer zum 
Zuzug oder zum gleichzeitigen Aufftand zu ermuthigen, und 
die Freunde der Ordnung zu entmuthigen, die abentheuerlich- 
ſten Nachrichten über die Zahl der Freifhaaren, über ihre 
Siege, über den Abfall der Truppen u. d. g. verbreitet. Um 
biefen Nachtheilen zu begegnen, Meß ich bier die jeweiligen 
Nachrichten über den wahren Stand ber Dinge fogleih 
öffentlich anfchlagen und zugleich mit ben Poften nach allen 
Richtungen verbreiten **). Dasfelbe that der Regierungsdtrertor 
in Freiburg von dort aus unmittelbar. 


*) Die fäbtifcgen Behörden entfgufigten jene Neutralitätserflärung fpäter 
damit, daß bie Radrigten vom Schwarzwald einen Bug von 30,000 
Sreifcjaaren nach Freiburg angefündigt Hatten, die von Truppen fat 
ganz entblößte Stabt alfo durch einen vergebli—en Widertand nur in 
großes Unglüd gebraht worden wäre. h 

**) Mehrere mal begab ih mid, um den falſchen Ausftreuungen noch ſchneller 
zu begegnen, que Seit, da die Poflen erwartet wurben, felbft auf dert 
Bahnhof, wo immer eine Menge Denen auf Nadıridten wartend 
verfammelt waren, benen id} dann bie eingefommenen Berichte ſogieich 
öffentlid, verlas. 
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An verfchtebenen Orten (3. B. in Pforzheim) entftanden 
auf den Grund folder Nachrichten unrubige, zum Theil auf⸗ 
tübrerifche, Bewegungen, bie indeflen, wenn alsbald Beridh- 
tigungen eintrafen, wenigftens ſich vorläufig minderten, bis 
auch die Ungläubigen durch weitere Nachrichten eine Beſtäti— 
gung der Wahrheit erhielten. 


$. 100. 

Bei der oben erwähnten Freiburger Verfammlung vom 
22. April erſchienen nebft vielen Andern etwa 1200 Bewaff- 
nete, aus ber Umgegend. Es war ein Anſchluß an bie 
Hecker'ſchen Schaaren beabfichtigt. Die VBerfammluny gieng 
aber in ihren wirklichen Beſchlüſſen nicht fo weit, weil ein 
heſſiſches Bataillon eine Bewegung gegen bie Stadt madıte, 
und weil zugleih die Nachricht von Hecker's Flucht in die 
Schweiz und von Struve's Verhaftung eintrafe Am Abend 
wollten aber, angeblich wegen bes fchlechten Wetters, die 
meiften Bewaffneten ſich aus der Stadt nicht mehr entfernen. 
Sie wählten fi) den Turner Langsdorf zum Zührer und ver= 
langten, einquartiert zu werden, was bie Gemeindebehörbe 
gegen das Verfprechen ber Führer, daß fie am andern Mor- 
gen abzichen werden, zugeftand. Diefes Verſprechen wurde 
aber des andern Tages (Ofterfonntag den 23. April) nicht 
erfüllt, vielmehr kamen nod weitere Bewwaffnete von außen 
herbei, und es traf die Nachricht ein, daß an diefem Lage 
die Freifhaaren aus dem Wiefenthal über die Halden her 
nad Freiburg kommen werben. 

Als der General Hoffmann, ber nad) Gagern's unglüd= 
lichem Falle am 21. April Abends zur Uebernahme des 
Oberbefehls der badiſchen Divifion von Karlsruhe abgereift 
war, in Müllheim Nachricht erhielt, daß inzwifchen bie 
Württemberger gegen Sädingen zogen, fo wollte er, 
dag bie Breifchaaren von zwei Seiten eingefehloffen würden, 
mit Gagern's Corps nach eben jener Richtung aufbrechen, 
vorher aber noch mit den Generalen im Breisgau diesfalls 
BVerabredungen treffen, und als er zu biefem Zwecke am 
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Sonntage den 23. April Nachmittags gegen Freiburg kam, 
erhielt er Kenntniß, daß fo eben eine große Schaar Aufrüh- 
rer vom Schwarzwalbe her über bie Halden komme, um ſich 
mit jenen in Preiburg zu verbinden. Gr zog bdenfelben 
fogleih mit ber nächften Meinen Truppenabtheilung gegen 
Guͤntersthal entgegen und flug fie in bie Flucht. Hier 
war bie Zahl der nach allen Seiten eiligft davon Fliehenden 
noch größer als bei Kandern. 

Inzwiſchen hatten die Aufrührer in Freiburg Vertheidi— 
gungsanftalten getroffen. Sie errichteten an den Eingängen 
Barrikaden und befegten biefelben mit Mannfhaft und mit 
den ftäbtifchen Kanonen, bie ihnen unter einem heftigen Streite 
ausgefolgt wurben. 

Am Sonntag Abend fand ein Angriff auf die Stabt 
nicht mehr ftatt, fondern der General Hoffmann zog mehr 
Truppen zufammen, mit denen er am Oftermontag (24. April) 
in der Frühe heranrüdte*). Viele von ben Bewaffneten hatten 
ſich inzwiſchen von Freiburg entfernt, aber die Kühnften (mei— 
ſtens Fremde) blieben zurüd, und ftelten fi an die Barri— 
taden und in Häufern an der Außenfeite der Stadt auf. Die 
Einwohner Freiburgs verbargen ſich größtentheils in ihren 
Häufern. Das Kanonen= und Kleingewehrfeuer begann auf 
beiden Seiten. Endlich liefen die Truppen Sturm und dran- 
gen bei zwei Thoren gleichzeitig über die Barrikaden in bie 
Stadt. Die meiften Aufrührer flohen auf ber andern Seite 
über den Schloßberg davon, doch fielen au in der Stadt 
noch Schüffe auf die Truppen und umgekehrt. 

Auf diefen Schlag zerftreuten ſich faft alle Aufrührer, 
und Diejenigen, welche maflenhaft von verfchiedenen Seiten, 


*) Am Sonntag fhidten die Gemeinbebehörben von Freiburg eine Depu- 
tation an General Hoffmann, um in ihn zu dringen, er möchte nicht 
einrüden, um blutige Spenen zu vermeiden. Man wolle verfügen, die 
Freifgärler auf andere Welfe aus der Stadt zu fhaffen. Der General, 
ver ohpehin mod; nicht viel Mannfehaft in der Nähe hatte, wartete bie 
Montag früh. Länger tonnte er nidıt mehr jögern, da_er erfuhr, daß 
viele weitere Bewaffnete im Anzug fein, um bie Stadt gegen bie 
Truppen verteidigen an Helfen. Giche bie MWerhanblungen der II. 
Kammer vom 9. Mai 1848. 
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vom Schwarzwalbe und aus dem Rheinthale (bis von Achern 
herauf) noch im Anzuge waren, kehrten auf die Nachricht 
von der Einnahme Freiburgs wieder in ihre Heimath zurüd. 


$. 101. 


Am Abend des 33, April fand in Karlsruhe zum Zweck 
der Befreiung von Gefangenen vor dem Rathhaufe eine Sol- 
batenmeuterei ftatt, die jedoch ſogleich unterdrückt war. 

Berner wurde in ber Nacht vom 23. auf den 24. April 
in Sinsheim Sturm geläutet und in einer Berfammlung ber 
Zuzug zu den Hecker'ſchen Freiſchaaren beſchloſſen. Am 
24. April in der Frühe zogen Viele von Sinsheim und eini= 
gen benachbarten Orten bewaffnet auf Wagen nach Heidel- 
berg. Bon diefer Stadt war in der Nacht der Verfuch ge= 
macht, Landleute aus dem Bezirke zum Aufruhr herbei zu 
bringen. Died war jedoch ohne Erfolg und die Emifjäre 
wurden im Gegentheil feftgenommen. 

Das Oberamt war von ber Ankunft der Sinsheimer zum 
Voraus in Kenntniß geſetzt. Es wurde bie Bürgerwehr aufs 
geftellt. Dem Muthe und der Gewandtheit bed Kommandan— 
ten berfelben, Profeffor Rummer, gelang es, bie Herbeiger 
fahrenen feftzuhalten und zu entwaffnen. Doch ward eine Art 
Kapitulation gefchloffen, wornach die Entwaffneten ſogleich 
wieder zurüdtehrten und ihnen die Waffen nachgeſchickt wur- 
den. Sinsheim erhielt indeffen wegen biefes Aufruhrs alsdann 
ſogleich Erekutionstruppen zur unentgeltlichen Verköftigung. 


$. 102. 


Am 23. April Fam Herwegh, ber Präfident des Comite’s 
der Zuzügler aus Frankreich, mit einer Legion von etwa 
800 Mann in der Nähe von Kleinfems über den Rhein. Die 
Legion zog über das Gebirge nad) Kandern und von da in 
das Münfterthal, um fi bei Freiburg mit ben andern Frei— 
ſchaaren zu vereinigen. Auf die Nachricht von der Ginnahme 
Breiburgs kehrte fie zurück und ſtieß am 26. April bei Dof- 
ſenbach auf eine Abtheilung württembergifcher Truppen. In 
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perfönlidem Kampfe mit dem württembergiſchen Hauptmanne 
Lipp wurde ber Freiſchaarenführer Schimmelpenning getöbtet, 
Die ganze Region, fo weit fie entlommen konnte (barunter 
Herwegh mit feiner Frau) floh eiligft in die Schweiz, ed wurs 
den aber etwa 370 Gefangene gemacht, nad Lörrach und 
dann in das Zellengefängnip nach Bruchſal gebracht. Darun= 
ter befand fi) Bornftedt. Wie fehr es ſich bei diefen Zuzüg- 
lern um eine deutſche Sade und nur um bie Inte: 
veffen ihres Vaterlands handelte, wie fie in ihren Pro 
"Hamationen vorgegeben hatten, zeigte fi unter Anderm auch 
daraus, daß unter ben Gefangenen eine Menge Abentheurer 
von allen Nationen, Zranzofen, Schweizer, Italiener, Un— 
garn, ſelbſt Ruffen u. d. g. ſich befanden. 

Diefe Herwegh'ſche Schaar war bie einzige ſelbſtſtaͤndige 
Legion von den Zuzüglern, bie über ben Rhein famen. Eine 
nicht unbedeutende Anzahl diefer Leute hatte fich indeffen ſchon 
vorher zerftreut in das Land gemacht und unter bie andern 
Freiſchaaren gemifht. Namentlich follen Viele derfelben beim 
Freiburger Aufruhr anwefend und mitwirkend geweſen fein. Im 
Uebrigen ift oben (AIII.) angegeben, daß und aus welchen 
Gründen die Zahl diefer Zuzügler, welche anfänglich größer 
angegeben und auch größer im Anmarfche war, bei der Be— 
theiligung am Aufftande geringer geweſen if. Sie würde ſich 
indefien, wenn ber Aufruhr nicht fo bald überwunden wor— 
den wäre, ohne Zweifel noch vermehrt haben. 

Unter ben bei Doſſenbach Gefangenen befanden fi 67 
Branzofen, deren Auslieferung die franzöfifche Regierung bald 
darauf mit Nachdruck betrieb, indem fie ſich auf ihre kräfti— 
gen Mafregeln berief, durch welche fie die weit größere 
Maffe von Zuzüglern zurückgehalten habe. Sie verſprach zus 
gleih, die Auszuliefernden nach Art. 84 des code penal in 
ihrer Heimath aburtheilen zu laſſen. Als nun bie Unterfuhung 
bier fo weit geführt war, daß es zum Zwec ber Aburtheilung 
ber Uebrigen im Großherzogthum einern weitern Vernehmung 
der gefangenen Franzoſen nicht mehr bedurfte, wurden bie 
Letztern mit den ihre Betheiligung nachweifenden Protokollab- 
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ſchriften an die franzöſiſche Behörde in Straßburg abgeliefert. 
Ehen fo erfolgte alsdann bie Auslieferung der bei Doſſenbach 
gefangenen Angehörigen anderer deutſchen Staaten an ihre 
Heimathsbehörden. 


$ 103. 


Mit dem Treffen von Doſſenbach am 26. April 1848 
war ber Hederfche Aufſtand beendigt. Gleichwohl hatte an 
eben biefem Tage noch ein Aufruhr in Mannheim flatt. 


In der Woche vor Oftern wurde wegen einiger Exzeſſe 


einer Anzahl Senjenmänner die Entwaffnung biefes Corps, 
deſſen Auflöfung ſchon im März ausgefprochen war, aber da— 
mals nicht zur Ausführung gebracht werben konnte ($. 80), 
von neuem angeordnet. Die vorhandene Militärmacht war 
aber zu gering. Sowohl in Beziehung Hierauf, als. hinficht- 
lich ber nöthig gewordenen Verhaftung einiger Barteiführer 
und überhaupt hinſichtlich des Einſchreitens gegen politifche 
Unruhen erklärten bie Bürgerwehr- Offiziere, daß man fi 
auf die Bürgerwehr, in ber fich viele Anhänger der Aufrüh— 
ver befanden, nicht verlaffen könne, wenn gleich ihre Dienft- 
Teiftungen bei etwa vorfommenden (nicht politifchen) Angrif= 
fen auf Perfonen oder überhaupt auf Eigenthum ficher wären. 
Es wurde daher das Bedürfniß gefühlt, mehr Militär in die 
Stadt zu bringen. Die Baiern auf ber linken Rheinfeite 
wollten aber mit einem oder zwei Bataillonen nicht herüber 
kommen, da fie eine Mannfhaft von etwa 5000 Dann für 
nöthig hielten, um ber Macht über die Stadt fiher zu fein. 
Die aufrührerifhe Partei war natürlich dem Einmarſche fol= 
her Truppen entgegen. 

Als nun am 26. April zwifchen Einwohnern und Sol- 
daten Streithändel entftanden, und dann ohne Befehl des 
Bürgerwehrtommandanten oder der Staatöbehörde durch Ge— 
neralmarfch die Bürgerwehr verfammelt wurde, entftand dabei 
ein gewaltiges Geſchrei: bie Baiern kommen herüber! Cine 
Anzahl der ungeordneten Wehrmänner begab fi nad der 
Rheinbrücke, verjagte dort die Wache der Naffauer Truppen, 
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bob ein Jod) aus der Brüde aus und ſchoß hinüber auf bie 
am Ufer ober auf der Brücke geftandenen Baiern. Es fielen 
mehrere Opfer, die Ruhe wurde jedoch, ohne daß die ſich zu 
ſchwach fühlenden Naffauer einfchritten, für den Augenblid 
wieder hergeftellt. 

Darauf wurden von bier aus baierifche Truppen in grö= _ 
Berer Anzahl requirirt, die jedoch erft am 1. Mai 1848 ein⸗ 
rückten. 

8. 104. 

Wegen ber Oſterferien waren bie Mitglieder beider Kam— 
mern vom 18. April an in Urlaub. 

Da nun durch das Treffen von Kandern ber Aufftand 
noch nicht beendigt war, fih vielmehr von neuen gegen Frei— 
burg herabzog, und viele Aufmwiegler ba und dort oder herum 
reifend und falſche Nachrichten verbreitend zur Theilnahme 
am Aufruhr hegten, fo erließ die Regierung am 23. April 
in Abwefenheit der Stände ein proviforifches Geſetz, wornach 
Orte,’ Bezirke oder Kreife in Kriegezuftand erklärt werben 
Tonnen, was zur Folge bat, daß in ſolchen Gegenden eine 
Berfammlungen gehalten und ohne obrigkeitliche Erlaubniß 
feine Waffen getragen werden dürfen, und daß biejenigen, 
welche biefem zuwider handeln, ober andere zu einem ſolchen 
Zuwiderhandeln auffordern, oder ein anderes im Jntereſſe 
der öffentlichen Sicherheit erlaffenes Verbot übertreten, eine 
Widerfeglichkeit fi zu Schulden kommen laſſen, falfche Nach— 
richten, welche das Publikum beunruhigen oder die Behörden 
binfichtlich ihrer Maßregeln irre führen können, ausſtreuen, 
oder Soldaten zu verführen fuchen, vorläufig von der Mili— 
tär= ober Polizeibehörde gefangen genommen und nad) dem 
Erfenntniffe einer Commiſſion für die Dauer des Kriegszu— 
ftands, vorbehaltlich der fpätern Aburtheilung durch den zu= 
fändigen Richter, in Kriegsgefangenfhaft behalten werben 
u. d. gl. 

Zugleich wurden der Seekreis und der Oberrheinkreis, 
wo bie aufrühreriſchen Bewegungen ſtatt hatten, hiernach in 
Kriegszuſtand erklärt, und der Stadt Freiburg nach erfolgter 
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Einnahme die Truppen nad) $.8 des Geſetzes als Exekutions⸗ 
mannſchaft auf ihre Koften eingelegt. 

In gleicher Weife erfolgte nah dem Mannheimer Auf- 
ruhr vom 26. April eine Grlärung in Kriegszuftand, welche 
am 1. Mai bei dem Einmarſche der Baiern verkündet wurde, 
auch eine allgemeine Eutwaffnung (tie in Freiburg) zur Folge 
hatte, und mit ber Anordnung verbunden war, daß bie Stadt 
die unentgeltliche Verpflegung ber Erekutionsmannfhaft zu 
tragen habe *). 


$. 105. 

Die ganze für jegt überwundene aufrühreriſche Bewegung 
hatte nun, wie e8 in der menfchlichen Natur liegt, troß ber 
großen Aufregung der Zeit bei Vielen eine Umftimmung her 
vorgebracht, die jedoch, wie fich bald wieder zeigte, von kei— 
ner Dauer war, 

Viele, die vor den aufrühreriſchen Greigniffen oder im 
Anfange berfelben eben fo wenig, als die Regierung oder 
als Andere anzugeben wußten, weldhe weitere Maßregeln zum 
Schutze ergriffen werben Tönnten, klagten num nicht nur über 
die Unthätigkeit mander Beamten, fondern der Regierung 
felbft, welcher fogar auch vermeintliche Fehler in den mil i— 
tärifchen Operationen der Kommandirenden mit zur Laft 
gelegt wurden. Ein Mitglied der I. Kammer hat, wohl in 
redlicher Abficht, aber ohne Kenntniß dev Dinge, die Regie= 
rung fogar ber Begünftigung des Aufruhrs beſchuldigt. 
In der Sitzung vom 29. April 1848 ſetzten wir den Sadı- 
verhalt auseinander, worauf jenes Mitglied, das ohnehin 
nicht angeben Tonne, was von ber Regierung weiter hätte 
geſchehen follen, feinen von andern Kammermitgliedern be= 





* Abgeordnete Sachs von Mannheim Hat hiegegen in der II. Kam ⸗ 

Ir wieberhoft Vefwerbde geführt, weil nad) dem 26. April die Ord- 
mung nicht mehr gefört worben fel, fand jebo dort Teine Unter: 
ügung, da 6 eine gu geunblofe und fonberbare Anfiht war, daß 
mad; einem Mugenblide eingelvetener Ruhe die gefepliche Mafregef 
gar nicht mehr ausgeführt werben bürfte, 
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kaͤmpften Antrag wieder fallen ließ *). Die vorbehaltene Ans 
klage wurde nicht erhoben, ſondern nur ein Promemoria im 
Sekretariate der Kammer niedergelegt, wovon die Regierung 
keine offizielle Keuntniß erlangte. Der Beſchluß, den die J. 
Kammer am Schluſſe der Verhandluug vom 29. April faßte, 
sing auf einen zu Protokoll nieberzulegenden Wunſch dahin: 
„daß bie Regierung auch fernerhin mit aller Kraft dahin 
wirke, den in einem Theile des Landes noch währenden Auf- 
fand zu unterdrüden, die Ruhe und Ordnung im ganzen 
Land herzuftellen und die Verbrecher zur Strafe zu ziehen; — 
daß fie ferner die untergebenen Juſtiz- und DBerwaltungsbe- 
bhörben aufforbere, fih die Träftige und prompte Erfüllung 
ihrer Dienftobliegenheiten im ganzen Umfang eifrig angelegen 
. fein zu laſſen.“ 

Allerdings hat es mandem Beamten an ber für folde 
Verhältniffe nöthigen, aber nicht jedem gegebenen, Thatkraft 
gefehlt, und das Miniftertum des Innern erließ, wie ſchon 
vor dem Aufftande und im Anfange desſelben, fo wieber- 
holt am 25. und am 27. April 1848. die firengften Weifuns 
gen, gegen alle Störungen ber öffentlichen Ordnung, fowie 
gegen bie firafbaren Aufwiegler und andere Theilnehmer an 
Verbrechen überall unnachſichtlich und raſch einzufchreiten. Die— 
jenigen, welche aus Saumſal oder aus Muthlofigkeit ihre 
Pflichten nicht erfüllen, wurden mit Ahndung bedroht. Nach 
dem Staatöbienerebikte Tonnten aber ſolche Drohungen Feine 
großen Wirkungen haben, daher wurde ben Ständen am 
3. Mai 1848 der ſchon oben ($. 53) erwähnte Gefekentwurf, 
welcher der Regierung für berartige Bälle mehr Gewalt ge= 
geben hätte, vorgelegt, der jeboch wegen einzelnen Meinungs» 
verſchiedenheiten zwiſchen beiden Kammern nicht zum Abfchluffe 
tam. 


*) Das proviſoriſche Gefep über ben Kriegszuſtand erklärte jenes Mitglied 
als ein Machmert, nnd doch wurbe daſſelbe fpäter (am 29. Mat) 
von der L Kammer mit allen Stimmen gegen feine Einzige eben- 
fals angenommen, 
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Im Mebrigen wurden nun eine Menge Unterfuchungen 
eingeleitet oder fortgefeht. Es wurde durch das Geſetz vom 
18. Mai 1848 ($. 61) ein befonderes Unterfuhungd-@ericht 
von 5 Beamten, welche Zahl mehrere mal noch erhöht wurde, 
niedergefeßt. Durch die Verordnung vom 4. Mai 1848 wur⸗ 
den die oben im $. 73 erwähnten, auf der Offenburger Ver— 
fammlung vom 19. März 1848 in eine volftändige Organi— 
fation gebrachten Vereine und Volksausſchüſſe aufgelöst. Am 
28. April wurde ber Abgeordnete Mathy, deſſen Muth, Ein- 
fiht und Thatkraft bamald die allgemeine Anerkennung ges 
funden hatte, zum Staatsrath und Mitglied des Stantsmini= 
fteriums ernannt, was fpäter bie revolutionäre Partei wegen 
der Fickler'ſchen Verhaftung ($. 80) ganz befonders zum Ge= 
genſtande der leidenſchaftlichſten Angriffe machte. Mathy war . 
fibrigens, da er Mitglied der Nationalverfammlung und Un- 
terftnatsfekretär im Reichgminifterium wurde, nur kurze Zeit 
bier im wirklichen Dienfte. 


XVI. Nachwirkungen. 


$. 106. - 

Der Aufftand war fiberwältigt, aber wenn er auch da 
und dort auf einige Zeit wieber mehr Stimmung für bie 
Ordnung bervorrief, fo blieb doch bei der Mafle eine nach— 
theilige Wirkung darin zurüd, daß die Majeftät des Thro— 
nes und ber ftaatlihen Ordnung nun einmal verlegt und 
damit die in der Sitte gegründete heilige Schen vor einer 
folhen Verlegung entflohen war, und daß die Unzufriedenen 
ober Bethörten dabei gewiffermaßen gelernt hatten, wie man 
Revolutionen machen und nach Umftänden auch die tollften 
und unverftändigften Begehren wilder Haufen zu einer Geltung 
bringen könne. . 

Dazu Fam, daß gerade die unvermeidlich gewordenen 
vielen Unterfuhungen, und die Flucht oder Verhaftung zahl- 
reicher Betheifigten eine Menge Familien in Unglück bradıten. 
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Nicht nur bei ben zunächſt getroffenen Angehörigen der Ver⸗ 
bafteten oder Flüchtigen, und nicht nur bei den Gefinnungd= 
genoffen berfelben fleigerte fih dadurch die Unzufriebenheit, 
fondern es erwachten fogar in andern Kreifen wegen bey 
großen Zahl der Berfolgten wieder Sympathieen für die— 
felben. 

Am nachtheiligſten wirkte nun aber noch ber Aufenthalt 
der Flüchtlinge an der Grenze, zum Theil auf franzöfis 
Them Gebiete, noch mehr aber in ber Schweiz. Mit 
Ausnahme von Straßburg befteht zwifchen den franzöſiſchen 
und badifchen Grenzorten überhaupt fein fo Iebhafter Ver— 
ehr, wie zwiſchen ben Badiſchen und Schweizerifchen. Auch 
hat die franzöfifche Regierung die Flüchtlinge mehr über: - 
wacht und die meiften berfelben weit von der Grenze zurüd= 
gewiefen, was alles von ber Schweiz nicht geſchah. Im 
Muttenz ganz nahe an der Grenze hielt fi den ganzen 
Sommer über Heder mit einer Anzahl Untergebener auf, in 
Kreuzlingen bei Konftanz befanden ſich andere Freifhaarene 
Notabilitäten, und fo waren an vielen Grenz = Stationen 
zwifchen Bafel und Kreuzlingen eine große Anzahl fchr rüh— 
riger Flüchtlinge aus Baden und aus andern beutfchen Län— 
dern verbreitet, ftet auf einen günftigen Augenblick lauernd, 
wo fie ihr Unternehmen erneuern könnten, und inzwifchen 
ununterbrochen bad Feuer ſchürend. Sie hatten nämlich mit 
den bieöfeitigen Staatsangehörigen täglichen Verkehr, wobei 
fie. dieſe in der xevolutionären Richtung aufſtachelten. Ja es 
wurden zu biefem Zwede auf ber Schweizerfeite fogar große 
Derfammlungen gehalten und bie Badener eingeladen. Zus 
glei war dort die revolutionäre Preffe gegen Baden und 
Deutfchland in hohem Grade thätig. Nicht nur der Heder'- 
ſche Volksfreund, beffen öffentliche Verbreitung im Lande durch 
die getroffene gefegliche Fürkehr beſchränkt war *), wurde 


*) Derſelbe Hatte nämlich nur über Lörrach Eingang, und das bortige 
Begirts-Ammt hatte_vor der Derfendung jedes Blatt gu durchgehen und, 
fofern ſich etwas Strafbares darin fand, nad) Maßgabe des Preßzge⸗ 
fepes mit Beſchlag zu belegen, Nad dem Inhalte des Blattes wurden 
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. überall eingeſchuuggelt und heimlich verbreitet, fondern noch 


maffenhafter gefhah dies mit einer großen Anzahl wahrhaft 
fhauberhafter, alle Grundſaͤtze des Rechts und der Sittlich- 
keit untergrabender, Blugblätter. An mehreren Orten waren 
ganze Kiften vol folder Flugblätter aufbewahrt, und jede 
Gelegenheit benägt, biefelben in Menge in das Land zu 
bringen. 

Alle Vorſtellungen gegen diefes Treiben und alle Bitten 
um Gntfernung ber Flüchtlinge von ber Grenze bei ben 
Schweizer = Behörden blieben damals ohne Erfolg. Rod) we— 
niger wurde dem von einigen Bezirkdämtern, um wenigſtens 
die Fortweiſung befto cher zu bewirken, geftellten Anfu= 
Gen um Auslieferung entſprochen, obſchon diefe Auslie= 
ferung in einem Staatsvertrag von 1808 für die Fälle des 
Hochverraths ansdrüdlich zugefichert iſt *). 


$. 107. 


Bei diefer Lage der Dinge wurde die Stimmung nad 
und nad wieder weſentlich verfchlimmert, was ſich bei ber 
Krankheit der Zeit und bei der von der Frankfurter Linken 
ſtets geftachelten Aufregung auch andern Landestheilen mit= 
theilte, 

Daher die Wahlen Hecker's und Werner's zur Nationals 
verfammlung. 

Gegen Heder erging in Beziehung auf feinen Sig in 
unferer 1. Kammer fon am 1. Mai 1848 eine Großh. 





die meiften Nummern mit Beſchlag belegt und fpäter nach gerichtlichen 
Erkenniniſſe vernichtet, si s h 4 geiänie 
*) Die neuen Orunbfäge über das unter Beſchräutungen allerdings anzu⸗ 
erfennende Aglredit modten die Schweiz veranlaflen, eine Aufpebung 
ober Wenverung des Gtaatsvertrags berbelgufühten. Die einfeitige 
Niterfüllung Tann aber aud burd; bie Bumanften Anfihten nicht ger 
vegjtfertigt werben. Es wurben den tequiritenden Vehörben zwar zwei 
Fäle entgegengehalten, wo auch von babifer Seite die Auslieferung 
verweigert worden fei; allein in dem einen alle, wo vor mehreren Jah⸗ 
sen, bie Luzerner Regierung die Auslieferung forderte, ſprach bas 
Hofgericht aus, daß e8 bazu an ben vom Staatsvertrag vorausgefehten 
DBeweifen fehle, und in dem andern Falle, (beim Sonberbundetrieg) 
wurbe angenommen, daß «8 fi) bei einem Kriege unter ſich unads 
hängiger Kantone nicht um einen Hocderrath handle, 
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Entſchließung, daß, da er „offen zum gewaltſamen Umſturz 
ber Verfaffung aufgefordert und dadurch in Gemäßheit bes 
$. 69 der Berfaffung auf feine Wirkfamkeit ald Abgeordneter 
thatfächlich verzichtet habe,“ in dem 35. Aemterwahlbezirke 
eine neue Abgeordnetenwahl vorzunehmen fet, womit fih bie 
I. Kammer bei Vorlage der Wahlakten einverflanden erklärte. 
Bekanntlich verwarf dann auch die Rationalverfammlung bie in 
Thiengen (an ber Schweizergrenze) auf ihm gefallene Reichs— 
tagswahl *). Demohngeachtet fiel die Wahl nochmals auf 
ihn, worauf erft die Nationalverfammlung auf unfern Antrag 
einging, ben Bezirk nicht nochmals wählen zu Iaffen, fondern 
denfelben als eine rechtliche Wahl verweigernb unvertreten zu 
laſſen. Werner aber wurde, wie oben erwähnt, zur Ber- 
fammlung zugelaffen. 

Auch die anderen Parlamentswahlen im Mat 1848 ($. 50) 
zeugten wenigſtens theilweife von einem, wenn auch unklaren, doch 
immerhin auf Zerflörung bes Beftehenden gerichteten Sinne. Miß⸗ 
Tang ber offene Aufruhr, fo wollte man in einem vermeinte 
lich gefeglihen Wege auf ben Umſturz hinarbeiten. Die 
gleiche Richtung Hatten bie im April und Mat vielfach vor= 
gekommenen verabredeten Steuerverweigerungen, zu 
deren Unterdrüdung ber Staatsrath Hoffmann am 28. April 
den Ständen einen Gefegesentwurf übergab, Traft deſſen das 
Finanzminifterium den Gemeinden nöthigenfalls militärifche 
Erekution einlegen konnte. Diefes von ben Ständen anges 
nommene, am 6. Mat 1848 verkündete Geſetz verfehlte feinen 
Zwed nit, 





*) Es ging das Gerücht, daß er auf eigne Fauſt in Frankfurt erſchelnen 
würde. Wahrfeeinlih fürdhtete er aber, unterwegs verhaftet zu werden, 
da nicht mur In Baden, fondern arch Im den beutfcen MRheinlanden 
auf ihn gefahndet wurde. 
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XVII. Rückzug der Truppen. 


$. 108. 

Die Bundestruppen, der Mehrzahl nach Baiern, zählten, 
einſchließlich der badiſchen Diviſion etwa 30,000 Mann. Ohn⸗ 
erachtet der Zahlung von 18 fr. für den Mann, war dieſe 
Einquartierung für die davon getroffenen Gegenden immerhin 
eine große Laft, welche die Unzufriedenheit noch fleigerte, for 
wie fie die DVerarmung und damit die Wurzel des Uebels 
ſelbſt vermehrte, fo daß bald von allen Seiten in Petitionen 
und in der Preffe, fowohl in der confervativen als in ber 
tevolutionären, auf die Entfernung der Truppen gedrungen 
wurde. 

Bon Zeit zu Zeit tauchten Gerüchte von einem bevor= 
ftehenden neuen Ginfalle der Freiſchaaren auf. Diefe Gerüchte 
waren einigemal durch verfehiedene nicht unmichtige Inzichten 
unterftügt, und ftanden mit gleichzeitigen, wirklich eingetretenen 
auswärtigen Greigniffen (in Paris, Wien ıc.) in Ver— 
bindung. Vielleicht unterblieb jeweils der gedrohte Einfall 
hier nur, weil die auswärtigen Ereigniffe nicht die getvünfch- 
ten Erfolge hatten, oder weil ber Zeitpunkt nach den Ver— 
hältniffen im Lande ſelbſt (namentlich mit Rückſicht auf 
die Truppenaufftellung) den Aufrührern nicht gerade günftig 

ten. 
“ Indeſſen wurde auch eine andere Erflärungsart in der 
Aeuferung gefunden, die ein nicht unbebeutender Flüchtling 
zu einem wohlgefinnten Manne, der ihm gegen das Treiben 
ber Flüchtlinge an der Grenze Vorftelung machte, dahin ge= 
than hat: wir wiſſen wohl, daß wir jegt, fo Yang nidht ganz 
befondere Greigniffe uns Vorſchub leiften, nichts mehr unter= 
nehmen können, aber unfer Aufenthalt an der Grenze hat, 
außer unferer Einwirkung auf die benahbarten badifchen Bes 
zirke, jedenfalls noch den Erfolg, daß wegen fteter Furcht 
vor einem neuen Ginfalle die Truppen aufgeſtellt bleiben, 
was dem Volke viele Koften und Quartierlaft verurfacht und 
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damit die allgemeine Unzufriedenheit vermehrt, fo daß bad 
Bolt zur nochmaligen Erhebung leichter beftimmt wird. 

Am twünfchenswertheften wäre unter dieſen Umftänben 
eine allmählige, zuerft nur theilmweife, Verminderung 
der aufgeftellten Corps geweſen. Auf eine folche wollte je- 
doch das Ober- Kommando ber Bundestruppen (namentlich, 
in Mannheim) nicht eingehen, und plötlich wurde (ohne 
vorheriges Benehmen mit der Regierung) der allgemeine 
Rüdzug aller, ſowohl der Württemberg’fhen als Baier'ſchen, 
Truppen befehloffen, und die Bereitfchaft ausgefprochen, auf 
Requifitton der Behörden, wenn Ordnungsſtörungen es irgend— 
wo nöthig machten, alsbald wieder Hilfe zu leiſten, für welchen 
Fall jedoch ein Vorbehalt wegen Koftenerfahes gemacht wurde. 

In einer Großh. Proflamation vom 17. Juli 1848 
wurde ber Rüdzug biefer Truppen angekündigt, und darin 
binfichtlich des Tegterwähnten Punktes, um die Bevölkerung 
ſelbſt zu größerer Wachſamkeit und Thätigfeit gegen bie Un— 
ruheftifter anzufpornen, gefagt: „Sollte es einer Anzahl 
Frevler gelingen, die Ordnung nochmals zu flören, und 
folten die Wohlgefinnten dabei nicht ben Muth ober nicht 
bie Kraft haben, die Störung im Keime fogleich felbft zu 
unterbrüden, fo daß in einzelnen Gemeinden oder ganzen Be— 
zirken ein neues Aufftellen und Einfchreiten von Militär er= 
forderlich wäre, fo würde dies auf Koſten eben biefer 
Gemeinden ober Bezirke von Uns oder Unferen Be— 
hörden unverweilt angeordnet werden, und bie unentgeltliche 
Verpflegung oder Bezahlung der Truppen würde alsdann 
ſowohl Denjenigen, welche die Ordnung flörten, als Denjenis 
gen, welche biefe Störung nieberzuhalten verfäumten, zur Laft 
fallen." *) 


*) Im ber Situng der II. Kammer vom 20. Juli 1848 tabelle Gads 
biefe Androhung, durch melde der ruhige, mehr zur Regierung hal 
tende, Theil aufgefordert werbe, gegen bie Unruhigen aufzutreten. 
Da er zugfeld die weitere Aufelung von Truppen als nadtheilig be> 
geicjnete, fo erwieberte id, daß eben bie Beigicfung don Truppen 
durch die Tpätigfeit der gefeplichgefinnten Bürger gegenüber den Orb» 
mungöftörern abgewendet werben foll, und bie Kammer gab den Ber 
merkungen des Abgeorbneten Sachs Feine Felge. 
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$. 109. 
Indeſſen wollte die Regierung doch wegen der vielfachen 
Beunruhigung durch die Flüchtlinge und wegen der Gerüchte 


— 19 — 


mäßig obliegt, ließ auf mehrfache Anforderung zwar Truppen 
nach Raftadt abziehen *), fie kamen ſchon bis Kannſtatt, er— 
hielten aber dort eine ihnen nachgefchiefte Ordre, fih nah 
Bregenz zu begeben. Es wurde zugefihert, baß Andere alds 
bald nachkommen folten, diefe Zufage ging jedoch (wohl wer 
gen ber eigenen ſchlimmen Lage Oeſterreichs) nicht in Er— 
fülung. Preußen wollte aber, wie es ſchien, um feine Eifer⸗ 
ſucht zu erregen, bie Befagung nicht übernchmen, ba fie 
Defterreich vertragsmäßig zuſtehe. So mußte Baden bie Fe— 
fung mit feinen Truppen flets allein bewachen, was einen 
großen Theil diefer Truppen dem fo nothwendigen Dienfte ın 
andern Lanbestheilen entzog. 


XVIII. Struve-Putſch. 


8. 110. 

Bei dieſem Stande der Dinge, da bei ſcheinbarer Ruhe 
die Bundestruppen entfernt und die eigenen zur Verminde— 
ruug des Aufwands, in ihrem Dienſtſtande vermindert, in die 
gewöhnlichen Garniſonen zurückgezogen waren, erhob ſich nun 
plöglich ein furchtbarer Streit in der National-VBerfammlung 
über ben bänifhen Waffenftilftand, deſſen Genehmigung ales 
bann faft in ganz Deutfchland, und namentlich hier bei ben 
Maſſen, die doch faum mußten, um was es fih denn eigent« 
lich Handle, eine außerordentliche Aufregung veranlafte. 

Es folgte das bekannte Frankfurter Attentat vom 18. Seps 
tember und ber Mord von Lichnowsli und Auerswald. 

* Der Aufruhr in Frankfurt reizte zur Nachahmung oder 
zum Zuzuge dahin. In Mannheim wurden die Waffen, welche 
am 1. Mut der Bürgerwehr abgenommen waren ($. 103 und 
104), herausgeforbdert und in einer flürmifhen Verfammlung 
“erflärten fi Viele für einen bewaffneten Zug nach Frankfurt. 
Die Berfammlung Tief übrigens, als beim Heranfahren eines 
Wagens gerufen wurde: bie Dragoner kommen! — ſchnell 

*) Baben hatte ihnen fon eine eigene (auf befondere babifhe 


Koften erbaute) Kaferne in ber Reichefeſtung geräumt und zum Bezuge 
überlafen, s ’ 
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auseinander. Die Waffen wurden nicht verabfolgt, und ald 
der Berfuch erneuert werben follte, Fam die Nachricht von ber 
Niederfchlagung des Aufruhrs in Frankfurt, worauf von als 
lem Weitern abgegangen wurde. 

Nicht fo leicht wollte ſich Struse in feinen Planen irre 
machen laſſen. Er hielt diefen Augenblik, in welchem die Na— 
tional:Verfammlung vollends alles Vertrauen verloren habe, 
und im Hinblick auf den Frankfurter Aufruhr, ben er wenig⸗ 
ſtens nicht als wirklich und endgiltig unterdrüdt anfah, für 
den günftigften zu einer neuen Schilderhebung Am Donner- 
ſtag den 21. September gegen Abend kam er daher mit Blind 
und einer Anzahl anderer Freifchärler herüber von Bafel nach 
Lörrach, nachdem am Vormittag einige Gemeinden zur Theil- 
nahme aufgemwiegelt waren, und während feine Freunde auf 
andern Punkten der Grenze von Bafel aufwärts ihre Leute 
fammelten und in das Großherzogthum herüber drangen. 

Am Tage vorher, ben 20. September, hatten nämlich 
Struve, Blind, Mögling, Löwenfeld und Andere in Bafel 
den Einfall verabredet, und Struve erließ an andere an ber 
Grenze fih aufhaltende Notabilitäten der Flüchtlingſchaft ſo— 
gleich folgendes Schreiben: 

mYufgefordert von einer Anzahl badiſcher Bürger und 
gedrängt durch die Macht der Verhältniffe haben bie in Ba— 
fel befindlichen Flüchtlinge ben Entſchluß gefaßt, morgen den 
21. September, Nachmittags um 4 Uhr, in das Babifche ein= 
zubrechen, Befig von Lörrach zu nehmen und dort das vepu= 
blikaniſche Hauptquartier für's erfte aufzufchlagen. Ich eriwarte 
von euch und verlange von euch, daß ihr gleichfalls in das 
Babifche einrüdet, alle euere Berichte nad) Lörrach ſchicket, 
und mit aller euerer Macht fo ſchnell als möglich dahin auf— 
brechet. Siegel wird bei Konftanz, Löwenfels vorläufig in 
Lörrach, Bruhn in der Nähe von Mülheim den militärifchen 
Oberbefehl führen. Ph. Beer und Willich werden andere Ab= 
theilungen führen. 

Bafel, den 20. September 1848. 

G. Struve.“ 
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$. 111. 
Schon im Sommer 1848 Hatte Struve gemeinſchaftlich 
mit Heinzen eine Drudfchrift: 
„Plan zur Revolutionirung und Republifantfirung Deutſch⸗ 
lands" 
herausgegeben und verbreitet. In der Einleitung ift unter 
Anderm gefagt: 
„Steg oder Vernichtung find die Pole, zwifchen 
welchen der Kampf fo lange zerren und ſchwanken muß, 
bis einer von beiden erreicht iſt “... 
Deshalb bezeichnet die Schrift die 
humanen oder auf die Meberzeugung berechneten Mittel 
als Tächerliche Thorheit und verderbliche Schwäche." 
Berner heißt e8: 
„es gilt nur der Geſichtspunkt der Nützlichk eit für uns 
fern Zweck, der Gefihtspunkt der Sicherung unfe= 
rer Sache. Alle Mittel, die hiefür nöthig 
find, find gerecht“ *). 
Sogleich der erfte Sieg müfle zur Organifirung ber Repu= 
blik benügt werden. Daß dies 
mur auf dem Wege eines unbefchräntten Ver— 
fügens vollbradt werden kann, erregt kein Bedenken. 
Die Formen und die Perfonen, in melden und durch 
welche jene Gewalt ausgeübt, alfo das Land gleichſam 
in politifhen Belagerungszuftand gefegt werde, 
finden fih im Kampfe theils felbft, theils find fie hier 
angegeben. Mit Gewalt müffen wir den Weg zur 
Paulskirche bahnen." © 
Es folgt dann: ein Aufruf an das deutſche Voll, — eine 
Organiſation des Aufftands, — eine Organifation ber repu= 
blikaniſchen Behörden, — und eine Zufammenftellung von 
Verhaltungsregeln. 


*) Diefer Grundfag mit andern Worten ausgebrüt: „Der Zwed 
Heiligt die Mittel“ — wurde ehemals (mit Medit ober Unrecht) 
einem gewiſſen Orden zur Laſt gelegt unb von ber öffentlichen Moral 
Überall verdammt. 
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Das Vermögen der Abweſenden, ſowie ber fürftlichen 
BVerfonen und Staatöbiener fol mit Beſchlag belegt, und den 
fi weigernden Gemeinden eine Gontribution auferlegt wer⸗ 
den. Jeder Waffenfähige von 18 —40 Jahren foll für die Sache 
der Revolution die Waffen ergreifen, und derjenige, welcher 
wegen Untauglichleit oder Unentbehrlichkeit freigelaffen wird, 
einen Geldbeitrag von 100—10,000 fl. bezahlen. Staatsbie⸗ 
ner, bie ſich der Revolution nicht aufrichtig anſchließen, follen 
verhaftet werben, und eben fo Geiftliche, Lehrer und andere 
einflußreiche Perfonen, welche im Verdacht ſtehen, der Repu= 
blik zu widerftreben ıc. 

Ale diefe Vorſchläge fuchte Struve nun bei bei dem 
neuen Aufftande zur Geltung zu bringen. 
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Ein Emiffär Struve's hatte ſchon vor deſſen Ankunft 
in Verbindung mit einer Anzahl bewaffneter Anhänger in 
Lörrach Generalmarſch fehlagen laſſen, das Amthaus befegt 
und die Beamten verhaftet. Inzwiſchen verhaftete der eben— 
falls vorausgegangene Häuptling Näff mit Hilfe von Bürger- 
wehrmännern von Stetten bie Grenzaufieher und den als 
Gegner befannten muthigen praktiſchen Arzt Kaifer. 

Mit den Bürgerwehrmännern von Stetten und ihnen 
entgegen gefommenen bewaffneten Lörrachern marfdirte nun 
Struve mit Genoffen nad Lörrach, wo er ber zufammenge- 
Taufenen Menge in einer Rede vom Rathhaufe herunter fo= 
gleich die Republik verkündete. 

Es wurden fogleich in die benachbarten Orte hinaus Be— 
vollmächtigte und Bewaffnete gefhidt, um ein allgemeines 
Sturmläuten und bewaffnetes Ausziehen ber Mannſchaften 
von 18—A0 Jahren unter ſchweren Bedrohungen zu bewirken. 

Andere Flüchtlinge fehten nach Struve's Aufforderung 
vom 20. Sept. eben fo bei Rheinfelden, Großlaufenburg und 
Zurzady über den Rhein, wobei ſich Schweizer, namentlich 
Rheinfelder und Zurzacher Bürger, mit betheiligten, 
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In Lörrach bemächtigte fih Struve der Buchdruderer 
von Gutſch und ließ ve,ublikanifche Regierungsblätter bruden. 
Das Regierungsblatt vom 22. September enthält folgenden 
Aufruf an das deutfche Volk: 

„Der Kampf des Volks mit feinen Unterdrüdern hat 
begonnen. Selbſt in ben Strafen ber Stadt Frant- 
furt, am Sige der ohnmächtigen Gentralgewalt und ber 
gelhmwägigen Eonftituirenden Verſammlung ift auf das 
Bolt mit Kartätfchen gefchoffen worben. Nur das Schwert 
ann das beutfche Volk noch retten, Siegt die Reaftion 
in Frankfurt, fo wird Deutfchland auf dem fogenannten 
gefeglihen Wege furchtbarer ausgefogen und geknechtet 
werden, als dieſes in den blutigften Kriegen gefchehen kann.” 

„Zu den Waffen, deutfches Volk! Nur die Republik 
führt ung zum Ziele, nad dem wir fireben. Hoch lebe 
die deutſche Republik!" 

Lörrach, den 21. September 1848. 


Im Namen der proviforifchen Regierung. 
Guſtav Struve. 


Der Schriftführer: Der Commandant des Hauptquartierd: 
Blind. M. W. Löwenfels.“ 


Das nämliche Regierungs-Blatt enthält eine Dienſtan— 
weiſung an die Bürgermeiſter, daß überall geſtürmt und auf 
den Bergen Feuer angezündet werde, Die Bürgermeiſter ſol⸗ 
Ien für den fofortigen Abmarfch der waffenfähigen Mann- 
ſchaft und für die Bebürfniffe der Mannfchaft an Kleidern, 
Waffen, Munition und Nahrungsmitteln forgen, und zugleich 
wachen, daß keine der fürftlichen Partei angehörigen Perfo« 
nen fid) entfernen, daß diefelben vielmehr verhaftet, und ihre 
Vermögenstheile mit Beſchlag belegt werden ıc. 

Ferner enthält das Regierungs-Blatt eine Verordnung 
vom 21. September, daß nicht nur alle (in Baden ohnehin 
ſchon abgefhafften) Feudallaſten aufgehoben, fondern auch die 
(etwa rüßftändigen) Ablöfungefchuldigkeiten getilgt fein. Alle 
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An den Staat und die Kirche bisher bezahlten Abgaben (mit 
vorläufiger Ausnahme der Zölle an den beutfchen Grenzen) 
follen aufhören und durch eine das Einkommen ber Unbemit- 
telten nicht berührende progreifive Einkommensſteuer erſetzt wer⸗ 
den. Alles Grundeigenthum des Staats, ber Kirche und ber auf 
Seite ber Fürften kämpfenden Staatsbürger fol, unter Vor— 
behalt fpäterer Ausgleihungen, an bie Gemarkungsgemein- 
den übergehen ıc. 

Wegen des bewaffneten Auszugs ergingen an bie Ge— 
meinden noch befondere fohriftliche Weifungen, 3. B. nad 
Fiſchingen folgende: 

nDeutfche Republik. 
Wohlſtand, Bildung, Freiheit für Alle! 

Im Namen des beutfchen Volkes wird verfügt: 

Wir fordern die Fiſchinger Bürgerſchaft auf, fogleich 
flürmen zu laffen und die waffenfähige Mannfhaft von 18 
bis A0 Fahren zum Zuzug in's Hauptquartier Lörrach zu beor= 
dern. Ueber bie, welche ſich weigern, mitzuziehen, wird 
BVolksgericht gehalten. Die Waffen derfelben find mitzubrin= 
gen. Etwaige Regierungskaſſen find Hieher zu liefern, Volks— 
verräther zu verhaften. Die Behörden und Bürger find für 
den Vollzug diefes Befehls verantwortlich, bei Gefahr für 
Leib und Leben und Androhung bes Standrechts.“ 

Zugleich ernannte Struve republifanifche Commiſſäre mit 
ausgedehnten Vollmachten. 


$. 113. 

Obgleich die Zahl der Anhänger diefer Sache in ber 
bortigen Gegend verhältnipmäßig nicht groß war, fo haben 
die angewandten Mittel in der allgemeinen Ueberraſchung und 
Verwirrung doch bewirkt, daß eine große Maffe fih fügte 
und mitzog. Selbft Gezwung ene halfen, Andere wieder 
zu zwingen. 

Die öffentlichen Kaffen wurden geplündert, insbefondere 
auch Zoll⸗ und Poftbeamte verhaftet und an ihre Stelle Anz 
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dere gefegt. Poſtmeiſter Martin in Lörrach, welcher feine 
Dienftgelder verborgen hatte, wurde nach Entdeckung derſel- 
ben mit Erſchießen bedroht, es wurde jedoch vorerſt nur ſein 
Vermögen konſiszirt. Auch an mehreren andern Orten wur— 
den die großentheils verborgenen öffentlichen Gelber durch 
Bedrohen ber Beamten mit Erſchießen beigebracht. 

In Kleinlaufenburg erfhoffen die Aufrührer den Gens— 
darmen Brig, und berichteten dies am 22. September an 
Struve mit dem Bemerken, daß bie Leute in jener Gegend 
nicht mitziehen wollen, er folle ihnen daher 100-200 Mann 
Berftärkung zu Erekutionen fchiden. 

Der Bezirks-Amtmann Streiher in Schönau, der mit 
dem bertigen Bürgermeiſter dem Unternehmen Träftigen Wi— 
berftand leiftete, wurde verhaftet und nach Todtnau geführt. 


In Mühlpeim wurde der Abgeordnete Blankenhorn wegen 
feiner Eonftitutionelen Gefinnung verhaftet und mußte, um 
anftatt der Abführung in das Gefängniß nur eine Haus— 
wache zu erhalten, 1000 fl. bezahlen. Auch drei andere Blan⸗ 
tenhorn dafelbft mußten, um vom Mitzuge vorerft beurlaubt 
zu werben, jeder 1000 fl. bezahlen. Aehnliche Loskaufsgel- 
der, wenn auch in Eleineren Beträgen, wurden nod vielen 
Andern abgepret. 

Bon Lörrach ging ber Zug fiber Kandern in das Rhein— 
thal nach Schliengen, Mühlheim, Sulzburg und am 24. Sep= 
tember nach Staufen. Von verfchledenen Seiten wurden die 
freiwilligen und die gepreßten Mannfchaften herbeigeführt und 
angereiht. Selbft in Schopfheim, wo ſich der muthige Bür— 
germeifter Grether, der Poſthalter und andere entſchloſſene 
rechtliche Männer Träftig wmiderfegten, wurde durch die 
Schreckensherrſchaft ein Theil zum Ausmarfche gebracht. In 
entfernteren Bezirken, two das Zudrängen mehr nur dur 
vereinzelte Eleinere Banden gefhah, gelang der Widerftand, 
und es erfolgte Fein Anſchluß, 3. B. im Bezirke Waldshut, 
und größtenteils im Bezirke Sädingen. Selbſt in. eftetten, 
wo im Frühjahr Weißhaar eine gewaltige Herrſchaft übte, 
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war biefes mal, da er felbft abmahnte, wenig Lärm, und 
nur in einer Amtögemeinde erfolgten Rüfungen, jedoch 
wurde der Abzug bis auf weitere Nachrichten verfchoben. Der 
ganze Seekreis, ber ſich beim Hederfchen Zuge vorzugsweiſe 
betheiligte, blieb jegt ruhig *). In Konftanz wurde ein Ver⸗ 
fuch fogleih unterdrüdt, wobei fih, wie die Staatsbehörden, 
fo insbefondere der Bürgermeifter Huetlin fehr thätig bewies. 
Nur in Engen gab ed nach Ankunft des republikaniſchen 
Regierungs-Blatts und einiger Flüchtlinge von dort am 24. 
September einen Aufruhr, wobei die Staatsbeamten (theil= 
weiſe unter argen Mißhandlungen) und felbft der Abgeordnete 
Welte verhaftet wurden. Die Nachrichten über ben ander— 
weitigen Verlauf machten aber der Sache fogleich wieder von 
ſelbſt ein Ende, ehe noch die ald Exekutionsmannſchaft dahin 
beorderten Truppen einrüdten, 


g. 114. 


Am 22. September Nachmittags traf hier die erfte Nach—⸗ 
richt von dem Struve'ſchen Unternehmen ein. Die Regierung 
machte fogleich der Gentralgemalt davon bie Anzeige. In= 
zwifchen aber, um nichts zu verfäumen, obfchon nach dem 
erſten Berichte die Sache nicht von großer Bedeutung fehien, 
reifte noh am nämlichen Abend der General Hoffmann mit 
einigen Truppen in das Oberland ab und lies in der Nacht 
weitere nachfolgen. 

Die Reife, insbefondere der Leptern, ftieß aber auf große 
Hinderniffe; denn an mehreren Orten, namentlich bei Ettlin— 





) Im Auguft 1848, als id in mehreren Bezirken des Seektelſes, na⸗ 
mentlih in Stüplingen, Bonnderf, Donauefhingen und Vilingen Ver: 
fammtungen Gielt, um mid mit ben Ortsvorftänden und Andern über 
etwaige Bewerben und über das, was Noth thut, zu befpredhen, 
wurde mir von allen Seiten (felöft von den Demokraten) verfihert, daß 
man fich dort an einem Aufruhre nit mehr Teicht beibeiligen würde. 
Die ApritsGreigniffe Haben zum Theil_geheift, zum Theil wenigfens 
nüchterner und vorfihtiger gemadit. Dies bewährte fih, beim Gtruer- 
yutfch, und felbft an der 1849er Mairevolution nahmen die Gegenden, 
dur die ber Hederfe ober der Strune’fche Zug gleng, nur wenig 
Antheit, und zeigten mehr NBiterftreben, als andere Randestheile. 
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gen, Adern, Frieſenheim und Orſchweier wurde in ber Nacht 
vom 22. auf den 23. September bie Gifenbahn aufgebrochen 
und es bedurfte überall wenigſtens einiger Stunden zur noth= 
dürftigen Wiederherftellung. Auch oberhalb Freiburg bei 
Krogingen und weiter hinauf wurbe die Gifenbahn zerftört, 
und bie Schienen wurben dort, da bie Aufrührer mehr Zeit 
dazu hatten, um bie Teichte Wiederherftellung zu hindern, weit 
binweg geführt. Ebenſo erfolgte in ber Nacht vom 23. auf 
den 24. September, um den Durchzug der Reichstruppen von 
Frankfurt her zu hindern, eine Zerftörung der Eifenbahn bei 
Großſachſen im Amtöbezirte Weinheim *). 

Inzwifhen zog der General Hoffmann von Freiburg **) 
aus mit den einftweilen zuſammengebrachten badiſchen 
Truppen, fo weit er fie nicht in Freiburg zurüdlaffen mußte, 
im Ganzen mit kaum über 800 Mann gegen bie Maffen ber 
Aufrührer ab, traf fie am Sonntag den 24. September Nach⸗ 
mittags bei Staufen, griff fie an und ſchlug fie, worauf fie, 
fo weit fie nicht gefangen genommen wurden, in aller Eile 
in verſchiedenen Richtungen davon flohen. Die Gepreften 
flohen in ihre Gemeinden, melde nun, durch den Sieg ber 
Truppen erleichtert, dem Aufruhr felbft wieder entgegentraten. 
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Struve, deſſen Papiere zu Staufen in die Hände ber 
Truppen fielen ***), floh mit feiner Frau, deren Bruder 


*) Der Zuſammenhang biefer vielen gleichzeitigen Eiſenbahnzerſtörungen 
mit dem aufrührerifhen Unternehmen lag auf offener Hand. Gieich⸗ 
wohl wurde berfelbe fpäter in ter Il. Kammer von Mitgliedern ber 
Binten befteitten, bet welder Gelegenheit ber Xgeorbnete Blankenforn aber 
ergäßlte: ex habe ben Sreifhärlern, als fie ihn verhafteten, gegen das 
unfinnige Unternehmen Morftelung gema&t, und unter Anderm aud 
bemerkt, daß fogleih eine Menge Truppen ba fein werden, um fie 
mieber qu verjagen, worauf fie ihm erwieberten: dafür in geforgt, bie 
Gtfenbahn wird fogleich überal zerflört. 

*%) In $reiburg war diesmal der Bufland nicht mehr fo ſchwantend, wie 
Um Ari. Die Räbtifhen Behörden fhfoflen fih entfihleden der Sade 
der Ordnung an. Die Bürgerwehr war thätig, um alle etwaigen 
Störungen nieberzubalten. . 

**9) Unter dieſen Papieren befand fi ein Sgreiben Struves von Lörrach 
vom 22. September 1848 „an I. Ph. Beder in Biel“, an „Anwalt 
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(Düfar) und Blind über das Gebirg, wo fie unter Wegs 
bäuerlihe Anzüge ſich verfchafften, nad Todtnau. Als fie 





Big, Mitglied der conſtituirenden Verſammlung zur Seit in Baſel oder 
Straßburg”, und an „Schlöffel Mitglied der confituirenden Verſamm ⸗ 
fung in Sranffurt“, worin er biefe Herren von bem Gefiehenen in 
Kenntniß kB, und fie auffordert, mit ihren Freunten fo bald als 
möglich zu ihm qu floßen. ®erner befand fi unter den Papieren ein 
Sqrelben Sigeld von Emmishofen vom 16. September 1848 an 
Struve In Rheinfelden, weldes dann in öffentlichen Blättern abger 
drudt wurde. Diefes Schreiben feht ten Plan fe, wie der wieder gu 
erhebende Aufruhr in militärifer Hinfiht geleitet werden müfe, we 
und nad} welchen Richtungen die Operationen auszuführen feien. Hufe 
ferdem heißt es darin: 

„Bir Haben bis jept fo wenig Unterftüpungsgelber erhalten, daß 
wir dir in die Gentraffaffe ned nichts fhiden fonnen. Der Ichte Auf» 
ruf wirb uns vlelleiht mehr Gelber verfhaffen, und ung moglich machen 
einen Theil derfefben bir zur Verfügung zu fellen. 

„Was die politife Trage jenfeits des Rheins betrifft, fo wäre 
vor Allem notwendig, daß bei eintretendem außerordentlihen Ball bie 
entfäiebenften Dänner ber Linken in Frankfurt ih mit bir verbinden, 
fet «6 auf deutſchem, franzöſiſchem ober fAwelzer Boden. Diefe Männer 
wären etwa Ipflein, Brentano, Träpfhler, Simon, Fröbel ır. Diele 
würden eine provfforifche Regierung bilben für fümmtlice Repubtifaner 
bieffeits und jenfeits des Rhelnes. 

„In einem fogleih beim Antritt eurer Regierung erlaflenen Mar 
nifefte würbet ihr in Furzen Sügen Cuere Forderungen und Iwede aus 
einanderfepen, hauptfächlid, weil das Gefpenft des Kommunismus 
nod Viele beängftigt und Ichwantend machen würde. 

„Ein folde® Manifet, von Männern ausgegangen, die Vertrauen 
und einen Ramen Haben, würte unferer Sache eine fenelle und emfchie ⸗ 
dene Wendung geben, und ganz Deutfälanb in Aufruhr verfepen. Die 
Ratifizirung des dänifhen Waffenftillftandes nähe zu einem Austritt ber 
entſchiedenen Linken Gelegenheit, wo nidt, fo wird fi bald eine ans 
dere finden. Dann muß aber bie Vorbereitung des Ganzen ſchon ges 
troffen fein. Bu biefem Smede wirft bu gemiß fon mit Ipflein oder 
Froͤbel — auf welgen ih am meiften Vertrauen Habe — in Verbins 
dung getreten fein, denn eine Anzahl von Männern, bie fih zu einer 
großen Sache vereinigt Haben, hat im Wolfe mehr Halt und Geltung, als 
die Unternefmnngen Ginzelner, bie, wie gut fie aud gemeint find, 
lets den Vorwurf der Ufurpation tragen müffen. Schiller fagt bier ganz 
tiptig: „Größe für fi aleln kann wohl Bewunderung und Schreden, 
aber nur die Legale Größe, Ehrfurdt und Unterwerfung erzwingen.” 
Bern {fr aug nicht auf gefepligem, fondern auf tevelutionärem 
Bege erflanden wäret, fo wäre Eure Vereinigung dod) neeignet, Cud den 
Schein der gefehgebenden Kraft, das Recht bes Befehls zu geben. 
Euren auf see Beife gegebenen Dekreten würbe fi wentgflene ganz 
Sübeutfgland fügen. Im den Städten von Nord» und Sübbeutichland, 
fowie in Wien, womit man ebenfalls übereinftimmen müßte, würden ges 
wiß bedeutende Unzuhen entftehen. Die Bunbestruppen fönnten fih nicht 
eonsentriren, und ihre Vereinigung Könnte leicht durch Angriffe auf bie 
vereingelten Korps vereitelt werben. 

„Während deſſen wäre es unfere Aufgabe, den Schwarzwalt, 
DOpenwalb, Rheinbaiern in Alarm zu fepen. (Hier folgt eine umſtänd⸗ 
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von dort wieder abfahren wollten, wurden fie durch bewaff⸗ 
nete Schopfheimer zurüdgehalten, es gelang ihnen aber fpä= 
ter (den 25. September, früh 3Uhr) doch noch zu entkommen. 
Sie fuhren der. Schweiz zu, und kamen neben Schopfheim 
vorüber nah Wehr, wo fie durch Schopfheimer Bürger, bie 
von ihrer Flucht Spuren erhielten, in Gemeinfhaft mit Bür- 
gern von Wehr verhaftet wurden. Das Bezirksamt Sädin- 
gen wurde davon ſchleunig benachrichtigt. Der Oberamtmann 
Schey, ber ihn im April wegen gefährlicher Verhältniſſe in 
Sädingen wieder hatte laufen laſſen ($. 98), eilte nach Wehr 
und verfügte, daß die Gefangenen weiter Ianbeinwärts 
nah Schopfheim gebracht werben. Struve hätte vorge- 
zogen, wieder an bie Schweizergrenze nah Sädingen zu 
kommen, zu deſſen Amtsbezirt Wehr gehört. Er verlangte 
daher die Verbringung nad Säckingen, weil nad ber Ver— 
faffung niemand feinem ordentlichen Richter entzogen werden 
dürfe, welche Beftimmung jedoch, da er das Verbrechen 
nicht in diefem Bezirke verübte und es ſich ohnehin vorerfl. 
nicht um die Unterſuchung, fondern nur um die einftwei- 
ige Verwahrung handelte, bier Feine Anwendung fand. 
Nebftdem bemerkte ihm Schey: wie können Sie fi denn auf 
die Berfaffung berufen, Ste, ber Sie ja gerade baran 
find, die Verfaffung umzuſtürzen? — Er beantwortete 
diefe Frage nicht. Die Abführung nah Schopfheim erfolgte, 
und von dort wurden bie Gefangenen unter Begleitung von 
Bürgerwehr in das Hauptquartier der Truppen nad Mülle 
heim gebracht. . \ 


ße Befreibung des Dperationplange, worin Intbefonbee auch auf ie 
Berlörung der Gtfenbahnen Hingewiefen if.) 

„Mit ven Heron Phartjäern und Intriganten wird es nun balb 
ein Ende nehmen, denn fie haben an Heder ihren Haltpunft ver⸗ 
foren, und von feinem Nadruhm, ben fie an fi zu reißen ſuchen, 
werben fie aud nicht lange leben fönnen.“ 

Wie aus diefem Schreiben erfichtlid if, wären noch viele Vorbe⸗ 
teitungen zu trefien gewefen. Gtruve ging aber gegen Cigel’s Plan 
zu raſch an das Werk, daher Hat Sigel, der erft durch Struve's 
Schreiben von Bafel den 20. September ($. 110) von dem fAnelen 
Eniſchluſſe in Kenntnig gefept wurbe, fih nicht angeſchloſſen, da ex bie 
Sache zum Voraus als verloren anfah. 

13 
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Die Soldaten, durch das Treffen von Staufen erhitzt, 
waren von einem Rachenehmen an ben Freifhärlern, wo fie 
deren noch trafen, ſchwer zurüdzuhalten. Namentlich erfchoflen 
fie am 25. September Vormittags, als in Staufen aus einem 
Haufe nochmals auf die Truppen gefeuert wurde, mehrere barin 
verborgene und heraudgetriebene Freifchärler auf der Stelle. 
GEs war ſchwer, aber es gelang, bie Wehrer Gefangenen 
vor der Wuth der Soldaten zu fügen. 

Mit dem einen Schlage bei Staufen war indeffen ber 
ganze Aufruhr zu Ende, und nur in ber Nähe der Leopolds- 
höhe ereignete fih hintennach noch ein umbedeutender damit 
aufammenhängender Vorfall, Die den Aufruhr unterftügenden 
Unruhen, die an vielen andern Orten ſchon begonnen hatten, 
waren, fo wie ber in ber Nähe von Kehl angekündigte Ein— 
bruch von Flüchtlingen, in Folgen des Treffens von Staufen 
ebenfalls zu nichte geworben *), 
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Zur Zeit des Struveſchen Aufftandes waren bie Stände 
nicht verfammelt. Es erhob fi nun bie Frage, ob nicht ein 
provfforifches Geſetz wegen des Staudrechts erlaſſen werben 
solle? — Es iſt dies ein außerorbentliches Mittel, das zwar 
feine großen Schattenfeiten hat, in unferen Zuftänden aber zu 
Zeiten großer Gefahr als cin Nothrecht erfcheint und zu= 
gleich die mohlthätige Nebenfolge Hat, daß die Soldaten von 
Graufamteiten gegen die Aufrährer Teichter abgehalten wer- 
den, wenn fie ſehen, daß die Verbrecher, bie bewaffnet gegen 
fie auftraten, fogleich vor ihrem Angefichte von ber verſchul⸗ 
deten Strafe getroffen werden. 

In Baden beſtand nun fein Geſetz, welches zur Berfün- 
bung des Standrechts gegen nicht militäriſche Berfonen #*) er⸗ 

*) Auch in Württemberg war eine Schilderhebung zur Unterflügung Strus 

988, wie aus einem unter beffen Papieren vorgefunbenen. Cin öffentlichen 

Blättern mitgetheilten) Schreiben aus Hellbronn heworging,, vorbereitet. 

Auf das Treffen bei Staufen unterblich der Ausbrug- 

H Das Oefeh über das ftandrechtliche Verfahren bei dem Militär, vom 


7. Zunt 1848, dem die Stände ihre Zuftimmung jaben, bezieht fig; 
nur auf das Verfahren gegen das Militär. I ve 
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mädhtigt, ober diefes überhaupt geregelt Hätte. Schon im 
April 1848 Iag es im Plane ber Regierung, ein ſolches Ge— 
feg, wenn der Aufftand länger gebauert hätte, zu erlaſſen. 
In der Verordnung vom 23. April 1848 über ben Kriegszu⸗ 
fand, if am Schluſſe eine hierauf bezüglihe Andeutung ge= 
macht. Als aber die ſchleunig berufenen Kammern am 28. 
April wieder zufammentraten, war der Aufftand ſchon voll= 
fändig überwunden, weshalb bei Berathung jener Verord- 
nung in der Kommiffion der I. Kammer keine Geneigtheit 
mehr vorhanden war, auf Beflimmungen wegen des Stand= 
rechts einzugehen. Bei der Berathung in der Kammer felbft 
ftellte der Abgeordnete Biffing den Antrag, die Regierung zu 
ermaͤchtigen, gegen Fremde, welche an einem hochverräthe- 
rifhen Aufruhr Theil nehmen, das Standrecht zu verkünden. 

Ich erflärte mich dagegen, weil darin eine Beſchraͤnkung 
des Standrechts gegenüber den einheimifhen Aufrührern 
läge. Ich bemerkte dabei, daß, weil die Kammer nicht auf 
ein vollftändiges Standrechtsgeſetz eingehen wollte, bie Re= 
sierung in biefer Beziehung vorkommenden Falles auf ben 
Grund des $. 66 ber Berfaffungs-Urkunde im Wege der pros 
viſoriſchen Gefeggebung fürſorglich auf eigene Berantwort= 
lichkeit, die für die Sicherheit des Staats nöthigen Beftim- 
mungen treffen würde. Biffing und Andere erklärten ſich da— 
mit einverftanden, ohne daß irgend Jemand Widerſpruch 
erhob. 
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Am 22. Sept. Nachmittags, als die erfte Nachricht von 
dem Struvefhen Einfalle hieher Fam; ſchien die Sache noch 
nicht von großer Bedeutung zu fein. Gleichwohl wurde fo- 
fort ein im April durch eine Kommiſſion entworfenes Stand- 
rechtögefeg noch am nämlichen Abend im Miniftertum des 
Innern fürforglich berathen und dem Staatöminiftertum vor— 
gelegt, wo bie Berathung am 23. Sept. Vor- und Nahmit- 
tags ftatt hatte. Da inzwiſchen ſchon beunruhigendere Nachrich-⸗ 
ten eingefommen waren, fo wurde ber Entwurf am Abend des 
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23. Sept. vom Großherzog als proviſoriſches Geſetz genehmigt, 
und noch am nämlichen Abend in die Druderei gegeben. In 
der Nacht wurde das Regierungsblatt gebrudt und am 24. 
Sept. früh mit dem erſten Bahnzuge ging ed nach allen Rich— 
tungen ab *). 

Befteht ſchon im Voraus ein Standrechtsgeſetz, fo kann 
das Standrecht mit wenigen Förmlichkeiten zur Beit bes Auf- 
ruhrs ſogleich verkündet und in Anwendung gebracht werben. 
Jeder Aufrührer, der das ſchon früher gegebene Standrechts— 
gefeg Kennt, weiß zum voraus, daß die Erklärung der An 
wendung beffelben kommen Tann und was dann Rechteng ift. 
Unregelmägiger und materiell verlegender if es aber, wenn 
das Standrecht im einzelnen Falle für eintretend erklärt wird, 
ohne daß ein daſſelbe vegelndes Geſetz vorher ſchon in genü= 
gender Weife befannt gemacht iſt. Diefe Rückſicht war ber 
Grund, aus welchem nicht gleichzeitig mit der Bekannt— 
machung des Standrechtsgeſetzes auch bie Verkündung bes 
Standrechts ſelbſt, d. h. die Beſtimmung, daß es jezt 
in Anwendung trete, erfolgte, ſondern die im Geſehe 
vorbehaltene beſondere Ermächtigung des Oberbefehlshabers 
zur Verkündung des Standrechts erſt am folgenden Tage (den 
24. Sept.) dem General Hoffmann nachgeſendet wurde. Er 
erhielt dieſe Ermäͤchtigung, da er auf dem Zuge begriffen 
war, erft am 25. Sept. Nachts, worauf er fogleich zur 
Verkündung des Standrechts ſchritt. Inzwifchen war aber 
das Treffen von Staufen ſchon vorüber und Struve und 
Blind waren ſchon gefangen. Da nun bie Verordnung, inte 
andere Standrechtägefege (3. B. das Baieriſche und das Oeſt⸗ 
reichiſche) die Beftimmuhg enthält, dag das Standrecht nur 
gegen Diejenigen eintrete, bie erſt nach ber Verkündung 
deffelben noch aufrührerifche Handlungen” vornehmen, fo ſprach 


”) 56 iR Hieraus, erſizuich, daß es an Eile nicht fehlle, und 
einem. öffentticen Blatte enthaltene Angabe, pn en 
einem Mitglied des Staatsminifteriums , welches biefelbe gar nie zu 
fih nahm, 24 Stunden lang in ber Taſche Herumpettagen worden { 
woburd der Abru im Reyierungsblatte aufgehalten worden, wiherz 
Tegt ih als eine Terre Verbäntigung von feldf. ’ 
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das von General Hoffmann in Müllheim über Struve und 
Blind niedergeſette Gericht aus, daß das Standrecht gegen 
fie keine Anwendung finde *). 

Auch wenn gleichzeitig mit der Verorbnung vom 23. 
Sept. im nämlichen Regierungs-Blatte die Verkündung des 
Standrehts ſelbſt erfolgt wäre, fo hätte dies an der 
Sache nichts mehr geändert; denn biefes mit dem 1. Bahn- 
zuge des 24. Sept. hier abgegangene Regierungsblatt war in 
Staufen zur Zeit des Treffens noch nicht angelangt und noch 
weniger ſchon befannt geworben, ö 


§. 118. 


Die in Müllheim wegen Unanmwendbarteit des Stand— 
rechts ausgeſprochene Verweifung von Struve und Blind an 
den ordentlichen Richter veranlafte unter den Truppen eine 
große Aufregung und rief auch bei vielen andern veblich ge= 
finnten Staatsangehörigen eine Mipftimmung hervor. 

Das Glück, daß der ganze Aufruhr durch ein einziges 
Treffen vafch niedergefehlagen war, wurde gar nicht mehr in 
Anſchlag gebracht. Hätte der Aufruhr noch fortgebauert, fo 
wäre dad Standrecht zur Anwendung gekommen, und das war 
vielfach der Hauptgefihtspunft, theils aus einem gerechten 
Racegefühl, theils wegen der Anfiht, daß dadurch Fünftigen 
aufrührerifchen Verfuchen mehr vorgebeugt würde. Es kam 
zwar auch bei aufrührerifchen Bewegungen in andern Län— 
dern, namentlich im Jahr 1848 vor, daß überall das Stand» 
recht nicht fogleih im Anfang des Aufruhr, fondern erſt 
dann verkündet wurde, ale die Sache weiter fi fort— 
fegte **), aber hier brachte es der Zufall, daß alsbald nach 
dem erften Treffen bie beiden Anftifter des Unheils, ge— 
gen die das fittliche Gefühl ſich empörte, gefangen genommen 


*) Nur in ſofern man beide al intellettuelle Urheber des einzigen fpäs 
tern aufrührerifhen Vorganges bei ber Leopoldshöhe verantworttid 
gemacht hätte, wäre ehma eine andere Entfceldung möglich gewefen. 

#**) Huch gegen das Militär geflattet unfer mit ben Gtänden vereinbars 
te Geſeb vom 7. Juni 1848 die Verkündigung des Stanbrechts nur, nenn 
der hochverraͤtheriſche Aufruhr fon von einem „größeren Umfange" iſt. 
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wurden, und nun ſollten dieſe beiden Uebelthäter der raſchen 
blutigen Sühne entrinnen und dem gewöhnlichen Gange der 
Gerechtigkeitspflege, fogar noch vor Geſchwornen, überwiefen 
werden! — Das war allerdings geeignet, Mißſtimmung zu 
erregen, und man ging von einigen Seiten fogar jo weit, 
daß man forderte, die Regierung fol einen Machtſpruch thun 
und anordnen, daß Struve und Blind kriegsrechtlich erfchoi= 
fen oder überhaupt fandrechtlich gerichtet werben, die Ver— 
ordnung vom 23. September möge auf fie paſſen ober nicht, 
man folle diefe Verordnung eher rückwirkend ändern. 

In ber erſten Zeit hätte ein folder Schritt der Regier 
rung im Lande ohne Zweifel vielfache Befriedigung erregt, aber 
außerhalb und bald nachh er auch Hier würde, beffen darf 
man gewiß fein, ein Schrei des Entſetzens die Handlung als 
brutale Gewalt gebrandmarkt haben. Die Regierung durfte 
von ber Bahn der Gerechtigkeit nicht abweichen, fo groß auch 
der politifche Nachtheil fein mochte, daß die beiden Unheilftif- 
ter nicht fofort erhoffen, fondern nach dem Ausſpruch des 
ſtandrechtlichen Gerichtes an ben ordentlichen Richter, nad) dem 
Gefege vom 16. Mai 1848 alfo an das Hofgericht mit Ge— 
ſchwornen verwiefen wurden. Wir konnten nur auf die thun= 
lichſte Beſchleunigung ber Unterfuhung dringen und 
zu biefem Zwede die Zahl der Unterfuhungs-Richter, wie es 
nad) einer Verordnung vom 27. September wirklich gefchah, 
vermehren *). 

Nah dem MWiederzufammentritte ber Stände, ber am 9. 
Oktober 1848 erfolgte, legte bie Regierung der II. Kammex 
das Proviforium vom 23. September mit einigen Aenderungen 
zur Zuftimmung vor. Die Kommiffion war nach ihren erften 
Berathungen zur Annahme bereit. "Da. aber bie Berichts- 
erftattung ſich verzögerte, und inzwiſchen die nach dem Struve— 
putſch eingetretene beflere Stimmung aus ähnlichen Gründen, 
, Ile nach dem Hecker'ſchen Aufftande ($. 106—108) ſich wieder 

änderte, auch die Grundrechte bes deutſchen Volks ein Hin- 


®) Der weitere Verlauf ift oben in $. 62 erzählt, 
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derniß abzugeben fehienen, und die Kammer ohnehin von ben 
Demokraten immer mehr als reaktionär verfchrieen und in 
Mißkredit gebracht war, vermochten wir es nicht mehr dahin 
zu bringen, daß ber Bericht erftattet und ber Entwurf ange- 
nommen wurde. Es blieb vorerft nichts übrig, als die Aus- 
fit, vorkommenden Falles abermals durch ein Proviforium 
zu helfen, oder auf den Grund des einswellen noch fortbefte- 
henden Proviforiums vom 23. Septbr. 1848 das Standrecht 
zu verkünden. 
$ 109. 

Inzwiſchen wurden, um dem aufrührerifchen Treiben mit 
mehr Erfolg begegnen zu können, fogleih am 23. September 
1848 alle in das Rheinthal fi erftredenden Amtsbezirke von 
Lörrach bis Eitlingen, am 24. Sept. auch ber Amtsbezirk 
Weinheim, wo eine Eiſenbahuzerſtörung ftatthatte, und Tags 
darauf die Amtsbezirke auf dem Schwarzwald nah Maßgabe 
des Gefeges vom 7. Juni 1848 in Kriegszuſtand erklärt. 
Lörrach und die umliegenden Orte, die ſich dem Aufruhr aus 
eigenem Antriebe ſogleich felbftthätig angefchloffen hatten, er— 
hielten nach $. 8 des Gefeges vom 7. Juni 1848 alsbald auf 
ihre Koften zu verpflegende Erefutionstruppen, und ebenfo die 
Städte Ettenheim, Achern und Ettlingen, von wo aus in ber. 
Nacht vom 22. auf den 23. Sept. ganze Schaaren zur Eilen- 
bahn zogen, um unter Verjagung der Wächter die Bahn zu 
zerftören. Die gegen diefe Exekutionen an bie II. Kammer ein= 

. gefommenen Petitionen wurden, obgleich die Linke fie auch 
hier wieder unterftügte, zurückgewieſen. 

Zu den (übrigens großentheils ſchon beendigten oder durch 
eine befchränkte Amneftie niedergeſchlagenen) gerichtlichen Un— 
terſuchungen und Verhaftungen wegen des Frühjahraufſtands 
kamen nun eine Menge neuer gegen die Theilnehmer an dem 
Struve'ſchen Aufruhr und an den danit zufammenhängenden 
Eifenbahnzerftörungen. 

Bemerkenswerth als ein Zeichen der Unreblichkeit der anardhi= 
fen Partei, die nad Struve's Lehre den Sag aufgeftellt 
Hatte: der Zweck Heilige das Mittel — ($. 111), if die That— 
face, daß nun bie revolutionären Blätter bie Regierung for 
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gar beſchuldigten, fie habe Anfangs September die Truppen 
nur Darum zurüdgezogen, um bie Flüchtlinge in das Land 
au Ioden und anf ben Grund bes Aufruhrs reaftionäre Maß— 
regeln ergreifen zu können. Es fagten dies die nämlichen 
Blätter, welche im Juni, Juli und Auguf nicht nur mit ges 
wohntem Ungetümm auf ben Rüdzug der Truppen drangen, 
fondern ber Regierung fogar den Vorwurf machten, fie lafle 
biefelben nur darum aufgeftelt, um das Land audzufaugen 
und basfelbe dur; Verarmung und Unglüd wieder zum Ge— 
horfam zurädzubringen. Zu Ende Auguf 1848 erſchien in 
der Karlsruher Zeitung ein Artikel, worin gefagt war, dag 
es jetzt nicht mehr nöthig fei, mit fo ungeheuerm, kaum er— 
ſchwinglichem Aufwande die Grenze länger mit Truppen be- 
fept zu Halten. Sollte je wieder ein Einfall erfolgen, fo wäre 
es Teichter, bie eingebrungenen Flüchtlinge wieder zurückzu— 
Thlagen, als überall die lange Grenze felbft zu hüten *). In 
ähnlicher Weiſe habe auch ich in ber Kammer felbft mich ge— 
äußert und eben fo zu 2 Mannheimer Bürgern, die über die 
Sache mit mir fprachen. Dies verkehrten nun bie demokrati— 
fen Entftellungen dahin, bie Regierung habe durch den Rück— 
zug ber Truppen die Flüchtlinge abſichtlich in das Land ge= 
lockt. Selbſt Brentano ſchwatzte dies jenen Blättern in der 
Kammer nad) **), und erwiderte nichts, als ich ihm antwor⸗ 
tete, daß und wie er und feine Gefinnungsgenoffen fortwäh— 
rend mit dem größten Ungeftümm und mit den Eraffeften Be— 
ſchuldigungen auf den Rückzug der Truppen gedrungen haben. 


>) Verglele $. 108 und 109. Man wußte ja ohnehin niht, wo 
die Slüchttinge einbreen würden. Wären mit nit unbebeutenbem 
Mehraufwande 4. 3. In Lörra und Komfanz Zruppen aufgefleilt ger 
blieben, fo hätte der Einfall an einem andern Orte erfolgen fönnen, 
wohin jene Truppen einen weitern Marc; au mashen gepabt Hätten, 
al6 von Freiburg nad) Lörrad. 


* Aug vor den Gefämerenen in Freiburg brachtt er bie ndãmliche · Fa⸗ 
—* 
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XIX. Neue Eruppenaufftellung. 


$. 120. 


Auf die erſte Anzeige von Struve's Einfall, die fogleih 
am 22. September nach Zrankfurt abgieng, ſchickte die Cen— 
tralgewalt einige Bataillone, die jedoch zur Ueberwältigung 
des Aufruhrs, dem durch den Sieg bei Staufen durch Ba= 
dener allein das Ende gemacht wurde, nicht mehr nöthig 
waren. 

In den Seekreis rüdten auf Requifition der Behörden 
1 Bataillon Oefterreicher von Bregenz und 1 Bataillon Baiern 
von Lindau ein, kehrten jedoch bald wieder zurüd. 

Allein zugleich in Rüdficht auf das Frankfurter Attentat 
vom 18. Sept. in Verbindung mit mehreren bebrohlichen Er— 
ſcheinungen in andern Ländern beſchloß die deutſche Gentral= 
gewalt die Aufftellung von 4 Beobachtungscorps. Eines 
derfelben follte am Oberrhein an ber badiſchen Grenze gegen 
Frankreich und die Schweiz, und ein Anderes bei Mannheim 
und Heidelberg aufgeftellt werden. Das Legtere wurde bald 
wieder vermindert und fpäter ganz zurüdgezogen. Das Erftere, 
aus Badnern und Württembergern beftehend, blieb aufgeftellt 
und wurde erft gegen Ende bed Dezember 1848 durch einige 
Beurlaubungen gemindert, 


Das Oberland hatte daher Tange Zeit eine fehr große 
Einquartierungslaft, welche diefes mal um fo brüdender war, 
als die Reihstruppen die Verpflegungsgelder nicht mehr fos 
gleich felbft zu zahlen Hatten, wie dies im Sommer 1848 ge— 
ſchah. Sie follten nad Anordnung der Gentralgewalt aus 
ber Reichskaſſe bezahlt werden, aber biefe Kaffe hatte 
wenig Geld, und fo wurden wiederholter nachdrüdlicher Be— 
treibungen ohnerachtet nur fpärliche Zahlungen geleiftet, das 
meifte blieb im Rüdftande. Nur für unfere eigenen Trup— 
pen hat bie badifche Stantskafle den Gemeinden die Verpfle— 
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gungögelder vorgeſchoſſen, wozu fie aber für die andern 
Truppen nicht im Stande gewefen wäre *). 

Unter biefen Verhältniffen ftellte die Regierung am 27. 
Sanuar 1849 bei der Gentralgewalt den Antrag auf eine 
weitere Berminberung ber Truppen, ba das Dafein eines 
ſolchen Corps überhaupt den Zweck fchon erreiche, und eine 
fo große Anzahl dazu nicht erforderlich fei-. Nach einem Er— 
laſſe vom 5. Februar 1849 wollte jedoch, da inzwifchen wie= 
ber bebropliche Gerüchte in Frankfurt eingelaufen waren, das 
Reichsminiſterium auf bie beantragte Verminderung vorerft 
nicht eingehen, was nach jenen Nachrichten allerdings zu bil⸗ 
ligen war. Später hat jedoch das Reichäminifterium, als 
namentlich bie württembergiſche Regierung wiederholt und 
nachdrücklich auf den gänzlichen Rüdzug ihrer Truppen drang, 
die badifche Regierung hierüber wieder vernommen. Die Res 
gierung ftimmte zu. Die endliche Erledigung wurde aber 
durch den Streit in Württemberg über die Anerkennung ber 
Reichsverfaſſung verzögert. Indeſſen bewilligte das Reichs— 
miniftertum auf Antrag dev Regierung zur Erleichterung ber 
Einwohner ſchon vorher, daß bie Reichs⸗Truppen, wo ed möglich 
fet, tafernirt werden. Es mwurben Räumlichkeiten dazu er— 
mittelt, die württembergifchen Soldaten fräubten fih aber 
gegen die Kaſernirung **) und die Sache verzögerte fih. Auch 
wurde bem Reichsminiſterium ein Plan mitgeteilt, wie bie 
babdifchen Truppen nad; dem Rüdzug ber Württemberger ver= 
legt und gewechfelt werben follen. Zugleich wurde ber Wunfch 
ansgebrüdt, daß, wie es ſchon 1848 betrieben war, bie Fe— 


*) Es wurde von einzelnen Mbgeorbneten aus ben belafteten Bezirken in 
der II. Kammer auf Vorfhuß ber DVerpflegungsgelber aller Truppen 
aus der Staatsfaffe angetragen. Der Chef des Finanz Minifteriums 
wies aber nad, daß dies nach dem Stande unferer Finanzen durchaus 
nit möglich wäre, worauf eine gleihmäßtgere Verthellung ber 
Truppen in Antrag gebracht wurbe. In biefer Hinfiht wurde, fo weit 
thunli, entfproden, und es fanben von Zeit zu Zeit wieder Dislo- 
tationen fatt. Miltärifee Rüdfihten machten es aber auch hierin un: 
möglich, alle Vefwerben zu befeitigen. 

*#) In Konſtong 8. ertlärte der dortige Kommandant, daß es ihm nicht 
möglich; wäre, die Mannfhaft in bie von der Stadt dazu beftimmten 
Bebäude zu bringen, 
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ſtung Raſtatt theilweiſe mit andern Reichstruppen befegt 
werde, wodurch mehr Badner zu ſonſtiger Verwendung frei 
geblieben wären. Es war jedoch noch kein Ziel erreicht, als 
die Maiereigniſſe von 1849 die Sache in eine andere Lage 
brachten. 


xx. Aũchtlinge. 


$. 121. 

Schon oben ($. 106) if bargeftellt, welche Nachtheile 
der Aufenthalt der Flüchtlinge an der Grenze, insbefondere 
auf der Schweizerfeite, für den Zuftand bes Landes hatte. 
Außerdem verurfachten bie von Zeit zu Zeit wieder aufges 
tauchten Gerüchte von einem neuen Ginfalle berfelben bei 
einem großen Theile der Bevölkerung ſtets Beängftigungen. 
Sie bewirften,- daß Viele den Muth nicht hatten, ſich offen 
der Sache ber Gefeglichkeit und Ordnung anzuſchließen, weil 
fie fürchteten, bei einem neuen Aufruhr Berfolgungen und 
Beſchaͤdigungen ausgefegt zu fein. Wahrfcheinlih mit zu 
diefem Zwecke freuten bie Flüchtlinge die Gerüchte jeweils 
ſelbſt aus”). Die meiften Nachrichten bezogen fih auf un= 
mittelbare Aeußerungen ber Flüchtlinge felbft, und bie 
Gerüchte find nie in Erfülung gegangen, während gerade 
bem einzigen verwirklichten Einfalle Struve's vom 21. 
September 1848 fein Gerücht vorausging, berfelbe vielmehr 
ganz plöglich befchloffen und überrafchend ausgeführt wurde. 

Nah dem Struve-Putſch vermehrten fih nun bie 
Blüchtlinge an ber Grenze no, und ber alte Uebelftand er= „ 
neuerte fi. Die Schweiz konnte wenigftens nicht mehr vor— 
ſchützen, die Flüchtlinge verhalten fi ruhig und ihr Aufent- 
halt an ber Grenze fei für bie deutſche Seite unnachtheilig, 
Die Thatſachen vom 21. und 22. September hatten dieſen 
Einwand widerlegt. Auch die beutfche Gentralgewalt wandte 


*) Vergleiche auch bie im $. 108 erwähnte Aeußerung eines Bläctlinge. 
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ſich jegt mit mehr Nachdruck an den Bunbesrath, um bie 
Fortweifung der Flüchtlinge zu bewirken. Die Antworten, 
bie fie erhielt, find in öffentlichen Blättern mitgetheilt. Sie 
entſchloß fi daher zu Mafregeln, welche ber Schweiz fühl- 
bar werden und fie zur Nachgiebigkeit beftimmen follten. Es 
handelte fih nicht nur um bie Entziehung von ben ber 
Schweiz eingeräumten Zolbegünftigungen, fondern um eine 
Beſchränkung ober völlige Abfperrung des Perfonen = und 
Güterverkehrs. Ein großer Theil ber Schweiz bedarf insbe 
fondere der deutfchen Getreide, indem er fie von ander— 
wärtd nur um ungleich höhere Preife beziehen könnte. Eine 
Sperre hätte natürlich auch den angrenzenden deutſchen 
Ländern Nachtheil gebracht. Es war aber zu erwarten, daß 
die Mafregel wegen ber Größe des für viele Schweizer 
Kantone darin Tiegenden Webels bald ihren Zweck erreicht 
bätte und damit auch jener Nachtheil für bie deutfchen 
Grenzländer wieder weggefallen wäre. Die Gentralgewalt 
beftimmte die Stufenfolge der vorzunehmenden Schritte und 
fegte fi wegen der Art der Ausführung mit den Regierun- 
gen von Oeſterreich, Baiern, Württemberg und Baden in’s 
Benehmen. Während diefer Erörterungen und ehe es zu ei= 
nem Vollzuge am, trat aber wieder ein Entgegenkommen bes 
ſchweizeriſchen Bundesraths ein. Derfelbe verfügte die Zus 
rüdweifung der Flüchtlinge von der Grenze und ordnete eis 
nen Kommiffär ab, um den Vollzug diefer Anordnung zu bes 
wirken. 


Damit war die deutfche Gentralgewalt vorerft befriedigt " 


und bie eingeleiteten Maßregeln unterblieben *). 





*) Es war von biefer Sache auch mehrmals in ber II. Kammer bie Rebe, 
Die Linke vertheibigte die Schweiz, aus Sympathie für die Flügtlinge 
oder deren Beftrebungen. Andere waren gegen bie von der Gentralges 

voit geforberten Mafregeln nur wegen der Naditheile, die daraus für 
unfere Örenzbewohner entfpringen würden. Helmreich befämpfte biefen 
Gefihtspuntt als Heinlih, wenn es fih um bie Aufrehthaltung der 
Ehre und Intereffen des deutfejen Baterlandes gegenüber dem Nacıbars 
ftaate handle. Cr verwies darauf, welh” ungleich größere Opfer die 
beutfchen Oftfeeprovingen wegen der Serwürfnifle zwifchen Deutfland 
und Dänemark zu bringen haben. — Sache fand den Brand des Ber» 
würfnifjes mit ber Schweiz nur im unfern eigenen Zufländen, denn 
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8. 122. 


Schon am 23. Mai 1848 Hatle ber damalige Schweizer 
" Vorort auf Veranlaffung der badifchen Regierung eine ähn— 





die Schwelz habe ja nichts dagegen, wenn wir etwaige Schweizer 
fücptlinge ebenfalls an unferer Orenze bufbeten. Ich erwiberte, dies 
Hänge da und dort von ben zeitlichen Berhäftniffen ab. s habe fhon 
oft, (befonders in den Iepten 15 Jahren) Zeiten gegeben, wo es der 
Schweiz fehr läflig gewefen wäre, wenn man ihre Flüchtlinge in Menge 
an ber Örenze geduldet hätte. Als am 2. Juli 1848 in Oroplaufen« 
burg eine Voltsverfammlung abgehalten, bie dadiſche Nacbarfehaft tur 
Heders „Voltsfreund“ dazu eingeladen, bei der Verfammlung felbft aber 
alsdann der Umſturz der Monarchie In Deutfdland gepredigt wurde, 
und alles biefes die Schweigerbehorden duldeten, rief ein Aargauer 
Biedermann aus: „Was würden unfere Herren im Meinen Rath, Seter 
gefäjrleen haben, wenn die badifche Regierung den Yrelämtlern bei der 
iofteraufebung (eben fo) einen Zufluhtsort zu ihren Verfhwörungen 
vegeben hätte?” Siche die Beilage gur Frankfurter Ober-Boft-Auntss 
Geltung vom 9. November 1848. 

Berner behauptete Sachs In der Slhung vom 20. Oftober 1849, wes 
gen der Unzufriebenheit mit unferer Lage feien die Leute mit Gtrune 
gezogen, nit weil Gtruve fie rief, ſondern troß dem, daß er «6 
war, der fie rief. Darauf wurde erwidert, bag ber Mitzug, wenn 
man eine Anzahl Revolutionäre ausnimmt, nur wegen ber terroriftifchen 
Maßregeln, wegen des von Struve verfündeten Standrechts ($. 112.) 
1. erfolgte. Auf bie Bemerkung, daß man den Brennitoff, ver die 
Ungufelebenheit unterhafte, entfernen, und überall Gerchtigkeit walten 
taffen fol, ertlärte ih, daß c6 baran von Gelten ver Regierung nicht 
fehle, d.6 aber der Brennfoff nicht in materiellen Gründen, fon- 
dern In dern durch bie Kranfheit ver Zeit nun einmal farf gewortenen 6 ds 
fen Getfe lege. Wenn ber Mbgeorbnete Mittel und Wege anzuger 
ben wiffe, wie der Vrennftoff entfernt und bie Ruhe wiederhergefteltt 
werben fönne, fo werbe bie Regierung ihm bafür fehr banfbar fein. 
Gr wußte aber folge Mittel nicht anzugeben. Auch bei andern Geles 
genbeiten forberte {dh bau auf, foldie Mittel zu bezeichnen, da die Res 
gierung gu alfem bereit fel, was bie politifjen oder foctalen Suftände 
beffern fönnte; aber niemand wußte eine genügende Antwort zu geben, 
ober beftimmte helfende Worfchläge zu madien. Me begründete eine 
Motion über den Pauperlsmus, bie nicht mehr. zur Berathung Fam. 
Die Motion zeugte von gutem Willen, enthielt aber wenlg, was aus« 
fügebar wäre und Erfolg verfpräge. Das Hauptübel fintet er in 
der Sünde, und barin Hat er Recht, aber bie Mittel Hat er nicht 
angegeben, wie bie Sünde wirkiih entfernt werben foll. Ginzelnes, 
was er vorfchlug, At aller Beachtung werth, aber jedenfalls nicht fo 
{nel durchzuführen, und würbe größtentheils von feinen pofitifgjen 
Sefinnungsgenoffen gerade am meliten beftritten werben, wie fid dies 
wohl fon in der Vorberathung über die MWermeifung feiner Motion 
im die Abthellungen zeigte. 

Aus) die polttifhen Verwirrungen ſelbſt tragen viel zur Verar⸗ 
mung bei, ba fie wegen ber daraus entfpringenden Unflherheit ber 
öffentlichen Zuftände den Krebit und bamit die Gewerbsthätigkeit, dem 
Verdient der Arbeitenden flören. Unb da bie Leute dies nicht einfehen, 
fo vermehrt die auf folche Weiſe entflehende größere Verarmung bie 
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liche Anordnung getroffen, fie wurde aber von ben Grenz- 
Kantonen in Feiner Weife vollzogen. In ber Ertra = Beilage 
der Frankfurter Oberpoflamtszeitung (bed damaligen Organs 
der Gentralgewalt) von 9. November 1848, Nr. 301 ift unter 
B. eine aftenmäßige Darftellung von jenem Nichtvollzug und 
von bem feindfeligen Treiben ber Flüchtlinge an der Grenze 
während des Sommers 1848, fo wie zur Zeit des Struve⸗ 
Putſches enthalten. Es ift daraus erfihtlih, wie felbft 
Schweizer (und fogar dortige Beamtete) fie darin, und 
ſelbſt in offenen Gemaltthätigfeiten unterftüßten, und ihnen 
da ober dort auh Waffen verfchafften. i 
Die Veröffentlichung dieſer vielen, zum Theil fehr ſchreien—⸗ 
den, Einzelnheiten fcheint mitgewirkt zu haben, baf ber Bun= 
desrath nun endlich zu ernfteren Maßregeln fehritt. Doch waren 
biefelben auch jegt nicht von genügendem Erfolge, ba viele 
Ausnahmen von ber Zurückweiſung gemacht wurden, und 
auch viele nicht unter ben Ausnahmen begriffene wegen man= 
gelnder Auffiht ohne Erlaubniß ſich fortwährend an ber 
Grenze aufhielten, endlich felbft tie Zurüdgemwiefenen nicht 
weit genug entfernt wurden und an ber Grenze frei herum 
reifen oder fih zu Zufammenkünften Teicht hinbegeben Eonnten. 
Ram dann ein Greigniß, fo war es ohnehin für Alle, bie in 
der Schweiz wohnten, ein leichtes, fehnell bei ber Hand zu 
fein, und eben fo für bie von ber franzöfjchen Regierung 
nad) Befangon verwiefene Schaar, welde, wenn die Franzo— 
fen fie nicht (wenigſtens nicht in Maffe und nicht mit 
Waffen) über die deutſche Grenze ziehen liegen, ihren Weg 
durch die Schweiz nehmen Eonnten. *) 
neederheit und bie poitifhe Verwirrung wieder von nenem. Es iſt, 
wie {d) in der Sidung vom 2U. Oktober bemerkte, ſchwer aus biefem 
Birfel Herausgufommen, und e6 bebatf einer Zeit, bis die Beoölfes 
Tung zum Bereuftfein fommt, „daß die Mittel, die fie anwendet, um 
den Wohlftand zu gründen, zum Gegentheil führen, und bis 
diefes auf folde Weiſe nad und nad entftehende Bemußtfein eine 
. Srmettung der Leibenfhaften, oder eine Grfolgfofigfeit ihrer Verſuche 
*) Eine Menge viefer Leute aus Befangon und aus ber Sahweiz fanden 


fih ſchon am 13. Mat 1849 bei ber Offenburger Verfammlung ein, 
tamen am Abend theilweife hierher und halfen beim Beughausfturm. 
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Während des Winters und des Frühjahrs 1849 kamen 
von Zeit zu Zeit wieder Nachrichten über bie abentheuerlich- 
ften Plane der Flüchtlinge Man fürdtete aber von den— 
felben nichts, außer für ben Fall anderwärtiger großer 
Greigniffe in Frankreich oder in Deutfchland, wo dann unfer 
Land nach feiner geographifchen Lage wieder zuerft ber 
Schauplag neuer Zerftörungen würde, was fih vorausfehen, 
aber für den unterftellten Fall nicht abwenden ließ. 


XXI. Amneflieen. 


$. 1233. 

Bon der am 18. März 1848 mitten im Sturme ber Zeit 
auf ben einftimmigen Antrag der I. Kammer für bie 
früheren politifchen Verbrechen erteilten allgemeinen Am— 
neftie, {ft oben im $. 67 die Rebe geweſen. Brentano’s phan= 
taftifche Zuficherung, daß dann Feine Unruhen mehr vorfallen 
werden, wofür er feinen Kopf verpfänbde ($. 67), 
wurde durch die Thatfachen bald Lügen geftraft. 

Der Heckerſche Aufftand Hatte nun eine Menge neuer 
politifcher Unterfuchungen, und mie wir gefehen haben, ($. 61) 
bie Niederfegung eines eigenen ſtark befegten Unterfuhungs= 
gericht zur Folge. Das Unglück, das damit über viele Fa— 
mitten Fam, und die Sympathie der Gefinnungsgenoffen ver— 
anlagten alsbald wieder eine Maffe Petitionen um eine neue 
Amneftie. Ber Abg. Lamey fagte in feinem am 15. Mat 
1848 darüber erftattelen Berichte: „Seht fehon von einer po= 
litiſchen Amneftie reden, hieße den Ernft und den Eindrud 
des Strafgefeged gerade zu den Zeiten, in denen wir feiner 
bedürfen, auf eine Teichtfinnige Weife den Gefühlen des Mit- 
Teids opfern. Noch fteht vor und die Erfahrung der füngften 
Tage und zeigt, wie wenig in dieſen Tagen ber fanatifh auf- 
geregten Keidenfchaften ein Akt dev Milde und Gnade Aner- 
kennung und Reue hervorzurufen geeignet und im Stande 
war.” Nach diefer Anficht ging die Kammer über die Peti— 
tionen zur Tagesordnung über. 
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Bald darauf Famen auch eine Menge Petitionen bei 
der deutſchen National = Verfammlung ein, daß biefe fi 
für eine allgemeine Amneftie in Baden verwende, oder wie 
viele ſich ausdrückten, eine ſolche geradezu felbft ausfpreche (?). 
Auch diefe DVerfammlung ging nach einer. heftigen Debatte, 
wobei bie Linke bie Petitionen unterftügte, zuc Tagesordnung 
über, Indeſſen hatten bie Mitglieder, die für bie Zurückwei— 
fung der Petitionen ſprachen, doch zugleich die Zuverficht aus— 
gebrüdt, daß die badifche Regierung eine beſchränkte Am— 
neſtie, nämlich eine folche für die verführte Menge ſchon 
aus eigenem Antriebe ertheilen werde. Diefem Wunfche 
trat die I. Kammer bei ihrem Wiederzufammentritte im Juli 
1848 bei. 

In diefem Sinne erfolgte nun am 15. Auguft 1848 eine 
Verordnung, wornach die blos Verführten, wenn fie ein ge= 
fepliches Verhalten verfprechen und um Begnabigung bitten, am= 
neftirt werben follten. Nur die Führer, Anftifter, Auf— 
wiegler, werbenden Emiffäre, und ſolche, welde 
Andere duch Täufhungen oder Drohungen zur Theil« 
nahme verleiteten, oder als öffentliche Diener noch bejon= 
dere Pflichten verlegten, oder durch Herbeiſchaffung oder Ver— 
theilung von Waffen oder Schiepbebarf, durch Sturmläuten 
u. dgl. eine befonders gefährliche Thätigfeit entwidel- 
ten, zugleih an einem gemeinen Verbrechen (Tödtung, 
Raub ic.) Theil nahmen oder mit einer auswärtigen Macht 
oder auswärtigen Faktion (mit ben Zuzüglern) Verbindun— 
gen anfnüpften, follten von der Amneftie ausgefchloffen fein *). 


$.134. 


Die Anfiht, von der die Regierung hiebei ausging, war 


folgende: 


*) Die Berechnung vom 15. Mugaft enifet no einen weiten Borber 
Halt Hinfihtih Derjenigen, die mit Schupwaffen an einem @efehte 
Theil nahmen. An 31. Auguft erging aber auf Anftagen eine erläus 
ternde Derfügung, woburdh diefer Vorbehalt, fowelt nicht eine der ans 
dern angeführten Grfhwerungen damit zufammentreffe, aufgehoben, und 
aud; bei den übrigen Ausnahmen behufs einer ausgebehnteren Ans 
wendung ber Amneftie Giniges gemtibert wurde, 
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In der großen politiſchen Berauſchung, in welche die Be— 
völkerung hier, wie in andern deutſchen Ländern, im Früh— 
jahr 1848 durch außerordentliche Greigniffe verfegt wurde, 
liegt von rein menſchlichem Geſichtspunkte aus eine Milderung 
der Schuld. Als eine eigentlihe Entfhuldigung fann 
dies jedoch, wenn man von Denfenigen, die nur in Folge ei— 
ned wirklichen Zwanges Theil nahmen, abfieht, auch bei 
der blos bethörten und verleiteten Menge rechtlich 
nicht gelten, wohl aber ift es bei diefen für einen politi= 
ſchen Aft der Gnade von bedeutendem Gewichte. Aber eben 
weil es fi hiebei um keine rechtliche Forderung, fondern 
nur um eine ſolche dev Politik handelte, fo mußten die po= 
litiſchen Gründe der verſchiebenſten Art mit in Anſchlag 
kommen. 

Es wird in Beziehung auf politiſche Verbrechen häufig 
geiagt, fie feien nur Verbrechen nah Umftänden, benn 
wenn die Revolution fiege, fo fei ihre Durchführung eine 
preiswürdige That und fein Verbrechen, Dies ift aber vom 
Standpunkt der Gerechtigkeit unvichtig, nur die That ſache 
hat ſich geändert, der Sieger hat die Macht, und die ver— 
faffungsmäßige Gewalt ift gebroden, Kann ihn alfo nicht 
zur Strafe ziehen. "Er felbft macht ein neues formelle 
Recht. Solang aber eine Stantsordnung befteht, und folang 
fie gegen die gewalttätigen Verſuche fi behauptet, fordert 
ihr eigenes Recht und ihr eigenes zu erhaltendes Dafein 
die Verfolgung Derjenigen, welche in verfaffungswidriger 
Weife fie angreifen. Diefer, die Möglichkeit des friedlichen 
Zufammenlebens und der Grreihung der geſellſchaftlichen 
Zwecke bedingende, Grundfag ift in allen Republiken 
eben fo anerkannt, wie in den Monardieen. Das Unheil, 
welches ſolche gewaltthätige Verſuche über eine Bevölkerung 
bringen, ift auch fo ungeheuer, daß der Staat durch bie 
ſtren gſten Mittel, alfo auch durch bie ſtren gſten Straf- 
geſetze ihm entgegenwirken muß. Wenn die Volksfouveräne- 
tät darin gefunden wird, daß bethörte oder wilde Haufen 
durch rohe Gewaltthat ihre Verlangen geltend machen, fo ift 
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dies ein dem Wohle der Geſammtheit höchſt verderblicher 
Grundſatz, der nicht zur Freiheit, fondern unmittelbar 
zur Pöbeltyrannei und hintennach zu einer andern Ty— 
rannei führt. Ohnehin ift e8 mit dem Volkswillen, ber 
darin fich geltend maden fol, in ben meiften Fällen, wie 
namentlich unfere eigene Gefchichte zeigt, nicht weit her. 
Die toliften Abentheurer machen ſich geltend, und mit einem 
Haufen Handlanger nötigen fie die große Mehrheit frieblicher 
Bürger, bie unter ſich nicht zufammenhängend, überal verein= 
zelt ober in kleineren Abtheilungen überrafht und angegrifs 
fen, den Tollköpfen fi fügen müffen. Geht man aber auch 
davon aus, daß in Beziehung auf die deutſche Bewegung 
“im Frühjahr 1848 der wirkliche Volkswille Mar und offen 
zu Tag getreten, und bie damalige deutſche Revolution, 
wie die Proflamation des Reichöverweferd im Sommer 1848 
es anerkannte, gerechtfertigt geweſen fei, fo Yag darin doch 
nicht von ferne ein Rechtfertigungsgrund, in einem einzel- 
nen, Lande einen der Idee ber beutfchen Revolution ganz 
widerſprechen den einfeitigen Umfturz des verfaffungsmäßi= 
gen Zuftandes zu bewirken, und felöft in Beziehung auf die 
deutfche Bewegung war mit dem Augenblide, wo die Bun- 
desverfammlung die Berufung einer allgemeinen Natio— 
nalvertretung zur Vereinbarung einer neuen beutfchen 
Berfaffung beſchloſſen hatte, jeder Vorwand befeitigt, den ver— 
einzelte Demagogen oder Schaaren hätten benügen können, 
um ihre etgenen Ideen ber Nation im Wege der Gewalt 
aufzubringen, 


Lag aber gleihwohl in ber ungeheuern Verblendung, 
welche die großen Greigniffe hervorgerufen hatten, in Verbin— 
dung mit dem großen Umfange, ben die Theilnahme an dem 
aufrührerifchen Unternehmen gefunden hat, ein Grund für bie 
mildere Beurtheilung der Einzelnen, fo war ed doch von po— 
litiſchem Gefichtspunfte aus im Intereſſe der, das allgemeine 
Wohl bedingenben, gefehlichen Freiheit und Ordnung nicht räth- 
lich, eine allgemeine Amneftie zu ertheilen, fo lange nicht 
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ber Sieg ber Ordnung gefichert war und bie Partei, melde 
diefelbe umzuſtürzen fuchte, ihre Plane aufgegeben hatte. 
Weder die Eine noch die Andere diefer Vorausfetzungen war 
bei und vorhanden, Die aufrühreriſche Partei fehte ihre Be— 
ſtrebungen nicht nur fort, fondern fie war nach der Krankheit 
ber Zeit auch noch fehr mächtig und bedrohlich. Das Anſe— 
hen bes Geſetzes ift unter ſolchen Verhältniffen doppelt nöthig, 
und es ift ein gewaltiger Irrthum, wenn man meint, durch 
Milde oder Großmuth, wie man es mitunter nennt, ver= 
föhnen zu können, folang nicht durd bie fonftigen 
Verhältniffe eine ferte Ordnung twieberhergeftelt, und ben 
unruhigen Köpfen jede Ausficht auf weitern Umfturz genom= 
men ift. 


s 12. 


Wenn alfo gleichwohl, zwar nicht ſogleich Anfangs, fo 
doch nad) Umlauf von 3—A Monaten, eine theilweile Am— 
neftie bewilligt wurde, fo fonnte fie unmöglid) weiter ausge» 
dehnt werden, als auf bie verführte und bethörte 
Menge. Die Eröffnung oder Fortſetzung ber Unterfuchung 
gegen ſämm tlich e Betheiligte war ſchon ihrer großen Zahl 
wegen eine phyſiſche Unmöglichkeit. Mußte n nun alfo 
doch einmal Unterfheidungen gemacht werben, fo wollte man 
ein in dev Sache Tiegendes, ſowohl rechtlich als politiſch 
wichtiges, Merkmal aufſtellen, und dieſes fand ſich nur darin, 
ob die Einzelnen ſich blos durch die allgemeine politiſche Be⸗ 
rauſchung und durch bie vielfältigen Verführungsmitiel der 
Demagogen zur Theilnahme (gewiffermaßen zur Vermehrung 
der unklaren tumultuarifchen Menge) hinreißen ließen, oder ob 
fie aus eigener innerer ſträflicher Sefinnung fih b e⸗ 
ſonders hervorthaten, oder Andere zur Theilnahme noch 
zu nöthigen oder zu verleiten ſuchten. Wurden die Erſtern, 
wie es durch bie Verordnung vom 15. Auguſt 1848 geſchah, 
begnadigt, fo war damit die ungeheuere Mehrzahl befreit, * 
fie waren ihren. Bamilien und ihrem Gewerbe heimgegeben 
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und damit der eigentliche Nothſtand der betroffenen Gegen- 
den gehoben *). . 

Daß anfänglich nicht nur die revolutionären, ſondern auch 
die Eonfervativen Blätter die ſcheinbar zu großen Beſchränkun— 
gen der Amneftie tabelten, rührte bei ben Letztern von einer 
irrigen Auffaffung des Zahlenverhältniffes her. Sie ſchlugen 
nämlich die Zahl der Amneftirten zu gering an, während fie 
in ber That fogleich nach ber Verorbnung vom 15. Auguft 
fünfund neungig von jedem Hundert der Betheilig- 
ten umfaßte, und fich durch bie nachgetragene Erlänterung noch 
vermehrte, 

Den eigentlichen Revolutionären war aber insbefondere bie 
eine Bedingung Täftig, vermöge deren Diejenigen, welche be= 
gnadigt fein wollten, darum Bitten und ein gefeglidhes 
Verhalten verfprechen follten. Gerade der Umftand, 
daß ſelbſt Verhaftete und Flüchtlinge, welche nad ber aufge= 
ftellten Regel etwa unter die Amneftie fallen konnten, biefe 
Bitte nicht ftellen und dieſes Verſprechen nicht ablegen wollten, 
machte jene Bedingung nur um fo nothwendiger, indem 
daraus bie Gefährlichkeit der Gefinnung und bie Abficht, die 
verbrecheriſchen Beftrebungen je nach Gelegenheit fortzu- 
fegen, ganz offen zu Tag famen. 

Insbeſondere diefe Bedingung und die Befchränfung der 
Amneftie überhaupt war cd, was die revolutionäre Partei 
gegen die Kammer und das Minifterium aufbrachte und was 








*) Schon im Unfange des Mai 1848 erließ das Minifterlum des Innern, 
wie ich es in der Situng der Il. Kammer vom 13. d. n. M. aus Anlafı 
einer Interpellation mittheilte, an bie Bolizelbehörten eine Weiſung, 
fie follten bei der großen Menge ber Betheiligten In Beziehung auf 
Auzeigen und vorläufige Seftnchmungen behufs ber gerichtlichen Ber« 
folgungen nit gegen tie mitgelaufene Menge, fondern nur gegen die 
jenigen, welge als Anfifter, oter durch Aufiwieglungen, Nöthigungen 2c, 
oder bei der Ausführung ſelbſt durd eine befondere Thätigteit hervor⸗ 
tagten, verfahren, wobet übrigens tem Unterfuhungsricter, ber 
fein eigenes freie Ermeflen habe, nicht vorgegriffen werben fönne, es 
gen des Ichteren Umftandes, fowie aud, weil bie Poligeibehörben nicht 
bei Allen den Umfang ber Betheiligung fogleidh Anfangs richtig ermeffen 
tonnten, wurde der beabfictigte Swet nicht genügend erreiht, fonft wäre 
die Amneftieverorbnung vom 15. Auguft, woburd das nämlihe in map- 
gebender Weife erzielt wurbe, gar nicht nothwenbig gewefen. . 
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dieſem ihrem Haſſe bei den vielen Angehörigen und Geſin— 
nungsgenoſſen der Flüchtlinge und anderer in Unterſuchung 
befindlicher Aufrührer immer mehr Anhang verſchaffte, und 
was deshalb die revolutionäre Preffe auch in ber Eraffeften 
und entftellendften Weife ausbeutete. Schon im Sommer 1848 
ſchrieb ein Flüchtling, als eine Erfagwahl für einen ausge= 
tretenen Abgeordneten vorgenommen wurde, einem Bekann— 
ten *) in dem Bezirke, die Wahlmänner dieſes und eines andern 
(ebenfalls zur Wahl berufenen) Bezirks follten die Erklärung 
abgeben, „daß fie nicht wählen, bis die Kammer aufgelöft 
„and vollſtändig neue Wahlen angeordnet ſeien, ba bie jegige 
„Kammer ihr Vertrauen nicht befiße. Du wirft (fagt dev Brief 
weiter) die Wichtigkeit ber Sache begreifen, denn mit der 
„Kammer fällt aud das Minifterium, und was dann 
weiter folgt, kaunſt du dir denken. Wenigftens auf 
„(allgemeine) Amneftie wäre dann ſicher zu rechnen x.“ 


$. 126. 

Nah dem Struve-Putſch vermehrte fih die Zahl ber 
Gefangenen und der Unterfuchungen wieder, und bamit flieg 
die alte Not) von neuem. Eine Menge von Petitionen, welche 
bie revolutionäre Partei überall angeregt Hatte, kam im 
Dftober 1848, als die II. Kammer ihre Sitzungen wieder er— 
öffnete, bei berfelben ein. Es war darin auf eine allge— 
meine Amneftie angetragen, bie Petitionen waren indeffen 
Thon aus ber erften Hälfte des Scptembers, alfo vor bem 
Struve⸗Putſch datirt. 

Zittel erſtattete Namens der Kommiſſion über dieſe Peti— 
tionen am 31. Oktober 1848 Bericht. Die Kommiſſion war 
der Anſicht, daß durch die lange Zeit, die ſeit dem Aufruhr 
vom April verſtrich, und durch das dazwiſchen liegende neue 
(September=) Unternehmen jenes frühere Verbrechen im Volke 
fon in Vergeffenheit gerathen fei, und daß die Art des neuen 
Aufruhrs die Umfturzpartei in ber öffentlichen Meinung ver- 


*) Diefer Bekannte hat den Brief ausgeliefert. 
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nichtet, und die rafche Niederfchlagung desfelben dieſer Partei 
auch ihre Ohnmacht und die wieder eingetretene Stärke ber 
Staatsgewalt gezeigt habe, fo daß jegt eine Amneftie in Bes 
ziehung auf den Hecker'ſchen Aufftand auch ungefährlich 
ſei. Gleichwohl hielt die Rommiffion wegen ber Größe des Ver— 
brechens und der daraus erwachfenen Uebel nicht für räthlich, 
auch die vorzüglichften Anftifter und Leiter biefes Auf⸗ 
ſtands als die eigentlichen Urheber des Unheils der Begnadi— 
gung zu empfehlen, und eben fo wenig follten nach ihrer 
Anfiht andere Theilnehmer am Hecker'ſchen Aufftande be= 
gnadigt werden, wenn fie fih fpäter an dem neuen Aufruhr 
abermals betheiligt hatten. 

Als die Sache am 8 u. 9. November in der Kammer zur 
Verhandlung kam, ftellte die Linke den Antrag, bie Theil- 
nehmer am Hecker'ſchen Aufruhr und überhaupt alle wegen 
vor dem Struve-Butfch verübter politifcher Verbrechen Ange= 
fhuldigten ohne alle Ausnahme zu amnefliren, und bie 
Amneftie auch auf die Theilnehmer am Struve-Putſch auszu= 
dehnen und nur hier bie vorzäglichften Anftifter und Reiter 
auszunehmen. Nach einer langen und heftigen Debatte wur= 
ben bie Kommijfionsanträge im wefentlichen angenommen und 
hinſichtlich des Struve'ſchen Aufruhrs ohne Empfehlung einer 
Amneſtie nur die Erwartung ausgeſprochen, daß bei der 
großen Zahl der Betheiligten und in Berückſichtigung der 
Mittel, durch welche die Meiſten zur Theilnahme gebracht 
wurden, die Unterſuchung nicht auf die bedeutungsloſen Mits 
zügler ausgebehnt werde. 


g. 127. 


Die Theorieen, welche von einigen Rebnern ber linken 
Seite bei diefem Anlaffe über die Natur der politifchen Ver— 
brechen und über das Recht der Revolution an ben Tag ges 
legt wurden, waren merkwürdig, aber am allerwenigften ge= 
eignet, ihren Antrag zu empfehlen. Bon andern Kammermit- 
gliedern und von der Regierungsbant wurde bie Falfchheit 
und Berberblichkeit diefer Theorieen bargethan. Bezeichnend tft 
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ſchon an und für fi die Thatſache, daß eine Anzahl Abges 
orbnete jegt ſchon, da der Struve'ſche Aufftand kaum unter= 
drückt war, gleichfam im Angefichte ber durch benfelben Ge— 
mordeten, im Angefichte ber noch rauchenden Leichen, ben. 
Muth Haben konnte, felbft bie Teilnehmer an biefem 
neuen Aufftande, welche durch bie furchtbarſten Zwangs— 
mafregeln bie überrafchten. friedlichen Bürger zu einem uns 
heilvollen Kampfe nöthigten, oder durch Zerftörung der Ei— 
fenbahn Hunderte von Menfchenleben gefährdeten, mit Aus- 
nahme der wenigen Anftifter und Leiter des Aufftandes 
ſelbſt zur Begnadigung zu empfehlen. 

Der Antrag ber Mehrheit war gut gemeint, und, vich= 
tig ift, daß die neuen Greigniffe die Brühlingsthat im Volks— 
bewußtfein einigermaßen verwifeht hatten, fo wie auch, daß bie 
Frühlingsthat in dem damaligen großen Aufſchwunge, ber die 
Geifter mit ſich fortrip, weit mehr Entſchuldigung fand, als 
der neue Brand, welcher zur Zeit eines verhältnigmäßigen 
Friedens und im Angefichte einer über bie Regelung der 
deutſchen Verhältniffe ſchon berathenden Vertretung der Na— 
tion in einen Theil ber Bevölkerung geworfen wurde. Ein 
Irrthum Tag aber in ber Annahme, daß die revolutionäre 
Sache in ber öffentlichen Meinung bereits vernichtet, und 
die gefeglihe Gewalt wieder hinreichend ſtark geworden 
fei. Etwas Derartiges hat fi, wie ed nach dem überwältig- 
ten neuen Aufruhre nicht anders fein konnte, für den Augen— 
blik auf ber Oberfläche gezeigt; dem tiefer Blickenden 
entgieng aber nicht, daß, wie fi bald wieder zeigte, weder 
eine gründliche, noch eine dauernde Heilung eingetreten fei. 
Ich habe dies bei ber Berathung aus vielerlei Ericheinungen 
nachzuweiſen ‚gefucht. Auf der einen Seite die den Brand ftets 
nährenden Flüchtlinge an ber Grenze, auf der andern Seite 
die noch ungeregelten und unentwidelten beutfchen Verhält- 
niſſe mit den durch die Märzftürme errungenen, durch bie 
Beſchlüſſe der National-Verfammlung in einem faft ſchranken— 
loſen Maße gewährleifteten, jungen Freiheiten, welche wegen 
des raſchen Mebergangs und als noch nicht angelebt bie Sinne 
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verweirrten und deren verberblihem Mißbrauche nur durch 
ftrenge Handhabung des Strafgefeges einigermaßen bes 
gegnet werden Eonnte. Dazu die ſchon durch den erften Auf- 
ruhr gebrochene Schen vor dem Heiligthume der Gefege und 
der Autorität, die dadurch und durch die beftruftiven Lehren 
in ber Preſſe und in BVerfammlungen jeder Art “(in und 
außerhalb Badens), felbft in der National-Berfamm: 
lung herrorgerufene und genährte Verwirrung aller Rechts— 
begriffe, kurz das politifche Fieber, die Krankheit ber Zeit. 
Die Sympathie mit den Flüchtlingen, nicht etwa bloß ein 
Mitleid mit ihrem Unglüd, fendern eine Sympathie mit 
ihren anarchiſchen Beftrebungen, eine Sympathie mit 
den Flüchtlingen als ſolchen, bloß weil fie flüchtige poli= 
tiſche Verbrecher waren, zeigte ſich ſchon im Inhalte der für 
fie eingefommenen zahlreichen Petitionen, — fie zeigte ſich in 
den auf zwei Flüchtlinge gefallenen Parlamentswahlen, — fie 
zeigte fi darin, daß 3. B die Konftanzer Bürgerwehr (bald 
nachher) ſolche Flüchtlinge, ehe fie amneftirt waren, zu ihren 
Offizieren mählte u. d. g. 

In der Konftanzer Zeitung war von den Flüchtlingen, 
die fich in der dortigen Nähe im Kanton Thurgau aufpielten, 
rühmend gefagt, daß fie zu einer gefeßlichen Gefinnung zu— 
rüdgefehrt am Struve'ſchen Aufruhr ſich nicht betheiligt ha— 
ben. Sogleich erfchien in den Seeblättern eine von einer 
Anzahl diefer Flüchtlinge unterfehriebene Erklärung, worin 
fie fi) dagegen verwahren, daß fie ihre revolutionärsrepubli= 
kaniſche Gefinnung aufgegeben haben. Sie haben, fagen fie, 
an dem Struvefhen Aufruhre nur darum nicht Theil ge= 
nommen, weil er nicht gehörig vorbereitet und ber Zeitpunkt 
nicht günftig gewefen fei. Zu rechter Zeit werben fie ihrer 
Sahne fchon treu bleiben ꝛc. Ich machte die Kammer auf 
diefe Erklärung aufmerffam, um zu zeigen, daß es eine po= 
litiſche und moraliſche Unmöglichkeit wäre, folche Leute, auch 
wenn fie nicht zu den eigentlichen Leitern und Anſtif— 
tern des Aprilaufftands gehörten, zu amneftiren, und baf 
es am allerwenigften anginge, auf die verlangte Zurücknahme 
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der in der Verordnung vom 15. Auguſt 1848 enthaltenen 
Bedingung einzugehen, wornach bie zu Amneſtirenden zum 
Beichen eingetretener Befferung um Begnabigung bitten und 
ein gefegliches Verhalten verfpredhen mußten. 


$. 128. 

Die Regierung nahın diefe Bedingung auch wirklich nicht 
zurüd, und ging überhaupt auf die Verkündung einer neuen 
ausgebehnteren Amneftie-Berordnung nicht ein, obgleich die 
Linke hierauf in mehreren Stgungen zurückktam. Dagegen 
ſtellte die Regierung für das Zuftizminifterium und für bie 
Staatsanwälte ſchriftlich Grundfäge feft, wornach die Ver— 
ordnung vom 15. Auguft binfichtlih der Theilnehmer am 
Aprilaufftand eine viel ausgedehntere Anwendung erhielt *). 
Dies gejhah einerfeits, um fih dem Antrag ber Kammer- 
mehrheit thunlichſt zu nähern, und andererfeitd um das Loos 
Vieler, die wirklich (wenn auch zum Theil nur äußerlich) 
Reue bekannten, zu mildern, fo wie auch wegen der Schwer= 
fäligkeit des gerichtlichen Verfahrens, dem fonft fein Ende 
abzufehen war, und deſſen Ergebniß bei ben Gefchwornen 
gerade durch die große Zahl ber ihrer Aburtheilung Hin— 
gegebenen ohnehin noch mehr gefährdet worden wäre. Die 
thatfächliche, wenn auch noch fo bedeutende, Verminderung der 
gericgtlichen Verfolgungen durch fhriftlihe Eröffnung an bie 
Einzelnen, die um Begnadigung nachſuchten und ein küuftiges 


*) Der Präfdent des Juftiz-Mintfterlums, Staatsrath v. Stengel, theilte 
der II. Kammer in der Sihung vom 24. November den Inhalt der ers 
gangenen Verorbnung dahin mit, da: 

‚A. die Unterfuhung gegen die Theilnehmer an hochoerrätheriſchen 
Unternemungen vor dem 1. September 1848 mit Berüdjihtigung der 
Münfhe der Kammer auf die vorzüglich Betheitigten und bie unter cer- 
fAiwerenden Umftänden Angefäulbigten und auf die Rüdfälligen be+ 
fränft werde; 

2., daß die Ausdehnung der Unterſuchung gegen bie, welche ſich 
an dem Tepten Unternehmen in geringerem Grabe betheiligt haben, 
befehränft werbe, fo weit e8 mit ben Intereffen der Geregitigkeitspflege 
vereinbarlich fel; - 

3., daß das Juſtiz⸗Miniſterium die Maßregeln vorzukehren Habe, 
ni zur Hleunigen Erledigung ber Unterfugung gerige 
net ſeien.“ 
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geſetzliches Verhalten verſprachen, ſchien weniger bedenklich, 
als die Begründung einer Art rehtlihen Verhältniffes 
duch Verkündung einer neuen allgemeinen Amneftieverord= 
nung. 

In Hinfiht auf den Septemberaufftand wurde ſchon 
von Anfang her das Verfahren gegen bie gering betheiligte 
Menge gar nicht eingeleitet. Die Zahl ber ſchwer Belafte- 
ten war ohnehin ſchon groß, insbefondere wegen ber mit bem 
Aufruhr in Verbindung geftandenen fo gefährlichen Eifen- 
bahnzerfiörungen. ” 

Sp wie vor den Matereigniffen von 1849 die radifale 
Bartei die Regierung wegen Beſchraͤnkung ber Amneftie auf 
das heftigfe angriff, eben fo wurde fie fpäter von Anden, 
die früher gefchwiegen hatten, getabelt, daß fie überhaupt 
eine Amneftie ertheilt Habe, oder darin zu weit gegangen fei. 
Die Leptern Haben aber auch nicht erwogen, ober wenigftens 
nicht angegeben, wie man es unter den vorhanden geweſenen 
Umftänden anders hätte halten, wie man über die erwähnten 
Berhältniffe hätte hinwegkommen, und wie namentlih der 
ungeheure Prozeß gegen bie fo große Zahl von 
Betheiligten hätte durchgeführt werden ſollen. 


XXI. Einwirkung auf den Gang der 
Iuftiz. 
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Wie die Regierung einerfeits durch die Amneftirungen, 
andererſeits durch das Gefeß vom 16. Mat 1848 und bie 
fpäteren Vermehrungen ber Beamten bed Unterfuhungsgerichts 
auf die Vereinfahung und bie Befchleunigung des gerichtli= 
Gen Verfahrens hingewirkt, und bie Erledigung bes Ge— 
ſchäfts überhaupt thunlichſt betrieben hat, tft bereits anges 
geben, 

Im Uebrigen Haben die (dem Minifterium des Innern 
untergebenen) Boltzeibehörden nach ben Geſetzen dns Recht 
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und die Pflicht, zu ihrer Kenntniß kommende auf ein Berbres 
hen bezügliche Thatſachen oder Beweisftüce dem Gerichte mit 
zutheilen, auch Befchuldigte nach Umftänden vorläufig feſtzu— 
nehmen und dem Gerichte zu überliefern. 

Die Erfüllung diefer Pflicht Hat das Minifterium des 
Innern, wo ihm etwas Exhebliches zur Kenntniß kam, in 
einzelnen Fällen, und eben fo (mie oben erwähnt) durch wie 
derholte allgemeine Weifuugen eingefhärft. Dies war auch 
wohl die Abficht der angeführten Befchläffe beider Kammern, 
womit fie zur ftrengiten Handhabung der Strafgefege gegen bie 
Ordnungsftörer aufforderten. Den Gerichten ſelb ſt konnte 
die Regierung nur etwa auf Befchleunigung und über 
haupt auf Thätigkeit Hinzielende aus dem Auffichtsrechte 
fließende, aber keine das Materielle ber Unterfuchungen 
betreffende Weifungen geben *). Wurden zu viele oder zu 
wenige Angefchuldigte in Unterfuhungshaft genommen, 
wurden fie zu Lange oder zu Eurze Zeit darin behalten, fo 
fällt dies Tediglih auf die unabhängigen Gerichte, und 
doch wurde von ben verſchiedenen Seiten das Eine wie das 
Andere der Regierung, die weder etwas davon noch bazu 
thun konnte, ungebührlich zur Laſt gelegt. Nicht einmal eine 
Staatsanwaltfhaft ift nach unfern Gefeger ben Un— 


*) Es Tamen mehrere Juterpellationen und auch Petitionen wegen lange 
unterbrodjener Verhöre, oder wegen ungebührlicher Behandlung von Ger 
fangenen, insbefondere im Mal 1848, in der Il. Kammer vor. Die 
Regierung erwiderte, bie Angefhufbigten follten ſich an das Hofgeridht 
wenden. In einzelnen Fällen, wo nad den Angaben ein wirklicher 
Mipbraug vorzuliegen [hien, forderte das Jufiz-Minifterium Berichte 
ein und erließ tarauf die enffpredienden Derfügungen. Die Frage 
über die {m Intereffe der Unterfuhung nöthig eradteten Beſchränkungen 
der_gewöhnkihen Befugnife der Orfangenen mußte es aber bem Gr 
meſſen bee Gerichte, vorbehaftfih der veſchwerde an das Obergeriät, 
anheimgeben. Es kamen aud) Mißbräuche in entgegengefeter Richtung 
zur Kennntniß, da nämlich Gefangene auf geheimen Wegen ftrafbare 
Korrefpondengen pflegten. Aud darüber leitete das Juftiz-Minifterium 
jeweils vermöge feines Aufſichtsrechts Grörterungen nnd Difziplinaruns 
terfugungen gegen das Auffihtöperfonal ein. — Was im Uebrigen bie 
in öffentlichen Blättern verbreiteten Beſchuidigungen wegen infumaner 
Behandlung der Gefangenen im Allgemeinen betrifft, fo wurde fie uns 
ter Anderm auch durd) das in der Sipung ber Il. Kammer vom 21. 
Jufi 1849 von Biantenhorn und Mey, welde bie Gefangenen mehr 
mals beſuchten, abgegebene Zeugniß wiberlegt. 
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terſuchungs richtern beigegeben; bie bei ben Hofgerichten 
angeſtellten Staatsanwälte entwickeln ihre Thätigkeit nur nach 
geſchloſſener Unterſuchung bei dem urtheilenden Gerichte, 
in Beziehung auf die Unte rſuchung handeln bie Unterſu— 
Gungsrichter für ſich allein. Nur für Preßvergehen und 
theilweife bei Beleidigungen öffentlicher Diener beftcht eine 
Ausnahme , die aber auf die bier in Frage liegenden (außer— 
halb der Preffe verübten) aufrührerifhen Berfuche keine An- 
wendung fand. Die neue Strafprozeporbnung, melde bie 
Staatsanwälte bei ber Unterfuchungsführung allgemein 
beteiligt, iſt noch nicht in das Leben getreten, und Tonnte 
als mit großen organifchen Veränderungen zufammenhängend 
vor Erledigung ‚der neuen Gerichtsverfaſſung und bem dar— 
nach berechneten Budget ($. 47 und 60) auch nicht eingeführt 
werben. 


$. 130. 

Diefer geringen Wirkſamkeit der Regierung gegenüber 
dem ftrafrichterlichen Verfahren ohnerachtet, klagte die vevo- 
Iutionäre Bartei in der Preffe doch über eine ungebührliche 
Einmiſchung der Regierung in die Juſtiz, obfehon die Regie— 
rung fi in diefer Beziehung auch nicht den leiſeſten Schritt 
erlaubte. Alles, was fie binfihtlich der bei Gericht anhängis 
gen Unterfuhungen that, befchräntte ſich, wie ſchon gefagt, 
(neben ber erwähnten etwaigen Mittheilung von zu ihrer 
Kenntniß gekommenen Beweisftüden) auf das Betreiben der 
Beſchleunigung der Unterfuhungen, ober auf ein dem Aufs 
ſichtsrecht entfpringendes Einfchreiten gegen zur Kenntniß 
gefommene Mißbräuche, wozu fie in fo vielen Sitzungen 
ber II. Kammer, wenn auch meiftend ohne Grund, von ber 
Tinten Seite aufgefordert wurde *). 


*) Diefe Linte ſelbſt erlaubte ſich dagegen in der Kammer eine allerdings 
ungebährlihe Ginmifgung in die Juftiz, indem fie auf den Grund 
einfeitiger Angaben von Gefangenen bie rihterligen Belhläffe über 
Berhaftungen oder deren Dauer in ber Heftigften Weife ale ungereht 
angeiff. Wegen eines folgen Angriffs, den ih ald unpaffend ber 
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Zu den Diskuffionen der II. Kammer über das Berhält- 
niß der Schweiz wegen der an ber Grenze fih aufhaltenden 
Blüchtlinge und bei jenen über die Amneftie ſprach ich von 
Denjenigen, bie von ber Grenze aus durch Aufheperei und 
durch Einſchmuggelung von politifhen Brandſchriften einen 
Meinen Krieg gegen das Land führen und im übrigen dort 
lauern, bis ein günftiger Augenblick ihnen die Gelegenheit 
gebe, (wie im September 1848 gefchehen) in das Land ein- 
zufallen, die friedlichen Bürger zur Theilnahme am Aufruhr 
zu nöthigen, öffentliche Kaffen zu berauben, Gelder von Pri— 
daten zu erpreffen ꝛc. Ich nannte dies feindliche Lauern an 
der Grenze, nad) dem gemeinen Sprachgebrauce ein Weges 
lageren. Darin fand nun Struve nach feiner Rebe vor ben 
Geſchwornen in Freiburg eine Einfhüchterung der Beamten 
(auch der Richter), denen damit das Gewicht bezeichnet ge= 
weſen fei, welches die Regierung auf die Verfolgung ber 
(aufrührerifhen) Freiheitsmänner Tege u. dgl. — Dazu be= 
durfte e8 aber wahrlich nicht erft einer öffentlichen Karaks 
terifirung der Aufrührer von meiner Seite, es verftand ſich 
vielmehr von felbft und war nicht nur von mir, fondern von 
beiden Kammern ſchon längſt öffentlich ausgefprochen, daß bie 
ſtrafrechtliche Verfolgung mit allem Nachdruck zu betreiben 
ſei, und daß die Staatögewalt hierauf zur Erhaltung ‚ihres 
ganzen Dafeins, überhaupt zur Erhaltung gefeglicher Frei— 
heit und Orbnung das größte Gewicht Iegen müfle. Der 
Staatszweck und das Strafgeſetz felbft brachte dies ſchon 
mit fi. Gleichwohl haben die revolutionären Blätter bie 
Struve'ſchen Säge unterftügt, und überhaupt vielfache Berbäd- 
tigungen über unrechtmäßige Einwirkung auf die Juſtiz aus— 
geſprochen, ohne aud nur einen einzigen Fall fol- 
Her Einwirkungen angeben zu können. Darauf 
kam es aber nicht an, bie allgemeine Verbächtigung, bie 


zeichnete, was den Abgeorbneten Brentano zu gewaltigem Lärm veran⸗ 
Tapte, mußte ber Präfident am 27. November fogar die Sibung 
fufpenbiren. 
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man, eben darum, weil es an beffimmten Thatſachen— 


fehlt, nicht widerlegen kann, war in folder Zeit ſchon 
genfigend, um bie Leibenfchaften, und den Haß gegen bie Re— 
gierung zu erregen. 

Auch Fickler Hat in einer Petition an bie Il. Kammer, 
welche bie revolutionären Blätter überall verbreiteten, bie 
Beſchuldigung einer unerlaubten Einwirkung des Minifter 
riums des Innern auf feine Unterfuhung, auf die Art feiner 
Gefangenhaltung u. dgl. ausgefprochen, ohne irgend an— 
zugeben, wann und burh welde Schritte oder 
Anordnung dieſe Einwirkung gefhehen fein 
foll. Das Minifterium des Innern that nichts, als daß es 
die Mebergabe bes verhafleten Fickler an den Richter 
verfügte, und biefem, indem es ihm bie weitere Verfügung 
über bdenfelben überlaffen mußte, verſchiedene hierhergekom— 
mene Protokolle oder Beweisſtücke ($. 80) zur Benügung bei 
der Unterfuchung mittheilte. Später befaßte es ſich mit der 
Sache nicht mehr, da fowohl die Unterfuhung als die Vers 
fügung über die Art und Dauer des Verhafts lediglich Sache 
des Richters war und Fiedler fih, wenn er in biefer Be— 
ziehung beſchwert war, deshalb nur an das vorgefeßte Hof 
gericht wenden konnte. Ich ſetzte died bei Berathung ber 
Petition in der II. Kammer auseinander, worauf dieſe ber 
unbeftimmten Befhuldigung wegen Mangels aller Begründung 
auch Feine Berückſichtigung ſchenkte. 

Im Sommer 1848 haben mehrere Gefangene in Briefen 
an mich *) fih über ihre Haft oder deren Iange Dauer, oder 
über Verzögerung der Unterfuchung beſchwert. Ich Tieß fie 

=) Mertwürbig iſt ein felhes Schreiben vom Anwalt Reid vom 20. Junt 

1848, wenn man es mit dem fpätern offenkunvigen Benehmen dieſes 

Mannes, namentlih wit der Art feiner Tpätigleit dei der Maiteno- 

Tution und in ber fogenannten fonltitulrenden Verfammlung im Juni 

1849 vergleicht. CS üt nämlich darin gefagt: „Ich Habe feinen firafr 

Saren Antpeit, feinen phyiſch en und feinen intelfeftuellen an dem Keders 

fen Unternehmen genommen, einmal weil id eine badifche 

Nepublit für ein Unglüd für das ganze Vaterland und 

nur etwa qur Befriedigung frangafiiger Gelüfe die 


nend halte, dann aber auh, weil ih ein Feind aller 
brutalen Gewalt, fomme fie woher fie wolle, bin.“ 
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nun zum Theil belehren, wohin fie ſich wenden follten, oder 
theilte, wenn das Schreiben etwas auffallendes enthielt, um 
etwa gegründete Reklamationen zu befeitigen, daſſelbe auch 
dem Unterfuchungsgericht zur etwaigen eigenen Hebung ber 
Beſchwerde und jedenfalls zur Beſchleunigung ber Sade mit, 


8. 131. 

Ehen fo bodenlos und nur auf Erregung von Haß ger 
gen bie Regierung berechnet waren die Ausftrenungen ber 
Revolutionäre über angebliche Spionerie. 

Im Lande hatte man genug mit dem zu thun, was of⸗ 
fen gefchah, und das geſetzliche Auffihtsperfonal machte übers 
al-von feinen Wahrnehmungen bei ben Behörden zu weiterer 
Fürkehr oder Unterfuchung die amtliche Anzeige, ohne daß 
man beshalb zu Spionen die Zuflucht zu nehmen brauchte, 

Anders verhält es fih mit dem, was vom Ausland 
ber droht. Schon im März 1848, als die erften Nachrichten 
über bie von Paris gegen uns ausziehenden f. g. beutfchen 
Legionen eintrafen, ſchickten wir in drei verſchiedenen Rich— 
tungen Kundfchafter entgegen, um bie Wahrheit der That- 
face und bie Größe ber Gefahr zu erforfchen. Ich eröffnete 
dies dev II. Kammer, und felbft Heder, der wie Brentano 
damals noch in der Kammer war, fand darin etwas Natür- 
liches und machte dagegen nicht die geringfte Bemerkung. 
Eben fo wurden fpäter, wenn jeweils wieder neue Gerüchte 
binfichtlich jener Zuzügler oder hinſichtlich eines Einfalls der 
Flüchtlinge ſich verbreiteten, Kundſchafter über die Grenze 
geihiet, um die Wahrheit zu ermitteln, und darnach, fo wie 
nad) andern Notizen bie nölhigen Vorfihtsmaßregeln im In— 
tereffe des Landes ergreifen zu können. Cine Regierung, bie 
dies vernachläßigte, würde ihre Pflicht verlegt haben. 

Was nun aber die revolutionären Blätter weiter aus— 
freuten: es fet ein Spion zu falfchen Ausfagen gegen Ans 
gefhuldigte veranlaßt worden, und es habe ein folder einige 
Flüchtlinge mit Zwang oder mitlelft Opiums über die Grenze 
herüberſchaffen ſollen 2. ꝛc., find veine Erdichtungen und 
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nur ein Beweis, zu welchen niederträchtigen Mitteln die Um— 
Rurzfüchtigen ihre Zuflucht nahmen, um Haß gegen die Re 
gierung zu erregen und dadurch ihre Zwede zu fördern. 

Alsbald nach Ueberwindung des Hecker'ſchen Aufftandes, 
als Heder ſich einige Zeit in Straßburg aufbielt, Fam ein 
Bürger von Straßburg, ein geborener Deutfcher, hierher und 
fagte: viele Flüchtlinge feien jet über Heder felbft aufge— 
bracht, er (der Straßburger Bürger) fei nun bereit, durch 
diefe Flüchtlinge felbft ben Hecker über den Rhein Kiefern zu 
Iaffen, man ſolle nur auf der Brüde die erforderliche Mann— 
ſchaft zur Empfangnahme Hecker's aufitellen und eine Kleine 
Summe zur Bezahlung der Flüchtlinge, die ihn überkiefern 
werden, geben. Die Regierung wies diefen Antrag, zu dem 
ber Bürger aus Patriotismus für fein deutſches Heimathland 
beftimmt fein wollte, mit Entfchiedenheit zurüd, ba fie den 
von Struve und Heinzen in ihrem „Plane zur Revolutioni- 
rung und Republifanifirung Deutſchlands“ ($. 111) aufges 
ftellten Grundfag, daß der Zwed das Mittel heilige, 
nicht theilte, fondern unbedingt und überall jedes ſchlechte 
Mittel, zu mas immer für einem Zwede es dienen foll, 
verwarf. 


XXI. volksverſammlungen. 
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Bon der Agitation in den Volfsverfammlungen im März 
und April 1348 ift oben die Rede gewefen. 

Nach dem Aprilaufruhr waren diefe Berfammlungen wäh— 
vend ber Dauer des Kriegszuſtands unterdrückt, und eben fo 
nach dem Struveputſch *). 

In der Zwiſchenzeit im Sommer 1848 fanden fie wieder 
ftatt, jedoch war darin bei weitem fein folder Schwung, wie 
im Frühjahr. Ste waren weder ftark befucht, noch fehr le— 
bendig. Nur in den untern Landestheilen an der Eiſenbahn 





=) Au in Gegenden, auf welche ſich der Kriegsguftand nicht erfluedte, 
wurde zu biefer Beit nicht gewagt, folge Berfammlungen abzuhalten. 
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machten Einige eine Ausnahme, weil fie von gefeierten Mit- 

: gliedern ber Linken aus ber Nationalverfammlung, die babet 
ihre vepublifanifchen Reden hielten, veranlapt und befucht 
worben find. 

Im Winter 1818/49 und Frühjahr 1849 wurden biefe 
Verfammlungen wieder häufiger, und hatten wieder mehr Er⸗ 
folg. Einen fruchtbaren Anlaß dazu gab bie Blumsfeier. 
Doc von einer großen Bedeutung, wenn auch einzelne aufs 
rührerifche Reben gehalten wurden, waren alle diefe Berfamm= 
Tungen nicht, bis auf die Offenburger vom 13. Mai 1849, 
von welcher fpäter noch zu fprechen ift. 

Es traten wegen einzelner ftrafbarer Reden gerichtliche 
Unterfuhungen ein, die Berfammlungen fetbft wurden 
aber nie verboten. Nur bewaffnete Verfammlungen, bie 
ſowohl nad ber Natur der Sache immer gefährlich, als auch 
mit ben bdeutfchen Grundrechten unvereinbar find, wurden 
durch allgemeine Verordnung vom 12. Dezember 1848 als 
unftatthaft erklärt und darunter auch die Berfammlungen ber 
Bürgermwehren begriffen, wo folde nicht nad Maßgabe 
des Geſetzes vom 1. April 1849 innerhalb ihrer Gemeinde im 
Dienfte oder zu Mebungen fi aufftellten. 

Schon nad) unferm Gefege vom 15. November 1833 find 
BVollsverfammlungen im Allgemeinen erlaubt, fie können aber 
Am einzelnen Falle, „wenn fie bie öffentliche Sicherheit oder 
das allgemeine Wohl bedrohen“, von ben Staatöbehörben ver— 
boten werben. In den Grundrechten des beutfchen Volkes 
(fowohl nach der Frankfurter als nad der Berliner Aufftel- 
lung) geht die Beftimmung dahin: „Die Deutfchen Haben das 
Recht, fich friedlich ohne Waffen zu verfammeln; einer befon= 
deren Ermächtigung dazu bedarf es nicht. Volksverſammlun—⸗ 
gen unter freiem Himmel können bei dringender Gefahr für. 
die öffentliche Ordnung und Sicherheit verboten werben.” 


8. 133. 


Lag nun immerhin ein Nachtheil darin, daß durch bie 
Agitation auf folhen Berfammlungen bie Grundlagen der 
15 
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Ordnung erſchüttert wurden, ſo konnte man doch, wenn man 
von jenen vom März und April 1848 und vom 13. Mai 
1849 abfieht, nicht fagen, daß bei Einer derſelben zu be= 
fürchten gewefen wäre, daß die Verfammlung felbft 
unmittelbar die öffentliche Ordnung flören würde, und nad 
den freiheitlichen Grundfäen, welche die Regierung ftets feit= 
hielt, Konnte fie diefen Verfammlungen, vorbehaltlich des 
frafgerichtlichen Einſchreitens gegen verbrecherifche Theilneh—⸗ 
mer, fein Hindernig in den Weg Tegen. Im Allgemeinen 
find folche Bewegungen auch nicht ſchädlich, fie gehören mit 
zu einem gefunden Volksleben. In England oder wo fonft 
das bewegte öffentliche Leben durch Tange Hebung ſchon in 
ein ſicheres Geleife gebracht ift, Täuft die Menge, mag fie 
auch durch noch fo Heftige Reden erhigt werben, in ber Regel 
ohne Gefahr für die Ordnung wieder auseinander. Der 
Fehler liegt hier, tie bei der Preffe darin, daß bie grö— 
fere Freiheit gerade in ber Zeit einer fo ſtarken Gährung 
zugeftanden werden mußte, und daß die DVerfammelten, an 
ein ſolches Leben noch nicht gewohnt, von ben Agitatoren 
viel ftärkere Eindrüde empfangen, als wo die Erſcheinung 
etwas Häufiges und Altes iſt. Dazu kommt, daß die Freunde 
der Ordnung, was ebenfalls eine Folge der Neuheit iſt, we— 
der ihrerfeit eigene folhe große Verfammlungen veranftal= 
teten, noch an den von Andern Veranftalteten einen muthi= 
gen Antheil nahmen. Will man aber dad Aufkommen biefes 
Gegengewichts und jener Wirkung der Gewohnheit nicht hin⸗ 
dern, fo darf man diefe Preiheit, wie Andere, im Allgemei- 
nen nicht zurädhalten, wenn es gleich für die Uebergangs— 
periode wohlthätig fein mag, ber Regierung größere Befug- 
niffe einzuräumen, wornad fie etwa in aufgeregten Gegen= 
den, ohne daß fie gerade im Kriegszuſtand ſich befinden, auf 
eine beftimmte Zeit alle Vollsverfammlungen überhaupt 
zu verbieten berechtigt wäre, ba das Verbot einer einzel- 
nen beffimmten Verfammlung dadurch umgangen wird, 
daß fich die Menge alsbald an einem andern Orte verfam- 
melt, und ba, wenn auch hier das Verbot wieder rechtzeitig 
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eintrifft und befannt gemacht wird, die vielfachen einzelnen 
Zurückweiſungen ber herbeiftrömenden Menge noch mehr aufs 
regen, als die Abhaltung einer Verfammlung feldft. 


XXIV. Vereine. 


$. 134. 


Daß die im März 1848 gebildeten, bei ber Offenburger 
Berfammlung vom 19. März 1848 in eine vollſtändige Glie— 
derung und Organifation gebrachten, Volksausſchüſſe und 
Vereine, die ſich eine öffentliche Gewalt angemapt und- die 
Revolution betrieben haben ($. 73), durch die Verordnung 
vom 4. Mai aufgelöst wurden, ift ſchon oben angegeben 
worden. B 

Im Sommer 1848 bildeten fi nun. neue demokratiſche 
Vereine, deren Gentralausfchuß in Berlin, zuerft aber pro= 
viſoriſch in Frankfurt war. Vom 14. bis 17. Juni 1848 faßte 
ein nad) Frankfurt berufener Congreß von Abgeordneten die— 
fer Vereine Beſchlüſſe über eine vollftändige Organifation 
derfelben durch ganz Deutſchland, und bezeichnete bie Errin⸗ 
gung einer demokratiſchen Republik als ben Zweck ber 
Bereine. Zn einer Bekanntmachung vom 28. Juni 1848 er⸗ 
Härte ber Frankfurter Gentralausfhuß, daß er ber beutfchen 
Rationalverfammlung die fernere Anerkennung verfage, und 
ihre Mehrheit ald eine volksfeindliche Macht anfehe, weshalb 
er zur Bewirkung einer förmlichen Losreigung ber Minderheit 
behufs der Bildung einer neuen Verſammlung auf ungeſetz— 
lichem Wege aufforberte, 

Zu Mannheim wurde ein Kreisausſchuß für die demo— 
kratiſchen Vereine in Baden und in ber Rheinpfalz gegrün- 
det, und anderwärts bie Bildung von Orts-Vereinen angeregt, 
wozu ſich hauptſächlich Mitglieder der am 4. Mat 1848 auf- 
gelösten früheren Vereine herbeiließen, Das Miniftertum des 


Sunern veranftaltete Erhebungen, ob und wo ſolche Vereine 
15* 
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fich bilden, und ob fie den Frankfurter Beſchlüſſen fh anfäliehen, 
oder welche andere Zwede fie Haben. 

Ehe noch bie diesfallfigen Notizen vorlagen, murben bie 
Statuten eines in Heidelberg gegründeten bemofratifchen 
Stubdentenvereind eingeſchickt, wornach bie vereinigten 
Studenten ſich bie Aufgabe ftellten, für die Republif 
Propaganda zu machen. Durch; Verfügung des Mini= 
ſteriums des Innern vom 11. Juli 1848 wurbe fofort diefer 
Berein nad Maßgabe des Geſetzes vom 26. Oktober 1833 
aufgelöst, In der Verfügung iſt gefagt: „Da biefer Verein 
nad feinen eigenen Statuten auf die Untergrabung der be= 
ſtehenden Staatsorduung gerichtet ift, fo erſcheint er ſchon an 
und für ſich als das allgemeine Wohl gefährdend. Dazu 
tommt vom Standpunkte der Disziplin, daß ein Treiben, wie 
es durch biefen Verein herbeigeführt wird, die Stubenten von 
ihrem Berufe abzieht und bei der Unerfahrenheit im Leben 
auf Abwege bringt.” 

ALS diefer Beſchluß eröffnet war, Fam fogleih am 16. 
Juli eine Deputation von Studenten, denen ſich aud ein 
Cinzwifchen verftorbener) Profeffor und 2 Privatdozenten ans 
gefgloffen hatten, Hieher und übergab mir eine an das 
Staatsminifterium gerichtete Beſchwerdeſchrift. Die Deputa- 
tion fuchte barzuthun, daß es nothwendig fei, bie Fünftige 
Geftaltung bed Staats gehörig vorzubereiten, daß das Volk, 
wenn ber Zeitpunkt dazu komme, ſich beffer darin zu finden 
wiſſe, als jegt in Frankreich. Ich erwiderte, daß, fo lang 
eine Staatsform beftehe, Die verfaffungsmäßige Gewalt weder 
handelnd noch duldend dazu mitwirken dürfe, ben Umſturz 
derfelben vorzubereiten, und daß und wie gerade aus ſolchen 
Beftrebungen eine Unfiherheit ber öffentlichen Zuftände, und 
damit ber größte Nachteil nicht nur für die Ordnung, fon= 
bern auch für die gefegliche Freiheit und indbefondere für den 
Wohlſtand des Volkes erwachſe, weshalb bie Staatsgewalt 
ſolchen Beſtrebungen mit den ihr zu Gebot ftehenden geſetzli— 
Gen Mitteln, wie bier das Gefeg vom 26, Oktober 1833 ein 
ſolches in der Auflöfung der Vereine an die Hand gebe, ent⸗ 
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gegentreten mäffe. Ein Student (Hirſch) bemerkte, bie De⸗ 
putation wolle nicht diskutiren, ſondern nur wiſſen, ob bie 
Verfügung zurüdgenommen werbe, worauf ich erwiderte: in 
biefem Falle möge er und jeder, ber mit ihm hierin einver- 
ftanden fet, fich fogleich entfernen, denn bie Verfügung werbe 
nicht zurädgenommen. Gr ſchwieg und andere Mitglieder ber 
Deputation fuchten wieder zu begütigen, und bie Beſprechung 
fortzufegen. Es wurde behauptet, im März fei unbebing- 
tes Vereinsrecht verheißen worden, bas Gefe von 1833 fei 
alfo nicht mehr anwendbar. Ich erläuterte, daß meber in 
den (von Heder und Genoffen aufgeftellten) Forderungen 
des März, noch in ben barauf gemachten Zufagen vom 
Vereinsrecht etwas erwähnt fei, das Geſetz von 1833 alfo 
noch fortbeftehe, wornac zwar bas Recht, Vereine zu bilden, 
im Allgemeinen gewährt ſei, der Regierung aber bie Befug= 
niß zuftche, im einzelnen Falle „einen Verein, ber die Sicher— 
heit des Staats oder das allgemeine Wohl gefährbe, aufzur 
löſen und deſſen Fortbeſtehen zu verbieten.” 

Der Brofeffor, den die Studenten mitgebracht hatten, äußerte 
fi wenig, bis ich ihm aufforderte, meine Angaben zu be= 
ftätigen, was er ſodann, etwas verlegen und zum Theil aus» 
weichend, im Mebrigen gethan Hat. 


$. 135. 

Am nämlihen Tage erfolgte eine Entſchließung des 
Staatsminiftertums dahin, daß es, ba bie Märzverheißungen 
vom Vereinsrechte nichts erwähnen, alfo das Gefeg vom 26. 
Dftober 1833 allein maßgebend und bie Borausfepungen deö- 
felben bei dem fraglichen, auf Untergrabung ber Staatsord⸗ 
nung gerichteten, Vereine vorhanden feien, bei der vom Mi- 
nifterium bes Innern ausgefprochenen Auflöfung dieſes Verei⸗ 
nes fein Bewenden behalte, 

Am 17. Juli 1848 beſchloſſen nun bie Studenten einen 
fogenannten Auszug. Sie begaben fi nach Neuftadt in der 
Pfalz. Die Mitglieder des demokratiſchen Stubentenvereind 
hatten noch viele andere Studenten durch das Borgeben, daß 
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wegen bed in ber Minifterialverfügung vom 11. Juli ange 
führten zweiten Entfheidungsgrundes ihre befonderen ftu= 
dentifchen Rechte gegenüber jenen der andern Staatsbürger 
beeinträchtigt feien *), verleitet, mit ihnen auszuziehen, und 
bie Abmahnung ber Mebrigen, bie zurüdblieben und einen 
Aufruf erließen, war ohne Erfolg. 

Auf Antrag des akademiſchen Senats erging fogleich 
am 18. Juli eine Entſchließung bes Staatsminifteriums, wor= 
nach ben Studenten, welche Inländer find, eröffnet werden 
mußte, daß ihnen, wenn fie nicht innerhalb drei Tagen zu— 
rüdfchren, bei ber Frage ihrer Zulaffung zur Staatsprü- 
fung, das Taufende Stubien= Semefter gar nicht in Rechnung 
gebracht werde, 

Am nämlihen Tage übergaben der Gemeinderath und 
Bürgerausfhuß von Heidelberg eine Vorftellung, daß ben 
Studenten das Vereinsrecht wenigftend im Allgemeinen nicht 
abgefprochen werben möge, worauf in Bolge einer Verfügung 
des Staatsminifteriumd am 19. Juli erwibdert wurde, daß 
ein folches Abſprechen nirgends erfolgt fei, daß vielmehr 
auch den Studenten die Bildung von Vereinen zuftche, in 
fo fern dieſe nicht einen gleichen Zweck haben, wie etwa 
der in Frage fiehende, wo „durch bie Kraft der Affociation 
die verfaffungsmäßig beftehende Stantsordnung untergraben 
werde." 

Inzwiſchen übergaben die Studenten eine Petition an 
die I. Kammer, melde am 22. Zuli darüber verhandelte, 
und nad) dem Antrag des von Lamey erftatteten Commiffions- 
berichtes zur Tagesordnung überging, dabei aber den Wunſch 
ausbrüdte, daß den Studenten, beren mehrere der Kammer— 


») Diefer auf den befondern Beruf und die Verhältniſſe der Gtubenten 
bezüglich zweite Entfeidungsgrund war in der Etaateminifterlal+ Verfür 
gung vom 16. Juli mit berührt. In der Minifterial:Berfügung vom 23. 
Juli wurde bemerkt, daß «6 beffeiben Hier gar nicht bebürfte, daß ee 
aber bei Veurtheilung der Frage, ob ein Verein das öffentliche Wohl 
bebsohe, allerdings aud mit auf die perfönficen Werhäktniffe der Ber 
theiligten anfomme, 


— 3 — 


verhandlung anmwohnten und fi babei von dem Ungrunde 
ihrer Beſchwerde überzeugen konnten, die Friſt zur Rückkehr 
noch erftreeft werde. Nach einer Verfügung des Minifteriums 
bes Innern vom 23. Juli wurde ben Studenten das Ergeb- 
niß der Rammerberathung eröffnet und die Frift zur Rückkehr 
bis zum 26. Juli erftredt. 
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Inzwiſchen war durch bie veranftalteten Erhebungen er- 
mittelt, daß ſchon mehrere demokratiſche Orts- oder Bezirks— 
vereine mit dem offenen Zwecke ber Republikaniſirung 
Deutſchlands fi gebildet und den Beichlüffen des Frankfur- 
ter Congreſſes vom 14. bis zum 17. Juni 1848 fih ange- 
ſchloſſen Hatten. Auch war ein Emiffär des „Corvin-Virbitzky, 
Chefs des Generalftabs der beutfch= vepublifanifchen Legion 
in Straßburg“, aufgefangen, ber zu revolutionären Verfuchen 
aufwiegelte. Er hatte mehrere Schreiben von Corvin-Vir— 
bigfy bei ih. Ein ſolches Schreiben las ich am 22. Juli 
- ber I. Kammer vor. Es war darin gefagt: „Weberall ha— 
ben fih demokratiſche Vereine gebildet, und ſowohl 
Heder als ich, wie die anderen zu ihm haltenden Republi= 
Eaner fehen in ihnen die Hoffnung und das Heil für bie 
Zukunft.” „Seit wenigen Wochen hat die Partei der Re— 
publifaner fih unendlich vermehrt, fo daß wir, wenn einft 
die vechte Stunde fhlägt, mit einem großen Bürger- 
heer in's Feld rüden können.“ ... „Wir trachten 
vor Allım darnach, die Armeen zu fprengen, in ber Ueber— 
zeugung, daß die Fürften nicht im Stande find, eine zweite 
zu fammeln. Glauben Sie nit, daß wir hier unfere Zeit 
verträumen, wir wirken nad allen Richtungen Hin; allein 
um bie Folgen unferer Thätigfeit zu befördern, müffen uns 
die Freunde ber Zreiheit, die Republikaner, behülflich fein, 
um und in unferem Streben zu unterſtützen.“ .... „Wir 
brauchen Geld, wir brauchen es nicht allein, um bie Tau— 
ſende von Verbannten zu unterftügen, fondbern mehr nod, 
um die Borbereitugen zu dem großen Kampfe zu 
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treffen, der Deutſchland frei machen wird.“ Hier— 
zu ſollten alſo die demokratiſchen Vereine mitwirken, wie es 
bem Zwecke ihrer Gründung und ben angenommenen Frank— 
furter Beſchlüſſen alerbings entſprach. 

Am 16. Juli wurde in Ettlingen ein Gongreß von Abs 
geordneten ber badifhen demokratiſchen Vereine abgehalten, 
der unter Anderm ben Beſchluß faßte, daß alle politiſchen 
Eide fittenwidrig und unverbindlich fein. Im März 
1848 hatten Heder und Genoſſen mit Ungefüm bie allge 
meine Beeidigung auf die Berfaffung gefordert. Sept 
wollte man bie Tonftitutionelle Verfaflung nicht mehr, 
daher erklärte man fogar bie darauf ſchon gefhworenen 
Eide für unverbindlid. 

Det dieſen Berhältniffen war es wohl beyründet, bag 
durch eine Großh. Verordnung vom 22. Zuli 1848 nun alle 
demofratifchen Vereine aufgelöft und bie fernere Theilnahme 
daran unter ben im Geſetze vom 26. Oktober 1833 feſtge— 
fegten Strafen verboten wurde. 

Diefe allgemeine Auflöfung der demokratiſchen Vereine - 
gab den nach Neuftadt ausgezogenen Heidelberger Studenten 
einen Anlap, um über den fehwierigen Ehrenpunkt, ben fie 
in dem Aufgeben ihres Auszugsbefchluffes vom 17. Juli fan= 
ben, binwegzufommen. Am 25: Juli erließen fie eine öffent- 
liche Erflärung, daß durch bie allgemeine Auflöfung der 
Bereine ihre befonbere Hintanſetzung hinweggefallen fei, 
und daß, wenn biefe Auflöfung ein Grund zum Auszug blei= 
ben follte, nun ja alle Bürger des Landes ausziehen müß— 
ten. Mit diefer Erklärung kehrten fie am 25. Juli, alfo 
noch vor Ablauf ber am 23. Juli erftredten Friſt, nach Heis 
delberg zurüd, 
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Die Auflöfung ber demokratiſchen Vereine veranlaßte nach 
dem damaligen Stande ber Dinge keine bedeutende Aufre= 
gung, obgleich die radikale Preffe und fpäter die Linke in der 
1. Kammer ihre Angriffe dagegen richteten. 
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Am 8. Oktober 1848 erließ das Reichsjuſtizminiſterium 
ein Cireularſchreiben an alle deutſchen Regierungen, wornach 
auf bie Gefährlichkeit und ſtrafwürbige Richtung verſchiebener 
Vereine hingewiefen, und eine Zufammenftellung ber in ben 
einzelnen Ländern vorkommenden politifchen Vereine (mit An= 
gabe ihrer Tendenz, ihrer Statuten, etwa von ihnen gefaßter 
auffallender Beſchlüſſe, ihres Ginfluffes, ber Zahl ihrer Mit- 
glieder und ihrer Verbindung unter einander und mit Verei= 
nen in andern Ländern) verlangt wurde. Wir machten darü— 
ber allgemeine Erhebungen und teilten das Ergebniß am 
25. Oktober und 7. November dem Reichsminifterium mit. 
Damald waren aber wegen des kaum voransgegangenen 
Struveputfches und des Kriegszuftands die Vereine im Groß— 
herzogthum nicht von großer Bedeutung, und felbft die mei= 
ftend aus Mitgliedern ber aufgelöften demokratiſchen Vereine 
hervorgegangenen neu gebildeten „Volksvereine“, und die von 
der Frankfurter Linken angeregten f. g. „Märzvereine” ent 
wieelten noch Feine große Thätigkeit *). Diefe trat bei ben 
Volksvereinen erft ein, als bie Grundrechte des beutfchen 
Volkes erfchienen, durch welche fie ihren Beftand für gefichert 
hielten. 

Die Grundrechte enthalten nämlih im $. 30 bie Be— 
fimmung: „Die Deutfchen Haben das Recht, Vereine zu 


=) In Sqrleshelm wurde von der Gemeinde Feine Bürgerwehr errichtet. 
Ginzelne, bie ſich in den Waffen üben wollten, traten nun als eine Art 
Belvat Sürgemmehe befonbers zufammen, ohne bie Erridtung ber ehe 
gentlien Bürgerweht nad) Mafgabe des Gefepes vom 1. April in 
der vorgefchriebenen Weiſe zu betreiben. Die Verbindung berfelben 
wurde fobann als ein bewaffneter, und daher jedenfalls unzuläf- 
figer , Privatverein durch Verfügung des Minifteriums des Innern vom 
21. November 1848 aufgelöft. Im eben biefem Ginne erlich fpäter 
aud das Reiqeminiſterlum unter Hinwelfung auf den $. 29 der Grund« 
tete ein Gircularfhreiben an alle beutfcen Regierungen, was has 
Minifterium des Innern tur ein Generale vom 7. Ferbuar 1849 
öffentlich belannt machte. Es wurde gefagt: „es gibt im Gtaate 
feinen gefeplih erlaubten bewaffneten Verein, als den ber Bürs 
gerweht, und aud biefe lann in Waffen nit anders auftreten, 
ale nach Maßgabe des Gefehes und mad Anordnung ihres gefehe 
lien Befehlehabers an dem Orte, auf ben ſich die Befugnig befleiben 
erftredt, und eine Verbindung mehrerer Wehrmannfgaften, die nicht 
nach dem Gefepe zufammengehöten, iſt ebenfalls unftattHaft.” 
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bilden. Dieſes Recht ſoll durch keine vorbeugende Maßregel 
beſchraͤnkt werden.” 

Hierauf ſich ſtützend bildete ſich in Mannheim unter dem 
Vorſitze von Brentano und Gögg ein ſ. g. „proviſoriſcher 
Landesausſchuß“ der badiſchen Volksvereine. Seine erſte Auf- 
gabe war, dieſe Vereine über das ganze Land zu verbreiten 
und in einen organiſchen Zuſammenhang zu bringen. Es 
wurde am 7. Januar 1849 ein vollſtändiger Eintheilungsplan 
entworfen und in alle Gegenden des Landes an Geſinnungs— 
genoſſen zur weitern Werbung abgefchidt. 
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Das Circularſchreiben vom 8. Januar 1849, womit der 
Organiſationsplan vertheilt wurde *), iſt fo wichtig, daß ich 
es hier vollftändig aufnehmen muß. Es lautete: 


Bürger! 

Indem wir Innen in der Anlage Behufs der Organifation von Bolts- 
Vereinen, Statuten, einen Entwurf über bie Einthellung der einzelnen 
Vereine unter Kreis-Vereine und eine Anfpradie des unterzeichneten pro» 
viforffchen Sandes-Ausfhuffes zur Mitteilung am Ihre Mitbürger zufens 
den, erfudjen wir Ste Im Intereffe ber Voltsface dringend, Ihren ganzen 
Einfluß aufgubieten zur Grüntung von Volts-Vereinen in’ Ihrem Wohn 
orte und den übrigen Orten ihres Bezires forie zur Verbindung ber ein« 
zelnen} Ort6-Bereine unter ſich und zum Anfhluß derfglben an ben beiveffen- 
den Krels ⸗Verein. 

Sie find uns als thätiges Mitglied ver volksfreundlichen Partei be⸗ 
Tannt; wir find daher überzeugt, daß Ste uns in ber fraglichen Organis 
fation mit alfen Ihren Kräften unterftügen werben, um fo mehr, als Sie 
gewiß unfere, in der anliegenden Anfpradje niebergelegte Anfiht über bie 
Wigtigfeit der Volts-Organifation thellen. 

Weicher Weg zur Durchführung großer politifger und foclaler Refors 
men in einem Zolte eingeffjlagen werben muß, verweifen wir beifpiels- 
weife auf England, wo ein O’Commell, ein Gobben nur durd) eine Ders 
eine-Organifation fo wirffam auftreten fonnten. 

„Eben fo wurde in Frankreich die Februar-Revofution turd die im 
„ganzen Lande beftandenen polttifcjen Clubs und durg die große Verbreitung 
der politifhen, die freie Prefle im ganzen Umfange benügenden Tagebläts 
„ter vorbereitet, unb als Taum ber Kampf in Paris zu Ende war, ftanden 
Haud fon aller Orts durd ganz Franfreid die im Voraus bezeichneten 
„Männer der republitaniſchen Partel an der Spihe der Bewegung und 
nführten raſch die Beſchlüſſe ber provfforifchen Regierung aus.” 


*) Diefes Circularſchreiben und der Plan vom 7. Januar wurben erſt am 
17. d. n. Monats der Deffentlichteit übergeben. 
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„Gewiß auch in unferm Deutſchland, und zunägft in unferm engern 
„Baden wäre in ber erften Zeit ber Bewegung bes vergangenen Jahres 
„ein ganz anderes Ziel erreicht worben, Hätte die Organtfatton beflanben, 
„welche wir — durch die Erfahrung klug gemacht — nunmehr anſtreben 
„wollen und welde wir als wahre Voltsfreunde mit aller Anftrengung ans 
uftreben müffen.“ 

Ohne nun noch weiter in bie Sage einzugehen, da Gie ja ſier mit 
uns bie Rothwenbigfeit einer folgen Organifation erfennen, glauben wir 
nur in Betreff der beifiegenden Sähriftffüde einiges beifügen au müflen. 

Was zunädft den Statuten-Gutwurf betrifft, haben wir darin nur 
die formelle Einrichtung ber Vereine ins Auge gefaßt, da ber Swed ber 
Volts-Vereine befannt if. 

Es it Sage derjenigen, welche wir als erprobte Bells Freunde 
in den einzelnen Orten zur Bildung von Vereinen auffordern, diejenigen 
Elemente in den Verein aufzunehmen, welde fi) zu unferer Bartet 
befennen. 

Dap bie singen Vereine Mitglieder einen geroiffen Beitrag leiften, 
iR eine abfekute Nothwendigfeit. Nur burd Gefdmittel At die eigentliche 
Wirkfamteit gegeben „Wir müffen vor allem turd die Prefle zu wirken 
„suchen, thells dadurch, daß ber Landes-Ausſchuß eigene Organe zu großer 
„®erbreitung Unter bas Bolt fhafft, oder bas wir bie befchenben Blätter 
‚„unferer Partei, wie bie Mannheimer Mbendzeitung, bie in Konflanz er 
Afgpeinenden Seeblätter und bie in Heidelberg erfheinende Republit In eis 
‚mer Weiſe unterftügen, daß fie im großer Zahl unter das Bolt iommen, 
theils dadurch daß wir bei widtigen Tagesfragen, melde entjheidend 
nfür bie Rechte des Bürgers und bie Verfaflung werben können, ſchnell in 
„großer Zahl Flugſchriften unter die Bürger aller Orte verbreiten“, hiezu 
find natürlich bedeutende Geltmittel erforderlich. Ebenſo I «8 oft durch⸗ 
aus nöthig, daß einzelne Männer in, unferer Sadje das Xand bereifen, 
daß fie uns auf auswärtigen Gongrefien vertreten und engere Verbindungen 
anknüpfen. Solhen Männern fönnen wir- nit zumuthen, daß fle auf eigne 
Koften Zelt und Mühe opfern. Ueberhaupt anüflen wir zur Förderung der 
Sade vom Grunbfaß ausgehen, daß einzelnen Männern nie all die Lafteı 
für die ganze Partei aufgebürdet werben. Jcher, der eine Miffien, auch 
die umbebeutenbfie, zu erfüllen bat, fol eine verhäftnigmäßige Vergütung 
aus ber allgemeinen Kafle erhalten. 

Enbtic IR «8 viel geeigneter, daß bie zahlreichen Opfer unferer Par⸗ 
tei aus ben Vereins-Kaffen unterflügt werben, tat, daß zu diefem Sied 
befondere, fehr oft unvollfommene Sammlungen angeorbnet werben. Kurz 
je mehr Mittel dem Lanbee-Nusfhuß zu Gebote ftehen, deflo wirffamer 
Tann ex auftreten. (6 verfteht fid von felbft, daß der Lanbes-Ausfhuß 
vor dem zeltweife ftattfindenben Kongrefle der Mbgeorbneten der einzelnen 
Vereine regelmäßig genaue Redenfchaft über die ihm qugefloffenen Gelber 
ablegen wird. 

Bir hoffen, daß Sie unfere Eintheilung Badens in acht Kreis:Aus- 
f&üffe billigen werben. 

Je Meiner der Bezirk iſt, deſto leichter iſt es für ben betreffenden 
Kreis-Bereln, fih fehnel in die möthige Kommuntcation mit ben eingefnen 
Vereinen zu ſehen. 

Es iR au für den Landes-Ausſchuß eine Geſchäftserleichterung und 
«8 tonnen an benfelben bie Kreis-Ausfhüffe fiherer, der Wahrheit näher 
kommende Berichte erftatten, da es leiter iſt, in einem Heinen Bezirk bie 
Berhältniffe und Verfonticfeiten genau Tennen zu Ternen. » 

Es wird uns natürlid, fehr erwünfät fein, in Bälde von ihnen bie 
Anſicht Degiehungsweife bie Beiſtimmung zu unfern Vorfhlägen zu erhal⸗ 
ten. Bebienen fie ſich der Adrefle: 
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Oeinrich Rö6 in der Paſſage zu Mannheim " 

Art erfreulichften if} es uns, wenn Sie oder einer Ihrer Mitbürger 
alfogleid zur Gründung eines Vereins in Ihrem Orte, fofern dafelbft ein 
folger ned wicht beftcht, fehreiten, bie Meiner Orte ihrer Rocbarfaft 
zum Anflug an ihren Verein auffordern, in größeren benachbarten Orten 
den einen oder andern von tüdtigen Bürgern zur Bilbung eines ähnlichen 
Vereins vermögen, und entlich fh mit bem Auefguffe Ihres Kreis-Wers 
eine fogleih in Verbindung fehen. Am beften geihicht Rchteres dadurch, 
baß an einem beftimmten Lage an tem Kreiserte eine Verfammlung von 
Repräfentanten all der kem Kreis-Bereine zugetheiften Orte zu gemeinfamer 
Belpregung und Be'glupfaffung flattfindet und bap uns hierüber vom 
Kreie-Ausfhuffe Bericht erflattet wird. 

„Rur feiih ans Werk! der Erfolg ift her. Bebenkt, welden hohen 
„Beruf für Deutfehland Baden wieber erfült, wenn es auch in biefem 
an „Bine „Rechte des Voits zu erlämpfen, ein ſchönes Bei⸗ 
/ſpiel giebt. 

Mannheim, den 8. Januar 1849. Mit Gruß und Handſchlag. 

-" Der prooiforifhe Landes» Ausfhuß. | 
2. Brentano, erfer Vorfipender; Goeng, zweiter Borfipender; Hd. Rös; 
9. Happel; Melchior Ridert; Br. Carl Barth; WB. Sönter; 2. Reihard, 
2. Degen ; Schriftführer. 
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Durch die außerordentliche Rührigkeit der demokratiſchen 
Partei wurden nun dieſe Volksvereine, benen fi die früheren 
Märzvereine anſchloſſen, oder in weldje biefe ſich umwandel- 
ten, im ganzen Lande fehr verbreitet, und bie vevolutionären 
Blätter pochten darauf, daß jetzt die Grundrechte gegen alle 
Auflöfungsverfuche ‘der Regierung ſchützen. 

Wegen des letztern Gefichtspunftes und da nad) dem da= 
maligen Stande der Dinge eine auch nur ſcheinbare Ver— 
letung ber Grundrechte alsbald zu bedenklichen Gewaltthä- 
tigfeiten geführt und in der National-Verfammlung einen in 
unfern Verhältniffen für die Regierung noch viel gefährliche 
ren Sturm hervorgerufen hätte, fo wie ferner in Anbetracht, 
daß fi diefe Vereine auch über andere Länder verzweigten, 
Die Sache alfo eine gemeinfam beutfche war, und das Reichs— 
miniftertum nad bem oben erwähnten Gireularfchreiben vom 
8. Oktober 1849 ſich überhaupt des Vereinswefens annehmen 
wollte, — feßte ſich das Minifterium des Innern durch Zu= 
fhriften vom 17. und 21. Januar 1849, welch' Iehterer zu= 
dleich die inzwiſchen zur Offenkundigkeit gekommenen Aufrufe 
des proviſoriſchen Landesausſchuſſes vom 7. und 8, Januar 
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beigelegt wurden, mit dem Reichsminiſterinm in's Benehmen. 
Wir drückten die Abſicht aus, dieſe Vereine, wenn die von der 
Regierung anerkannten Grundrechte nicht entgegenſtehen, aufzu= 
löſen, da diefelben nach dem Aufrufe vom 8. Januar 1849 einen 
gewaltfamen Umfturz vorbereiten und für ben Eintritt eines Ereig⸗ 
niffes oder einer günftigen Gelegenheit ben Sieg ber repu= 
blikaniſchen Sache fihern follten. Hinſichtlich der Grundrechte 
wurde bemerkt, daß fie eine Auslegung zulaffen, bei welcher 
das badifche Gefeg vom 26. Oktober 1833 noch daneben 
Anwendung fände. Das Leptere geftatte nämlich bie Vereine 
im Allgemeinen ebenfalls, aber es gebe ber Regierung das 
Recht, fie im einzelnen Falle wegen Gefährlichkeit aufzulöfen. 
Eine folge Auflöfung fei nun aber nicht als eine durch die 
Grundrechte ansgeſchloſſene vorbeugende, fondern als eine 
Repreffivmaßregel zu betrachten. Das Reicheminifterium, 
bei welchem ebenfalls verfchiebene Anfichten geherrfcht haben 
follen, ließ fih hierauf nicht ein, deutete aber in feiner Er— 
widerung vom 25. Januar 1849 darauf an, daß die Staates 
anwälte zu erwägen haben werben, „ob nad) ben babifchen 
Gefegen die Unterzeichner der Aufrufe zur Verantwortung zu 
siehen feien.” 

Das Minifterium des Innern machte fofort bem Juſtizmini— 
fterium von ber Sache Mittheilung, daß ein Ausſprch des Gerichts 
über die Einleitung einer Unterfuhung gegen Diejenigen, welche 
durch den Aufruf vom 8. Januar eine Umwälzung vorzube- 
reiten unternahmen, erwirkt werde. Das Juſtizminiſterium 
ſtellte die Sache dem Staatsanwalte am Hofgericht des Unter= 
rheinkreiſes zu, welcher aber begutachtete, daß eine gerichtliche 
Verfolgung nicht begründet ſei. Gegen dieſen dem Minifte- 
rium des Innern mitgetheilten Bericht des Staatsanwalts 
machte der Referent bei dieſem Miniſterium eine widerlegende 
rechtliche Ausführung, welche mit Wiederholung bes frühern 
Antrags dem Juftizminifterium zugieng, worauf diefes bie 
Sache dem Hofgericht in Freiburg, welches nad dem Geſete 
vom 16. Mai 1848 ($. 61) über alle feit März 1848 beganges 
nen hochverrätherifchen Handlungen zu erkennen hatte, zur 
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rechtlichen Erledigung zuſtellte. Das Hofgericht machte eine 
Ausführung, daß dieſe Sache nicht zu feiner Kompetenz ge- 
höre. Das Juftizminifterium theilte dem Minifterium bes In= 
nern dieſe Ausführung wieder mit, und che das letztere bare 
auf eine weitere Antwort gegeben hatte, tsat bie Mairevolu⸗ 
tion dazwiſchen und machte der Verhandlung ein Ende. 
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Inzwiſchen Hatte das Minifterium des Innern ſchon am 
26. Januar in einem von den revolutionären Blättern leiden— 
ſchaftlich angegriffenen, Generale von ber Theilnahme an die— 
fen verderblihen ſ. g. Volkövereinen abgemahnt, und bie 
gefeglichgefinnten Bürger zur Entgegenwirkung gegen bie Vers 
breitung berfelben, fowie gegen ihre verberblihe Thätig- 
keit auffordern laſſen *). Zugleih wurde angeordnet, daß 
überall, wo Einer dieſer Vereine durch feine Handlungen 
die Gefege verlege, alsbald einzufchreiten und das Ergebniß 
anzuzeigen ſei. Hinſichtlich ber Grundrechte hatten wir naͤm— 
lich nad weiterer Erwägung, und obſchon das Reichsmini⸗ 
fterium dafür nicht einftehen wollte, die Anficht feſtgeſtellt, 
daß zwar das Verbot eines Vereines wegen Gefährlichkeit 
feiner Richtung im Allgemeinen als eine (dem erft brohen=- 
den Uebel) nur vorbeugende Mafregel zu betrachten fe, 
baß aber die Unterbrüdung von Vereinen wegen bereitö be= 
gangener gefegwibriger Handlungen als eigentlich repre ſ⸗ 
ſiv nicht mehr unter die bloß vorbeugenden Mafregeln 
gerechnet werben Tonne. Wären daher folde firafbare 
Handlungen nachgewieſen worden, ober hätten bie Ge= 
richte fchon in der Gründung ber Vereine vom 8. Januar 
eine firafbare Verbindung oder Aufforderung erkannt, fo hätte 
man die Regierung auch ohne Verlegung der Grundrechte be= 


=) Aud; in der II. Kammer machte ich, als bie Rede davon wurde, dem 
Abgeorbneten Brentano wegen der biefen Vereinen gegebenen Ridstung, 
ins deſondere wegen bes Aufrufe vom 8. Januar 1849 einen Vorhalt. 
Er erwiderte, man möge bie Unterzeichner des Aufrufe gericttic be> 
langen, wenn man meine, daß darin ehuns, Strafwürbiges liege. 
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fugt erachtet, nach dem Geſetz von 1833 bie Auflöfung zu 
verfügen, beziehungsweife das Verbot auszuſprechen. Auch 
hätte der Schritt, wenn ein ſolcher greifbarer Grund nachge— 
wieſen worden wäre, in der Ausführung weniger Schwierig- 
feit gefunden. Es Hätte nur gegen den Einen oder Anbern 
diefer Vereine eines ſolchen Nachweifes beburft, um die Ber- 
fügung wegen bes Zuſammenhangs berfelben gegen alle 
treffen zu können. Es kam aber Fein Nachweis folher unter 
das Strafgeſetz falender Vergehungen vor, und wie es mit 
der Erörterung über bie Strafwürbigkeit bes Zwecke s bie- 
fer Bereine an und für fich gieng, iſt ſchon oben ange= 
geben worden. 
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Ic weiß wohl, daß man, wo es fih um bie Retiung 
des Staats Handelt, ſich für ben Augenblid der Gefahr durch 
teinerlei beengende Formen abhalten laſſen darf, das zu thun, 
was retten Tann. Aber eben das war die Frage, welche Ge= 
fahr die größte fei, das Verbot oder das Gewährenlaffen mit 
vorläufiger bloßer Meberwachung * Die Gefahr einer Ver— 
Tegung der fo eiferfüchtig bewachten Grundrechte muß nach 
ber Stimmung der damaligen Zeit, wo zugleich die vom 
Bolke als fouverän betradgtete Nationalverfammlung 
im Hintergrund ftand, bemeffen werben *). Die andere Ge— 
fahr, die bed Gemwährenlaffens, wird jetzt wohl zu hoch an= 
geſchlagen. Abgefehen davon, daß bie Volfsvereine ohne 
die unabhängig davon eingetretene Militärmeuterei feine Re= 
volution Hätten durchführen können, und daß diefe Revolu— 
tion bei dem Ausbruche ber Militärmenterei nad 
dem fonftigen Stande ber Dinge von ben Demokraten auch 
ohne ihre Bereinsorganifation (etwa in einer großen Volks— 


*) Auch in andern deutſchen Ländern, in welchen ähnlihe Vereine gegrüns 
det wurben, erfolgte gegen fie fein Schritt. In Württemberg wurde 
im Sommer 1848 ber bemofratifche Verein zu Stuttgart aufgelöf, nad) 
dem Grfceinen der Grundrechte aber gegen die ganz gleiartigen neu 
gebildeten und überall verzweigten Vollsvereine nigts unternommen. 
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verſammlung oder wie immer) jedenfalls durchgeführt worden 
wäre, — darf man nicht überſehen, daß mit ber bloßen Aufs 
löſung beffimmter Vereine fehr wenig gethan if. Die 
revolutionäre Partei bleibt durch ihr gleiches Ziel und durch 
ihren fonftigen Verkehr (in der Preſſe, in Verſammlungen 
ober kleineren Zufammenkünften, durch Korrefpondenzen, Emif- 
färe ꝛc. ıc.) doch vereinigt, und das ſchwierigſte beſteht noch 
darin, daß die Auflöſung eines Vereines, wie die Erfah— 
rung zeigte, bie ſofortige Gründung eines neuen unter an— 
derm Namen nicht hindert, und es immer lang dauert, bis 
die Regierung von dem Beſtande und Beſtreben, und von 
der Thätigfeit derſelben ſolche Kenntniß und Nachweiſe er— 
halt, daß auch die neuen Vereine wieder aufgelöſt werden 
Tonnen. Es find, wenn man dem Mißbrauche des Vereins— 
rechtes wirkfamer foll begegnen können, wie ich oben im $. 16 
auseinanderfegte, anbere geſetz lich e Beſtimmungen 
noͤthig, und bie Regierung muß in Zeiten großer Gefahr auch 
noch das Recht der vorübergehenden Suspenfion des politifchen 
Vereinigungsrechts überhaupt ($. 28) Haben. 
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Ein Nachtheil einer zu Teichten oder zu großen Befchrän- 
tung des Vereinsrechtes beftcht, wie bei der Befchräntung 
anderer politifcher Freiheiten auch darin, daß dadurch bie 
Thätigkeit der Wohlgefinnten erlahmt, und doch Tann bei 
dem durch folche Beichränfungen dennoch nicht zu verhindern⸗ 
den anarhifchen Treiben des verneinenden Geiftes in dem 
Buftande eines entwidelten Volkslebens nur das thätige und 
Eräftige Auftreten ber Sreunbde ber Ordnung im Volke 
ſel bſt eine genügende Stüge gewähren. 

Sn diefer Beziehung hatten wir num. einen Anfang in 
dem Auftommen der f. g. vaterländifchen Vereine, bie 
fich namentlich als Gegenfag der wühleriſchen Volkövereine 
da und dort bildeten, und dem Mifbrauche ber Freiheit ent= 
gegenarbeiteten. Vielen rechtlich Gefinnten wurben durch das 
wilde beftuftive Treiben der Volksvereine almählig die Augen 
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geöffnet und jo begann eben dieſes Treiben in der Bevoölke— 
rung felbft eine Art von Reaktion hervorzurufen. Die Wafs 
fen waren aber nach ber Krankheit der Zeit allerdings 
noch ungleih. Die Anarchiſten Hatten ſchon gar viel Boden 
gewonnen, ben ihnen wieder abzugewinnen nicht die Auf— 
gabe weniger Monate fein konnte. Die Freunde der Ord— 
nung konnten bei dem unterwühlten Sinne nur nad und 
nad, vorerft nur in befehränkteren Kreifen, wieder Gehör 
finden. Von der revolutionären Preſſe wurden fie ver- 
höhnt *), und von den Demagogen eingefhüchtert. Ließen 
fi dadurch auch viele Karaktervolle (4. B. in Mannheim 
unter dem Vorfige des wackeren Blezinger **)) von ihren 


*) Der Volleführer, die Republit und die Mannheimer Abentzeitung 
nannten biefelben, weil fie bie Regierung unterflügten, meiſtens nur 
(nad meinem Taufnamen) Baptiftenvereine. 
%*) Der Vorftand des vaterlänbifchen Vereins in Mannheim war zugleich 
der Vorort aller vaterlänbifden Vereine des Landes. Sogleich nad) 
dem Befanntwerben bes Aufrufs des Landesausfhuffes der Volksvereine 
vom 8 Januar erließ ber Vorort ber vaterlänbifcen Vereine (am 18. 
Januar) einen Gegenaufruf, worin unter Anderm gefagt war: 
„Wer es weiß, — und wer in Baden wird es nicht willen ? — 
daß die „Mannheimer Abenpzeitung“ und bie „Sechlätter“ in Konftany 
diejenige Partei vertreten Haben und nod) vertteten, welde Im vorigen 
Jahre den Bürgerkrieg in unfer fenit fo glüdliges Sand geidleutert 
Hat, der wird fofort erfennen, daß vie vaterländifhen Vereine und die 
Volls-Bereine, „iweld Iehtere die genannten Blätter öffentlich als ihre 
„Organe erflären" , Gegenfüßler find. 
Es verfteht alſo ſich wohl von ſelbſt, daß die vaterländiſchen Vereine 
und alle Bürger des Rantes, welche ihre Geſinnungen theilen, zunaͤchſt 
auf Gegenwoirtung bedacht fein müffen. 
Der Haß gegen das Vürgerifum, die Seinbfeligfeit gegen das 
Beſihthum, die blinde Verfolgungswuth gegen alle Andersbentenden follen 
nit, wie ein verheerender Krebefhaten, noch weiter Plap greifen im 
Voile durch eine noch größere Verbreitung jener Blätter, die dafür ar» 
beiten und die zu den Organen der Volts Vereine erhoben worden find. 
Bir wollen nicht die Bartei-Leivenfaften heraufbefhwören: wir wols 
len nicht mit den Waffen ber Verbägtigung und perfönliger Anfeindungen 
unfern politifhen Gegnern in ven Weg treten. Wir verabfeuen folge 
Mittel, weiß fie mit dem Streben nach wahrer Freiheit unvereinbar find 
und qubem erbfiden wir auch in unfern Gegnern unfere Mitbürger, die 
wir nicht Hafen, fondern nur befämpfen Im Dienfe des Naterlandes, 
Bir befcränten uns befwegen Iebiglic, barauf, hie politifhen Ger 
genfäpe der Parteien feſizuſtellen und unfere Wirkfamfeit in Schrift 
*  umb Wort auf bie Grundlagen der Wahrheit, der Thatfahen und der 
Bebürfntffe des Tages zu begründen. 

Bir Haben die Leiden im Auge, welde über unfer badiſches Land 
eingebrochen find „burd die politiſche Oteihgiktigfeit der Mehrzahl fee 
ner Bürger“ und wir wollen alle unfere Kräfte aufbieten, um durd 


16 





— mM — 


Bemühungen nicht abhalten, fo hatte doch eine große Ans 
zahl Anderer, die innerlich von derfelben Gefinnung waren, noch 
nicht ben Muth, fi ihnen offen und thätig anzufchließen. 





Anwendung der richtigen Mittel jene Leiden zu beendigen und „eine 
„zweite Auflage der Drangfale des Jahres 1848 ven unferem unglüd- 
„lichen Sande abzuwenden.” 

Eine, wenn aud nur theilweiſe Wiederkehr derſelben müſſen wir 
befürdten, wenn wir in dem Umlauffdreiben des proviforifchen Landes» 
Ausfhufes Iefen, wie er das Miplingen der Bewegung bes vorigen 
Jahre bedauert, zur beflern Organlfatien aufmuntert und zu näherer 
Begrüntung der Swedmäßigkeit der Bolfsvereine darauf hindeutet, dag 
in Frankreich die Februarrevolution lediglich durd; die im ganzen Lande 
beftandenen Klubs und dur) die große Verbreitung ber pofitifehen Tagesbläts 
ter vorbereitet wurbe. Dies felhft zugeftanden, fo müffen wir biefe 
Beweieführung bod dahin ergänzen, daß eben dieſe politiien Klubs 
und ihre Blätter aud) de rothe Republit und den blutigen 
Juni-Aufſt and vorbereiteten, indem die „Klubs ſowohl, als ihre 
„Drgane Tod und Verberben prebigten gegen Bürgerthum, gegen Befips 
„thnm und Alles, was bie menfhlih;e Gefelfgaft gufammenhält.” Die 
unglüdtigen, verführten Maffen mußten die Verblendung, in bie mar 
fie geftürgt, mit „ihrem Eiende und ihrem Binte” zahlen und bie 
franzöfiihe Nation Hat jenen „gefellfhaftligen Auswurf”, der in ihren 
ingeweiben wühlte, „weit von fid geihleubert!” Man fiht, das 
Belfpiel bat aud, feine gefährliche Seite und diefe iſt tHeifweife ſchon 
auch in unferem Lande ernftlich ins Auge gefapt worben. 

Zunãchſt an unferen Grenzen gegen die Schmelz haben bereits eine 
größere Anzahl von Oemeinden ein allgemeines Schuß · und Trupbündnig 
negen jedwed ien republifanifcjen Anfall auf ihre perfönliche Freiheit und ihr 
Eigenthum gefloffen, und es if auch nidjts natürfkdjer, al daß man 
in Deutfchland, „wie in Trankreid ‘, ben Stab breche über bie rothe 
Republik, welhe bie Schlachtbant der menfhlichen Gefelfhaft it, und 
den welcher Riemanb mehr betrogen wird, als bie arbeitenten Klaffen, 
welchen man goldene Berge verfpridt, in Mirklicfeit aber durch Ver⸗ 
nihtung der Arbeit dem Hunger und dem (lende Preis giebt! 

Um unfere Aufgabe mit Erfolg zu Töfen, dürfen wir nicht minver 
thätig fein, als unfere Gegner. Auch wir miffen uns — „tur Er— 
„führung Flug gemacht — organiffen; and wir müffen unfere Ver: 
Eine burd; das ganze Sand verbreiten, au wir müffen, wo möglid), 
eigne Organe zu großer Verbreitung unter das Voll fhaffen, die Tagce- 
pieffe für unfer Streben zu gewinnen ſuchen und bei „wichtigen Tages- 
„fragen, weiche entfceivend für bie Rechte des Volies und bie Vers 
„faffung werben fönnen“, fehnell im großer Bahl Flug riften unter die 
Bürger aller Orte verbreiten. . . . + . 

Zu AU dem bedürfen wir aber nicht allein namhafter Gelbmittel, 
melde durch frehoillige Beiträge der MVereine-Mitglierer und durd 
Freunde unferer Sadje zu beihaffen find, fondern auch geiftiger Kräfte, 
die thattraͤftig nnd aufopferungefäbig find für das wahre Wohl des 
Vater landes. 

Bir rufen daher unfere Mitbürger in Sand und Siadt auf, 
überall da, wo noch feine vaterlänbifjen Vereine gebildet find, folde 
zu Silben. Der Wahiſpruch derfelben fei überal: Sreißeit, gegrüne 
det auf bie Ahtung vor dem Gelepe und- auf bie Aufrechthaftung der 


— 4 — 


Immerhin war aber diefe Erſcheinung von hohem Werthe, 
die Vereine vermehrten fih und fie wären mit jedem Tag 
wirffamer geworben, wenn nicht, noch ehe dieſes Ziel erreicht 
war, ber Streit über bie Reichsverfaſſung und die Militär 
meuterei den Demagogen für den Augenblid eine fo große 

VUebermacht gegeben hätten, daß ed im Mai zu einem völli— 
gen Umfturze fam. Wären die Volksvereine wieder unterbrüdt 
worden, fo. hätte dies auch den vaterländifchen Vereinen einen 
Schlag gegeben, fie hätten biefen Schritt wegen vermeinter 
Verlegung der Grundrechte einerfeits feibft mißbilligt, und 
andererſeits wären fie durch ben Hieb, welchen bie Staats— 
gewalt auf ihre Gegner that, jedenfalls in ihrer eigenen Thä— 
tigkeit erlahmt, fo daß die Regierung den Wühlern wieder al= 
Tein gegenüber geftanden wäre. Die Führer ber vaterländi- 
ſchen Vereine wünfchten daher, wie mir eine Deputation bes 
Mannheimer Vororts berfelben im Frühjahr 1849 verficherte, 


Ordnung; Sicherung der Vollsrehte gegen alle feindlichen Angriffe, 
woher fie auch Tommen mögen ; MVeförberung und Wicberherftellung des 
Mopffandes dur Befeitigung aller jener Einwirkungen, weldhe den 
öffentligen und Privat-Grebit uutergeaben und bie Arbeitslofigkeit vers 
mehren; enge Verbrüberung aller Ofeihgefinnten, und ehrlicher, aber 
entfciedener Kampf gegen alle Feinde ber wahren Freiheit und Bolts- 
mohlfahrt! „Das ift ber Weg, den der echte Bürger, der wahrhaft 
„seele Mann, dem Vaterland und Mollewohl fein Leerer Shall if, 
„aehen muß; ex allein führt aus dem Gturme in fiheren Hafen.” - 

Wir fordern auch jeden einzelnen unferer Mitblirger, ber ſich be⸗ 
rufen fühlt, in unferem Sinne zu wirken, auf, uns mit feinen geiftigen 
Kräften gu unterftügen unb fi zu biefem Behufe mit uns in Ber« 
bindung zu ſehen. Wir rechnen aud anf eine größere und entſchiede ⸗ 
nere Theilnahme besjenigen Theils der Preſſe, welder bis fept in den 
poltifhen Kämpfen gleihgiltiger war, als er in fo fhweren, felgerels 
hen Zeiten fein follte, 

Die beftchenben vaterlänbifchen Vereine werben ſelbſtredend jeber, 
fo weit er es vermag, zur Begründung weiterer Vereine unb zur An« 
werbung gleigefinnter Freunde ir Mögliche tHun. . . - .. 

Bir geben aber Jedem, der für des Landes wahres Wohl wirken 
wi, zu bebinfen, daß ohne Bautern Hand an’s Werk gelegt werben 
muß und fordern alfo auf gu frif er That. „So erkenne denn’, fagen 
aud) wir, „das babifdie Volt feinen hohen Beruf, dem es zu Deutic- 
„lands Wohl fo lange ruhmvoli erfüllte, auch diesmal wieder; es gebe 
„ein ſchönes Beifptel, was ein fittkihes ebles unb freiheitliebenbes 
„Belt im mannhaften Rampfe für feine wahre Freiheit und Wohlfahrt 
„gegen ben Anbrang feinklicer Eiemente vermag” und c6 wird durd 
„feinen Sieg einer fhönen Zukunft entgegen gehen!" ıc. 
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bie Auflöfung der Volksvereine durchaus nicht, fie hofften viel- 
mehr die Partei der Leptern bei deren Fortbeſtand nach und 
nad um fo grünblicher in der öffentlichen Meinung überwäls 
tigen zu können. 


XXV. Die deutſche Frage. 
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Oben ($$. 33. u. 49) ift dargeftellt, tie die Regierung 
in den Märzftürmen mit Taufenden wahrer Baterlandsfreunde 
den Rettungsanfer vor völligem Zerfall ober Untergang bes 
Baterlands nur in der aldhaldigen Berufung einer Vertretung 
der ganzen Nation erkannte, wie fie dann Schritte hiefür ſchon 
am 4. März zufagte und ſogleich darauf bei der Bundesver— 
fammlung ben entfprechenden Antrag ftellte, fofort auf ſchleu—⸗ 
nige Vornahme der Wahlen drang u. f. w. 

Es iſt befannt, daß aud Diejenigen, welche die große 
Bewegung ängftigte, bald nad ber Eröffnung ber deutſchen 
National-Berfammlung frohe Hoffnungen auf eine friebliche 
Entwicklung fhöpften, da diefe Verfammlung in einer bedeu⸗ 
tenden Mehrheit gemäßigt auftrat und für Feſthaltung ber 
Ordnung wirkte. Ein berühmter Staatsmann fagte fpäter, es 
fei ihm noch immer ein politifches Räthfel, wie in der dama— 
ligen Zeit fo gemäßigte Wahlen haben zu Stande kommen 
Tonnen, während ähnliche Berfammlungen in Wien, Berlin 
und an andern Orten in ihrer Mehrheit fo rabifal ausficken *). 

*) Gin Erklärungsgrund dürfte aud darin liegen, daß bie früheren polis 
tifgen Notabilitäten, freifinnige Männer von Humaner und wiffenfäaft- 
licher Bildung, die bieher für Freigeit, Voltsrehte und Redtszufland 
auftraten, in nidht fo großer Sahl verhanten waren. Cs war natür- 

U, daß biefe von früher Her als Korgphäen ber Frelheit anerkannten 

Männer, gewiffermaßen die Lieblinge des Volkes, zunäcft in die wid. 

tige Berfammlung, in die Vertretung der ganzen Nation ges 

wählt wurten, und bod waren biefe geiftig hervorragenden Männer 

Cfogenannte Alttiberale) der Mehrzahl nad) überall gegen ben Umflur. 

Für die andern Berfammlungen blieben daher meht untergeorbnete Ber- 

fönfichfetten übrig, die ih erft in den Stürmen neu Hervorthaten, und 

als Kinder biefer Stürme die Linle , die fih die früheren Notabilitäten 
gefeht hatten, weit überfäritten. 
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Indeſſen fand das „einzig und allein”, das vom Vor— 
parlament herrührte, auch bei der Fonftituirenden Verſamm- 
lung bald Aufnahme, ba fie ihre, in ber bamaligen Lage 
der Dinge unmwiberftehlihe, Macht fühlte, In dem 
Einne, in welchem Heinrih v. Gagern in feiner Rede zu 
Bremen von ber Nationalfouverainetät im Gegenfage 
der Volks ſouverainetät ſprach, war biefe Anfiht auch 
richtig; aber es fehlte an einem über bie thatſächliche 
Macht hHinausreihenden Rechts titel dafiir, daß bie 
Berfammlung jene Nationalfonverainetät in ſich allein trage, 
oder mit wen anders, als mit der Gefammtheit der Regie 
rungen, bie in bem Bundesbeſchluß vom März 1848 vor— 
behaltene Vereinbarung (insbefondere nad Aufhebung - 
der Bundesverfammlung) maßgebend für die Gefammtheit zu 
treffen fet, 
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Auf der andern Seite war in Anſchlag zu bringen, ba 
in den Märzftürmen alle Regierungen wenigſtens gegen ei= 
nen vorübergehenden Umſturz nur in der Berufung 
jener Berfammlung eine Rettung fanden. Berner 
war zu erwägen, baf es unmöglich fei, etwas zu Stande zu 
bringen, wenn jede Regierung ſich ihre befondere Zuftimmung 
vorbehalte, und daß die biplomatifchen Verhandlungen, wie 
die frühern Erfahrungen lehrten und ber neue Gang der Dinge 
wieder zeigt, nichts Großes zu Tage fürdern vermögen. . Diefe 
Betrachtungen in Verbindung mit dem Umftande, daß bie“ 
National-Berfammlung im Sommer 1848 einen gemäßigten 
und erhaltenden Weg einfhlug, beftimmten die Großh. Re— 
gierung, fi) den Beſchlüſſen der Verfammlung in Beziehung 
auf die Peftftellung einer Verfaſſung des deutſchen 
Reis ihrerfeits thatfächlich anzufchliepen, ohne je 
den allerdings unwahren Sag aufzuftellen, daß die Berfamm= 
lung eine für alle Regierungen rechtlich maßgebende Voll⸗ 
macht habe. 
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In diefem Sinne gaben bei dem nad längerer Unter= 
brechung ber Sigungen am 20. Juli 1848 erfolgten Wiederzufam- 
mentritte der Stände ber Minifter der auswärtigen Ange- 
legenheiten in der I. und ich in ber D. Kammer im Auftrag 
des Großherzogs folgende Erklärung ab: 

„Seit Ihrer legten Verfammlung bat fi eines der 
größten, wichtigften und erfreulichften Greignifle in der poli= 
tifhen Entwicklung Deutſchlands begeben. Es find die Frank— 
furter Befchlüffe vom 28. und 29. Juni, durch welche bie 
deutfche National-Berfammlung. in Erwägung ber politifchen 
Weltlage und des Drangs ber DVerhältniffe unferes Vater— 
landes zur Bildung einer proviforifchen Gentralgewalt und zur 
Wahl eines Reichöverwefers in ber Perſon des Erzherzogs 
Johann von Defterreich geſchritten iſt. Die National-Ver- 
fammlung durfte dabei auf die alffeitige Webereinftimmung 
zählen, und fie iſt diefer Uebereinftimmung aud von Seite 
aller beutfchen Regierungen in dem Ausbrude des an dem 
nämlichen denkwürdigen Tage gefaßten Bundesbeſchluſſes be= 
gennet. ©. K. 9. ber Großherzog Int die Wahl des Erzher— 
3098 zum Reichöverwefer mit ber lebhafteſten Freude begrüßt. 
Meberzeugt von der Dringlichkeit einer proviforifchen Gentral= 
gewalt, vertrauend auf die große Bürgſchaft des Fürſten, der 
fie für die Einigung, Freiheit und Macht unfered großen 
Baterlands ausüben fol, und bereit, die gemeinfamen Opfer 
mit Sreuben zu bringen, bie dazu nöthig erfcheinen, hat der 
Großherzog die Beſchlüſſe der National-Verfammlung aner= 
kannt. Wir find beauftragt, Sie, H. Herren, gleich bei 
Ihrem erften Zufammentritte davon in Kenntniß zu ſetzen und 
bie Regierung kann nicht zweifeln, daß Sie von gleichen Ge— 
finnungen belebt, Ihre freudige Uebereinftimmung damit aus— 
fprechen werben." 

In der erften Kammer erhob fi auf Aufforderung des 
BVräfidenten die ganze Verfammlung einftimmig, um damit 
ihre Mebereinftimmung mit dieſer Erklärung ber Regierung 
auszuſprechen. Eben fo brüdten in der I. Kammer alle 
Mitglieder, mit Ausnahme Richters, durch Erhebung ihre 
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Zuftimmung aus, und Mez fügte die verwahrende ausbrüds 
liche Bemerkung bei, daß die Beichlüffe der National-Ver— 
fammlung einer Anerkennung ber einzelnen Stände und Re— 
gierungen zu ihrer Giltigfeit gar nicht bebürften, welcher Be— 
merkung Itzſtein, Junghanns und Richter ſich anfchloffen. 

Der oben entwidelte und in ber Erklärung der Negies 
rung vom 20. Juli ausgedrückte Geſichtspunkt, nebft dem 
erkannten ungeheuren Bebürfniffe, daß überhaupt eine Eini= 
gung zu Stande komme, war es nun, was bie Regierung in 
ihrem ganzen Verhalten gegenüber ber deutſchen Frage leitete, 
Als die II. Kammer ihre nochmals unterbrochenen Sigungen 
am 9. Oktober wieder eröffnete, ſprach ich in dev Anrede an 
diefelbe aus Auftrag des Großherzogs im Namen ber Regie- 
zung bie Weberzeugung aus, „daß nur durch ein unbedingtes 
Anſchließen aller deutſchen Staaten an die Beftimmungen, 
welche die National-Berfammlung zur Erfüllung ihrer großen 
Aufgabe (bezüglich auf die Gründung einer beutfchen Verfafs 
fung) treffen werde, die deutſche Einheit, Macht, Größe und 
Freiheit begründet werben könne.” 

In Folge deffen wurden am 23. Oktober 1848 alle bie 
dahin erfchienenen Reichögefege, und fpäter jeweild die neueren, 
(in Uebereinftimmung mit den Ständen) durch das Regie 
rungsblatt verkündet, fowie ſchon am 6. Auguft die von der 
Gentvalgewalt angeordnete Beeidigung ber Truppen mit Auf= 
nahme beö Neichsverweſers in die Eidesformel hier, wie in 
fat allen beutfchen Ländern, -in der verlangten Weiſe vorge= 
nommen wurde. 
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Am 20. September erlich das Reichsminiſterinm ein (durch 
öffentliche Blätter) bekanntes Rundfchreiben bezüglich auf die 
Uebernahme ber diplomatifchen Vertretung ber deutſchen Staa: 
ten durch die Reichsgewalt, worauf bie Regierung eine ent— 
ſprechende und anſchließende Antwort gab. 

Am 19. Oktober 1848 wurde in der II Kammer wegen 
Zurückziehung der badiſchen Gefandtichaften und Aufhebung 
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des Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten an den 
Minifter v. Duſch eine Interpellation gerichtet. Derjelbe be= 
tief fih auf die der Gentralgewalt auf ihr Rundfchreiben vom 
20. September bereits gegebene zufagende Antwort, und be= 
merkte, daß in ganz furzer Zeit alle Geſandtſchaften, vorerft 
mit Ausnahme der Parifer, werden zurüdgezogen werben. 
Der Pariſer Poſten müffe noch befegt bleiben, bis die Reichs— 
gemalt die Gefchäfte zu übernehmen in der Lage fei, derfelbe 
alfo auch dort entbehrt werden könne. Der Minifter äußerte 
biebei: „Die Bebürfniffe Deutſchlands laſſen darüber kei— 
nen Zweifel, daß für die vereinigten beutjchen Staaten 
nur eine politifche Vertretung nach außen und zwar durch 
bie Centralgewalt fattfinden fol. Nur in ihr bilden 
ſich alle politiſchen Kräfte zu einer Geſammtmacht erſten 
Ranges, und als ſolche müſſen wir uns ber Welt feſt 
und unwandelbar darftelen, als folhe müffen wir ung zur 
Vertretung unferer großen gemeinfamen Intereffen im Staa— 
tenverfehr geltend zu machen fuchen, foll die Entwicklung un 
ferer Nationalwohlfahrt feſt gefichert fein. Nur dadurch auch, 
daß überall deutſche Gefandte im Namen des Bundesreichs 
auftreten und dieſer Einen großen Geſammtmacht in ihren 
freundfhaftlichen Beziehungen zu andern Staaten, in Ber: 
theidigung ihrer Intereffen, in der Mitwirkung bei. den Ver— 
handlunzen über alle großen europäifchen Fragen, mit denen 
wieder unfer eigenes Schickſal innig verwandt iſt, Ausdruck 
verleihen, — kann das gerechte Verlangen der großen deut— 
ſchen Nation befriedigt werden, kann das Mißbehagen einer 
unſichern politifhen Etellung in der Welt in ein beruhigtes 
wohlbegründetes Selbfivertrauen übergehen.” 

Bald darauf wurden auch die Gefandtfchaften mit Aus— 
nahme ber Parifer wirklich zurückgezogen. 

In Betreff der Aufhebung des Minifteriums der aus— 
wärtigen Angelegenheiten erklärte der Minifler in der II. Kam= 
mer, daß dazu die neuen Verhältniffe keinen Anlap geben, 
fondern bie hierher gehörigen Geſchäfte, es mögen auswärts 
Neichsgefandte oder badifche Gefandte und vertreten, bie 
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nämliden, und für jeßt wegen der vielfachen Beziehungen 
zur Gentralgewalt noch vermehrt feien. Gleichwohl wurde 
diefe Frage an eine Gommiffion gewiefen, auf deren Bericht 
es zu einer Berathung kam, bei welcher ber Antrag geftellt 
wurde, daß bie Reichöangelegenheiten an das Miniſterium des 
Innern, und bie Angelegenheiten bes Großh. Haufes etwa 
an das Juſtiz- Minifterium übergehen, das Minifterium der 
auswärtigen Angelegenheiten aber aufgelöft werben follte. 
Diefer Antrag wurde von der Regierung bekämpft und von 
ber Mehrheit der Kammer, bis die Reichöverfaflung feſtge— 
ftellt und in das Leben getreten fein werde, vorerft abge 
lehnt *). 
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Im Dezember 1848 kam bie Rational-Berfammlung mit 
der Berathung der Grundrechte zu Ende. Da in Frankfurt 
beabfichtigt war, dieſelben fogleich und 'che noch bie ganze 

Reichsverfaſſung zu Stand gekommen fein werde, zu verfün- 
den und zum Vollzug zu bringen, fo fand dies die Regierung 
bedenklich. Wir hielten (mit einem Theile der National- 
Verfammlung) dafür, daß, ba die Grundrechte nur einen 
Beftandtheil der Reichsverfaſſung ausmachen Eonnten, fie nur 


*) Es wurde bei ber Regierung vorläufig beſprochen, melde Vorſchtäge 
Hinfihtlich, des Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten gemadt 
werben follten, wenn die Reld;egewalt die Vertretung der einzelnen Staa» 
ten fm Auslande übernehme. Die Abfidit gieng bahn, daß die einzel- 
nen Minifterien, in deren Gefäftstreis die Angelegenheiten gehören, 
die diesfallſigen Gommunicationen, ftatt wie bisher dur Vermittlung 
des Miniftertums der auswärtigen Angelegenheiten, fünftig mit den 
andern beutfchen Regierungen, oder mit ber Reihegemalt unmittels 
bar pflegen follten,, daß aber für die Angelegenheiten des großherzos ⸗ 
tigen Haufes und für die Neidjsangelegenheiten, foreit diefe die Oo 
fammtverhältniffe des Staats und nicht nur einzelne Ber 
waltungsamweige beiteffen, ein eigener Minifer im Gtaateml« 
nifterium bleiben follte, der aber dann eines Minffterinlfollegtums, 
fondern nur noch etwa eines einzelnen Rathes und eines Seiretãrs bes 
durft Hätte. Die obere Leitung ber often und Gifenbahnen, welde 
das Miniftertum der auswärtigen Angelegenheiten bisher beforgte, wäre 
alsdann an das Minifterlum bes Innern, das ohnehin fen den Eifen 
bahn ð a und den Waſſer⸗ und Straßenbau unter ſich Hat, über- 
gegangen. 
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erſt mit dieſer zur Verkündung und zum Vollzuge kommen 
ſollten. Dies ſchien um ſo nothwendiger, als die Grundrechte, 
fo groß deren Werth im Allgemeinen auch anzuerkennen 
war, doch burd einzelne Beftimmungen theils in politifcher, 
theils in öfonomifcher oder foctaler Hinficht einerfeits die Un— 
aufriebenheit der Bevölkerung zu vermehren geeignet waren *), 
und anbererfeits die Schranken der Freiheit ber Preffe, der 
Vereine ꝛc. ꝛc. in einer für unfere Zuftände gefährlichen Weife 
befeitigten. In einer Eleinen Denkſchrift wurden biefe Bes 
denken zufammengeftellt, unb dabei bemerkt: wenn bie ganze 
Reichöverfaffung in das Leben trete und jedem Einzelftante 
einen fiheren Halt gewähre, fo verfehwinden bie erwähnten 
Gefahren, wenigſtens ſei bann eine fefte Ordnung gegründet 
und ber verfafjungsmäßige Zuftand überall gefihert. Diefe 
Denkſchrift ging an ben Bevollmächtigten bei der Gentralge- 
walt, um fie bem Reichaminifterium zu übergeben, mit dem An= 
trage, daß bie Grundrechte nicht vor der Reichsverfaſſung 
befonders verkündet werden, und daß die Gentralgewalt, 
wenn fie zu einem folchen Rückhalte nicht befugt wäre, bie 
Brage in der Nationale Verfanmlung felbft nochmals in An= 
regung bringe. Um für biefen Antrag eine größere Unter= 
ſtützung zu erlangen, wurden einigen anderen beutfchen Re— 
gierungen (insbefondere den benachbarten) Abjchriften ber 
erwähnten Denkfchrift behufs gleichmäßiger Schritte mitge- 
theilt**). Alsbald barauf am 27. Dezember 1848 verkündete 


*) Zum Belfpiel wegen Tpeilbarkeit der geſchloſſenen Hofgüter, wegen Ue- , 
bernahme der Sgulgeider (auch von wohlhabenden (Eltern) auf bie 
Gemeindelaſſen, yargn Ausdehnung des Rechts der gemeindebürgerlihen 
Annahme auf bie Angehörigen anderer beufhen Gtaaten und auf 
die Jeracliten 2. 

**) Brentano wollte von ber Dentſchrift in Frantfurt durch ein Mitglieb 
der württembergifchen Regierung Kenntnip erhalten Haben, und machte 
mir dephalb In der Gipung vom 10. Februar einen Vorwurf. Cr 
mußte aber bie Sache nicht richtig, und behauptete, wir wollten bie 
Grundrechte nicht anerlennen, fondern im Wiperfpruh mit unfern 
früheren Erklärungen das befämpfte Wereinbarung 6 prinip geltend 
machen, während wir nur veranlaffen wollten, baß bie Reihage 
walt Feb bie @rundeedgte in_ bie Meiceverfaflung, wohin fie gehör 
ven, aufnehme umb bis zur Feftftellung ber eeieren die Verkündigung 
und ben Vollzug ber Erſtern aufidiebe. Ich erlätte bies in der Kam⸗ 
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aber ber Reichöverwefer bie Grundrechte im Reichögefegblatte, 
und ihre weitere Verkündung erfolgte in mehreren Staaten, 
insbefondere in unferen Nachbarftaaten Württemberg und 
Heſſen, weshalb diefelbe nad) einer Großh. Entſchließung vom 
8. Januar 1849 am 12. Januar auch Hier flatthatte, jedoch 
mit dem Bemerken, „daß die Entwürfe der zum Vollzuge 
erforderlichen Gefege den Ständen werben vorgelegt werben.“ 
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Viele Beftimmungen der Grundrechte find ihrem Inhalte 
nah in Baden ſchon Tängft in gefeplicher Geltung, Andere 
wurden durch bie Erfüllung der Märzverheifungen in das 
Leben gerufen, ober wenigftend waren darüber den Ständen 
ſchon laͤngſt Gefeg-Entwürfe vorgelegt *). Auch über Säge 
der Grundrechte, die unter dieſen Verheißungen nicht begrif- 
fen waren, namentlich wegen Aufhebung ber ftandesherrlichen 
Gerichtsbarkeit und wegen Allodifikation der Bauernlehen, find 
den Kammern ſchon im Juni 1848 und früher Gefeg-Entwürfe 
übergeben worden, und nun erfolgten nad) der bei Bekannt: 
machung der Grundrechte gemachten Zufage weitere Vorlagen 
über Allodifitation der eigentlichen chen, über Aufhebung 
der Rautionen in Preßſachen ($. 56), fo wie über Verhaf- 
tungen und Hauefuchungen. Berner wurde bie Verordnung 
über die Privatfchulen nad den Grundrechten abgeändert, 
und ein Geſetz⸗Entwurf wegen Aufhebung dev Tobesftrafe **) 
vorgelegt. 


mer, aber bie revolutionären Blätter blieben bei Vrentano's Angabe 
Regen und mathten daraus gegen mid ein Agitationsmittel. 

*) Bum Beifplel über die Aufgebung der Genfur, über Gefwornengeriähte, 
über tie Unabhängigkeit ber Richter, über die ſtaatsbuͤrgerliche Gleich⸗ 
fellung der Gonfeffionen, über bie Feudaftedhte, über die Klagen gegen 
öffentliche Diener, über bie Aufhebung der privilegirten Geriätsftände, 

**) 34 Halte die allgemeine Auffebung ber&odesfrafe, bie num nur mod, 
beim Stanbrehte, alfo in gewiflen Fällen bei polttifhen Ber- 
Gredjen übrig bleibt, für einem Mipgrif. Die Folgezeit wird e6 Ichten, 
und wir werben fehen, wie bie Voilsmoral laut wirb, wenn ein recht 
grauſamer Raubmörber ober gewinnfügtiger Giftmörber, ober 
ein Braudflifter, ber planmäßig niht mur viele Häufer in Ace 
verwandelt, fonbern auch eine Anzahl Menfhen um das Leben bringt, 
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Schon früher wurde. die auf einen Beſchluß der Natio— 
nalverfammlımg gegründete Anordnung der Gentralgewalt, 
bag das Armeckorps auf 2 Prozent ber Bevölkerung erhöht 
werbe, zum Vollzuge gebracht, indem dazu bie Vorbereitun: 
gen vorläufig nach den gefeglichen Beftimmungen über bie 
außerordentliche Konfkription gemacht, und zur endgüls 
tigen Ausführung ein neues Geſetz an die Stände gebracht 
wurde. Diefe Vermehrung des Armeekorps veranlaßte in 
der Bevölkerung viel Widerftreben, und die Radikalen be= 
nügten dies als Agitationsmittel gegen die Regierung, da fie 
zwar bie pünftliche Vollziehung der Beſchlüſſe der Reichsge— 
walt, fo weit diefe ihnen günftig ſchienen, als eine heilige 
Pflicht forderten, fich felbft aber denfelben im andern Falle 
nicht unterwerfen wollten. Die Regierung ſelbſt hatte an 
der Anordnung auch Teine Freude. Wenn aber in irgend 
einem Bunte die Befugnig der Gentralgewalt unzweifel— 
haft war, fo war fie es im Militärwefen, das früher von 
ber Bundesverfammlung abhing. Diefe Vermehrung 
des Armeckorps in Verbindung mit ber in den Grundrechten 
ausgefprocpenen Aufhebung des Einftandswefend, worüber 
ebenfalls ein Gefeg mit den Ständen vereinbart wurde, hat - 
die Bande ber militärifhen Ordnung weſentlich gelodert, 
da darnach bie überwiegende Mehrzahl ber Truppen aus 
wenig geübten Neulingen beftand, welche faum aus ihren 
durchwühlten Gemeinden herausgekommen, nicht fo ſchnell an 
bie militäriſche Disziplin gewöhnt waren, und dur junge 
Leute aus gebildeteren und von revolutionären Ideen erfüll⸗ 
ten Klaſſen, bie ſonſt Erſatzmänner geſtellt Hätten, auch in 
ihren Kompagnien viel leichter verführt werden konnten, als 
ſchon länger dienende und an Gehorſam gewohnte Soldaten. 





mur mit Zuchthaus beftraft wird. Und doch mußte die Regierung mit 
dem Wellguge des Artitels über ben Grfap der Tobeöftrafe burg eine 
andere Otrafe fogar eilen, weil fon bet ber nahe Sevorgeflanbenen 
Verhandlung über Struve und Blind gelenb gemaßt werben wärs, 
6 beftche für bie Gocnerrätger gar Leine gefepliche Strafe mehr. 
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8. 148. 

Der wichtigfte Geſetz- Entwurf, der zum Vollzuge ber 
Grundrechte vorgelegt wurde, war der wegen anderer Zu— 
fammenfegung der I. Kammer in Folge der Aufhebung der 
Standes vorrechte. Die J. Kammer follte darnach ebenfalls 
durch Volkswahl gebildet werben, und zwar nach drei Steuer— 
Haffen ähnlich dem, was fpäter die Berliner Aufftellung ber 
Reichsverfaſſung für die- Wahlen zum Volkshauſe feſtſetzte. 
Die I. Kammer follte aus 33 (flat bisher etwa 25) Mite 
nliedern beftehen. Das Land follte in 11 Wahlkreife von 
je beiläufig 127,000 Seelen eingetheilt werden. Alle in eis 
nem Kreife angefeffenen (felbftftändigen) Bürger, die ein 
Steuerfapital im Großherzogthum Haben, follten (und zwar 
in direfter Wahl) mitftimmen. Die Höchftbefteuerten, 
welche mit einander ein Drittel ber Steuerkapitalien, oder 
einzeln ein ſolches von wenigftens 12,000 fl. haben, follten 
ein Mitglied zur I. Kammer wählen, bie Nachfolgenden mit 
). der Steuerkapitalien, oder einzeln mit wenigftens 3500 fl. 
wieder Eines, und bie Uebrigen das dritte Mitglieb. Nach 
angeftellter Berechnung würde bie Klaſſe der Höchſtbe— 
fteuerten der Zahl nach etwa fieben, jene ber Mittelbe- 
fteuerten etwa fiebenzehn und die der Uebrigen etwa 76 
Prozente der Wähler umfaßt haben. Die Gewählten follten 
wenigſtens 40 Jahre alt fein. Zugleich wurde auch hinſicht- 
lich der zweiten Kammer beftimmt, baß fie nur aus 55 
(ſtatt bisher 63) beſtehen follte, und daß, fobald ein Reichs— 
gefeh über die Wahlen zum Volkshaufe in Wirkſamkeit 
getreten fein werde, die jeweiligen *) Beftimmungen 
deffelben über die Wahlart, über Wahlberehtigung und 


*) &8 war zu erwarten, daß das von der Nationalverfammlung beſchloſſene, 
auf allgemeines Stimmredit gegründete, Wahlgefep, wenn bie Reiches 
verfalung In Wirffamkeit trete, als unpraktijh Bald geändert were, 
in einer Welfe, wie fie in andern freien Staaten (in England, Belgien, 
Nordamerika 2c.) in Geltung if. Im Uebrigen If fhen ver Einfach 
heit wegen und nach ber Gleichheit des Grundes paflend, die Wahlges 
fee für die II. Kammer mit jenem für das Volfshaus des Reis in 
Uebereinfimmung zu bringen, 
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Waͤhlbarkeit auch bei den Wahlen zur I. Kammer Anwen- 
dung finden. 

Die Zeitverhältniffe waren zur Erlaſſung eines folchen 
Geſetzes nicht günftig. Aber der Artikel 8 des Cinführungs- 
ebittes zu ben Grundrechten beftimmte, daß, wenn die wegen 
Abſchaffung der Standesvorrechte nöthigen Verfaflungs-Aen- 
derungen nicht innerhalb 6 Monaten durch die gegenwärtigen 
Organe der Landesgefeßgebung herbeigeführt werden, auf bie 
Grundlage des Reichs wahl geſetzes eine aus einer ein- 
zigen Kammer beftehende Landesverfammlung zu berufen 
ſei. Da ſolche fogenannte Eonftituirende Berfammlungen überall 
nur Unheil brachten, fo Eonnten wir es darauf in unferen 
ohnehin unterwühlten Zuftänden nicht ankommen laſſen. Da= 
vum fonnte bie Regierung, obgleich fie gerne erwartet hätte, 
was in anderen Ländern gefchehe, die Sache nicht länger ver= 
ſchieben. Um nun bie Sandtagsverhandlungen, die ohnehin 
ſchon fo Tange gebauert Hatten, enblih an ein Ziel zu brin= 
gen, übergab fie am 13. April den Ständen ‘den erwähnten 
Entwurf, worin ben Ideen der Zeit Rechnung getragen, und 
doch das erhaltende Prinzip der I. Kammer durch Bevorzu= 
gung der Hochbefteuerten thunlich gewahrt war. 

Die I. Kammer trat dem Entwurf mit einigen Aende— 
rungen bei, die Verhandlungen in ber I. Kammer wurden 
aber durch bie Mairevolution unterbrochen, und damit {ft die 
Sache überhaupt in eine neue Lage gebradit. 


$. 199. 

In Beziehung auf die Reichsverfaſſung, infoweit fie den 
Organismus und die Wirkſamkeit der Reichsgewalt 
betraf, hatte die Regierung nach der Lage und den Verhält- 
niffen unferes Landes ſtets dad größte Intereffe, daß über— 
haupt fobald als möglich eine Einigung zu Stande komme. 
Bei der wichtigften Oberhauptsfrage war ihre Wirkfamfeit 
ohnehin nicht von großer Bedeutung *). Nur mußte fie im 





*) &s war nit nötig, barüber je eine Kolleltivanſicht ber Regierung 
auszufpregen. Ce mente eine Meinung aus dem hemwictigen Ger 
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Intereſſe ihres Landes, ſowie bes Geſammtvaterlandes wün— 
ſchen, daß die einheitliche Macht jedenfalls ſtark werde. 

Dieſer Geſichtspunkt und verſchiedene öffentliche Nach- 
richten von Planen, woruach einzelne Fürſten Deutſchlands 
auf Koſten Anderer bevorzugt werden ſollten, veranlaßten eine 
Note an den Bevollmächtigten in Frankfurt vom 8. Januar 
1849, wornach derfelbe ber Gentralgewalt folgende Erklärung 
abzugeben hatte: 


„Se. König. Hoheit der Oropherzog Hat vom erften Augenblid an, 
wo bie politiſche Umgeftaltung Deutfdjlands zu einem Bundesitaat fih un, 
aufaltfam zu entwideln begann, die Ueberzeugung in fih getragen, daß 
nur ein einiges, mächtig geführtes und zulammengehaltenes Deutfäland 
ten Bebürfniffen der Nation und ben Forderungen der Zeit genügen fönne. 
Er Hat {m Ginffang mit feinen Ständen erflärt, wie es bier wiederholt 
erffärt wirb: daß er bereit fel, jedes gleihmäßig von ihm, wie von allen 
andern Bunbeögenoffen zu verlangende Opfer gu bringen, bas zur Errei- 
ung bes großen Zieles nothwendig wäre. In getreuer Beftpaltung am 
diefer Gefinnung wollen Se. Rönigl. Hoheit der Großherzog auch tn dem 
jebigen, für bie Cntfgeldung fo bedeutenden Zeitpunfte die offene und 
ausdrüdtiche Erklärung nit zurüdalten, daß Er Teinen Anflanb nehmen 
werbe, wenn ein einziges, unb felöft ein erbfiches Oberhaupt an bie Spipe 
des. beutfejen Buntesftaates geſtelli werden follte, ſich demfelben in allen 
großen, gemeinfam-bentfchen Angelegenheiten nad; den Verfaffungsbeftinmuns 
gen, wie fie endgültig zu Stande fommmen werben, unterzuordnen.“ 


fitspunfte, daß das ganze Deutffand in das gleiche Einigungs- 
verhältniß eintrete, fi zur Direftorialform, und eine andere wes 
gen bes In, dem Duallsmus liegenden Hemmniſſes in Rüdfiht auf die 
färkere einheitliche Gewalt zum einheitlichen erbligen 
Oberhaupt neigen, fo fonnte die Regierung barauf feinen Einfluß üben, 
fie mußte die Frage der Rationalverfammlung, in welder beite Ins 
tereffen vertreten waren, überlaffen, unb ber moralifhen Macht, die der 
Ausfpruch derſelben nad ben damaligen Derhältniffen auf tie Löfung 
des Zwiefpaltes unter den großen Mächten felbft üben mochte. Die Rer 
gierung hätte ihre Anerfennung eben fo wenig verfagt, wenn die 
Entfceitung in anderer Ridtung, als es dann wirklich gefhah, ans« 
gefallen wäre, obgleid; die öfterreihifhe Derfaflung vom 4. März 
die Uebergeugung mehr hervorrief, daß eine bunbeöftantlige Vers 
einigung mit Oefterreih; aud_ bei Annahme der Direktorielform an 
dem Willen ober Können Deſterreichs jedenfalls ſcheitern würde, 
Jept werden wohl wenige mehr der Meinung fein, daß bie Reide- 
verfafjung, wenn in der Rational- Berfammlung bie großbeutfge 
Bartel geflegt Hätte, eher zum BVollzuge gelommen wäre. (6 wären 
ihr nicht nur einige bemofratifhe Beftimmungen, welge in Berlin 
Anand erregten, Im Wege geftanden, fondern das Hauptpinderniß 
wäre in dem Umfange ber Reihögewalt überhaupt gelegen, 
da Defterreidh nad} feiner Verfaffung vom 4. März, wenn e6 au an 
der Spige geflanden wäre, fi einer folhen Reihögewalt für feine 
deutfhen Länder in Teinem ale hätte unterwerfen Tönnen. 
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„Se. Konigl. Hoheit der Großherzog glaubt mit dieſer entgegenlom ⸗ 
menden Erklärung nichi blos als deutſch er Fürſt im Sinne der Zeit zu 
Gandeln, fondern auc sogen fein eigenes Wolf eine der fhönften Blidh- 
ten zu erfüllen, indem Er fi bemüht, feinerfeits dahin mitzuwirlen, 
daß das große Ginfgungswerf nicht faeitere, und dazu beizutragen, baß 
fein Bolt der Woblthaten eines großen, mächtigen Daterlandes in vollem 
Maße tseilhaftig werde. Der Innern, eigenthümli;en Gmtwidiung feiner 
nädjften geiftigen und materiellen Wohlfahrt vorzuftehen, wird fortwährend 
bie treue Sorge St. Königl. Hoheit des Großherzogs bleiben, damit das 
babifche Bolt fets als ein würdiges Glied im Bufammenhange des großen 
Ganzen erſcheine.“ 


Die II. Kammer ſprach ſich in einem Beſchluſſe vom 11. 
Januar 1849 mit allen Stimmen gegen acht auf einen An— 
trag des Abgeordneten Dennig (unter Widerſpruch des Ver— 
einbarungsprinzips) ganz entſchieden für einen ftarfen und 
einigen deutſchen Bundesſtaat und dafür aus, daß „bas beut= 
ſche Reichsoberhanpt im Einklange mit dem Wefen ded Bun= 
desſtaates beftellt, und weder eine fürftliche Trias, noch ein 
ſchwankender Turnus, noch ein Wahlreih an die Spitze des 
deutfchen Reichs geftelt, fondern bie erbliche Monarchie, wir 
in ben einzelnen deutfchen Staaten, fo aud in dem ganzen 
Bundesftaate als bie leitende Spige gewahrt werde.“ 


$. 150. 
So fehr bie Regierung für eine ſtarke Reichsgewalt war, 
und fo willig ber Großherzog dieſer als der Vertreterin 
der Gefammtheit Opfer bringen wollte, fo fehr wurde 
jedem Verſuche, ungleihartige Opfer zu fordern, und 
einzelne Fürften und Länder ohne oder gegen das Inte 
reſſe der Gefammtheit zum Vortheile ber Könige zurüd= 
zufegen, zum Voraus begegnet. Als ernftliche Plane biefer 
Art bekannt wurden und mehr Umfang gewannen, erging an 
den Bevollmächtigten bei der Gentralgewalt im Februar 1849 
eine Inftruftion, wie er in biefer Beziehung gegenüber ber 
Gentralgewalt und ben Bevollmächtigten der inzelftanten, 
die Rechte Badens wahrend, fi auszufprehen habe. Am 
19. Februar theilte die Frankfurter Oberpoftamtözeitung biefe 
Inftruftion wörtlich mit. Sie lautet: 


Son feit einiger Zeit ziehen ſich Artitel durch die öffentlichen 
Beätter, welge bald auf, gemadite Borfitäge einer Meblatfirung der foger 
nannten Meineren Staaten, „beziehungsiweife” deren Vereinigung mit den 
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ſechs beftchenden Königreichen“ hindeuten; bald wieder „beruhigend vers 
fihern, es fei von feiner Ginverleibung ber andern Staaten die ee, fon« 
dern bios von einer Eintheilung Deutfehlande tn Jechs Kreife, und bie 
feche Könige“ feten nur „beifpielsweife” als die „natürkigen“ Ver— 
Hreter ihrer Rreife aufgeführt; bald enblih vom einem engeren Reidjerathe 
der „töniglichen Bevollmächtigten” und von einem größeren Reichsrathe für bie 
übrigen Bevollmächtigten fpreien. Der Reglerung Cr. finigl, Hof. bes 
Großherzogs find biefe und viele andere in ähnlicher Richtung verfaßte Ars 
tifel_ nicht entgangen; fie Hat ihnen aber keine Bedeutung beigelegt. Sie 
mochte nicht am das Beflehen von Sonberplanen glauben, theils aus Mer- 
trauen auf bie andern Regierungen, theil weil fie die Verwirklichung fol« 
Her Plane in einer Zeit, wo Richts der öffentlichen Prüfung der beutfchen 
Nation entgehen fann, und wo nur redtlic oder matüclid; wohlbegründete 
Anfprüce eine Anerkennung zu erwarten haben, nicht für möglich hält. 
Bir halten e& in der That nicht für möglich, daß wir heutzutage eineWier 
berholung der Wiener Kongreßpolitit erfeben follten. 


Beruhigt durch diefe Ueberzeugung und durch den Rüdblid auf die 
ganze bisherige politifhe Handlungsweife der großh. Regierung, mußten 
wir gleichwohl einer Stelle in der F. £. öſterreichiſchen Note vom 4. d. M. 
an us Reic;eminifterium unfere befendere Aufmerffamfeit widmen, in ber 
es heißt: 

„Bugleld; wurbe (der f. preußiſchen Regierung) vorgefhlagen, 
das Wert der Vereinbarung in Frankfurt gemeinfam mit den Bürs 
Ren, umb zwar qunädft mit ben Köntgen Deutfhlande zu ber 
ginnen“ 


Dur eine folge, wenn aud nur vorläufige Ausſchließung Hätten 
ſich offenbar Baden und bie übrigen beutfefen Staaten in ihrer Chre und 

. Ährem Redhte verfept fühlen müflen, während die große gemelnfame deutfhe 
Sadıe dadurd gefährbet werden fonnte. Nabem nun diefer Vorfchlag 
aufgegeben worden, glauben wir uns audh der Hoffnung Hingeben zu dürs 
fen, bap bie neuen Miffionen an einige norkbeutfje und fünbeutfche Höfe 
micht dazu befimmt find, fin in anderer Weiſe wieder aufnehmen. 


Wir wollen Hier nicht ausführlich hervorheben, daß eine bei den 
königlichen Höfen gegogene Demarkationsfinie, wenn überhaupt eine 
foldhe gezogen werben müßte, als eine rein willführliche erigeint, die 
auf feiner rechtlihen Grundlage ruht; — wir wollen nicht 
daran erinnern, daß es ja, wie bekannt, feiner Zeit nur von ber Entfhlic- 
ung des Kurfücften von Baden abhing, glei andern Kurfürften den Rö- 
nigetitel anzunehmen, und daß er auf der Höhe land und fteht, {fm mit 
demfelben Anfpruc), mit berfelben Ehre und Kraft zu führen, wie andere 
feiner Bunbesgenoffen. Auch davon wollen wir nidt reden, daß, wenn 
man einmal eine Gränzfinte au ziehen für nöthig fände, man ein Sand 
wie Baden von nahezu anderthafb Millionen Bevölkerung , von folder Bes 
deutung al6-Ofted des Ganzen durch feine Antenfiven Kräfte, durch feine 
tebensträftige faatlige Entwidlung, durd; feine geifige, polttifhe, Indu- 
Arieffe, und Fommerztele Kulturftufe nicht fo unbendjtet bei Seite Hegen Laffen 
dürfte, weil fein Regent nicht den Königlichen Titel führt. ir legen auf 
einen gang andern Grund bier alles Orwit, nämlid) darauf, daß eine 
Vereinbarung unter den Staaten zum Zwed der Verftänbigung mit ber 
National Berfammlung um das tiefgefühlte Bevürfniß der Wievergeburt 
Deutfchlande im der Bildung einer fräftigen Sentrafgewalt, nad) tem aus 
geſprochenen Nationalverlangen, zu befriedigen, ſich nothwendig auf bie In« 
tereffen und Räte aller beutfhen Staaten ausdehnen müßte, Ind daher 
nur eine gemeinfame von allen Staaten zugleich fein fönnte. 
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Es icuchtet ein, daß umfer Ziel nur dur; Opfer von allen Seiten 
Au erreichen if, und daß daher eine vorläufige Vereinbarung urter einzelnen 
Staaten, weit entfernt, das große Wert zu förbern, nur neue Hinderniſſe 
der Berftändigung hervorrufen müßte; ed Teurhtet ein, baß eine feldhe Vers 
Rändigung nur in Granffurt felbfl, dem allgemeinen Bereinigungspunfte 
ver beutfhen Ctaaten, wo alle Anfihten und Forderungen zufammenftrö- 
men, und gegenfeitig geläutert, berichtigt,, und gewürbigt werten fonnen, 
und wo alle evollmächtigten unter fih fowohl, als mit der Zentrafge: 
walt und mit ver National-Berfammlung in fteter Berührung und Wechfſel⸗ 
wirfung fehen, den einzigen günftigen, ben einzigen möglichen Boden fin- 
den konne. 

Ueberhaupt find wir von der Ueberzeugung burhbrungen, daß, wenn 
«6 Ernft und Wahrheit damit werten fol, daß in dem in fid einigen 
Deutfchlanb bie einzelnen Iebensfräftigen Glieder ſich frei vertrauend und 
ficjer firebend bewegen follen, ter alte Weg bipfomatifger Verhandlungen 
unter einzelnen beutfcen Megierungen über allgemeine beutfdje Angelegen- 
heiten verfaffen werden müfle. Dergleichen Verhandlungen haben {hen tem 
ehemaligen Bundestag den Icpten Zebensnern gelähmt, und find dem Gifte, 
der durch die neue Schöpfung wehen fol, gänzfid} entgegen. 

“Die Regierung ©r. fönigl, Hoh. des Grofherzogs kann und will 
nicht vorausfeßen, baß Partikularvereinharungen ter oben bezeichneten Art, 
wenn fie wirflid, flattfänden, irgend Etwas enthalten, das ben Rechten Ba- 
bene Ka träte, und wogegen fe den felerlichften Widerſpruch erhe: 
‚en müßte. 

Pie weit bis zur äuferften Gränze alles Nothwendigen Se. Lönigl, 
Hoh. der Großherzog der gemeinfamen großen Sade des Baterfandes, 
aber au nur diefer, gleihmäßig mit Allen, feine Opfer zu bringen 
bereit fel, Das if in ber großherzoglihen Grlärung vom 8. d. M. ber 
ſt immt genug bezeichnet, Eben fo beftimmt müßten wir aber auch erlären, 
daß ©. fonigl. Hoh. es niemals mit feiner Oefinnung und feiner Pflicht 
als Regent gegen fein Rand vereinbarlid finden fönnte, irgend einer Zur 
muthung , bie unter bem Vorgeben engerer poütifcher Einigung nur einem 
Bartifularinterefie zugute kame ohne daß das wahre Bebürnip der Nation 
befriedigt würbe, oder den auf den bloßen Königstitel gebauten Anfprüchen 
Anderer zu welchen. 

Der Großherzog ſteht auf dem Boden der Ofeigberehtigung, 
und wird tiefen Boten bis zur Vollendung des deutſchen Verfaffungswerts, 
qu ber er mit aller Singebung beitragen wird, nicht verlaffen. Keizem 
Staate wird er von biefem Standpunlte aus das Recht anerkennen, durch 
eine Vereinbarung mit andern, an ber er nicht Theil genommen und zu der 
er nicht zugeimmt hätte, über irgend Etwas zu verfügen, das in 
die Sphäre feines Rechts gehört, indem er nur der Ge— 
fammtheit auf ben Orunb bes beutfhen Verfaffungswer " 
les Opfer zu bringen bereit iſt. Der Großherzog wird, Das 
find wir überzeugt, in biefer geraden, gerechten, und deutichen Gejlnnung 
von ber Stimme und ben Kräften feines Volles und von der öffentlichen 
Meinung der deutfhen Nation unterflügt werden“ *). 


*) Der öfterreichtfeie Gefandte machte einige Zeit nachher mintlihe Mit: 
teilung von einer Note, worin verfigert war, bag Oeſierreich feine 
den Großherzog oder das Land beeinirächti gende Abſichten hege, und 
fi mit feinen an die Könige gerichteten Anträgen nur darum aud) nicht 
hierher gewendet Habe, meil es nad) der badilhen Erklärung vom 8. 
Januar hier feinen Anklang Hätte erwarten können. Bald darauf theit⸗ 
ten übrigens öffentliche Blätter Aftenftüde mit, nach deren Inhalt eine 
nicht unbedeutende Recteungleichheit zwifien ben Rönigen (als Kreis 
vorftänden) und ben ihnen zugemiefenen andern Staaten im Plane Tag. 
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Sowohl in Beziehung auf dieſe Iuftruftion, als auf bie 
Erklärung an die Gentralgewalt vom 8. Januar kamen eine 
Menge Zuftimmungsadrefien aus dem Lande *) und in ben 
confervativen Blättern. Die revolutionären Blätter hatten auch 
bier allerlei zu tadeln, um nichts anzuerfennen, was von 
der Regierung ausgehe. 
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Welden Gang nun die Berathungen ber Nationalver- 
fammlung über bie Reichsverfaſſung und insbefondere über 
die Oberhauptöfrage nahmen, habe ich hier nicht anzuführen. 
Es genügt zu bemerken, daß biefelben am 28. März zu Ende 
gingen, und daß bie Erblichkeit ber einheitlichen Oberhaupts⸗ 
würde mit einer Beinen Mehrheit fiegte, fofort am 29. März 
der König von Preußen zum beutfchen Kaifer gewählt wurde. 

Im Anfange erhob fait überall, namentlih im Süb- 
weften Deutſchlands, bie revolutionäre Partei ein gewaltiges 
Geſchrei gegen biefe Reichsverfaſſung und Insbefondere gegen 
die Erledigung der Oberhauptöfrage, gegen melde bie ganze 
Linke in der Rationalverfammlung mit wenigen Ausnahmen 
geftimmt hatte. Erſt ald auch einige Könige dagegen Abneigung 
zeigten, und felbft ber König von Preußen bie unbebingte 
Annahme verweigerte, wendeten ſich die Revolutionäre und 
ſtellten die Reichöverfaffung als ihr Panier auf, um auf biefe 
Weiſe einen Sturm zu erregen, fich flüßend auf bie behaup- 
tete ausſchließliche konſtituirende Gewalt der Nationalver- 
fammlung. Die Confervativliberalen ſprachen fi) dagegen, 
insbefondere in Baden, fogleih Anfangs für die von ber 
Nationalverfammlung befchloffene Verfaſſung aus, indem fie 
namentlich in der Ausdehnung ber Reichögewalt und in ber 
Einfegung eines erblichen Oberhaupts nicht nur eine feitere 





*) Eine Dantabreffe für die Grffärung vom 8. Januar von Pforzheim 
vom 15. des naͤmlichen Monats war von 400 dortigen Bürgern unter 
ſchrieben. Cs wurbe aufmerfam gemacht, daß dies gerade biefelbe 
Zehi fet, deren Hefdentob in der Schladht von Wimpfen ihrer Vaters 
ſiadt fo glänzenden Ruhm gebracht hat. 
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Begründung der deutſchen Einheit, fondern auch eine fräf- 
tige Stüge ber bei fo vieler Zreiheit doppelt nothwendigen 
Ordnung fanden *). 

Die badiſche Regierung fah die großen Gefahren heran— 
nahen. Sie hielt für möglih, daß eine allgemeine An— 
nahme der Reichöverfaffung etwa unter Vorbehalt einer als- 
baldigen Revifion mit einfacger Stimmenmehrheit den Sturm 
befeitige. Sie wollte ihrerfeits nichts verfäumen, um d ieBe- 
völferung vor neuen Revolutionsftürmen zu bewahren und 
zugleich in ber Sache felbft die ungeheuern Vortheile nicht zu 
verlieren, melde bie Einigung des großen Vaterlandes ber 
Sefammtheit und den einzelnen Theilen bringen würde. Sie 
entſchloß fih daher, in ber noch ſchwankenden Lage der Sache 
mit einer öffentlichen Anerkennung hervorzutreten. Am 11. 
April 1849 beauftragte fie den Bevollmächtigten bei ber Gens 
tralgewalt, folgende Erklärung an dieſelbe abzugeben: 

„Se. Königl. Hoheit der Großherzog, im Einflange mit 
feinen Ständen von dem fortdauernden Beftrcben geleitet, dem 
Buftandefommen des beutfchen Verfaſſungswerkes feinerlei 
Schwierigkeiten zu bereiten, erkennt bie aus ben Ver— 
bandlungen ber beutfhen Nationalverfammlung 
vom 27. und 28. März hervorgegangene Reichs— 
verfaffung und Wahl des Oberhauptes beiftim- 
mend an, bofft auf eine baldige Vereinbarung hinfichtlich 
der vorbehaltenen hochwichtigen Verhältniſſe mit Oeſterreich, 
und vertraut die allerdings wünſchenswerthen Verbefferungen - 
der deutſchen Berfaffung einer nachfolgenden Revifion. Der 
Großherzog würde glüclich fein, wenn er einer allfeitigen 
Uebereinftimmung begegnete, in welcher die große politifche 
Bewegung des verfloffenen Jahres ihren fihern Ruhepunft 
der Befriedigung finden könnte.” 





=) Am Ofermontag den 9. April waren Abgeordnete von 30 vater: 
ländifhen ereinen, Preunde der Ordnung, hier verfammelt und 
unterzei_pneten drei Abreffen für bie Anerkennung der Reicheverfaflung, 
die Eine an bie deutfhen Bruderſtämme, die Andere an die Nationale 
Berfammfung, und die Dritte an den Orofherzeg- 
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„Sollte aber wider Hoffen der Fall eintreten, daß außer 
Oeſterreich, für welches die Beſchlüſſe der Nationalverſamm— 
lung Vorbehalte machen, auch noch hinſichtlich anderer 
deutſchen Staaten ein Anſchluß durchaus nicht zu er— 
wirken wäre, und ſomit bie Beſchlüſſe der Natiopalver— 
lung als ſolche nicht zum Vollzuge kommen, ſo wuͤrden Se. 
Königl. Hoheit unter Vorbehalt der Zuſtimmung ihrer Stände 
zu weitern Schritten und Erklärungen fi veranlaßt fehen, 
in welcher Beziehung dem Großh. Bevollmächtigten noch be- 
fondere Inftruktionen zugehen werben." 


$. 152. 


Diefe Anerkennung der Reichsverfaſſung mit den fpätern 
Conſequenzen wurde in ber neuen Zeit mehrfach getadelt. Ein 
fonft geſchaͤtztes Blatt ſprach von der Verblendung, in 
der ſich die badifche Regierung in diefer Sache befunden habe. 
Set dem, fo teilten wir boch diefen Zuftand der Verblen— 
dung mit 29 andern deutſchen Regierungen, welche in gleicher 
Weife die Anerkennung ber Reichsverfaſſung ausfprachen un— 
ſelbſt bet der Königl. Preußifchen Regierung auf Annahme 
drangen. Auch die letztere war damals fihtbar im Schwan- 
fen, und wie ein Mann, ber in Berlin von dem Stande ber 
Dinge genaue Kenntniß hatte, verficherte, ftand in naher Aus— 
fiht, dag der König auf eine proviforifche Annahme der 
Reihöverfaffung in der Art eingegangen wäre, daß er den 
Reichstag nah Mafgabe der Reichsverfaſſung und 
nad dem Reichswahlgeſetz fogleich beriefe, um mit ihm 
die nöthig erachteten Verbefferungen in Berathung zu nehmen, 
nad) deren Ergebniß bie definitive Erklärung über die Annahme 
vorbehalten geblieben wäre. Darnach wäre das ganze Ver- 
faſſungswerk einsweilen in Wirkſamkeit getreten und ein end— 
liches Ziel am Teichteften zu erreichen geweſen. Die zu raſchen 
Beſchlüſſe der Nationalverfammlung vom 4. Mat 1849 Hin» 
derten aber die Preußifche Regierung, diefen Weg zu betreten, 
und nun erft war ber Bruch entfchieden. 
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Der Nachſat in der Großherzoglichen Erflärung vom 11. 
April wegen bed Vorbehaltd weiterer Schritte für den Ball, 
daß bie Reichöverfaffung wegen des Wiverftands anderer deut⸗ 
ſchen Staaten wider Hoffen nicht nach ihrem, auf alle beut= 
ſchen Staaten (mit Vorbehalten für Defterreih) Tautenden, 
Inhalte in's Leben geführt werden Tönnte, hat zwar nicht 
im Anfange, wohl aber nad; einiger Zeit vielfache Anfech- 
tungen in ber Preffe und in Berfammlungen erlitten. Der 
Borbehalt wurde verdreht und von ber revolutionären Partei 
wie alles Andere zur Verbächtigung ber Regierung ausgebeu- 
tet, und doch war dem Nüchternen nichts natürlicher, ald ge= 
rade jener Vorbehalt. 

Merkwürbdigerweife wurde derfelbe fogar in der Württem- 
bergiſchen Kammer getadelt, und zwar da und dort gerade 
von folhen, melde fpäter dem Dreifönigsbündniffe vorzüg= 
lich aus dem Grunde fi) nicht anſchließen wollten, weil das— 
felde wegen bes Widerſtands einiger Königreiche nicht bas 
ganze Deutſchland (mit Ausnahme Oeſterreichs) umfaffen 
würde. Gerade einen folhen Fall mußte man auch bei ber 
Frankfurter Anfftelung für möglich halten. Es wurde 
aber für diefen Fall der Beitritt nicht, wie es jegt von ande 
ver Seite gefchieht, abgelehnt, fondern nur eine weitere 
Erklaͤrung vorbehalten. Zu biefem Vorbehalte war um 
fo mehr Grund vorhanden, als Ahnliche Plane eines ſolchen 
Bündniffes freiwillig Zuftimmender mit thun liche r Berüd- 
ſichtigung des Inhalts der Beſchlüſſe ber National-Ver- 
fammlung, bis bereinft bie Reichsverfaſſung mit den nöthig 
erachteten Modifikationen allgemeine Anerkennung gefun: 
den haben werde, fehon im März 1849 gemacht wurden, 

Um nun die vielfach aufgetauchten Bedenken über bie 
unbedingte Anerkennung ber Reichöverfaffung von Seite Ba— 
dens zu befeitigen, kündete ber Abgeordnete Lamey über ben 
Sinn bes in der Erklärung vom 11. April enthaltenen Vor— 
behalts eine Interpellation an, welche ber Staatsrath von 
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Stengel in ber Sitzung der II. Kammer vom 27. April im 
Namen der Regierung folgendermaßen beantwortete: 


„Die großhergoglihe Regierung Hat die Reichoverfaſſung und Ober: 
hauptswahl unbedingt anerfannt. Diefe Verfaffung {ft aber, wie ihre 
Entſtehung und, ihr Inhalt darthut, für das gefampte Deutfhland 
gegeben, und nur Hinfictlih Oeferreihe ein Vorbehalt gemadt. Die 
Verfaffung würde in manden Punkten, namentlih Hinfihtlic des Ber- 
hältniffe6_ zur entrafgewalt, hinfihtlih der Stimmenvertheilung und ber: 
gleichen, andere Beflimmungen erhalten haben, wenn fie niht für das 
ganze beutfhe Reich, fondern nur für eine Verbindung eines Theile 
der dentfcren Staaten gegeben worden wäre. 

„Sell aber vach der Reiheverfaflung, wie fie vorktegt, das gefammte 
DeutfGland (vorbehaktlic Gefonderer Verhältniffe Oefterreihs) ein Buns 
beöftaat werben, fo feht Dies voraus, daß ber Beitritt aller beutfgen 
Staaten erwirft werbe. 

„Der einzelne Staat fann für fid den Bundesſtaat nicht ausmadsen : 
«8 bebarf bazu bes Zutritts ber andern, mit denen er zu einem Bundes ⸗ 
fat vereinigt werten fol. 

„Ss wird num Sade der Batlonafoerfammlung und der Zentralge · 
walt fein, biejenigen Schritte zu thun, welche den Beitritt aller Staaten, 
beziehungswelfe den Yundeeftaat, wie er befäjloffen IR, zu verwirklihen 
tm Stande find. 

„Die großherzogliche Regierung iſt bereit, hlezu mitzuwirlen, fo wie 
fie überhaupt im Interefie einer feſten Regtsorbnung und im Intereffe der 
Eingelt und Macht Deutfelands wünfgt und Hofit, daß das Werk moglichn 
bald zu Stande komme. 

„Die Girkulardepefie der konigl. preußlfgen Regierung vom 3. 
April” enthäft aber neue Vorfhläge. Einmal fprict fie von Bedingungen 
und weiten Vereinbarungen Hinfigtlid der Verfaffung, und zum Anbern 
will fie nur eine Verbindung unter denjenigen Staaten, deren Reglerungen 
fretwittig beitreten. B 

„In Erwiderung hierauf erflärte die badiſche Note vom 11. biefes 
Monats, daß die großhergoglihe Regierung die Oberhauptswahl und bie 
Neichöverfaffung, wie fie gegeben fei, anerfemne, und die wünfchenswerthen 
wefentfichen Verbefferungen ver Ieptern ber Bufunft vertraue. Mur wenn 
ver Bunbeoftaat, wie er durch die Nationalocrfamınlung befhloffen if, 
wegen was Immer für Hindernüfen nit durchgeführt werben Fönnte, dürfte 
von ven in der Preußifcen Girkulardepefhe vom 3. diefes Monats ange: 
teuteten neuen Verhandlungen wegen eines engern Vünbniffes auf andern 
Orundlagen die Rede fein. 

Die großherzogliche Neglerung wollte aber auf biefen unverhofften 
Fall noch gar nicht eingehen, fendern hat fih je nad dem Verlaufe der 
Dinge im Sählußfage der Note vom 11. diefes Monats weitere Inftruttion 
vorbehalten. Ste mußte dies um fo mehr thun, als fie, wenn ber von ber 
Rationalverfammlung beſchloffene Vundesitaat aufgegeben, und eine 
andere, Mleinere Verbindung eingegangen würbe, nur in befonberer 
Vereinbarung mit den Stänten handeln könnte, 

In Uebrigen enthält der erwähnte Vorbehalt in der Note vom 11, 
dleſes Monats feinen Auffchub des badiſchen Beitritts zum Bundesſtaate. 
Baben ift vielmehr, ſobaid der Bunbeöftant überhaupt ins Leben tritt, nber 
wingt dabei, ohne vorher bie Griedigung der Verhandlungen mit allen ans 
bern Staaten abzuwarten, und es it bereit, mitzuwirfen, baß ber Bun 
desftaat fo, wie er von der Mationalverfammlung beſchioſſen iſt, feinem 
ganzen Umfange nad) fo bald als möglid zu Stande lomme. Der gedachte 
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Vorbehalt bezieht ſich mur auf den unverhoften Ball, daß, der Veitritis⸗ 
erflärung von Baden und einigen antern Staaten uneradtet, die Reiches 
verfaffung fo, wie fie für das gefammte Deutfcland gegeben ift, deh nit 
zum Boluge gebradit werben fönnte, begiehungsweife wieder aufgegeben 
würde. Ob biefe Vorausfepung hen als verhanven zu betrachten fel, 
wenn auch nur einzelne wenige Staaten zum Beitritt nicht vermocht 
werben Könnten, wird einerſelts von ber Bebeutung biefer Staaten für bie 
Srfammtheit und von der nod verbleibenden Ausgleihung der Intereffen 
der verſchiedenen Länder des Bundesſtaates abhängen, und andererfeits wer« 
ben, wenn der Fall eintreten follte, darüber bie weiteren Beſchlüſſe der 
Nationalverfammlung, die ihrem Werke eine bundesſtaatliche Verbindung 
von ganz Deutjchlanb zu Grunde legte, ad awarien fein. 

„Es if daher nit thunlid, für diefen unverhofften Falk, der unter 
den verfhtebenartigfen Dorausfeungen eintreten Könnte, wegen Rüdgängig+ 
keit des begonnenen Wertes, und wegen Deflen, was dann zu ihun fel, 
fon jept beitimmte Grffärungen zu geben ober Inftuftionen zu ertheilen.“ 


Diefe Erflärung ber Regierung wurde an eine Kommiſ- 
fion gewieſen, welche am 28. April darüber Bericht erftattete, 
worauf bie Kammer einen einftimmigen Beſchluß dahin fapte, 
daß fie in den Erklärungen ber Regierung eine unbebingte 
Anerkennung ber Reicheverfaffung finde, die den Eintritt nicht 
erft von ben weitern Verhandlungen mit allen andern deut 
{hen Staaten abhängig made ıc. 
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Inzwiſchen wurde auch der König von Württemberg durch 
eine große Volksbewegung am 25. April zur Anerlennung ber 
Frankfurter Reichsverfaſſung einſchließlich der von ihm zuerft 
verworfenen Beſtimmungen über die Oberhauptsfrage genö— 
thigt *), und in ber Rheinpfalz kam es zu einem großartigen 


*) Die Grtlärung lautete: 

„Se. Majehät ver König von Württemberg nimmt in Uebereins 
fümmemag mit feinem Minifterlum die beutfcje Reicheverfalung, eins 
fölteßlic des Kapitels über die Neieoberhauptöfrage und ber tm Stnne 
diefer Verfaflung zu vermirkficenden Pöfung derfelben, fammt dem 
Neihewahlgefepe an.“ 

Bugteich foll der württembergifje Bevollmächtigte dahin inftruirt 
werben, zu erfären, bag bie württembergifcre Regierung nichts hagegen 
einzumenden habe, wenn Ge. Majeftät ver König von Preußen, wels 
er das Grbkalfertfum nicht annehmen will, unter den vorliegenden 
Umftänden fih für jept mit Zufimmung der beutfhen Nattonal-Ver- 
fammlung on die Spihe Deutflande elle.“ 

Dem erften Safe waren am 24. April noch bie Werte ange- 
bängt: „unter ber ſig von fefbft verftehenden Worausfehung, daf biefelbe 
in Dentfgpland in Wirkfamteit trete.“ Auf Verlangen der Kammer» 
Tommiffion wurden dann aud; biefe Worte noch meggelaffen, weil fie 
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Aufſtande, der von einem Reichskommiſſär (Eiſenſtuck), ſoweit 
es ſich dabei um gewaltſame Durchführung ber Reichsverfaſ— 
fung handelte, noch unterftüßt wurde. Gleiche Berfuche von 
größerem oder geringerem Umfange kamen in Sachſen und in 
verſchiedenen Theilen Preußens vor, ſowie da und dort (auch 
in Franken) fonftige fehr ſtürmiſche Kundgebungen. 

Welchen Eindrud alle diefe Erfpeinungen im dem ohne= ' 
hin fo aufgeregten Baden machten, ift leicht zu erklären. Als 
auf Anordnung der Gentralgewalt ein Bataillon von Mann— 
heim nad Landau marſchiren follte, wurden von dortigen 
Einwohnern dem Abzuge Hinderniffe In den Weg gelegt, bis 
der Auftrag der Reichsgewalt nachgewiefen war. Von vielen 
Seiten kamen Petitionen oder öffentliche Erklärungen (eine 
folge in fehr Heftigem Tone von ben Gemeindebehörben in 
Mannheim), daß man der Rheinpfalz zu Hilfe kommen fol, 
-und daß jedenfalls Feine baterifhen oder andere Truppen von 
Staaten, welche bie Reichsverfaſſung noch nicht anerkannten, 
durch das Land gelaffen werden. Auch die Freunde ber Ord⸗ 
nung wurden in die Agitation hineingeriffen, weil fie bei ber 
offenen Lage ber Dinge aus den dem Bollzuge der Reichöver- 
faſſung gemachten Hinderniffen eine allgemeine Zerftörung 
hervorgehen fahen. Gin Beleg hiefür find die vielen Kunge= 
bungen ber vaterlänbifchen Vereine und ihres Mannhei— 
mer Vororts, fowie die Erklärung ber Eonfervativen Karls— 
ruher Bürgerwehr, welche bei verſchiedenen Anläffen durch 
die That gezeigt hat, wie fie fonft mit Muth und Aufopfes 
rung für die Sache ber Ordnung einftehe. Diefe Erklärung 
Tautet: 


An bie Bürgerwehren und fänmtlichen Bürger des 
badischen Landes. 


‚Die Siege Bürgermehe jet in einer feule abgettnen Berfammtung 
die nachfolgenden Beihfüffe gefaßt. ir theilen Gud diefelben mit dem 





nad; der Aeußerung ber Minifter fi vom ſelbſt verfichen. Alfo 
bier wurde das, was ber Vorbehalt im der badiſchen Note vom 11. 
April nur mit andern Worten ausbrüdte, allfeitig ale fih von felbft 
verfichent eraditet. 
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Erſachen mit, aͤhnliche Beſchlaſſe zum Schuhe unſeret bedrohten Reichever⸗ 
foflung aufzunehmen und zu vollziehen. 

1) Die Regierung auf das bringendfte zu erſuchen, daß fie ſogleich 
mad) dem Etſcheinen der Reihsverfaflung im Regicrungsblatt die Vers 
elbigung auf biefelbe gleich ber auf dic Landesverfaffung vornehme. 

2) Die Karlsruher Bürgerwehr tft bereit, die Meichsverfaflung ges 
gen jeden ‚erfaflungeverepenben Angriff zu vertheibigen. 

3) Die Karlsruher Bürgerwehr fordert fämmtliche Bürgerwehren des 
Landes auf, fih in bemfelben Sinne zu erflären und fit zum Ginftchen 
für die Reichsverfaſſung bereit zu halten. 

4) Die Karloruher Bürgerwehr fordert Insbefonere de badlſche Ne⸗ 
glerung auf, bei ber Bentralgemalt ſchieunigſ die nöthigen Schritte zum 
Sgube des Nadbarlandes Mheinbayern, weiches fih für die Reicsver: 
faflung ausgefprodien, gu thun; namentfid wolle die Gentralgewalt Teiner- 
lei Durchmaͤrſche von Truppen folder Staaten, die die Reichsverfaſſung 
nicht anertannt haben , nad Rheinbayern geftatten. 

5) Die Karlsruper Bürgerwehr erläpt einen Aufruf an ihre Rameras 
den in Württemberg und Heffen, in berfelden Weife das Ihrige zum Swed 
der Aufreihthaltung der Reiheverfaflung und indbefondere zum Gdupe 
Rheinbayerns einzuleiten. 

6) Mit dem Vollzug biefer Beſchlüſſe iR der Gemeinderath und das 
Heerſchaar⸗Kommando beauftragt. 

Kartsruhe, den 7. Mat 1849. 

Das Heeerſchaaren⸗ Kommando. Der Gemeinderath. 
© Gerber, Oberf, Malfe. 
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ALS die Reichsverfaſſung im Reichsgeſetzesblatt erfcienen 
war, wurde diefelbe in Folge der frühern allgemeinen Schluß= 
faflung und in Uebereinftimmung mit ber in der Erklärung 
vom 11. April ausgefprochenen Anerkennung nach einer großh. 
Anordnung vom 4. Mat 1849 aud tim Regierungsblatt bes 
kannt gemacht. 

Am 10. Mai, als die Lage wegen ber auswärtigen Auf- 
ftände und der eigenen großen Bewegung im Lande immer be= 
drohlicher wurde, fand man noch weiter nöthig, felbft die von 
der I. Kammer verlangte, in ber Reichsverfaſſung vorge= 
ſchriebene, Beeidigung auf diefelbe einzuleiten, um damit den 
durch die vevolutionäre Partei erregten und zu gefährlicher 
Agitation benügten, Argwohn, als fei die Anerkennung nicht 
ernſtlich und aufrichtig gemeint, zu befeitigen *). Es wurde 

*) Sogleid darauf traf bie Nachricht ein, daß die Gentralgewalt felbft bie 
vorläufige Beetbigung niht haben wolle, weghalb man mit berfelben dies 
falls in’s Benehmen trat, und vorerft nur an einigen Orten, wo bie 

Umftände es am bringendften machten, am 13. Mat mitten im Gturme 


die Veeibigung vornehmen ließ. Die nun ausgebrodjene Revolution machte 
den weitern Grwägungen und Anortnungen ein Ende. 





dies in ber IL. Kammer auf eine Interpellation am 10. Mai 
mitgetheilt und zugleich aus Anlaß der nämlichen Interpella- 
tion bemerkt, daß Baden bie von Preußen zur Berathung ei— 
ner geänderten Verfaffung nad Berlin berufene Gonferenz 
nicht beſchickt habe. Diefelbe wurde befanntlih nur von 
Baiern, Sachſen und Hannover beſchickt, und bie meiften 
Regierungen hätten unter den damaligen Verhältniffen eine 
ſolche Beſchickung, ohne augenblicklich einen Aufftand im Lande 
hervorzurufen, gar nicht wagen fünnen. Es mußte zuerft bie 
revolutionäre Bewegung durch ſolche, welche bie Macht noch 
dazu hatten, überwältigt fein, che irgend neue Vorfchläge da 
und bort wieder Gehör finden Eonnten. Zu einer ſolchen Ue— 
berwältigung und großartigen Machtentwicklung bot ber bald 
eingetretene Sturz ber verfaffungsmäßigen Staatsorbnung 
und Regierung in Baden, in Verbindung mit dem vorausge— 
gangenen Aufftande in ber Nheinpfalz, und mit dem darauf 
gefokgten Auftreten des Numpfparlaments, für Preußen bie 
Gelegenheit, und da es dabei fihtbar wurde, daß bie revo— 
Iutionäre Partei noch ganz andere Zwecke als nur bie 
Neihsverfaffung im Auge habe *), fo exleichterte dies 
den Sieg über die Revolution. Das für bie Reichsverfaſſung 
aufgeftellte Panter verlor feine Kraft und bie Freunde der 
Ordnung, bie für die Reichsverfaſſung ſchwärmten, fchredten 
vor dem ihnen eröffneten Abgrunde zurück. Wie es in ber 
deutfchen Frage weiter gegangen wäre, wenn bie badiſche Re— 
volution nicht dazwifchen getreten wäre, barüber mag ſich je= 
der feine eigene Rechnung aufftellen. Jedenfalls wäre die Ent- 
widlung eine andere gemwefen. 

Ih kehre nun zurüc zu einigen weitern Vorkommniffen, 
die der Mairevolution vorausgiengen. 





*) Abgefehen von ben fpätern Erſchelnungen, zeigte dies fon der Sturz 
der babifigen Regierung an und für fich, da ja diefer Siurg zur 
Beförderung der damit im Wiberfpruc) fehenden Reich snerfaffung 
weber notgwendig, nad trgend dientich, fonbern ihr mır Hinz 
dertich fein konnte. 
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XXVI. Dringen auf Auflöfung der Kam - 
mern und auf Berufung einer konfituiren- 
den Verfammlung. 


$. 156. 


Die badifhe II. Kammer war bei den Demokraten ſchon 
feit Fahren in Hohem Anſehen. Wir haben aber oben ($. 63 
bis 65) geſehen, daß in Folge der Märzbewegung ein großer 
Theil der ehemaligen Oppofition, da die lange gefuchten freiheit= 
lichen und volksthümlichen Einrichtungen nun gewährt, oder ber 
Rändijchen Berathung übergeben waren, und auf der andern Seite 
von ben Unruhefiftern Gefahr drohte, ſich der Regierung 
und der Sache ber Ordnung mehr anfchloß. Bei verfchiebe- 
nen Anläffen (fchon beim Heder’fchen Aufftande) hat fi die 
Kammer mit Nachdruck gegen das aufrührerijche Treiben aus— 
geſprochen. Sie hat bie Beſchwerden gegen ben Einmarſch 
der Bundestruppen, gegen den Kriegszuftand, gegen Einle— 
gung von Erefutionsmannihaften in aufrührerifhe Städte, 
gegen Auflöfung der bemokratifhen Vereine zurückgewieſen, 
die vielfachen Gefuche um Bevorwortung einer allgemeinen 
. unbebingten Amneftie abgelehnt, und vielen andern Extrava— 
ganzen in Petitionen und in Anträgen der Linken nicht zus 
geſtimmt. 

Darum und da Hecker, der bei den Demokraten das 
höch ſte Anſehen Hatte, ſich nicht mehr in der Kammer, Breu— 
tano mit feinen Geſinnungsgenoſſen ſich aber in der Minder— 
heit befand, verlor die Kammer bei den Demokraten immer 
mehr an Geltung, obgleich die meiften Mitglieder der rechten 
Seite im März und April 1848 ausgetreten und durch neu 
Gewählte erfegt waren, und obgleich die Kammer im Ganzen 
bei allen Gefegesberathungen und fonftigen Schlußfaffungen 
einen fehr freifinnigen und volfsthümlichen, ja (nad) dem Ver— 
hältniffe vieler andern Länder) einen bemofratifchen, aber 
nicht revolutionären Gang einhielt. 
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In der revolutionären Preſſe, bei Volksverſammlungen 
und in Vereinen wurde daher die Kammer von den Demo— 
kraten immer mehr angegriffen und herabgewürdigt. 

Als nun die deutſche Nationalverſammlung bei Bera— 
thung der Grundrechte (ſchon lange vor deren Verkündung) 
die Abſchaffung aller Standesvorrechte beſchloſſen hatte, 
was namentlich eine Umgeſtaltung der größtentheils nach 
Standesvorrechten zuſammengeſetzten J. Kammer nöthig machte, 
ſo kam überall der Gedanke auf, es ſollte zu dieſem Zwecke 
und zu andern Verfaſſungsänderungen, bie- in Folge der 
Grundrechte nöthig würden, eine eigene Tonftituirende Ver— 
fammlung berufen werden. Die revolutionäre Partei ging 
dabei noch weiter, indem fie auch abgefehen von den einzelnen‘ 
hieher bezüglichen Beſtimmungen der Grundrechte eine alt= 
gemeine Verfaffungsrevifion auf die Grundlage der angeb= 
lich zur Geltung gefommenen Bolksfounerainetät ver— 
langte. 

Mit dem Verlangen nach Berufung einer konſtituirenden 
Verſammlung ging nun das Verlangen um Auflöſung der 
vorhandenen Kammern Hand in Hand, indem die Demokraten, 
die ſich die Volkspartei nannten, dieſen Kammern die 
Reviſion der Verfaſſung ſchlechthin nicht anvertrauen wollten. 


8. 157. 

Am 30. Oktober 1848 begründete der Abgeordnete Baum 
eine Motion, wornach bie Bitte geftellt werben follte, daß 
ben Ständen der Entwurf eines Wahlgefeges zur Berufung 
einer verfaffunggebenden Verſammlung vorgelegt werde *). 


*) Auch in der I. Kammer begründete am 20. Januar 1849 der Freiherr 
v. Andlau eine Motion, wornah ein Verfaflungsausfguß von 7 Mit 
gliedern aufgeftelt werben follte. Zwei Mitglieder follte die Regierung 
und zwei jebe Kammer, biefe 6 aber felbft follten das 7. wählen. Dies 
fer Verfaffungsausihuß follte ein auf die großen materiellen Intereffen 
gegründetes Wahlgefep bearbeiten und die Merfaffungsreform entwerfen, 
weld” Tehtere fodann einer nad) jenem Wahfgefehe zu berufenden Wer- 
fanmlung vorzulegen fei. Daß der Antrag in dem Sinne, welden bie 
Motion bezeläjnete, überal großen Wiverftand gefunden hätte und jeden» 
falls fon in der II. Kammer nicht durdgegangen wäre, weiß jeber, 
der mit der damaligen Inge der Dinge vertraut war. Wäre die Ne: 
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Dieſe Verſammlung ſollte alsdann nach Maßgabe der Grund- 
rechte die Verfaſſung revidiren, oder, wie die Linke ſchon bei 
der Vorberathung anfündete, auf der Grundlage der Volks— 
fouverainetät eine neue entwerfen. 

Daß die Regierung auf Letzteres nicht einging, ver— 
Rand ſich wohl ſelbſt. Wir waren nicht in gleicher Rage, 
wie Oeſterreich und Preußen und einige Eleinere Länder, Wir 
hatten ſchon Tängft eine ſtets als fehr freifinnig anerfannte 
konſtitutionelle Verfaſſung, die wohl nach ben Verhältniffen 
der Zeit Verbefferungen oder einzelne Aenderungen erhalten 
mochte, aber zu dem Vorfchlage, eine ganz neue Verfaflung 
aufzubauen, keinen Raum ließ. Es lag hiezu weder ein recht— 
licher, noch ein politiſcher Grund vor, ſondern das Unter— 
nehmen hätte nur die Verhältniffe von neuem erſchüttert, bie 
öffentlichen Zuftände noch unficherer gemadt, und damit 
Recht, Sitte, Gewerböthätigkeit und Wohlftand bedroht. 

Darnach konnte e8 fi nur um bie Frage handeln, ob 
diejenigen einzelnen Berfaffungs = Aenderungen, welche bie 
Grundrechte nöthig machten, oder bie etwa fonft noch räthlich 
ſchienen, durd die vorhandenen (oder nah Aufhebung 
ber Standesvorrechte am ihre Stelle tretenden) Organe ber 
regelmäßigen Volkövertretung berathen werben follten, 
oder ob dazu eine außerordentliche verfaffunggebende 
«(oder verfaffungberathende) befondere Verfammlung zu 
berufen fei- 

Der erftere Weg war der natürlichere und der gefahr- 
loſere, durch die bisherige Verfaffung felbft an die Hand ge= 
gebene. Es ftand ihm nur im Wege, daß nach ben Beftim- 
mungen unferer Verfaffung zu beren Aenderung nicht nur 
eine größere Vollzähligkeit beider Kammern, fondern 
aud die Zuftimmung von zwei Drittheilen einer Jeden 


glerung darauf eingegangen, fo wäre, indem fie einmal ihren fihern 
Boten, bie Sache mit ten beftehenden Organen ver Volfsvertretung 
qu erfebigen, verfaffen hätte, ein ganz anderes Refultat, als ber Mo: 
tionsfteller es wuͤnſchie, oder gar nichts Herausgefommen, Die 
1. Kammer jelöft gieng aber auf den Vorſgiag nicht ein. 
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derfelben nothwendig war, was das Zuftandefommen folder 
Aenderungen bedeutend erſchwert. 

Nun wurde aber hinfichtlich dev allein umfaflenden und 
twichtigen Aenderungen, weldhe die Aufhebung der Stan- 
desvorrechte nöthig machte, durch den Art. 8 bed Ein— 
führungsediktes zu den deutſchen Grundrechten folgendes feſt— 
geſetzt: 

„Die durch die Verfaſſungsurkunden für den Fall der 
Verfaſſungs-Aenderungen vorgeſchriebenen Erfhweruns 
gen der Beſchlußnahme ſinden (hier) keine Anwendung, 
vielmehr iſt in den Formen dev gewöhnlichen Geſetzge— 
bung zu verfahren.“ 

Wenn in Staaten, wo zwei Kammern beſtehen, die— 
fer Weg keine Bereinigung herbeiführen folte, fo treten 

dieſe zufammen, um in einer Verfammlung durch ein= 
fahe Stimmenmehrheit die erforderlichen Beſchlüſſe zu 
faſſen ).“ 

Damit war das Zuſtandebringen der Sache mit den 
vorhandenen verfaſſungsmäßigen Organen der Volksvertre— 
tung weſentlich erleichtert, und man war damit über die gro— 
Ben Nachtheile hinweg, welche in einem ſolchen Augenblicke, 
ehe noch ein feſter deutſcher Nechtszuftand gegründet war, 
die von der revolutionären Partei betriebene Auflöſung der 
Kammern und allgemeine Neuwahl bringen mußte. Auch war 
man über die Klippe hinweg, welche jede konſtituirende 
Berfammlung, insbefondere in folhen Zeiten bei der fo ver— 
breiteten Verwirrung ber Begriffe und bei der falfchen Vor— 
ftellung von der Volksfouverainetät, barbicten mußte, und wie 
die Erfahrung anderer Länder zeigte, überall aud wirklich 
dargeboten hat, fo daß dem traurigen Schaufpicle da und 
dort nur mit Waffengemwalt ein Ende gemacht wurde. 


*) Durd; eine weitere Beftimmung biefes Art. 8 war zwar den Eingelſtaa - 
ten anfelmgegeben,, auc Verfaffungsrevifion jih aud) über eine befon» 
dere Lantesverfammlung zu vereinbaren; aber bie Exfevigung der Sache 
durch die „gegenmwartigen Organe berfandesgefeggebung” 
wurte Immerhin als bie Regel aufgeftellt, 
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Die Demokraten hielten zwar entgegen, daß auch Würt- 
temberg eine ſolche außerordentliche Fonftituirende Ver— 
fammlung berufe. Bevor wir aber dieſes Beifpiel gegen und 
gelten laſſen, wollen wir bie glücklichen Ergebniffe abwarten, 
welche biefer Weg dort zu Tage bringen wird, und überdies 
würde, wenn es bort unter den jegigen veränderten Eonftel= 
lationen noch zu einem guten Ergebniffe fommt, darin fein 
Beweis Tiegen, daß auch nah den VBerhältniffen, wie 
fie im Winter von 1848/49 vorlagen, bie Befürd- 
tung. eines ſchlim men Ausganges nicht gegründet geweſen 
wäre. 


$. 158. 


Die Kommiſſion der II. Kammer theilte die Anficht der 
Regierung, und felbft der Motionsfeller (Baum) ging, da 
der inzwifchen verkündete Artikel 8 des Cinführungsebiftes 
zu ben Grundrechten die Erledigung der Sache mit ben vor— 
Handenen ‚Kammern nicht nur ermöglichte, fondern Teicht 
machte, von feinem Antrage zurüd. Die Kommiſſion der II. 
Kammer, in deren Namen der Abg. Häuffer einen ſchlagen⸗ 
den Bericht erflattete, beantragte, den Großherzog in einer 
Adreffe zu bitten : 

„ben Ständen noch auf diefem Landtage einen Geſetz— 

Entwurf vorlegen zu laffen, wodurch bie in ben Grund= 

echten des beutfchen Volkes ausgefprochene Aufhebung 

der Standesvorrechte ihre Anwendung auf unfere Ver— 
faffung erhalte, beziehungsweife die Wahlordnung für 
die Tünftige Landesvertretung feftgeftellt werde. " 

Die weitern Verfaffungs-Aenderungen, bie in Zolge der 
Grundrechte oder fonft erforderlich würden, follten alsdann 
der Berathung mit dem nad dem neuen Wahlgefege zu be= 
rufenden nähften ordentlichen Landtage vorbehalten 
bleiben. 


Es waren eine große Menge Petitionen eingelommen, 
welche fih in eben diefem Sinne ausſprachen, jedoch war 
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die Zahl der entgegengefegten wegen dev größeren Rüh— 
vigfeit der demokratifchen Partei noch bedeutender. 

Am 10. Februar 1849 kam die Sache zur Verhandlung. 
Die Linke ftelte dabei den Antrag: „die gegenwärtige Stände: 
verfammlung aufzulöfen . . . . . und eine neue verfafjung- 
gebende Verfammlung zu berufen.” Nur follte für eine 
ſolche vorher eine Wahlordnung berathen und einiges Andere 
von den bereits vorgelegenen Gefhäften, namentlich das Ver— 
mwaltungsgefeß und das Budget, vor ber Rammerauflöfung 
noch erledigt werden. Es wären darnach in kurzer Zeit nach 
einander zweimalige allgemeine Neuwahlen nöthig ge— 
worden, zuerft jetzt (nach Erledigung ber erwähnten drei 
Geſchäfte) eine foldhe behufs ber Bildung der verfaffung- 
gebenden Verſammlung, fodann wenn dieſe ihre Aufgabe 
beendigt haben würde, wieder eine allgemeine Neuwahl für 
ben (nach ber verabfchtebeten neuen Verfaffung zu berufenden) 
ordentlichen Landtag. 

Nach einer langen und heftigen Debatte, wovon unten 
($. 162 und 163) noch ein Vorgang zur Sprache kommen 
wird, bat die Kammer mit 44 gegen 3 Stimmen den Kom« 
milfiong: Antrag mit Cinfhaltung der Worte: „in Eürzefter 
Friſt“ (Hinter: „auf diefem Landtage” —) angenommen *), 

Bon bier an wurden die Angriffe der revolutionären 
Preſſe und der Verfanmlungen gegen die Kammer und Re— 
gierung noch heftiger und roher, als vor dem 10. Februar. 
Es gehörte wirklich viel Aufopferung dazu, gleichwohl Stand 
zu halten, und die Gefege gaben nicht einmal ein Mittel an 
die Hand, die fhändlichfte Verunglimpfung und Herabwürdi— 
gung ber Kammer gerichtlich zu verfolgen. 


s. 199. 
Unmittelbar nad dem 10. Februar befuchten ale Mit- 
glieder der Linken die Sitzungen wie vorher, und erſt nad 


*) Geis weitere Abgeordnete (Ipfteln, Brentano, Rapp, Ritter, Sachs 
und Wolf), welhe bei der Berathung anwefend waren, hatten fid vor 
der Abftimmung entfernt. Wären fie geblieben, fo wäre die Annafne 
des Kommifjionsantrags mit 44 gegen 9 Stimmen erfolgt. 


18 
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einiger Zeit traten Einige berfelben aus. Da erfchten auch 
Brentano nicht mehr, fein Abfagefchreiben übergab er aber 
erft am 8. März. Der Rammerpräfident, an ben es gerichtet 
war, iſt darin als „Bürger-Präftdent” angeredet, und als An= 
laß zu dem Austritte bie irrthümliche Thatſache angegeben, 
daß bie Kammer am 28. Februar nachträglich befchloffen habe, 
auch noch bie Revifion der Landesverfaffung zu erle 
digen. Unter ben Gefchäften, melde vor dem zu beſchleuni— 
genden Schluffe noch erledigt werben follten, war nämlich 
am 28, Februar, wo die Kammer (in Abweſenheit Brenta= 
no's) eine biesfalfige Zufammenftellung machte, auch das 
Geſetz über die fünftige Landesvertretung aufgenommen, 
wie dies ber Beſchluß vom 10. Februar forderte, während 
die Berathung der übrigen nöthigen neuen Verfaflungsbe- 
ſtimmungen ber Fünftigen neuen Volksvertretung vorbehalten 
werben follte. In einigen Zeitungsnachrichten über bie 
Sigung vom 28. Februar war nun irrig der Ausdrud „Lanz 
desverfaffung” flatt „Landesvertretung” gebraucht, 
welcher Ausdruf in den „vaterländifchen Blättern für Ba— 
den“ nad ben Protokollen bald berichtigt wurde. Indeſſen 
diente der Drudfehler dazu, den erft beinah 4 Wochen nach 
dem 10. Februar erfolgten Austritt jetzt noch zu recht— 
fertigen. 

Als der Führer ausgetreten war, folgte auch eine An= 
zahl anderer Oppofitionsmitglieder nah, um bie Kammer, 
wenn fie auch nicht unvollzählig würde, doch bei den Demos 
kraten nod mehr in Verruf zu bringen. Der provijorifche 
Landesausſchuß der Volksvereine erließ nämlich eine in ben 
revolutionären Blättern mitgetheilte Aufforderung : 

1) an fämmtlihe Abgeordnete ber (ſ. g.) Volkspartei, 
unverzüglich aus der Kammer auszutreten, und jede aber- 
malige Wahl zu der beftehenden Ständeverſammlung 
abzulehnen ; 

2) an bie fämmtlihen Wahlbezirke, ihre Abgeordneten 
fofort aus der Kammer abzurufen; 
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3) an die fämmtlihen Wahlmänner ber (f. g.) Voltks— 
partet, ſich jeder Theilnahme an einer weiteren Wahl 
eines Abgeordneten zu enthalten ; 

4) an bie fänmtlichen Bürger Badens, gegen bie Be- 
ſchlüſſe und Gefege der beftchenden Ständeverfammlung 
Verwahrung einzulegen. 

Nach diefen Begehren Hätten nicht einmal das Budget 
und das PVerwaltungsgefek ($. 48). auf das bie Linke doch 
Werth legte, noch erledigt werden können, ja es wäre, wenn 
man je auf eine Eonftituirende Berfammlung eingehen wollte, 
nit einmal mehr möglich gemwefen, ein zur Be— 
rufung berfelben nothwendiges Wahlgefek zu 
berathen. 


$. 160. 

Der Aufruf hatte Wirkung und es traten nach und nad 
im Ganzen 18 Mitglieder aus. Itzſtein, der gar nicht aus— 
trat, und Kuenzer, ber feinen Austritt erft zur Zeit ber Mai- 
revolution anzeigte, wurden in Stays „Volksführer“ deshalb 
ſelbſt als Volksverräther erklärt. %) Die Kammer war 
indeffen, obwohl Mittermaier, Welder., Baflermann, Mathy, 
Bittel und Spiron faft immer (in Frankfurt) von hier ab» 
weſend waren, doch noch vollzählig, da zur Vollzähligkeit von 
den 63 Mitgliedern nur 35 vorhanden fein müffen **). 

Mit den Erfagiwahlen ging es aber größtentheils, wie 
der Landesausſchuß verlangt hatte. Die Wahlordnung ent- 
Halt nämlich die Beftimmung, daß zur giltigen Vornahme 


*) Die Kammer wurde nun von den revolutionären Blättern nur „Rumpf 
faınmer”, oder „Oefelfaft im Ständefaal” genannt. Cinige, ins 
befonbere ber Volfeführer und die Repubfit in Heivelberg, nannten fie, 
wett fie angeblich nur mein Werkeug fel, nad meinem Namen 
Bekterzunft.“ 

**) ur ein Vorfaſſungoefeb, namentfich alſo auch das von der Lin ken 
verlangte Gefeg über Berufung einer Ionftituirenden Ber 
fammlung, hätte, ba biegu 48 Mitglieder erforberlich find, nicht 
mehr vorgenommen werben fönnen. Hinfihtlich bes Geſehes über Um- 
geftaftung ber I. Kammer wegen Aufhebung ber Standesövorrechte war 
dagegen ba6 Erforderniß biefer größeren Volzähligkeit duch den Ar« 
titel 8 des Ginführungs-Goifts zu ben Grundrediten ($. 157) befeltigt. 


18% 
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einer Abgeordneten = Wahl, drei Viertheile dev ernannten 
Wahlmänner anweſend jein müflen. Nun genügte cs den 
Demokraten und ben Vollksvereinen ſchon, wenn fie durch die 
Sympathien einzelner Wahlmänner und duch Einſchüchte- 
rung Anderer es erreichten, daß mehr als '/, des Wahlfol- 
legiums nicht erfehien, oder die Wahl ablehnte *). Es wurde 
daher nur in drei Bezirken (im Landbezirt Lahr, im Landbe- 
zirk Heidelberg und in der Stadt Baden) eine neue Wahl 
vorgenommen. Sn den Uebrigen mißlang dies, weil, wenn 
auch da und dort bie Mehrheit wählen wollte, doch nicht 
volle drei Viertheile dafür waren. 

Nach dem $. 69 der Wahlordnung wurden die Wahl- 
männer, bie nicht erfehtenen, oder die Wahl verweigerten, in 
die Kofen ber Tagfahrt verfällt, und eine zweite Tagfahrt 
angeordnet. An einigen Orten, wo ber Austritt des Abge- 
ordneten frühzeitig erfolgt war, kam es zum zweiten Wahl- 
tage, ber wieder ohne Ergebniß blieb. 

Mit diefem revolutionären Manöver follte durch den 
Eigenwillen einer Anzahl Wahlmänner, welche durch bie 
Wahl nicht nur, wie bie Urwähler, ein eigenes Recht 
fondern ein durch ihre Ernennung ihnen übertragenes Amt, 
eine verfaffungsmäßige Pflicht auszuüben hatten, die geſetz— 
liche Thätigkeit der Volksvertretung gehindert oder in ver— 
faffungswidriger Weife eine Auflöfung der Stände erzwun— 
gen werden. Es verftand ſich von felbft, daß hiedurch noch 
viel weniger, als durch die bei der Verhandlung vom 10. 
Februar vorgebrachten materiellen Gründe, die Regierung und 
die Kammer zu einem andern Entfchluffe beftimmt werden 
tonnten. Auch in der Bevölkerung entftand bei ben Gefeg- 
lichgeſinnten eine große Erbitterung gegen dieſes Treiben, 
Es kamen darüber mehrere Erklärungen in öffentlichen Blät- 
tern, und aus dem Landbezirt Durlach, fo wie von Mannheim 





) Opnehin Hatte in diefen Bezirten, In welchen bie ausnetretenen 
Linfen gewählt waren, die Sache derfelben natürlich mehr Anhang, 
als in ambern Bestrfen 
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und Gernsbach, Petitionen an bie II. Kammer, worin darauf 
angetragen war, daß an bie Stelle ber ihre Pflicht verwei— 
gernden ‚Wahlmänner Andere gewählt werden. Auf einen 
vom Abg. Zentner Namens der Petitionstommiffion erftattes 
ten Bericht ftimmte die II. Kammer am 24. April dieſem Anz 
trage bei, ba für den Ball, wo aud der zweite Wahltag 
erfolglos bleibe, der $. 69 der Wahlordnung feine weitere 
Vorſchrift ertheile, die Regierung alfo eine den Umftänden 
entfprechende Verfügung zu erlaffen habe, daß es ber beftrufs 
tiven Minderheit im Volke nicht gelinge, die verfaflungsmäßi- 
gen Gewalten zu hemmen. In biefem Sinne wurden bie 
Betitionen der Regierung empfohlen, worauf da, wo bereits 
die zweite Wahl mißlungen war, bie Vornahme einer neuen 
Wahl von Wahlmännern an die Stelle Derjenigen, welche die . 
Ausübung ihrer Pflicht verweigerten, angeordnet wurde. Da 
übrigens diefes Gefhäft lange dauert und bald darauf der 
auf den 19. Mai feftgefegte Schluß des Landtags verkündet 
wurde, fo kam (auch abgefehen von der am 13. Mat einges 
tretenen Kataftrophe) Keine weitere Abgeorbnetenwahl mehr 
zu Stand. 

Auch in dem Sinne des vierten Befchluffes des Landes= 
ausſchuſſes der Volksvereine, wornach „gegen die Beſchlüſſe 
und Gefepe ber. beftehenden Ständeverfammlung Verwahrung 
einzulegen‘ ſei, famen einige Petitionen ein, und ein Ge— 
meinderath wollte, da zum Bollzuge des Anlehnegefekes vom 
3. März 1849 Domänen zu Unterpfand gegeben werden foll= 
ten, fogar den Eintrag des Pfandrechts verweigern, ging 
jedoch auf die gefegliche Bedrohung hiervon fogleich wieder ab. 


XXVII. Dringen auf den Rücktritt des 
N Minifleriums. 


$. 161. 


Welche Aenderungen im März 1848 in der Zufammen- 
ſetzung des Minifteriums eintraten, ift oben ($$. 52 und 72) 
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angegeben worden. Es war eine für bie damalige Zeit auf- 
fallende Erſcheinung, daß nicht, wie in andern Ländern, das 
ganze Minifterium zum Rüdtritte veranlagt wurde. Daß 
die hiezu nicht Veranlapten eben fo ungern an ihrer Stelle 
blieben, als die neu Berufenen die Stelle bamald ungern 
annahmen, wird man auch ohne Verfigerung glauben, wenn 
man neben den Anftrengungen, denen man im März und 
April 1848 fat erlag *), zugleich die Gefahren der Zeit in 
das Auge fapt. 

Der Großherzog hätte ſich aber unglücklich gefühlt, auf ein= 
mal in eine ganz neue Umgebung zu gerathen, und die II. 
Kammer felbft verlangte nicht nur unferen Rücktritt nicht, 
fondern fogar die Linke ſchloß fich theils offen und an, 
theils drüdte fie wenigftens, wie wir oben gefehen haben, im 
Allgemeinen Vertrauen aus, und wußte wohl, daß, wenn 
Einer aus ihrer Mitte z. B. mich erfegte, feine Stellung 
nicht minder fehtwierig wäre, und er von feinen bisherigen 
Freunden ebenfalls bekämpft werden müßte. Selbſt Heder 
bat, als er in der Sitzung vom 9. März bezüglich auf bie 
ſ. 9. Forderungen des Volkes fagte, ich fol mein Portefeuille: 
dem Großherzog zur Verfügung ftelen, wenn etwas nicht 
zugeftanden werde, auf meine Erwiderung, indem er (nad 
einem Zwiſchenrufe) nur überhaupt Energie (nad oben) 
verlange, fi beruhigt, als ich ihm erklärte: „ich verfichere 
den Abgeordneten, daß, wenn ich nicht ven bem Gefühle ge— 
leitet würde, daß es eine Pflichtvergeſſenheit wäre, 
jest abzutreten, ich nicht eine Stunde länger auf meinem 
Voten bliebe, ja ſchon Tängft fortgegangen wäre. ... . 
Sept ift es etwas ganz Leichtes, fi zurückzuziehen. Man 
Tann es fi da ganz bequem machen. Die Schwierigkeit, 
Verantwortlichkeit und Laft trifft nur Denjenigen, der bleibt,’ 





*) Mit den Beratfungen im Minifterium, in den Kammern, in Kammer 

_ tommiffionen, fobann mit Anhörung und Verbeſcheidung von Depus 
tatfonen, mit Erledigung von Anfländen und Anfragen, und mit bring 
tigen Anorbnungen jeder Art mar id) in jenen 2 Monaten täglich wohl 
18 Stunden befgäftigt, und fo verhäfmmigmäßlg alle meine Kollegen. 


Auch fpäter drückte die Kammer in mehreren Beſchlüſſen ihr 
Vertrauen zum ganzen Minifterium, wie es jegt zufammen- 
gefegt war, aus, und als wir am 9. April bei der Aufre: 
gung wegen bed Truppeneinmarfches unfern Rüdtritt anboten 
($. 85), wollte auch nicht Ein Mitglied darauf eingehen. 
Im weiteren Verlaufe, als die äußerfte Linke wieder eine ge= 
fonderte Stellung und eigentliche vepublifanifche Richtung 
einnahm, blieb immerhin eine große Mehrheit ber II. 
Kammer, deren frühere vechte Seite doch durch Neuwahlen 
größtentheils erfegt mar, mit dem Minifterium im Einklange. 
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Wir wußten indeffen wohl, daß in Zeiten folcher miad= 
matifcher Bethörung und Begrifföverwirrung jede Regierung, 
handle fie, wie es auch fei, in ber von ben Revolutionären 
beherrſchten Menge bald herabgefegt werbe.. Wir mußten 
unfere Namen Preis geben, mit bem Bewußtfein, daß fie 
jedenfalls gepeitſcht, verſchnitten und in den Koth gezogen 
werben. Nach dem Ausipruche eines berühmten franzöfifchen 
Redners ift „in revolutionären Zeiten die Impopularität 
das Leibgeding der wahren Volksfreunde.“ Die Angriffe, 
Verläumbdungen, Verdächtigungen und Verunglimpfungen jeder 
Art vermehrten ſich insbefondere im Winter 1848/49 mit je— 
dem Monate, doch machte der 10. Februar 1849 einen Ab⸗ 
ſchnitt, von wo an biefe Angriffe gegen die Regierung und 
insbeſondere gegen mich, fo wie gegen bie II. Kammer, noch 
wilder und ungeſtümmer wurden. 

Daß Alles zunächſt gegen mic Tosftürmte, wird man 
begreifen, wenn man erwägt, daß in Eleineren Staaten bie 
innere Verwaltung als die Hauptſache gilt, und daß 
namentlich dem Minifterium des Innern die Fürſorge für bie 
öffentliche Sicherheit, alfo auch das Entgegentreten ge= 
gen bie Demagogen obliegt, fowie daß ich eben darum in 
den Kammern vorzugsweife bie Politik der Regierung öffent= 
lich zu vertreten hatte, weshalb die Blätter das ganze Mini— 
fterium in der Regel mit dem Namen „Minifterium Bett“ 
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bezeichneten. Dies ift wohl auch der Grund, ans melden 
Brentano in ber Sigung der 11. Kammer vom 10, Febrnar 
1849, wo es fih um den Antrag auf Kammerauflöfung und 
Berufung einer Eomftituirenden Verſammlung handelte, feine 
Pfeile nur gegen mic perfünlich richtete. Zittel hatte 
nämlich bemerkt, daß es fi) bei dem Antrag auf Kammer— 
auflöfung nicht um Gründe der Sache, fondern nur um eine 
Beindfeligkeit gegen bie Regierung und Kammer 


handle. Die Linke möchte an's Ruder und dazu, meine fie, " 


würbe bei ber gegenwärtigen Verwirrung eine allgemeine 
Neuwahl ihr förderlich fein *). Diefer Vorwurf reizte, und 
um ihn abzuwenden, erklärte Brentano, daß es ſich nicht um 
das ganze Minifterium, fondern nur um mich handle. 
Er und feine Partei führen den Kampf nicht gegen meine 
Kollegen, fondern nur gegen mich. — Er häufte num eine 
Menge Beſchuldigungen gegen mich, deren Ungrund ober Be— 
deutungslofigkeit wohl Jedem in ber Kammer befannt war, 
die aber auswärts in ber vevolntionären Preſſe, in den 
ſ. 9. Volkovereinen und Verfammlungen ihre Wirkung nicht 
verfehlten. \ 
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Brentano warf mir vor, ich habe mittelft eines Schrei= 
bens an bie Württembergiſche Regierung aus der Einführung 





.*) „Die Realtion, fügte Sittel bei, begümftige das Auflommen ber 
Rothen, ihre Organe ſprechen daher felbft der Berufung fonftitwirender 
Verfammlungen das Wort, weil fie wohl wiflen, daß auf die rothe 
Republik die rote Momarchie wieder folge. „Und für folde Er 
folge, fprad) er weiter, foll mum die Mehrheit der Kammer die Hand 
bieten? Zu vieſem Swede freiwilfig den Pla räumen? — Jetzt, ſoll 
fie Helfen, einen neuen Feuerbrand unter das Wolf werfen, cs vielfeiht 
qum Außerften Verterben drängen? Seht, wo man endlid auf die 
Befferung der Zuftände hoffte, fol fie die fieberhafte Aufregung auf 
lange Seit in’9 Maßlofe fteigern, bis endlich zur Derzweiflung ? — 
Und jept, In dem Nugenblide, wo fo viele Anzeigen einer neuen Gr 
bebung in den Organen der extremften Partei ſelbſt ſih und geben, 
wo Drohungen auf Drohungen gehäuft werden, jept follen wir zurüd- 
meiden? Wer dazu feige genug Ü, der mag es thun, wir werten 
so nicht thun.“ 
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der Grundrechte eine Frage der Vereinbarung machen 
wollen. (Ich erwiderte darauf das oben im $. 146 Gefagte, 
womit die Beſchwerde zu nichts wurde.) — Er fagte ferner, 
die Regierung habe (durch die Zurüdziehung der Truppen) 
den Septemberaufftand provoeirt, um reaktionäre Maßregeln 
ergreifen zu können. (Was id) erwiderte, ift oben aus den 
$$. 108 u. 109 erſichtlich) — Mit der Verkündigung ber 
Grundrechte habe die Regierung gezögert. (Sie verkündete fie 
am 12. Januar 1849, alfo 14 Tage nach der Verkündigung 
im Reichögefegblatte.) — Der Stadt Mannheim feien ihre 
Waffen durch Chikanen vorenthalten worden. (Am 1. Mai 
1848 erfolgte auf den Aufruhr vom 26. April eine geſetzlich 
geftattete Entwaffnung $$. 103 u. 104. Später wurde bie 
Rüdgabe ber Waffen, fobald die Bürgerwehr wieder organi= 
firt fei, angeboten, die Organifation war am 10. Februar 
1849 noch nicht vollendet, übrigens erſt wenige Tage vorher 
zum erften mal eine Beſchwerde wegen ber Waffenausfolgung 
eingefommen, bie ber Kreißregierung zum Bericht zugeſtellt 
wurde, aber noch nicht erledigt fein konnte.) Die Preßfreiheit 
werde durch die Geſetzes-Vorlage in Betreff ber Aufhebung 
der Kautionen verfümmert. (S. oben $. 56.) — Zur Grfül- 
lung der Märzverheigungen feien nur Gefege mit Hinterthüren 
gegeben. (S. oben $$. 38—62.) — Fickler jet widerrechtlich 
verhaftet und gefäumt worden, ihn vor Gericht zu ftellen. 
(Die Ueberweifung an den Unterſuchung srichter zur Un- 
terfuchung und zur Verfügung über ben Verhaft erfolgte am 
erften Tage, und bie Beendigung der Unterfuchung und 
Stellung vor den urtheilenden Richter hieng nicht von 
der Regierung ab. $. 80.) — Unter allen Ländern zu= 
erft fei Baden mit dem Standreht und Kriegszuftand be= 
glückt worden. (Iſt in Beziehung auf das „zuerſt“ nicht rich— 
tig, im Uebrigen aber nicht durch die Regierung, fondern 
durch Brentano’ Freunde Heder und Struve veranlaßt 
worden.) — Auch Beſchwerden, bie nicht das Minifterium des 
Innern, fondern das Juſtiz-Miniſterium betrafen, hielt 
Brentano mir entgegen: Die Einführung des Schwurgerichts- 
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geſetzes werde verzögert. (Hinfichtlich der hochverraͤtheriſchen 
Unternehmungen war dasſelbe laͤngſt in Wirkſamkeit getreten, 
und hinſichtlich der andern Berbrechen beftimmten bie Stände 
ſelbſt, daß es exrft mit der neuen Gerichtsverfaſ— 
fung in Wirkfamteit trete, die Gerichtsverfaſſung Tag aber 
am 10. Februar noch in der Beratung der Stände.) — 
Der alte Wunfh nah Kollegialgerichten I. Juſtanz 
ſei nicht erfüllt worden, (Diefelben waren in dem von ber 
Regierung längft vorgelegten Entwurfe ber Gerichtsver— 
faffung aufgenommen. Diell. Kammer felbft verwarf aber 
bet ihrer erften Berathung, und zwar auf Antrag eines Mit- 
glieds der Linken die Kollegialgerichte, und kam erft bei 
Rückgabe des Entwurfs von der 1. Kammer wieder barauf 
zurück, bie Gerichtöverfaflung felbft war aber von den Stän= 
den noch nicht erledigt.) 

Im Sinne der bier beigefügten Bemerkungen antwortete 
ich dem Abgeordneten Brentano, und es war wohl in der 
Kammer nit Ein Mitglied, felbft fein Mitglied der Lin— 
ten, welches die Beſchwerden nicht für grundlos gehalten 
Hätte. Seine eigenen Freunde machten ihm wegen dieſes Be— 
nehmens Vorwürfe, weshalb er ſich veranlaßt fah, fogleich, 
nachdem ich meine Antwort beendigt hatte, öffentlich zu er— 
klaͤren, er babe bei den Angriffen auf mich nicht im Namen 
feiner Freunde in ber Kammer geſprochen, fondern nur bie 
Anfihten der „Demokraten im Volke“ ausgebrüdt. Dies 
brachte indeſſen unter die Mitglieder der Linken für den Au— 
genbli eine foldhe Verwirrung, daß mehrere derfelben, wie 
fie fpäter ſelbſt ſagten, nur darum nicht für ben Antrag ihrer 
Partei, fondern für den Kommitfionsantrag flimmten, weil 
man fonft in ihrer Abftimmung eine Billigung der Angriffe 
Brentano’s hätte finden können. Daher ergab ſich bei ber Ab— 
flimmung eine fo große Mehrheit für ben Kommifftond= 
antrag ($. 158). 

Außer mir faßen noch ber Minifter v. Dufch, Geheimes 
rath Nebenius, Staatsrath Hoffmann und Staatsrath von 
Stengel auf der Regierungs-Bank. Sie befprachen fi mit 
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einander, "und ber Minifter v. Duſch erlärte nun, nachdem 
ich meine Erwiderung geenbet hatte, im Namen Aller folgen- 
des: „Der Herr Abgeordnete Brentano hat die Perfonen bes 
Minifteriums gefihtet, und eine einzelne Berfon,. ben 
Herrn Präfidenten bes Minifteriums bed Innern, herausge⸗ 
nommen, um alle feine Vorwürfe auf ihn zu häufen. Diefe 
Vorwürfe beftehen nach meiner Anſicht darin, daß ber Herr 
BVräfident des Miniftertums des Innern feit 11 Monaten fi 
bemüht hat, die Freiheit vor ihren gefährlichften Feinden, vor 
ihrem Mißbrauche, vor ber Webertreibung zu bewahren; fie 
beftehen darin, daß er nach allen feinen Kräften geſtrebt hat, 
die Wohlfahrt bes Landes, foweit es die Zeitverhältniffe 
möglich machten, zu erhalten, — zu verhindern, daß es nicht 
noch in tiefere Zerrüttung gefallen iſt. Diefe Vorwürfe find 
für den Herrn Präfidenten des Minifteriums des Innern ein 
Kranz von Ehren gewefen, den er auf fein Haupt gelegt hat. 
IH bin nicht gemeint, von dieſer Ehre etwas zu rauben, — 
fie gebührt ihm, denn er hat bie ganze Laft, bie ganze Hige 
des Tages in biefen 11 Monaten getragen, aber meinen 
Theil an ber Verantwortlichkeit will ih mir nicht 
entziehen laſſen. Ich erkläre alfo, daß ich vollkommen mit 
Allem, was ber Herr Präfident des Minifteriums bed Innern 
gethan hat, einverkanden war, daß ich die Verantwortlichkeit 
dafür mit übernehme. Ich habe zugleich die Grmächtigung, im 
Namen meiner andern hier anweſenden Kollegen ein Gleiches 
zu erflären, daß wir mit dem Herrn Präfidenten 
bes Minifteriums des Innern ſtehen und fallen 
werben" *). 
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Anhänger bes Minifteriums triumphirten, fo wie über 
ben Sieg in der Sache ſelbſt, fo au über ben günftigen 


*) Der Praſident des NKriegämintferiums , Generallieutenant Hoffmann 
war In der Sihung nicht anwefend, erflärte aber des andern Tages, 
bp au er in die Golibarität eintrete und mit mir ſiehen nnd fal- 
len werde. 
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Erfolg der Debatte über Brentano's Angriffe. Ich erwiderte 
aber ſogleich: der Sieg iſt nur ein Sieg in der Kammer, 
und wenn die ganze übrige Linke von Brentano abgefallen 
wäre, fo würden feine Angriffe, die er als Chef ber Volks— 
vereine nun zum erften mal perfünlich gegen mich richtete, 
außerhalb des "Sales bei der bethörten Menge, bie den 
Grund oder Ungrund feiner Befhuldigungen weber beurthei— 
len will, noch beurtheilen kann, immerhin die ſel be große 
Wirkung haben. 

So war es aud. Don jetzt an fuchten die revolutionären 
Blätter erft recht perfönlicy gegen mich den Haß zu erregen. 
Bon bier an war ich in den Wolfsvereinen und bei den De— 
mofraten und ihren blinden Anhängern überhaupt als ber 
Urheber alles Uebels denunzirt. Daß mic dies von meiner 
Pflichterfülung nicht abwenden konnte, verfteht ſich von felbft, 
und wenn je die Rückſicht auf Popularität bei ber Menge 
mich hätte von etwas abhalten können, fo hätte diefe Rüd- 
fiht jegt ohnehin allen Boden verloren gehabt. Im Uebrigen 
waren, wie ſich von felbft verfteht, die Freunde der Orbnung 
und einer gefeglichen Freiheit, namentlich die vaterländi= 
ſchen Vereine, bie fi immer weiter ausbreiteten, durch ben 
Vorgang weder von mir, noch von dem Minifterium über- 
haupt abgewendet. Die revolutionäre Partei Hatte aber, wie 
oben ($. 142) dargeftellt ift, in der damaligen Zeit zu viel 
Boden gewonnen, und ihre bemußten und unbewußten Anz 
hänger laſen nichts, als was von ihren Führern oder deren 
Blättern kam *), fo bag es ſchwer war, ihnen von anderer 
Seite Bernunftgründe beizubringen. \ 

Bei dieſer Lage der Dinge entftand die Erwägung, ob 
wir nicht, obſchon wir nad der Stimmung einer großen 
Kammermehrheit feinen parlamentarifehen Anlaß dazu 
Hatten, in. Rüdficht auf die Zuftände des Landes felbft 


*) Brentanos Rede gegen mid) wurde in Zaufenden von Abbrüden, bie 
meine Antwort nicht enthielten, verthellt, und was andere Blätter 
dagegen ober von meiner Antwort braten, fand in den gedach-⸗ 
ten Kreifen eine Lefer, 


nun doch abtreten jollten® — Auch jet wäre mir. dies (fo 
wie meinen Kollegen) perfönlich fehr willkommen geweſen. 
Aber es handelte fich nicht um unfer perfünliches Intereſſe, 
fondern um die Sache. Wer follten unfere Nachfolger fein ? 
Von einem Minifterium, welches mehr rechts gegangen 
wäre, hätte natürlicherweife nicht die Rede fein können. Män— 
ner diefer Art hätten bamals weder den Muth, noch bie 
Möglichkeit gehabt, die Gefchäfte zu übernehmen, Män- 
ner von unferer Richtung, die mit ben gegenwärtigen 
Ständen den Landtag hätten zum Ende führen fünnen, und 
die bei folcher Lage ber Dinge in unfere Stellen einzutreten 
zugleich auch den Willen gehabt Hätten, wären nicht zu 
finden gewefen, und ohnehin wäre ein Wechſel biefer Art 
ohne allen Zwed geweſen, bie Nachfolger hätten nicht 
nur die Agitation nicht befehwichtigt, fondern noch ver— 
mehrt, weil man in dem bloßen Taufche der Namen ohne 
Aenderung der Politik no eine Verhöhnung gefunden 
haben würde. Nur Männer aus der äußerten Linfen 
hätten alfo unfere Nachfolger fein können, und Dies allein 
war das offene Ziel der Agitation und überhaupt der An— 
griffe gegen uns. 

Es fragte fih alfo nur, ob wir der Außerften Linken 
unfere Pläge einräumen durften? — Daß ber Großherzog, 
mit dem wir über alle Eventualitäten uns beſprachen, gegen 
einen ſolchen Schritt, der ihm (bei feinem milden und wohl= 
wollenden Charakter) unter fo fehwierigen Umftänden in eine 
wahrhaft traurige Lage gebracht hätte, einen großen Wider— 
willen hatte, wird keiner Verfiherung bedürfen. Es märe 
damit aber zugleich auch eine Auflöfung der Kammern 
und Berufung einer Eonftituivenden VBerfammlung 
ausgefprochen gewefen, und alle damit und mit wiederholten 
allgemeinen Neuwahlen vorausfichtlich verbundenen Nachtheile 
wären durch unfern Rüdtritt felbft hervorgerufen 
worden. 

Wären wir zurüdgetreten, ober mären wir felbft zu 
einer Rammerauflöfung geſchritten, und dadurch hernach im 
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parlamentariſchen Wege zu einem unwillkührlichen Rück- 
tritte veranlaßt worden, fo hätten wir und mit dem Sage 
tröften können: „apre&s nous le döluge.” Aber biefer Sag 
gibt von dem Gewiſſen eines Staatsmannes Fein gutes 
Beugniß, und fo wollten wir nicht handeln. Wir wollten 
die zerrüttete Lage des Landes nicht bem blinden Zufalle Preis 
geben. Die fpäteren Ereigniffe, die durch eine unerwartete 
Militärmenterei in Verbindung mit (von uns unabhängigen) 
auswärtigen Vorkommniffen veranlaßt wurden, konnte 
man nicht vorausfehen. Ichenfals war mehr begründete 
Hoffnung eines frieblichen Ausgangs vorhanden, wenn 
vorerſt mit der gegenwärtigen confervativen Ständeverfamms 
lung bie bringendften Gefchäfte erledigt und bie Berufung 
einer neuen Vertretung auf einen Zeitpunkt verfhoben würde, 
bis zu welchem möglichertweife wieder eine feſte Orbnung ober 
ein fiherer Rechtszuſtand in Deutfchland gegründet, und 
dadurch oder durch etwaige Abkühlung oder Grmattung ald- 
dann felbft ein radifales Regiment nad ber Natur ber 
Dinge von kürzerer Dauer oder von geringerem Nachtheil fein 
mochte. Died war die natürliche Vorftelungsweife, der wir 
zu folgen durch Pflichtgefügl uns gebrungen ſahen. 


$. 165. 

Rechnet man nun aber, felbft nachdem unerwartete Ereig⸗ 
niffe eine andere Wendung brachten, wie ed etwa gegangen 
wäre, wenn wir anders gehandelt hätten, fo ergibt ſich Fol- 
gendes: 

Die Berufung Brentano’s und feiner Genofien in das 
Minifterium hätte für den Augenblit bei den Demokraten 

- einen großen Jubel hervorgerufen. Wer aber glaubte, daß 
diefer Jubel oder die damit verbundene Beruhigung ber ve= 
volutionären Partei von Dauer gewefen wäre, hätte die 
Lehren der Gefhichte fehr verfannt. Selbſt ein ſehr demo— 
kratiſch (eigentlich anarchiſch) gefinnter, aber mit unfern Vers 
Hältniffen genau befannter politifcyer Flüchtling, der über bie 
badiſche Revolution fehrieb, fagt mit Recht: die Oppofition 
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ging, wenn auch nicht Har bewußt, nicht gegen Berfonen, 
fondern gegen jedes Regieren als ſolches. Es Hätten 
„die neuen Minifter, Peter, Brentano, nur einige Monate, ja 
nur Wochen gebraucht, um dem Schickſale bes vorigen Mis 
nifteriums, überhaupt dem Schiefale aller Minifter gu er= 
liegen, und eine Oppsfition gegen ſich entfliehen zu fehen, 
welche den Angriffen auf die vorigen Minifter au Heftigteit 
nichts nachgegeben hätte.” An einer andern Stelle: „Diefe 
Meinen Meifter ber Politik glaubten, die Maſſe bes Volks 
an dem Baden ihrer eigenen Popularität zu halten, wie ein 
Sperling, ben man verhindert, eine beftimmte Grenze in feis 
nen Befreiungsverfuchen zu überfchreiten.“ 

Es ſcheint wirklich, da Brentano eine fo kurzſichtige 
Meinung von ber Wirkung feiner Bepularität gehabt habe, 
obſchon ich in der Kammer ihm wiederholt das nämliche er= 
Härte, was in ben erwähnten Geftändniffen eines im Uebrigen 
für den Grumbfag der Anarchie auftretenden Flüchtlinge 
legt. Daß Brentano meinte, aber irrthümlich meinte, ex 
Tonne den Sturm heraufbeſchwören und bann mit feinem Na— 
men die Wellen beliebig nieberfchlagen, und die Orbnung 
wieder feſthalten, bafür zeugt fein Benehmen während ber 
Revolution im Mai und Juni 1849, fo wie auch bie oben 
erwähnte Thatſache, daß er im März 1848 feinen Kopf dafür 
einfeßte, e6 werben, wenn die politifchen Gefangenen (wie es 
geſchah) freigelaffen würden, eine Unruhen mehr vorkommen 
(8 67). Das Fehlſchlagen dieſer letztern Verficherung Hat 
ihn nicht belehrt, dagegen ſcheint nun die Erfolgloſigkeit ſeiner 
Bemühungen in der Mairevolution (nach feinem Manifeſte 
von Feuerthalen) eine andere Ueberzeugung in ihm hervorges 
rufen zu haben. 

Aber abgefehen davon, daß bie Berufung ber Außerften 
Linken in das Minifterium bie Demokraten nicht beruhigt, 
fondern bie-Revolution noch mehr angefacht Hätte, was wäre 
die materielle Wirkung ber Maßregeln gewefen, welche 
diefe neuen Minifter fogleich ergriffen hätten? Ihr erfter 
Schritt Hätte in der alsbaldigen Berufung einer Tonftitutren= 
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den Verſammlung beſtanden, denn die Verweigerung dieſer 
Maßregel war es ja eben, was die Anfeindung gegen das 
vorige Miniſterium veranlaßte. Die Wahlen hätten, wie 
der Artikel 8 des Einführungs-Edikts zu den Grundrechten 
es unterftelt, umd wie ohnehin die Anfichten der neuen Mi- 
nifter es forderten, mit allgemeinem Stimmrechte vorge- 
nommen werben müffen. Wie darnach diefe Wahlen ausges 
fallen wären, erfehen wir aus dem lebendigen Beifpiele, 
welches die auf Brentano's Ruf gewählte Verfammlung vom 
10. Zuni 1849 alsdann wirklich Lieferte. Brentano fagt in 
bem erwähnten Manifefte aus Feuerthalen vom 1. Juli 1849: 
„Ich glaubte, bie aus den freieften Wahlen hervor— 
Hegangenen Dertreter des Volks würden mein vebliches 
Beftreben unterftügen und kräftigen. Ich habe mich ge= 
täuſcht. Eine Verfammlung, deren Mehrheit aus ganz 
unfähigen gewöhnlihen Schreiern befteht, bot das 
äglichfte Bild einer Volksvertretung, melde 
ie getagt, und melde ihren gänzliden Mangel an 
Einfiht und Kenntniffen hinter fogenannten 
revolutionären Anträgen verbergen wollte, die 
heute zum Befchluffe erhoben, morgen als un— 
ausführbar wieder umgeftoßen werben mußten.” 

Wir find mit Brentano hinſichtlich dieſes Urtheils ein- 
verftanden, und ber Unterfhied zwifchen uns und ihm beftcht 
hiebei nur darin, daß wir dies Längft vorher mußten, 
während. er erft durch die Erfahrung vom 10. bis zum 30. 
Juni 1849 darüber belehrt wurbe. 

Hätten wir nad) dem Antrag ber Linken vom 10. Febr., 
ober hätte im Falle unferes Rüdtritts das neue Minifterium 
im Frühjahr 1849 eine folche Verfammlung berufen, fo hätte 
fie, wenn der Streit über die Reichsverfaſſung, der Aufftand 
in der Rheinpfalz und unfere Militärmenterei nicht gekom— 
men wäre, bie Revolution im f. g. gefeglihen Wege 
durchzuführen verſucht, und andernfalls beim Eintreffen jener 
Ereigniffe ſich an die Spige derſelben geftellt und dem Auf- 
ruhr eine Art gefeglichen Anftrichs gegeben, fo daß der Groß— 
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herzog nicht nur, wie der unerwartete Gang der Dinge es 
jetzt mit ſich brachte, vor den Meuterern und andern 
Aufrührern, ſondern vor der geſetzlichen Volksver— 
tretung ſelbſt hätte die Flucht ergreifen müſſen ; und eine 
andere Ueberwältigung der Revolution, als duch Bun- 
deshilfe, wäre unter ſolchen Verhältniffen immerhin auch 
in diefem Falle unmöglich, und es wäre nach einem folchen 
Verlaufe naturgemäß nur eine noch größere Mactentwid- 
Yung notwendig gewefen *). 


XXVIII. Mairevolution. 


$. 166. 


Dur) die Märzftürme war die 18157 deutfche Verfaffung 
geftürzt und noch Feine neue an ihre Stelle getreten. Die 
Unſicherheit in Bezug auf die Gefammtverfaffung, durch wel= 
he auch vielfache Aenderungen der einzelnen Landesverfaſſun⸗ 
gen in Ausfiht ftanden, in Verbindung mit dem Benchmen 
und den Lehren der Linken in der National = Verfammlung 
unterhielt und nährte die Revolution in ganz Deutfchland, 
und no insbefondere in ſolchen Ländern, in welchen 
wegen ihrer Lage ober wegen befonderer Vorgänge die Auf- 
Töfung mehr begünftigt war, als in andern Theilen des Ge— 
fammtvaterlandes. 

Schon Yängft hatte ich Beforgniffe anf den Zeitpuntt, 
wo die National = Verfammlung mit ihrer Arbeit zu Ende 
kommen und der Streit über ihre Beſchlüſſe praftifch werben 





*) Bas wäre z. B, in Württemberg geſchehen, wenn im Mat und 
Iunt 1849 fon die fonftituirende Berfammlung, flatt ber 
nad einem andern BWahlgefepe gufammengefepten Ständeverfammlung 
verfammelt gewefen wäre? — Und wie wäre ehna bie Wahl biefer 
Tonftitulrenden Verfammmlung ausgefallen, wenn fie im Frühjahr 
1849 ſtatt erſt im Aug uſt/ wo bie Revolution in ganz Deutſchland 
Coorläufig) überwunden war und Württemberg das bdadiſche Beifpiel 
vor fi und an zwei Grenzen bedeutende Truppenaufftellungen Hatte, 
vorgenommen worben wäre? . 
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würde. Es war zu befürchten, daß dieſer Streit zwiſchen der 
National-Verſammlung einerſeits und den größeren deutſchen 
Maͤchten andererſeits, oder zwiſchen den Letztern unter ſich 
eintreten und dann zumal da, wo man von der Allmacht der 
National-Verſammlung, oder von dem Werthe ihres Werkes 
ober auch nur von ber Dringlichkeit einer allein durch 
Anſchluß an jene Beſchlüſſe erreichbaren Einigung erfüllt 
war, große Vertvirrungen hervorbringen werde. In Baden 
trafen alle BeftandtHeile, welche diefe Bedenken begründeten, 
zufammen. 


Zwar waren der Aufſchwung, die fieberhafte Erſchütte⸗ 
rung und die Betäubung nicht mehr fo allgemein, wie im 
März 1848. Damals ging ein gemeinfamer Geift, ein Lange 
genährter und plöglih zum Ausbruche gefommener Gedanke, 
ein Drang gegen bie dur bie Ideen verworfenen Hemmniffe 
der Freiheit und volksthümlichen Entwicklung durch die ganze 
Bevölkerung. Diefe wußte gar nicht, welche Auswüchfe aus 
einer folden Bewegung hervorgehen Tonnen, wenigſtens 
dachte fie, oder glaubte fie doch nicht daran. 


Inzwischen Hatten fich biefe Auswüchfe nun gezeigt, es 
kam Aufruhr fammt allen damit verbundenen Uebeln, und 
die Folgen davon waren militärifche Beſetzungen und andere 
Laſten. Dadurch kamen Viele zur Befinnung, zum 
Theil auch zur Grmattung, wogegen Andere in ihren 
Umfturzplanen Elarer, mit fi} einiger, und in einer be= 
ſtimmten beftruftiven Richtung entfchloffener wurden. 
So ergab fi eine Ausſcheidung, wobei jedoch bie revol u— 
tionäre Partei buch das, in noch ungeorbneten uns 
ſichern öffentlichen Zuftänden natürliche, Gefühl der Unbe— 
Haglichkeit mit Anwendung von allerlei Verblendungsmitteln 
einen größern äußern Anhang gewann, ald bie eigentliche 
innere Gefinnung mit ſich gebracht hätte. Das Gefühl der 
Unbehaglichkeit wurde andern Urfachen, ald chen den Wüh— 
Iereien und Aufrührereien, von denen es in der That her= 
rührte, zugefchrieben, und die Gegenmittel, die zur Nieberhals 
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tung dieſer Uebel unvermeidlich waren, wurden als uns 
nöthige chikanöſe Belaftung bargeftellt. 


$. 167. 

Im März und April 1848 Hatte nur 'die Berufung eis 
ner deutſchen National - Verfammlung aus der allgemeinen 
Auflöfung gerettet. Auf die große Idee der deutfchen Eini— 
gung wurde die revolutionäre Bewegung abgeleitet. Auf bie 
Vertreter ber Nation waren alle Blide gerichtet, und Das 
ftand ben vereinzelten Verfuchen entgegen. Zeigte fih nun, 
daß ihr Werk feine Anerkennung finde, fo fiel damit ber 
Rettungsanter hinweg, und die Auflöfung und Verwirrung 
trat von neuem ein. War au ein Theil der Bevölkerung 
inzwifchen herabgeftimmt, ober Feind der in ber Bewegung 
fihtbar gewordenen Unordnung oder Zerftörungsfucht gewor— 
den, fo gab auf der andern Seite die getäuſchte Erwar— 
tung in Beziehung auf die deutſche DVerfaffung wieder 
einen neuen mächtigen Anſtoß. 

Auf diefe Art lag die Gefahr des Zeitpunkts, in wel⸗ 
chem der Streit über die deutſche Frage praktiſch würde, 
offen vor Augen, und es war zugleich anzunehmen, wie der 
Erfolg zeigte, daß gerade in dieſem Zeitpunkte auch die Macht 
der proviſoriſchen Centralgewalt, welche vorher gegen Ge— 
waltthat Unterſtützung gewährte, gelähmt fein würde. 

Auch Hierin lag daher, außer dem Intereſſe für die 
große Sache der beutfhen Einigung felbft, für uns 
ein Grund, ber von ber National-Berfanmlung beſchloſſenen 
Reichs = Verfaffung, mit der Hoffnung einer fpätern Verbeſſe— 
rung ihrer Mängel, uns, wie es von den meiften Regie 
rungen geſchah, anzufchließen, um wenigftend für das eigene 
Land allen aus jenem Streit fommenden neuen Anftoß ober 
Vorwand zu aufrührerifchen Verfuchen zu befeitigen *). 


*) Wäre diefer Anſchluß nicht erfo gt, fo würde jept Jedermann nur 
diefem Umfande die nadher glei wohnt eingetretenen Greigniffe, 
die dann aber um fo fiherer gefommen waren, zuſchreiben. 
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Hier war zu ſolcher Vorſicht um ſo mehr Grund vor— 
handen, als die Zuftände durch die bisherigen Vorgänge fehr 
gelodert waren. Nicht nur hatten die Demokraten in ber 
Preſſe, in Vereinen und DBerfammlungen bie Grundlagen 
der Ordnung unterwühlt, und die Regierung und Kammern 
durch die feindfeligften Angriffe, Verdächtigungen und Ver— 
unglimpfungen herabgewürdigt, ſondern durch bie beiden frü= 
bern Aufftände war gewiffermagen das Eis gebrochen, «8 
war dadurch die Scheu bor ber Majeftät, bie Achtung vor 
der Autorität und dem Gefchichtlichen vernichtet, ohne daß 
bei der ſchwankenden Lage der deutfchen Verhältniffe und bei 
der von Frankfurt aus immer genährten Gährung eine län— 
gere Ruhe fie fchon wieder hätte herftellen können. 
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Als nun bei dem GStreite über bie von der National= 
Verſammlung befchloffene und verkündete Reichsverfaſſung 
nicht nur an vielen Orten (mie in Württemberg, in Frans 
ten ı.) große Bewegungen eintraten, fondern in Sach— 
fen, in mehreren großen Städten von Preußen und dann in 
ber baierifchen Rheinpfalz, ſich wirkliche und zwar fehr um— 

- fangreihe Aufftände bildeten *), welche in dem Auftreten 
der National - Berfammlung theilweife Unterftügung fanden, 
fo war dies den Demokraten in Baden ein Anlaß, auch hier, 
obgleich ein ähnlicher Grund nicht vorlag, aufrührerifche Be— 
wegungen hervorzurufen. Sie beriefen deshalb auf den 13, 
Mai 1849 eine große Volksverſammlung nad Offenburg. 
War wegen ber Reihsverfaffung hier fein unmittel- 

- barer Anlaß vorhanden, fo gab die Bewegung doch Gelegen— 
heit, andere revolutionäre Zwecke zu fördern, oder etwa, 
wie die Mannheimer Abendzeitung ankündigte, einen Frei— 
ſchaarenzug nad) der Rheinpfalz in das Werk zu ſetzen. 


*) In Sadfen und in ber Rheinpfalz waren ſchon revolutionäre provi⸗ 
Torifge Regterungen eingefept. Die proviforifche Regierung der Rheins 
pfalg Hatte fon die Berufung des General Düfour zur Leitung des 
Aufftandes beſchloſſen. 
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Am 8. Mai 1849 ſchrieb ein badiſches Mitglied ber 
Linden der National = Verfammlung von Frankfurt hierher eis 
nen Brief, den mir der Empfänger ſogleich zuſtellte. Cs 
war darin von der großen Aufregung, welche überall wegen 
Nichtanerkennung der Reichsverfaſſung herrſche, und in Bes 
ziehung auf Baden von dem Hafle gegen die Regierung und 
Kammer die Rede. Dabei wurde gefagt: „Sol das Volk 
beruhigt werden, fo ift es nöthig, daß die Regierung bie 
Reichsverfaſſung unummwunden anerfenne. Hiebei dürfte 
fie ausſprechen, daß fie es der National = Verfammlung an= 
heimgebe, über bie Oberhauptöfrage andere Beftimmungen 
zu treffen. Es ift ferner nöthig, daß die Kammern unver- 
zuglich aufgelöft und neue Wahlen angeordnet werben, und 
es iſt Höhft wünfhenswerth, daß alles dies noch 
vor dem 12. d. M. gefhehe, und daß die Regie— 
rung für ſchnelle Befanntmahung ihrer Verfü— 
gungen forge. Vielleicht bift du im Stande, folhe Map- 
nahmen zu veranlaffen, fie würden viel Unheil von 
unferem Lande abwenden. * 

Diefe Urkunde if nur in fofern von Wichtigkeit, als 
daraus erfichtlich ift, dap die Plane, für welche die Offen- 
burger Verſammlung berufen wurde, von Frankfurt aus 
giengen. Was aber den Inhalt berrifft, fo war damals bie 
Reichsverfaſſung von der Regierung ſchon Längft unumwunden 
anerkannt ($$. 151 u. 153), und es blieb hierin nichts weis 
teres zu thun übrig. Auf das Verlangen wegen Rammerauf- 
löſung konnten wir aber aus den oben bargeftellten Gründen 
($$. 157 u. 165) nicht eingehen. Dagegen verabrebeten wir 
am 9. Mai die militärifhen Maßregeln für den Fall, 
dag in Offenburg die Bildung eines Freiſchaarenzugs 
nad der Rheinpfalz unternommen, oder andere aufrühre= 
riſche Beſchlüſſe gefaßt werben follten. Es wurde dabei noch 
verfichert, daß man ſich auf die Truppen gegenüber den Auf- 
rührern verlaffen könne *). Diefe Verſicherung war aber, wie 


*) In einer Meldung ber Feldbrigade zu Freiburg vom 10. Mat wurte 
felö an diefem Tage mod gefagt: „In hienflicher Begiehung wirt 


— m — 


ſich nun bald zeigte, irrthümlich, und dadurch allein war ber 
Erfolg der revolutionären Beſtrebungen unferer Demokraten 
ermöglicht und zugleih geſichert. 

Wären bie Truppen ihrer Fahne treu geblieben, fo wä— 
ren wohl in allen Fällen doch untuhige Bewegungen gekom— 
men, ein eigentlicher Aufruhr oder bewaffneter Zug 
wäre aber nicht zu erwarten, ober eintretenden Falles doch 
eben fo leicht, als im September 1848 bei Staufen, über- 
mwunden gewefen. Stellten fi aber bie Truppen felbft als 
eine aufrührerifche Macht ben Demagogen zur Verfügung, fo 
war eben damit umgekehrt die Staateordnung ſchon geftürzt, 
benn wenn auch bie revolutionäre Partei im Volke in diefem 
Augenblide noch einen beftimmten derartigen Plan gehabt 
hätte, fo würben fich die Demagogen jedenfalls ſchaell einge- 
funden Haben, um mit ihren Horben bie ihren alten Beſtre— 
bungen fo günftige Gelegenheit zu benüßen, und dem Auf= 
ruhr eine Leitung und beftimmte Richtung zu geben. 
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Es war aber zwifchen ben Demagogen und den von ihnen 
verführten Soldaten ein Verſtändniß ſchon vorhanden. Die 
Erxftern hatten von dem, was unter ben Truppen vor fich 
gehe, mehr Kenntniß, als bie Regierung, wenn fie auch gleich 
vielleicht auf den fo vafhen und umfaffenden Fortgang ber 
Meuterei felbft nicht mit Sicherheit gerechnet haben mochten, 

Die Mängel in der Disziplin zeigten ſich zwar mehrfach, 
aber dies war auch bei andern Truppen fihtbar, und im 
Jahr 1848 trat e8 bei den ba diſchen Truppen noch mehr 
hervor als jegt, und doch haben fie damals mit Muth gegen 


die Aufrührer gekämpft, weshalb die militärifchen Führer für 


den eintretenden Fall auch jeht nichts Anderes vermutheten. 
Während der Revolutiongzeit hörte ih von Offizieren aus 
Raftatt, daß die Soldaten in den letzten 2—3 Wochen vor 





Me Haltung der Mannſchaft cine gute genannt. — Die Disziplin wurde 
mac} den beftehenden Worfepriften ohme Mühe gehandhabt. — Die Zahl 
der gerichtlich anhängigen Unterfuungen in nur gering.“ 
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der Revolution noch folgſamer geweſen ſeien, als vorher, 
was dahin gedeutet wird, daß in dieſer Zeit ſchon geheime 
Verabredungen vorlagen, und daß die Offiziere durch den 
größern und willigern Gehorſam über das, was im Gehei— 
men vor ſich gehe, getäufcht werden ſollten. Für dieſe gehei— 
men Verſtändigungen ſpricht auch folgende, mir erſt nad 
der Revolution zur Kenntniß gekommene Thatfahe: In der 
Woche vor dem 13. Mat fam ein Soldat von Raftatt in 
feine Heimath (im Seekreife), und theilte feinem Bürgermei- 
fter mit, welchen Vorwand er gebraucht habe, um auf einige 
Zeit Urlaub zu erhalten, „denn, fügte er bei, es geht etwas 
vor ſich und da will ich nicht dabei fein.” 

Indeſſen bin ich Hinfichtlich deffen, wie die Sachen beim 
Militär verliefen, weniger felbft unterrichtet. Am 12. und 
13. Mai wurde ich durch die Meuterei-Nachrichten fehr über 
raſcht, und die nähern Einzelheiten erfehe ich jegt felbft erft 
aus den darüber veröffentlichten Drudjchriften. Ich verweife 
in diefer Beziehung hauptſächlich auf die zweite Auflage ber 
Schrift: „die Milttär-Meuterei in Baden, aus authentifchen 
Quellen zufammengetragen von einem babifhen Offizier.” 
(Karlsruhe bei Bielefeld. 1849.) 

Faßt man alle Thatfachen, welche diefe Schrift zuſam⸗ 
menftelt, in's Auge, fo erfieht man, daß ſogleich im Anfange 
einzelne Soldaten eine republikaniſche Richtung und An= 
dere eine noch unklare Richtung für die Keichsverfaſſung 
an den Tag legten, daß aber die eigentliche Maffe der Truppen 
nur von dem Gedanken erfüllt war, die Soldaten dürfen fich 
durch die Regierung und die Offiziere nicht mehr leiten, 
nicht mehr, wie früher, gegen bas Volk (darunter verſtan— 
den fie die Aufrührer) gebrauchen Iaffen, fie müffen des— 
halb den Gehorfam verfagen, und die ihnen entgegenftehenden 
Offiziere (wenigſtens theilweife) verjagen. Das Volk (die 
Demagogen und ihr Anhang) werde fhon wiffen, was 
es zu thun habe, die Soldaten follen fih ihm nur 
nicht widerfegen, fondern zur Verfügung flellen. 
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Man Hat in öffentlichen Blättern ben Offizieren zum Vor— 
wurfe gemacht, daß fie fih mit den Soldaten fählecht zu ftel= 
Ien mußten, daher feinen Einfluß auf fie hatten und von dem, 
mas unter denfelben vorgehe, nicht einmal Kenntniß erhielten. 
Mit dem Militärftande zu wenig vertraut, vermag id) biefen 
Vorwurf nicht zu beurtheilen. Man wird unter den verfchie= 
denen Offizieren jedenfalls aud hierin unterfheiden müffen, 
da es bekannt ift, daß fehr viele ausgezeichnete und tüch- 
tige Männer unter ihnen fich befinden. 

Es liegen aber noch andere offene Gründe ‚vor, die es 
erklären, wie es möglich war, baf die Truppen in einen 
folgen Zuftand der Auflöfung gerathen fonnten. Die Ver— 
führung durdy Freibier und andere Vortheile, wobei man den 
Thätern felten auf die Spur kam *), war im Jahr 1849 nicht 
größer, vielleicht nicht einmal fo groß, als im Frühjahr 1848. 
Dagegen wurden bie Theorien der revolutionären Blätter und 
Vereine, daß der Soldat als Staatsbürger aud) wiffen und 
ſelbſt beurtheilen müffe, welcher Sache er diene, und daß ber 
blinde Gehorfam feiner unwürdig fei**), immer mehr verbrei= 
tet. Diefe Theorien wurden unterftügt durch den Empfang 
der Beurlaubten in ihrer Heimath, wo man fie wegen ihrer 
Gefechte gegen die Freiſchaaren als Vatermörder oder Bruder— 
mörder beſchimpfte. 

Dazu kam nun noch, daß bie nach den Grundrechten durch 
das Geſetz vom 2. Febr. 1849 erfolgte Aufhebung des Ein— 
ſtandsweſens den Unterofſizieren ben Vortheil, durch Einftände 
ſich Kapitalien zu erwerben, entzog, was ſie unzufrieden machte. 


*) Es fanden indeſſen viele Unterſuchungen ſtatt, und erfolgten auch einige 
Derurthellungen. 

) Ms Th. Beder von der revolutionären Reglerung zum Oberbefehlshaber 
des fogenannten Volfsheeres ernannt wurde, fam er in feiner erften 
Brotlamatien fogleih wieder auf die Notpwendigfeit de6 unbedinge 
ten Oehorfams urüd, allein bie einmal aufgelöften Bande ließen 
fid nit mehr fo leicht wieberherftellen, und alle Flüchtlinge Magen in 
{hren Schriften über die badiſche Revolution, daß bie Iubieziplin bie 
Kraft des Corps im Wiberfland gegen die Bunbestruppen geſchwächt, 
und das Gorps fait unbrauchbar gemacht habe. 
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Um fie zu entfehädigen, wurde bei den Ständen für fie eine 
Zulage in Antrag gebracht. Der Präfident des Kriegsmini= 
fteriums Hat die Erledigung diefes Antrags wiederholt betrie- 
ben, die Sache wurde aber, weil der Berichterftatter (Mez, 
zugleich Mitglied der National=Verfammlung) wieder nad 
Frankfurt reifte und die Akten mitnahm, dennoch verzögert, 
und von den Demagogen inzwifchen die Unzufriedenheit ber 
Unteroffiziere, denen fie die Zufage einer Zulage als ein lee— 
res Berfprechen darftellten, zu ihren Zwecken benügt *). Wur- 
den ihnen nun durch den Sag ber Demokraten, daß bie 
Soldaten ihre Offiziere felbft wählen dürfen, 
noch mehr Ausfihten auf Offizierftellen eröffnet, fo 
lag für fie, und aud für die Gemeinen, darin ein weiteres 
nicht unwirkſames Verführungsmittel **) 

Der wichtigfte Punkt lag aber noch darin, daß nad) 
den Anordnungen ber Reichsgewalt das Corps plötzlich auf 
2 Prozent der Bevölferung erhöht werben mußte, wornach auf 
einmal eine ungewöhnlich große Anzahl junger Leute verfcied- 
nen Alters aus ihren demofratifch unterwühlten Gemeinden, 
wo fie die Freiſchaarenzüge von 1848 großentheils felbft mit= 
gemacht hatten, in bie Linie gezogen und nur nothbürftig ein— 
geübt wurden, fo daß bie große Mehrheit der vorhandenen 
Truppen aus Neulingen beftand, die von ihren Offizieren kaum 
gekannt und an Disziplin und Gehorfam nod nicht gewohnt 
waren ($. 147). 

Alles dieſes hat den Abfall zum Theil vorbereitet 





*) Endlich wurde in der Woche vor dem 13. Mat der Bericht erftattet, 
und darin die Bulage beantragt, was fogleih burd bie Karlsruher 
Zeitung und andere Blätter veröffentlicht worben if. Inzmifchen hatte 
aber die Merzögerung fon einige (mit fogfeid wieder vertifgte) 
Birkung gethan. 

*#) Ge fol nad Neuferungen von Sofbaten vielen derfelben durch die Des 
magogen fegar bie Meinung belgebradjt worden fein, ihr dech jur 
Dffgterswaßl, fo wie bie Veftimmung einer Höhern öhnung, und bie 
Befgräntung des vielen Ererzirens, flehe in ber Reicheverfaffung, fo 
daß fie die Im Regterungs-Blatte abgebrudte Reldjeverfaffung, da nichts 
derartiges barin zu finden war, fogar für untergefhoben und falfch 
hielten, 
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zum Theil erleichtert, *) fo daß ein Außerer Anſtoß den— 
felben zu verwirklichen im Stande war. Diefer Anftop Tag 
nun einerfeits in dem Streit über bie Reichs-Verfaſſung, wo— 
bei ber Widerftand gegen bie Regierungen in den Blättern 
und felbft in der Rational-Berfammlung als gefeglich dars 
geftellt wurde, und der Soldat bie Ab weſenh eit eines fol= 
Gen Anlaffes in Baden nicht zu beurtheilen vermochte, ans 
dererfeitd aber und zwar hauptfächlich in dem Umftande, daß 
fi in ber Rheinpfalz bereits 2300 — 2400 Sol- 
daten dem Aufftand angefhloffen hatten. 

Das letztere war entfcheidend, denn das Beifpiel 
wirkt mächtig, und der erfte Schritt des Abfalls, zumal beim 
Militär, ift der kühnſte und fehwierigfte. Die Nahahmer 
ſehen in den Vorausgegangenen fchon eine Stüge, und mei— 
nen, ihr eigener Schritt werde in gleicher Weife auch wieder 
Andere zur weitern Unterftügung nad) fich ziehen. 


§. 171. 


Am 11. Mai 1849 kam die Nachricht von ber Tags zu= 
vor in Breiburg, wo ber Königlich Württembergifhe General 
v. Miller als Neichögeneral den Oberbefehl Hatte, auf dem 
Schloßberg abgehaltenen Soldaten = Verfammlung an das 
Kriegsminifterium, und am 12. Mai die Nachricht von ber 
Lörracher Militärmeuterei, wobei in der Nacht vorher bie Sol= 
daten ihre gefangenen Kameraden gewaltfam befreit Hatten, 
unb der Oberft v. Rottberg, ber mit außerordentlicher Kalt- 
blütigkeit und Entfchloffenheit auftrat, in dev Vertheibigung 
des Gefängniffes einen Schuß durch ben Leib erhielt. 

Schon vor biefer Nachricht kam dem Präfldenten des 


©) Die wichtigften der bier zufammengeftelten Gründe hätten, wenn un 
ferm erlangen gemäß in folh” [wieriger Zeit bie Bundesfetung burd) 
Öfterveichlfje ober preußifcje Truppen befept gewefen wäre, auf bLefe 
nidt wirten fönnen. Daher wäre burdh biefe Mafregel das ganze Uns 
heil vermieden worden. Hätten die Meuterer bie Geltung nicht Innege- 
Habt und in der Feftungsbefapung noch einen Gegner gelehen, fo würs 
den aud die in andern Städten aufgeſtellten Soldaten den Abfall nicht 
Teiit gewagt haben. 
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Kriegsminiſteriums jene über die Raftatter Meuterei vom 11. 
Mai *) zu, worauf er ſogleich am Freitag in ber Frühe mit 
einer Anzahl treuer Truppen felbft nach Raftatt zog, bort bie 
einzelnen Abtheilungen vortreten ließ, fie zur Orbnung und 
zum Gehorfam aufforderte, und fie um ihre Befchwerden 
Cohne Erfolg) befragte. Am Nachmittag ging der Sturm 
von neuem los **), von ben Kommandirenden und Offizieren 
wurden alle möglichen Verfuche gemacht, um die Truppen zur 
Ordnung zu bringen ober fie wenigftens von ihren Gewalt— 
thätigfeiten abzuhalten, aber vergeblich. Die Meuterer be= 
mãchtigten fi ber Kanonen und richteten fie gegen die weni— 
gen Getreuen, fo daß ber General Hoffmann mit Anderen 
kaum noch (durch eine Poterne) wieder forttommen fonnte, und 
bie Feſtung vollftändig in die Gewalt der Meuterer fiel. Es 
ift Grauen erregend, bie Befchreibung diefer Vorgänge hier 
und an andern Ortert (in der erwähnten Drudfchrift) zu leſen. 
Die Soldaten waren wie wilde Thiere, und bie Beften, bie 
ihre Obern nicht ſelbſt angriffen, waren wenigſtens nicht zu 
vermögen, gegen bie Meuterer einzufchreiten. 


$. 12. 


Am 12. Mai An der Frühe, als die Nachrichten vom 
Stande ber Dinge in Freiburg und von den Raftatter Vor— 
fällen vom 11. Mai hier eingetroffen waren, fehidte der Ge— 
neral Hoffmann einen Offizier nad, Frankfurt ***), um bie 
Gentralgewalt von ber Lage ber Sache in Kenntniß zu fegen. 
Am Nachmittag ded 12. Mai, als noch die Lörracher Nach- 
richten hinzukamen, wurde nachträglich der Legationsrath von 
Reizenftein dahin abgeordnet, um die Dringlichkeit, daß ſchleu— 
nige Reichshilfe komme, noch mehr nachzuweiſen. In ber 


*) Hler wurden fon mehrere Offiziere, darunter der Feflungs-Gouverneur 
», Klogmann, und ber Regiments-Rommandeue Oberft Vieron verwuns 
bet, und des Leptern Wohnung zerträmmert, 

®#) 6’ wurde auch gerufen: wo iſ der Kriegeminifter? — Intourifirt muß 
ex werben (b. $. gemorbet, wie der Kriegsminifter Latour in Wien). 

#0) Gleichzeitig feldte er einen folen wegen der Maftatter Vorgänge an 
den General v. Miller in Sreiburg. . 


— 30 — 


Nacht vom 12. auf ben 13. Mai wurde ein dritter und am 
Sonntag ben 13. Mai ein vierter Kommiflär abgeordnet. 

Als nämlic der General Hoffmann am Samftag Abend 
11 Uhr von Raftatt zurüdfehrte, verfammelte ber Großherzog 
ſogleich das Staatsminifterium. Die Gefahr lag Har vor Au— 
gen. Die Feftung in ben Händen ber Rebellen und auch an 
andern Orten die Truppen menterifh. Dazu die große demo— 
kratiſche Verfammlung in Offenburg, gegen die man, wenn 
fie revolutionäre Beſchlüſſe faflen follte, die bewaffnete Macht 
zu gebrauchen beabfichtigt hatte, die nämliche Macht, die 
jest zu den Feinden übergegangen war. Wir konnten nur 
noch auf die Reichshilfe bauen, und mußten nur forgen, 
daß wir ung, bis dieſe eintreffe, noch halten Eonnten. 
Von Mannheim und Bruchſal waren nod) feine Meutereinady= 
richten vorhanden. Bon Mannheim war indeffen, mie oben 
erwähnt ($. 154), nach einer Anordnung ber Gentralgewalt 
ſchon früher ein Bata:lon nach Landau abgezogen. Es konn— 
ten daher von dort nur noch zwei Compagnien hinweggenoms 
men werden, bie num nach Bruchſal beordert wurden, wos 
gegen 2 Kompagnien des Bruchfaler Bataillons tie Karls— 
ruher Garnifon vermehren follten, 


$. 173. 

Am 12. Mai fand in Offenburg bie Vorverfammlung 
dev Abgeordneten aller f. g. Volksvereine ftatt, um bie 
Befchlüffe der auf den 13. Mat angefagten großen Volksver— 
fammlung vorzubereiten. Raveaux wohnte ald Reihstom- 
miffär der am 13. Mai in der Frühe noch fortgefegten 
Borverfammlung bei, und wie er mir bei einem Befuche auf 
der Rückreiſe am Sonntage (13. Mai) Abends 6 Uhr mittheilte, 
waren bie tonangebenden jungen Demokraten (insbefondere 
Stay und Steinmez) in einer Art von Siegestrunfenheit ganz 
toW, und für alle Ermahnungen unzugänglih. Er bemerkte, 
er habe fon viele Volksverſammlungen befucht und felbft 
babei agitirt, ein ſolches Toben und Rafen wie in Offenburg 
ſei ihm aber noch bei Keiner Verſammlung vorgelommen. So 
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oft Jemand Gründe der Vorſicht oder gar der Mäßigung 

vorbrachte, fuhr Stay mit den Worten: es iſt jetzt nicht die 

Zeit zum deliber iren, ſondern zum handeln, — ganz 

barfch dazwiſchen. Wegen einiger Gegenäußerungen Raveaur’s 

erflärte Stay: Herr Raveaur gehöre gar nicht hieher, da er 
nicht Mitglied der Vollsvereine ſei. Ravenur erwiberte, er 
fei da im Auftrag der Reichsgewalt, und man wolle ja 
die Reihsverfaffung haben. Dennoch würde er, wenn 
die Verfammlung es verlange, weggehen *). Einige Andere 
ſprachen nun für Raveauy’s Bleiben, und er blieb. Ein Schreiben 

Fickler's, welches zur Vorficht und Mäßigung ermahnte, fand 

ebenfalls feinen Eingang. Ehe nun bie öffentliche Verſamm— 

fung am Sonntag felbft ftatt Hatte, gieng Raveaur in der 

Ueberzeugung, daß er doch nichts wirken könne, fort nad 

Baden, um den Obmann der Volkövereine, Brentano, der fi 

dort aufhielt, abzuholen, daß dieſer feinen Einfluß geltend 

mache. Brentano weigerte fich deffen aber wegen Unwohlſeins 
und mit der Erflärung: da die jungen Tollköpfe jest in Of- 
fenburg das große Wort führen, fo vermöchte er doch nichts 
auszurichten. Darum kehrte auch Raveaux nicht mehr nach 

Offenburg zurück, fondern fuhr über hier wieder nach Frant- _ 

furt **). 

2) Im dem nis fo eben gu Geſtht gelommenen Auffape, welden Raveaur 
tn das Januarheft „der beutfhen Donatsferift für Potitit, Wifenfcaft, 
Kunft und Leben“ eingerüct Hat, erzählt er diefen Vorgang ähnlich, 
jedod) mit mehr Rüdhalt und Schonung der Partei. Cr fügt bei, er 
habe bei feiner Erklärung, die Verſammlung verlafien zu wollen, ned, 
bemerkt, ex würbe alsbann vor feiner Entfernung nod eine amtliche 
„Erklärung abgeben, und zwar in dem Sinne, fih in den Orenzen 
der Reinsorrfaftung zu bewegen.” Er fagt nicht, warum er biefe 
Erffärung nicht feines Bleibens ohnerachtet, ober etwa vor feiner fpäs 
teen Gntfernung abgegeben habe. Cs würde zwar nichts gefruchtet 
haben. Hätte aber die Aufforderung, fih nur in ben Orenzen der 
Reichsverfaffung zu bewegen, wirklich Erfolg gehabt, fo wäre bie ganze 
Revolution unterblieben, da die Neichsverfaflung bie Landesverfaffun; 
und bie Rechte der Regenten gewährleiftet und gegen gewaltfame (ni 
verfaffungsinägige) Nöthigungen oder Angriffe oder aufrührerife Ber 
wegungen fogar den Reihsfhug zuficgert, hinfihtlich der Durchführung 
der Neihöverfaffung felbt aber, da Waben biefelbe anerfannt Halte, 
hier fein Aufruhr nöthig war. 


=+) Dean vergleiche damit Raveaur’s Meußerung, bie er fogleic nad) feiner 
Nüdtehe nach Frankfurt nad) Seite 6554 der lenegraphiiien Berichte 
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Inbeffen traf die Nachricht von dem am Samftag Abend 
vollendeten Raftatter Aufftande, wodurd die Beftung ganz 
in die Gewalt ber Rebellen Fam, erſt am Sonntag mit bem 
erften Bahnzug in Offenburg ein. Die Vorverfammlung vom 
Samftag hatte daher hievon noch Feine Kenntniß, als fie bie 
Forderungen aufftellte, welche vorerft durch eine Deputation an 
die Regierung gebracht werben follten. Die Urkunde über 
diefe Forderungen, womit die Deputation von etwa 8 Mit- 
gliedern in der Nacht hieher veifte, Tautet: 


Der Landescongreß ber babife Volksvereine je Offenburg 
an die großherzogliche NHegierung zu Karlsruhe. 


Der Landes-Congreß Hat in Heutiger öffentliger Sihung beſchloſſen, 
au fordern: 
4. die Kammern find alsbald aufzulöfen, 
as Minifterium Bett Hat fogleic; gurüdzutreten , 
. eine Eonftttuicende Bandesverfammlung If alsbald zu berufen und 
zwar auf Grundlage des durch das Vorparlament beſchloſſenen Wahl- 
gefehes und mit Beibehaltung der biöher für bie Wahlen der weiten 
babifen Kammer beftandenen Wahlbezirte,, 

a. die politifen Blüdtlinge find fofort zurüdzuberufen, bie politifgen 
Mititär- und Civilgefangenen zu entlaffen, alle politifhen Prozeſſe 
niedergufälagen. 

Der Bandeo-Gongref fordert, daß die Regierung der Deputation, welde 
biefe Forderungen überbringt, unverzüglich eine beſahende oder verneinende 
Antwort ertheile. Im Falle der Verweigerung einer alsbaldigen Antwort 
oder der Surüdwelfung obiger Forderungen macht der Landes Tongreh die 














am 14. Mat in der National-Berfammlung machte: „Nehmen Gie 
die Bewegung in die Hand! Thun Sie dies nit, fo werben ſich an- 
dere Männer finden, und die ſe werden Ihnen nit lieb fein. Sie 
find nit Hier, fondern fie find weit, meit über bie Linke der Paulss 
fire Hinaus zu fügen. Wenn ih Ihnen fage, daß der Landes 
Ausfguß, der gegenwärtig in Raflatt tagt, der bie Gifenbahn, bie 
Regimenter, die Munition in der Hand Hat, ber die Regierung 
in Naftatt bildet, fo fomponirt ifl, daß feld Brentano und 
Fidler niht eintreten wollen, fo werben Sie das Argument 
für meine Angabe finden.” ... ... „Das Daterland ift in Gefahr. 
Die fhönfte Reichefetung AR in den Händen von 7 bis 8 Perfonen, 
die wir nit einmal fennen, die Feſtung, welde dicht an ber frangös 
len Grenze Miegt, die nach zwei Seiten hin das badiſche Land bes 
herrfht, und wir ihun nihte.” ..... 

Naveaur wurte deshalb von der Karlsruher Beitung, dem damaligen 
Drgane des Landes⸗Ausſchuſſes, unter Hinweifung auf ten (nun doch er- 
folgten) Eintritt Brentanos und Figlers heftig angegriffen, und ihm 
als Beweis feiner Gefinnungstofigfeit vorgeworfen, daß er im Sommer 
1848 unter dem Minifterum Schmerling einen Gefandtfhaftspoften 
in der Schweiz angenommen habe, 
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Regierung für alle Folgen verantwortlich, welde ſich aus der jehigen ger 
tedjten Bewegung bes Vvoiles unausbleiblid, ergeben müfien. 
Dffenburg , ven 12. Mat 1849. 


Im Namen des Landes ⸗ Congreſſes das Bürcau deſſelben: 


Die Schriftführer: Die Borfigenden : 
D. Krebs. Berolla. Bögg. ©. Rotted. 


s. 174. 


Am Sonntag ben 13. Mai, früh 6 Uhr, erſchien die 
Deputation bei mir *), und übergab mir die Urkunde mit dem 
Bemerken, daß fie der Offenburger VBerfammlung die Ant= 
wort zu überbringen habe, alfo nur einige Stunden (bis 9 
oder 10 Uhr) verweilen könne, nach deren Ablauf die Forde— 
rungen als verweigert betrachtet würden, wenn bis dahin Feine 
Erklärung erfolgte. 

Ich war ſogleich im Klaren, welche Antwort zu ertheilen 
ſei. Dennoch fuchte ich bei ber Lage, in ber wir uns befan= 
den, "alles Herausfordernde zu vermeiden, daß nicht darin 
eine Miturfache defien, was kommen würde, gefunden werben 
Tonnte **), 

Ich erklärte der Deputation, daß ich eine fofortige Be— 
rathung des Staatsminiftertums über ihre Begehren veran- 
Iaffen werde. Als fie jedoch vorläufig meine Anficht zu er— 





*) Sie erſchien vor meinem Bette. Ih war nämlich körperlich leldend, 
weßhafb aud der Großherzog bie Gtaatsminifterialberathungen, der 
nen zuglelch die Prinzen anwohnten, am 12. und 13. Mai in meiner 
Mohnung hielt. 

*) Glelchwohl wurde in Blättern und in der Hiefigen fogenannten konſti⸗ 
tulrenden Derfammlung falſchlich gast, daß ich die Forberungen 
böhntfd zurüdgeiofefen und mit Bajonetten gedreht Babe. Das 
Leptere mochte am Mlape fen, wenn bie Vajonette zur Verfügung 
geftanden wären. — Einige fagten fpäter, man hätte die Deputation 
bier verhaften follen. Gefhabet Hätte bies mad dem, was nun bad 
erfofgte, allerdings nichts. Die Gefangenen würden, wenn «6 noch 
inögtig genen wäre, ben Berhaft fu vollen, am Mbenb von den 
Meuterern jedenfalls befreit worben fein; aber in ber Hauptfage wäre 
das Ergebnig fein Anderes gewefen, als es nach dem weiteren Ders 
Taufe mun doch Fam, nur würben Miele Caud; Diejenigen, welden 
fpäter_ jener Gedanfe einer folhen Werhaftung iam) feht fagen, biefe 
(bei dem DMangel_ ber materlellen Macht) ungeeignete Grwalthanblung 
Habe zu dem unglüdlichen Ausgange mit beigetragen. 
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fahren wünſchte, ließ ich mich auf eine nähere Beſprechung 
ein. Ich bemerkte: das Büdget und andere wichtige ſtändi— 
ſche Arbeiten feien nah am Abfchluffe, es wäre daher ein 
großer Verluft und würde nur Verwirrung bringen, wenn 
vorher noch eine Auflöfung erfolgte. Ohnehin werde am 19. 
Mai der Landtag gefehloffen, fobann die Ständeverfammlung 
aufgelöst und eine neue Wahl beider Kammern (nad) bem 
in wenigen Tagen zum Abſchluß kommenden Wahlgefege) 
vorgenommen,. mit welchen die weiter nöthigen Verfaſſungs— 
änderungen werben berathen werden. Das Ergebniß der 
Wahlen werde auch über den Rücktritt. bed Minifteriums 
entſcheiden. Mir felbft werde es fehr erwünfcht fein, wenn 
ich hiebei eine verfaffungsmäßige Veranlaffung und damit eine 
Rechtfertigung erhalte, mich dev ſchweren Laft meines Amtes 
zu entledigen. Was die Amneftie betreffe, fo fei fie längft 
fehr weit und in meuefter Zeit noch weiter ausgedehnt wor= 
den. ine Ausdehnung derfelden auf alle, auch die haupt 
ſãchlichſten, Rädelsführer und Anftifter des großen Unheils 
wäre um fo weniger gerechtfertigt, als die Amneftirten zum 
größten Theil keineswegs gebeffert feien, fondern ihr wühleri= 
ſches Treiben nur wieder fortfegen, und die Freunde ber 
Ordnung eher darüber Hagen, daß ſchon zu viele amneftirt 
worben feien. 

Ein Mitglied der Deputation bemerkte, es feheine, daß 
man barna bie Wünfche bes Volkes nicht berücfichtigen 
wolle, — worauf ich erwiderte: Daß die Regierung die 
Wünſche des Volkes berücffichtige, habe fie wahrlich zur Ge— 
nüge bewieſen. Alles, was im März 1848 die äußerſten Be— 
megungsmänner in der Kammer verlangt haben, fei von ber 
Regierung durch Gefegvorlagen bekanntlich erfült worden, 
und werde nad) dem nahen Schluffe des Landtags, fo weit 
es noch nicht gefchehen, alsbald in's Leben treten. Im Uebri= 
gen feten nicht Alles Volkswünſche, was man dafür aus— 
gebe, und die Regierung halte fi in diefer Beziehung haupt— 
fählih an die verfaffungsmäßigen Vertreter des 
Volkes und niht an ungeregelte Berfammlungen. 
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Auf die Bemerkung eines Deputationsmitgliede, daß bie 
Unzufriedenheit allgemein fei, und daß es fo nicht mehr län⸗ 
ger fortgehen fünne, fondern anders werben müſſe, — er= 
Härte ih: Es komme auf bie Gründe der Unzufriedenheit 
an. In den äußeren flaatlihen Verhältniffen, fo weit fie 
bie Regierung ändern könnte, liege ein ſolcher Grund nicht; es fei 
vielmehr nur ein inneres Mißbehagen, welches ber deſtruk⸗ 
tive Geift unter einem Theil ber Bevölkerung erwecke und 
ſchüre. Dadurch werde ein Jagen nad) unklaren, zum Theil 
unmöglihen Dingen veranlaßtz es zeige fi, wie bei Glücks— 
vittern, die ohne Mühe und Arbeit reich werden möchten, ein 
ſtetes Treiben mit Vernachläſſigung des ordentlichen Erwerbs. 
Dadurh und dur die Unruhen überhaupt leide der Wohl- 
ftand, und die daraus erwachfende Verarmung vermehre die 
Unzufriedenheit von neuem. Unfere Freiheit der Preſſe, der 
Vereine und VBolksverfammlungen fei noch jung, Viele können 
fie daher noch nicht ertragen, und ber Mißbrauch berfel= 
ben ftifte das Uebel. 

Als ich im Verlaufe des Gefpräche bie Deputation aufs 
forderte, anzugeben, worin benn eigentlich die Beſchwerden 
gegen bie Regierung beftehen, brachte fie Nichts vor, als bie 
vielen politifchen Prozeffe, und insbefondere jenen gegen Zid- 
Ier, welcher faft 13 Monate ohne allen rechtlichen Grund ver= 
haftet geweſen fei. Ich erwiderte, daß die Prozeſſe durch bie 
Verbrechen veranlaßt feien, die ber Richter nach unferer 
Gefeggebung - von Amtswegen zu verfolgen habe, und 
dag bie Regierung nur durch Amneftirungen entgegentreten 
Tonnte, was fie in reichlichem Maße gethan habe. Auch hin— 
fichtlich des Fickler habe die Regierung Nichts gethan, als 
daß fogleih im Anfang das Mintfterium des Innern,: 
wie es feine Pflicht war, die ihm zugefommenen Protokolle 
und Beweisftüce dem Unterfuchungsgerichte zur geeigneten Be— 
nügung mittheilte. Von bem weitern Verlaufe habe das Mir 
nifterium bes Innern feine Kenntniß erhalten, es hatte 
ſich damit nicht zu befaffen, und felbft das Juftizminiftertum, 
welchem die Auffiht auf die Gerichte zuſtehe, fei von Fickler 
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nie. mit einer Beſchwerde wegen Verzögerung angegangen wor— 
den. Aber auch die Gerichte treffe Fein Vorwurf, wenn man 
bedenke, wie viel es brauche, eine Sache, wobei fo viele Bes 
theiligte und Zeugen zu vernehmen fein, in fpruchreifen 
Stand zu feßen. In Frankreich, wo die Behörden in dem 
neuen Verfahren fo viel Mebung und Gewandtheit haben, 
ſeien die Juniangeklagten auch erft nad 11 Monaten zur 
Verhandlung gekommen. Wenn aber gefagt werbe, ber Pro— 
zeß gegen Bidler babe alles rechtlichen Grundes ent- 
behrt, fo habe Dies nur das kompetente Unterfuchungsgericht 
zu beurtheilen gehabt, und die fpätere Freiſprechung gebe kei-⸗ 
nen Beweis gegen bie rechtliche Begründung ber gerichtlichen 
Verfolgung. Ohnehin feien aud die Geſchwornen, wie andere 
Menſchen, dem Irrthum und noch andern Einflüffen unter— 
worfen. Ih fragte, „ob am 24 Sept. v. I. zwiſchen den 
Freiſchaaren und Truppen in Staufen ein Treffen ftattgefun- 
den habe?" — und ald die Deputation Dies als offenkundig 
bejahte, bemerkte ich: „und doch haben die Geſchwornen beim 
Struve'ſchen Prozeffe diefe allbefannte und von Struve felbft 
eingeftandene Thatſache verneint.” Ein Mitglied ber Deputa- 
tion entgegnete: „da haben die Gefchwornen aus Rechts— 
gefühl die Unwahrheit gefagt,* worauf ich erwiderte: 
„Das nennen Sie alfo Rechtögefühl, wenn ber Richter Wahres 
als unwahr erklärt? — Wenn aber, fo können bie Geſchwor— 
nen ja aud bei Fickl er aus einem foldhen angeblichen Rechts— 
gefühl die Unwahrheit gefagt haben, und ihr Ausfpruch 
beweift aljo für eine Unrichtigkeit der Beſchuldigung Nichts.“ 
. Als das Gefprädh auf den Lörracher und Raftatter Sol— 
datenaufruhr führte, und ein Mitglied der Deputation dabei 
auf bie Macht der Volksbewegung und die mißliche Lage ber 
Regierung deutete, erklärte ich: Ich durchſchaue allerdings die 
Rage, in welche die gefegliche Gewalt, durch die demokrati— 
ſchen Volksvereine in Verbindung mit den durch Wühlerei 
meuteriſch gemachten Truppen gerathen fei. Es könne ihnen 
für den Augenbli gelingen, die Regierung zu flürzen, und 
eine badiſche, ober vieleicht in Verbindung mit Nachbarn 
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eine ſüdweſt⸗deutſche Winkelrepublik zu gründen. Ich 
müſſe die Deputation aber aufmerkſam machen, daß nun ein= 
mal die große Mehrheit der deutfchen Nation von berlei Din= 
gen Nichts wiffen wolle, und daß doch naturgemäß zwei ve r⸗ 
ihiedene Regierungsformen in einem und demfelben 
Bundesftaate nicht neben einander beftehen können, die Mehr- 
heit alfo die Minderheit fiberwältigen würde, wie ſowohl bie 
Bundesgefepgebung ald die neue Reichsverfaſſung es mit ſich 
bringe. Selbft ohne Zuthun der Regierung würden 60,000 
Mann, und, wo nöthig, noch mehr Bundes oder Reiche- 
truppen einrüden, um die gewaltfam gebrochene verfaffungs- 
mäßige Staatsorbnung wieder herzuftellen. Die Deputation 
möge bedenfen, welches Unheil dadurch über das Land käme, 
ber durch bie Aufrührereien ohnehin ſchon fo ſtark zerrüttete 
Wohlftand würde vollends vernichtet werben, und am al- 
kerwenigften würde bie Freiheit gewinnen, da ihr Miß— 
braud nur die Reaktion hervorrufe und ſtark mache. 

Auf die Aeußerung eines Mitglieds der Deputation: „nun, 
da wollen wir's darauf ankommen laſſen“ — erwiberte ich: 
„Die Verblendung ift fo groß, daß ich Feine Hoffnung habe, 
auf Ihre und Ihrer Genofjen Ueberzeugung zu wirken. Ich ſah 
mich aber verpflichtet, Sie auf die Folgen Ihres Unterneh— 
mens aufmerkfam zu machen, daß Sie, wenn ber Fall ein- 
tritt, nicht fagen können, Sie fein überrafcht worden.“ 

Da weder bie Urkunde ber Forderungen etwas von ber 
Reichsverfaffung enthielt, noch die Deputation diefelbe 
mündlich zur Sprache brachte, erklärte ih ihr am Schluffe 
der Unterredung noch: ich ſei ber Meinung gewefen, bie 
ganze neue Bewegung gelte, wie wenigftens überall vorgeges 
ben werde, nut ber Durchführung der Reichsverfaffung, erfehe 
aber jet, daß bie Offenburger Verfammlung andere 
Zwecke verfolge. Erſt jetzt erflärten einige Mitglieder ber 
Deputation: ja allerdings auch die Durchführung ber Reichs- 
verfaffung wollen wir haben ꝛc. ac. 


— 
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Sogleich um 8 Uhr wurde wieder Sitzung gehalten, um 
über die zu ertheilende Antwort zu berathen. Wenn Jemand 
dafür hielte, es könnte in der Sache etwas dienen, wenn, 
obgleich der Rüdtritt des ganzen Minifteriums verlangt fei, 
vorläufig nur ich zurüdträte, und meine Kollegen die weitere 
Entwicklung abwarten, fo erklärte ich mid zum unverzüglichen 
Nücdkritte fehr gerne bereit. Es gingen aber weder meine 
Kollegen, noch der Großherzog hierauf ein. In ber That 
handelte es fih auch nicht nur um meinen und meiner Kolle— 
gen Rüdtritt, und nicht einmal mehr allein um die Auflöfung 
der Kammern und Berufung einer Eonftituirenden Berfamm= 
fung, was bis dahin die Hauptfache war, fondern eö handelte 
fh um Sein ober Nichtfein der verfaffungsmäßigen Staats— 
gewalt als ſol her. Es Tag nur bie Frage vor: ſoll die 
Regierung der Revolution fih unterwerfen, fol fie ben 
wilden Haufen, die fih in Offenburg verfammelt hatten, und 
mit ben Meuterern verbanden, durch eine Handlung dee 
Großherzogs eine gefeglihe Sanktion ertheilen, oder 
den Widerftand fo Tang als möglich fortfeßen, und wenn 
keine Rettung mehr bleibe, cher thatſächlich fallen, als 
der Revolution den Mantel der Geſetzlichkeit umhängen? 

Die Annahme, daß das Zugeftändnig der Forderungen 
die Gewaltthätigkeiten und die damit verbundene Zerſtörung 
jegt doch nicht mehr niederſchlagen könnte, ward bald nachher 
durch die Nachricht beftätigt, daß die Offenburger Verſamm— 
lung, als fie Kunde von den Raftatter Vorgängen vom Sam 
ſtag Abend erhielt, die Rüdkunft der Deputation nun nicht 
mehr abwartete, fondern mit der Erklärung, es fomme 
jegt auf bie Antwort der Regierung nichts mehr 


an, mit ihren Verhandlungen und Beſchlüſſen vorfuhr. 


Auch war in ber Forderung Nr. 3 ber Regierung etwas 
zugemuthet, wozu fie nad der Verfaffung gar nicht bes 
fugt war, indem ſie ohne vorherige Zuftimmung dev Stände 
für fi ſelbſt eine konſtituirende Verſammlung berufen, 
und die Wahl derfelben nach dem begehrten Syftem des all- 
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gemeinen Wahlrechts, wie im April 1848 bas Vorpar= 
lament es vorfhlug, einfeitig anordnen follte. Der Groß-- 
herzog hätte fih alfo noch zwingen laſſen müffen, die Verfaf- 
fung felbft zu verlegen. 

Die Lage der Regterung war zwar fehr gefährlich, doch 
konnte man noch auf Reichshilfe Hoffen, wie bie Gentralge- 
malt fie zu Teiften fowohl nad den Bundesgefegen, als nad 
der neuen Reichsverfaffung verpflichtet war. Sollte aber alles 
fehlſchlagen, fo konnte die Regierung, ohne Recht und Ehre 
Preis zu geben, zwar für den Augenblick durch thatfäch- 
liche Gewalt überwunden werden, bie Gewalt aber nicht 
in ber Form Rechtens an bie Empörer noh felbft ab» 
treten. 

Die Antwort, welche wir ertheilten, und welche der Mi- 
nifter von Dufch der Deputation überbrachte, Tautete wörtlich: 

„Die Ständeverfammlung wird ihre Gefchäfte in 8 Ta— 
gen vollenden, worauf der Landtag gefehloffen wird. Dann 
wird eine Auflöfung der Stände erfolgen, und mit ber neu 
zu berufenden Ständeverfammlung werben bie meitern in 
Folge der Neichögefeggebung oder fonft nothiwendigen Ver— 
faffungs=Aenderungen berathen werben.” 

„Was die Amneftie betrifft, fo ift fie ſchon weit ausge— 
dehnt, und es find bereits Weifungen an die Behörden er— 
gangen, um biefelbe noch weiter auszubehnen.” 

„Das Minifterium wird hinſichtlich der Frage des Rück- 
tritts von der ſchweren Laft feines Amtes ganz nad) Eonftitu= 
tionellen Grundfägen verfahren.“ 

Als der Minifter von Duſch der Deputation dieſe Ant- 
wort mündlich eröffnete und ihr zugleih, damit fie dieſelbe 
wörtlich mittheilen könne, eine Abfchrift davon zuftellte, be— 
merkte ber Sprecher der Deputation: „nun, die Regierung wird 
ihre Kräfte bemeffen haben, und bas wird ber Hauptgegen- 
fand ihrer Berathung gewefen fein,” — worauf von Dufch 
extwiberte: „bie Regierung hat nur beraten, was ihre Pflicht 
und ihre Ehre fordere, und fie zählt noch immer auf die 
Treue ber großen Mehrheit des Volkes“. — Mit ber von der 
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Deputation hier abgegebenen Erklärung war alfo ſchon an= 
„gekündigt, daß ed nun auf die rohe Gewalt, auf die Gewalt 
der Waffen anfommen werde, wer Recht behalte *). 





*) Im Verlaufe des Tages ſqhrieb ich an Kerm Ravraur, von bem ich 
To eben börte, daß er dazu beftimmt fei, als Reihetommiflär der Offen» 
burger Verfammlung beizuwohnen und ben Reihefrieben aufrecht zu er- 
halten, einen Brief, ten er nun in dem fon erwähnten Januarhefte 
der beutfchen Monatefgrift 2c. abdruden ließ. Diefer Brief lautete: 

„Es war mir fehr erfreulich zu vernehmen, daß bie Gentralgemalt 
Sie als Reihstommilär nad) Offenburg abordnete. Wenn Sie diefes 
Säreiben erhalten, fo Haben Sie wohl fon von der ganzen Lage der 
Dinge genügende Kenntniß, und Sie fennen aud ſchon die Forderungen, 
welge eine Deputation der in Offenburg verfammelten Volksvereine heute 
früh an uns braßte, fowie unfere darauf gegebene Antwort. Sie hal- 
ten es ohne Zweifel mit uns einer Regierung würbiger, muthvoll Ihrem 
Siiefal entgegen zu gehen, als fih und die ihr anvertrauten Intercffen 
baburd) preisgugeben, daß fie ſich dem Vegehren einer verfammelten 
Menge willentos fügt. Dies gilt insbefondere bei einer Regierung, 
welde Ales, was in ihren Kräften fand, gethan Hat, um bie keutfche 
Sadje zu unterftügen und volfsthümliche Inftitutionen auf ter breiteften 
Grundlage einzuführen, fo daß die Unzufrietenheit gegen fie nur auf 
der unfeligfen Verdiendung beruhen kann. Das Miplihfe unferer 
Lage iſt wohl die Soldatenmeuterei in Raftatt, und das Schlimmft: 
ÄR, daß es ih dabei um eine Feftung (um eine Reihefeitung) in 
den Hänten der Rebellen Handelt. 

Haben Sie irgend Ausfiht, durch perſönliches Auftreten in Ra— 
ſtatt die Ortnung wiederherzuftellen, fo würden Sie bamit nicht blos 
Baden, fondern ganz Deutfäland, den großen Intereffen ter deutſchen 
Sinigung und Freiheit den wefentficften Dienf leiften. Eines Ber: 
fußjes wäre biefer große Swed wohl werth, wenn Sie aud nur geringe 
Ausigt auf Erfolg haben follten.” 

In dolge diefed Schreibens hat Ravenur bei feiner Rüdtehr von 
Offenburg mid befuht, wobei id die im $. 173 emwähnte Unter: 
vedung mit (hm Halte. Waveaur hat die in dem Briefe auögefprodene 
Anfit, wornad wir den tumuftuarifcen Forderungen nicht nachgeben 
wollten, allerdings gebilfigt. Von einer $ludt, an bie wir das 
mals in ter Hoffnung einer Reihepilfe noch nicht daten, war aber 
gwifchen uns gar feine Rede, und die Deutung, welde Raveaur in der 
Monatefrift tem Briefe gibt, lebt mit deffen Marem Inhalte im 
Mirerfprudie. In dem Briefe iR nur FR daß die Regierung «6 
für würbiger Halte, „muthvoll ihrem Schidfale entgegenzugehen, als 
ſich und die {fr anvertrauten Intereffen daburd preiszugeben, daß fic 
fid) dem Begehren einer verfammelten Menge wiltenos füge.” Das 
Säidfal, das die Regierung einer willenfofen Unterwerfung vorzog, 
fam num, und‘ beftand darin, daß fie für den Augenblif geftürzt 
und verjagt wurde. . 

Rach Raftatt ging Raveaur nicht, Gr fagte, es fei nöthig und 
er wolle in Anregung bringen, daß eine militärifche Reigstommif- 
fen ‚ai Heowert werde. Den Umfang feiner Molmacht tannte 
id nicht. 

Was er von feiner Unterredung mit meinen Bedienten, von Oberft 
v. Hintelvel, und von feinen Wahrnehmungen anderwärts (3. B. in 
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Am Sonntag Vormittag wurde den hiefigen Truppen 
noch der Eid auf die Reicheverfaffung abgenommen ($. 155). 
Sie Teifteten denfelben unweigerlich, und dennoch half am 
Abend der größte Theil derfelben durch feinen Anſchluß an bie 
Empörer die durch bie Reihsverfaffung garantirte 
Landesverfaffung ftürzen. 

Inzwifhen tagte, ober befler gefagt, tumultirte in 
Offenburg die große Verſammlung. Wir Hatten einige 
Beamte bin beordert, um über ben Verlauf fichere und 
ſchnelle Nacprichten zu erhalten. Sie machten von dem bor- 
tigen Treiben und Rafen diefelbe Befchreibung, wie Raveaur. 
Soldaten, die von ben Raftatter Meuterern zur Verſamm- 
Tung abgeordnet waren, fprachen zu derfelben unter Anderm: 
wir haben im vorigen Jahre, ald das Volk ſich erhob, ge= 
gen dasfelbe gekämpft. Wir find eines Beffern belehrt. Wir 
haben jegt mit der Erhebung für die Freiheit felbft den 
Anfang gemacht, und hoffen, daß das Volk uns nun nicht 
im Stiche laffen werde. Darauf erfolgte ein furcht- 
barer Zuruf: nein, gewiß nicht. 

Es waren bei dieſer Verfammlung ſchon eine Menge 
fremder Abenteurer zugegen, bie, wie fih fpäter zeigte, 
Thon zum Voraus von Befangon und andern Gegenden her 
dur Gefinnungsgenoffen gerufen waren. Auch der bekannte 
Metternich und Savoye waren unter ben Rebnern, 

ALS die niedergefchriebenen und dann gebrudten Be— 
Tchlüffe genehmigt waren, und ehe die Verfammlung ausein- 


Heidelberg) fagt, iſt mir unbefannt, nur Hat er fi gelret, wenn er 
diejenigen, die er (ohne Angabe von Gründen) über die Regierung 
fhmähen hörte, für Mitglieder vaterländifcher Vereine hielt. 

Dap wir übrigens am 13. Mai, wo wir mit den großen Greig» 
niffen des Tages ununterbrochen befhäftigt waren, nicht jeben Fremden, 
ohne daß er efwas auf biefe Greigniffe begügliges anbringen zu wollen 
anfünbigte, vorlaffen und mit feinen vielleiht unbebeutenden Privat- 
Anliegen Hören tonnten, verfteht fih von ſelbſt, und Raveaur wurde, 
als er feinen Namen nannte, wie jeder Andere, der eiwas Politifches 
que Kenntniß bringen gu wollen erklärte, natürliher Weift fogleich 
vorgelaffen. 
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ander ging, erſcholl auf Aufforderung ber allgemeine Ruf: 
morgen in Maffe und bewaffnet nad Raftatt und Karls— 
ruhe! 

Die Berfammlung erflärte im Uebrigen die „Revolu= 
tion“ als „fortwährend“ und faßte eine Menge Be- 
ſchlüſſe, zum Theil von der unfinnigften Art, welche der zu= 
gleich gewählte Landesausſchuß „mit allen ihm zu Ge— 
bot ftehenden Mitteln" (alfo mit den meuterifchen 
Truppen und ben fich ihnen anſchließenden Freiſchaaren) durch—⸗ 
führen ſollte. 

Die Urkunde lautet wörtlich: 

Die Landesverſammlung in Offenburg erklärt: 


Deutſchland befindet ſich fortwährend im Zuſtand voller Revolution, 
auf’6 neue hervorgerufen durd; bie Angriffe ber größeren beutfhen Gürften 
auf bie von der deutſchen Ratlonaloerfammlung endgültig befefoffene Reichs 
verfaffung und die Freiheit überhaupt. Die beutfcen Fürften haben fid 
gur Unterbrüdung der Sreiheit verſchworen und verbunden; der Hocverrath 
an Volt und Materland Iegt offen zu Tage; «6 ift Har, daß fie fogar 
Nuplande fämmtlihe Armeen zur Unterbrüdung ber Preibeit zu Hülfe 
zufen. — Sie Deutfen befinden ſich alfo im Stande ber Nothwehr, fie 
müffen fidh verbinden, um bie Freiheit zw retten; fie müffen dem Angriff 
der fürftlichen Mebellen den bewaffneten Widerſtand entgegenfepen. 

Die deutfgen Stämme haben die Verpflißtung, fh gegenfeitig tie 
Greißeit zu gewährleiften, um den Orunbfaß ber Wollsfouveränetät voll» 
fommen durchzuführen; fie müffen ſich daher unterflügen überall, wo fie ans 
gegriffen werben. — 

Das badifche Volt wird daher bie Voltsbewegung in der Pfalz mit 
allen ihm zu Gebote ftehenden Mitteln unterftügen. 

Die Landesverfammlung des badiſchen Voikes in Offenburg hat nad 
vorhergegangener Berathung bie geftellten Anträge in dem Landescongrefle 
ter Vollövereine, nad ferner flattgefundener öffentlicher Berathuug, mobet 
Abgeorbnete aus allen Zanbestheilen vertreten waren, nad; fernerer ausführ» 
Hiper Discuffion in der Derfammlung des Boltes befhloffen: 

1) Die Regierung muß die Reicheverfaſſung, wie fie nun nad) der durch 
die Greignifle befeitigten Oberhauptefrage feitficht, unbedingt aner⸗ 
fennen und mit der ganzen bewaffneten Madıt beren Durchführung 
in andern deutfcgen Staaten, zunägft in der balrifhen Pfalz uns 
terftügen. 

2) Das gegenwärtige Minifterium iſt fofort zu entfaffen, und Würger 
Brentano, Dbergerichtsabvofat zu Mannheim, und Bürger Peter, 
Neihstagsabgeorbneter von Konſianz, mit der Bildung eines neuen 
Minifteriums zu beauftragen. 

3) &s muß alsbald unter fofortiger Nuflöfung ver jepigen Gtändefam- 
mern eine verfaffunggebende Lanbeöverfammlung berufen werben, 
welhe in fi die gefammte Rechts und Mactvollfommenheit des 
badifhhen Volfes vereinigt; — biefe Landesverfammlung fol gewählt 
werben von und aus den fänmtlien volljährigen Gtaatsbürgern 
tes Landes und zwar unter Beibehaltung der für die bisherige IL. 
Kammer beftandenen Wahlbezirk, — 
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4) Es muß ohne allen Verzug die Voltsbewaffwung auf Staatstoften 
{ns 2eben gerufen werben, unb «6 find alle Iebigen Männer von 
18 — 30 Jahren als erſtes Aufgebot fofort mobil zu ar 
Ale diejenigen Gemeindebehörden, welde nicht alsbald bie ff 
nung ihrer Bürger anordnen, find augenblidlid abzufepen. 

5) Die polltifgen Flüßtlinge find fofert zurüdyurufen, bie politifen 
Militär» ud Givifgefangenen zu entlaffen und alle politifjen Pros 
zefe mieberzufhlagen; — namentlich, verlangen wir aber auch bie 
Eatfaffung derjenigen Miitärgefangenen , weldje in Folge der polls 
ifgen Bewegungen wegen fogenannter Disziplinars und Infubordis 
mationsvergehen beftraft wurden. — 

6) Die a muß aufgehoben werben. — 

7) Bei dem Heere ſoll eine freie Wahl ber Offiziere ftattfinben. 

8) Wir verlangen alsbalbige Verf melzung des fehenden Heeres mit 
der Voltswehr. 

9) Eo müffen fümmttige Grunbfaften unentgeltlid aufgehoben werben. 

10) Es müffen die Gemeinden unbedingt felbfftändig erklärt werben, for 
wohl was die Verwaltung des Gemeindevermögens, als die Wahl 
der Oemeinbevertreter betrifft; es müffen alsbald im ganzen Lande 
neue Wahlen für die Gemeinbevertretung ftattfinben. 

11) Es werben fänmtlihe von den Togenannten Kammern in Karlsruhe 
feit dem 17. Januar d. I. gefahten Befehlüffe für null und nichig 
erfärt und darunter namentlih das fogenannte Wahlgefep vom 10. 
v.M., welhes einen förmligen Angeiff auf bie in den dreichege ⸗ 
fepen gegebenen Beftimmungen enthält. 

12) Die Geſchwornengerichte find augenblidfih einzuführen und kein eine 
iger GriminalsProgep darf mehr von Gtaatsriätern entfäleen 

en. 


werden. 

13) Die alte Verwaltungs-Büreankratie muß abgefhafft werben und an 
ihre Stelle die freie Verwaltung ber Gemeinben oder andern Körs 
perfhaften treten. 

14) Errichtung einer Nationalbank für Gewerbe, Handel und Aderbau 
vum Supe gegen das Uebergewicht der großen Kapitaliften. 

15) Abfaffung des alten Steuerweiens, Hierfür Einführung einer pro» 

._\ geefiven Cinfommenfteuer nebft Beibehaltung der Zölle. 

16) ihtung eines großen Landespenfionsfonde, aus dem jeber arbeits 
unfähig gewordene Bürger unterfügt werben ann, — Hierdurch 
fällt der befondere Penfionsfond für die Gtaatsbiener von felöft weg. 

Der Landesausfhuß der Vollsvereine befteht aus folgenden Mitgliedern. 

2. Brentano von Danpeim, 3. Siedler von Konftanz, A. Goegg von 
Mannheim. Peter von Konftanz. Werner von Obertich. Rehmann von 
Dfenburg. Gtay von Heidelberg. Willmann von Pfohren. K. Steinmep 
von Durlach. Wernwag von Kenzingen. Richter von Adern. Degen von 
Mannheim. X. Ritter von Karfau, I. Start von Lotiftetten (Soldaten 
aus der Garnifon Rafatt*). As Crfapinänner murben gewählt z 
9. Hoff von Mannheim. Torrent von Freiburg. X. Rotted von Freiburg. 
Happel von Mannheim. Junghanns von Mosbach. Kiefer von Emmens 
Dingen. Grfapmänner der Solbaten: Aurelius Cordel aus Philippsburg. 
Sebaſtian Bannwartd aus Sieichheim, Amts Kenzingen. 





=) Durqh die Wahl von Soldaten in den regierenden Landesausfguß oil» 
ten die meuterifgen Truppen geehrt und an die Gade der Revolution 
feiter gebunden werben. 
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Derfelbe wird beauftragt, bie nöthigen Anorbnungen zur Durchführung 
diefer Befhlüfle mit allen ihn zu Gebote fehenden Mitteln zu treffen, und 
von dem Ergebniß ber heutigen Voltsverfammlung dem Landesausfhuß In 
Ryeinbaiern, fowie ben Landesausfgüffen der übrigen Nahbarftaaten fofort 
Naqrigt zu geben. 

Offenburg, den 13. Mat 1849. 

Im Ramen der Landes · Vollsverſammlung: 
Sorge 


$. 177. 

Am Sonntag den 13, Mai gegen Abend, gleichzeitig mit 
den Nachrichten über den Verlauf ber Offenburger Verſamm— 
lung, kam aud) die Eröffnung von Frankfurt, daß die Cen— 
tralgewalt feine verfügbaren Truppen habe, und für jetzt 
nicht ein einziges Bataillon zu ſchicken im Stande fei. Statt 
ber Truppen kam eine Proflamation des Reichöverwefers, die 
natürlich ohne Erfolg war. Die Gefahr, dag der Aufftand 
an andern Orten Nahahmung finde, hielt wohl die Gentraf- 
gewalt ab, fi von ihren Truppen zu fehr zu entblößen. Doch 
blieb die Hoffnung, daß, wenn auch der neuefte Stand der 
Dinge wieber zur Kenntuiß dev Gentralgewalt gekommen fein 
werde, fie ſich gleichwohl noch zur Entfendung eines Theile 
ihrer Truppen hieher entfchließen werde, weshalb man das 
Nachkommen von folden immerhin noch für möglich hielt. 
Wir Hofften, uns bis dahin mit der hiefigen Garnifon, der 
ſich die Bürgerwehr anfchlöffe, halten zu können. 

Als aber am Sonntag Abend die zwei Kompagnien von 
Bruchfal, welche die Hicfige Garnifon verftärken follten, in 
betrunfenem Zuftande und unter dem Rufe: „Heder had!“ 
in Karlsruhe einrüdten, fo fing bald auch hier in und bei 
der Kaſerne die Meuterei an. 

Ueber die Verfuche der Commandeure und anderer Offiz 
ziere, bie Soldaten zur Ordnung zu bringen, über bie dabei 
vorgefommenen Mißhandlungen und Tödtungsverfuche, über 
die Zerftörung alles deſſen, was ſich in der Kaferne befand, 
über die Gefahren, denen der Prinz Friedrich bei feinem per— 
fönlichen Einſchreiten ausgefegt war, über bie Zerftörungen 
und Plünderungen im Haufe bes Regimentsfommandeurs 
Oberſt Holz ꝛc. iſt die oben erwähnte Schrift über „bie Mi- 
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Htärmeuterei in Baden“ nachzulefen Die Soldaten zogen 
nun lärmend und ſchießend in den Straßen herum. Es wa— 
ren zugleich eine Menge fremder Abentheuerer und ſonſtige 
Breifchärler, die von Offenburg gekommen waren, und auch 
Soldaten von Rafatt dabei. 

Der General Hoffmann wurde, als bie Meuteret bei ber 
Kaferne begann, aus der Staatsminifterialfigung abgerufen, 
und kam, ald alle Verſuche einer Herftellung ber Ordnung 

. gefcheitert waren und bie Gewaltthätigkeiten immer weiter um 
fi griffen, nach 9 Uhr wieder zurüd. 

Jetzt erft beſchloß ber Großherzog, zu fliehen, und 
zwar nad Frankfurt an den Sig ber Gentralgewalt, von wo 
noch immer auf Unterftüsung gehofft wurde. Abgefehen von 
den Gefahren für das Leben des Großherzogs, war jeden— 
fals gewiß, daf er, wenn ber Landesausſchuß hieher komme, 
eine Leibwache von Meuterern und Freiſchaaren 
erhielte und zur Anerkennung und Durchführung der großen- 
theils nicht nur verberblichen, fondern ganz unfinnigen Offen= 
burger Beichlüffe*) gezwungen würde, benn der Landes— 
ausſchuß hatte ja in Offenburg den Auftrag übernommen, 
diefe Befchlüffe mit „allen ihm zu Gebote ftehenden Mitteln“ 
durchzuführen, und diefe Mittel fanden fi ja gerade in den 


*) Die Forderung No. 1 verlangte einen Krieg Badens (etwa in Ges 
meinfaft mit Württemberg und der Reeinpfalz) gegen das übrige 
Deutfland,, — Ro. 3 die Abtretung der ganzen Gtantsge 
walt de6 Großherzogs an eine gu berufende Vemofratifhe 
Cvoltsfouseräne) Verfammlung, — Ro. 3, 4, 10, 11 und 17 Ders 
falungeverfegungen, oder einfeitige Aufgebung beftehenber Gefepe, — 
No. 9 und 16 die eraffefte Verfepung erworbener Privatredite. — Nadı 
No. 6 follten im Wiberfprug mit der Neiheverfaffung fogar alle mitte 
tärifen Disziplina ruergehen vor dem bürgerlichen Rigter adge ⸗ 
urtheift, und nad No. 7 bie Truppen burh_felbfigewählte Offiztere 
ohne die erforderliche Befägigung in’6 eigene Werderben geführt wers 
den ac. Mon der Unmöglicteit der Ausfügrung mander Befglüffe 
(auf bei Ro. 12, 13, 15 und 16) if gar nicht zu reden. Yu bie 
tevolutionäre Regierung fand dann bei dielen biefer Beflüffe einen 
Stein, über den fie nur mit Vorſpiegeiungen und Bögerungen noch 
weggulonumen wußte, 
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aufrũhreriſchen Schanren und meuterifchen Soldaten, bie ſich 
ihm zur Verfügung geſtellt hatten *). " 


s. 178. 


Am Sonntag Abend Fam zwar noch ein von ber Gentral= 
gewalt an den General v. Miller abgeordneter Stabsoffizier 
bieher, welcher die. Mittheilung machte, daß durch die Ver— 
fügungen, die er bei fi Hatte, der General v. Miller als 
Oberbefehlshaber aller württembergifchen, badiſchen und heſſi— 
ſchen Truppen beftelt, und beauftragt fei, mit bedeutender 
Macht gleichzeitig aus dem Oberland herab, und aus MWürt- 
temberg über Pforzheim herein, und aus Heffen das Nhe 
thal herauf gegen Raftatt zu marſchiren und bie Feſtung wie— 

der in ‚die Hände ber Reichsgewalt zu bringen. Damit war 
aber bie augenblickliche Uebermwältigung bes Großherzogs nicht 
abgewendet, weshalb dieſe Nachricht feinen Entſchluß nicht än= 
bern konnte, ſich einsweilen, bis bie angeordnete Maßregel voll= 
zogen ſei, aus ber Gewalt der Aufrührer und Meuterer zu 
befreien.und an den Sig der Gentralgewalt, von wo aus bie 
Sache zu leiten war, zu begeben. 

Die Gründe, aus welchen dieſe Anordnung der Gentral= 
gewalt nicht zum Vollzuge kam, find aus ben Württemberger 
Kammerverhandlungen und aus. öffentlihen Blättern bekannt. 
Das bei jenen Verhandlungen vorgefchobene Zerwürfniß zwi— 
ſchen dem Reichsverweſer und der National = Verfammlung 
Konnte zwar feinen Grund abgeben, die Verfügungen des 
Reichsverweſers, dem allein die exekutive Gewalt nad 
dem anerkannten Geſetze vom 28. Juni 1848 zuftand, nicht 
zu vollziehen; aber bie eigene Lage Württembergs und die 
Unzuverläffigkeit ber Württemberger Truppen, welche leicht 





=) Hätten in Württemberg bie Truppen fih mit den Deputationen der 
Reutlinger Verfammlung vom 28. Mai menterifh verbunden, 
fo wäre dem König aud) nichts Anderes mehr übrig geblieben, als ent» 
weber zu fliehen, ober bie Forderungen zu bewilligen, wenn er 
nit eiwa der Gewalt der Gmpörer fi Hingebend in Beziehung auf 
die Forderungen gleihwohl auf einem Mein beharrt, und es bem 
Zufalle überlaffen hätte, welde Tpätficfeten die wilden Haufen und 
die brutale meuterifje Soldatesia nun an feiner Berfon verüben mochten. 
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mit den badiſchen Meuterern gemeinfchaftliche Sache machen 
mochten, gab allerdings ein vechtfertigendes thatſächliches 
Hinderniß gegen ben Vollzug der zuftändigen Anordnung ber 
Centralgewalt *). 

8. 19. 

Nah 10 Uhr Abende murbe die Staatsminifterials 
Sigung aufgehoben. 

Es war vorher verabredet, daß um 12 Uhr eine Loko— 
motive mit einigen Wagen bei Gottesau (5 Stunde vom hie= 
figen Bahnhofe) aufgeftellt fein fol, und daf die ganze groß— 
herzogliche Familie einfehlieplih ber Herren Markgrafen und 
der Ihrigen fih um 12 Uhr dort einfinden und fo in der Nacht 
nad Frankfurt geführt werden follte. 

Bald darauf zog ein Schwarm Soldaten und Freiſchär— 
Ter, die, wie [on erwähnt, am Abend großentheild von Offen- 
burg gekommen waren, vom Kafernenplage weg gegen das 
Zeughaus, ftieß zuerft auf Dragoner, die fih auf Anordnung 
des General Hoffmann auf den Schloßplag begeben wollten, 
wohin eine Eleinere Abtheilung ſich ſchon vorher begeben hatte. 
Auf zwei raſch auf einander gefolgte Salven Gewehrfchüffe 
der Aufrährer gegen die zum Schloßplage nachrüdenden Dra— 
goner fiel der Rittmeifter v. Laroche nebft einem Unteroffizier 
und einem Dragoner, worauf bie Dragoner den Kampf nicht 
fortfegen wollten und fi in ihre nächſt dem Zeughauſe gele= 
gene Kaferne zurüdgogen. Der Oberleutnant Fäßler mit we— 
nigen Unteroffizieren und Pionnieren vertheidigte nun mit 
zwei unvollftändigen Kompagnien ber hiefigen Bürgerwehr **), 

*) Shen vorher hatte General v. Miller, tie id) erſt fpäter erfuhr in, 

Frankfurt die Unmöglickeit, mit feinen Truppen Hilfe zu leiften, dar— 

gefellt, und die rmädtigung erhalten, bie infurgirten Gegenden E 


verlaffen und ſich mit allen Truppen, bie iprem Tide treu blieben, 
ven Seekreis, der noch ruhig war, ober nah Württemberg zurüde 


unlehen., 

*) Balken VBürgerwehrmänner 3. B. die Brofefloren Eiſenloht (Hofrath) 
und Maurer und Geheimer Referenbär Junghanns haben fie) äußerft muthe 
voll benommen. Der Leptere trat, als anfänglid; Viele bei der Oröpe 
der Gefahr wegen ihrer Frauen und Kinder wanften, hervor und fagte: 
Ber Frau und Kinder Iieb Hat, Hfeibe fe. Wenn wir die Gtaats- 
orbnung verthelbigen, fo verifeibigen wir eben bamit auch unfere Frauen 
und Kinder. 
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Innerhalb ber Stafeten-Einfaffung das Zeughaus gegen die 
Angriffe der Aufrührer. 

Bon beiden Seiten folgten Salven. Der Angriff wurde 
durch Parlamentiren unterbrochen, aber mehrmals wiederholt, 
Da nämlich das Zeughaus, aus welchem die Aufrührer bie 
Waffen holen und an die Ihrigen vertheilen wollten, nicht 
übergeben wurbe, fo erneuerte fi der Kampf. Die Bürger- 
wehr befam fpäter noch eine Verſtärkung. Es fielen mehrere 
Opfer, doch weniger, ald nach dem vielen Feuern zu erwarten 
war. Die Bürgerwehr hatte nur einen Todten und einige Ver- 
wundete. Nach Mitternacht etwa um 2 Uhr wurde es beim Zeug⸗ 
hans ruhig, die Aufrührer zogen in Abtheilungen oder ver— 
einzelt in der Stadt herum. Meberhaupt wurde (auch vorher 
ſchon und die ganze Nacht hindurch) faſt in allen Sträßen ge= 
ſchoſſen, großentHeils ohne beſtimmtes Ziel, nur im Raufche 
oder um den Lärm zu unterhalten. 

Nach zwei Uhr entfernte ſich die Buͤrgerwehr großentheild 
vom Zeughaufe, und es blieb mit Fäßler nur ein Theil der= 
felben zur Bewachung zurüd. 


§. 180. 


Als der Großherzog nach 10 Uhr in das Schloß zurüd- 
gefehrt war, fo fielen bald darauf bie Salven in der langen 
Straße auf die Dragoner und beim Zeughaufe, und das 
Schwärmen und Schießen in den Straßen herum vermehrte fid) 
überhaupt. Es wurde zugleich gefagt, dag die Meuterer nun 
auf das Schloß Tosgehen wollten. Die großherzogliche Fa— 
milie fuchte daher den Abzug zu beſchleunigen. Sie wollte 
durch den Bafanengarten quer über die Durlacherſtraße bie 
Eifenbahn bei Gottesau gewinnen, erfuhr aber ſchon im Fas 
fanengarten, wo fie einige Bürgerwehrmänner traf, daß dies 
wegen ber dort herumftreifenden Aufrührer nicht mehr möglich 
fei. Da ſtieß auch der General Hoffmann, der ſich mit etwa 
40 Dragonern durch den Bafanengarten mit ber Artillerie von 
Gottesaue in Verbindung fegen wollte, auf die großherzog= 


319 — 


liche Familie. Das dringendfle war nun, bie Lehtere auf bem Weg 
durch den Bark gegen Germersheim in Sicherheit zu bringen, 
Im Barke Fam eine veitende Batterie dazu, welche ber Haupt= 
mann Großmann zum Schloffe führen wollte. Diefe ſchloß 
fi) dem Zuge nach ber baleriſchen Feſtung Germersheim an. 
Der Eile wegen konnten nicht einmal mehr hinreichend Wagen 
"zum Fortführen aller Mitglieder der großherzoglichen Bamilie 
beigebracht werben. Der Großherzog fuhr auf einem Protz⸗ 
faften, und ebenfo festen fi die erwachſenen Prinzen (mit 
Ausnahme des Franken Erbgroßherzogs) auf die Kanonen oder 
gingen zu Fuß. 

Montag ben 14. Mat in ber Frühe Fam ber Zug bei 
Germersheim an, wurde aber anfänglich nicht eingelaffen, und 
begab fid) dann nach Rheinsheim. Dort wurden gegen das Vor— 
haben, das Rheinthal abwärts nad Ladenburg und von da 
nad Frankfurt zu fahren, wegen der herumfchwärmenden Frei= 
ſchaaren und Meuterer große Vorftellungen gemacht. Inzwi— 
ſchen kam ein baieriſcher Offizier mit einer Anzahl Cheveau⸗ 
Tegers, um nun bie großherzogliche Familie zur Rückkehr nach 
Germersheim einzuladen. Die Truppen durften jedoch nur in 
dem dieſſeits des Rheines gelegenen unvollendeten Brüden= 
Topfe bivoualiren, wo weiter nachgefommene (erft am Montag 
früh von Karlsruhe abgegangene) 8 Gefüge und 40 Dra- 
goner *) fi mit ihnen vereinigten. 

Es iſt aus öffentlichen Blättern bekannt, wie Hoffmann 
mit dieſer Mannſchaft und mit ben Kanonen am Dienftag den 
15. Mat gegen Ladenburg zog, um nad) Umftänden auf der redhten 
Seite des Nedar ſich aufzuftellen, und etwa weitere treuge= 
bliebene Truppen zu fammeln, oder fi der Gentrafgewalt 
zur Verfügung zu ftellen und an bie Reichstruppen ſich anzu= 
fliegen, — wie es ihm aber nicht gelang, mit ben Kanonen 
über den Nedar zu fegen, wie er dann von ben menterifchen 
Soldaten und Breifhaaren von Mannheim und Heidelberg 


=) Die Gefüge unter der Führung der Hauptmänner Lichtenauer und von 
Marfpall, die Dragoner unter der Führung des Oberlieutenant Riefer. 
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her verfolgt gegen Sinsheim zog, um in das Württembergi— 
ſche zu gelangen. Gin Theil der Mannfhaft kam bis Für— 
feld, der Andere, mit dem General Hoffmann bis Bonnfeld. 
In Fürfeld wurde der erftere Theil von ben mit Gebietüber- 
tretung nachgefolgten Bürgerwehren von Heidelberg, Sins- 
heim und Umgegend eingeholt. Die Mannſchaft Tief ausein— 
ander, Kanonen und Pferde wurden von den Freifchaaren in 
das Badiſche zurückgebracht, Offiziere kamen zum Theil davon, 
zum Theil wurden fie (darunter der Oberft v. Hinkeldey) ge= 
fangen nach Karlsruhe geliefert. Auch die Mannfchaft in 
Bonnfeld faßte, da fie die Sache verloren hielt, den Beſchluß, 
zurückzuziehen, und bie Offiziere wurden durch die Heilbron= 
ner Bürgerivehr vor ber Wuth ber Freiſchaaren gerettet und 
nad Heilbronn geführt, 

In Germersheim fand die Sache ebenfalls ſchwankend, 
es zeigten fih drohende Erſcheinungen, weshalb ber Com— 
mandant dem Großherzog vorftelte, wie es im Intereſſe fei- 
ner eigenen Sicherheit und ber Sicherheit der Feſtung liege, 
daß er ſich anderswohin begebe. Durch die Rheinpfalz abwärts 
war eben fo. wenig fortzufommen, ald auf der badiſchen Seite, 
weshalb die Großherzogliche Familie am Dienftag, ben 15. 
Mat Abends fih in das nahe Lauterburg und von da nad 
Hagenau begab, bis durch Abgefandte ermittelt war, daß 
auf einem Umwege über Saarbrüden noch mit Sicherheit 
nad, Frankfurt oder Ehrenbreitenftein zu gelangen fei, worauf 
der Großherzog dieſen Weg einfchlug und fo zuerft nach 
Eprenbreitenftein, alsdann nah Frankfurt kam. 

Wie erwähnt, erfolgte bie Abreiſe der Großherzoglichen 
Familie von Karlsruhe fehneller, als verabredet war. Die 
Markgrafen wurden hievon der Eile wegen nicht mehr in 
Kenntniß gefegt, trafen daher, als fie fih um 12 Uhr auf 
verfchiedenen Wegen an ben beftimmten Platz bei Gottesaue 
begaben, bie beftellte Lofomotive nicht, worauf Markgraf 
Wilpelm mit feiner Familie nah Württemberg, Markgraf 
Mar aber in der Nacht noch über Waghäufel nach Briebriche- 
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feld und alsdann am Montag früh unerkannt auf der Eifen« 
bahn nad) Frankfurt fuhr. 


$. 181. 


Am Sonntag den 13. Mai Abends, als der Großhet⸗ 
309 beſchloß, ſich mit feiner Familie fortzubegeben, erklärte 
er uns (den Mitgliedern ded Staatsminifteriums), wir follten 
ihm entweder jept folgen, oder fobald die Umftände ed nach— 
ber väthlich oder nöthig machen. 

Wir hielten für möglich, da die Soldaten, die jetzt be— 
rauſcht waren, am andern Morgen vielleicht wieder zur Ord- 
nung zu bringen feien, und bag wir daher mit Hilfe derfel= 
ben und der hiefigen Bürgerwehr ben Platz noch behaupten 
tönnen, bis etwa, wenn ber Großherzog felbft nah Frank- 
furt fonime, auf feine Veranlaffung und die neue Darftel- 
Tung ber jegigen Lage der Dinge alsbald noch einige Reiche= 
truppen zur Unterftügung gefchieft würden, in welchem Falle 
aud ein Theil der badifchen Truppen in feiner Treue aufs 
recht erhalten werben könnte. 

IH bemerkte daher, ich wollte noch eine Vollmacht auf- 
fegen, durch die wir eine außerordentliche Gewalt erhielten, 
im Namen des Großherzogs nach dem Bebürfniffe Anordnun— 
gen zu treffen, da wir ohne eine folde befondere Vollmacht 
organifationsmäßig in Abmwefenheit des Großherzogs nicht 
mehr thun könnten, als was den Minifterien als ſolchen, 
alfo auch unfern Stellvertretern in den Minifterien 
oder ben Rollegien felbft zuftände. 

. Der Großherzog bilfigte Dies, und kaum war er weg—⸗ 
gegangen, fo ſetzte ich die Vollmacht auf, ließ fie abfchreiben 
und ſchickte fie, che eine Halbe Stunde verfloffen war, in das 
Schloß zur Unterſchrift. Obſchon es noch nicht 11 Uhr, und 
die Abreife doch erft auf 12 Uhr beftellt war, fo brachte den— 
noch der Sekretär, ber bie Vollmacht zur Unterfährift in das 
Schloß trug, zu meinem Grftaunen bie Nachricht, daß ber 
Großherzog ſchon abgereift fei C$. 180), alfo nicht mehr 
unterfehreiben könne. Ich konnte damals nicht erfahren, wie 

2a 
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es mit dieſer beſchleunigten Abreiſe zugegangen ſei; aber 
immerhin fehlte uns nun die zugeſagte Vollmacht. 

Wie die Nacht in ununterbrochenem Feuern in faſt allen 
Straßen verlief, tft ſchon erwaähnt. Es wurde mir auch bie 
Nachricht gebracht, die Aufrührer würden nun auf einige 
Wohnungen, und namentlich auf die meinige, losgehen. 
Dies geſchah jedoch nicht, und nach Mitternacht um 2 Uhr, 
wo das Schießen fi etwas minderte, legte ich mich, ba ich 
ohnehin Törperlich fehr leidend war, wieder zu Bette, 

Auf dem Stadthaufe berathfchlagte nun der Gemeinde- 
rath mit den Vorftänden des Stadtamts und des Polizeiamts 
und mit dem Bürgerwehrkommardanten, was weiter zu thun 
fei, und gegen A Uhr kam der erfte Bürgermeifter mit zwei 
anderen Mitgliedern der Verfammlung zu mir, und trug mir 
vor: feit e8 Fundbar geworden, daß der Großherzog ſich ent= 
fernte, haben nun auch alle Offiziere fich geflüchtet *). Bon 
den Soldaten fei der ruhigere Theil davongelaufen, um fi 
in die Heimath zu begeben, von den Anbern ſei ein Theil 
auf dem Wege nad) Raftatt, und ein Theil ſchwärme noch 
lärmend und fehiepend herum. Um 11 Uhr werde ber Lan= 
desausſchuß von Raftatt mit dortigen Truppen und reis 
ſchaaren nach Karlsruhe kommen. Es ftehen von dieſen Aufz 
rührern der Stadt große Gefahren bevor, und die Bürgerwehr 
allein ſei denſelben nicht gewachſen. Der Stadt bleibe alſo 
nichts übrig, als ſich zu ergeben. Ich erwiderte: wenn dem 
Allem fo wäre, fo könnte der Bürgerwehr allerdings nicht 
zugemuthet werben, zum Nachtheil der Stadt einen unglei- 
hen Kampf zu verfuchen, und es würde nichts übrig bleiben, 
als eben den Landesausſchuß mit feinen Truppen einrüden 
zu laſſen, und durch die Bürgerwehr thunlichſt für Sicherheit 
der Perſonen und des Eigenthums zu forgen. Allein zur 

Seit ſei es doch noch nicht gewiß, daß bie Offiziere, wie die 
Deputation behaupte, wirklich geflohen feien. Auch fei nicht 





*) Nach der Schrift über die Milttärmeuterei in Baden waren indeſſen 
felbft am Morgen des 14. Mal mod mehrere Offiziere hier. Im der 
Nat half der Oberlieutenant Fäpler das Zeughaus vertheid igem 
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gewiß, daß fo viele Soldaten abgegangen feien. Es wäre 
immer noch möglich, daß, wenn der Rauſch vorüber fei, im 
Verlaufe des Morgens noch ein Corps: Solbaten gefammelt 
und zur Orbnung gebracht werben könnte, mit beffen Bei— 
ftand die Bürgerwehr fih gegen die Aufrührer noch halten 
könnte. Auch fei immer noch Hoffnung vorhanden, daß ber 
Großherzog, welcher unmittelbar nach Frankfurt veifte *), be⸗ 
wirke, daß heute noch einige Reichötruppen hierher kämen, 
wodurch dann die Stabt gefichert würbe, bis bie weitern 
Mafregeln, welche bie Centralgewalt bereits angeorbnet habe 
($. 178), zum Vollzuge kämen. Andere Mittel wüßte ich in 
der jegigen Lage allerdings nicht anzugeben, aber man müffe 
den Tag abwarten, um zu verfuchen, was noch möglich fet, 
ob namentlich nicht noch ein georbneted (wenn auch verrin= 
gertes) milttärifhes Corps ſich bilden Kaffe, und mit wel— 
Her Macht ber Landesausfchuß hierher Eommen werde **). 


. 8. 182, 

Die Berfammlung im Stabthaufe berathſchlagte weiter, 
hielt aber nach ihren weitern Erkundigungen die Thatfachen, 
welche die Deputation mir vorgetragen hatte, für vollkom— 
men begründet, und beforgte zugleich, daß, wenn ber Landes= 


*) Ich war immer noch ber Meinung, der Großher fe, wenn auch 
dor der veraberbeien Gtunde, auf ber Gifenbahe mach Granffurt 


fahren. 

*) dem, wie fich der allgemeine Stand der Dinge hinfichtiich des 
Militärs (f- die Schrift über die Militärmenterei 2.) fpäter Mar her» 
ausfette, wäre allerdings ein erheblicher Erfolg in Teinem Falle zu 
erzielen gewefen. Es waren am Montag früh. von mehr als 1500 
Dann nur noch gegen 300hier. Wären aber auch noch viel mehr da ger 
wefen und hätten fie ſich duch die Offigiere, wenn biefe fänmtlid bier 
geblieben wären, für den Augenblid wieder in Orbnung bringen 
Taffen, fo wäre bieß doch nidt von ber geringfien Dauer gewefen. 
Ueber Mittag wären, wie es fi in andern Ranbeötheilen zeigte, bie 
Sofbaten, buch Wühler oder durch Kameraben angeregt, jedenfalls wies 
der meuteriſch geworben, und die Beten darunter hätten immerhin den 
Kampf gegen ihre Nameraben ober gegen bie Aufrühser verweigert, 
&s wäre alfo nur eine Galgenfrift gewonnen geiwefen, und nur wenn 
etwa vafh noh zuverläffige Bundestruppen bazu gelommen 
wären, hätte ber Reſt der Badner wieder feftgehalten und ein Sammel» 
plag für die übrigen befergefinnten ober noch wankenden Soldaten ge» 
wonnen werben Tonnen, 

21* 
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ausſchuß mit feinen Truppen hieher kaͤme, ohne daß ihm zum 
voraus bie Unterwerfung der Stadt angezeigt wäre, bie 
gegen die Stadt ohnehin feindfeligen Aufrührer viel Unheil 
Mord, Brand und Mifhandlungen) über die Einwohner 
bringen würben. 

Die Berfammlung faßte daher (nad; ihrem Protokolle) 
wörtlich folgenden Beſchluß: 


„In Erwägung , da fi) ſchon am 13. d. M. Abends gegen 7 uhr 
aus einer Unterrebung mit Herrn Staaterath Belt Herausflellte, daß bie 
Regierung in ben Buftand ber Rathloigfeit gerathen war *); 

In Anbetracht , daß ber Großherzog mit feinen Angehörigen und Ums 
gebungen in der Nact ſich entfernte, ohne irgend eine Merfügung oder 
Anfpracie zu veröffentlihen**); 

In Anbetracht, daß ber Generaifiab und alle Stab6 + Offiziere fih in 
der Racht ebenfalls entfernten ober bo wie die übrigen Offigtere unfite 
bar waren, was namentlich aud vom Garnifons» Gommandanten gift; 

In Anbetraht, daß alle militärifhe Disciplin aufgelöft und nament» 
lich die Infanterie ohne Führer war; 

In Erwägung, daß bei einer Unterredung mit den Herrn Gtaatsräs 
ten Brunner und Belt, welche der Oberbürgermeifter Malfch heute früß 
4 Uhr nad) einander befuchte, biefelben fih im Weientlihen dahin äufers 
ten, daß man «8 der Gtabt Garlsruße überlaffen müffe, zu tun, was.fle 
für angemmefien erahte***); 

In Grwägung, daß nad allen aus dem Oberlande, Insbefondere aus 
Offenburg und aus Raftatt eingetroffenen Nachrichten ber Landes »Ausfhuß 
in ben Befih ber für bie Regierung erforderlichen Macht, namentlich in ven 
Beh der Cifenbahn die Ettlingen und der militärifhen Ormalt in der 
Reichsfeftung gelangt war; 





*) Am Sonntag Abend (zwiſchen 5 und 7 Uhr) war ber Bürgermeifter mit eis 
nigen Andern, um über den Stand der Dinge ſich zu erkundigen , bei 
mir, während zugleich noch einige andere Mitglieder des Gtaatsminifte 
riums qugegen waren. Der von ber Gentralgewalt an General von 
Miller abgefandte Staadsoffigier war nod nicht da, aud war die Hie- 
fige Meuterei no nicht ausgebroden. Wir erklärten daher, daß 
wir uns mit der hiefigen Garnifon einsweilen gegen bie Aufrührer 
Halten würben,, und nod; hoffen e6 würden auf bie nad; Frankfurt 

mitgtfiten meueften Nadirichten doch noch bald Reistruppen zur Uns 

terftügung Tommen.. Weitere beftimmte Plane wußten wir allerbings 
eben fo wenig zu bezeichnen, als die Deputation felbft. einen andern 
Nath zu ertheilen vermochte. 

=9) Dies war weber der Gile wegen möglid, mod aud deswegen, weil 
fonft die Entfernung bes Großherzog6 gehindert und er gefangen ge» 
nommen werben fonnte, Ofnehin hatte bereits ein zuverläffiger Mann 
bet einer Veyirfsbehörbe bie Mittheilung gemadt , jr) er f$on einige 
Zage vorher zwifden bier und Geldelberg auf der Glfenbahn gefahren 
fei, wobei mehrere Demokraten von ber bevorftehenden Offenburger 
Verfammlung fpraden und babel fagten, man müffe bafür forgen, zu 
verhindern, daß ber Großherzog ja nicht entlomme. 

**r) Meine nähere Erflärung if oben im $. 181. genau mitgetheift. 
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In Grwägung , daß ſich der Gemeinderath nicht im ber Lage befindet, 

die öffentliche Rufe, Orbnung und Sigerheit in ber Gtabt zu gemährleiften; 

In Grwägung, daß Gefahr auf dem Verzuge haftet und daß die vor⸗ 

fände des Gropherzogli—en Startamts und des Polizei -Amts fowle der 

Heerfgaar »Gommandant der Bürgerwehr mit dem Oemelnderath einver ⸗ 
ftanden find: ergeht der J 
Beſchluß: 


1) eine Deputation des Gemeinderathe verfügt ſich nach Naftatt zu dem 
Kandes-Ausfhug und nöthigenfals zu einer etwa errichteten provlſo⸗ 
tifhen Regierung und gibt die Erklärung ab, daß die Stabt Karla 
tube ihnen nicht entgegen treten werde, wenn fie hierher fommen würs 
den, in der Vorausfegung, daß fie für den Sup der Stadt forgen 

ten. — 

2 Die ‚Herren Oemeinderäthe Bau, Herzer und Kiefele werben als Ab⸗ 
georbnete fofort id mad) Raftatt verfügen.“ 

(Folgen die Unterfriften.) 

Die beftellten drei Abgeordneten fuhren fogleich mit bem 
erſten Bahnzuge (um 6 Uhr) nah Naftatt, und vollzogen 
ihren Auftrag. 

Hiernach iſt die Bekanntmachung, die fpäter ber Lane 
desausſchuß erließ, daß die Stadt Karlsruhe ihn ein— 
geladen habe, hierher zn kommen und die Zügel ber Regie— 
rung zu ergreifen, unrichtig. Der Bürgermeifter Malſch machte 
Brentano auf biefe Unrichtigfeit aufmerkfam, der ihm nur 
erwiderte, das thue nichts zur Sache. 

18 - 

Gegen 7 Uhr erfuhr ich den Inhalt diefes vom Gemein— 
derath gefaßten Befchluffes, und dag die Deputation nach 
Raftatt bereits abgegangen ſei, fo wie auch, daß die Abge— 


-orbneten ber II. Kammer, fo weit fie nicht vorher fehon fich 


entfernten, fo eben abgereift feien *), und ferner, daß alle 


*) Der Abgeordnete Böhme (Hier wohnhaft) foll ih am Montag Vor- 
mittag nod allein {m Ständefanl eingefunden Haben. Gpeierer und 
Häuffer vom Heidelberg, die über ben Gonntag na Haus gegangen 
waren und von ben biefigen Greigniffen in ver Nacht vom Sonntag 
auf ben Montag nichts mußten, reiften am Montag früh von Hele 
deiberg noch hierher zur Sipung, fuhren aber, als fie vom Stande 
der Dinge Kenntnlp erhielten, mit dem nächften Bahızuge wicber zur 
rüd. ben fo fam Ipfein am jenem Dorgen zue unterflelten Kam 
merfigung von Mannheim bier an. — Mabrhaft Läderlich {ft die an 
einigen Orten aufgeftelfte Behauptung, die II. Kammer hätte hier bfel- 
ben und dei Gnifernung der Meglerung die Bügel ergreifen follen. 
Beige Mittel hätte denn biefe in Offenburg geächtete und von ben 
Demokraten ohnehin ſchon Tängft als "volfsverrätgeriich Bezeidinete Ka 
mer (oder ehma die I, Kammer) gegenüber den Aufrürern gehabt ? — 
Ra) Ankunft des Sandesausfguffes mit feinen dreiſchaaren und Mus 
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politiſchen Gefangenen in Bruchſal (darunter Struve, Blind 
und Bornſtedt) in der verfloſſenen Nacht gewaltſam befreit 
wurden. 

Ich veranlaßte ſogleich auf 8 Uhr eine Zuſammenkunft 
bed Staatsminiſterilums. Der Präſident bes Kriegsminiſte- 
riums General Hoffmann war nicht aufzufinden, da er, wo— 
von wir jegt noch nichts wußten, in ber Nacht den Großher- 
zog begleitet hatte (8.180). Die übrigen Mitglieder erſchienen. 

Eine Truppe war nicht mehr vorhanden. Die Stabt, 
alfo au bie Bürgerwehr, hatte fi dem Landesausſchuß 
unterworfen. Hier waren wir alfo wehrlos, und cs blieb 
nur noch die Frage übrig, ob wir und nun ebenfalls entfer= 
nen, oder von ben Aufrührern gefangen nehmen Laffen fol= 
ten? — Wir entfehieben uns für das Erftere, ba wir von 
dem Legtern, ganz abgefehen von ber perfönlichen Gefahr, 
Teinen Zweck für die Sache felbft einfahen *). 


terern wäre biefe fhuglofe Kammer allerdings niht gefprengt ober 
verjagt worden, es wäre ihren Mitglievern eiwas Nergeres ber 
vorgeftanden. Im milbeften Falle wären fie vorläufig fetgenemmen 
und mißhanbelt worben, unb jebenfalls Hätten fie weder eine Mutorktät 
gehabt , noch, überhaupt ehwas wirken Tönnen. 
In dem Nuffape von Ravenuz in ber angeführten deutſchen Monats 
ſcrift iſt das auch anderwärts verbreitete Mähren wiederholt, als 
wären die Mitglieder des Staatsminifteriums geflogen, che no ber 
Gemeinderath den im $. 182 erwähnten Beſchluß gefaßt und eine De: 
putation an ben Banbesausfcjuß abgefctet Hatte, während umgelehrt ger 
zabe biefer Vorgang erſt der Iehte entfeidende Grund unferer Ent 
fernung war. Wäre umgelehrt der Crmeinberath dur unfere 
Entfernung zu dem angeführten Befchluffe veranlapt werben, fo hätte 
er dies ohne Bweifel In die dem Beſchluſſe vorausgefchidten Cnts 
fGeldungsgründe, die alfe ihn beftimmenden Momente enthalten, aufges 
nommen. Aus biefen Cntigelbungsgründen geht aber Im egentheil 
Hervor, daß der Bürgermeifter ja um 4 Uhr nad bei mie war. Ic 
Tag frank noch zu Bette und fonnte baher nit um 5 Uhr, als der 
Belhluß gefaßt wurde, fon abgereift fein. Hinfitlih meiner Kol 
Iegen bemerkte der Bürgermeifter um 4 Uhr, es habe fih das Gerücht 
verbreitet, daß fie geflohen felen. Ich erflärte, davon midits zu wile 
fen, unb daß bies gegen bie Derabrebung wäre. Daher it au bin- 
gli ip rer in den Entfeldungsgründen zu dem Belhluffe des Ger 
meinberaths nichts aufgenommen, und bie Unmaßrheit jenes Gerüchtes 
Hat fi) bald gezeigt, als bie Kollegen fpäter zmilhen 8 und 9 Uhr 
bei mir erfgienen. 

Darnad) und unter Hinwelfung auf das im $. 181 Geſagte über» 
laſſe ich jedem, zu beurtheilen, was von ber noch welter gehenden un« 
wahren Behauptung Raveaur’s zu halten fei, als hätte der Gemeinde ⸗ 


je 


— 2 — 


Selbſt wohlgeſinnte Männer, die aber von dem Stande 
der Dinge keine hinreichende Kenntniß hatten, ſagten ſpäter: 
ich Hätte zwar mich entfernen müſſen, weil die Pfeile ber 
Demokraten vorzugsweife nur gegen mich gerichtet geweſen 
feien ($$. 164 und 165), ich alfo von ben Aufrührern mafs 
ſakrirt oder doch arg mißhandelt worden wäre, aber meine 
Kollegen ober Ginige derſelben, bie minder angefeindet waren, 
hätten bleiben follen, baß die Aufrührer nicht behaupten 
Tonnten, fie haben die Zügel der Regierung nur barum 
ergriffen, weil ber Platz gleihfam erledigt geweſen fei *). 

Da und bie oben erwähnte befondere Vollmacht des 
Großherzogs entgangen war ($. 181), fo Fonnten wir nicht 
mehr und nicht weniger Befugniffe ausüben, als bie gewöhn- 
lichen Verwaltungs befugniffe ber einzelnen Minifterien, 
und biefe landen in unferer Abweſenheit unfern Stellvertre— 
ten und ben Minifterialfollegien in gleihem Maße zu. 
Die Leptern ‚blieben bier. Hat aber der Landesausſchuß 
ihre geſetzlichen Befugniffe geachtet? Hat er fie nicht vielmehr 
fich unterworfen und am 16. Mai ihnen fogar einen Eib 
abgenöthigt, den Anorbnungen des Landesausfchuffes Folge 
zu leiſten? — Hätten etwa bie eigenen Räthe des 
Großherzog eine Ahnliche Unterwerfung und Verpflichtung 
eingehen follen ? *) 


rath von mir gefordert, wir folten nicht fliehen, da er fonft ben 

Sanbesausfhuß rufen müßte, und als hätte id ihm darauf eine a d⸗ 

fGlägige Antwort erteilt, 
*) Sogleih am 14. Mat, zum Theil, als ich noch hier war, Haben an 
mehreren Orten die Freiſcaaren wirflic auf mid, Jagd gemaht. Im 
R. und auf bem Fr. durchſuchten fie Gäufer, und in W. dem burds 
fahrenden Cifwagen, um mid; feftgunehmen und andere Gewalt zu vers 
üben. Cinige Tage-vorher hatte namlich das gegen alle Gefehe des 
Rechts und der Eittlichteit gerichtete Blatt: „die Republik” einen förm⸗ 
Tijen Stedörief gegen mic, erlaffen, weil {4 den Anardiiften als ihr 
Hauptgegner denunziet war. Dies Hätte mich Andefien nicht beftimmt, 
mich ſeibſt zu entfernen, wenn meine und meiner Kollegen Anwefenheit dahler 
am 14. Mat, wo bie Stadt wegen ber Größe ber Gefahr dem mit 
den Aufrühtern Heranrüdenden Landesausfduffe bereits ihre Unterwerfung 
angegeigt Hatte und ber Regierung Feine Truppen mehr zur Verfügung 
ftanden, noch gend einen vernünftigen Zwed gehabt Hätte, 
Hnficttic des Staatsrat5e Hoffmann erffärte der revolutionäre Finanz 
minifier Goegg in feinem, an die fogenannte lonſtituirende Berfamme 
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Ohnehin ift die Behauptung, daß ber Großherzog, wenn 
er außer Land fei, nicht mehr vegieren und den Behörden 
nicht von außen herein feine Befehle zukommen laſſen könne, 
fo abentheuerlich, ba fein Vernünftiger durch biefen Vor— 
wand ſich täufchen Laffen konnte. 

Die Flüchtlinge, die über bie Mairevolution gefehrieben 
haben, find in ihren Geftändniffen offenherziger. Sie machen 
ſich zum Theil felbft Iuftig über Brentano's Behauptung, daß 
der Landesausſchuß nur wegen ber Flucht des Großherzogs 
zur Aufrechthaltung ber öffentlichen Sicherheit die Zügel ber 
Regierung ergriffen habe. Einer berfelben bemerkt ganz 
richtig, daß mac diefem Gefichtspunkte der Großherzog ja 
ſogleich Hätte zurüdgerufen werden müflen, und daß am 
allerwenigften damit vereinbar geweſen wäre, ben Truppen, 
die auf Veranlaffung des Großherzogs einrüdten, fogar be= 
waffneten Widerftand entgegenzufeen. Aber abgefehen hie— 
von, haben ja die Kommiſſäre des Landesausſchuſſes ſchon 
Regierungshandlungen vorgenommen, als der Groß her— 
309g noch bier war. Der Civil- und Militärtommiffär 
Heuniſch, welchen der Landesausfhuß am Abend bes 13. Mai 
nad Freiburg ſchickte, Hat noh am nämlihen Abend, 
alfo vor der Flucht des Großherzogs, in Freiburg den Re— 
gierungs = Direktor v. Marfhall im Namen des Landesaus- 
ſchuſſes abgefegt, und eine Aufforderung an das württem- 
berg’fhe Truppenkommando erlaffen, „weber Freiburg 
zu betreten, nod in deſſen Nähe zu verweilen,” 
— ferner das in Gundelfingen gelegene Bataillon angewie— 
fen, am folgenden Morgen nah Freiburg zu marſchi— 
ven ®). Ferner eröffnete der vom Landesausfhuß zum 

tung erftatteten Rechenſchaftsberichte wirklich, ber Landesausſchuß hätte 

die Abfiht gehabt, Hoffmann wegen feiner Fach kenntniß und ohner⸗ 
adıtet feiner abweihenden politifhen Anfihten, an der Spige ber 

Sinangen beizubehalten, wenn ex nicht ebenfalls geflohen wäre. 

*) Die Mititärmeuterei In Baden, Seite 58, 59. ud der General 
v. Gayling, der mit Dragonern In ber Wichte bei Freiburg Tag, ers 
hielt‘ von Heunifc, am 13. Mal Abends 7 Uhr bie Aufforberung, bie 
Dragoner nad Freiburg gurüczubeordern unb felbft bahln zurüdzue 
fehren, da der Großherzog geflüchtet und eine neue proviſoriſche Mes 


glerung nicbergefept fet. Und do war zu biefer Beit der Groß⸗ 
herzog nod in Karlsruhe, 
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Civiltommiſſar ernannte praktiſche Arzt Küchling zu Kehl am 
Sonntag ben 13. Mai, Nachmittags: A Uhr, als er gerade 

von der Offenburger Verſammlung nach Kehl zurüdgelommen 
war, bem dortigen Oberft v. Asbrand, daß in Offenburg 
eine proviforifhe Regierung ntebergefeßt worden 
und er als von berfelben ernannter Civiffommiffär beauf- 
tragt ſei, den Oberfien feiner Funktionen als Gar— 
nifonstommanbant zu entheben. Eben fo fündele 
er bem bortigen Hauptmann v. Bid Zimmerarreft an, und 
befahl den Soldaten, bis auf feine weitere Weifung keinen 
Bahnzug mehr abgehen zu laſſen. Die Soldaten wählten for 
gleich den Lieutenant Biefele zu ihrem Hauptmann an 
die Stelle des von ihnen arg mißhanbelten v. Fick *). 

Alle diefe und ähnlihe Regierungshandlungen 
wurden von ben Agenten bed Landesausſchuſſes ſchon am 
13. Mai, alfo wie gefagt zu einer Zeit vorgenommen, 
als ber Großherzog noch hier war, — und doch hatte ber 
Landesausfhuß nachher bie Keckheit zu behaupten, er habe 
die Zügel nur darum ergriffen, weil die Regierung ſich ent 
fernt Hatte, welche Behauptung er übrigens durch feine ſpä— 
teren Beſchlüſſe nachträglich auf das Kräftigfte felbft wider— 
Tegte. 

$. 184. 

In der Berathung bed Staatsminifteriums am Montag 
Vormittag zwiſchen 8 und 9 Uhr wurde, da die Möglichkeit, 
eine Truppe neu zu ordnen, verſchwunden war, und die Stadt 
dem Landesausfhuß durch Abfendung einer Deputation ſich 
unterworfen hatte, wie ſchon erwähnt, ber Beſchluß gefaßt, 
daß wir und nun ebenfalls zu entfernen Haben, um nicht 
ſchutzlos und zwecklos in die Gewalt der Aufrührer zu fallen 
($- 183). Erſt gegen 10 Uhr und zum Theil noch fpäter 
reiten wir von bier ab. Landabwärts war nicht mehr durch⸗ 
zukommen, landaufwärts an Raftatt vorbei noch weniger, 
und eben fo wenig durch bie Rheinpfalz Hinunter. - Geh. Rath 


Gben daſelbſt Seite 70 und 71. 
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Mebenius fuhr nach Württemberg, der Miniſter v. Duſch, bie 
Staatsräthe Hoffmann und v. Stengel, und ich aber vorläufig 
auf bem Lürzeften Wege nach Lauterburg *), um von bort aus 
anf einem großen Umwege mit Umgehung der Rheinpfalz 
nach Frankfurt zu gelangen. . 

Bei unferer Berathung zwifchen 8 und 9 Uhr wurde zu= 
glei beſchloſſen, eine Anſprache an das Volt zu erlaffen. 
Sie konnte aber der Eile wegen bier. nicht mehr angefertigt 
werden. Dies geſchah daher nachträglich in Lanterburg, mo 
fie fogleich gebrudt und dann im Großherzogtum verbreitet 
wurde. Es if barin bie Lage ber Dinge, durch welche bie 
Gntfernung bes Großherzogd und nun nachträglich bie Un— 
feige nöthig wurde, bargeftellt, und eine Verwahrung ber 
Rechte bes Großherzogs und feiner verfaffungsmäßigen Regie- 
rung nebft einer Aufforderung an bie geſetzlich gefinnten Bür⸗ 
ger, Behörden und Beamten niedergelegt, „in ihrer Treue 
gegen ben Großherzog und bie Verfaſſung unerſchütterlich zu 
verharren.“ 

In Lauterburg erfuhren wir, daß der Großherzog in 
Germersheim ſich aufhalte, und am Dienſtag den 15. Mat 
Abeuds kam derſelbe nad) einer in Lauterburg voraus einge⸗ 
troffenen Nachricht dort felbft an ($. 180). Hier wurde nun 
nachträglich noch eine Großherzogliche Proffamation ge= 
fertigt und am 17. Mai in bem nahe gelegenen baieriſchen 
Orte Berg (alfo auf deutſchem Boden) unterfihrieben, ſofort 
gebrudt und ſchnell im Großherzogthum verbreitet. Das Land 
ſtand jedoch ſchon unter ber Gewaltöherrfchaft ber Meuterer 
und Aufrährer, und fo konnte diefe Proflamation, beven Ver— 
breitung ohnehin möglich gehindert wurbe, für ben Augenblick 
wenig Gıfolg haben. 

Der Lanbesausfchuß nannte bie Entfernung bes Großher- 
3086 und ber Minifter eine feige Flucht, und doch wird es 





: 9) Zw Bauterburg fanden wir eine Menge Karloruher Einwohner (Aber, 
Dffigiere, Beamte und Privaten), welde zum Theil ſchon am Sonn 
ing, Aum Eheil in be Sat nom Gomnlag auf den Montag, ud zum 
Theil am Montag in ver Grüße hinüber. geſtohen waren, 
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nicht leicht vorkommen, daß irgend eine Regierung, wenn bie 
(durch) die meuterifchen Truppen ſtark gewordenen) Aufrährer 
nahen, und bie Regierung gegen ſie im Augeublicke Teine 
Macht zum Widerftande mehr Hat, gleichwohl nicht flieht, 
fondern fih in bie Gewalt der Aufrührer ergibt. In einer 
öffentlichen Verſammlung wurde fogar geäußert, biefer Fall 
der badiſchen Regierung fei in ber Gefchichte fat ohne Bei— 


- Spiel, obwohl (abgefehen von ben vielen folchen Greigniffen 


früherer Zeiten) gerade jet noch nicht 15 Monate vergangen 
waren, während welcher nicht nur ber König der Franzoſen 
mit feinem Miniftertum, fondern auch einige italtenifhe Fürs 
ften in gleicher Weife vertrieben wurden. 

Intereſſant im Zufammenhalte mit jenem Borwurfe des 
revolutionaͤren Landesausſchuſſes, wenn gleich fonft ebenfalls 
ſich von ſelbſt verftchend, iſt die Thatſache, daß alle Dies 
jenigen, welde ber Regierung eine feige Flucht (vor den 
bier augenblilich übermächtigen Aufrührern und Meuterern) 
vorwarfen, namentlih alle Mitglieder des Landes— 
ausſchuſſes beim Gegenüberfichen ber die verfaffungsmäßige 
Gewalt wieberherftellenden Bundestruppen ebenfalls ge= 
flohen find, und daß Brentano fogar, als biefe Truppen 
noch 25 Stunden von Freiburg (mo er fich mit der Konſti— 
tuirenden damals aufhielt) entfernt waren, vor feinen eiges 
nen, von ihm felbft berufenen, Genoffen ſich heimlich in das 
Ausland flüchtete. 

8. 185. 

Bor meiner Abreife von hier ließ ich noch ben Direktor 
bes Minifteriums des Innern Staatsrath Brunner rufen, eröffnete 
ihm, daß bie Mitglieder bes Staatsminiſteriums nad) ber 
Lage der Dinge nun beſchloſſen haben, ſich ebenfalls fortzu—⸗ 
begeben. Bis wann bie Hilfe kommen werde, Tönne ich ihm 
Cmit Rüdficht auf bie an den General v. Miller ergangene 
Verfügung der Gentralgewalt — $. 178) nicht beſtimmt ſa⸗ 
gen, es werbe jedenfalls das Mögliche für die Beſchleuni— 
gung gethan werden. Inzwiſchen möge er, fo gut es gehe, 
die Geſchaͤfte einsweilen fortbeforgen. 
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Als nun aber der Landesausſchuß am Montag Nachmit⸗ 
tag (ftatt Vormittags 11 Uhr, wie früher angekündigt war) 
mit feinen Truppen bier eintraf, und bie oberfte Gewalt an 
fih riß, unterwarf er ſich auch die Minifterien und forderte 
von ben Mitgliedern berfelben, wie von andern Beamten, 
einen Eid, daß fie feinen Anordnungen Folge leiften wollen. 
Man denke fih nun die Lage diefer Männer! — Sollten fie zurüd- 
treten, und außer ber Politik aud die ganze materielle 
Berwaltung ber taufendfachen Angelegenheiten ber Staats— 
bürger. der Revolution überlaffen, auf daß dieſe durch neu 
geſchaffene Organe vollftändiger und tiefer eindringe in alle 
Adern des Staatslebens ? — oder follten fie den abgenöthig- 
ten Eid feiften? — Einzelne vermochten das letztere nicht 
über ſich zu bringen und entfernten fi. Die große Mehrheit 
aber blieb, fügte. ſich der thatfächlichen Gewalt, und fuchte 
ihre rechtliche Stellung damit zu wahren, daß ber vom 
Randesausfchuffe aufgeftelten Eidesformel: 

„ich verpflichte mich auf Ehre und Gewiſſen, unbedingt 

und ohne Rückhalt, die Durchführung der Reichsverfaſ— 

fung mit allen meinen Kräften zu unterftüßen, und ben 

Anordnungen des Landesausfchuffes Folge zu Ieiften, fo 

wahr mir Gott helfe und meine Ehre mir heilig iſt —“ 
hinter den Worten: „den Anordnungen des Landesausfhufs 
ſes — * ber Sag eingefchaltet wurbe: „unbeſchadet mei— 
ner auf die Landesverfaffung gefchehenen Verpflichtung”. Da= 
mit, dachten fie, feien auch die in der Landesverfaffung ga= 
rantirten Rechte des Großherzogs gewahrt, und bie Be— 
hörden feien in ber Lage, felbft unter Berufung auf den 
ihnen abgeforberten Eid den Vollzug zu verweigern, wo ihnen 
etwas gegen die Rechte des Großherzogs ober überhaupt ge— 
gen die Berfaflung zugemuthet werde. Schon biefer Vorbehalt, 
welchen ber Landesausſchuß zugeftand *), zeigt, da die Beamten 

*) Die Blüßtlinge in ihren Säriften über die badiſche Revolution tabeln 
alle biefes Bugefänbniß fharf, und behaupten, bie Revolution wäre 
weit tiefer gebrungen und intenfiver geworben, wenn man alle Beamte, 
die einen folgen Vorbehalt machten ober fonft der revolutionären Sache 


nicht aufeiätig augethan waren, entfernt, und b 4 
Be fat sl ‚ entfernt, und andere. ergebene 
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kelneswegs die Revolution als eine vollen dete, und eben da⸗ 
mit formell rechtlich gewordene, Thatſache, wie z. B. eine 
Revolution in Frankreich oder in einem andern politifch ganz 
feloftftändigen Lande betrachtet Haben *). Gleichwohl ift ber 
Säritt, den die Beamten gethan, von außen betrachtet, 
auffallend und abftopend, und er fehlen dies um fo mehr in 
den Augen von folchen, denen es nicht Teicht ift, fi in bie 
Lage Anderer fo ganz Hineinzudenken, und darnach billig 
zu urtheilen. IR die Anerkennung ber revolutionären Gewalt 
und das Verfprechen, ihr Bolge zu leiften, des erwähnten 
Vorbehaltes ohnerachtet, an und für fich dennoch nicht ge= 
rechtfertigt, fo war ſie doch durch die Noth und durch die 
Abſicht, damit Gutes zu leiften, vollfommen entſchul— 
digt, und hatte zugleich ſowohl für die betheiligten Staats— 
bürger, als auch wegen der darin Tiegenden Lähmung ber 
Revolution für den Thron ſelb ſt erfprießliche Wirkungen. 

Wer eine Anzahl diefer Beamten, namentlich in ben Mi— 
niſterialkollegien, die den Schritt zuerft thun mußten, Tennt 
und weiß, welch? getifienhafte und reine Treue gegen ben 
Großherzog und das Geſetz und Recht fie bewahren, und wie 
Mehrere daneben fogar eine ungewöhnliche Sarakterftärke und 
Aufopferungsfähigkeit befigen, der wird, mag.er bie Hand⸗ 
Tung an fich juriftifch beurtheilen, wie er will, bie feſte Ue— 
berzeugung haben, daß biefelben von ihrem Staudpunkte aus 
jedenfalls nur aus reiner Vaterlandsliebe, mit wahrer innes 
ver Aufopferung ſich zu dem für fie ſelbſt fo herben Schritte 
entfchloffen haben. Dies fehließt nicht aus, daß Andere, die 
fi von ihren Stellen entfernten, dies ebenfalls aus Rechts- 


®) Diefe Betrachtungsweife wäre auch falſch gewefen. Baden it-nur Thell 
eine größern Ganzen und felh mit Bufimmung des Groß 
Hera0g6 hätte bie Regterungsform ſowohl nad} ber Bunbesatte, als auf 
nach ber Frankfurter Reichsverfaſſung nicht abgeändert werben fönnen, 
Der Sieg der Revolution {m Sande wäre alfo in polltiffer Beziegung 
nur dem Giege derfelben In einer einzelnen Proninz eines großen 
Staats zu vergleichen, und diefer Sieg konnte noch fein nenes fors 
melles Recht begründen, wie 4. B. in Branfrei, wo nad bem 
Stege der Revolution alle Organe der Staatsgewalt als von felöft der 
neuen Herrſchaft unterworfen und {hr bienenb betrachtet werben. 
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gefühl und ans ebler Entrüſtung über die Zumuthung und 
über bie ganze revolutionäre Sache gethan haben. Die Stel⸗ 
Tungen und Verhältniffe waren auch verſchie den, und bie 
Entfernung Einzelner Hatte die Nachtheile nicht, welche eine 
allgemeine Erfegung ber Beamten durch neue revolutio— 
näre Organe gehabt Haben würde. 

In einigen Gegenden wurden auch Eide nad der ur⸗ 
ſprünglichen unbebingten Formel geleiftet, bie weithin meiften 
Beamten leifteten ihn aber, nachdem die Minifterial-Mitglieder 
die Zulaffung jenes Vorbehalts erwirkt Hatten, ebenfalls nur 
mit diefem Vorbehalte, und in einigen Gegenden vermocten 
fie, ſich der Eidesfeiftung Aberhaupt zu ertwehren, ohne deshalb 
von ihren Stellen vertrieben zu werden. Die Kraft ber Re— 
volution und ihrer Agenten war auch nicht überall gleich 
ſtark, wie 3. B. in Karlsruhe, wo fogleich im erften Sturme 
ber Landesausſchuß ſelbſt mit feiner ganzen Wucht auf die 
Beamten brädte. 

Glucklicherweiſe gelang es den Mitgliedern bes Oberhof: 
gerichts und der Hofgerichte in Mannheim, Bruchſal und Konz 
ſtanz, fi mannhaft der in ihrer Stellung boppelt unzuläffigen 
Bumuthung zu entziehen, kraft deren fie die Bolgeleiftung ge= 
gen die Anordnungen des Landesausfhuffes befhwören 
ſollten, während fie als unabhängige Richter nicht einmal An= 
vrbnungen ber verfaffungsmäßigen Regierung zu 
vollziehen, fondern allein das Geſetz zur Richtſchnur zu neh— 
men haben. Die revolutionären Agenten thaten in biefer Be— 
siehung mwieberholte vergebliche Schritte, und wagten doch nicht, 
die Richter abzufegen, während fie z. B. bie Mitglieder ber 
Mannheimer Kreis-Regierung, als fie ben Eid ver— 
weigerten, alsbald ihrer Stellen enthoben. 


$. 186, 

Der Kaiſer von Defterreich entfloh zweimal von Wien nach 
Tyrol. Hätte ber Großherzog ebenfalls eine entfernte Pro— 
vinz gehabt, fo hätte er fi dorthin und nicht außer Lands 
begeben. 
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Aber aufer dem, daß in einem Heinen Bande bie Vers 
Rändigung und Wnſtrickung durch eine revolutionäre Partei 
Teichter iſt, und daß bie Aufrührer und Meuterer von ihren 
Sammelplägen aus ganz fehnell alle, auch bie entfernteren, 
Landestheile erreichen und ben Großherzog borthin verfolgen 
Tonnten , trat bier noch ber befondere Umftand ein, daß nach 
der eigenthümlichen Lage bes Landes, und da der Aufruhr 
gerade in der Mitte deſſelben oberhalb und unterhalb von Karls⸗ 
ruhe am ftärkfien war, eine Flucht 3. B. nach bem Main und 
Tauberkreife, wo bamald bie Ruhe noch am größten war, 
eben fo wenig als eine folche nach dem Seefreife hätte aus— 
geführt werben können. Man dachte auh an Mannheim; 
aber abgefehen von bem dortigen fo erregbaren Proletarinte, 
und davon, daß ber maffenhafte Zuzug der Freiſchaaren dahin 
durch die Eiſenbahn fo fehr erleichtert war, kam ferner in 
Betracht, daß Mannheim hart an ber Grenze ber Rhein 
pfalz liegt, und daß dort der Aufftand ſchon in voller Kraft 
und vollftändtg organifirt, dadurch alfo ber Aufenthalt des 
Großherzogs in Mannheim jebenfalls fehr gefährbet war. 
Darum wurbe vorgezogen, baß ber Großherzog fih unmit- 
telbar nah Frankfurt an ben Sit ber beutfchen Cen— 
tralgemwalt begab, von wo aus man ohnehin noch ſtets 
auf eine baldige Unterftägung hoffte. Welche Störungen die— 
fem Vorhaben in den Weg traten, ift oben in $. 180 ange- 


oeberige en dieſes Scheiterns des Planes ſchrieb ich alsdann 
von Lauterburg aus noch nach Mannheim, ob vielleicht dort doch 
noch etwas zu machen wäre, wenn ber Großherzog plötzlich in 
ber Stabt erſchiene. Aber die Revolution Hatte bafelbft bes 
reits bie Herrfchaft erlangt. 

Ehen fo ſchrieb ich in bie Bezirke Lörrach, Schopfheim 
und Sädingen, ob ber Großherzog, wenn er durch Frankreich 
in jener fübwenlichen Ede in das Land käme, fiher wäre, 
um von dort aus buch einen Aufruf an. bie Getreuen und 
durch Sammlung vieler Soldaten, welche von Anderen wider 
Willen in die Meuterei hineingezogen, jetzt haltlos herumirr⸗ 
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ten und ohne Leitung waren, ober ſich keiner ſolchen anver- 
trauen wollten, bie verfaffungsmäßige Gewalt wieder herzu= 
fielen. Die Antworten gingen übereinftimmend dahin, daß 
zwar in jenen Bezirken ſich ebenfalls Aufrührer befinden, daß 
aber bie überwiegende Mehrheit ber Einwohner geſetz lich 
gefinnt und der Regierung anhängig ſei, und ſich geehrt 
fühlen würde, wenn ber Großherzog fi ihrem Schutze anver⸗ 
trauen würbe. Die Gefahr Tiege aber in der Ruͤckwand, na= 
mentlich in der Schweiz, von woher immer noch Freifchaa- 
ren in das Land ziehen. Die Bezirke Tiegen zwifchen der 
Schweiz und dem vevolutionirten Breidgau. Die Bertheidi- 
gung wäre alfo ſchwer, und ob auf fo große Anftrengung 
ber Bezirke zu rechnen fei, könne noch nicht verfichert werben. 
Die Korrefponbenten wollten vorerft noch eine Beſprechung 
einer größeren Anzahl einflugreicher Männer veranlaflen *) 
und dann weitere Nachricht geben. 

Der Großherzog wollte ſich auf Franzöfifehem Gebiete nicht 
lange aufhalten. Am 17. Mai fuhr er von Lauterburg nad 
Hagenau und von bort, fobald der fichere Weg ermittelt war, 
($. 180) über Saarbrüden nach Ehrenbreitftein und Frank- 
furt. Der Minifter v. Dufh und Staatsrath v. Stengel 
folgten ihm. Ich felbft mußte, da fi mein körperliches Lei— 
den durch Die Reife von Karlsruhe nach Lauterburg noch ver— 








*) Dies war wegen ber Thätigleit der revolutionären Agenten fehr ſchwer 
Später, im Junt, wurden folde Berfammlungen von Bürgermeiftern und 
Gemeinderäthen aus 6 Amtöbezirten im Sühwelten veranftaltet, um ſich 
über die Schritte zu berathen,, welde gegen bie Revolution geihan wer» 
den folten. Die erite beabfiätigte Verfammlung, die nah Lörrad 
beftimmt war, wurbe bort vorher verrathen und vereitelt. Nachhet war 
eine folge auf ben 24. Juni nad Bingen verabredet, aber bie ter 
volutionäre Vehörbe in Freiburg erhielt davon RKenntniß und” fdidte 
auf ben befiimmmten Tag 400 Dann Crekutionstruppen nad Bingen, 
woburd; die Derfammelten verfprengt und bie nod auf dem Oinwege 
Begriffenen zurüdgefepredt wurden. Diejenigen, deren bie Grefutionb. 
Truppen in Binzen Habhaft wurben, nahmen fie gefangen mit ſich fort, 
darunter den wadern Bürgermeifter Shamlin von Kandern, ven fie 
mit einem Steide um ben Hals Hinten an einen Wagen banden. Ganz 
Tin, ber Gründer des fehr thätigen vaterländifchen Vereins in Randern, 
war ben Aufrührern wegen feines Ginnes für Orbnung und gefeplice 
Sreipelt {don lange Her verhaßt, . 
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ſchlimmert Hatte, dort Liegen bleiben bis zum 23. Mat, wo 
Staatsrath Hoffmann und ich (ebenfalls über Saarbrüden) 
nad Frankfurt nadreiften. Der General Hoffmann war in— 
zwiſchen aus Württemberg ($. 180) über Würzburg ebenfalls 
dort angefommen. ö 


$. 187. 

Schon che Staatsrath Hoffmann und ih am 26. Mai 
in Frankfurt eingetroffen waren, wieberholten unfere Kollegen 
mündlich und fhriftlich bei der Gentralgewalt die Bitte um 
ſchleunige verfaffungsmäßige Reichshilfe zur alsbaldigen Wie- 
derherftellung ber Stantsordnung. Die Gentralgewalt er= 
klaͤrte, daß fie feine Truppen zur Verfügung habe und biefel= 
ben nur allein von Preußen geftellt werden kön— 
wen. Es wurde ihr erwidert: fo möge fie bie Königlich 
Preußiſche Regierung um Leiftung ber Reichshilfe angehen, 
Die Gentralgewalt that dies. Es wurde aber theild durch fie 
mitgetheilt, theils fonft bekannt, bie Preußiſche Regierung 

‚ verlange, daß man fih unmittelbar an fie wende, worauf 
auch mit ihr Verhandlungen eingeleitet wurden. 

Als die Eröffnung Fam, daß Preußen feine Reichshilfe 
im Sinne der Gentralgemwalt, fondern nur auf den Grund 
des Dreikönigs - Bündniffes vom 26. Mai 1849 und 
nur denjenigen Staaten leiſte, welche biefem Bünd niſſe 
beitreten, fo berathſchlagten wir am 4. Juni über bie abzu— 
gebende Erklärung, und che noch dieſe Erklärung ausgefer- 
tigt war, fam und von Chrenbreitftein, wo ber Königlich 
Preußiſche Bevollmächtigte ſich mit geftellten Bebingungen uns 
mittelbar an den Großherzog gewandt hatte, die Enthebung 
yon unferen Stellen zu *), worauf wir ung mit ber Sache 
nicht mehr zu befaffen Hatten, fondern das Weitere von unfern 
Nachfolgern beforgt wurde. 

Indeſſen Hatten wir ſchon vor dem 4. Juni durch ver⸗ 
ſchiedene Quellen und insbeſondere durch einen nach Frank⸗ 


=) Der. General dofmann war von biefer Enthebung ausgenommen, ver» 
Tangte diefelbe aber alsbann fogleid felhf. 
22 
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furt gelommenen Karlsruher Bürgerwehrmann genauere Nach- 
richten über ben Stand der Dinge im Großherzogthum erhal- 
ten, namentlich über bie bamalige Führerloſigkeit, Haltlofigfeit 
und Unſchlüſſigkeit der badifhen Truppen *), und über bie 
Mipftimmung des, durch die Schredensherrfchaft der Aufrüh- 
rer nur augenblicklich überwältigten, weitaus größten Theile 
ber Bevölkerung. Wir hielten dieſen Zeitpunft für günftig, 
um mit einer Heinen Macht die Ordnung wieber herzuftellen, 
und dadurch fowohl das Unheil, das bis zum Erſcheinen ei= 
ner größeren Macht das Land verwüfte, früher abzumenden, 
als auch die ungeheueren Laften zu befeitigen, welche das Er⸗ 
feinen einer großen Truppenmafle über das Land bringe. 
Es war uns zugleih Har, daß bei längerem Zögern bie Re— 
volution im Lande ſich mehr befeftigen, und namentlich das 
badiſche Militär, wenn Mieroslamsty und andere fremde 
Führer tommen, wieder Halt und Organifation erhalten, und 
dadurch bie Ueberwältigung bed Aufftandes mit viel größeren 
Schwierigkeiten und Opfern verbunden fein werde, 


Wir thaten deßhalb Schritte, um zu bewirken, daß bie 
an ber heſſiſchen Grenze bereits zufammengezogenen 68,000 
Mann Reichstruppen, oder doch ein Theil derfelben alsbald 
einrüde. Ich fprach deßhalb mit den Reichsminiſtern und mit 
dem Oberfommandanten ber Reichötruppen, und theilte ihnen 
die erhaltenen Notizen über den Zuftand des Landes mit, 
wornad man durch einen Handftreich jept Teicht nicht nur 
nad Mannheim und Heidelberg, fondern felbft nad) Karls— 
ruhe kommen und ber ganzen Sache (mit Hilfe ber alsdanu 
zu erwartenden Gegenrevolution) ſchnell eine andere Wendung 
geben könnte. 

Der Ober- Kommandant Her Reihe: Truppen erwiderte: 
er wolle annehmen, daß alle diefe Notizen richtig feien, und 
daß man mit einer Heinen Macht fehnell bis Karlsruhe vor— 
dringen könnte, aber links ſtänden dann die (zum Abfall ge— 


=) Der damalige aufgelöfte guſtand ber Truppen Halte ſich bereits am 30. 
Mai bei dem Treffen von Heppenheim und Hemebadh ſehr Mar gezeigt, 
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neigten) Württemberger und rechts bie aufrühreriſchen Rhein- 
Pfälzer, und von beiden Seiten könnte bie geringe Reichs— 
truppe geſchlagen ober erbrüdt werben, was für bie Sache 
der Ordnung in ganz Deutſchland von unabfehbaren Folgen 
fein könnte. Daher bürfe ſchlechthin Fein Angriff gemacht 
werden, bis eine große Macht ba fei, die zum voraus bes 
Sieges gewiß fet. 

So kam dann bie Sache wirklich. Der Erfolg iſt ber 
kannt. Etwa 60,000 Preußen nebft 18,000 Mann Reiche« 
truppen überwältigten die Revolution in ber Rheinpfalz und 
in Baden. Sie fhlngen biefelbe eben damit au für ane 
dere Länder *) nieder, und brachten in bie politifchen Zus 
fände Deutſchlands Äberhaupt einen Umfchlag. 


XXIX. Bweck und nächſte Folge der 
Mairevolution. 


$. 188. 

Fragt man nad) dem Zwecke ber babifhen Revolution, 
fo war er wenigſtens Vielen unklar, und in der That 
nicht nur bei den Führern, fondern auch bei den Maffen ver= 
ſchieden. 

Haben die Meuterer in Raſtatt die Großherzogliche Na— 
menschiffer und die Krone von der Fahne heruntergeriſſen **), 
fo zeigt dies nur, daß auch beim Militär Einzelne ſchon jetzt 
beſtimmt von einem Großherzog nichts mehr wiffen, alfo eine 
Republik haben wollten; aber das meuterifche Militär im Allz 
gemeinen war fich deſſen, wie wir oben ($. 169) gefehen ha— 
ben, nicht klar bewußt, es wolle nur die Gewalt feiner Obern 


*) Die Nähe fo vieler Bundestruppen hat natürlich auch dem württem ⸗ 
bergtfcen Milttäre die Luß zum Wbfale benommen. Am 18. Junt, 
als die Preuden ſchon in der Mheinpfalz und an ter badiſchen Grenze 
waren, hatte bie württembergifge Regierung die Mat, die Nationale 
Derfammlung, deren Ucberficbelung nad; Gtuttgart tm Anfange des 
dan {wer abzuwehren gewefen wäre, mit milltärhfger Hilfe gu 

engen, 

*) Sikitgementerei in Baden, Seite 10. 

22 * 
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(dadurdy aber mittelbar allerdings auch jene des Großher⸗ 
3988) nicht mehr anerkennen, und fi, wie fie fagten, gegen 
das Volt nicht mehr gebrauchen laffen, wobei fie den Ge— 
banfen hatten, das Volt (damit waren die Aufrührer ges 
meint, denn gegen Andere war ein Militär zu gebrauchen,) 
werde dann bie Sache fehon machen, es werde fehon wiſſen / 
was es wolle. 

Die Offenburger Berfammlung ftellte eine Menge Zwecke 
auf, wovon nur Nr. 3 eigentlich eine Entfagung des Groß— 
herzogs auf feine Regentengemwalt enthält, indem er 
darnach „bie gefammte Rechts- und Machtvollkom— 
menheit“ an das Volt, beziehungsweife an bie baffelbe 
vertretende zu berufende Landes-Berfammlung abtreten 
follte, der dann überlaffen bliebe, über die künftige Berfaflung, 
alfo auch über den Großherzog nad ihrem Ermeſſen zu 
verfügen. Diefe und die andern Porberungen follten vom 
Landesausſchuſſe „mit allen ihm zu Gebot fteehenden 
Mitteln," alfo namentlich mit den ihn unterftügenden 
Aufrührern und Meuterern durchgeführt werden. Dies 
war alfo der nächfte offene Zwed der Revolution. In 
einer der öffentlichen DVerfammlung nachgefolgten geheimen 
Berathung bed Landesausſchuſſes zu Offenburg am 13. Mai 
wurde aber, wie fichere Nachrichten Iauten, weiter beſchloſſen, 
die ganze Regierunggemwalt fogleich anfich zu reißen, und bis die 
verfaffungsgebende Landesverfammlung das Ihrige gethan ha— 
ben werde, einsweilen eine provifortfche Regierung niederzus 
ſetzen *). Ein offener Beweis hiefür Tiegt auch in dem oben 
im $. 183 Mitgetheilten, wornach die Sommiffäre des Landes= 





*) Natürlich würde, wenn ber Greßhergog geblieben wäre und den Auf ⸗ 
rührern ven Vollzug der 16 Beihlüffe der Offenburger Verfommlung 
'$. 176) zugeftanden, nah No. 2 alfo auh das Minifterium Peter⸗ 
rentano angenommen ’hätte, bie proviforifche Regierung ihre Gefhäfte an 
diefe vorläufig wieder abgetreten Haben. Dielen, 3. B. Brentano, wäre e6 
willfommener gewelen, ber Revolution baburd einen gefepligen 
Anftrich zu geben, und die Haupffade, nämlich bie Abtretung „der 
gefammten Redits- und Madtvolltommenheit” des Großherzogs an’ bie 
gu berufende Sanbesverfammlung nad Ro. 3_wäre jevenfalls erreicht 
gewefen. Das Weitere Hätte fih daraus von felbft ergeben. 
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ausfchuffes alsbald nad jenen Berathungen, als der Groß— 
herzog noch bier war, ben Regierungs-Direktor in Frei— 
burg abfegten, an das dortige Militär und an jenes in Kehl 
Verfügungen erliegen, in Kehl Offiziere abfehten und Andere 
wählen liegen x., alfo überhaupt fon eine Regie 
trungs- Gewalt ausübten. Damit im Einklange ficht 
ferner, daß ber Landesausfchuß nach feiner Ankunft dahier am 14- 
Mai fogleih die volle Gewalt an fi riß, fi die Großher— 
zoglichen Minifterien und andere Beamte unterwarf, fie zur 
Befolgung feiner Anordnungen verpflichten ließ, eine verfaf= 
funggebende Berfammlung berief, Gefege erließ und überhaupt 
regierte, ohne dem mit den Handlungen vom 13. Mai ($. 183) 
ohnehin im Widerfpruche ftehenden Vorwand, bag dies nur 
wegen ber Abwefenheit bes Großherzogs geſchehe, 
duch deſſen Zurüdberufung aud nur mwenigftend einen 
Anfchein zu geben, indem vielmehr der von einem Mitgfiede 
der fogenannten konſtituirenden Verſammlung geftellte diesfall⸗ 
fige Antrag *) zurüdgemwiefen und fogar ber bewaff- 
nete Widerftand gegen ben mit Bundestruppen heran— 
tüdenden Großherzog beſchloſſen wurde. 

Eine Regierung durch Leute aus dem Volke ohne mo— 
narchiſches Oberhaupt ift eine Republik, daher war eine 
ſolche zunächſt beabfichtigt und jedenfalls thatſächlich vo r⸗ 
Täufig vorhanden, wenn gleich bie weitere Verfügung über 
bie definitive Verfaffung ber berufenen Landesverfamm- 
lung noch vorbehalten wurde. Leptered mußten bie Führer 
fhon darum für nothwendig halten, weil ja Baden ald Re— 
publik nicht für ſich allein beſtehen konnte, fondern bie 
republikaniſche Einrichtung, fol fie hier beftehen, auf ganz 
Deutſchl an d ausgedehnt werden mußte. 

Darin lag nun wohl ber Grund, aus welchem die Reiche« 
verfaffung von den Aufrührern mit hereingezogen wurde, in« 





+) Das nämlige Mitglied (Iunghanne) Hat, wie die Katlsruher Beitung 
verfißerte, auch früher (hen, fogleih beim Anfange der Revolution, 
den nämlicen Antrag im Landesausfguffe, und zwar wiedew 
HoTt, aber Immer erfolglos geflelt. 
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dem nur diefe vorläufig eine gemeinfameBahne für den 
Anſchluß der andern beutfchen Länder geben lonnte. Cs ift 
in biefer Beziehung auch nicht ohne Bebeutug, bag nach Nr. 1 
der Offenburger Beihlüffe vom 13. Mai ($. 176) bie Reihe= 
BVerfaffung nur fo anzuerkennen fei, „wie fienun nad 
ber durch bie Ereigniffe befeitigten Oberhaupts⸗ 
frage feftftehe.” Damit war es wieber ermöglicht, an bie 
Stelle des Königs von Preußen einen vom Volke zu wählen- 
den Präfidenten zu feen, womit alsdbann das Reich 
ſchon eine republikaniſche Ginrichtung hatte. War dies 
im Revolntionswege erreicht, fo verftand es fi von 
ſelbſt, daß raſch die gleicge Staatsform aud) für die ein- 
zelnen Länder befäloffen werden konnte. 

Darum haben, wenn gleich das bamalige Organ bes Lan- 
desausfchuffes mit der Abficht der Republifanifirung und der 
Bernihtung aller Fürſten offener hervortrat, doch die veno= 
Iutionären Autoritäten forgfältig vermieden, über bie fünf: 
tige Staatöform fi vorläufig ſchon auszuſprechen. Th at— 
fählich war hier einsmweilen bie Republik vorhanden und 
im Uebrigen mußten wegen der Gemeinfamfeit mit den andern 
Staaten, die weitern Ereigniffe, bie Kortfchritte und Siege 
der Revolution abgewartet werben. 


Daß die Durchführung der Reicheverfaffung an und für 
ſich und ihrem ganzen Umfange nad, mit Beibehaltung 
der monachifch = fonftitutiomellen Staatsform im 
Reich und in den Einzelftaaten nicht in der Abſicht Tag, geht 
ſchon da raus hervor, bag ja zu Diefem Zwecke hier ge= 
gen bie badiſche Regierung, welche die Reichsverfaſſung un- 
umtounden anerkannt hatte, Fein Aufruhr nöthig gewefen wäre, 
und daß der ganze Aufruhr, überhaupt jede verfuchte 
Nöthigung des Großherzogs an und für ſich ſchon ber 
Reichsverfaſſung felbft zuwider war, fo wie Daraus, 
daß bie Offenburger Deputation, welde die Forderungen der 
Borverfammlung der Bolfönereine hieher brachte, von ber 
Reichsverfaſſung gar keine Erwähnung that (F. 173—174), 
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während die Haupt-Berfammlung alsdann zwar die Durchfüh⸗ 
rung ber Reichsverfaſſung forderte, jedoch nur fo, wie fie fih 
nad befeitigter Oberhauptsfrage heraueſtelle. 
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Das klarſte Licht hierüber gibt die Verhandlung in der 
fogenannten Eonftituirenden Berfammlung vom 18. Juni 1849, 
wie fie in der damaligen Karlöruher Zeitung als dem „Or= 
gane ber proviforifhen Regierung” abgebrudt ift. 


Die am 6. Juni 1849 in Stuttgart niedergefegte Reichs 
vegentfchaft hat am 13. d. näml, Mts. wegen Bildung eines 
Reichsheeses zur Durchführung der Reichs-Verfaſſung gegen 
die venitenten Regierungen Anordnungen erlaffen. 


Der Abgeordnete Bürger Heunifch erftattete hierüber Na— 
mens der von ber Fonftitwirenden Verfammlung niedergefeg- 
ten Kommiffton den Bericht. Die darauf gefolgte Berathung 
der Verfammlung ift fo merkwürdig, daß id) nöthig finde, 
hier wörtliche Anszüge mitzuteilen: 


Stay: Mir entfpriht ter Gemmiffionsberiht nicht. Wir müflen 
ums far werten, in welchem Verpäftniß wir zuc Relchoregentſchaft ftehen, 
Die Erfahrungen des verfloffenen Jahres erfordern, daß wir andere Gon- 
fequengen zichen aus unferer am 13. Mai begonnenen Mevofution, und 
taß wir nur ein Biel vor Augen haben Tonnen, nämlich die foctal- 
demofratifce Republil. Die Reihsverfaffung fann nigt 
unfer Biel fein, denn die Reichsverfaſſung ift eine conftituttonelfe, 
und nur die Republik begründet den Wohlftand des Vol— 
tes. Die revolutionäre Bewegung in Baden Tann nicht blos ben Zwed 
Haben, die Reich sverfaffung dutdguführen, die Bewegung Ift aus 
tem Bewußtfein des Bolfes enifproffen. der Drang nach Freiheit war «6, 
umd nicht das papierene Macmwerk aus ber Paufstirhe, warum wir und 
erhoben. Mir eben dem Abfolutismus entgegen, nnd ber Loͤwe ber Res 
volution muß ihn verfälingen. Gehen Ste alfo über bie Reichs⸗ 
verfaffung zur Tagesorbnung über, und fleuern Gie nad 
dem Biele — der deutfhen Republik, los. Wenn die Reid 6 
verfaffung in gang Deutfchlanb burgefühtt wird, fo hat ber Ab for 
Intiomus geftegt! Darum müffen wir über die Reiöverfaffung $in- 
aus gehen. — Was nun bie Verfügung ber Reijeregentfepaft über unfer 
Heer beirift, fo muß id) vor Allem mach dem Zmwed fragen ; wenn wir 
umfere Bajonette, wenn wir bie Armee des badiſchen Voltes der Reihäre: 

entfaft Biss zur Durchführung ber Reicheverfaflung zur Verfügung fellen 
fen; fo fann fd mid; nicht dafür erklären. —. Haste bie Reijeregent- 
ſchaft es ausgefpracen, daß fe die Reichoverfaſſung für fuspenbirt erklärt, 
dann würbe ich ſogleich meine Zuftimmung dazu geben. — Bürger! Ich 
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frage Sie, repräſentirt denn bie Reigsregentſchaft in Stuttgart die Revo⸗ 
Iution® 44) glaube dies nicht. Bürger! c6 wäre [hlimm genug, wenn bie 
Revolution feinen beflem Stüppunft Hätte, als bie Reiheregentfhaft in 
Stutigart, Der Stüppunkt der Revolution iſt hier in Karlsruhe, un 
fere proviforif ge Regierung if die Trägerin ber Revolus 
ton; denn wir bleiben nicht bei ber Reicheverfaflung Rehen, wir gehen 
wetter, weil wir das wahre Glüd des Boltes wollen. — Wenn bie 
Reiggeregentfhaft fi in den Schooß des dadiſchen Volis begibt und fid 
an Sie Opite der deutſchen Revolution flellt, und verſpricht, daß ihr Biel 
die bemofratifcheforiafe Republik Ü, dann elle ich ihr Allee, was ic) habe, 
gut Verfügung. 
Ich ſi elle folgende Anträge: 
1) Die conſtituirende Verſammlung geht über das Schreiben ber 
Neihöregentfgaft an die prouiforifhe Regierung, bie Aufftelung 
eines Reihöheeres betreffend, zur Tagesordnung über. 


2) Die Reichoregentſchaft möge fih zu uns begeben, um die Zügel 

der Revolution in die Hand zu nehmen. 

Neth if volllommen mit Stay_einverftanden. Die Reigsverfaflung 
fel ein Spfem der Lüge; für den Commiffionsantrag {ft er nicht. Gr 
fliegt ſich dem erften Antrag von Stay an, vicht aber dem zweiten; will 
auf, daß die Skuttgarter Herren in Stuttgart bleiben, bamit fie 
nicht Hier verderben, was wir gut gemadıt haben. 

Beter bemerkt dem Abg. Glafer, daß Republit und Reihsverfaf- 
fung keine Gegenfäpe fein, die Neiheverfaflung Hindere uns 
nißt, die Republik burhzuführen; er {N für den Gommiffionsantrag, 
da er es für gefährlich Hält, fie micht der degentſchaft des Reihe zu un 
terziehen. 

Mördes (als Miniſter des Innern auf der Regierungsbant): 
Wenn der Bürger Stay en Biel fegefept Hat über ber Reichsverfaffung, 
fo bin id vollfommen mit ihm einverftanden. Ich bin auch der Anficht, 
dap die Sürfen vernidtet werben müffen, aber {dh muß dem 
bg. Stay enwidern, daß aud) der Swed der Revolution nicht der war, 
vr wir allein Handeln wollten; allein fönnen wir nidt zum Giege 
gelangen, die übrigen Stämme müffen mit uns gehen, und wenn aud bie 
ambern vur ber Hand nicht weiter nehen wollen, als bis zur Durchführung 
der Reisverfaffung, fo müflen wir une bennod fe an fie anklammern. 
34 Bin aud) darin nit damit einverftanden, daß, bie Meiheregentfcaft nicht 
die Trägerin der Revolution fel; fe Hat den rebelifcen Fürften den Krieg 
daburd erklärt, daß fie verlangte die Durchführung ber Reihsverfaflung. 
— Denn wir die Reiheverfalung fallen laffen, bann find wir verforen ; 
wir müflen ein gefepliches Fundament Haben, ber Deutfche if gewöhnt, auf 
einem gefeblichen Boden zu flehen, barum führen wir ihn In den Kampf 
für die Reichsverfaſſungz ein neues Parlament wird das 
Beitere berathen. IH will, daß die Verfammlung erflärt: wir 
fellen das badiſche Heer zur Verfügung der Reihsregentfäaft. Wenn der 
Ag. Stay fagt, er erfenne bie Reichsregentſchaft nicht an, bann hätte 
ex aud) confequenter Weife in feinem zweiten Antrage fle nicht einfaden 
dürfen zu uns zu kommen. 

Lehlbadg: Wenn man den Commiffionsberiät genau Test, dann 
tommt man au dem, mas ber Abg. Stay beantragt hat. Wir 
Bahnen durch die Annahme des Gommiffionsantrags einen Weg zur Vers 
Einigung mit der Nationalverfammlung, die alsbann auftreten 
und fih an die Spige flellen wird, nur bas durchzufüh— 
sen, was wir wollen. 
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Hummel ſtimmt für den Antrag von Stay. Gr wi durchaus 
nicht der Reichsregentfchaft die Truppen zur Qerfügung geftelit willen. 
Gegen Mördes bemerkt er, das Wolf fei mict fo begeiftert für die 
NReihsverfaflung wie Mördes ſich ausgefpromen 

Stay: Wenn er einen Fehler gemadt Habe, fo belenne er es gerne; 
ex nehme nun den zweiten Antrag zurüd. Gr bemerkt ferner gegen Dr» 
de6, daß er nicht auf dem Boden ber Theorie wie er flehe, fondern auf 
dem bes Dreinfäylagens. Wenn Mörbes anführe, wir fünden allein, wenn 
wir die Republit procamirten, fo fel dies eben wieber die alte abgebros 
fene Phrafe. Wenn das Volt gehörig aufgeklärt wird, was Republik in, 
dann wird es gewiß nicht länger — fein. 

Mördes freut fih, daß der Mg. Stay confeguent geworben iſt. 
Wenn Stay die roihe Farde als Praris ausgibt, fo Hätte ih von ihm 
erwartet, baß er verlangt, man möge einen Commiſſär an bie Reichsre⸗ 
gentfhaft abſchiden. Der Abg. Stay wirft alle Mittel, die uns bie ans 
dern Stämme an die Hand geben, bei Seite; — id behaupte, baß man 
Thatfahen nicht hinweg theoretijixen ann, das Wolf will eben einmal bie 
Neicheverfoflung und ſoricht fi überall für biefelbe aus; wir wollen ruhig 
weiter arbeiten, um zum Siege zu gelangen; id möchte einen Zwifchem 
damm zwifhen einer ſebigen Riederlage und einem fpätern Siege. 

Heunifd als Berigpterftatter it felbn Anhänger der bemofratifch:fos 
ealen Republit, aber er glaubt, daB das gemeine Volk noch davor zurüds 
bebe, weil es barunter ein Schredbild verftche. Die große Maffe und das 
Militär überall Haben Taus erklärt, daß fie nur für die Durchführung ber 
Reichsverfaffung Tänpfen, und «6 bürfte hier am Plage fein, der Stim» 
mung bes Bolfes Rechnung zu tragen. 
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Bragt man nad dem nächſten Erfolge der Revolution, 
fo will ich von den Nachtheilen nicht fprechen, die dem Lande 
in Beziehung auf feinen Einfluß, feine Selbſtſtändigkeit und 
Stellung gegenüber andern Staaten wenigſtens (und hof- 
fentlich nur) vorübergehend baraus erwachſen find. Die 
Menge faßt die weniger; aber klar wird Allen fein, die mit= 
telbar oder unmittelbar zur aufrührerifchen Bewegung mit- 
wirkten, daß von dem, was fie erfirebten, wie ich es ihnen 
in der I. Kammer und bei andern Gelegenheiten wiederholt 
vorherfagte, überall dad Gegentheil folgte, — daß Fam 
und naturnothmwendig Tommen mußte: flatt ber gefuchten 
noch größeren (ja ſchrankenloſen oder zügellofen) Freiheit 
eine mwefentlihe Beſchränkung berfelben, vorübergehend 
und niht nur auf ganz kurze Zeit fogar eine Art militärt- 
ſcher Herrſchaft, — fobann. ftatt Erleichterung ber öf⸗ 
fentlichen Laſten eine ungeheure Vermehrung der Laſten 
ber Einzelnen, ſowie ber Gemeinden und ber Staatsgeſammt- 
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heit, — ſtatt Wohlftand eine ausgebehntere Verar— 
mung*). 

Auch mancherlei durch bie Bewegung ſelbſt geforderte 
Geſetze und Einrichtungen, die dem Abſchluſſe ober ber Gin- 
führung nahe waren, wurden durch den Aufruhr vorerſt be= 
feitigt und ſowohl Hinfichtlich ihres Inhalts, als Hinfichtlich 
ber Zeit ihres Wiedererſcheinens in das Ungewiſſe geſetzt. Es 
gehören hieher: das Geſetz über Unabhängigkeit der Richter, 
— über bie Klagen gegen öffentliche Beamte, — über bie 
NRechtspolizeiſachen, — die Gerichtöverfaffung und als damit 
zufammenhängend : die Aufhebung der privilegirten Gerichts- 
fände, — bie Trennung ber Rechtspflege von ber Berwal- 
tung, — bie Einführung von Kollegialgerichten I. Inftanz, 
— bie Ueberweifung ber Polizeiftraffachen an die Gerichte, — 
die Mündlichkeit und Deffentlichfeit des Strafverfahrens, — 
die Schwurgerichte, — ein einfacheres und rafcheres Civil= 
verfahren bei den Amtögerichten, — ferner das fehr wichtige 
Gefeg über eine volksthümliche Kreisverwaltung, — und das 
Gefeg über die Umgeftaltung der I. Kammer mit Volkswahlen. 

Alle diefe Gefege waren ganz nahe am Abfchluffe oder 
auch ſchon verkündet. Die ſchon Verkündeten hingen aber mit 
ber Gerichtäverfaffung und dem darnach berechneten Budget 
zufammen. Bis zum 19. Mai, auf welhen Tag ber Schluß 
des Landtags angefagt war, wäre Alles zu Ende gekommen, 
und zum Theil alsbald, oder foweit es mit ber Gerichtever— 
faffung zufammenhing, nach den bereits getroffenen Vorberei= 
tungen am 1. Juli 1849 zum Vollzuge gebracht worden. 
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*) Sieht man ab von benjenigen, die nur aus Ehrgeiz eine große 
Rolte fpielen, oder bie in ber allgemeinen Verwirrung fonft ewas 
für fid befonders gewinnen wollten, und faßt man nur bie Menge 
derjenigen in das Auge, welhe in ihrer Bethörung unfähig waren, 
die wirflihen Zuftände und den Werth der weitern Ginrichtungen, bie 
mit dem Schlufſe des Landtags in das Leben getreten wären, zu würs 
digen, und bie in ihrer Verblendung auf tumultuariſchem Wege bie 
öffentkten Verhäimiſſe wirtlich noch zu verbeffern vermeinten, 
fo yapt auf fie sent der Spruch des Fürfen von digne „Ihomme se 
Iasce du ‚bien, ‚cherche le mieux, trouve le mal, et y reste crainte 

u pire.“ 
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Die Revolution vont 13. Mat hat dies gehindert, und 
bei Bielem, namentlich bei Allem, was mit der Gerichtsver— 
faffung in Verbindung fteht, ift, abgefehen von der politi= 
ſchen Seite, die baldige Wiederaufnahme fhon wegen bes 
Koftenpunktes dadurch gehindert, daß bie Kaſſen geleert 
und die bazu beftimmten Gebäude vorerft für militärifche 
Zwecke nothwendig geworben find *). . 

Bon dem Werthe diefer Gefege will ich bier nicht fpre= 
hen. ‚Einzelnes mag in ruhiger Zeit befler gemacht wer- 
den, als in ber Zeit dev großen Bewegung **); aber bei weis 
tem das Meifte iſt nur bie unbebenkliche Erfüllung durch 
die öffentliche Stimme längft geltend gemachter und in vielen 
Ländern ſchon erfülter Wünfche. - 


XXX. Schlußbetradtungen. 


$. 191. 

Wenn Montalembert von Pins dem IX. in Beziehung auf 
die Reformen, die er 1847 begann, und in Beziehung auf die 
Schmach, die er 1848 und 1849 dafür erlitt, tröftend fagt: 
ber Undank fei bie Auszeihnung aller großen Wohl— 
thäter der Menfhheit, — fo läßt ſich dies für Baben in 
gleiher Weiſe auf ben Großherzog Leopold anwenden, der 
während ber ganzen Zeit der 15 monatlichen Bewegung nur 
that, was den zu Tag gekommenen Bebürfniffen des Volkes, 





*) Bon unfern jepigen Nachfolgern iſt zwar nicht anzunehmen, daß fie 
bie fraglien Infltutienen in eines der Freiheit mahtheiligen Weife 
verfümmern werben, aber jedenfalls tritt ans dem angeführten Grunde 
eine zu beklagende Verzögerung ein, und was inbeflen weiter ges 
ſchiehi, ift nie vorauszuſagen. 

») Mehr als bei den hier genannten, turd die Revolution fuspen« 
dirten, Gefepen werben Merbefferungen tm Interefle ber Erhaltung 
bet denjenigen Gefepen nötig fein, welhe tın Frühjahr 1848 fhon 
in's Leben getreten find, namentlih bei dem Bürgerwehrgefepe 
und bei der Strafgefeßgebung gegen ben Prepmißbraud, ober bei 
den fon von früher her befichenden Gefepen über die Wahl 
rechte in verfhledenen Zweigen. 
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was ben öffentlichen Wünfchen entſprach, und zum Lohne ba= 
für von verblendeten Maſſen und Meuterern nad Tangen 
Sorgen und Mühen endlich aus feinem Lande vertrieben 
wurde. 

Eben fo bewährt fi bier der andere Ausſpruch jenes 
geiftreichen Mannes, daß die Demagogen durch ihr wüſtes 
Treiben „die Welt um ben Zauber der Freiheit ge= 
bracht Haben.“ Viele ber aufrichtigften Freunde der Frei— 
beit find durch diefe garftigen Auswüchſe (wenigſtens zeit- 
Li) auf andere Wege gebracht, und, wenn auch mit Un= 
echt, in ihrer Liebe zur Freiheit felbft erfchüttert worden. 

Unfere Demagogen find für diejenigen, welche fie vorher 
nicht durchſchauten, entlarvt. Sie hatten Gelegenheit, ihre 
Plane und ihr Treiben zu offenbaren, und das Land in 
das Unglück zu ſtürzen. Sie haben fhon während der 
Revolution, als fie die Regierungsgewalt an ſich geriſſen hat— 
ten, ftatt die Freiheit zu begründen, biefelbe unterbrüdt. 
Kein Wort des Tadels gegen die Herricher des Tages, Feine 
Mißbilligung ihres gewaltthätigen Treibens, Fein Widerſtre— 
ben gegen ihr Unternehmen blieb, wenn es entdeckt wurde, 
ungeabndet, während die nämlichen Demokraten, bie da— 
mals herrſchten, früher gegenüber ber verfaffungsmäßigen 
Gewalt all' Das in der maßlofeften Weife felbft übten und 
als ein Recht in Anſpruch nahmen *). Mit Hilfe fremder 
Abentheurer, handwerksmäßiger Revolutionäre, bie überall 
und namentlih an ber Grenze darauf Iauerten und fehnell 
zur Stelle waren, und einer Anzahl entarteter Söhne bes 
Landes haben fie die Andern durch Drohungen **) und 





*) In ©. wurde ein Mann, weil er über bie pronfforifhe Regierung ger 
Tuimpft Hatte, verhaftet. Ueber fein Vergehen vernommen, erfärte er, 
€8 fel ihm auffallend, daß er wegen folder Neußerungen gegen bie Rer 
gierung geftraft werde, — früher (unter ber verfaffungsmäßigen 
Ordnung) Haben {hm doch die nämlidhen Leute, bie jeht fo gegen 
Ün verfahren, flet6 felbft gefagt, man müffe über bie Re 
gterung fHimpfen. Das und nicht mehr Habe auch er gegen die 
Je d ige Regierung wieber gethan. 

) Es iſt anzuerkennen, daß bie ſtärkſten Drofungen 4, B. mit Erſchießen, 
fo Häufig fie gemacht wurden, doch beinah gar nicht zum Vollzuge 
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Gewaltömaßregeln aller Art zur Schlachtbank geführt, in= 
dem fie ben Widerwillen oder Widerftand ber vereinzelten, 
überrafchten und zufammenhanglofen ruhigen Bürger über- 
mältigten. Sie haben durch Die zu einem unfeligen verräthes 
riſchen Kampfe aufgebotenen Maſſen ben Einen die Laft ber 
Einquartierung gebracht und den Andern bie nöthigen Ar— 
beitöfräfte entzogen. Sie haben bie Staatsgelder verſchleu— 
dert und das Eigenthum inzelner geplündert. Durch ben 
Ton, ben fie gaben und beherrfchten, haben fie eine f. g. 
Landesverfammlung zufammengebracht, bie nad) ber eigenen 
Beſchreibung ihres Gründers und Meifters ($. 165) ale ein 
abſchreckendes Beifpiel für alte Tünftigen Gefchlechter gelten 
tönnte. 

Man kann in dem ganzen Verlaufe eine Warnungsfäule 
fürdie Zukunft, ja ein Heilmittel finden, wenn man nicht 
auf bie Leiden des Augenblids, fondern auf die fpäteren 
Wirkungen im ganzen Entwielungsgange fieht, da überall 
nur dad Unglüc die jeder Belehrung unzugänglichen, in= 
nerlich verwahrloften oder verirrten Menfchen wieder zur Bes 
finnung bringt. Aber die Gegenwart leidet darunter ſchwer, 
und das Leiden trifft nicht nur die Schuldigen, fondern in 
noch größerem Umfange die Unſchuldigen. 
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Dap fo Viele den ganzen Verlauf und Ausgang der Re— 
volution, der jedem nicht ganz Verrannten zum voraus Elar 
war, unferer vielfachen Warnungen und Aufklärungen ohn— 
erachtet, nicht eingefehen haben ober nicht einfehen wollten, 


tamen. Es genügte, um die Folgeleiſtang gu erwingen, in ber 
Regel an den blogen Drohungen und an ber wirklichen Anwendung 
geringerer Ocwaltsmittel, 4. 8. Oefangenfaft mit oder ohne Migs 
Handlungen, und Ginfegung von Crefutionsmannfgaften, weihe fret 
au verpflegen, und daneben noch zu bezahlen waren. Daß 
überhaupt, einzelne wenfge Bälle abgerechnet, feine folhe Oraufams 
teiten, wiefie 9.2. 1849 in Siebenbürgen vorfamen, verübt wurden, 
At wohl nicht nur der Vefürdtung zuzufgjreiben, daß dadurch eine Ges 
enrevolutton hervorgerufen werbe, fonbern fiher auch eine wohlthätige 
Birtung der Höhern Civiliſation im Allgemeinen. 
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iſt nicht mehr und nicht weniger unbegreiflih, als bie vor— 
ausgegangene Berblendung hinfichtlich vermeintliche Beſchwer⸗ 
den oder Borwände zur Revolution felbft ed war. 

Die Flüchtlinge, welche über biefe Revolution gefchrie- 
ben haben, machen den politifchen und militäriſchen Führern 
den Vorwurf, daß fie die Sache verborben und ben Erfolg 
vereitelt haben. Ste bedenken aber nicht, daß dies nach ber 
Natur der Dinge wohl gar nicht anders fein konnte. Nicht 
nur Ungefgidligkeit in ber Ausführung, fondern 
der Mangel an einem materiellen Grunde zur Revolu— 
tion, der Mangel einer Teitenden erhebenden Idee, und flatt 
derfelben nur Nebermuth, Thorheit und Selbſtſucht 
waren bie Urfachen des Zerfalles. Es follte naturwibrig eine 
Republit ohne Republikaner, ohne Gemeinfinn und 
Aufopferungsfähigkeit, bloß aus Parteigeift und 
Selbſt ſucht gegründet werden! Ich weiß wohl, daß Ein— 
zelne, 3. B. Studenten, welche weniger die erklärte Aufs 
gabe einer gewaltſamen Durchführung ber bdeftruftiven und 
großentheils unfinnigen Offenburger Befchläffe, als bie 
deutfhe Sache im Auge hatten, und die daher, gewiffer- 
maßen nur die Gelegenheit der jet einmal (obfehon zu an= 
dern Zwecken) ausgebrochenen Empörung benügend, ſich der⸗ 
ſelben anſchloſſen, ohne deren Natur oder ihre Gründer und 
Leiter zu kennen, oder beurtheilen zu können, allerdings von 
einer Idee, von ber Idee einer Gründung deutſcher Ein— 
beit, Sreiheit, Macht und Größe erfüllt waren, und 
daß fie nur die angewandten Mittel und deren Wirkung 
nicht zu ſchätzen mußten. Aber die Zahl diefer befiern Ratu— 
ven war verhältnigmäßig nicht groß, und fieht man noch ab 
von der verblendeten Maſſe, die teils unbewußt, theils un= 
willkührlich mitwirkte, fowar das Beftreben der Andern größ- 
tentheild nur auf die Zügellofigkeit als ſolche, auf eine 
bloße Auflöfung gerichtet. Die Auflöfung ift nun zwar 
auch bei fchlechten Elementen und gerade nur bei dieſen 
möglih, aber auflöfen ift leichter als felbftfhaffen 
und in die aufgelöften Theile wieder eine Einheit, eine Har— 
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monie, einen leitenden Gedanken, ein großes gemeinfames 
Intereſſe bringen. 
Ueberdies haben wir kein Paris, wo wilde Haufen durch 


die Gunſt des Augenblicks bie beſtehende Ordnung ſtürzen, 


und allen andern Theilen des Landes, die mit ihm wie die 
Glieder mit dem Haupte zuſammenhängen, neue Geſetze dikti— 
ven können. Wir haben eine große Anzahl getrennte Staa— 
ten, unter fih wenig zufammenhängend und mit ver— 
ſchiedenen Intereſſen, Berhältniffen und Anfichten, wo ohne 
eine gemeinfame große Idee, ohne ein gemeinfames durch- 


ſchlagendes Intereffe die bloße Revolutions wuth nichts 


Gemeinſames zu Stande bringen fann. Dazu nur eine durch 
Gewaltsmittel zufammengetriebene, begeifterungs= 
Tofe und zugleich ungeübte Volk-wehr, und eine Soldaten= 
truppe, die vorher, durch die Anftifter und Führer der Revo— 
Tution ſelb ſt zur Untreue und zur Indisziplin verleitet, und 
ohne Klarheit, was es denn num eigentlich geben, und für 
was Anderes, als für die bloße Auflöfung fie kämpfen 
fol, unmöglid) eine Eräftige Stüge für das ihr noch nicht 
einmal offen bargelegte Ziel ber Revolution geben konnte. 
Nur wer lanbesverrätherifch auf die (von ben pro— 
viſoriſchen Regierungen in Baden und in der Rheinpfalz bes 
kanutlich nachgeſuchte) Hilfe der Sranzofen*) rechnete, und 
ed darauf ankommen Iaffen wollte, daß bie Ruffen und 
Franzoſen in unferem Vaterlande und auf beffen Ko— 
ften den Bürgerkrieg ber Deutfchen unter ſich von zwei Sei- 
ten unterftügen und zu ihrem Vortheile ausbeuten, konnte 
auf einen größern Erfolg zählen. Daß keine Verbreitung bes 
*) Schon bei der Offenburger Verſammlung am 13. Mai trat Gaveye 
als Rebner auf, und indem er der Berfammlung einen Gruß der Fran 
zofen bradte, fügte er bei, daß er beauftragt fel, fie der Sympathie 
" unb Unterftüßung ber Srangofen zu verfidiern. Velantilich fuhten dan 
die proviſorifchen Regierungen von Baben md der Rheinpfalz die fran» 
zöffhe Hilfe auch wirklih mad, und als {m Juni 1849 in Paris 
die Rothen einen neuen Aufruhr erregt Hatten, beeilte jih Brentano, 
hier in ber f..9. fonftitulrenden Verfammlung und durch öffentliche Ans 
fläge, ſowie in der Karlsruher Seitung, ot freubige, aber Falfıge, 


Radırit zu verfünben, daß ber Präfident ber Republik verjagt [ei 
und die Gorial+-Demotraten gefiegt Haben. Bu 
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Aufſtands in andern deutſchen Staaten von ſolchem Um— 
fange erfolge, daß er gegen die größern deutſchen Mächte 
die Uebermacht gewänne, war ſchon am 13. Mai zu erkennen 
und jedenfalls nach Umlauf der erften 8 Tage völlig Klar. 
Wäre aber in biefer Beziehung aud ein größerer Erfolg ein= 
getreten, fo hätte dev Bürgerkrieg nur länger gedauert, 
das Endergebnif wäre aber immer bas nämliche, und 
nur das Elend noh umfaffender, allgemeiner ge- 
wefen *). 


$. 193. 


Der ganze Verlauf, hier wie in einigen andern Ländern, 
bat nun naturgemäß einen Gegenfag hervorgerufen. Die 
Regierungen, welche über die Revolution Sieger wurden, 
machen ihre erlangte Gewalt natürlich wieder ftärker geltend. 
Sie find dazu nicht nur im Interefie der Ordnung, da 
und bort vielleicht auch wegen zu engherziger Bewahrung ei= 
gener Rechte, fondern zugleich, durch die geänderte Stim= 
mung eined großen Theild ber Bevölkerung felbft ver- 
anlapt. Namentlich in Baden treten nicht nur Diejenigen, 
bie alles freiheitliche Leben im Molke überhaupt fürchten, 
mit ihren Anfichten wieber lebhaft hervor, fondern auch bis— 
herige Freunde der Freiheit ſchließen ſich ihnen an, da fie 
durch das Unheil, welches die aus freiheitlichen Beftrebungen 
im Allgemeinen nah und nach herausgewachfene rev o= 
Iuttonäre Bewegung im Gefolge Hatte, zu andern Uebers 
zeugungen gebracht, oder wenigſtens eingefchüchtert wurden. 

In Baden, wo bie revolutionäre Verwüftung am weites 
ten gekommen und bie Nachwehen jegt am größten find, iſt 
dieſer Umſchlag natürlih am ſichtbarſten. Mancherlei Ver— 
haͤltniſſe begünſtigen auch eine Längere Dauer dieſer Wirkung 
unſerer Revolution. Auf einem nur durch dieſe Ereigniſſe 


*) Selbſt wenn es durch was immer für außzerordentliche Zwiſchenfälle ger 
fungen wäre, die deutſche Republil zu errichten, fo würbe dod durch 
die eigenen Innern Bermürfniffe und äußere Cinwirkung die Reflaus 
ration beförbert worden fein, unb bie republlfanifche Cinrichiung jeben- 
fols eine torze Dauer gehabt haben, 
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gerechtfertigten Wege hat die Regierung conſervative 
Männer an die Verwaltung der einzelnen Gemeinden ge— 
bracht, und bie revolutionären Blätter unterbrüdt. 
Eben fo begründete der anfängliche, über das ganze Land 
erſtreckte, Sieg des erft durch ſtarte Bundeshilfe wieder über— 
waltigten Aufruhrs nun eine geſchärfte und länger 
dauernde Ausdehnung des Kriegszuſtandes über das ganze 
Land. Dazu kommt, daß, während beim Hecker'ſchen und 
Struve'ſchen Unternehmen nur ein Theil ber Revolutions= 
fühtigen mitzuwirken Gelegenheit hatte, im Mat und Juni 
1849 alte nur irgend bedeutfamen derartigen Perfünlichkei= 
ten fih heroorthaten, und jegt entweder flüchtig oder ver- 
haftet find, fo daß fein eigentlicher Wühler mehr frei im 
Lande ift, ihre untergeordneten Anhänger aber theils durch 
den allgemeinen Kriegszuftand, ber zugleich das Wider- 
auflommen ber revolutionären Breffe hindert, 
theils durch den gefteigerten Unwillen der Beffer- 
gefinnten und ber früher Theilnahmlofen nie= 
dergehalten find. Auch ift, wenn gleich noch nicht bie 
Schweiz, denn doch bie unmittelbare Grenze von ben 
das Feuer fehürenden Flüchtlingen mehr gefäubert, als frü= 
her. Berner ift in Rechnung zu bringen, daß die National= 
Berfammlung mit ihrer revolutionären Linken, welche bie 
Aufregung mächtig unterhielt, nicht mehr tagt, und daß über= 
haupt bie beutfche Revolution für jegt niederge— 
ſchlagen ift, während doch die Zuftände Badens regel= 
mäßig und hauptfählih nur von dem, was in andern 
Ländern geſchieht, abhängen. 

Auf der andern Seite find bie deutfchen Verhält- 
niffe auch jegt noch nicht geordnet und Hier, wie in unfe- 
rem großen Nachbarftante, find immerhin wieder Ereigniffe 
möglich, welche zündend wirken. . Sole Ereigniffe können 
nad Umftänden in ganz Deutfehland nur größere Reaktion 
hervorrufen, aber vorübergehend auch alsbald, oder in Folge 
der Reaktion fpäter, entgegengefeste Erfolge haben, und 
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ſo die friedliche Entwicklung in verderblicher Weiſe auf lange 
hin ſtören. 

Sieht man indeſſen ganz ab von ſolchen unglüdlichen, 
zerftörenden, vielleicht blutigen Zwifchenfällen, fo würde man . 
auch fonft fich jedenfalls irren, wenn man überhaupt, unter 
was immer für Umftänden, auf eine fehr lange Dauer 
der Ermattung oder einer ganz ruhigen Entwielung reinen 
wollte. Dies würde der Natur des gefellichaftlichen Lebens 
und insbefondere jener unferer gegenwärtigen Entwiälungs- 
ftufe widerfprechen. 


Der kritiſche Geift wird, fobald man fi von ben Schred- 
niffen der Revolution mehr erholt hat, feine Arbeit von neuem 
beginnen, und alle Bajonette reichen nicht hin, ihn hievon 
abzuhalten. Eben fo wenig vermögen die Bußpredigten und 
bie Ermahnungen zur Die lange Zeit eine nachhaltige Wir- 
tung zu aͤußern. 


Nach dem, mas ic) oben in ben Abfchnitten I. und IL 
auseinandergefeßt habe, bin ich der Meinung, ba man Feine 
der im Jahre 1848 zugefagten ober durch die Ideen und Be— 
bürfniffe des Jahrhunderts noch weiter geforderten freiheitlichen 
und volfsthümlichen Ginrichtungen zurüdhalten, ſondern 
den ‚gegenwärtigen Ruhepunft, die Beit der Ermattung, Er— 

holung und Befinnung nur dazu benügen follte, fie jo weit 
möglih auszubauen, in's Leben zu führen, und mit 
denjenigen Garantieen zu umgeben, welche, zumal in ber 
Mebergangöperiode, dem argen Mißbrauch e ber Freiheit 
(durch firenge Repreffingefege) fteuern, und in Beziehung auf 
die möglihft auszubehnende Betheiligung ber Bevöl— 
Eerung bei ber Verwaltung ber öffentlichen An 
gelegenheiten (durch ein verbefiertes Wahlſyſtem, durch 
Auflöfungsbefugnifle 20.) das Obenankommen ber vernünf- 
tigen, gemäßigten, Sreiheit und Ordnung lebenden, 
Elemente befördern. Ich habe hiebet nicht nur bie Aus— 
bildung des parlamentarifhen Syſtems ($. 21), fondern na= 
mentlich zugleich die volksthümliche Juſtiz (F. 27) und bie 
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volksthũmliche Verwaltung in den verfihiebenen Zweigen 
(86. 3 und 48, und auch 65. 23, 24, 26) im Auge. 

Auch wenn dies gefchicht, fo werben deswegen bie Miß— 
Bräuche, bie Angriffe und Bewegungen allerdings nicht aus= 
bleiben, denn fie liegen in dev Natur ber auf einer folden 
Entwicklungsſtufe angelangten bürgerlichen Geſellſchaft, aber 
fie werben leichter zu ertragen und bie Staatsgewalt wird 
gegen fie flärker fein, wenn ihr einerfeitd bie Strafgefehges 
bung mehr Schuß gegen ben Mißbrauch ber Freiheit gibt, 
und fie ſelbſt andererfeits mehr im Volke felbft fußt und durch 
die (in geläuterter Wahl) aus dem Volke hervorgegangenen 
wechfelnden Organe, welche die Verantwortlichteit mittragen, 
‚geftügt wird. 

So fehr es auch am Plage tft, daß in außerorbentlichen 
Ragen bei einem Ueberſprudeln des auf Zerftörung ober 
Auflöfung Hin arbeitenden demokratiſchen Geiftes, die centrale 
Gewalt, wo fie die Macht noch dazu hat ober wieder erlangt, 
durch Ausnahmsmaßregeln, durch einen ſtarken Schlag, wie 
der Ehenmaß in die verwirrten und aus dem Gleichgewichte 
gekommenen Berhältniffe bringe, fo wenig ift darauf als auf 
ein fändiges Syftem zu bauen.. Dem Bürenufratismus, 
der weitgehenden polizeilichen Ginmifchung, ber Gewaltherre 
ſchaft von oben herab hat die Macht der Ideen, die Leben- 
digfett bes öffentlichen Geiftes ihre fihere Grundlage entzogen, - 
und das Regieren wird, wenn man von den außerorbents 
Tichen Mitteln in außerorbentlihen Lagen abfieht, 
im Allgemeinen nur in der Art möglich fein, daß es 
ſich mit der Macht, die in den durchdringend und offen 
zu Tag Tommenden Interefien und Ideen des Volkes Tiegt, 
verbindet, fo daß bie Regierung eigentlich nur das Er— 
gebniß und ber Ausdruck diefer Ideen und Intereſſen ift. 

Wollte man je biefe Bahn wieder verlaflen, fo würde 
man bald, dies zu bereuen, von neuem Anlaß erhalten, und 
der Erfolg beftünde nur darin, daß der Entwicklungsprozeß 
Irampfhafter und mit mehr Leiden und Wehen vor fih 
ginge. 

23* 
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In Folge des jetzigen Umſchlags ſind nicht nur alle die 
Beſchultd igungen, welche dem vom März 1848 bis 4. Juni 
1849 beſtandenen badiſchen Minifterium von demokrat i— 
ſcher Seite gemacht wurden, erloſchen, ſondern der Tadel 
und bie Angriffe auf daſſelbe find nun von entgegenge— 
fester Seite gelommen. Während man früher von nichts 
als von bem, was bie Demokraten und vorwarfen, von 
Mißachtung ber Freiheit, von Verfolgungsſucht, 
von Härte, von Starrfinn oder Unbeugſamkeit ges 
genüber ben Volkswünſchen hörte, find jegt dieſe Klagen 
verholfen, und man hat nach Ueberwältigung ber Mairevo— 
Iution in öffentlichen Blättern dem im Juni 1849 abgetre- 
tenen Minifterium das bivefte Gegentheil, nämlih zu 
großes (den Verhältniffen nicht entſprechendes) fretheit— 
liches Beſtreben, zu viel Milde und Nachficht gegen bie 
NRuheftörer und ein zu großes Nachgeben gegen bie demo— 
tratiſchen Forderungen überhaupt, worin eine nachtheilige 
Schwäde gelegen fei, zum Vorwurfe gemacht. 

Alles, was In»biefer Beziehung gefagt wird, widerlegt zu= 
gleich jene frühern demokratiſchen Befchuldigungen, infofern. es 
einer ſolchen Widerlegung bei der Klarheit der Sache überhaupt 
bedürfte. Schade nur, daß diefe Widerlegungen nicht früher 
ſchon gekommen find, um etwa damals ein Gleichgewicht 
gegen bie demofratifchen Meinungen hervorzurufen, oder auch 
Mittel und Wege nachzuweifen, wie die demokratiſche Ueber— 
wucht zu bewältigen fel. Damals aber, da es Zeit gewefen 
wäre, zu reden und zu handeln, haben beinah Alle, die jetzt 
das Haupt Hoch Halten, wohlweislich gefhwiegen, wenn 
nicht gar mit in das Horn ber Demokraten geblafen. Es 
gibt fogar ſolche, welche jegt, ohne baf ihnen die Schamröthe 
in das Angeficht fteigt, darüber Hagen, daß man fie felbft 
zu viel habe gewähren laſſen, während fie früher unterftügt 
durch die allgemeine Stimmung in Deutfchland und durch 
die Paulskirche, insbefondere durch die dortige Linfe, das 
Ihrige reichlich dazu beitrugen, unter ben bamaligen Berhält- 
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niffen die Abwendung deſſen, was gekommen ift, unmöglich 
zu machen. B 
Nah gefhehenen Dingen tft Jeder reih an Gombir 
‚‚nationen, was man hätte thun follen, und doch habe ich noch 
nichts gelefen, oder gehört, welche fpeziellen Mapregeln 
bie jegigen Tadler, die nur fo in Baufch und Bogen von 
Energie reden, denn damals für geeignet und durch— 
führbar gehalten hätten. Es kommt ihnen nicht darauf 
an, ob der Großherzog etwa (in Folge folder Mafregeln) 
früher vertrieben worden wäre, und fie fagen nit, wann 
denn eigentlich der günftigfte Zeitpunkt dazu vorhanden 
gemwefen wäre. Sie geben nit an, melde gefegliche 
Mittel die Regierung, bie hinſichtlich der Verfolgung der 
ſtrafbaren Aufwiegler ꝛc. an ben Ausſpruch ber Gerichte ge— 
bunden war, noch hätte anwenden können und nicht ange— 
wendet babe, noch viel weniger berechnen fie den Erfolg der— 
felden; und wenn fie das Verfahren, von dem man fagen 
tönne: „la lögalite nous tue“ — tabeln, fo geben fie doch 
niht an, ob man etwa im Februar, März und April 1849, 
wo das wühlerijche Treiben ſich fo hoch gefteigert Hatte, alfo 
ſchon vordem Ausbruche des Mat-Aufruhrs die Ausnahms— 
zuſtände, welche nachher im Sommer 1849 eintraten, hätte 
einführen, und mit welchen Mitteln man fie damals hätte 
aufrecht erhalten follen. Man frage unfere Nachfolger und 
ich zweifle, daß Giner derfelben dafür Hält, fie Hätten, wenn 
fie früher berufen worden wären, das Amt auch nur über- 
nehmen können, viel weniger, daß fie vor ber Ueberwäl— 
tigung der deutſchen Revolution burd die große 
Bundesmacht rom Juni 1849 im Angefichte der damaligen 
deutſchen und badiſchen Zuftände, im Angefichte ber 
Grundrebte und ber Hinter benfelben geflandenen, vom 
Dolt und Militär für machtvollkommen gehaltenen 
National-Verſammlung bdiefenigen Ausnahme - Maß— 
regeln mit Erfolg Hätten ergreifen können, melde fie 
nad überwältigter deutfcher und badiſcher Revolution, 
nad Verjagung des revolutionären Reſtes ber Nativnals 
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Verſammlung und ber zahlreichen Feinde der Ord— 
nung im Lande, und geſtützt auf eine große getreue 
Armee, fo wie zugleich auf die nach Beſiegung ber Revo— 
lutlon naturgemäß eingetretene Ermattung oder Sinne 
änderung zu ergreifen in der Lage waren *). 

Die meiften Menfchen haben ein zu kurzes Gedächtniß, 
um fi eine bereitd vorübergegangene Rage in ihren 
Einzelndeiten und in ihrer ganzen Stärke noch vergegen- 
wärtigen, und das jegt und damals in Beziehung auf die 
Anwendbarkeit und Wirkung der Mittel mit einander 
gehörig vergleichen zu können. 


$.19. 


Richtig iſt allerdings, daß die Regierung und Kammern 
in volfsthümlichen Reformen weit gingen, allein wenn man 
von denjenigen, die in den Stürmen bes März 1848 (hier wie 
anderwärts) r aſch vollzogen werden mußten, alfo von ber 
Preßfreiheit und Volksbewaffnung und von dem nur für ver— 
einzelte Fälle fhon zum Vollzuge gelommenen Schwurgerichts« 
geſetze abfieht, fo waren die übrigen Reformen, fo weit fie 


*) Altes Hat feine Seit. Wer, wie man zu fagen pflegt, mit dem 
Kopfe durch die Wand tennen will, um auf dem nädften Wege etwas 
Sutes zu erreichen, iR ein Thor und macht des guten Bwedes ohn« 
erachtet die Sache nur ſchlimmer. Man muß die Kräfte abwägen, fos 
wohl die der eigenen Mittel, als diejenigen, welde nah ben Ums 
fänden in dem Öegner, in bem zu überwindenben Widerftande 
legen. Mein Nachfolger in der Innern Verwaltung, Staatsrath v. 
Marfgalt, Hat in der Sihung der 1. Kammer vom 18. Märy 1848 
ganz treffend geäußert; „Darin beftcht die ſchwere Kunft des Regierens, 
daß man — abgefehen von den (eigenen) individuellen Anfihten — 
für die gu wählende Richtung die Diagonale zu finden wille, melde 
den Kräften emtfprigt, bie fi überhaupt geltend zu maden 
fügen, allen Kräften, fofern fie nur nicht an unb für fi ver 
werflich find.“ 

„Aug, wenn man glaubt, daß viele biefer Kräfte zu Feinem 

uten Ziele führen, darf man ihnen doch niht unbedingt einen 
Damm entgegenfegen, denn ber Damm töbtet fie nicht, cr ber 
wirft nur, daß fie fih anfammeln, gegenfeitig Fräftigen 
und auf einmal verheerend Hervoriteten, während fie ans 
dernfalle — ift ihr Biel wirklich Tein gutes — auf dem Wege nad 
demmfelben vielleicht ermatten, ober dur andere Kräfte paralys 
firt werben.” 
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von politiſcher Natur und Bebeutung find, am 13. Mai 1849 
noch gar nicht in das Leben getreten. Sie können alfo zu 
der Revolution nichts beigetragen haben. Und was das Ge— 
währenlaffen ber Freiheit betrifft, fo iſt dasſelbe, wie 
oben dargeftellt wurde, zum Theil grund ſätzllich geſchehen, 
zum Theil war aber auch, fo weit es fih nämlih um 
den frevelhaften Mißbrauch handelt, das Einfehreiten ber 
Behörden, namentlich der Gerichte, theild weil ſich Viele 
wegen bes revolutionären Terrorismus vor ber Zeugenfchaft 
ſcheuten und damit die Ermittlung der Thatfahen erſchwer— 
ten, theils auch nach dem Zuftande ber Geſetzgebung aller⸗ 
dings unzulänglich, und ſelbſt durch die Grundrechte nicht 
unbedeutend geſtört. Es gibt übrigens viele, welche die Freiheit 
zwar theoretisch fehr Hoch fchägen und lieben, praktiſch 
aber in der wirklichen Handhabung derfelben und in ber 
firengen Beachtung ber darüber gegebenen Gefege nur 
Schwäche finden, und nichts mehr von der gerühmten Freie 
heit wiffen wollen, wenn daraus Bewegungen erwachſen oder 
überhaupt ein Mißbrauch fi zeigt, ohne zu bedenken, daß 
das mit dem Guten verbundene Uebel nie vollftändig abge= 
halten werben kann, und ohne zu erwägen, ob in einer ge= 
gebenen Lage die größere Beſchränkung nicht noch ge= 
fahrveller und je nad) dem Gange der Dinge no nach⸗ 
theiliger ift, als das Gewährenlaffen ſelbſt. Fe nachdem 
alsdbann der Erfolg fo oder anders eintritt, wird das Eine 
als verfehlt bargeftellt, und bie andere Eventualität nicht 
mehr in Anfchlag gebracht. Auch wird hier nicht in Anſchlag 
gebracht, daß in andern Ländern, die von einer revolu- 
tionären Webermwältigung durch die Gunft zufälliger Um— 
fände doch frei blieben, eben fo verfahren wurde, und nad 
dem herrfchend geweſenen Geifte, der von ber Paulsfirche aus 
unterhalten wurde, ohne bie gewaltfamen Störungen zu be= 
fördern, gar nit anders verfahren werben konnte. Der 
Unterfchieb ift nur der, daß Baden nah dem, mas. hier 
fon 1848 ftatt Hatte, und nad ber eigenthümlichen Lage 
des Landes an ber frangöfifgen und Schweizer-Grenze biefes- 
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mal zwar nicht vorausging, aber den Sachſen und insbeſon⸗ 
dere der angrenzenden Rheinpfalz alsbald nachfolgte, 
mährend andere Staaten in etwas günſtigerer Lage durch 
bie dazwiſchen gekommene und fchnell voraus angefün- 
bigte große Machtentwicklung Preußens vor dem Weiter- 
greifen gerettet wurben. 

In Einzelnheiten will ich nicht eingehen. Wer oben bie 
Abſchnitte IV.—XXIX. lieft, mag fih darüber, was in ben 
verfchiedenen vorgefommenen Fällen etwa weiter oder anders 
hätte gethan werben follen, beliebig felbft fein Urtheil bilden. 
Ich wünſche ſehnlich, daß nie mehr ähnliche Verhältniffe ein= 
treten, unfere jetzigen und fpäteren Nachfolger alfo gar nie 
in bie Lage kommen mögen, eine ſolche Regierungsweisheit, 
wie fie hier hätte helfen follen,. auch ihrerſeits zu verfuchen 
und zu erproben. 

$. 196. 

Der Entwicklungsprozeß, von dem ich oben in ben $$. 
30 und 31 ſprach, hat bei allen Völkern, die nad Langen 
Kämpfen und Verwirrungen auf die Grundlage der im par 
Iamentarifchen und volksthümlichen Syſteme endlich zu einer 
Verbindung dev geiffigen und materiellen Kräfte des Volkes 
mit ber diefelben nur vermittelnden und leitenden Regierungs= 
gewalt gelangt find, eine längere Zeit hindurch gedauert, bis 
endlich auf diefe Grundlage hin eine Art politifcher Abklä— 
rung (8.31) und damit, fo weit e8 die eigentlichen Macht= 
verhältniffe betrifft, eine andauernde Beruhigung oder 

doch Gefahrlofigkeit eingetreten ift. Die Zeit und das mehr 
oder minder ftürmifche Herankommen biefer Abklärung ift von 
der Weisheit der Regierungen und der Parteien, zugleich aber 
(und diefe ſelbſt) von taufend einmal beftehenden Verhält- 
niffen im ſocialen, kirchlichen und bürgerlichen Leben, vom 
Charakter des Volks, von feiner Gefchichte, von feinen Ver— 
Hältniffen zu andern Völkern und von deren eigener Ent 
wielung abhängig. 

Eine befondere Schwierigkeit Tiegt bei Eleineren Staa— 
tem noch darin, daß wegen des Mangels. herporragender 
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großer Intereffen, deren Schwere gewiflermaßen bie Ord⸗ 
nung, und indbefondere den erhaltenden Sinn der Repräfens 
tatton verbürgt, fo wie wegen der Leichtigkeit einer Über bas 
ganze (Heine) Land fi verbreitenden Berftändigung und 
Bethörung das parlamentarifhe Syftem ſchwerer durch⸗ 
zuführen ($. 21) if, und ferner darin, daß ſolche Feine Län- 
der nicht leicht eine völlig felbftftändige Politik verfolgen 
Eönnen, fondern naturgemäß von ber Politif mächtigerer, 
mit ihnen in Verbindung flehender oder body nach bem Ge— 
fege der Schwere matertell verbundener, Staaten vielfach 
abhängen. 

Das Letztere ift insbefondere da von Bedeutung, wo, wie 
in Deutſchland, verſchiedene Kleinere und größere Staaten in 
einem, durch die gemeinfchaftliche Nationalität geftügten, ber 
fondern Verbande fiehen. ft eine folhe Verbindung 
Teine bundesftaatliche in dem Sinne, daß bie wichtigften 
politifchen Verhältniffe durch cine gemeinfame Geſetz— 
gebung geregelt werben, jo tft die Entwicklung in ben ver= 
ſchiedenen Ländern diefer Art gar ungleich. Sie haben 
die nämlide Sprache, alfo eine gemeinſchaftliche 
Breffe, ein gemeinfhaftliches öffentliches Denken und 
daneben doch verſchiedene pofitive Organe, welche jene 
Gedanken würdigen und in das Leben führen follten. Daher 
tommt, daß im Widerſpruche mit jenem gemeinfamen Gedan— 
ten und Interefie nach Perfönlickeiten oder andern zufälligen 
Umſtänden das eine Land vorangeht, das "Andere zurückbleibt, 
ober bei dem, was einmal an ber Tagesorbnung iſt, Jedes dem 
Andern es zuvorthun will. In dem Einen oder Andern meh— 
rerer Heinerer Staaten wird gar leicht etwas Unreifes durchs 

gedruͤckt, was ber Mehrheit der Bevölkerung noch keineswegs 
entfpricgt, und dies ift dann für gleiche unreife Gedanken 
in einzelnen andern Ländern eine Anregung und nach Umftän= 
den ein überwältigender Sporn. Bon andern (vielleicht mäch— 
tigen) Seiten wird etwa wegen des im Belfpiel Tiegenden 
Reizes au in entgegengefegter Richtung eingemwirkt, 
and die Regierung bes einzelnen Landes kann dadurch verans 
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laßt werben, mit der dortigen Stimmung, ohne fih doch auf 
den parlamentarifch ausgeſprochenen Willen der Mehrheit 
des Geſammt-Vaterlandes berufen zu können, ſich in 
Oppofition zu fegen, was wieder dem parlamentarifchen Sy— 
fteme hinderlich ift. 

Durch den Andrang von innen und Gegendrud von au= 
gen erfolgt in den einzelnen Fleineren Staaten ein die Rechtd- 
befeftigung ftörendes, und eine ftete in ſich fonfequente Ent- 
wicklung erſchwerendes Hin= und Herzerren, — und bies 
Außert ſich am nachtheiligſten bei ſolchen (Kleinen) Staaten, 
melde, fei es wegen täglicher Berührungen mit Nachbarn, 
die etwa eine andere Staatsform haben, ober fet es 
wegen des Temperaments oder Karakters des Volkes, oder 
wegen was immer für anderen Verhältniſſen, beſonders raſch 
vorangetrieben, und nun ohne parlamentarifche Form, bei der 
fie mitwirken, gleichfam durch bie biplomatifche Einwir- 
tung Anderer darin zurücdgehalten werden. 

Ohnehin haben ſolche Fleine Länder keine große Politik, 
welche in mächtigen Staaten die Geifter befchäftigt, die Lei— 

denſchaften abforbirt und fie von dem blos demokratiſchen Wucher 

im innern Volksleben abwenbet. Aus ber Kleinheit der Ge— 
nenftände ber öffentlichen Diskuſſion erwächſt auch ein 
einer Getft, der überall an bas Kleine den Mapftab des 
Großen legt, und als Sturm im Glafe bie Mächtigen here 
ausforbert. Selbſt die Preſſe wird eben in Ermanglung 
jenes großartigen Wirkungskreifes deſto ſchmutziger und 
Hatfhiger. 

Dazu kommt, da, wenn einmal ein bewegtes öffentliches 
Leben vorhanden, bie Autorität ihres hergebrachte n Schim- 
mers entEleidet und auf ihre natürliche Größe herabge— 
ſunken ift, die Regierung eines Tleinen Staates, abgefehen 
davon, daß ein einmal angefachter Wind dort Leichter bie 
Heine Geſammtheit ergreift, jedenfalls. ſchon gegenüber 
den Teilen und Einzelnen weniger Macht, nämlich weder 
baffelde große Anfehen, noch biefelben Hilfsmittel 
hat, wie bie Regierung eines gro gen Staates, Sie hat au 
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nicht biefelbe Gelegenheit zu großen Truppenverleguns 
gen, wodurch ber militärifche Geift bewahrt und der Soldat 
der nahen Berührung mit feinen Angehörigen und ber Ver⸗ 
führung mehr entrüdt wird. 

Aus allem Diefem ift erklärlich, daß außer ben großen 
Intereſſen, welche eine nationale Einigung als ſolche, ind= 
befondere gegenüber andern Völkern, zu fördern geeignet 
wäre, auch bie erwähnten Schattenfeiten ber Kleinftanterei 
im Innern bei Vielen den Wunſch nad) deuiſcher Gemeins 
ſamkeit, nad einem eigentligen Bunbesftaate her— 
vorriefen oder ftärften, nach einem beutfchen Bundesftaate, 
worin nicht nur das, was unter den Staaten gegenfeitig 
iR, oder auf der Gemeinfamleit des materiellen Bere 
kehres beruht, fondern noch viel Anderes, überhaupt Al⸗ 
les, was eine gleichförmige politifhe Entwid« 
Tung bebingt, durch eine einheitliche (und parlamen= 
tarifche) Gewalt beflimmt und geleitet wird. Hier verleiht 
das Ganze ben Theilen Kraft, und es wird ſowohl durch 
die Gemeinſamkeit der Einrichtungen, als auch durch bie be= 
deutfame Stellung, welche bie Gefammtheit andern Nationen 
gegenüber erwirbt, durch die gemelnfame Höhere Thätigkeit 
der Nation in ber Preffe und insbefondere in dberfepräs 
fentation ein größerer politifher Geiſt erzogen. 
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Am meiften Hat gerade Baden die Folgen der aus ber 
deutſchen Zerriffenheit entfpringenden ungleichen Entwid« 
lung, und des Mangels einer engern Verbindung der gan« 
zen Nation zu beffagen. Die alten badiſchen Stammlande 
machen nur einen Eleinen Theil des jetzigen Großherzogthums 
aus. Durch die franzöfiſche Uebermacht wurde das ehema⸗ 
lige Baden zerriſſen und in Folge des Lüneviller und bes 
Preßburger Friedens aus ben verfhtebenften Beſtand— 
thellen nem (und größer) zuſammengeſe tzt. Bor mehr 
als 40 Jahren. wurden baher dieſe fo. verfchtedenen Theile 
durch neue gleichförmige Organifattonen Allem, an was fie 
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bis dahin gewöhnt waren, entfremdet. Es iſt natürlich, daß 
biefe Theile, denen es an einem alten, feften Innern Bande 
fehlte, eben durch jene, in die Einzelheiten des Volkslebens 
gegangenen vielfachen Aenderungen ben Sinn für das Ge— 
THihtliche verloren und einer Nachahmungs⸗ und Neue— 
rungsſucht mehr verfielen, als Länder, die ſchon von alter 
Zeit Her zufammengehörig ihre ſtark verwachfenen Verhalt 
niſſe nicht ſo ſehr abſchüttelten oder veränderten. 

Außerdem erſchwerte auch die ausgedehnte geographiſche 
Geſtaltung des Landes die innigere Verbindung. Dazu die 
lange Grenze an ber Schweiz hin, wo insbeſondere in neuer 
Zeit alle politifchen Verbrecher und Unzufriedenen eine Zur 
flucgtsftätte Hatten und den Geift der Auflöfung nährten, fo 
wie an Frankreich, von wo bie Stürme wiederholt heräberr 
gefommen find. Drängte deßhalb in Baden alles ſtets voran, 
fo ergab ſich auch ein bedeutendes Mifverhältnig deffelben zu 
dem Entwidlungsgange anderer deutſcher Länder, und es folg⸗ 
ten eben darum hier, 3. B. im Jahr 1832, and) bie ftärkften. 
Rückſſchläge, wodurch bie Unruhe und die Auflöfung nur 
befördert wurde. 

Diefer bewegliche Geift wäre bei einer feften Verbindung 
bes Landes mit dem Gefammtvaterlande und dem parlamens 
tariſch geregelten politiſchen Ginfluffe der Gefammtheit ganz 
unſchädlich, und in mancher Beziehung fowohl wegen ber 
Wechſelwirkung der Stanten unter fi, als auch wegen ber 
mit jenem Geiſte verbundenen größeren Thätigfeit noch vor— 
theilhaft gewefen; aber in ber Abſonderung war er befonders 
dann verberblich, als bie Macht bes alten Bundes. ver- 
ſchwunden und die gefuchte neue andere Verbindung noch nicht 
hergeftellt war. Sammelten fi nun bier eine Anzahl Feder 
ober exaltirter unruhlger Häuptlinge, fo fanden fie für ihre 
Plane günftigen Boden, und Unterftügung von ber Grenze 
aus. Die von benfelben gemachten und zweimal nieberges 
ſchlagenen Verfuche vermehrten die Verarmung und damit die 
Quelle neuer Unzufriedenheit, die durch das Syſtem der Lüge 
von innen und von außen genährt wurde. 
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Wurde nun das durch die früheren Rückſchläge hier 
mehr als anderwärtd genährte und tiefer gedrungene Miß- 
trauen in die auf gefeglichem Wege zu erreichende Bes 
friedigung ber deutſchen Nation durch die Nichtanerkennung 
dev Reicheverfaffung von Seiten mehrerer größerer Staaten 
noch gefteigert, und entitand fofort in Folge des Streites 
über die Reichs = Berfaffung als eines beftärzenden großen 
Greigniffes in mehreren andern deutſchen Ländern, bie 
zur Nachfolge reisten, bedeutender Aufruhr, fo fanden bie 
Demagogen hier ein freies Feld, felbft unter bem Vorwande 
der Geſetzlichkeit auch die Truppen zum Abfalle zu brin= 
gen, und bie friedliche Mehrheit bes Volkes, die ohne ernfte 
und aufopfernde Widerftandskraft und überdies durch bie Ab⸗ 
lehnung ber Reichsverfaffung von Selten größerer deutſcher 
Staaten zum Theil ſelbſt aufgebracht war, zu überraſchen 
und durch bie gegen bie Vereinzelten gerichtete Gewalt zu 
beherrfchen. Sie Eonnten biefen Zuftand, zumal bei der gleich- 
zeitigen Machtlofigkeit der Gentralgewalt und unferer benach— 
barten Staaten, zu ihren verfchiebenften Zwecken benügen, und 
jedenfalls e8 unternehmen, von hier aus, wo ohnehin bie 
Gehilfen des Auslands fehnell zur Hand waren, bie Revo— 
Intion überhaupt über ganz Deutſchl and zu verbreiten, 

$. 198. 

Das Uebel figt tief, es liegt nicht nur in ber augen— 
blicklichen politifchen Verwirrung der Köpfe, fondern auch in 
der Schwierigkeit, die deutſchen Zuftände in genügender Weife 
zu ordnen, bie gefchichtliche Zerriffenheit, die zugleich durch 
die Herrſchſucht und die partifularififchen Beftrebungen Ein= 
zelner und ganzer Stämme genährt wird, zu heben und eine 
ſtarke volksthümliche einheitliche Macht und Verbindung zu 
gründen, — und ferner zugleich in den aus der jegigen Civili— 
fation und Uebervölterung berauswachfenden focdalen Miß— 
ſtänden. Abgefehen von dem legtern Punkte, ber auch bei 
andern, politiſch fhon entwickelten Völkern ein nagender 
Wurm ift, wird auch der politiſche Gährungsprozep in 
den verfchiebenen Richtungen noch manches Unheil über Deutfch« 
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land bringen, bis wir bei dem Zuſtande einer Abklärung 
und insbefondere bet einer ben Bebürfniffen ber Nation ent 
ſprechenden Gefammtverfaffung angelangt feyn werden. Es 
war 1848 und 1849 ein der Phantafien entprungenes ver= 
meffenes Hoffen, fo leichten Kaufes biefes Ziel zu erreichen. 
Doc ift, mag auch der unmittelbare Erfolg ein noch fo ſchlim⸗ 
mes Anfehen haben, immerhin ein großer Schritt vorwärts 
geſchehen, denn ein folder Schritt Tiegt felbft in dem Uebel, 
welches auf dem Wege zum Volltommneren fid findet. 
Es iſt eben fo wenig Grund vorhanden, jetzt muthlos und 
unmännlich verzagend bie Hände in ben Schoß zu legen, als 
Grund zu den frühern träumerifchen Hoffnungen vorhanden 
war. Es find durch bie neue Zeit Ideen ſtark geworden, 
die nicht mehr zurädgebrängt werben können, mag auch das 
Unkraut, das damit heranwuchs, noch fo unglüdfelig fein, 
und möchten aud bie aus diefem Unkraute hervorgegangenen 
Erſcheinungen entgegengefester Art noch fo fehr zu be= 
Hagen fein. 

Um die beiberlei Uebel zu mildern, thut es Insbefondere 
tn unferm, am ſchwerſten getroffenen, kleineren Vaterlande 
Noth, daß ale Wohlgefinnten, wie weit auch fonft ihre Anfichten 
verſchieden fein Eönnen, zuſammenwirken und unter fi 

Et Hader ruhen laſſen, um mit vereinter Kraft bie unige= 
flürzte Ordnung wieder aufzubauen und nur mit biefer 
und durch biefe die gefepliche Freihe it zu befeftigen. Es 
muß wieder eine ſtarke Gewalt zum Schuge ber Ord⸗ 
nung wie der Freiheit, für bie öffentliche Sicherheit, 
wie für das Recht gegründet ($.193), und damit zugleich der thö— 
richte Gedanke, daß Baden als eigener Staat Iebensunfähig 
fet *), thatfächlich widerlegt werden. Es bürfte in Baden 


*) Es {ft ein feltfamer Gedanke, Baden wegen feiner, doch größtentheile 
aus bem Buftande des Gefammtvaterlandes erwahfenen, Revolution 
für Tebensunfäßig zu Halten. Mit weit größerem Rechte müßten dann 
auch Srankreid und Stalten als Iebensunfählg erlärt werben, und eben 
fo Defierreich das zur Wieberherftellung der verfaffungsmäßigen Ger 
walt, gleihfals fremder Hilfe beburfte. Muh hätte man Dafielbe vor 
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nach der Schule des Lebens, durch die es gegangen, biefe Wi⸗ 
derlegung jegt leichter fein, als in manchen andern Ländern, 
die fonft auf ähnlicher Stufe ſtehen. If es im Allgemeinen 
auch erfolglos, während bed Brandes zur Beruhigung zu mah« 
nen, fo erregt doch die abgebrannte Stätte wieder ernfteres 
Denken und Sinnen, wie für die Zukunft das Fortkommen 
wieder zu fihern fei, — fie macht wenigſtens für die Zeit 
bes Wiederaufbaues geneigter, daß Gegner fih die. Hände 
reichen, fofern fie (auch bei verfhiebenen Farben) nur 
veblichen Willens find. ° 

Selbſt in Beziehung auf die beutfche Verfaffung, von 
welcher die Zuftände Badens und ähnlicher Staaten, fowie 
jene der Geſammtheit alsfolcher wefentlich abhängen, wird 
die Tebendig gewordene Idee, wenn aud bie alt verwachfenen 
Uebelftände im Vereine mit den Ausfhweifungen von 1848 
und 1849 ihre Verwirklichung erſchweren oder verfümmern, 
nicht ohme Früchte bleiben. 

Die göttliche Vorfehung führt durch allerlei Prüfungen 
zum Ziele, und große Verbefferungen im Leben ber Völker 
gehen felten glatt und eben vor fih. Ste find: gewöhnlich be= 
gleitet oder, auch hervorgerufen duch große Leiden, durch 
welche die Völker erſt dazu reif und würdig werben, und es 
liegt eine große Wahrheit in dem Ausſpruche Shakespeares: 

„Süß ift bie Frucht der Widerwärtigfeit, bie 

gleich der Kröte häßlich und voll Gift einen köſt⸗ 

lien Juwel im Haupte trägt.” 


2 Jahrzehnten von Spanien und Portugal und früher ſelbſt von 
England und den Niederlanden fagen müffen. 

Sin Bebürfniß für Baden, eben fo aber auch für andere beat, 
fe Staaten größeren ober geringeren Umfangs, If es allerbinge, 
daß eine engere Verbindung der beutfien Staaten eintrete, bucdh 
weiche nicht me mittelft feſt organifirter gegenfeitiger Unterflügung bie 
Siperheit der Theile verbürgt, ſondern auch, wie fon oben erwähnt, 
eine gieichformige politife Entwidlung zum Schupe ber Frelheit und 
Voltsrechte, wie zur Abwehr des Mipbrauhs, im gemeinfamen 
Intereſſe gewährlelftet wird. B 
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Yorwort. . 


So weit die in vier Adtheilungen erfchienene *) 
Drudfchrift des Frhru. Heinrich v. Andlaw über den 
„Aufruhr und Umſturz in Baden“ ſich auf Baden 
bezieht, iſt fie gegen unſere konſtitutionelle Verfaſſung 
und Geſetzgebung, ſodann gegen meine Verwaltung 
und gegen meine Grundſaͤtze gerichtet. 

Das Erftere berührt mich nicht, da ich am 19. De— 
zember 1846, als ich an die Spitze des Minifteriums 
des Innern trat, die von Frhrn. v. Andlaw befämpfte 
Berfaffung und (mit geringer Ausnahme) auch die 
übrige Gefehgebung ſchon vorfand. Eben fo würde ich, 
was die Verſchiedenheit unferer allgemeinen Anſichten 
und die harten Urtheile gegen mich betrifft, darin 
Seinen Anlaß zu einer Erwiderung finden. Eine ſolche 
wäre für Den, der mein Buch über „die Bewegung 
in Baden“ gelefen Hat, überflüffig, und von Dem- 
jenigen, der daſſelbe nicht las, koͤnute ich doch kaum 
erwarten, daß er meine jetzige Erwiderung leſen wuͤrde. 


*) Der 1. Band wurde im Juli 1850 und der IV. im Juli 1851 
weögegeben. 
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Ohnehin hat Frhr. v. Andlaw meine Anfichten in 
manchem Punkte nur irrig aufgefaßt. Abgefehen hie- 
von aber wird es mir fo weit feine Anfichten con= 
fervativ ſind, willkommen ſein, wenn ſie ſiegen. Ich 
fürchte überhaupt die Revolution, die deſtruktiven Grund⸗ 
füge, und ihre Gewalt weit mehr, als eine mögliche 
zu große Beſchraͤnkung der Freiheit, melde, fo jehr 
jegt auch Viele es wieder fürdten, nie mehr von 
Dauer fein kann, — und wenn ich Manches, mas 
Andere für conſervativ halten, mißbillige, fo geſchieht 
es nur darum, meil ich daffelbe nicht für confervativ 
halte, vielmehr die Ueberzeugung hege, daß darin nur 
eine Nahrung für den deftruftiven Geift und fomit 
eine Duelle der Revolution Tiege, 

Auch die Heftigen Angriffe gegen mich und meine Ver- 
waltung würden mich, jo maßlos fie ſich auch (nament- 
Ti wieder in der IV. Abtheilung) fteigern, zu Feiner . 
Gegenfchrift beftimmen. Ich habe in der nämlichen 
Periode, auf die fich jene Angriffe beziehen, in ent⸗ 
gegengefegter Richtung den ſchwerſten Unglimpf von 
ben Demagogen und verblendeten Maffen mit Gleich- 
muth ertragen, fo daß ein Aehnliches von Frhrn. von 
Andlaw und felbft der Spott, den feine Schrift ent- 
Halt *), mich nicht mehr zu beunruhigen vermag. 

Was mich veranlaßt, die Feder zu ergreifen, ift nur 
die gefehichtliche Wahrheit, indem ich es für Pflicht 


*) Dan ſehe 3. 8, 1. 16, 17, 143, 161, — IV. 113*, 124, 138% 0. 
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halte, verſchiedene (mich mittelbar oder unmittelbar 
betreffende) unwahre Thatſachen zu berichtigen, 
welche direkt oder nur folgerungsmeife (durch falſche 
. Unterftellungen) in der Schrift vorgetragen find. Mit 
Recht fagt. Schr. von Andlaw in der Vorrede zur 
1. Abtheilung: „wie unlauter find oft die Quellen!“ — 
Ich erzählte in meiner „Bewegung in Baden“ nur, 
was mir aus eigener Wahrnehmung, oder aus amt⸗ 
lichen Quellen befannt war. So werde ih es auch 
bier halten. 

Auf eine allgemeine Beleuchtung ber v. Andlaw⸗ 
ſchen Schrift in allen ihren Theilen Tafje ih mich 
nicht ein, und was ich außer der Berichtigung von 
Thatſachen vorbringe, fol nur zum Verftändniffe des 
Ganzen, und zur Aufklärung der wichtigften (fchein- 
baren oder wirklichen) Meinungsverfchiedenheiten dienen. 
So weit ih dabei noch auf dad Verneinungs ſyſtem 
meines Gegners und auf bie in feinen Behauptungen 
vielfach Kiegenden Widerfprüche Hinmeife, gefchieht es 
nicht, um ihn felbft ebenfalls anzugreifen, fondern 
nur weil dadurch die Schwäche feiner eigenen Angriffe 
defto Harer und bie Wahrheit defto einleuchtender wird. 


Rarleruhe, 19. September 1851. 


Berk. 
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Drudfehler. 


Auf Eeite 154 in der Note, zweite Zeile von oben iſt flatt Staats⸗ 
glieberungen“ zu Iefen: „Standes gliederungen.“ 


Einleitung. 


Ba jedem öffentlichen Unglüde fragt man mit Recht nad 
den Entftehungsgründen, um der Wiederkehr, wo möglich, 
vorzubeugen. 

Aufrichtig und ehrlich kann man von verſchiedenen Gefichts- 
punften aus die Gründe oft in ganz entgegengefepten 
Richtungen finden oder zu finden glauben. 

Schr, v. Andlaw erfennt fhon nah dem Titelblatte feiner 
Schrift den Aufruhr und Umfturz in Baden „als eine natürs 
liche Folge der Landesgefeggebung.“ Daneben greifter 
in der Unterftellung, daß diefe Landeögefeggebung mit den von 
mir entwickelten Fonftitutionellen Grundjägen im Einflange 
ftehe, diefe Grundfäge und die daraus entfprungene Haltung 
der Regierung als den Erfolg begünftigend an. 

Was nun unfere Eonftitutionelle Verfafjung und die übrigen 
in dem Buche beſprochenen Geſetze betrifft, welche zunaͤchſt 
als die eigentlihe Urfache des Umfturzed angenommen wer- 
den, — fo meine id, eine einzige Betrachtung hätte bei biefer 
Annahme wenigftend bedenklich machen follen, die Betrach⸗ 
tung nämlih, daß ja im März 1848 die gleihen Erſchei⸗ 
nungen, wie bei und, auch in andern deutſchen Ländern 
zu Tage kamen, wo doch nicht diefelben Gefege und Eon- 
ftitutionellen Einrichtungen vorhanden waren, 

Ich will nicht von Baiern und Sachſen ſprechen, wo fpäter 
der Aufruhr ebenfalls nur mit fremder Hilfe niedergefehlagen 
wurde, Man Fönnte fagen, daß dort ähnliche Gefege und 
Einrichtungen, wie in Baden beftanden haben. Ic weife 
vielmehr auf Oeftreih und Preußen hin *). In Preußen 


*) Bon Spanien, Portugal und Italien, wo feit 30 Jahren wiever- 
Holt ſolche Revolutionen und zwar der hartnaͤckigſten art areuelvollſten 
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beftand im Anfange des März 1848 noch Feine Vollsver⸗ 
tretung im v. Andlaw’fhen Sinne, und in Deftreih waren noch 
gar Feine politifhen Neuerungen **) zugelaffen, fondern Alles, 
im Gemeindeleben wie im Staatsleben, beim Alten gelaffen, 
und doc ift der Aufruhr in Wien und Berlin noch früher 
zum Ausbruche und felbft zu vorübergehender Herrfhaft ger 
Tommen, als in Baden ***), 

Es Fönnen alfo nur die gemeinfhaftlihen oder gleich» 
artigen DVerhältniffe von ganz Deutfhland die deutſchen 
Völker für die Revolution, die von Frankreich aus ſich her 
über wälzte, empfänglich gemacht haben, fo daß ber politifche 
Weſtwind die durch jene Innern gemeinfhaftlihen oder gleich 
artigen deutſchen Verhaltniſſe bereits wankend gemachten 
Stügen und das darauf ruhende Bauwerk leicht umzuſtuͤrzen 
vermochte. 

Ich will von der Innern Güte der von Frhrn. v. Andlaw 
fo fharf angefochtenen Zeit-Ipeen von politiſcher Freiheit und 
Volksrechten jegt nicht fprechen, aber die Macht diefer Ipeen 
und die Thatfahe, daß ber Widerfprug derfelben mit 
den wirklichen Zuftänden bie Erfhütterung der Jahre 1848 
und 1849 hervorbrachte, wird mit hellen Augen Niemand 
laugnen. Die Bundestagspolitik, nur von den Kabineten, 
namentlich der zwei großen deutſchen Staaten, ohne Bethei- 
ligung der Nation geleitet, ließ jene Ideen nicht zu der unferer 
Entwidlungsftufe entfprechenden Geltung fommen, und wußte 
ihr praktiſches Aufkommen doch nit vollftändig zurückzu⸗ 
halten, noch viel weniger aber ſie aus dem Reiche der Geiſter 
zu verdraͤngen. Daher die aus der Halbheit hervorgegangene 


Art waren und wo (In Jtallen) gerade im Jahre 1847—1849 das meiſte 
Blut floß, will ich gar nicht ſprechen. Daß dort Apnlihe Geſetze und 
Regierungsgrundfäße wie bei und befanden, wird Niemand behaupten. 

+) Metternich ging, wie v. Andlaw fagt (IV.), von ber Anfiht 
aus, die Zeit müffe die Geſchichte machen. 

**e) Man kann zwar fagen, daß die Grunbfäge, welche v. Andlaw 
als die Grundfäge der Revolution bezeichnet, im März 1848 in Oeſtreich 
und Preußen ebenfalls oben an gelommen feien (Abt. TIL, Borreve 
©. Vi). Da waren fie aber immerhin nicht die. Ur ſache, fondern 
ihre Mursiennung war nur bie Bolge, der Revolution. 
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Loderung md die nod immer übrig gebliebene große Klnft 
wiſchen der feftgehaltenen Wirklichkeit einerfeitd und des 
Anfhanungsweife der Denkenden im beutfhen Volfe 
andererfeitö, womit das in ber fittligen Anerkennung des 
Beftehenden liegende Band zerriß. Daher die umnatuͤrliche 
Stauung des Stromes, oder die Spannung bed Bogens, 
in Folge derfelben aber der ſchreckhafte raſche Bruch, ald der 
Sturm von außen der gehemmten und gefpannten Kraft den 
maͤchtigen Anftoß gab, — und darauf die wilde Zerftörung,. 
womit das plöglih befreite Element einherſchritt. 

Schr. v. Andlaw ſeibſt ſpricht (Abth. I. S. 7%) von der 
„ganzen Armuth des Bundesfoftemd gegenüber den Fort⸗ 
ſchritten der Fonftitutionellen Ideen,“ und er befennt (I. 224), 
daß er und feine Kollegen in ber I. Kammer im März 1848 
alles vermeiden wollten, „was nur entfernt ben Schein 
leihen konnte, man mörhte eine jüngft abgelaufene Epoche, 
über welche jeder Vernünftige den Stab gebrochen 
babe, unnatürlih fefthalten.“ 

Zur Erklärung der Entftehung der Revolution in Baden 
ift man daher nicht veranlaßt, weitere oder andere Gruͤnbe 
aufzuſuchen, als zur Erklärung ber gleichen Erfgeinung in 
allen deutſchen Rändern, wo überall die Fürften und Rer 
gierungen vor ihr ſich beugten; — und wenn im Mai 1849, 
wo der Kampf der Nationalverfammlung mit den Dynaſtien 
den Sturm von neuem anfachte und in ben Augen der ver 
blendeten Maffen fogar ein vermeintlihes Recht des Wider 
ſtands gegen bie Letzteren begründete, die Revolution gerade 

+ bier und in der baieriſchen Rheinpfalz größere Erfolge 
als in andern Ländern errang, fo kann man fih daw 
über, auch abgefehen davon, daß die Hilfe eines maͤchtigen 
Bundeöftants und nicht fo nahe ald 3. B. den Sachſen war, 
wohl nit wundern, wenn man bie geographiſche Lage der 
Rheinpfalz und bes Großherzogthums betrachtet an der Grenze 
der Schweiz und Franfreihe, von woher ber Sturm zuerft 
gefommen war, und von mo aus die an ber Grenze lauernden 
Flüchtlinge und ihre Gefellen in wenigen Stunden in das 
Land Eommen und der gährenden Elemente im Augenblicke 
ber Seife ſich bemädtigen konnten. Es ſollte hier nicht eine 
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badiſche, ſondern die deutſche Revolution von Betheiligten 
aus allen Ländern durchgekaäͤmpft werden, und mit Recht ſagt 
Fürft Schwarzenberg in feiner an Baron Prokbeſch gerichteten 
Note vom 22. Zuli 1850 (Abth. II. ©. 325), daß die Re 
volution das Großherzogtum Baden nur „zum Rampf- 
plage erwählt habe.“ 

Schr. v. Andlaw findet (I. 173) in meinem Buße Grund» 
füge, welche Revolutionen zur Folge haben. Wir werben 
fpäter fehen, daß er dabei, insbefondere hinfichtlih des ſoge⸗ 
nannten Volfswillens, Säge unterftellt, die in meinem Buche 
nit vorkommen. BVorläufig aber hievon abgefehen, geht er 
von der unrichtigen Vorausfegung aus, daß in Baden nah 
den politiſchen Anfihten, die ih im Abſchnitte I, 88. 7—30 
darftelfte, regiert worden fei. Wie aus dem $. 7 hervorgeht, 
ftellte ich jene Anfiäten als ſolche auf, nad melden in 
regelmäßigen Zeiten regiert werden foll, „um bie Ent- 
wicklung in einem geordneten Gange zu erhalten, und ges 
waltfamen Umfturz abzuwenden.“ Nirgends habe ich gefagt, 
daß in Baden nad diefen Grundfägen regiett worden ſei. 
Es war dies wohl hinfihtlih eines Theile derfelben hier, 
wie bei jeder aufgeflärten und ehrlichen Regierung, ſchon 
fange her der Ball, aber hinſichtlich anderer politiſch ſehr 
wichtiger Punkte wäre es wegen der Bundestagspolitif und 
zum Theil wegen ausdrüdlicher Bundesbeſchluͤſſe in ent- 
ſprechendem Maße gar nit möglich gemefen, fo daß durch 
Haldheiten der Zuftand in Baden, wie in anderen Fonftie 
tutionellen deutſchen Ländern, nur um fo unhaltbarer werben 
mußte. Was mich felbft betrifft, fo wurde mir erſt zwiſchen 
dem Landtag von 1846 und dem im Dezember 1847 er- 
öffneten die Verwaltung eines Minifteriums übertragen, fo 
daß meine Wirkfamfeit, abgefehen von äußern Hemmniffen, 
fhon wegen Kürze der Zeit von Feinem Belange fein 
konnte, da fogleih in den erften Monaten des erften Lands 
tags, an dem ich als Chef des Innern auftrat, in Folge der 
franzöftfen Revolution der Sturm losbrach, während des 
Sturmes aber überall wohl raſche Geſetze gemacht, aber 
feine gedeihlihen und dauernden Gründungen gefhaffen 
werben koͤnnen. Im Sturme Fönnen bie politifchen Anſichten, 
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die ich aufftellte, überhaupt zum geringften Theile durchge⸗ 
führt werden. Für folde Zeiten laffen fih, wie für Bälle der 
Nothwehr und des Nothftandes, kaum irgend fefte Regeln 
einhalten, weil die losgelaſſenen Elemente ſchwer oder gar 
nit zu bewältigen find. In gefahrvollen Lagen gilt bie 
Rofung : helfe, was helfen ann! — Der Schifföfapitän wirft 
Güter, nad Umftänden felbft Menſchen, über Bord, um das 
Schiff mit dem Reſte noch zu retten. Das tobende Element 
ift der ftärfere Theil. Hier befteht, wie ih im $. 6 meines 
Buches fagte, die naäͤchſte Aufgabe des Augenblids nur darin, 
duch alle Mittel, die nach Verſchiedenheit der Umftände zum 
Ziele führen Fönnen, dafür zu forgen, „daß das Staatsſchiff 
nit untergehe, bis der Sturm vorüber, der Strom vers 
tonnen ift, oder die dem Donnerwetter folgende Abkühlung 
der ruhigen Ueberlegung und etwa nöthiger Derbefferung 
begangener Fehler wieder Raum gibt“ *). 

Auf eine Erfahrung kann fih Schr. v. Andlaw hiernach 
nicht berufen, wenn er die Regierungdgrundfäge, die ich in 
meinem Buche für die regelmäßigen Zeiten zur Sicherung 


*) Schr. v. Andlaw fagt (II. Vorrede ©. VI), ein badiſcher Staates 
mann babe 1848 geäußert, man müffe jet Alles bewilligen, fhäter 
tönne man’s fa wiever ändern. Mir if von viefer Aeußerung nichts 
befannt geworben. — Dan fehe librigens auf andere deutſche Länder, 
wo 1848.—49 in mehrfach gefeigertem Maße mit vollen Händen Alles 
bewilligt, dann nach und nad ſtufenweiſe wieder zurüdgenommen wurde 
und in viefem Zurücnehmen täglich noch weiter gegangen wird. Die 
Zugefäntniffe gingen dort (meiftens in Bolge der Berufung konſtituirender 
Berfammlungen, welcher Berufung wir ung hier ſtandhaft widerfeßten), 
betanntlih viel weiter ald in Baven. Eben hierüber machte mir Daher 
Brentano in der Eifung vom 10. Februar 1849 die heftigfien Bor» 
würfe. — Ich ſuchte die Zufigerungen fo viel als möglid zu bes 
ſchränken, um fie mit ver nötpigen Borfiht au erfüllen zu 
tönnen. Man vergleiche nur die damaligen öſtreichiſchen und preußifcen 
und antere neu entftandene oder geänderte Berfaffungen und mande 
andere Gefege mit dem, was in demokratiſcher Richtung hier geſchah. 
Was hier zerflörend wirkte, waren nicht neue demokratiſche Einrichtungen 
oder Gefeße, fondern es war neben der allgemeinen deutſchen Bere 
wirrung nur eine Anzapl befonders hervorragender wüthender Dema- 
gogen und unfere gefährliche Nachbarſchaft, wornach von ver fremden 


einer georbneien Entwicllung und zur Abwenbung von Re 
volutionen empfahl, als nachtheilig ober gefährlich erklärt, 

Seltfam ift es übrigens, daß v. Andlaw, indem er diefe 
Grundfäge als in dem Wefen der Fonftitutionellen Verfaffung 
liegend betrachtet, und darum den Konftitutionalismus über- 
haupt bekämpft und dem jegigen Minifterium bie Wieder 
aufrichtung (Erhaltung) unferer Berfaffung übel nimmt (1. 13), 
mit, da ich nach diefer Berfaffung zu verwalten berufen war 
and die Beobachtung derfelden befhworen hatte, nun zum 
Borwurfe macht, nad jenen (verfafiungsmäßigen) Grund⸗ 
fügen gehandelt zu haben. Ex hätte alfo von mir einen 
Eid esbruch gefordert. 


Vom Volkswillen. 


Indeſſen unterlegt v. Andlaw meinem Buche Anſichten, 
von welchen darin wohl keine Spur zu finden iſt. Indem er 
namlich in der Abtheilung I. ©. 11 ff. zu beweiſen ſucht, 
daß ed gar feinen Volkswillen gebe, behauptet er auf 
©. 15, Note a. Abf. 2, daß meine Schrift beinahe auf jeder 
Seite meine Hinneigung zeige, mich überall dem vermeinten 
Volkswillen unbedingt zu fügen *). Da aber felbft der Aus- 





Grenze yerüber das Feuer ſtets gefpärt und von den Flüchtlingen und 
‚ihren Geſellen jeder Anlaß, den Aufruhr anzufachen und zu unterflägen, 
abgelauert wurde. — In Beziepung auf Gefete haben nur einige 
Befimmungen dee Grundrechte und unſere (übrigens aus früherer 
Beit Rammende, im Maͤrzſturm unverändert heraufbefchtworene) mangels 
bafte Preßgefeggebung unglüdti mitgewirkt. 

*) Auch {bon Hinfihilih ver Zeit vor der Maͤrzbewegung fagt 
9. Andlaw (I. 17), daß die Rundreifen, die ich nach der Uebernahme 
des Minifteriums des Innern im Jahr 1847 in Begleitung des Miniſters 
v. Duſch machte, nur den Zwed gehabt haben, „forgfältig den Bots» 
willen zu erforſchen und ſich ihm au fügen.“ 

Dies if eine der vielen unwahren Behauptungen, welche die Schrift 
enthält. Das ih die Bedürfniſſe der verſchiedenen Landestheile näher 
Iennen lernen wollte, wird mir fein Bernnftiger übel nehmen. Pat ja 
doch v. Andlaw ſelbſt eine Menge Miß ſtaͤnde (im Gemeindeleben ıc.) 
aufgezaͤhlt, deren Beſeitigung Roth thue. In politi ſcher Beziefung 
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druck „Volkswillen“ in der Schrift nur an wenigen Stellen 
zu finden ift, fo macht fih Frhr. v. Anlam den Beweis feiner 
Behauptung dadurch leicht, daß er beifügt: „Da dieſer Ger 
danken das ganze Buch durchdringt, fo bedarf es der einzelnen 
Belege eigentlich nicht.“ Gleichwohl citirt derfelbe in I. 17, 
Note a. a. E. die Seite 210 meined Buches, wo ih aus 
Anlaß der Amneftie-Petition fagte: „Wenn die Volksſou⸗ 
veränetät barin gefunden wird, daß bethörte ober wilde 
Haufen durch rohe Gewaltthat ihr Verlangen geltend machen, 
fo ift dies ein dem Wohle der Gefammtheit höchſt verderb⸗ 
licher Grundfag, der nicht zur Freiheit, fondern unmittel- 
bar zur Pöbeltyrannei und hintennach zu einer andern 
Tyrannei führt; Ohnehin iſt e8 mit dem Volkswillen, ber 
darin ſich geltend machen foll, in den meiften Fällen, wie 
namentlih unfere eigene Geſchichte zeigt, nicht weit her. 
Die tollften Abentheurer machen fi geltend, und mit einem 
Haufen Handlanger nöthigen fie die große Mehrheit fried⸗ 
licher Bürger, die, unter fi nicht zufammenhängend, überall 
vereinzelt und in Heineren Abtheilungen überrafht und ars 
gegriffen, den Tolföpfen ſich fügen müffen.” Frhr. v. Andlaw 
bemerkt, daß id in diefer Stelle meines Buches felbft aner- 
kenne, „daß es mit dem Volks willen in den meiften Fällen 
nicht weit her fei.“ Da er hiernad in dem Inhalte diefer 
Stelle mit jenen anderen Stellen („beinahe auf jeder Seite") 


reiste ih nicht, um Lehren zu empfangen, fondern um folde au 
ertheilen, weshalb bekanntlich die damaligen radilalen Blätter 
tadelten, daß die Reife auf fonfervative. Wahlen wire. Aus eben 
diefer Tegteren Quelle over von Ultras anderer Art müßten nun 
die ſchmaͤhenden Aeußerungen Einzelner, die v. Andla gehört haben 
will, gefommen fein; denn im Allgemeinen ſtehen fie fonft mit der No» 
torietät und mit meinen eigenen Wahrnehmungen in der damaligen Zeit 
im grellften Widerſpruche. Darum beunrupigt mich (und ſicher auch meinen 
damaligen Kollegen) dieſe Schmähung im v. Andlaw’fhen Buche eben 
fo wenig, als was dort über die Rüdkehr unferer Popularität gefagt 
iſt, und in feßterer Beziehung Tann ich es den (als Freunde des Um⸗ 
ſturzes dargefellten) Tonfervativen Wahlmännern in ven Bezirken, die 
mich wählten, und in jenem meines Kollegen überlaffen, die gegen fie 
ausgefprocpene grundlofe Berbächligung, wenn fie es je für nötpig halten, 
feld ſt zurüdzuweifen. 
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einen Widerſpruch entdedt, fo wäre wohl doppelt nöthig ges 
wefen, diefe legteren Stellen aud zu bezeichnen. Aus ber 
Anwendung, bie er z. B. in I. 15, 138, 167, 172 x, von 
der Behauptung macht, dag mein Buch den Gehorfam gegen 
den Vollswillen Iehre, erficht man zugleich, welche Bedeutung 
ex dieſem Worte beilege, daß er naͤmlich die auf der ange 
führten Seite 210 meines Buches gezeichnete Erſcheinung im 
Auge habe, wo PBarteigänger in der Preffe, in Petitionen, 
in Volfsverfammlungen oder wo immer ein Gefihrei erheben, 
und dadurch Maffen, nad Umftänden felbft bie Mehrheit der 
Bevölkerung, berauſchen oder verblenden und (für den Augen» 
blich für ihr Begehren ftimmen. 

Diefem (nicht auf wirkliches Bedürfnig gegründeten) 
ephemeren oder launenhaften Volfswillen, der, felbft wenn 
er augenblidlih in der Mehrheit liegt (die Fälle übers 
mwältigender revolutionärer Stürme abgerechnet), durch kraͤf- 
tiged Entgegentreten und Beharrlicfeit umgeftimmt werden 
Tann, oder oft durch den blofen Ablauf einer Zeit wieder in 
ſich zerfällt, — diefem Volkswillen habe ich in meiner 
Schrift nicht das Wort geredet, ih habe nirgends gelehrt, 
daß bemfelben Folge zu geben fei *). Ich habe daher auf 
nicht Einem der vielen unfinnigen Volksverſammlungsbe⸗ 
fHlüffe von 1848 und 1849, nit Einer jener unfinnigen 
Forderungen der radikalen Preſſe entſprochen, obgleih ich 
3 2. bei der widtigften und gefährlihften Forderung um 
Einberufung einer Fonftituirenden Verfammlung annehmen 
Eonnte, daß wirklich die Mehrheit der Bevölkerung im Augen 
blicke durch Blendwerk dafür gewonnen fei. 


*) Es gibt allerdings Lagen, wo bie Freiheit des Willens aufhört, 
wo nur die Wahl ift zwischen Umſturz oder augenblicklichem Racpgeben 
gegen eine unreife Forderung. Daher erklären fid vie vielen Prokla⸗ 

‚mationen und andere Akte deutſcher Fürften vom März 1848, worin 
ganz überfpannte und unreife demokratiſche Zugeftändniffe (faſt überall 
mehr, als in Baten) gemasht wurden. Dies geſchah aber, fo weit es 
wirklich überfpannte und unreife Dinge betraf, nicht nach dem Prinzipe, 
daß ein folder Volkowille maßgebend fei, fondern es geſchah einzig und 
allein darum, meil nichts Anderes zu machen war. — Bon dem 
parlamentarifhen Willen weiter unten. 


Das, was mein Bud zur Beachtung empfiehlt, If etwas 
ganz Anderes, als was v. Andlaw unter feinem „Volks⸗ 
willen“ verfteht. 

Die fortfägreitende geiſtige Entwicklung der Geſellſchaft 
bringt nicht nur neue Ideen zu Tag, fie begründet aud neue 
Intereffen, — politifde und öfonomifhe neue Anordnungen 
und Einrihtungen werden zum wirflihen Bebürfniffe, 
wenn bie in den Einzelnen und in der Geſellſchaft als folder 
liegenden Kräfte die für das Gefammtwohl und für das 
Wohl der Einzelnen nöthige Freiheit erhalten und zugleich 
in den für den neuen Zuftand nöthigen, das Zufammens 
beftehen bebingenden, Schranken gehalten werden follen. 

In dem geiftigen Leben liegt eben fo, wie in dem Phyſifchen, 
der Trieb einer ewigen Umbildung, wenn es gleich andere 
Geftaltungsperioden hat, ald die mit jevem Jahre alternde 
und fi wieder verjüngende phyfifhe Natur. 

Die Ideen, die in einer beftimmten Zeit die Richtung 
dieſes geiftigen Bildungstriebes barftellen, und die in ben 
dur die neuen Geftaltungen des Lebens heroorgerufenen 
neuen Bebürfniffen wurzeln, find die Zeit-Ideen, welche 
v. Andlaw fo ‚gewaltig befämpft. Man Fanrı einzelne fi 
geltend machende Ideen ald an und für fi verwerflid, 
oder doch ald unreif, ald nicht in den Bebürfniffen der Zeit 
liegend angreifen, aber die Mißachtung der Zeit-Ideen als 
folder überhaupt ift, fo weit es fih um äußere weltliche 
Angelegenheiten handelt, eine Verlegung der von Gott ges 
gebenen Weltorbnung. 

Die göttliden Wahrheiten find allerdings, wie v. Andlaw 
fagt, ewig und unmandelbar, fie beziehen ſich aber nur auf 
unſer Inneres, auf unfer Verhältnig zu Gott und auf unfere 
ſittlichen Pflipten. Unfer Heiland, der da fagte: mein Reich 
iſt nicht von dieſer Welt, — gab feine Vorſchriften über die 
Staatsformen. Er lehrte nur im Allgemeinen Gehors 
fam gegen die Obrigkeit, ohne zu beftimmen, wie diefe Obrig- 
keit organifirt fein foll, und in welden Formen fie ihre 
göttlihe Sendung zu erfüllen habe. Er Iehrte dies wohl 
darum nicht, weil die Außern Verhältniffe des geſellſchaft⸗ 
lichen Lebens, verſchieden von den unwandelbaren göttlichen 
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Wahrheiten, nad; den Naturgefegen einer ewigen Umbildung 
in der Zeit unterliegen *). 

Es kann 3. B. im einer gegebenen Zeit je nah dem Kuls 
turzuftande eines Volkes, je nah der Mafle und Beſchaffen⸗ 
heit ber Gedanken, welche die Angehörigen beffelben befhäf- 
tigen, nicht nur ausführbar, fondern felbft wohlthätig fein, 
daß Alle gleihfam unbewußt der Autorität (Mat) eines 
Einzelnen oder Weniger willig folgen. Es Fönnen babei 
die einzelnen Perfonen oder Verbände nad Umftänden für 
ſich gleichwohl noch viele Freiheit haben, weil fie in einer 
Art von Unfhuld jene Macht nicht angreifen, diefe alfo auf 
zur Yeußerung gegen fi wenig aufrufen oder veranlaffen. 

Eben fo Fann zu einer gegebenen Zeit die Deffentlichfeit 
des Staatölebens, die ſich in der Preffe, im Gerichtöverfah- 
ven, in Verfammlungen, in der Berathung von Notabeln 
ober von Abgeordneten ıc. darſtellt, nicht nur entbehrlich, 
fondern, weil babei immer auch verberblihe Gedanken zu 
Tag kommen und fi verbreiten, felbft überwiegend nach⸗ 
theilig fein. 

Aber der natürlihe Umbildungstrieb, die Anfammlung und 
Verarbeitung der Gedanken unter den Angehörigen eines 
Volkes ſchafft nach umd nach diefe Zuftände um, und was 
vorher gut war, ift jegt unheilvoll. Der neue innere Zw 
fand der Bevölkerung fordert neue äußere Geftaltungen. 
Er kann, um das Ganze zu erhalten, eine umfaffende Be⸗ 
theiligung und Mitwirkung von Einzelnen und Körper: 
ſchaften bei der Verwaltung ber öffentlichen Angelegenheiten, 
— er kann die umfaffendfte Oeffentlichkeit dabei nöthig 


*) Treffend fagt unfer großer Zeichner ver Natur : 
„In Lebensfluthen, im Thatenfturm 
Bat’ ich auf und ab, 
Wehe hin und her! 
Geburt und Grab, 
Ein ewiges Meer, 
Ein wechſelnd Weben, 
Ein glüpend Leben, 
So fhaf ich am faufenden Webſtuhl der Zeit, 
Und wire der Gottheit Iedenbiges Kleid.“. 





- HU — 


wachen, um den unreinen Säften Abflug und ben befferen 
Eraͤſten Gelegenheit und Anlaß zur Bekämpfung der ſchlechten 
Beftandtheile zu verfchaffen. 

Die Zeitiveen find nit nur Urſachen, fie find, da ber 
natürlie Verlauf ſtets neue Bedürfniffe bringt, zugleich 
auch Wirkungen der fi ändernden Zuftände 9. 

Die Frage if nur: ob im einzelnen Falle eine verbreitete 
Idee ein wirkliches Bedürfniß der Zeit, d. h. des bis 
dahin gewordenen Zuftandes fei, oder ob fie etwa nur 
ein Anflug von Neuerungsfucht, von Nahäfferei, ein für bie 
Wirklicgfeit nicht taugendes Phantafiegebilde ſei? — If 
fie das Tetere, fo ift fie nur ephemerer Natur, fie trägt 
teine Lebenskraft in fih, fie ift nit nachhaltig, nicht 
andanernd und beharrlich auf das Ziel losgehend. 

Hier halte der Staatsmann die Hand am Pulfe der Zeit! 
— Mit feiner eigenen Anfhauung der Verhaͤltniſſe wird er 
zugleich, Spreu vom Kerne unterfcheidend, die in der Preſſe, 
in ſtaͤndiſchen Berathungen ꝛc. ſich Fundgebende Stimmung 
zu Rathe ziehen, und einer allgemeineren Ueberzeugung, die 
nicht nur voruͤbergehend, ſondern nachhaltig und be— 
harrlich, alſo in dem natürlichen Entwicklungsgange 
ſelbſt begründet iſt, wird er, wenn er es auch wollte, ver- 
geblich Widerftand Ieiften, 

Sn diefem, von dem augenblicklichen Gefehrei der Menge 
und von dem Anbringen der Demagogen oder Umfturzmänner 
wohl zu unterfheidenden Sinne empfiehlt mein Bud 
allerdings, daß dem Volkswillen, wenn man jenes geiftige 
Athmen, jene auf dem Gefühle des Bebürfniffes be- 
zuhende allgemeine und dauernde Stimmung fo 


®) Erhr. v. Andlaw, der die ganze Richtung der Neuzeit, bie feit 
Auflöfung des deutſchen Reichs aufgekommenen Prinzipien und Inftitu- 
tionen, fo gewaltig befimpft, anerfennt doch felbft (1.13 *), daß und 
wie wande ehemalige Bürften und Herren (geiſtliche uud weltliche) nach 
und nach fih dem Sinn ihrer Untertanen entfremdeten, und daß mit« 
bin, „als das Band zerriß, in manden Fällen feine Loderung ſchon 
längft erfolgt war.“ — Dies waren alfo wohl Anzeichen des BSedürf⸗ 
niſſes neuer Schöpfungen. 


— 12 — 


nennen will, Rechnung getragen werde. Im 8. 13 Habe ich 
dort geſagt: „Nenne es öffentliche Meinung, nenne es 
Volksgeiſt, Volklsbewußtſein, oder wie immer! — kurz, was 
die nicht etwa durch ephemere Erſcheinungen angefachte, 
ſondern naturgemäß nad und nad) von innen gekommene 
entſchiedene Ueberzeugung der Mehrheit der Denkenden 
in einem Volke, der Inftinkt der geiftigen Kräfte ge 
worden ift, muß zur Erfüllung kommen, wenn man nicht 
blind und hilflos dem Umfturz entgegen gehen will.“ Don 
diefem Volkswillen fagte ih im 8. 17, daß ihm gegenüber 
die Regierungsgewalt thatfählih nur eine „läuternde, kon⸗ 
flatirende, vermittelnde und aufſchiebende“ fei, — und im 
8. 15 fügte ich der Betrachtung, daß die Teicht zum Umfturz 
führenden „plötzlichen Sprünge (in den ftaatlihen Einrich⸗ 
tungen) duch einen unnatürlihen, dem Sinne des ein- 
ſichtigen Theils der Bevölkerung widerfprehenden, Tangen 
Rückhalt herbeigeführt“ werben, — die Bemerkung bei: 
„So weit er (ber Breiheitsdrang) nicht nur in den Ehr⸗ 
geisigen und Selbftfühtigen, in ben bämonifhen Geiftern, 
fondern auch in den befonnen denfenden Mitgliedern der 
Staatsgeſellſchaft herrfät, muß ihm Genüge gefhehen, oder 
der Zuftand der Unfreiheit ift für die Sade der Ordnung 
nod gefährlicher, ald bie Freiheit ſelbſt, und ald die ' 
damit verbundene Bewegung, bie dem Gtaatöförper zu 
feiner Kräftigung und Gefundheit im Allgemeinen eben fo 
nothwendig ift, ald dem Körper des Individuums Man 
muß die Ideen, deren Macht unüberwindlich ift, zu 
rechter Zeit verwirfligen, um fie gefahrlos zu machen.“ 
Ih habe hiemit nichts Neues gefagt, fondern nur eine 
Erfahrung aller Zeiten ausgefprohen, deren Wahrheit no 
fein wahrhaft confervativer Staatsmann verfannt hat. 
Erſcheinen die Geburtswehen einer durch die Zeitideen 
gehobenen großen Sache ald die Zeichen von deren Reife, fo 
muß man das Inslebentreten fürdernd erleihtern, und es 
ift eben fo verfehrt, die Geburt durch Fünftlihe (Zwange-) 
Mittel zurüdhalten zu wollen, als das neue Wefen vor 
feiner Reife gewaltfam an das Tageslicht zu bringen. Das 
Exfenntniß über die Zeichen der Reife fteht zwar in ben 
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Öffentlichen Angelegenheiten Denjenigen zu, bie zu deren 
Zeitung berufen find. Wer aber in weltlichen Dingen, wo 
fein ſakramentaliſches Lehramt befteht, in dem Hochmuthe 
befangen, daß er allein den Stein der Weifen befige, die 
beharrlih und nachhaltig in taufend Geftalten zu Tag 
kommende öffentlihe Meinung verachtend, nur allein nah 
eigenen Heften regieren will, kann über das Land nur 
Unheil bringen. Wenigftens handelt er nicht conſervirend, 
fondern zerftörend Crevolutionär), indem er, wie ein großer 
Britte ſich ausbrüdte, „ben Strom des menſchlichen Geiftes 
aufbämmt, bis die unwiderſtehliche Gewalt aufgehäufter Un- 
zuftiedenheit alle Schranken fprengt, und felbft diejenigen 
* Inftitutionen fortreißt, welche eine zeitige Verbefferung 
ſtark und dauernd hätte machen Fönnen.“ 

Dem Prinzipe, das den Gehorfam und die Achtung vor 
der Autorität an und für fi zerftört, — und überhaupt dem 
an fih Schlechten oder Unfittlihen, das der auflöfende 
Geift bringt, muß unter allen Umftänden die Staatsgewalt 
entgegentreten, und fie wird hiebei nicht nur durch die mäch— 
tigen Intereffen, bie fih an den Beftand der Ordnung 
Tnüpfen, unterftügt, fordern im Bunde mit ihr und mit jenen 
Intereſſen wird in diefer Richtung vor Allem die Förderung 
und Verbreitung der Religion, insbefondere des Chris 
fenthums, einen wohlthätigen und nahhaltigen Erfolg 
haben, denn wie Guizot fo wahr fagte, „in einem einzigen 
Körnchen Glauben liegt mehr Macht, ald in Bergen des 
Zweifeld und der Gleichgiltigkeit“ *). 

Diefe großartige Wirkfamfeit der Religion wird aber nicht 
nur dur ftaatlihe Anordnungen, welde die Kirche in ber 
freien Entfaltung ihrer Kräfte hindern, gelähmt, fondern 


*) Zum Heile der Menſchheit entpält die Religion nicht nur, wie 
manches Andere, objektive Wahrheit, fonbern der Schöpfer hat 
auch das Gefühl verfelben und das Bedürfniß darnach in das 
menfepliche Hera gelegt. Je heftiger fie angegriffen ober verläugnet 
wird, defto mächtiger macht fie durch bie im Innern entſtehende Leere und 
Berlaffenpeit ſich wieder geltend. Damit it fle allein ver Anter 
gegen alle dauernde Zerſtoͤrung · 
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eben fo aud durch andere unnatirlihe, mit ber Stufe der 
geiftigen Entwidlung eines Volkes im Widerſpruch ſtehende, 
feine freie Bewegung überhaupt hemmende, äußere Zuftände, 
— fonft könnte Italien, insbefondere der Kirchenſtaat, wo 
die Kirche als ſolche nicht nur die vollſte Freiheit befigt, 
fondern ihre Organe daneben noch die weltlide Macht 
ſelbſt inne haben, nit fo häufig der Schauplag von Re 
volntionen fein. 

So weit es ſich übrigens niht um bie Wahrheiten der 
Religion, nit um Fragen der Sittlichkeit und des 
ewigen Rechts, fondern innerhalb der Schranken des 
fittligen Gebietes nur um ftaatlige Einrihtungen handelt, 
welche ohne Verlegung dieſer Schranken fo ober anders“ 
fein fönnen, — müſſen einzig und allein die Bebärfniffe 
der Zeit maßgebend fein. 

Kommen bei Fragen diefer Art unreife, durch die Be 
dürfniffe nicht begründete, Forderungen zu Tag, fo fönnen 
im gewöhnlichen Verlaufe *) die Mittel des Geifted und die 
entgegenftehenden Intereffen, fo fern man biefe bei der Ber 
lampfung betheiligt, dem neuen Gedanken den Boden abge 
winnen. Iſt eine ſolche Idee aber (das Zeichen der Reife) 
allgemein und beharrlich, fo kann fie nur im ihrer 
Verwirklichung den Ruhepunft finden, und „es ift ein 
eitel und vergeblih Wagen, zu rennen in’ bewegte Rab 
der Zeit," 

Wie Hein und ohnmädhtig ift hier die Macht der Eins 
zelnen gegenüber ber ganzen geiftigen Strömung! — 
und wer mit Frhr. v. Andlaw auch in folgen ſtaatlichen 
Dingen, von ber Unterfeidung zwiſchen Lehrenden und 


*) In außerorbentlichen Lagen, fei es, daß die Ueberſtürzung durch 
auswärtigen Anftoß oder durch innere Gebrechen, deren Heilung felten 
fogleich möglich if, veraulaßt fei, Hilft oft, wie ich im $. 30 meines 
Buches über bie Bewegung in Baden“ ſagte, noch das Eifen: 
Aber- ſchlimm iſt e6 immer, wenn die Same fo weit gelommen if, — 
und jene draſtiſchen Mittel tönnen, wenn and für ven Nugenblid, 
doch nicht für die Dauer Rupe fchaffen, denn vie Revolution felbf 
Tann , wie v. Andlaw in der Vorrede zur Abtp. ML, ſelbſt anerkennt, 
blos mit Waffenmars nicht belegt’ werden. 
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Lernenden ausgehend *), eine beharrliche öffentliche Mei⸗ 
nung für Nichts achtet, wird bald gewahr werben, daß auch 
ein Riefe vergeblich den Kampf mit der Natur unternähme, 
Bringt man noch in Anfhlag, wie fehr die geiflige Bes 
mwegung und damit das Volksbewußtſeyn durch neue Erfin⸗ 
dungen (buch die Dampfpreffen**), durch die Eifenbahnen 
und Telegraphen), an Verbreitung und damit an Stärfe 
gewinnt, fo muß es als eine Vermeffenheit erſcheinen, 
diefe Welt von beurtheilenden, zerfegenden, ſchaffenden und 
zerftörenden Gedanken, wie v. Andlaw will, nur vom Stand- 
punkte der Lehrenden aus von oben herab zu beherrſchen, 
und das Gefammtwefen ohne Beachtung bes öffentlichen 
Geiftes nur nad den, wenn auch ifolirten, Anſichten Ein» 
zelner zu regieren. Laſſen die Xeiter nicht duch das ſich 
ſtets weiter entwidelnde und fortwälgende geiftige Leben des 
Volkes unbewußt oder unwillkührlich ſich mitheftimmen, fo 
wird bei der unnatürlihen Stauung der zuſammenrinnenden 
Gemwäfler ihre Heine Kraft an den Fluthen und an den im 
Strome herabrolfenden Felſen zerſchellen. 

Nur in dieſem Sinne enthält mein Buch die Lehre, daß 





*) ©. 1. 24, wo zugleich gefagt iſt, daß die Bölfer nur ver Au« 
torität folgen. Aber welder Antorität werben fie folgen, wenn 
die Regierungen mit der öffentlichen Meinung, mit ‘der Anficht der 
überwiegenden Meprheit der Dentenden im Bolte in beharrlichem 
Wivderſpruch Handeln ? — Auf ©. 167 fagt v. Andlaw felbft tadelnd, 
„daß das bireaufratifche Regiment feine Wurzel im Bolte” habe. 
Wenn man aber nad der Unterfepelvung zwifchen den Lehrenden und 
den Lernenden die Anfihten der legtern nicht beachten, ſondern nur 
behertſchen fol, fo Tann natürlich von einem „Wurzeln im Bolte“ nie 
die Rede fein. 

**) Beim Anblide der arbeitenden Schnellpreſſen in der Weltinduſtrie⸗ 
Ausfellung ergießt fih Jules Janin in folgende Vetrachtung: „Rab 
und Slügel der Preffe geben, einmal in Bewegung gefegt, unabläffig 
fort, wie der menfchliche Bebante, und wanbern gleichen Schrittes jenem 
ambelannten fernen Ziele zu, das Niemand vorauszufehen vermag. — 
Die Preffen. .. fliegen und Tönnen laum jenem Meere von Dinte und 
Papier genügen, das unabläffig zum Berfaufe um in den Kopf 
der Millionen Lefer fih für. Wo aber wälzen ſich 
diefe zapllofen Mafien von Thatſachen, Rem, Dropungen, Hoffe 
nungen hin ?« 
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— feineswegs einem, nah Köpfen abgezähltem Volks⸗ 
willen, oder Dem, was man als die augenblidlie 
(oft Taunenhafte oder wegen Mangels eines wirklichen Ber 
bürfniffes vorübergehende) Anfiht der Mehrheit betrachte, 
— wohl aber dem in den Bedürfniffen des gewonnenen 
Zuftandes wurzelnden, alfo nachhaltigen öffentlichen Geifte 
— nenne man ihn Volkswillen, Volkögeift, Volksbewußtfein, 
öffentlihe Meinung, oder wie immer — Rechnung zu 
tragen fei. . 

In diefer Beziehung bringe ich alle die tauſend thörichten 
Einzelheiten, die in den Jahren 1848 und 1849 als 
angebliche Volkswuͤnſche in der Preffe, in der Debatte, in 
BVolksverfammlungen oder Vereinen x. zu Tag famen, nit 
in Anſchlag. Nichts in meinem Buche wird diefe Unter 
ftellung rechtfertigen. 

Was ih aus den Erſcheinungen biefer Jahre als eine 
neue Erfahrung für eine alte Wahrheit entnehme, ift nur 
die Thatſache, daß bei den beutfehen Völkern vor dem 
Jahre 1848 den Ideen und Bedürfniffen der Zeit zu wenig 
Rechnung getragen wurde, und die Märzbewegung im 
Ganzen mit der dabei zu Tag gekommenen geſellſchaft⸗ 
lichen Auflöfung die Wirfung des voransgegangenen 
langen unnatürlihen Rüdhalts war, der den deutſchen 
Bölfern die für ihre Entwidlungsftufe nöthige ſreiheitliche 
Bewegung und Selbftftändigfeit oder Beteiligung bei der 
Verwaltung ihrer Angelegenheiten (in fefter, bis zum Mittel- 
punft ſich fortfegender, korporativer Gliederung) vorenthielt, 
fo daß der unabläffig arbeitende Fritifhe Geiſt den Stoff 
und die Macht fand, das für ihm zu ſchwache Gebäude eines 
nur von oben (von ben angeblih „Lehrenden“) geleiteten 
ſ. 9. Bevormundungs⸗ oder Polizeiftants feit lange her immer 
mehr zu untergraben. 

Ich erkenne in jener Thatfache zugleich eine Urkunde über 
die Wirklichkeit und Stärfe der auf einem Bebürfniffe in der 
bezeichneten Richtung beruhenden geiftigen Strömung, und 
finde darin die Lehre, daß diefer Strömung jest nach über- 
wälfigtem Sturme, wo die Befriedigung gefahrlofer und mit 
mehr Vorſicht erfolgen Tann, Rechnung zu tragen, nicht aber 
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duch Ruͤcklehr zum Alten der frühere Grund zur Auf 
loͤſung, zur Verwilderung und zum Umfturze von neuem zu 
legen fei. 

In fo weit aber Schr. v. Andlaw meint, daß id in ben 
ungeftümen Forderungen, in dem Drängen ber Demagogen 
und der von ihnen verblendeten Menge, ober überhaupt in 
den Einzelheiten der Erſcheinungen von 1848 und 1849 
in Beziehung auf beftimmte Fragen einen unmittelbaren 
ſ. g. „Vollswillen“, den man zu befolgen habe *), erfannte, 
— iſt er in großem Irrthum begriffen, und hievon wird ein 
aufmerkſamer unbefangener Lefer in meinem Bude fiher 
nichts entdeden. 

Frhr. v. Andlaw beruft fi aber noch auf angebliche 
mündliche Aeußerungen von mir, wornach er wiederholt 
„aus meinem Munde vernommen haben will, ih „halte diefe 

oder jene Mafregel für fhädlih, aber es fei nun einmal 
der Wille des Volkes, mithin müffe man Folge Teiften.“ 
1. 17 Rote a. 

Diefe Behauptung muß ih geradezu als unwahr erflären.” 
Sie ift mir, ih muß es geftehen, fehr aufgefallen, und ich 
kann mir fie, da ih den Frhr. v. Andlam als einen ehr 


*) Auch in nicht revolutionären Zeiten Tann oft ein einzelner polis 
iiſcher AH laut und ungeſtüm nicht nur von Demagogen, fondern ſelbſt 
von Beflergefinnten aufcihtig verlangt, und. die überwiegende Medrheit 
des Boltes momentan ſchwindelbaft dafür geſtimmt fein, während die 
Lenter des Staats von ihrem höheın uud allgemeinern Standpunkte 

"aus das Verderbliche des Berlangens einſehen. Wenn fie nun Wider» 
Rand leiten und fin Folge deſſen, fo wie durch die Macht der Tpat- 
ſachen ver Rauſch fi wieder verliert, fo kann für den geleifteten 
Widerſtand noh Dank geerntet werden. Man erinnere fi an den, 
dur Guizot's Muth überwunvenen, franzöſiſchen Kriegsſchwindel von 
1840! — Bei folgen einzelnen Bortommniffen foll daher, 
fo lang man no vie Macht zum Widerftande hat, die augenblickliche 
Boltsftimmung als folde nicht entfcheivend fein. Daher ſprach ich 
von einer Beachtung derſelben auch nur in fo fern, als es fih um 
die politiihe Eutwidlung, um dauernde neue Gründun— 
sen handelt, deren Forderung nah paltig in der ganzen Rice 
tung der Zeit liegt. 

2 
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lichen Mann kenne, nur mit feiner lebhaften Phantafle ers 
Häxen *). 


*) Im Wär; 1848, als es fi hier um bie Zugeändniffe handelte, 
habe ih v. Andlaw meines Erinnerns gar nie geſprochen, und übere 
daupt bezogen fi während ber ganzen Bewegungezeit nur zwei Be⸗ 
fpredungen unter uns anf folhe Gegenſtaͤnde. Die eine betraf die in 
ihrem Erfolge verunglüdte Verſehung Peter’s nad Konſtanz, und die 
andere das @efeh über Aufpebung der Standeovorrechte, oder Umges 
faltung der I. Kammer. 

Bas Peter betrifft, fo fagt v. Andlaw I. 15 Noie a. ebenfalls un- 
richtig, daß ih ihm erllärt Habe, Peter's Ernennung ſei, da ich ihn 
für feinen Berrätper hielt, nur darum erfolgt, „weil er dem Bolle au⸗ 
genehm war,“ alfo nützlich wirken konnte. Was ih in ver That 
Außerte, iR genau daſſelbe, was im $. 70 meines Buches angegeben if. 
Alle, welche Peter im Minifterium des Innern und fpäter beim Obere 
Hofgeript Tannten, fo wie feine nachherigen Borgefehten, als er Amts 
vorſtand in Adelsheim war, willen und bezeugen, daß er, obgleich er 
überfpannte Anfihten hatte, doch in feinem Amte ſtets Auferft ge⸗ 
wiffenhaft war. (Daher hat ipm damals namentlich der Regie⸗ 
rungsbireftor Sch aaff wiederholt zur Berfegung von Adelsheim pin- 
weg an eine beffere und wichtigere Stelle empfohlen.) Pätte Peter 
diefe Gerifienpaftigkeit, wie zu erwarten. war, bewahrt; und feine 
Zufage: im Konflanz im Sinne der Ordnung und zur Aufflärung 
und Berupigung ver politifch « beraufchten vortigen Bevölferung zu 
wirten, — erfüllt, fo iR fein Zweifel, daß die Sendung dieſes Mannes, 
der dort fo großes Vertrauen genoß, die wohlipätigften Folgen gehabt 
haben würde, und Diefewigen, die jeht nur nad vem Erfolge die 
Sendung feld tadeln, wärden fe dann mit Lob überhäuft haben. 

In diefem Sinne äußerte id nun dem Brhr. v. Audlaw, daß ih 
bet der befannten (dis damals bewährten) Gewiſſenhaftigkeit Peter’s, 
in Derüdfihtigung der von ihm gegebenen Zuſicherung und des großen 
Bertrauens, das er im Seekreiſe genoß, von feiner Sendung dapin vie 
beften Folgen erwartet habe. Bom Angenehmfein beim Bolle 
oder von Perkdfihtigung eines angebiihen Volkowillene war 
dabei überall feine Rede. 

Cpäter , als ver mit Zuftmmmg des Bundestags einge 
feßte Reichsverweſer die deutſchen Grundrechte verfündet hatte, und 
es fih daher wegen der im $. 7 ausgeſprochenen Aufhebung ber 
Standesvorrechte um eine Umgeflaltung ber I. Kammer handelte, 
lenkte v. Andlaw einmal die Unterrebung au auf diefen Gegen⸗ 
Rand. Dabei Habe ich nun, da der Art. 8 des Einführungsgefehes 
zum Bolliuge des $. 7 eine Friſt von 6 Monaten fehfegte, nach deren 
Ablauf die Reichegewalt die Berufung einer „aus. einer einzigen Kam⸗ 
mer befichenden Xandesverfammlung“ „auf Grundlage des Keiqhe 
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Auch was v. Andlaw von den damaligen Handlungen 
ber Regierung fagt, ift, fo weit es fih auf eine angeblige 
Rachgiebigkeit gegen daB Gefchrei der Preffe, der Volks— 
verfammlungen und Vereine, beziehen fol, durchaus 
unrichtig. Aus den im März 1848 (mit Rüdficht auf die 
äußern Stürme) der Il. Kammer gegenüber gemachten Zus 
geftändniffen würde ſich aber, felbft fo weit fie an fih un 
gebührlich erfienen, eben fo wenig als bei den andern 
deutſchen Regierungen, bie hierin noch viel weiter giengen, 
auf die angeblihe Theorle eines anzuerfennenden lannenhaf⸗ 
ten (oft tumultuariſchen) Volkswillens fältegen laſſen. 

Glaubt Frhr, v. Andlaw wirklich: die Märzproflamationen 
der Monarchen von Defterreih, Preußen, Baiern, Sachſen, 
Würtemberg, Hefien x., and die Befchkkffe der Bundesver⸗ 
fammmlung vom 2. April 1848 über ihre eigene Epuration 
und wegen Zurkdnahme der früheren Ansnahmsgefege ıc. 
feien, fo weit e8 an innerer Begründung fehlte, nicht etwa 
darum, weil die Revolution im Augenblid der mächtigere 
Theil war, fondern deßwegen erlaffen worden, weil jene 
Monargen und die Bundesverfammlung der Theorie hul⸗ 
bigten, daß ber, wie immer ausgebrüdte, momentane foge- 
nannte Bolfswille, auch wenn er Verderbliches fordere, 
gleichwohl an und für ſich ſchon entſcheidend, und auch 
wo man die Macht zum Widerſtand habe, ſtets zu befol- 
gen fi? — 


wählgefedes" veranlaffen wllrde, mein Bedauern ausgeprüdt, daß ein 
fo wirptiges Geſetz in fo flürmifcher Zeit gemacht werden müfle, wo 
es nicht in umferer Macht liege, dabei genügenve konfervativt Bürge 
ſchaften durchzuſetzen. Ich fügte bei, daß ich wit ver Sache noch einige 
Zeit zurückhalte, um zu fepen, ob der politifhe Himmel fi nit aufe 
helle‘ und ob nicht etwa mit andern Staaten eine Berftändigung zu 
erreichen fei, die einen konfervativen Halt gete, flatt daß das Bei⸗ 
ſpiel verfelben bis dahin zum änßerſten Demokratismus hinzog. 

Es handelte ſich hier (von den Grundrechten ausgegangen) darum, 
etwas Poſitives möglich konſervativ durchzuſeen, nicht 
aber um das von der Regierung abhängende ZugeRändniß einer 
Achãdtichen Mapregel", — und auch hier gieng meine Aeußering 
nbapt entfernt dahin, daß, wie v. Andiaw fich ausprüdt, ver Wille des 
Bolles die Maßregel fordere, daß man, alfo Solgt letſten müſfe. 
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Viele haben ein fo kurzes Gedaͤchtniß, daß fie ſich ein 
Bild des damaligen Zuftardes und ber thatfählihen 
Madhtloſigkeit aller Autorität gar nicht mehr machen Fönnen. 
Hierin zeichnen fi In der Regel Diejenigen aus, welde 
damals in ſicherem Verſteck fih zuruckzogen oder gar in den 
revolutionären Jubel mit einftimmten. Ih muß dem Shen. 
v. Andlaw die Gerehtigfeit widerfahren laſſen, daß er nicht 
unter diefe Letztern zu rechnen iſt. Ex hat, wenn er aud in 
den gefährliääften erfien 7 Wochen gegen die revolutionäre 
Bewegung Feine Stimme erhob, denn doc Ende April's und 
Ende September’8 1848, ald wir große Maflen von Bun- 
deötruppen im Pande hatten, laut das Fräftigfte Entgegen 
treten verlangt, ohne jedoch die Maßregeln, die zu ergreifen 
wären, zu bezeichnen, ober bezeichnen zu Fönnen. 

Aus der eigenen Darftellung dv. Andlaw's in der Abth. I. 
über das Vorparlament kann man ſich indeffen das Bild 
jener Zeit einigermaßen vergegenwärtigen. Frhr. v. Andlaw 
war bei dem Borparlament anwefend, trat aber nit als 
Redner auf. Es war dies, wie er felbft fagt, für Jeden, 
der die Meinungen des Tages nicht theilte, gefährlich. Aber 
eben darum follte man fi nicht wundern, daß die nämlihen 
Berhältniffe, welche Tonfervative Männer überhaupt vielfach 
zum Schweigen braten, überall auch die Regierungs- 
gewalt nicht nur ſchwaͤchen, fondern faft aufheben mußten, 
und Abt in feiner Drudfärift „über die badiſche Revolution“ 
hat nit Unrecht, wenn er fagt, daß im März und April 
1848 die Regierungen in allen deutſchen Ländern faft nur 
noch dem Namen nad beftanden, aber nichts mehr zu bes 
fehlen hatten, da Niemand ihren Befehlen Folge leiſtete. 

Auf einzelne Handlungen ober Unterlaffungen, welche 
v. Andlaw der badifen Regierung zur Laft legt, werde ih 
weiter unten noch Einiges bemerken, 


Volksvertretung . 


IH kehre zu den allgemeinen Anſichten des Frhrn. v. 
Andlaw zurüd, und zwar zu dem, was er gegen den Kon 
ſtitutionalismus überhaupt fagt, 
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Aus dem Sage, daß es keinen Volkswillen gebe, leitet 
er zugleih ab, daß es auch Feine Volksvertretung gebe, 
und daß deßhalb das ganze Eonftitutionelle Syftem eine vers 
derbliche Xüge ſei. Im der letztern Behauptung treffen bie 
Revolutionäre, wenn auch aus andern Gründen, mit 
ihm zufammen, 

Frhr. v. Andlaw geht von ber Unterftellung aus, daß 
durch die BVolfövertretung die Anſicht oder der Wille der 
wirklichen Mehrheit des Volkes, der Kopfzahl nad, er 
mittelt werden fol (I. 12 26.). Unter diefer Vorausfegung 
wäre das Syſtem allerdings trügerifh, nicht nur hinſichtlich 
der durch einzelne (größere oder Kleinere) Mehrheiten zu 
Stande kommenden Wahlen, fondern auch hinſichtlich der 
etwaigen Sinnesänderung und freien Abflimmung ber 
einzelnen Mitglieder der Bolfövertretung, Es wäre übers 
haupt ein unnüßes, unklares, verworrenes Unternehmen, den 
launenhaften Willen oder die veränderlihe Anficht der Mehr: 
heit eines Bolfes über einzelne Fragen durch eine Ver—⸗ 
fammlung von Abgeordneten feftftelen zu laſſen. 

Gibt es wirklich folde abentheuerlihe Theorien, fo hätte 
v. Andlam immerhin keinen Anlaß, fie mir gegenüber zu 
befämpfen. Nach meiner Anficht kann dem Tonftitutionellen 
Syfteme nur der Gedanke unterliegen, daß die Intereffen 
und Anfihten, die in den verfhiedenen Schichten und Klaffen 
der Geſellſchaft zu Tag fommen, duch eine Verfammlung 
von Auserwählten beſprochen und geltend gemacht werben. 
Nicht Das, was etwa bie ber Zahl nad meiften Menfchen 
in einem Staate meinen ober verlangen, fol hier feinen 
Ausdrud finden. Weder die Einfiht in Das, mas ber 
Gefammtheit feommt, noch dad Intereffe an bemfelben ift 
bei Alien gleich groß. Eben fo wenig iſt die natürlide Macht 
der Einzelnen gleich groß, denn bie geiftigen Kräfte und der 
größere Vermögenöbefig, worin zugleich die Macht zur Ein 
wirkung auf Andere liegt, find ſtaͤrker, als die bloßen Fäufte. 
Darum und weil es gut if, wenn die Staatögewalt mit 
der natürlihen Macht, die in den Gliedern der Staats⸗ 
geſellſchaft ruht, thunlichſt im Einflange fteht, die Repräfen- 
tation alfo bie überwiegenden ober hervorragenden geis 
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ſtigen Kräfte und Intereſſen darſtellen ſoll, habe ich in 
ben 86. 28 und 29 meines Buches das allgemeine Stimm⸗ 
recht oder die Wahlen nad der Kopfzahl bekämpft, und 
„einen Genfus oder eine Wahl nad) Klaffen oder hervor: 
zagenden großen Interefien“ anempfohlen. Namentlih 
aud mit einer aus Förperfhaftliher Gliederung, der 
i dort in den 88. 20, 24 und 25 das Wort redete, her- 
vorgehenden Wahl, auf welche v. Andlaw hindeutet, wäre 
ich vollfommen einverftanden, fofern nicht nur befondere pris 
vilegirte Stände, fondern alle Klaſſen nah dem Gewichte, 
das fie im gefellfpaftlihen Leben haben, daran betheiligt würden, 
Die Schwierigfeit, die fih in Beziehung auf die Zuſam⸗ 
menfegung der Repräfentation oder auf das Wahlſyſtem 
zeigt, liegt nicht darin, den wirklichen (unklaren) Willen 
der numerifhen Mehrheit der Bevölkerung zu finden, fonts 
dern darin, daß auf den Grund der im Volke überhaupt 
waltenden Kräfte — nad den in Zahl, Gewicht und Stärke 
überwiegenden Anſichten und Interefien — die wahren 
Bedürfniffe ber Gefammtheit ermittelt werden *). 


*) Da v. Andlaw feinen Boltswillen anerkennt, und feine 
diesfallſigen Gründe (1. 11 ff.) eben fo dem Willen tleinerer Ge⸗ 
meinheiten als ſolch er entgegenfiehen, weßhalb er au keinen 
mehrbeitlichen Geſammtwillen einer Gemeinde zuläßt (I. 47 ff.), — 
fo befindet ec fh in einem feltfamen Wiverfpruge, wenn er (II, 42) 
tei der Bertretung, wo überhaupt eine ſolche befiepen fol, mit ver 
Mapl durch gegliederte Gemeinfhaften fogar das Spflem tes Man- 
dats, an weldes ver Vertreter gebunden fein fol, in Schuß 
nimmt, wodurch ja gerade nur der Wille ver Gefammtpeit (durch 
die zufammengetragenen Erklärungen ihrer einzelnen Glieder over 
Theile) ohme die durch die Debatte geläuterte Einſicht feſtgeftellt 
würde. Bon der Unausführbarkeit viefes Spfiemes Hinfichtlih 
der einzelnen Fragen will ich gar nicht ſprechen. Jeder ſieht, 
daß er eine unbewegliche Mafchine ohne Leben vor ſich hätte- 

Mebervies find z. B. alle Gemeinden „geglieverte Gemeiuſaaß- 
ten“. Es fragt fih alfo, ob jede Gemeinde (in Baden über. 1700) 
einen befondern Bevollmächtigten zu wäpfen hätte, ober ob im 
andern Balle, wenn man eine Anzahl von Gemeinden, oder etwa 
eine Anzahl von Zünften oder andern Genoſſenſchaften zufammen 
nähme, diefe wieder nah Meprheiten vie Inftruftion an den Be⸗ 
vollmägptigten ertpeilen folten, während v. Andlaw vdieſe Meprpeiten. 
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Es ließe fi die Etreichung biefes Zwedes im Allgemeinen 
auch in det Art denken, daß bie Regierung eine Verſamm⸗ 
lung von ihr felbft ausgewählter Rotablen beriefe, die mit 
gutem Willen die befte Einficht in die wirflihen Bebürfniffe 
bes Staates verbänden. Allein and abgefehen davon, daß 
feine Buͤrgſchaft vorläge, daß bie Regierung, die ihren etgenen 
Standpunkt hat, unbefangen ſtets eine gute Auswahl träfe, — 
würde ben fo berufenen Notabeln in jedem Falle nicht das 
nämlihe Vertrauen, ihren Berathungen alfo auch nicht 
biefelbe moralifge Rüdwirfung auf die Stimmung 
der Bevölferung zu Theil werben, wie den von ben ver- 
ſchiebenen Klaſſen ber legtern felbft gewählten und darum 
als deren natürliche Vertreter erfheinenden Abgeorbneten. 

Sei nun aber das Wahlſyſtem, welches es wolle, — auch 
wenn die Wahlen ausſchließlich aus gegliederten Forporativen 
Verbänden hervorgehen, fo wisd dadurch das Prinzip ber 
Vollsvertretung, fofern nur die Berechtigung. nicht blos auf 
beſondere privilegirte Klaſſen fih befhränkt, in Feiner 
Weife geändert, denn das Voll befteht ja eben aus jenen 
verſchiedenen Klaffen ober Verbänden, und der Einfluß der 
Einzelnen derſelben beftimmt fi billig nach dem natürlichen 
Gewichte, das ihnen im bürgerlichen Leben zukommt. 

Der Streit, ob die Berfaffung eine fogenannte landftändifhe 
im Gegenfahe ber fogenannten repräfentativen fein foll dl. 71), 
hat überhaupt nur in fo fern eine wefentlihe Bedeutung, 
als man bei der Erflern den alleinigen oder überwiegenden 
Einfluß blos Hiftorifh privilegirter Stände ohne Rüd- 
ficht auf dad natürlide Gewicht der andern Stände im 
Auge hat, und darum durch fie die allgemeinen Ideen und 
Intereſſen der Zeit nicht gehörig vertreten erachtet. Würde 
es hieran nicht fehlen und wären bei einer auf die verſchie— 
denen Stände gegründeten Einrichtung alle Klafien nah 
Verhaͤltniß ihres natürligen Gewichtes vertreten, fo würde 





überhaupt und ſogar ſchon dinfichtlich der Wahlen als trügerifc dar⸗ 
flellt (1. 12: 16. 48 2c.), fie dies alfo Hinfihtlich ver Abfimmang ver 
Gemeinden im Einzelnen und im Ganzen zum Zwecke der Inftrufs 
tionsertpeilung noch mehr fein milßten, 


— U— 


zwiſchen biefer und einer nah bem neueren Syſteme ge 
bildeten Repräfentation, bei welch’ Letzterer der Cenſus nad 
Umftänden noch größere Befhränkungen des gleiden Stimm» 
rechts bewirkt, praftifh und namentlih in Beziehung auf 
die Wirkfamfeit der Vertretung gegenüber der Regierung 
fein erheblicher Unterſchied beftehen *). 

Wenn im Uebrigen v. Andlaw fih an den „zufälligen 
Mehrheiten“ ftoßt, welhe der Minderheit und Denjenigen, 
die fie vertreten, gegen ihren Willen Laften auferlegen ac, — 
fo bebenft er nicht, daß ja auch bei den einzelnen Körpers 
ſchaften, deren Selbftftändigfeit er in Schup nimmt, nad 
uraltem Rechte nur die Mehrheiten entjheiden, und daf 
nun einmal der Echöpfer die Angehörigen einer und ber- 
felben Gefammtheit ober Körperfhaft nicht gleichen Sinnes 
geſchaffen hat, folglih, wenn der Körper überhaupt thätig 
fein, alfo Leben haben foll, feine Handlungen nicht anders 
als dur (wie immer berechnete) Mehrheiten beftimmt 
werben können. 

Auch die Frage über den Umfang der centralen Gewalt 
des Staats gegenüber ben Einzelnen und Gemeinheiten **), 
deren GSelbftftändigfeit v. Andlaw befürwortet (1. 19), ift 
duch das Inſtitut der Volfövertretung nicht bedingt. Die 
Letztere befpränft nur die Gewalt des Fürften, der nun 
Manches von Dem, was er fonft für fi allein tun Fönnte, 
nur mit Zuftimmung der Vertretung thun kann. Die Seldft- 
ftändigfeit und Freiheit der Einzelnen und der Körperſchaften 
gegenüber der Staatögewalt kann nad) den Grundverfaffungen 
größer oder Kleiner fein, gleichviel ob die Staatsgewalt buch 


. 


*) Der Werth der korperſchaftlichen Gliederung eines Volles Liegt 
nicht nur darin, daß daraus etwa eine beflere Gefammtvertretung 
fich bilden laſſe, ſondern mehr noch darin, daß das Bolkin Beziehung 
auf fein fonftiges Leben überhaupt nit blos aus ſchwachen 
Individualitäten over Kleinheiten zufammengefegt fei, ſondern als ein 
geglieverter Organismus erfcheine, der dur ben innern Zufammen» 
bang feiner Theile gegen Vedrückung von oben, wie gegen Auflöfung 
von unten, flärker und zugleich zur Förderung ber verſchiedenen gefell« 
ſchaftlichen Zwede Ievenskcäftiger if. 

**) ©. unten den Abſchnitt „Einheitoſtaat.“ 
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den Monarchen allein oder ob fie von ihm in Verbindung 
mit einer Volksvertretung ausgeübt werde. Nur finden 
jene Rechte gerade in der Letztern noch einen natürlichen 
Schutz, während fie in Ermangelung einer folgen Vertretung 
mehr von ber zufälligen Perfönlicgkeit des Monarchen abs 
hängen, alfo mehr blosgefteltt find. 

Auch zwifchen dem Monarchen und der Repräfentation find 
die gegenfeitigen Rechte begrenzt, und felbft fo weit es ſich 
nit um jene Rechte an und für fi, fondern um bie 
Art ihrer Ausübung, d. 1. um die Verwaltung hanbelt, 
iſt nirgends feftgefegt, daß der Monarch das Minifterium im 
Sinne der Mehrheit der Repräfentation zu wählen habe. 
In wie weit dies gleichwohl nöthig ſei, ift feine Frage des 
Rechts oder der Gefeggebung, fondern eine Frage ber 
Politik, die von ber Stärke der öffentlihen Meinung und 
davon, ob die Volksvertretung von bderfelben getragen ſei, 
abhängt. Mit der fortſchreitenden geiftigen Entwidlung, welche 
die in einem Volke umlaufenden politifhen Gedanken ver 
mehrt und fleigert, wächst and der Umfang und die Madıt 
der öffentlihen Meinung, und wenn glei der daraus ent- 
foringende Einfluß der Repräfentation auf den Gang ber 
Verwaltung *) nicht ohne Schattenfeite ift, fo liegt doch, for 
weit es fih um wichtige politifhe Maßregeln Hanbelt, in dem 
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®) Diefer Einfluß wird fih nad dem Geſetze der Schwere naturge- 
mäß überall geltend machen, in welder Borm auch die Glieder der 
bürgerlichen Gefellfpaft (Korporalionen und Individuen) Schuß gegen 
den Gewaltsmißbrauch von oben ſuchen. Auch wenn man nur bie 
alten deutſchen Stände wieder beriefe, fo würden fle unter den 
heutigen Berhältniffen gegenüber ver Regierung in Beziehung auf den 
Gang der Berwaltung jenen Einfluß üben, wenn fie nad der Ans 
ſchauungeweiſe ver Zeit vie Gefammtinterefien wirtlid verträten, 
wogegen ihre Wirkſamkeit und ipr Behand im entgegengefepten 
dalle durch den kritiſchen Grift untergraben, und der Umſturz vorbereitet 
oder vollbracht würde. 

Ob der zur Mitwirkung berufene Körper ein fogenannter land⸗ 
ſtändiſcher oder einneu repräfentativer ſei, — in beiven 
Fällen machen fi die (verhaßten) „Zeitbegriffe" und die Ratur der 
Dinge geltend, und der künftliche Widerſtand danegen wird lets nur, 
‚wie der des Bundestags es war, „ein rein merhanifcher“ (I, 72) fein. 


Einklauge zwiſchen Repräfentation and Regierung eine Macht, 
bie in Zeiten eines vegen geiftigen Lebens zur Beherrſchung 
des wilden Parteigettiebes unentbehrlich iſt. 

Damit iſt aber keineswegs geſagt, daß die Regierung 
(elbſt iu jenen wichtigen politiſchen Fragen) nur ein willen 
loſes Werkzeug der DVolfövertretung fen dürfe, wie Frhr. 
dv. Andlaw unterflelt (I. 180). Je mehr ein Staat fon 
Eonftitutionelf entwidelt iR, deſto mehr befeftigen ſich 
nah Ideen und Intereſſen die Parteien, und wenn bad 
Minifterium im Allgemeinen von berfelden Richtung: ifl, 
wie die entſchiedene Mehrheit, fo folgt diefe ihm bei den vor⸗ 
kommenden beſonderen Fragen in ber Regel felbft da, wo 
im einzelnen Falle am und für ſich Viele anderer Anficht wären. 
Doch gilt dies aud hier, noch mehr alfo in minder ent- 
wickelten Staaten, keineswegs unbedingt, — ein volftän- 
diges Beherrſchen der Majorität, fo daß fie dem Minifterium, 
das im Allgemeinen ihr Vertrauen hat, ſich ſtets auch in 
allen einzelnen Fragen unterwerfe, iſt wenigſtens auf bie 
Dauer nicht möglich, und es if, wenn Eintracht beftehen foll, 
hier wie überall im Leben. eine gegenfeitige Berftän- 
bigung, wobei den — ja and bei einer und berfelben 
Partei zu Tag kommenden — verſchledenen Anſichten billige 
Rechnung getragen wird, nicht zu umgehen. Dabei hat das 
Minifterium nicht nur in allen Fällen, wo es dafür hält, daß 
durch die Anficht der Mehrheit Recht oder Moral verlegt 
würde, fondern auch in andern Fällen, wo es einen Schritt 
als verberbli erachtet, feine Anfiht aufrecht zu erhalten, 
ohne daß daraus jedesmal oder auch nur regelmäßig gerabe 
ein gefährlicher Konflikt entfteht, welcher den für das öffent 
liche Vertrauen und damit fir bie Staatsordnung fo wichtigen 
einträchtigen Gang der beiven Gewalten wefentlich ftört. Er⸗ 
folgt ein derartiger Konflift mit einer Kammer, fo kann nach 
Umftänden noch die Zuftimmung ber andern Kammer der 
Regierung, bis die Leidenfchaften fih gelegt haben, eine mos 
raliſche Stüge gewähren, und andernfalls‘ bleibt dem Minis 
flerium, wenn e8 der Sache wegen feinen Rüdtritt für einen 
öffentlihen Nachtheil hält, noch das Mittel der Auflöfung, 
und nöthigenfals einer Wiederholung bderfelben mit allen 
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feiner Sache dienenden Mitteln des Geiſtes. Auf die eine ober 
andere Weife (durch Aenderung des Minifteriumb oder ber 
Kammern) iſt aber bei den, in ber erwähnten Art fonft nicht 
beigulegenben, wichtigen Konflikten der Einffang wieberher- 
auftellen *), benn das Syſtem, wornach in einem prinzi- 
piellen und beharrlichen Zwieſpalt mit der Volksver⸗ 
teetung fortregiert wird, iſt verderblich, weil es ben beftruftiven 
Elementen, welde die Autorität der Regierung vernichten und 
dadurch die Staatsordnung felbft untergraben, Nahrung und 
Stärke gibt. 

Es gibt indefien auß erordentliche Lagen in zwei ver- 
ſchiedenen Richtungen, entweder von ber Art, daß wegen 
zur Zeit herrſchender verberbliher Borurtheile ein größeres 
Beharren des Miniſteriums gut, oder wegen einer bie 
Staats ordnung felbft bedrohenden Gaͤhrung ein einträchtiges 
Zufammengehen alsbald unerläßlih und darum mehr Ger 
neigtheit zur Berftändigung nöthig iſt. In biefer letztern Lage 
waren wir, wie jeber nicht Blinde zugeben wird, im Jahr 
1848 bis Mai 1849, und überbieß hatten wir allen Grund, 
mit bev Richtung der Mehrheit ber U. Kammer im Allge⸗ 
meinen zufrieden zu fein. Hatte fie auch unter den damaligen 
Berhältniffen nicht den Muth, Alles, was und wünſchens⸗ 
werth ſchien, zuzugeftehen, fo war fie dod im Allgemeinen 
für die Sade ber Ordnung, und fie ift und nicht nur nie 
feindfelig entgegengetveten, fondern hat und bei vielen Uns 
Kiffen gegen Angriffe in Petitionen und von der linfen 
Kammer-Selte in Schuß genommen, und es iſt unwahr, daß 
fie, wie v. Andlam- behauptet (I. 180 **), und nur mit ſich 
fortgezogen habe. &o weit man in Baben, obwohl weit weniger 
als in ben meiften andern deutſchen Landen, von einem 
folgen „Sortziehen“ ſprechen Tann, lag es nicht in ber Stim- 


-®) Wan vergl. ven $. 21 meiner „Bewegung in Baden.” — Gerade 
darum aber, daß ein einträgtiger Bang, ohne auf einer andern @eite 
wigber die Iutereffen der Ordnung zu gefährnen, möglich fei, daß 
namlich vie Mehrheit ſelbſt eine, mehr an die Intereflen der Orpuung. 
und einer ruhigen Entwidiung geinäpfte, feſtere Richtung habe, und 
nicht zum Radilaliemus füpre, if eine Berbefferung ver Waplgefehe 
in Deutfepland allerdings wätkig. 
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mung der Kammer, ſondern, wie in andern Laͤndern, in den 
Stuͤrmen außerhalb derſelben. 

Wenn je die Rüdfihten anf die Wohlfahrt des Landes 
ein eintraͤchtiges Zufammengehen von Regierung und Ständen 
gebieterifch forderten, fo war dies Damals ®). Daher habe 
ich, als wir gegenüber den Stürmen im Seekreife auf dem 
Einmarſche der Bundeötruppen beharrten, und ich dies am 
9. April 1848 der Kammer eröffnete, beigefügt, daß wir in 
fo gefahrvoller Lage des Landes mit ihr im Einklang gehen 
wollten, daß wir alfo, wenn fie mit dieſer unferer That nicht 
einverflanden wäre, zuxlidtreten würben. „Wenn die Sammer 
(fagte ich) heute ausſpreche, wir follen unfer Amt nieber- 
legen, fo würde es - heute noch geſchehen.“ Die Kammer 
bilfigte aber unfer Berfahren, daher hielten wir, des Donau⸗ 
eſchinger Volksverſammlungsbeſchluſſes unerachtet, für Pflicht, 
auszuharren. “ 

Diefe Erklärung tadelt num Fehr. v. Andlaw (I. 180 **), 
indem die Regierung dadurch, alfo durch das Ruͤcktrittsaner⸗ 
bieten, fihunbebingt der Souveränetät ber II. Kammer unter- 
worfen habe. Merkwuͤrdigerwelſe geräth er aber durch diefen 
Tadel mit Anderm, was er auf der nämlihen Seite gefagt 
bat, in einen grellen Widerſpruch, indem es dort heißt: 
wenn der Minifier mit feinen Planen auf unüberſteigliche 
Hinderniffe ſtoße, fo müffe er zurücktreten, was jedoch — fügt 
ex fpottend hinzu — fhon Liebenftein „einen unmöglihen 
Schritt für einen badiſchen Minifter genannt habe.“ Ebenfo 
beruft er fh CI. 181) auf England, daß bort „mit einer 
Minorität, fogar mit einer ſchwanlenden ober Heinen Mehr 
heit fein Minifter regiere“ **). Berner äußerte er am 19. Mai 
1848 in der J. Kammer, indem er die Unterftellung, als 


*) Welche neue Kammer wir erhalten hätten, wern wir damals eines 
Konfliltes wegen die Stände aufgelöst haben würden, iſt aus ven im 
Mat 1848 bei und vorgenommenen Parlamentswahlen zu erfehen. 

**) Alles gilt nur mit Unter ſcheidungen, cum grano salis. Man vers 
aleiche die vielen Niederlagen, welche das Miniſterium Ruſſel in ver 
185ier Eigung erlitten hat, während es dennoch am Ruder blieb. Es 
tommt auch darauf an, ob gerade eine andere Partei in der Lage 
„wäre, das Ruder mit Siperpeit zu Übernehmen. 
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ſuche er ſelbſt einen Miniſterpoſten, zutüdwies, unter Anderem: 
„Die Miniſter eines konſtitutionellen Staats müſſen 
ohnehin der Regel nach aus der entſchiedenen Mehr⸗ 
heit ber IL. Kammer hervorgehen.“ — Andernfalls 
werde das Minifterium in's Schlepptau der Sammer · genom⸗ 
men, ftatt daß die Mehrheit ihm frei und offen folge, was 
doch nöthig fei. „Man mußte ſich (fährt er fort) längft bei 
und von dem Doppelfyfteme losfagen, nach welchem man 
es mit den größern beutfen Mächten nicht verderben, 
und auf der andern Seite fi auch nit ganz von der fon, 
fitntionellen Bahn entfernen wollte, die man einzus 
halten verpflitet war“ H. 

Den Tadel, welchen v. Andlaw (I. 180 **) gegen unfer 
Rüdteittöanerbieten erhebt, hat er ſomit mehrfach ſelbſt 
wieder ausgeloſcht. 

Im Uebrigen bin ich mit ihm einverſtanden, wenn er (. 9, 
180) fagt, der Staatsmann müffe nad fehlen Grundfägen 
zegieren **), oder, fofern er dabei auf unüberfleiglihe Hinder⸗ 
niffe ftoße, gurüdtreten. Frht. v. Andlaw fagt nicht, welche 
Grundfäge er damit meine. Daß von den allgemeinen er- 
kennbaren Grundfägen bed ewigen Rechts und der Moral 
nie abgegangen werben dürfe, habe ich wiederholt ſelbſt an- 
erfannt und behauptet, allein innerhalb der durch biefe fitte 
lichen und rechtlichen Gebote gezogenen Schranken liegt ein 
großer freier Raum zur Auswahl Dedjenigen, was der öffent» 
lichen Wohlfahrt entfpriht, — und wenn v. Andlam den 
Say (I. 8), daß „die chriſtliche Lehre auch über die Geheim- 
niffe der Geftaltung menfpliger Staatenordnung Aufklärung 
ertheile,“ auf alle ſtaatlichen Vorkommniſſe bezieht, fo wäre 
ich begierig gewefen, diefe „ehriftliche Lehre“ mitgetheilt zu 
erhalten, und zugleih zu vernehmen, warum denn in ben 
chriſtlichen Staaten die Regierungsformen, die ökonomiſchen, 
politifhen, gerichtlichen und militärifhen Einrichtungen - ıc. 


*) Es iſt überhaupt intereffant, diefe Eiklärung mit ber vor und 
Legenden Druchſchrift des Rebners zu vergleichen. 

**) Den gleichen Borpalt wegen Einpaltung feſter Grundſähe macht 
er, wie ver Regierung fo auch ven Mitgliedern ber I. Rammer- 
di. 99). 
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je nad ben Kultur und anderen Berhältnifien doch fo ver- 
Bieten feien. 

Wenn v. Andlaw zugleich den Sah aufſiellt (I. 9.), daß 
ber Staatsmann, der von feſten Grundfägen ausgehen und 
auf der andern Seite doch die „Beblirfniffe (des Volkes) ber 
feiedigen wolle,“ nur etwa daran feſthalten könne, „Feine 
feften Grundfäge au haben,“ fo bin ih doch der umgelechz- 
ten Meinung, daß ber Staatsmann außer den Grund» 
fügen des Rechts und der Moral in Allem, was die hievon 
unabhängigen Einrihtungen und Regierungshandlungen: 
betrifft, ausfhließlig und allein die (nicht etwa bios 
eingebilbeten ober durch Demagogen und Ihten bethörten 
Anhang behaupteten, fondern) wirklihen Bedärfniffe 
befriedigen foll. Wer in diefem Gebiete nad den Berhälts 
niffen feines Landes defien Bedürfniffe ſich Mar macht, über 
die Art und Weife, wie biefelben zu befriedigen feien, fi 
fefte Regeln bildet, und in feinen Regierungshandlungen 
daran fefthält, Hat auch Grundfage, und man kann nicht 
fagen, daß er „mit dem unbefimmten Ausdrude der Tages 
meinung ſegle,“ (h 17), da biefe, fo weit fie ein ephes 
mere, alfo eine wirklich bloße Tagesmeinung und nicht 
eine nahhaltige Erſcheinung ift, die wahren Bebürf- 
niffe des Volles keineswegs darſtellt. Indeſſen kann Et 
was, was zu einer gegebenen Zeit noch Fein Bebürfnig 
war, buch ben Verkauf der Entwidelung ein ſolches wirklich 
werden. Daher haben die größten englifhen Stantsmänner, 
3. B. Canning, Wellington, Peel zc., den Vorwurf ber Ins 
eonfequenz nicht achtend, ſchon Mafregeln (die Katholiken 
emanzipation, die Reſormbill, die Abſchaffung der Kornge⸗ 
fege u. dgl) durchgeführt, die fie felbft früher ftanbhaft 
bekämpft hatten, und fogar das englifhe Oberhaus, eine 
fefte Säule im dortigen Staatsleben, ließ ſich zus Erthei⸗ 
tung der früher verfagten Einwilligung beſtimmen. 

Einheitsſtaat. 
Aus Anla der deutſchen Frage tritt ber Frhr, v. Andlaw 


in der Einleitung zur II. Abtheilung gegen ben Einheits- 
Raat auf, 
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Dieſer Einheitsſtaat, dem er den Staatenbund gegen⸗ 
überſtellt, bezieht ſich zunaͤchſt auf das Verhaͤltniß zuſammen⸗ 
gehöriger Staaten unter fi. Das Geſagte findet aber 
auch auf das Innere ber einzelnen Staaten Anwendung, 
und in fo weit es nur gegen dad Spflem ber Gentralifa- 
tion*) unb gegen bie Auflöfumg des Volke in einzelne 
Köpfe ohne Gliederungen gerichtet if, bin ich damit 
veollfommen einverftanden. In ber legtern Beziehung halte 
ich, wie ih fon im 8. 20 der „Bewegung in Baden“ 
fagte, an der Ueberzeugung feft, daß die Forporativen 
Elemente, die ihre Angelegenheiten ſelbſtſtandig verwalten, 
einerſeits „gegen die Unterbrüdung Rärfer find, als die blos 
vereinzelten Köpfe,” und daß fie anderſeits auch gegenüber 
der Unordnung, Wühlerei und den Umſturzverſuchen mehr 
Behand haben und mehr Kraft geben.***) 

Namentlich habe ich mich dort auch gegen die „Bleftegiererei” 
und das bureaukratiſche Regiment und für die auggedehntefle 
Selbfiverwaltung der Bevoöllerung in ihren verfiedenen 
Gliederungen ausgeſprochen. Schr. v. Andlaw thut dad naͤm⸗ 
liche ¶. 167, 170) und ſagt, indem er über bie Trennung 
der Juſtiz von der Verwaltung fpriht (IE 147): 
„die Bermwaltung, was man größtentheilsfo nennt, 


*) Diefes unfelige EentralifattonsigReme, deſſen Vorbild Frankreich ift, 
verbankt man zweien Rarbinälen, Mazarin und Richelieu, von. welchen 
ein Schriftſteller (fiche die Allg. Ztg. von 1851 BI. Ar. 119) fagt, daß 
fie „die hierarchiſche Form aus der Kirche in den Etaat Übertrugen und 
„Die Wege der abfoluten Königsgerwalt dadurch ebneten, daß fie Macht 
and Einfluß der Provimen, der Parlamente umd des dritten Standes 
„vernichteten, flatt fie zu ermäßigen. Diefe Väter nes Abo» 
„Autismus find zugleich vie Anherren feiner unmittelbaren Leibesfrucht 
„der Revolution.“ 

**) Diefe Betrachtung iſt es hauptfächfich, nach der ich auf das (noch 
nicht ausgeführte) Geſetz vom 10. April 1849, wornach körperſchaftliche 
Kreis. (oder Bezirks⸗) Berbände gegründet werben follen, großen Wertp 
lege, gegen welches Geſetz aber Fehr. v. Andlaw CH. 106 und 23 z.) 
dm Widerſpruch mit fih felok allgemein zu Beloe zieht, Rat etwa 
nur gegen das darin angenommene Waplfpkem, das auch id 
verbeffern würde, aufzutreten. Ich werde unten Einiges darüber bes 
merten. 
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gebührt, uͤber das Ihrige nämlich, den Genoſſenſchaften, 
den Korporationen im Großen und Kleinen.“ *) 

In Beziehung auf die Eentralifation ift zu unter 
feiden zwiſchen der Gefeggebung und der bloßen Ber- 
waltung. Die legtere foll in den verſchiedenen Glieder 
zungen möglift felbftftändig, und fo weit es immer gefhehen 
Kann, den Betheiligten felbft anheim gegeben fein; bann 
werben wir bie franzöfliche Gentralifation mit ihrem Unheil 
nit erhalten und, fo weit wir fie ſchon haben, uns davon 
befreien. Was aber die Gefeggebung betrifft, fo kann 
fie ihrer Natur nad nur eine centrale fein. Rur fol fie 
ſich nit mit Allem befaffen, fondern den einzelnen 
Theilen, wo ihre Eigenthümlickeiten es fordern und Feine 
höheren Interefien ber Gefammtheit entgegenftehen, bie 
Selbftbeftimmung überlaffen, da eine allgemeine Gleichförmig⸗ 
feit, nicht überall nöthig, das Leben der einzelnen Glieder 
beengt und theilweife töbtet. Eine Meinungsverfäiedenheit 
Tann fi bei Denjenigen, denen das Eentralifationsfoftem 
im Allgemeinen zuwider ift, nur etwa hinfihtlih einzel 
ner Gegenftände ergeben, ob fie allgemein zu regeln ober 
der Selbftbeftimmung der Glieder zu überlaffen fein. Der 
größere ober geringere Umfang der letzteren Gegenftände 
wird auch von dem Umfange des Staats und von der innern 
Berfihiedenheit feiner Theile abhängen. Ih will nicht von 
den verſchiedenen öſterreichiſchen Kronländern ſprechen, deren 
jedes eigentlih einen befondern Staat bildet. Schon 
zwiſchen Pommern und Rheinpreußen, ja zwiſchen dem bayes 
riſchen Tyrol und ber Rheinpfalz find fo große Abfprünge, 
dag man bie Verſchiedenheit der einzelnen Landestheile in 
Baden nit damit vergleichen Fann. Gleichwohl kann es 
auch hier Manderlei geben, was man unnöthiger Weife durch 
die allgemeine Gefeggebung gleichförmig beftimmt hat. 


®) Rur fagt er auch hier wieder nicht, wie dieß pinfichtlich des größ« 
ten Teils der Berwaltungsgefcäfte auszuführen fei, und will doch 
im Titel über die „Gemeinveverhältniffe” (1. 46) weder die Mehr, 
beit ver Gemeindeverfammlung noch ihrer gewählten Ber- 
treter über Etwas verfügen laſſen. 
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In Verbindung damit, was gleichfoͤrmig geregelt, 
was von der einheitlichen Gewalt und ihren Organen 
angeordnet und verwaltet, oder was den einzelnen Glie 
bern bed Staats zur Selbftbeftimmung und zur eigenen 
Verfügung überlaffen bleiben folle? — alfo in Verbindung 
mit der Frage der Gentralifation in Geſetzgebung und 
Berwaltung fteht überhaupt auch die Frage über ben Um- 
fang der Staatögewalt im Allgemeinen, d. h. über ben 
Umfang der Rechte, welche der Gefammtheit gegenüber 
ihren Gliedern verfafjungsmäßig zukommen. Doc ift bie 
exftere Frage von ber legteren immer nod in fo weit un 
abhängig, als bei ber ausgebehnteften verfafjungsmäßigen: 
Berehtigung der Staatögewalt die Geſetzgebung in wichtigen 
Dingen von biefer Berechtigung gleihwohl auch feinen Ge 
brauch machen und den einzelnen. Gliedern große Selbft 
ſtaͤndigkeit belaffen kann. 

Was indeſſen die allgemeine Frage der Berechtigung der 
Staatsgewalt an und für ſich betrifft, wovon die 
v. Andlaw'ſche Schrift ebenfalls ſpricht, fo gibt es unter den 
diesfallfigen Meinungen, wie überall, zwei entgegengefegte 
Ertreme, 

Auf dereinen Seite 3. B. ſteht Donofo Eortes (Marques 
von Valdegamas) *). 


In feiner am 4. Januar 1849 in der fpanifhen Deputir⸗ 
tenfammer gehaltenen Rede fpricht er für die Diftatur. Er 
meint damit nicht nur das, was man gewöhnlich unter dem 
Ausdrude begreift, fondern er findet die Diktatur überhaupt in 
der Schranfentofigfeit der Staatsgewalt, alfo 
namentlih in England. Er fagt: „die englifche Con— 
ſtitution ift die Einzige in der Welt, — ich fage e8 zum 
Lobe der Weisheit dieſes Volkes — in welder die Dik— 
tatur niht ausnahmsweifen Rechtens, fondern ger 
meinen Rechtens if. Man ftudire diefe Conftitution: das 
Barlament hat in allen Verhäftniffen, zu allen Zeiten, 


*) Man fee die Drudſchrift: „Zur katholiſchen Politik der Gegen, 
wart von Donofo Cortes und 8. I. Buß.“ 
3 
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wenn ed nur will, die biktateriale Gewalt; benn es hat 
feine andere Schranke, als jene, welche allen menſchlichen 
Gewalten auferlegt it: die Klugheit. Es hat die Boll 
macht — und diefe Vollmacht fonftituirt die biftatoriale Ges 
wat — Alles zu thun, Alles, nur nicht aus einem 
Weib einen Mann und aus einem Mann ein Weib zu machen, 
um bie Sprache der Publiciften dieſes Landes zu gebrauchen. 
Es hat die Vollmacht, die Habeas⸗ corpus⸗Alte einzuftellen, 
vermittelt einer Bill of altainder zu verbannen; es fann bie 
Eonftitution ändern, die Dynaftie wechfeln, und nicht nur 
die Dynaftie, nein felb die Religion und die Ge 
wiffen unterbrüden; mit einem Worte, es kann Alles. 
Kennen Sie, meine Herren, eine ungeheuerere Diktatur ?“ 

Das entgegengefehte Ertrem findet ſich 3. B in der Schrift 
über die badifhe Revolution von dem politischen Fluͤchtlinge 
„Abt.“ Er fpriht offen für die Anardie, er will Feine 
Staatögewalt, da fie ihrer Ratur nad nur die Individuelle 
Freiheit beſchraͤnke. Ex anerkennt fein Gefammtintereffe, 
indem unter dem Vorwand eines folden nur die Einzel⸗ 
intereſſen beſchraͤnklt oder vernichtet werben ıc. 

In der Mitte zwiſchen bdiefen zwei Exrtremen ftehen nun 
in verſchiedenen Abftufungen die meiften Verfaffungen, indem 
fie zwar eine gefeßgebende Gewalt einfegen, biefelbe aber in 
Beziehung auf mancherlei Freiheiten und Rechte der Einzelnen 
und Korporationen im Staate beſchraͤnken *). 

Was nun den Frhrn. v. Andlaw betrifft, fo ſpricht er in 
dem vorliegenden Buche fehr entfhieden gegen bie von 
Donofo Eortes vertheidigte Allmacht ber Staatöge- 
walt, ober nad v. Andlaw's Ausbrud gegen „den abfoluten 





*) Die Abänderung der Berfaffung felbf iR am ſchwerere Be⸗ 
dingungen gebunden, 3. B. an größere Stimmenzahl, Wiederholung 
auf verfpievenen Landtagen, Berufung befonderer Berfammlungen ꝛc. 
Andere Schuhmittel gegen die Abänderung der Verfaſſung, alfo au 
gegen bie Schmälerung der dort ven Einzelnen als unantaftbar zuger 
flandenen Freipeiten und Rechte gibt es nicht. Kennt die Berfaffung 
feinen rechtlichen Weg ihrer Abänderung, fo tritt eine ſolche unter 
Umfländen doch that ſAchlich ein, da die geſchichtliche Umbildung 
und die fie förbernden Greigniffe fig nicht bannen laſſen. 
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Staat“ (IV. Borrede ©, V. und 61). Er will (I. 18), 
daß die Rechte der Einzelnen nicht abhängig fein dürfen von 
einer abfoluten Gewalt des Königs oder der Volfövertretung, 
ferner cl. 19 und 107), daß, wie der König, fo aud bie 
Einzelnen und Körperſchaften mit „eigenen Rech— 
ten“ auögerüftet fein, „worüber Niemand foll verfügen 
Eönnen, als fie ſelbſt.“ Er fpriht Cl. 178) für bie 
nAutonomie des einzelnen Menſchen“ und für das „von ein 
ander Freiſein.“ Gegenüber einem Zeitungsartifel, welcher 
gegen die Hecker'ſchen Verfuche und gegen die Anmaßungen 
der revolutionären Minderheit eifernd, eine free 
Willkühr darin findet, wenn „eine Minderheit ohne 
Beruf und ohne Auftrag dem großen Ganzen Gefepe vor 
fhreiben wolle,“ bemerft er CH. 72 *): „ich erblide nicht 
minder eine Willführ darin, wenn eine angebliche (nicht 
immer fogar erwiefene) Mehrheit dies Alles im Namen 
Aller will; ih räume vielmehr dieſes Recht keinen 
Fürften und feinem Parlamente ein. Da hier von 
dem Rechte, Geſetze vorzuſchreiben, bie Rede ift, 
und da v. Andlaw überhaupt Feine Volfövertretung und doch 
auch Feine abfolute Gewalt des Fürften haben, dabei aber 
diefen frei wiffen will „von den gleichen Banden, wie fie au 
ben Armften feiner Unterthanen fetten, von dem Außern 
Geſetzes zwange, ber fi über alle göttlichen Geſetze 
und menſchlichen Rechte ftellt" Cl. 18), — fo könnte man 
auf den Gedanken gerathen, er wolle (wie Abt) gar Feine 
gefeßgebende Sta ats gewalt haben. Man darf es aber mit 
biefen Worten nicht fo genau nehmen, und des allgemeinen 
Ausdruds ohnerachtet wäre jene Auffaffung natürlicherweife 
eine irrige. Man muß annehmen, er wolle ber (niht an 
und für fi zu widerſprechenden) gefeßgebenden Gewalt bes 
Staats nur die Lehre geben, fie dürfe nicht willführlich bie 
Rechte der Einzelnen (auch nicht die Autonomifchen) befhränfen 
ober vernichten. Nur ift nicht Har, welche Rechte er unter 
den durch bie Gefepgebung nit Anzutaftenden begriffen 
wiſſen will. Ja er eifert do gegen bie, eine Menge von 
Rechten und Freiheiten ben Verfügungen ber geſehgebenden 
Gewalt entziehenden, deutſchen Orundrehte, z zwar nit 
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nur hinſichtlich des Inhalts einzelner verfehlter Be— 

ſtimmungen, ſondern im Allgemeinen, indem er (N. 107) 
nur das Recht auf Leben, Ehre und Eigenthum mit 
den daraus fließenden Rechten, als unveräußerlie, aber 
feiner befonderen Anerkennung bebürfende, „Anfprüche, welche 
jeder Menfh an die Einzelnen und Alle zu machen hat,“ 
anfieht. Demnad wäre es allerdings nit Vieles, was er 


"der gefegebenden Gewalt etwa auch formell entzogen 


fehen wollte ). 

Immerhin wird es hiedurch aber noch geheimnißvoller, wie ' 
Schr. v. Andlaw es mit der Gewalt der Gefeßgebung halten, 
und welchen Schug er für die fo flarf betonte Aufrechthaltung 
ber Rechte der Einzelnen und der Körperfgaften 
haben will. Ex will feine Volfsvertretung und fieht auch die 
altftändifche Gliederung ald „unmöglic geworden“ an (I. 71); 
dabei will er Feine abfolute Gewalt des Königs und bie 
Rechte der Einzelnen follen von der Zuftimmung beffelben 
nicht abhängig gemacht fein, während der König doch durch 
feinen „außeren Geſetzes zwang“ gebunden fein fol, 
di. 18), alfo wohl nad) feinem Ermeffen verfügen könnte. 

Die Aufhebung des „äußern Geſetzeszwanges“ zwiſchen 
Fürſt und Volt — in Verbindung mit dem Satze, daß das 
Recht, Gefepe vorzufhreiben, „keinem Fürften und feinem 
Parlamente” einzuräumen fei, Fönnte man etwa auch fo auf 
faffen, daß die verſchiedenen Gliederungen autonomiſch ihre 
Verhältniffe nur ſelb ſt beſtimmen follen. Doch kann ich 
kaum glauben, daß von Andlaw dieß außerhalb ber ber 
fondern Angelegenheiten diefer Glieder auch in allen 
andern, bisher und überall allgemein behandelten, 
Zweigen haben wollte. Man Könnte wohl im Gemeindewefen, 
in einem Thelle des Gewerbeweſens, felbft in einzelnen 
Theilen des bürgerlihen Rechts ıc. jene Autonomie gelten 
laſſen; aber follte fie denn auch in den Dingen, die auf einer 


) Namentlich anerkennt er Teinerlei Art von Freiheit als ein 
Grundrecht, obgleich er von der Breiheit, fo weit fie neben ber 
„sleihen dreiheit, welche der Naͤchſte auch anzuſprechen hat," ber 
Repen tanz, fagt (I. 7), daß die ſe Breipeit „die chrſtliche Löfung“ ſei. 
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Gegenſeitigkeit und Gemeinſchaftlichkeit beruhen, 
zugelaſſen werden, z. B. im Gebiete des Handelsrechts, des 
Pfandweſens, der Forderungsrechte, der Rechtspolizei, im 
Gebiete des richterlichen Verfahrens in bürgerlichen oder gar 
in Strafſachen, fodann in Gemeindefaden, fo weit es Aus- 
märfer ober Fremde betrifft, im Fabrikweſen, ferner in 
Beziehung auf die Preffe und auf die Poligei- und Straf 
gefeggebung überhaupt, in Beziehung auf Maß und Gewicht, 
auf die Finanzen, auf die Kriegsdienſtpflicht ac? _ 

Dieß Alles verlangt Frhr. v. Andlam fiher nicht, Nur 
fagt er nicht, in wie weit benn doch noch allgemeine Gefege 
diefer Art follen gemacht werden Fönnen, und er fagt nit, 
auf weldem Wege fie zu machen wären, ba dazu weber 
der Fürft allein, noch mit einer (wie immer zuſammenge⸗ 
festen) Bolfsyertretung”) befugt fein fol. 


*) Die Baplart, von der allerdings die mehr ober minder con⸗ 
fervative Natur der Bolfsvertretung, alſo fehr Wichtiges abhängt, 
ändert, wie wir oben gefehen haben, am Prinzipe der Vollsver⸗ 
tretung nichts, fobald diefe (mit dem Gteuerbewilligungerecht und 
Theilnahme an der Geſehgebung verfepen) nur überhaupt aus den vers 
ſchiedenen Klaſſen der Bevölterung, fei es in Gliederungen over 
in Wahlen nad Köpfen, hervorgeht. Die Sqattenſeiten, vie Erhr. 
v. Andlaw im Yebermaße darſtellt, treten in dem einen, wie in dem 
" andern Balle ein, und nur die bei beiderTei Syſtemen mögliche 

mehr ober minder confervatine Natur der Verſammlung macht 

einen Unterfie. Darum bekämpft von Andlaw , indem er die alt⸗ 
ſtaͤndiſche Gliederung als unmöglich geworden CI. 21) und das damalige 

Band als fon vor feinem Riffe inerlich gelodert CI. 13 *) betrach⸗ 

tet, überhaupt a [le — mittelbare (gegliederte) oder unmittelbare — Ber» 

tretung des Boltes als angeblich auf vem Principe eines lau⸗ 

nenhaften Volkswillens beruhend (I. 12 — 17, 87, 177, 178—180. I. 

9, 10, 148,.149), und er macht der jepigen badiſchen Regierung ſogar 

den Borwurf, daß fie die Hiefige Berfaflung, die hierin mit allen ans 

dern in Deutſchland jetzt beſtehenden conflitutionellen Verfaſſungen 
gleichartig if, nicht vernichtet habe CT. 13). (Darüber, wie er 
fpäterin ver Abtp IV. fein Berwerfungsurtipeil gegen die Repräfentation 

im Allgemeinen mobifizirte, vergleihe man unten im Abſchnitte 

mRavitalismus“ die Rote * auf ©. 44 und 45.) 

Brüper ſprach v. Andlaw allerdings-anders. Wie wir oben gefehen 

haben, tabelte er in der Sihung der I. Kammer vom 19. Mai 1848, 
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Sa, während er (zum Theil mit Recht) tadelt, baß bie 
Frankfurter Reichsverfaſſung die Selbſtſtaͤndigkeit der einzelnen 
Staaten nit genug gewahrt habe, tadelt er zugleich in Bes 
ziehung auf die Grundrechte, dag man damit nur Haupt⸗ 
grundfäge aufgeftelt und die Detailbeftiimmungen 
jur Durchfuhrung derſelben den Einzelftanten überlafien 


daß die Regierung früper vie confitutionele Bahn nicht confequent 
und offen verfolgt Habe, und ſprach vie Anfiiht aus, daß vie Mis 
after in der Regel aus der entſchiedenen Mehrheit der zweiten Rammer 
Yätten hervorgehen follen. 

Berner ſchlug er in feinem Berichte vom 15. März 1848 in ber erfien 
Kammer die Gründung eines beutfhen Parlaments vor. „Alle deuiſchen 
Bürften — fagte er — befchränten freiwillig die Ausübung ihrer bis⸗ 
berigen Souveränetät zu Gunſten einheitlicher Wirkſamkeit und 
eines veutfhen Parlaments.“ Das Iehtere follte befiehen: aus 
einem Oberhauſe, welhes die Fürflen („perſönlich, oder durch 
Prinzen ihres Dauſes vertreten“) bilden — und aus einem Unter⸗ 
danfe, welges „in einem noch zu ermittelnden Verhältniſſe fämmt- 
liche deuifde Ständeverfammlungen“ befciden. Damals 
yat er alfo die jet verworfenen — aus Boltswahlen hervor 
gehenden — Gtändeverfammlungen mit nur anerkannt, 
fondern ihnen zu ihren bisherigen Befugniffen, fogar noch eine weis 
tere, fepr wichtige, nämlich die Wapl eines Parlaments Übertragen 
wollen. (Wozu übrigens ein Parlament, wenn es auch mit den Bürs 
im feine @efehe follte geben Können? (IL. 72*). 

Es finden fi inveffen auch in der vorliegenden Deudfcrift noch 
Apnlige Anwandlungen, woburd er mit feiner fehigen entſchiedenen 
Belämpfung der vorhandenen konſtitutionellen deutſchen Berfaflungen 
alfo auch der dadurch eingeführten jegigen Ständeverfammlun- 
gen wieder in Widerſpruch geräth. In der Abth. IT. ©. 174 theilt 
er nämlich die Schwarzenbergiſche Note vom 9. März 1849 mit, worin 
Deſterreich, indem es einem aus unmittelbarer Vollswahl her- 
vorgependen Parlamente widerforicht, ſich damit einverſtanden erklärt, 
daß die einzelnen „durch Volkswahl in fich veriretenen Körper“ 
Ausfchäffe zur Eentralgewalt aborbnen. Als einen „Gedanken korporas 
tiver Bertretung” billigt ». Andlaw biefen Vorſchlag, wornach die von 
ihm doch fo heftig befämpften jehigen Solksvertretungen 
(Rammern) ver deutſchen Staaten nicht nur fortbeſtehen, 
ſondern noch den neuen wichtigen Beruf, zur Wahl des der Central ⸗ 
aan Parlament) beizugebenden Ausſchufſes mitzuwirken, erhal» 
ven . 
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M. 110), alſo bie Selbſtſtaͤndigleit der lehtern nicht genug . 


befäräntt habe. 


Geſetzlichkeit. 


Man kann damit einverſtanden ſein, daß im modernen 
Staate überhaupt zu viel regiert, alſo auch zu Vieles 
duch Gefege*) beſtimmt und zu wenig dem Leben über 
laffen werde, fo wie daß namentlih die Gefeggebung zu 
sentralifirend fei, zu Vieles gleihförmig made und 
den einzelnen Gliedern zu wenig Selbftftändigfeit belaffe. 
Es Handelt fih hiebei, wie ſchon oben bemerkt, nur um bie 
Auffindung des reiten Maßes. 

Ein Prinzip, wie weit hierin zu gehen und nicht zu 
gehen fei, hat v. Andlaw nirgends aufgeftellt, feine einzelnen 
Säge find vielmehr, wie wir gefehen haben, unter fih 
widerfprehend. Zur näheren Erörterung der in biefem 
Sinne angefohtenen „Gefeplifeit“, oder richtiger ausge⸗ 
drüdt, „Geſetzmacherel“ — liegt daher hier fein Stoff vor. - 

Wichtiger ift aber, was Frhr. v. Andlaw von Dem hält, 


*) Wenn übrigens v. Andlaw an vielen Stellen davon ſpricht, daß 
die Auslegung ter (formellen) Geſetze doch nur wieder in ber 
Hand von Beamten, namentlich der Referenten, Liege, und daß bamit 
der Willküpr Tpür und Thor geöffnet fei, — fo überfieht er, daß 
eine Willkühr diefer Art nach der Natur der Dinge überall unver« 
meidlich, daß fie aber immerhin nicht ver hundert ſte Theil der» 
jenigen Willtühr iR, welche herrſcht, wenn über ein der Regelung 
bevürftiges Berhältniß gar Leim Gefeh gegeben wird, Jever, der 
dabei mitwirkt, alfo ausfhließlich nad feinem eigenen Be- 
Lieben verfahren und verfügen würde. 

Sein Haß gegen die Gefepgebung geht fo weit, daß er (IT. 133) 
ſcheindar aus Achtung vor dem Eigentpum kein Zwangsabtretungsgefe 
haben will, während er doch einfieht, daß es Bälle gibt, wo eine zum 
Öffentlichen Nutzen unabweisbar nothwendige Abtretung im Wege ver 
Vereinbarung fplehtpin nicht erzielt werden kann, für welche Bälle er 
daher vorzöge, auch ohme Geſetz den Zwang thatfäglid ein⸗ 
treten zu lafien, fo daß der Eigentpämer allen Schutz ver, bie Ermitt- 
lung der Rotpwendigkeit der Abtretung uud die Entſchädigung ſichern⸗ 
den, Bormen verlöre, und der reinen Willkühr anheim gegeben wäre. 
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was man fonft im gewöhnligen Sinne unter „Geſetz⸗ 
lichkeit“ begreift, nämlich von ber Befolgung eines einmal 
beftehenden Gefeges. 

Wie mir, fo ift ſicher auch Andern aufgefallen, daß er mit 
fo großer Geringfhägung von ber Beobahtung bed Ges 
feges fpricht. 

Er fpottet über mih, daß ich einer Heidelberger Deputa- 
tion, welde wegen Auflöfung der demokratiſchen Vereine 
ſich beſchwerte, diefe Auflöfung als „ein geſetzliches Mit 
tel® entgegen hielt (I. 16)*), — und darüber, daß man 
felbft dem (gefährlichen) Mißbrauch der Freiheit nur mit 
gefegligen Mitteln begegnen wolle (I. 31 und II. 76 a.). 

Da ih im $. 8 meines Buches für die ſtrenge Beobach— 
tung des Geſetzes auch von Eeiten der Regierung fprad, 
und eine Verlegung bdeffelben „nur im Außerften Falle, 
wenn ed für die eigene Rettung des Staat unvermeids 
lich fei, alfo im Falle eines eigentlihen Nothſtandes“ 
für zuläffig erklärte, dabei aber die Anfiht ausſprach: die 
Gefeggebung felbft fol, um die im Nothfalle fonft 
eintretende Verlaffung des gefeglihen Bodens zu verhüten, 
der Regierung für außerordentliche Fälle auch eine außer 
ordentliche Macht, nämlih das Recht zur Abweihung 
von ber fonftigen gefeglichen Regel, bewilligen, — fo ruft 
der Frhr. v. Andlaw (I. 179) aus: „welder Gögendienft 
mit der formellen Gefeplichkeit! “ **) 


*) Die fonftige nachtheilige Darſtellung meiner Unterrevung mit 
jener Deputation wird auf Diejenigen feinen Eindrud machen, die ven 
$. 134 meines Buches felbft Iefen, und was die Worte: „fg lang 
eine Staatsform beſtehe· — betrifft, fo wird mir Niemand zumuten, 
daß ich mich darüber Hinaus au noch auf die Eventualität, 
wo etwa die beftepende Staatsform durch Weltereigniffe untergegangen 
fein könnte, hätte einlaffen ſollen. Wenn aber v. Andlaw das Ber« 
Tangen ver Deputation an ſich fhon als ein Verbrechen anfieht, 
fo würde er wohl nicht im Stande gewefen fein, ein Strafgefeg dafür 
aufzuweifen. Darnach fragt ge zwar nichts, allein ich weiß nicht, wie 
er es hätte einleiten wollen, auch ohne Strafgefeg ein verurtpeilendes 
Erkenntniß herbeizuführen. 

**) Wenn er in ver’ verfaflungsmäßigen Ermächtigung, in außeror⸗ 
dentlichen Lagen von der Regel des gemeinen Gefeges abzumei« 
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Ex beruft fih zugleich auf das (nachahmungswuͤrdige ?) 
Beiſpiel unferer Revolutionäre, Indem er fagt: „hat ſich die 
badiſche proviforifhe Regierung nur an ein Geſetz ger 
bunden ?* 

Darum macht er ferner der jegigen Regierung einen 
Vorwurf daraus, daß fie dad (von den Revolutionären in 
feiner Wirkfamfeit unterbrohene) Verfaffungsgebäude wieder 
aufgerichtet, d. h. nicht ihrerfeits auf dem Boden ber 
Willkühr und Gewalt e8 ebenfalls und endgiltig 
vernichtet habe (I, 13). 

Zwifhen dem materiellen und formellen Rechte 
GRecht und Gefeglickeit) unterfheidend (IV.13*) ſpricht 
ex zugleich gegen den Grundſatz, daß jedes, auch materiell 
verlegende, Gefeg „Geltung finden müffe” (I. 18). 

Ich weiß nit, ob Frhr. v. Andlaw ahnt, auf welchem 
Boden er fih mit dieſen Sägen befindet. Er befindet 


sen, alfo einen Ausnahmezuftand einzuführen, etwas Wider⸗ 
ſprechendes oder Unfinniges findet, fo Tann ich mich damit tröften, daß 
nit nur in England kraft diefer Ermächtigung in ſolchen Bällen vie 
Habens-corpus-Akıe fufpenbirt werden kann, fondern daß der nämliche 
Vorwurf auch die in ven meiften konſtitutionellen Ländern vorkommende 
Beiugniß trifft, nach welcher bei befondern Gefahren der Kriegezuftand 
oder Belagerungszuftand mit wichtiger Beſchränkung der fonftigen ge= 
feßlihen Regeln verkündet werben darf. 

Wenn er zugleich fragt, warum denn der badiſche Staat von ber 
Revolution nicht gerettet worden fei, da doch die Gefeßgebung fein 
dazu begeprtes Mittel verweigert habe? — fo kann er in meiner „Ber 
wegung in Baden“ die Antwort finden „daß und warum dieſe Revolu- 
tion, die ihre Stärke von au Ben (von unfern Graͤnzländern und von ber 
deutfchen Revolution, insbefonvere von Frankfurt) her erhielt, 
nicht abzuwehren gewefen wäre, felbft wenn man alsbald die in andern 
Bällen wirkſamen Geſetze erlaffen hätte. Webrigens iſt er im Irrthum, 
wenn er nlaubt, daß folhe Gefege damals durchzuführen geweſen 
wären. Er weiß ja, wie es 3. B. mit dem Gefeßentwurfe über vie 
Beamten, bie bei einer aufrührerifpen Bewegung ihre Amtspflicht ver⸗ 
fäumen , ergangen if}, und daß das Standrechtsgeſetz in der I. Kanı- 
mer (aus Scheu vor Frankfurt und vor den entgegeuftehenden Grund⸗ 
rechten) nicht einmal bis zur Berichterſtattung gebracht werben konnte. 
Roch mandes Andere in ähnliher Richtung hätte gegen die unantaſt ⸗ 
baren Grundrechte verftoßen müſſen. 
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ſich (unwillkührlich) auf dem Boden ber Revolution. 
Die Gemaltsmänner, die wie Frhr. v. Andlaw wohl wiſſen: 
„die Macht ſteht über dem Gefege“ CI. 179) — wiflen 
zugleich, daß fie in den verfaflungsmäßigen Wegen ihre 
Plane gar nicht, wenigftens nicht fo, wie fie es wünfchen, 
durchführen fönnen, daß fie alfo die verfaffungmäßi- 
gen Formen felbft jertrümmern müffen, um dem wilden 
Strome der rohen Gewalt die Herrſchaft zu verſchaffen, wor 
bei fie natürlich immer auch behaupten, daß dad mate- 
rielle Recht ihnen zur Seite fiehe, und dieſem gegenüber 
das formelle Recht „Feine Geltung finden“ 
dürfe, 

Die Revolutiondre vor dem Freiburger Schwurgeriht 
fagten, wie v. Andlaw felbft erzählt (IV. 108), ebenfalls, 
daß der Regierung nur das (formelle) Gefeg, ihnen aber 
das ewige Recht (deö Volkes) zur Seite ftehe, das Erſtere 
alfo gegen. fie nicht angewendet werben könne. 

Dies ift — nur in anderer Richtung — an und für fi - 
die Theorie des Frhrn. v. Andlaw. Wer aber nicht etwa 
nur Vortheile des Augenblicks anfhlägt, fondern bie 
moralifgen Nachwirkungen der Gefegeötrene noch 
höher hält, — der lann einer ſolchen Theorie nicht huldigen. 

Der Gefepgeber ſelbſt fol nah materieller Ge 
rechtigkeit ftreben, die Staatsangehörigen aber, und darunter 
auch die Minifter, müffen fih, fo lang fie nit durch die 
Macht der Gründe die Aufhebung oder Abänderung des 
einmal gegebenen (formellen) Geſehes auf gefeglihem 
Wege zu bewirken vermögen, an baffelbe halten. 
Wolkte Jeder, und insbefondere wer mit zur Bollziehung 
des Gefeges berufen ift, fi über baffelbe, weil es nad 
feiner Anfiht dem materiellen Rechte nicht entfpricht, 
hinwegſetzen, ihm alfo „Feine Geltung“ zugeftehen, fo wäre 
damit die Anarchie gegeben, — und nichts ift dem Sinne 
für Ordnung und Recht im Volke gefährliher, ald wenn 
das Gefep felbft von oben mißachtet oder Teihthin ver- 
legt wird. 

In welder Achtung fand ehemals in Deutfhland das 
Geſetz und das gefeglihe Recht! — und wie nachtheilig 
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hat es gewirkt, daß In dolge bes Rheinbundes bie Füͤrſten 
als unumſchraͤnkte Herrſcher nicht nur Gefege für fih allein 
machten, fondern felbft im einzelnen Falle fih über 
das Geſetz ftelten! — Und jetzt noch! — man fehe nad 
England, wo ein Eonftabler mit feinem Stabe noch mehr 
vermag, als in Frankreich oder Deutfhland zwanzig bewaff- 
nete Gendarmen! — Neben andern Gründen diefer Er⸗ 
fheinung liegt einer der wihtigften ohne Zweifel darin, 
daß dort feit mehr als anderthalb Jahrhunderten das (for- 
melle) Geſez von oben herab nicht mehr verlegt wurde, 
auch nit unter dem Vorwande, daß bafielbe dem mate⸗ 
tiellen Rechte nicht entfpreche. 

Würden bie deutſchen Staatsmänner in Beziehung auf 
die Richtbeachtung bes formellen Rechts nach den Anſich⸗ 
ten bed Frhrn. v. Andlaw verfahren, fo wäre es unmöglich, 
bier je wieder einen feften Boden zu gewinnen, wenn aud 
alle übrigen Beftrebungen hierauf gerichtet wären *). 


Nadikalismus. 


Gegen allerlei Unweſen ſagt Schr. v. Andlaw in ſcharfen 
Zügen viel Beachtenswerthes. So weit er gegen die all⸗ 
gemeinen Wahlen na der Kopfzahl, fo weit er gegen die 
blinde (nie zu befriedigende und ſtets nur zu nenem Miß⸗ 
behagen führende) Nenerungsfucht, gegen den Mißbrauch 
der Freiheit, gegen bie Unfittlipfeit, Verwilderung, gegen 
die Gottlofigfeit oder den Unglauben, und gegen bie Bevor- 
munbung der Kirche innerhalb ihres ausſchließlich eigenen 
Gebietes auftritt, bin ich vollfommen mit ihm einverftanben. 
Ehen fo ift Das, was er an einzelnen Stellen überhaupt 





®) 9. Andlaw mag das Mißliche feiner Tpeorie ſelbſt gefühlt Haben, 
daper ftellt er den unklaren Eat CI. 179) auf: „Die Kluft zwiſchen 
Gefed um Tpatface findet ihre Ausgleihung in der qriſtlichen 
Anſchauung über das Wefen der Staaten“, — opne für die prakife 
Anwendung diefes Gapes auch wur eine Andeutung zu geben. 
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gegen ben Radikalismus und von deſſen überftürzenber und 
verwuͤſtender Natur ſagt, laͤngſt auch meine innerſte und 
tiefſte Ueberzeugung. Wer aber feine Druckſchrift liest, dem 
wird es nicht entgehen, dag fie felbft an Gebrechen leibet, 
bie dem Radikalismus eigen find. Zunächſt gehört 
hierher: das Prinzip der Berneinung. 

Frhr. v. Andlaw tritt auf mit zerriffenem Herzen. Er 
empfindet das Unheil der Zeit. Ex forfht nach den Ur⸗ 
fagen und nad Heilmitteln, und findet fie nicht, wenigftens 
nicht mit Slarheit, ba dag bittere Gefühl die Au— 
fHauung trübt. Darum hat er faft nur Verneinung, 
nur Bekämpfung bes Beftehenden und des Gefcehenen, 
taufend Tadel, — aber wie wenig Poſitives, wie noch 
weniger beftimmte Porfäläge, die Dinge beffer zu 
machen! 

Er tadelt unſere Verfaſſung, ſo wie alle andern konſtitu⸗ 
tionellen Verfafſungen, und will dabei auch Feine abſolute 
Fuͤrſtengewali, ohne doch zu ſagen, auf welche Weiſe denn 
die von ihm befluͤrworteten Rechte der Einzelnen und ber 
Körperfgaften gewahrt oder vertreten werben, und ob 
und wie jene Einzelnen oder Körperſchaften zur Regelung 
der ihnen gegenüberftehenden Gefammtintereffen mit 
wirken follen ). 





*) Erf in ber Abth. IV. (46) kommi er nun, wohl noch felbft fühlend, 
daß es an biofer Negation nicht genfige, nachträglich zu dem ſeht wahren 
Ausſpruche, daß, wenn das Repräfentariofgflem ohne e inenErfaß 
einftürzte, ein „Despotismus des Beamtenftnates“ fein 
natürlicher Erbe fein würde. Gtatt, wie in den Abth. I. und II. das 
tonftitutionelle oder tepräfeniative Spfiem über haupt zu befämpfen, 
ſpricht er nun hier nur noch von einer Aenderung des Waplfpyfems, 
und zwar dahin, daß die Wahlen aus „Lorporativer Gliederung des 
Gleichartigen auf der Grundlage wirklicher und gemeinſchaftlicher In⸗ 
tereffen« — namentlich der Interefien „des Grunde igenthums, 
ver leineren gewerbligen Betriebfamteit, des gro ßen Han« 
deis und ver Fabrikation“ (©. 49) — hervorgeben follten. 

In dtefer Beziehung verläßt er alfo hier fein Syftem ber Negation, 
jedoch nur zum geringften Xpeile, indem nicht allein vie Vorſchläge 
wegen Zuſammenſehung der Vertretung höch ungenügend, ſondern auch 
vinfichtuich der wichtigſien ſo n ſt igen Angriffe gegen das Spfiem ber 
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Er tadelt den Einheitöftant, ohme zu fagen, was ben 
Theilen an ihrer Selbftverwaltung jept ungebührlich entzogen 





Repräfentation überhaupt gar keine Heilmittel bezeichnet 
ind. Indem er nur von einer „überwiegenden Bertretung“ ver 
genannten Interefien (46) ſpricht, fagt er nicht bekimmt, ob und welde 
andere Jutereſſen, oder ob etwa auch noch bie Intelligenz, 
fo weit fie nicht ſchon mit jenen Interefien verbunden if, ale 
ſolche derüdſichtigt werden fol. Namentlich if nit Mar, ob bie 
Kapitaliſten und die dur ihre Intelligenz einflußreichen 
Klaffenfteuerpflihtigen (Staats- und Kirchendiener und Andere, 
welche einen wiffenfhaftlihen over künſtleriſchen Beruf 
haben), von der Bertretung ganz ausgefhlofien, ober ob ihnen 
nach Berpältniß des natürlichen Gewichtes, das fie in der Geſellſchaft 
befigen (fiepe oben ©. 22 und 23), ebenfalls eine Mitwirkung eine 
geräumt werden foll. 

Bird den fogenannten Capacitäten, wie es bie neuen Wahl⸗ 
ſpſteme mit ſich bringen, das Hauptgewicht verſchafft, fo beherrfchen 
fie die Berfammlung dur ihre Theorien oft in einer, den realen 
Bevürfniffen ver Gegenwart völlig fremden, Weile, und „ver firenge 
Kultus der Waprheit wird — wie ein genialer Schriftſteller fagt — 
bingegeben für den Götzendienſt des Geiſtes.“ Aber eben fo mißlich 
wäre ihre völlige Ausfhließung, nicht nur weil dadurch den ver« 
tretenen verfhiedenen Intereffen bie in einer wiſſenſchaftlichen 
allgemeinen Auffaſſung Tiegende Bermittlung entasenge, 
fondern auch weil die ausgeſchloſſene Intelligenz ipre Macht außer» 
halb auf anderm Wege zur Untergrabung der Autorität der Ram 
mer felbf mit um fo größerem Erfolge noch viel unpeilvoller 
geltend machen würde. 

Aber vorläufig abgefehen Hievon und vondem Maffabe, nah 
dem alle die verſchiedenen Klaffen mitwirken folen, — auch abnefepen 
davon, wie denn fene Grunbeigentpümer und Gewerbsfeute „Lors 
porative Ölieverungen“ (IV. 46) bilven follen, — läge in dem 
ganzen Borfhlage immerhin wieder ein Syſtem der Vertretung 
oder Repräfentation, die v. Andlaw doch überhaupt und 
noch in ganz andern Beztepungen, als welche mitder Wahl⸗ 
art zufammenhängen, bekämpft. — Au hier wäre es nämlich un« 
möglich, nah InfKruktionen zu ſtimmen (oben ©. 22 Note *), — auch 
hier wäre es unmöglich, anders ald nad den dem Frprn, v. Andlaw 
fo verhaßten Maforitäten Beſchlüiſſe zu faffen CI. 12, 48; U. 5, 
72 26.). Auch Hier Könntender Minderheit Laften aufgebürbet werben, 
die fie nicht will (UV. 30. Auch Hier könnte die „Oefeßmaderei“ 
allerlei Dinge regeln und gleichförmig machen, die Einzelnen und Körpers 
ſchaften in ipren eigenen Rechten befcpränten CI. 19), oder einen Zwang 
zwiſchen dem Bürften und den Huterthanen fchaffen (E. 18). Auch Hier fönnte 
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ſei. Dabei will er über die Gemeindeangelegenheiten, insbe⸗ 
fondere über die Ausgaben, weder die Mehrheit ber Gemeinde⸗ 
verfammlung, noch die von Ihr gewählten Organe, noch auch 
die Staatöbehörbe verfügen laſſen, ohne zu fagen, wie es 
denn damit gehalten werben fol. 

Eben fo find bei dem Tadel fo vieler anderen Geſehe 
größtentheild -Teine Verbefferungsvorfchläge auch nur anger 
deutet, 

Er tadelt den Umfang ber gefeggebenden Gewalt, ohne 
das Uebermaß berfelben im Einzelnen zu beleuchten, ober 
ein Prinzip aufzuftellen, wie weit mit ber Gefeßgebung 
im Allgemeinen zu gehen und was ben einzelnen Gliedern 
der Staatsgeſellſchaft als ihr eigenes Gebiet zu belaffen ſei. 

Er unterfeidet Recht und Geſetzlichkeit, und will nur 
das Erftere anerkennen, ohne zu fagen, worin baffelbe im 
Gegenfag zur Lepteren beftehe, und wie es zu finden und 
feſtzuſtellen fei. 

Er verweist auf die hirftlihen Lehren über die weltliche 
Staatenorbnung, ohne zu fagen,. worin dieſe Lehren in den, 
mit den Geboten der GSittlicfeit nicht zufammenhängenden 
politifhen, öfonomifhen und ſtaatsrechtlichen Fragen beſtehen 
follen. “ 

Er tabelt die Verwaltung früherer Jahre und jene in ber 
Bewegungszeit, und beſchuldigt Hinfichtlih der Letztern bie 





ein Einfluß der Repräfentation auf das Miniſterium, d. i. auf 
die Ausäbung der. Rechte des Regenten und ein Yufprängen ber 
uTagesmeinung“ flattfinden (I. 17). 

Behr. v. Andlaw hat alle diefe angeblichen Sqaltenſeiten ber Ver⸗ 
tretung ober repräfentativen Berfaflung überhaupt fehr fharf herr 
vorgehoben, opne Borfhläge zumaden, wie fie bei der nach 
feiner Anveutung zu machenden Einrichtung abgewenbet werben 
follen, — und doch {ft nicht erflärlih, warum fene Einwendungen hier 
auf einmal außer Anſchlag bleiben follten, während fi viefe Einwen« 
dungen doch auf die Bertretung und deren Macht an und für 
ft, nicht aber auf die Art ver Zufammenfegung verfelben be» 
ziehen, und während ie Bertretung, welche aus allen, das Bolt auss 
machenden, Klaffen hervorgept, nicht weniger als bei der Wahl 
nah Köpfen eine VBolko vertretung If. 
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Regierung, daß fie der Bewegung fi unterworfen habe. 
Die diesfalls „angegebenen Thatfagen find aber unmahr, 
ausgenommen fo weit fie fih auf die im März 1848 der 
D. Sammer gemadten Zugeftändniffe, fobann auf bie 
fpätere Anerkennung der Reihöverfaffung fammt Grund⸗ 
teten, ober darauf beziehen, daß im März und April 
1848 und Mat 1849 gegen Orbnungsftörungen nicht ges 
fügt werden Fonnte, In diefer Hinficht aber fagt ex nicht, 
mit welchen Mitteln bie Regierung hätte Widerftand leiften, 
oder Schup gewähren follen *). 

Er tabelt, daß die deutſchen Mächte die herannahenden Ges 
fammtgefahren nicht ſchon feit Jahren erfannt und abgewendet 
haben (II. 32), ohne zu ſagen, in welcher Weiſe ſie dies 
hätten thun ſollen. 

Er ſagt, v. Rabowig hätte, ſtatt ein kleineres Unrecht gegen 
das anſcheinend größere Uebel abzumägen, „ein gerades, 
offenes und klares Ziel“ verfolgen follen, ohne anzugeben, 
welches Ziel und mit welden Mitteln (II. 81). 

Auch bei einigen Grundrechten G. 8. in Beziehung auf 
die Selbftftändigfeit des Richterftandes — IT. 145 und IV, 18) 
anerkennt er ein Bebürfniß, weiß aber nicht, wie die Frage 
zu löfen if, und beſchraͤnkt ſich daher auf den Tadel des 
Gegebenen. 

Solcher weiteren Regationen ohne Pofitionen, finden ſich 
in der Druchſchrift no die Menge, und man kann wohl ohne 
Uebertreibung fagen, daß an der ganzen gefhiätlihen Ents 
wicklung, an Allem, was befteht, faft nichts anerfannt, und 
doch nichts Anderes dafür vorgefchlagen wird, Die beſtimmte 
Angabe der Heilmittel wäre aber um fo nöthiger gewefen, 
als v. Andlaw in den jegt verwirklichten Theorien eine 
dringende Gefahr für ganz Europa exrblidt (II. 10), — 
als er ferner in ber Vorrede zur Abtheilung II. behauptet, 





*) Er teutet auf zu verſuchende „Gewaltſtreiche · Hin (IV. 2 *), ger 
ſteht aber ſelbſt, daß diefelben auch mißlingen können, und fagt nicht, 
welche Mittel und Wege zu, fol’ einem Gewaliſtreiche in der dar 
2. Ligen Zeit (namentli im Mai 1849) ung zu @ebot geſtauden 

en. 
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daß trog der materiellen Ruhe in unſerm Lande duch 
alle Klaſſen der Bevölkerung bie Zerftörung immer raſchern 
Laufes vorſchreite, und als er fogar, weil auch jetzt regiert 
werde, wie früher, das Mitleid von ganz Deutſchland für 

unſer armes Volk anruft *). Merkwuͤrdig ift nur, daß er zu 
meinen fiheint, die theils eingebilbeten, theils wirklihen Miß- 
fände, die wir fühlen, feien in andern deutſchen Ländern, 
die uns zu Hilfe kommen follten, weniger vorhanden, als 
bei und, 

Ich wüßte auch Manches zu tadeln, fowohl hier ald ander- 
waͤrts, — aber in dem Bewußtfein, daß „Tabeln leicht, 
Beſſermachen ſchwer iſt,“ — beſcheide ih mi, wenigſtens 
fo weit ih nicht ſichere und beſtimmte Vorfehläge des ,Beſſeren“ 
zu machen weiß. 

Fehr. v. Andlaw fage einmal wie weit bie Staats— 
gemalt gegenüber der Selbftftändigfeit und den Rechten 
der einzelnen Theile, und wie weit die Freiheit ber 
Individuen und deren Befchränkung gehen foll, — wie 


*) Bon einem Manne, der doch fein Land liebt, follte man es kaum 
für möglig Halten, daß er von Allem, was feit dem Beſtande des 
Großherzogthums darin Gutes geſchaffen wurde, und was in vielfacher 
Beziehung felbft ven Neid des Auslands erregte, nit nur nichts ans 
erfeunt , fondern daß er Alles nur tadelt und herabwürbigt, was feit 
Dezennien beftanden hat, over jetzt beficht. Auf Diejenigen, die unfere 
dtonomiſchen und rechtlichen Zuftände näper Tennen, macht dies zwar 
feinen Eindrud, aber Fremde mögen durch Andlaw's Buch ein fhlimmes 
— do Gott Lob ungetreues — Bild von Baden erhalten. Indeſſen 
habe ich auch ſchon manden Ausländer, der etwas näher forſcht und 
Bergleigungen anftellt, anders ſprechen hören. Daß die deutfche Revo» 
lution, wie Fürft Schwarzenberg richtig fagt (II. 325), 1849 fih Baden 
(nach deflen geographiſcher Lage) „um Kampfplatze erwaͤhlt,“ und darum 
hier damals einen größern Erfolg gewonnen hat, können andere deutſche 
Staaten, bei denen es innerlich eben fo ſchlimm, wo nicht ſchlimmer, 
fand und flept, unferem Laude nicht zur Laſt legen. 

BIN man im Uebrigen auf Berbefferung der Zuftände pinwirken, 
fo genügt es an dem blofen Tadeln des Geſchehenen und des Vorhan- 
denen nicht, fondern es wäre nöthig, auch die Heilmittel aufzus 
ſuchen und anzugeben, alfo befimmie Borfohläge zu machen. 
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er, da er ja doch keinen abſoluten König haben will, die, das 
Bolf ausmagenden, ‚Einzelnen und Koͤrperſchaften in ihren 
allgemeinen Angelegenheiten vertreten laffen, und 
welde Befugniffe und Stellung gegen die Regierung 
er ber Vertretung einräumen würde, — mit welhen Rechten 

Bezirks⸗ oder Kreisverbände und andere Körperfhaften ges 
ſchaffen werden follen, — wie die Angelegenheiten ber 
Gemeinden zu verwalten, wie die Iuftiz und Vers 
waltung zu organifiren, dad Finanzweſen ac. einzus 
richten fei! — Dann erft, wenn er fo aus dem Gebiete ber 
Negation, vermöge deren er alle biefe und noch viele 
andere Dinge in ihrem jegigen Beftande nur tadelt, 
in das Gebiet der Bofition hinüber tritt, — läßt fih 
prüfen, wie weit feine Anfichten gegenüber dem, was bes 
fteht, den Vorzug verdienen *), und was von dem Vor—⸗ 
handenen und in wie weit daffelbe etwa nah und nad 
umzubilden fei. 

Wer aber beftimmte Vorſchlaͤge macht, läuft Gefahr, dag - 
man ihm das Unpraktiſche oder Verderblihe derfelben nach⸗ 
weist, daher ift e8 eine Eigenfchaft des Radikalismus, daß 
er fih auf das Angreifen, auf das blofe Berneinen 
beſchraͤnkt, und wenn er zugleich goldene Zeiten in Ausſicht 
ftellt, wenigftens den Zufammenhang derfelben mit beftimmten 
Vorſchlaͤgen nicht nachweist. Der unverftändigen Menge gefällt 
der Tadel als folder. Sie fühlt, wie es bei dem jegigen 
Gährungsprogeffe natürlich ift, bei dem Zuftand einer halben 
innern Auflöfung und bei dem Kampfe von Neuem und Alten 
um nene Bildungen, ein Mißbehagen, und bedenkt nicht, 
daß wenn die Dinge jet auch anders gemacht werden, 





*) Aus Anlaß ver Beſtimmung der Grundrechte, welde die Patri- 
monialgerichtöbarkeit ꝛc. aufpebt, fagt v. Andlaw (MI. 137) felbſt: 
„Wenn unter vem Namen des allgemeinen Wohls Juftitutionen, felen 
ſie fo mangelpaft, als fie wollen, zerträmmert werden, fo muß wenigftens, 
wenn nicht ein Befferes, doch ein Gleiches dafür an die Etelle 
gefegt werben. Im entgegengefeßten Balle hat man Hoffnungen rege 
gemacht und fie getäufct.“ 

Sehr wär! — dies Hätte fih der Brpr. v. Andlaw bei feinen zahl⸗ 
loſen Angriffen auf das je ht Beftehende merlen — 
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dieſes Mißbehagen deshalb doch nicht aufhört. Auch 
beſſeren, idealeren Naturen iſt die menſchliche Welt, wie ſie 
iſt und fein kann, mie recht. Ihr Vorbild iſt für die menſch⸗ 
liege Ratur zu groß. Für fie gilt Platens Wort: 

„Was forſcht ihr früh und fpät dem Duell des Uebels nad, 
Das doc Fein andres ift, ald Creatur zu fein? 

Sic feldft zu ſchau'n / erſchuf der Schöpfer einſt. das AU, 
Das ift der Schmerz des AUS: ein Spiegel nur zu fein.“ 

Ich fage darum keineswegs, daß man nit nach Beſſerem 
fireben foll, Jeder thue das Seine nad) den Kräften, die ihm, 
der Schöpfer verlich. Meine Meinung geht nur dahin, daß 
das Syſtem der blofen Verneinung verderblich ift, indem 
ed das Mißtrauen gegen die Autorität und das Mißbehagen 
am Beſtehenden fteigert und dabei doch Feine oder wenig. 
Heilkraft in fi trägt. 

Auch inandern Beziehungen Hat die vor und liegende 
Drudfrift eine radikale Eigenfaft, einmal darin, daß 
fe, wie wir oben im Abſchnitte „Geſetzlichleit“ gefehen haben, 
die Mißachtung des Geſetzes ald des blog formellen 
Rechtes lehrt (oben &.39—43), — fodann darin, daß fie 
nach dem Umfange und der Wichtigkeit deffen, was fie von 
dem num einmal geſchichtlich Beftehenden befämpft, und radifal 
@. 5. aus der Wurzel) ausgerottet wiffen will, felbft wenn 
daſſelbe durch Anderes erfegt würbe, eine zu tief eingehende 
plöglihe Ummwälzung im bürgerlihen Leben hervorbringen 
möchte *). Selbſt die beften Reformen, wenn fie maffens 
haft erſcheinen, bewirfen eine gefährlihe Erfhütterung, in⸗ 
dem fie das Angewohnte durch raſchen Stoß verrüden, Nicht 
eine. plöglihe Vernichtung, fondern nur. eine fufenweife 


=) Es gienge bie Hierin Hegende Neuerung viel weiter und fie 
wäre viel einfhneidender, als alle Reformen, welde in der 
Bewegungszeit (1848—49) Hier berathen wurden und in's Leben traten 
ober noch in's Leben getreten wären, wenn die Mairevolution nicht da ⸗ 
zwiſchen gelommen wäre. 

Ueberbies Tagen diefe letztern Reformen in der Richtung des Bes 
febenden, während die v. Andlaw'ſchen (nach den wenigen pofitiven 
Andeutungen) großentpeils in einer dem Beſtehenden entgegenges 
festen Ritung, nur natur wid rig zur Geltung kommen könnten ⸗ 
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allmaͤhlige Verbeſſerung des Vorhandenen khann gedelhlich 
und heilſam fein 9. 

Sch. v. Andlaw ift zwar auch für ben Gap, daß ger 
ſchichtlich aufgebaut werde, aber er will nicht nur, wie jedt 
noch viele Andere, die beiden Jahre 1848 und 1849 
and. ben Geſchichte ausftreihen, fondern die ganze Neuzeit, 
nicht nur feit dem Beſtand unferer Berfaffung von 1819, 
ſondern wohl noch von früher her **). 

Er kam num zwar fagen, diefe nenere Geſchichte habe In 
fromber Gewalt. ihren Urfprung und fie fek dem bemtfchen: 
Wefen zuwider; aber darum hört fie nit auf, eine Ge⸗ 
ſchichte zu fein, und das daraus Ermachfene if. das jetzt 
Beſtehende, an welchem, eben weil e& beftcht, und fehom 
kange befteht, au Intereffen und theilweiſe feſt gewurzelte 
Anſichten hängen, fo daß feine plöglihe Vernichtung fatt 
allmähliger Verbefferung bie Zuftände und den innern Frieden 
noch mehr zerrütten müßte, 





*) Aus Anlaß. der Kreis over. Bpyiekönerwaltung, wovon unten bie 
Nede fein wird, kommt v. Andfaw zwar (IV. 37), da er mit verſuchten 
neuen Vorſchlägen nicht fortlömmt, zur Erllaͤrung, daß die Reformen, 
vorerſt nur vorgubereiten und noch nicht rafch durchzuführen feien. 
Darin liegt jedoch nur Einer der vielen Wiberfprüche, in den- er hier 
Cvie bei andern Punkten) mit dem übrigen Inpalte des Buches gerätp, 
wo er die Abpilie von ‚ven bellagenswerthen Zuftänden zur Rettung 
yon bez für das, ganze Baterkand, fa für. Europa Hündlich wachfen- 
den Gefahr (1. 10) für ſehr dringend hält, und, wie ſchon erwähnt, 
3. B. in der Borreve zur Abth. IT., das Mitleid von ganz Deutſch⸗ 
land „für das arme Bolt in Baden“ anruft, weil daſſelbe auch jetz t 
noch fo regiert werde, wis #6- fet Länger. als einem Menfgmalter 
regiert worden ſei. 

**) Ale Klagen gegen die feit dem Veſtand der Verfaſſung erlaffenen 
GSeſe be werden. fagt er (1.60), damit zurhegerotefen, daß man entgegen. 
dalt „pas Bolt hat fig ja dieſe Geſetze ſelbſt negeben.” Wenn er dar 
mit zugleich die vielfache Geſetzmacherei der Bolksvertretung überhaupt 
angreift, darf er nur die Regierungsblätter von 1806—1818 nachleſen, 
und er wird finden, daß damals die von ihm getadelte „Geſetzmacherei“ 
und centealifirende Gleichmacherei noch viel größer war. Seme-Be- 
ſchwarden reichen hiernach, fo wie nad feinen Andeutungen über das 
Aus antiſcht· und. „Patrimaniale“ (IL. 130) wenigfene. bie zur Wien 
dietiſaties zurög- k D 
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Wie es halobrechend iſt, wenn die Demagogen Manches, 


was etwa in einem halben Jahrhundert reifen kann, jetzt ſchon 
anf einmal zu Tage fördern wollen, eben ſo ſchädlich und 
zerſtoͤrend iſt es, mit Nichtachtung deffen, was ſich in dem 
abgelaufenen halben Jahrhundert entwidelt hat, plöplih nur 
an das Frühere wieder anzufnüpfen, und eiwa auf die das 
malige Grundlage jegt zu bauen. Es ift zwar, weil 
v. Andlaw größtentheils Feine beflimmten Vorfhläge macht, 
bei den meiften Gegenftänden nicht mit Sicherheit zu ent 
nehmen, auf was er fortbauen will, Aber eben weil ex ben 
ganzen Geift der Neuzeit, alle Gefege und das ganze feit 
einigen breißig Jahren beftehende konſtitutionelle Wefen bes 
Tampft, fo ift bei ihm im Allgemeinen nur mit einem Zurück⸗ 
ſpringen hinter diefe Neuzeit ein Anfnüpfen an das Frühere 
denkbar. 


Diefen allgemeinen Betrachtungen werde ich nun noch über 
verſchiedene, in der vorliegenden Drudfchrift enthaltene, Aeuße⸗ 
zangen, fo weis fie das abgetretene Minifterium betreffen, 
oder fonft von .befonberem Intereſſe find, Berichtigungen 
ober Bemerkungen in Nachfolgendem beifügen. 

In der 

Erften Abtpeilung 


ſpricht Sehr. v. Andlaw nad Darlegung feiner allgemeinen 
Grundfäge zunaͤchſt von den 


vormãrzlichen Mechtözuftänden in Saden. 


Er tabelt hier die bürgerliche Progepordnung von 1831. 

Ich anerkenne, da dieſes Geſetz namentlich hinſichtlich des 
unterrihterliden Verfahrens erheblihe Gebrechen hat. 
Durch ein Streben nah Gründlichkeit hat es zugleich eine 
Umſtaͤndlichleit veranlaßt, die ben Rechtsgang verfäleppt. 
Noch mehr bekfage ih aber den Formalismus, der fi 
vielfach in die Praxis eingefhlichen hat, der aber jedenfalls 
nut theilweife in bem Gefege feinen Grund hat, und zum 
andern Theile durch eine diesfalfige allgemeine Choffente 
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Ti) jest bald überwundene) Richtung, bie in ber Zeit bes 
Uebergangs zu (mas immer für) neuen Formen erklaͤrlich iſt, 
befördert wurde. Ich habe diefe formaliſtiſche Steifheit in 
Auslegung und Anwendung der Gefege von jeher befämpft, 
wie in meiner Stellung beim Oberhofgeriht, fo aud fon 
vorher als Redakteur der Annalen der badiſchen Gerichte. 
Hätte Frhr. v. Andlaw, der das Erſtere nicht wiffen Tonnte, 
die Letztern gelefen, fo würde er mir den ungerechten Bors 
wurf einer Begünftigung diefes Formaliomus (I. 81) nicht 
gemacht haben. 

Ich habe die Prozeßordnung nicht verfaßt, auch zu dem 
Entwurfe gar nicht mitgewirkt, — und wenn ih im Jahr 
1831 als Abgeordneter (gegenäber ber äußerften Linken) 
für ihre en bloc Annahme ftimmte *), fo fand ich mit meinen 
Kollegen und mit der damaligen I. Sammer eine Beruhigung 
darin, daß dieſes Gefeg nad einer in das Einführungsedift 
aufgenommenen Beftimmung auf dem Landtag von 1833 
einer Revifion unterworfen werben follte, wobei die bei ſolchen 
Gefegen meiftentheils exft in der Praxis fih zeigenden Mängel 
verbeffert werben Eonnten. 

Daß dies nicht geſchah und die Regierung eine längere 
Erfahrung für nöthig hielt, wäre, fofern darin eine Schuld 


®) Behr. ©. Andlaw behauptet (1. 26*), daß ich 1831 einem bürger« 
lichen Abgeordneten die beſtimmteſte Berfiherung gegeben Yabe, „bie 
laͤngſte Dauer eines Prozeffes für alle, Inftanzen würde künftig höchflens 
noch drei Monate betragen.“ Dies ift ebenfalls eine ver vielen uns 
wahren Thatfaden, welde er gegen mich erzäplt. Es iR indeſſen 
taum ver DMüpe wert, fie au widerſprechen. Es wird wohl Wenige 
geben, die mir einen kolchen Unfian zutrauen. Die Sache iR zu plump. 
Wenn allein die Frift zur Uebergabe ver Appellationsbeſchwerdeſchrift 
und fene für die Oberappellationsbeſchwerdeſchrift mit einander ſchon 
drei Monate, betragen, und hiezu außer dem ganzen unter. 
richterlichen Verfahren noch die Brifen zur Bernehmung bes 
Appellaten beziefungsweife des Oberappellaten, zu den Zuflellungen 
and mündlichen Verhandlungen, ohne auf Incidentpunkte zu rechnen, 
kommen , fo fol ih gefagt haben: die Erledigung in allen drei In⸗ 
Ranzen werde in drei Monaten und fegar noch in höq ſtene brei 
Monaten erfolgen! — Es hätte wopl auch keinen Abgeorpneien aus dem 
Bürgerftande gegeben, der einer fol’ albernen Berfiherung je geglaubt Hätte. 


Tüge, jedenfalls nit die Meinige. Schon während des 
erften Landtags, als ih an der Spihe der innern Verwal 
tung fland, im Jahr 1848 veranlaßte ich *), da damals Fein 
Chef des Iuftizminifteriums vorhanden war, die Nieberfegung 
einer Kommiſſſon zur Abänderung und zwar insbefondere zut 
Abkürzung des unterrichterlichen Verfahrens. Der Entwurf 
wurde ben Kammern vorgelegt, Fam aber wegen ber Mais 
revolution nicht mehr zum völligen Abſchluſſe. Rachher wurde 
derſelbe durch den neuen Chef des Juſtizminiſteriums einer 
nochmaligen Revifion unterworfen und noch erweitert, fofort 
dem 1850er Landtag vorgelegt, und ift jegt zur Ausführung 
gekommen. Wir wollen hoffen, daß er gute Früchte bringe, 
obgleich ih nicht erwarte, daß er alle (nicht einmal bie ge- 
gründeten, viel weniger noch die ungegründeten) Klagen be⸗ 
feltigen werbe, 

Es iſt leicht, zumal an Gefegen diefer Art, Fehler zu 
entdeden, und fehz fahrer, ihnen abzuhelfen in einer Weife, 
die nicht wieder neue Mängel anderer Art bringt; und bie 
chikanöſe Prozepführung, welche Verſchleppung und oft ma- 
terielles Unrecht hervorruft, hat ihren Grund nit nur in 
den Mängeln des Gefeges, fondern auch in andern Verhält⸗ 
iffen der Zeit, wo bie Berarmung und Genußfucht zu pro⸗ 
zeſſualiſtiſchen Chifanen unredlicher oder bedrängter Parteien 
verleitet. Darum zeigen fih die gleihen Beſchwerden faft in 
alfen deutſchen Ländern, und nur auf der linken Rheinfeite 
find fie, zwar nicht hinſichtlich des Koftenpunfts, wohl aber 
hinſichtlich der einfagern und rafhern Erledigung geringer. 
Letzieres beruht dort auf der ſchon lange beftehenden Trennung 
der Zufiz von der Verwaltung, und auf dem wirklich öffent» 
Then und follegialifhen Verfahren in erfter Inſtanz. Aber 
dies find ja gerade die von Frhrn. v. Andlam getadelten 
nZeitbegriffe,” nad melden 184748 das Verfahren um⸗ 
geftaltet werben follte (I. 25). 





*) Ih wurde daı insbeſondere durch die Wunſche und Klagen ver 
anlaßt, die ih Im Jahr 1847 auf der von Frhrn. v. Andlaw fo bitter 
getadeiten Runreife U. 17, vergl. mit der Note * oben ©. 6 *) in 
Beziehung auf das aiterrütpterliche Verfahren vernommen ‚hatte. 

5 
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Im Uebrigen haben Diejenigen, welche die Prozeßordnung 
von 1831 fo übermäßig tadeln, ſelten noch eine Vorſtellung 
son dem Chaos, das vorher beftanden hat, fonft würden 
fie mit ihren Klagen wenigftens etwas zurüdhaltender fein, — 
und indbefondere wird Fein Sachkenner widerfpregen, daß 
jedenfalls das Verfahren in der zweiten und dritten Inftang, 
wo hier allein die Oeffentlichkeit und Muͤndlichkeit praktiſch 
iſt, duch die Prozeßordnung fowohl an Einfachheit und Kürze, 
als an Gründlicfeit (in Bezug auf die befiere Information 
der Gerihtömitglieder) bedeutend gewonnen hat. 

Wenn Frhr. v. Andlam von verfhiedenen Entſchei— 
dungen in gleihen Rechtsfaͤllen fpricht (1. 28), fo kommen 
folhe Dinge, wie die Sammlungen von Rechtsfällen in alfen 
Ländern zeigen, überall vor, und find nad der menſchlichen 
Natur, die auch den Richtern anflebt, nicht zu vermeiden, 
Wäre aber hier die Unflarheit des Geſetzes Schul, fo 
wäre es doc Fein Fehler der Brogefordnung, fondern ein 
Fehler des ſchon feit 1810 in Wirkfamfeit getretenen Civil: 
geſetßzbuchs. 

Merkwuͤrdig iſt, was v. Andlaw über das Strafgeſetz⸗ 
buch ſagt. 

Er lobt das, die Beſtimmungen des gemeinen Rechts theil⸗ 
weiſe änbernde oder erklaͤrende, Strafedift von 1803 (1.31), 
und macht dagegen an dem 1845 verkündeten neuen Straf 
geſetzbuche zahlreiche und ftarfe Ausftellungen, Ich habe Feine 
Beranlaffung, Hier auf diefe Ausftellungen einzugehen. Ich 
feibft würde wohl auch Manches (übrigens größtentheils in 
andern Punkten, ald Frhr. v. Andlam) anders gemadt 
haben, wenn ich e8 allein zu machen gehabt hätte, und fo 
wird es noch vielen Andern ergehen, bie dazu in der Stände 
verfammlung, oder wo immer mitwirften. Die Anfihten 
werben gegenfeitig ausgetauſcht, und fo weit Feine Verftän- 
digung erfolgt, darüber überall durch eine Abftimmung ent 
ſchieden. Für das Ganze flimmen aber alddann, wenn fie 
nicht 6108 eigenfinnig fih allein für erleuchtet Halten, auf 
Diejenigen, die nit mit allen Einzelnheiten einverftanden 
find, fofern der Werth, den fie auf ihre abweihenden An 
fichten in diefen Einzelheiten Tegen, mit den Werth des 
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Ganz en überwiegt. Anders koöͤnnte nie ein größeres Geſetz 
zu Stande fommen, 

Das Intereffante befteht nun aber darin, daß Frhr. v. 
Andlaw ſchon gar viel son den fhlimmen Wirkungen dieſes 
neuen Strafgeſetzbuchs erzählt. 

Ueberall falle die ſubjektive Verſchuldung mit in bie 
Wagſchale *), und es feien „in diefem Sinne Straferfennt- 
niffe erfolgt, welde das Gerechtigkeitsgefühl des Volkes 
empörten“ (I. 32). 

Dem Tadel der Kafuiftit des Strafgeſetzbuchs fügt er die 
Behauptung bei: „Die Folge aller diefer kaſuiſtiſchen Bes 
ſtimmungen war eine immer häufigere Straflofigfeit, oder 
ein Auferft geringes Strafmaß für viele und große Vers 
brechen ꝛc.“ (I. 34). 

Frhꝛ. v. Andlaw mußte fomit, ald er die I. Abth. feiner 
Drudigrift (Juli 1850) herausgab, gar niht, daß damals 
das getabelte Gefegbug noch nit einmalin Wirk 
famfeit getreten war. Dasfelbe wurde zwar 1845 vers 
kündet, jebod mit dem Beifag, daß es erft mit der neuen 
Strafprozeßordnung in Wirkfamfeit treten werde, und 
diefe Fonnte wegen ber nöthigen organifhen Veränderungen 
nicht fobald eingeführt werden. Jetzt erft in Folge eines 
neuen Geſetzes vom 5. Februar 1851 **) wurde dem Straf⸗ 


Selbſt beim gemeinen Morde, meint von Andlaw, werbe 
in Folge viefer fubjeltiven Rückſicht wegen des Vergleichs mit vem 
Bater» oder Gattenmord, von ber Strenge abgewichen. Diefe 
Unterfheidung kennt aber das Geſetzbuch gar nicht. Es bedroht dem 
Mord, ob er am Bater, Gatten oder an einem Fremden verübt ſei, 
nad $. 205 allgemein gleich mit der Topesftrafe. 


**) Miteinigen Zufägen hinſichtlich politifcher Wüßlereien,, aber opne 
irgend eine Yenverung der von Erpen. v. Andlaw fo fharfges 
tadelten Grundlagen und Einzelbefiimmungen (1. 32—35), hat 
nun das Gefeg vom 5. Februar 1851 dem 1845r Strafgeſetzbuch vom 
4. März 1851 an Wirffamteit verliegen. Sehr intereffant if 

“hiebei, daß v. Andlaw biefen, das Strafgeſetzduch in’s Leben führen« 
den, Gefege vom 5. Februar 1851 in der Sitzung der I. Kammer 
vom 11. (und dann wieberpolt in jener vom 18.) Januar 1851 ohne 
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geſetzbuche von 1845 vom 1. März 1851 an bie Geſetzes⸗ 
kraft verliehen ). 

Alle die Straferkenntniſſe, die v. Andlaw ſo hart anklagt, 
wurden daher nicht auf den Grund dieſer neuen Schöpfung, 
ſondern noch auf den Grund des alten gemeinen Rechts 
und der (von Sehen, v. Andlaw gerühmten) Beſtimmungen 
des Edikts von 1803 erlaffen. 

Der gewaltige Irrthum, in dem er fi hier ver 
frite, follte ihn für die Zukunft in feinen vielen 
gewagten Schlußfolgerungen doch etwas bedächt— 
liher machen. Wie hier, fo hat er in vielen andern 
Fällen in feiner Drudfrift auf irrige Vorausſetzungen nicht 
nur falfhe Schlüffe, fondern auf, wie wir ed zum Theil 
oben ſchon gefehen haben, harte ungerechte Befhuldigungen 
gebaut **). 





alle Einwendungen feine Zuſtimmung ertheilte. Damit er- 
Härte er thatfächlich jetzt feLbft, daß er fich bei ven heftigen An⸗ 
griffen, die er ein halbes Jahr früher (bei vem Erſcheinen der I. Abth. 
feinee Drudfcprift) gegen das Strafgeſetzbuch machte, geirrt habe. 
Zu hoffen iR, daß er fi auch noch in Beziehung auf andere, in 
feiner Drudſchrift niebergelegte, Itrihümer eines Befferen belehren laflen 
werbe. 

®) Das Einfüprungsevit zum Strafgeſetzbuch vom 6. März 1845 
fagt im $. 1: „Das Strafgefegbuch tritt am nämlihen Tage in Wirk 
famteit, welcher für den Eintritt ver Wirkfamteit ver Strafprogeßorb- 
nung beftimmt wird. Der Tag der gleichzeitigen Einführung wird durch 
Regierungs-Berorbnung beftimmt.“ 

Da nun erſt 1851 die Strafprogeßorbnung (felbft Hier nur theilweiſe) 
eingeführt wurde, fo beflimmt das Gefeh vom 5. Februar 1851 $. 1: 
wDas am 6. März 1845 berkünbete Strafgefegbuch tritt am 1. März 1851 
in Wirkſamleit.“ 

Nur pinfihtiid der Preßvergehen, auf welche übrigens bie 
vlelen v. Andlaw'ſchen Aue ſtellungen faſt durchgängig nieht einmal An« 
wendung finden, wurde durch Verordnung vom 1. März 1848 das 
Strafgefegbusp vorläufig ſchon für maßgebend erklärt. 

**) Die getabelte (I. 35, 36) Jufligminifterialverfügung von 1836, 
woburd die Gerichte ermächtigt wurden, flatt förmlicher Relationen 
nur das Wefentliche des Thatfächlichen in einer ſchriftlichen Ueberficht 
zu den Alten zu bringen, Habe ich nicht au rechtfertigen. Das Ober» 
dofgericht hat, fo Tang ich dort war, davon Feinen Gebrauch gemacht. 
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Dieſer Gegegenſtand iſt ſeit mehreren Jahren von Her⸗ 
manuz und Andern gruͤndlich beſprochen worden. 

Ih wäre mit dem Vorgetragenen groößtentheils einver⸗ 
fanden. 

Der Grund, warum diefer Zweig der Verwaltung noch 
fo mangelhaft if, Tiegt gerade darin, daß die, von Frhrn. 
dv. Andlaw getadelte, ftändifhe „Geſetzmacherei“ an diefen 
Gegenftand (den finanziellen Theil abgerechnet) noch nit 
gekommen if, Doc ift feit einer Anzahl von Jahren, fo 
weit es im bloßen Verordnungswege geſchehen Eonnte, 
ſchon Manches verbeffert worden, 


Gemeindeverhältniffe. 


Damit, daß die Gemeinden ald Körperſchaſten über das 
Ihrige ſollen verfügen können, vorbehaltlih des Schutzes für 
die Fünftigen Geſchlechter (. 19, bin ich einverftanden. 
Bei allen Körperfäaften entſcheidet aber nad Alteftem Rechte 
überall die Mehrheit derfelben oder ihrer Organe. 

‚Hier (I. 46 10.) tadelt nun Schr. v. Andlaw die Macht 
der Gemeindeverfammlung oder ihrer Mehrheit, Spräde 
er nur von der Vertheilung der Stimmrechte (mit Rüdficht auf 
die Interefien) und vom Wahlfoftem, fo hätte er wohl mancherlei 
Zuftimmung zu erwarten. Ich felbft Habe 1837 das Möglichſte 


uebrigens iſt unrichtig, daß dieß ein Uedergang zum münpligen 
Berfapren fein, oder gar als theilweife Einführung deſſelben gelten 
ſollie. Der Grund war nur ein Öfonomifger und es wurde damit Aus 
gleich auf die raſchere Erledigung der Strafſachen hingewirkt. Man er» 
sielte eine Gefchäftserleichterung, um wegen eingelretener Vermehrung 
der Gefpäfte nicht auch das Perfonal vermehren zu müflen. Die fhrifte 
lichen Vorträge find aber, fo lang fein mündliches Berfapren vor tem 
urthellenden Richter ftatt findet, eine wichtige Bürgfdaft. Das Juſtiz⸗ 
minifterium ſah fie durch die damals gegebene gefegliche Beftimmung, 
daß dem Nrtheil Entſcheidungsgründe anzupängen feien, als erfegt an. 


och#o 


veigetragen, um Hierin wenigſtens In ben größeren Gemein⸗ 
den eine BVerbeflerung gu erreichen. 

Allein von Andlaw iſt gegen die Macht der Gemeindever⸗ 
Fammlung und-der Mehrheitsentfelbungen an und für fih*). 
Eben fo ift er gegen die Gewalt der von der Gemeinde ges 
wahlten Organe (50, 53 und 54), melde allein die Aus⸗ 
gaben und die Umlagen dekretiren u. dgl. 

Man folte daher, da doch irgend Jemand in Gemeinde⸗ 
fachen zu verfügen haben muß, meinen, Sehr. v. Andlaw 
werde die pofttive Einwirfung der Staatsbehörden haben 
wollen. Allein mit nichten! — er iſt auch hiegegen 
‘a. 19, 53, 170 x). 

Er iſt gegen das Beſteuerungsrecht, weles ben Gemein 
den innerhalb ihres Gebiets zur Beftreitung der Gemeinde 
bebürfniffe zufteht (49, 54), ohne gu fagen, auf welche Weiſe 
denn eine Gemeinde, wenn fie Fein hinreichendes Gemeindes 
vermögen hat, ihre Ausgaben follte bezahlen Kımen, ober 
wie e8 ihr möglich fein fol, die Auögaben ganz zu unters 
laffen. 

Wenn es wahr If, was id nicht bezweifle, daß in vielen 
Gemeinden auch unnoͤthige Ausgaben gemacht werben, 
fo bewährt fi nur, daß eben auch Fleine Körperſchaften, 
‚deren Selbſtſtaͤndigkeit von Andlaw fonft in Schag nimmt’ 
1.49, gleich den Privaten und dem Staate nit Immer 
Yashätterif zu fein verſtehen. Ich kenne nur ein Mittel, 


=) Irhr. v. Andlaw lobt CA. 122) die prosingtelten und 
tommmnalen Breipeiten umd Inſtitutionen⸗ Belgiens. Er wird 
aber wiflen, daß in Belgien die Gemeinden beziefungsweife die von 
Ahnen gewählten Gemeinderäthe durch Meprheits beſchlüffe 
wmindeſtens dieſelbe Gewalt in den Angelegenheiten der Bemeinven aus⸗ 
zuliben haben, wie bei ung, — und was die prodinziellen In- 
fitetiomen betröfft, fo find ihnen die durch unfer Gefeg vom 10. April 
1849 beabfichtigten Kreis-Berbände und Aueſchüſſe großentpeils nachge⸗ 
bildet. Dennoch tadelt v. Andlaw diefes Befeg (I. 106, IV. 24 ıc.), 
“wovon ich unten noch ſprechen werde, nitht etwa nur hinfichtlich ein» 
zelner Beftimmungen, fondern tm Ganzen, weil es (nicht anders als 
in Belgien) auf ver Grundlage einer Volksgewalt rape. Was 
‚er anberwärts lobt, ſollie er Hier wenigſtens nicht fo fharf tadein. 
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das hier dem Mißbrauche wenigftens einigermaßen entgegen 
wirken kann: daß man nämlich bei Bertheilung ber Stimms 
echte auf bie Intereffen, welde die Einzelnen am Hands 
halte haben, Rüdficgt nehme*). Selbſt dann wird es aber 
immer noch Verſchwender geben. 

Zwangsansgaben, d. h. folde, welde die Gemeinde 
unabhängig von ihrem eigenen Willen kraft Staatögefeges 
machen muß, gibt es nicht viele, wenn fie gleich bei einem 
zufälligen Zufammentreffen im einzelnen Falle ſtark fein Fön 
nen **). Es gehören hierher: die Anlegung und Unterhaltung 
von Gemeindewegen, Konferiptionskoften, Wahlkoſten, Kirchen⸗ 
bau und Schulfoften, fo weit es an Fonds mangelt u. dgl. 
Mandmal mögen au durch Uebergriffe der Verwaltung 
ungebührlide Zumuthungen gemacht werden, wogegen ber 
Beſchwerdeweg offen fteht. . 

Was die 1832 erfolgte Exhebung der Schupbürger zu 
Ortsbuͤrgern betrifft, fo ſcheint von Andlaw die in den Lands 
gemeinden vorhanden gewefene Zahl der Exfteren zu über- 
ſchaͤzen. Es waren in manchen Gegenden viele Bürger wohl 
von dem, herkömmlich gewiſſen Gutöbefigern zugeftandenen, 
Allmendgenuffe ausgefhloffen, fie waren aber deßwegen 
nod feine Schugbürger oder Hinterfaßen im gefeplihen 
Sinne, und fie hatten im Uebrigen Stimmrechte, wie Andere, 

Daß die neuen Regeln über die. Allmendvertheilung viele 
Streitigfeiten und damit gewiffermaßen eine Erſchütterung 
hervorbrachte, gebe ih au, laſſe auf dahin geftellt, ob es 


*) Dieß if theilweiſe 1837 und in größerem Umfange jeht durch 
ein neues Geſetz geſchehen. Daß in dieſer Richtung zur Zeit meiner 
Berwaltung, naͤmlich am Landtag 1848/49 in der Bewegungszeit, nichts 
durchzuführen gewefen wäre, wird von Andlaw felbft zugeben. Einige 
ähnliche Wirkung, wie das geänderte Stimmenverpältniß, möchte etwa 
aud die (3. B. in ver Rheinpfalz beflepende) Einrichtung haben, daß 
die Bürgermeifter Feine Gehalte beziehen, was auf die Wapl 
wohlhabender Bürger wirkt, welche an einem guten Haushalt 
der Gemeinde regelmäßig ein größeres Intereſſe haben. 

**) Davon mögen mitunter fo übermäßige Umlagen, deren v. Andlaw 
erwähnt, herrüpren. Uebrigens kommt in manden Gegenven die große 
Verhaͤltnißzahl der Umlage zum Steuerkapital au vom geringen Ane 
ſchlag ber Steuerfapitafien und vom geringen Umfang der Gemarkung her. 


do 


raͤthlich war, hierin eine Aenderung zu treffen. Aber Pris. 
vatrechte wurden micht verlegt, fondern ausbrüdlih vors 

behalten. Das Gefep bewilligte*) eine andere Verthellung 

der Nupungen unter ben Mitgliedern der Gemeinde nur in 

fo weit, als niht erworbene Rechte entgegenftehen, 

was aber natürlich über das Dafeim diefer Rechte Prozeffe 

hervorrief. 

Wenn auch nicht Rechte, fo wurden doch Intereffen 
verlegt. 

Daß die Verlegung diefer Intereſſen bei dem einen Theile 
Unzufriedenheit erzeugte CI. 46), ift nicht zu bezweifeln. Ins 
deffen waren fon vor dem Jahr 1831 über diefe Nutzungen 
eine Menge Streitigfeiten vorhanden. Es fanden fih Die 
jenigen, die ganz oder theilweife vom Genuffe ausgefhlof- 
fen waren, damals in ihrem Intereſſe durch die Privile- 
gien der Andern verlegt, und ob hinſichtlich der Ausſcheidung 
in Schutzbuͤrger und Ortsbürger, fo wie hinſichtlich der All 
mendnugungen die Beibehaltung des alten Zuftandes nicht 
noch eine ausgedehntere Unzufriedenheit (I. 46) veran- 
laßt hätte, als die 1831 erfolgte Aenderung deſſelben, 
iſt mindeftens zweifelhaft, 


Grundherrlichkeit — Gemarkungsherrlichkeit. 


Daß der Adel in Folge der Mediatiſation Vieles verloren 
hat, iſt nicht zu verlennen. — Herrſchaften entſtehen und 
vergehen. Man kann das Loos beklagen, aber nicht 
ändern, und was nach ber Mediatiſation noch ſpäter ger 


*) Bon einer „erzwungenen Theilung,“ wie v. Andlaw ſich 
angdrädt (1. 51), iſt der Geſammtheit gegenüber keine Rede. Die 
Vertheilung früher gemeinſchaftlich benugter Allmenden zur Kultur und 
zum Genuß kann nach $. 97 der Gemeindeordnung nur durch die 
Mehrhbeit ver Berechtigten felbf, und eine Abänderung ver big» 
derigen Bertpeilungsart nad $. 85 nur durch 4, eine Bertpeilung 
zu Eigentpum aber nur unter befonbern Borausfegungen nach 
5.106 und 110 dur Y berfelben mit Staatsgenehmigung bre 
ſchloſſen werden. 
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ſchah, war nur eine natürliche Folge des in derſelben lie⸗ 
genden Prinzips. 

Wenn indefien v. Andlaw fagt: durch die Geſetzgebung 
fei der Adel der Diener und Pflihtige Iener: geworden, bie 
vormals feine Unterthanen waren (I. 62), — und ber Adek; 
habe im Jahr 1848 hoffen dürfen, „in die Lage eineg mit, 
ben legten Bürgern Gleichberechtigten zu treten”, man habe: 
ihm aber, „was an ſchwachen Ueberreften ihm vexhlieben 
war“, noch abgeftreift, und die Laften meift auf ihm ruhen 
laſſen (I. 60), — fo find diefe Säge nicht Har. Der gleich⸗ 
berechtigte Eintritt unter bie Bürger wäre nichts als eim 
Verzicht auf die Adelsrechte *), der Jedem zu jeder Zeit frek 
fand, und in fo fern man von einer Unterwerfung unter, 
die „Gemarkungsherrlichleit“ oder Gemeindegewalt ſprechen 
will, fo ift fie feine andere, ald bei allen Ortseinwohnern, 
und von einer beſondern „Hörigfeit” oder „Nichtgleichberechti⸗ 
gung“ des Adels Fann feine Rebe fein, 

Was die Verfürzungen duch die Ablöfungsgefege betrifft, 
fo rühren dieſelben größtentheild aus den Jahren 1820, 
1825, 1828, 1831 und 1833 her, und es ift richtig, daß bie 
Grundherren in der I. Kammer öfterd gegen dieſe Geſetze 
gefimmt haben, aber überftimmt wurden. Später im Jahr 
1849, ald in andern Ländern die früher zurück— 
gehaltenen Ablöfungen ebenfall® an die Reihe Tamen, 
und wegen der Stürme der Zeit mit viel größerer Ver— 
kürzung ber Beregtigten in das Leben geführt wurden, 
babe ich felbft Angehörige jenes Standes fagen 
hören, der badiſche Adel dürfe fi glüdlih fhägen, daß, 
früher zu ruhiger Zeit (gegen feinen Widerſpruch) jene 
Geſetze zu Stande Famen, wo er noch eine billigere Entfhäbis 
gung erhielt, ald 3. 8. in Würtemberg ꝛc., wo die Ablöfun 


*) Es wäre damit fein Berzipt auf die privatrechtlichen Gefälle 
verbunden. Ein folher Bericht wäre dem Adel, wie v. Audlaw 
richtig bemerkt (I. 66) , mit einigem Rechtsgefühle allerdings nicht zu. 
zumuthen. 

Das Einzige, was noch geſchehen ſollte, beſtünde darin, daß 
man ven Grundherren durch ein Geſetz allgemein das Recht verliche, 
in — grundherrlichen Orten unentgeltlich das Oenendedurgerva· 
au erwerben. 
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gen. erſt unter den Stürmen mit weit groͤßern Verkür⸗ 
gungen zu Stande famen, 

Unter meiner Verwaltung gefhah in biefer Beziehung 
nichts, als daß die frühen Verordnungen vom 16. Februar 
und 7. Dezember 1837 durch eine Verorbnung vom 14. März 
1848. zurücgenommen, und am 10, März 1848 den Stan 
den ein Gefegentwurf wegen Aufhebung ber noch übrigen 
Teuballaften vorgelegt wurde *). 





®) Im beiderlei Beziehungen berufe ich mich auf die 68. 48 — 45 
meiner „Bewegung in Baden“ Nur will ih hier woch bie Adreſſe 
müttheilen, welche damals eine große Anzahl won Grundberren (darunter 
au Ürpr. v. Andlaw) an ihre Abgeordneten und auch an bie Regie⸗ 
rung gelangen ließen. Sie lautet: 

„In Bolge des von der Großherzoglichen Regierung der zweiten 
Kammer der Landflände vorgelegten Gefegentwurfs zur Aufpebung der 
dermalen noch beſtehenden Feudalrechte, und ber in der 37. Sitzung 
der I. Kammer zur Sprache gelommenen Befeitigung ver Etandes- 
vorrechte der Standes und Grundperrn im Wege freiwilliger Ber 
zichtleiſtung, — finden fi die im Augenblid in Freiburg anweſenden 
unterzeicpneten Grundherren ob ber Murg veranfaßt, ihren Abgeorbnes 
ten der I. Kammer die Berfiherung zu eriheilen, daß fle für ihre 
Yerfonen ſich au denjenigen Opfern, welche von der. Großherzoglichen 
Regierung als wunſchenswerth für das allgemeine Wohl erkannt mer« 
den, bereitwillig erllaͤren mit der Abficht, dadurch der Großperzoglichen 
Regierung einen thatſächlichen Beweis des in fie ſetzenden großen Bere 
trauens, unfern badiſchen Mitbürgern aber bie Ueberzeugung zu ges 
währen, daß der grundherrliche Adel, den Zeitverhäftniffen volle. Rech⸗ 
mung tragend , nicht ſtarr an feinen Privilegien klebt, fondern in ver 
Mitte des badiſchen Volles für deutſche Einigkeit, Kraft und Wohlfahrt 
treu und ehrlich mitzuwirken wünſcht und mitwirken wird. 

Bir bitten, obige Erflärung fogleih der I. Kammer mittgeifen und 
and) die hope Regierung auf geeignete Weiſe davon in Kenniniß ſehen 
zu wollen. Freiburg, ven 16. März 1848. 
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do 

Jene Verordnung enthielt nichts als eine Zurüdführung 
der Vorrechte des Adels in Gemeindefahen auf die Beſtim⸗ 
mungen des Gefeges von 1831 *), und was ben Entwurf 
wegen Aufhebung ber Feudalreſte betrifft, fo hat Schr. v. 
Andlam in der Sikung ber I. Kammer vom 5. April 
1848 demfelben felbft zugeftimmt, ich werde ihn daher 
ihm gegenüber nicht zu vertheidigen haben. Daß darin bie 
Beftimmung von Entfhädigungen fpätern Gefegen vorbe⸗ 
halten wurbe, haben die Berechtigten da mals natürlicher 
Weiſe nicht mißbilligt, da fie wohl wußten, welde geringen 
Beträge in jener ftürmifchen Zeit in der I. Kammer durch⸗ 
aufegen gewefen wären, und welch’ andere ſchwere Folgen 
die etwaige Beftfegung großer Beträge damals aufer- 
halb der Kammer hätte haben können. 


Märzbewegung in Baden — Berfoffungsentwiclungen. 


Ih habe feine Veranlaffung, der Darftellung des Frhrn. 
v. Andlaw hier und in den folgenden Abſchnitten in ihrem 
ganzen Umfange zu folgen. Ih kann mi im Allgemeinen 
auf meine eigene Druchſchrift über die „Bewegung in Baden“ 
berufen, und will nur zu einzelnen Sägen des Frhrn. von 
Andlaw einige Bemerfungen maden. 

Indem derfelbe von den Sturmpetitionen vom 27. Februar 
1848 von Mannheim, Heidelberg und Karlsruhe um Preß⸗ 
freiheit, VBolfsbewaffnung, Shwurgerihte und um 
ein beutfhes Parlament ſpricht, fügt er bei, daß bie 


*) Wenn die mir nicht erläcliche Bemerkung des Frhrn. v. Andlaw 
1. 65), daß man den Grundperren 1848 auf nicht „gefetzlichem“ 
Wege mehr genommen habe, als was fie aufzugeben bereit waren, fi 
auf die Berorbnung vom 14. März 1848 bezieht, fo überfieht er, daß 
die Abänderung der Gemeindeordnung. von 1831 zu Gunften der Grund⸗ 
herren mit ven Stänben noch nicht verabfepievet, bie fragliche Berord« 
nung alfo auch nur wieder im Berorpnungsmwege und nicht 
durch ein Geſe h zurüczunehmen war, 
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badiſche Regierung „mit unbedingter Hingebung 
dem Zuge folgen“ mußte (I. 70), und bringt dann 
feinen Tadel gegen dieſe gewährten Forderungen (I. 95 1c.). 

Wahr ift e8: es handelte fih nicht um gewöhnliche Peti- 
tionen, es war eine elektrifche Erregung, eine (theild bes 
mußte, theild unbewußte) Erhebung des ganzen Volkes, es 
war der Andrang einer mächtigen Revolution, und bie 
Regierung hätte, wenn fie nicht untergehen wollte, bie 
Forderungen zugeftehen müffen, wenn fie diefelben auch 
nit für begründet gehalten hätte, ganz eben fo, wie dies 
alle andern deutſchen Regierungen thun mußten, auch wenn 
fie etwa fi einige Tage noch firäubten, Aber eben dieſe 
legtere Erſcheinung ftellt die Bemühung des Frhrn. v. And⸗ 
law, hier in Dem, was in Baden fhon von früher her 
geſchah, befondere Gründe für die Erhebung des Volkes 
und für die Hingebung der Regierung auſzuſuchen, als eitel 
und vergeblich dar. 

Was indefien die Forderungen an und für fi betifft, 
fo fam unter den Petitionen auch eine folhe (buch Ges 
heimerath Chelius und Geheimerath Rau überbraht) mit 
den vier gleichen Forderungen von 30 Profeſſoren ber Unis 
verfität Heidelberg *) ein, worüber v. Andlaw am 


*) Da biefe gut gefafte und von fo bebeutenden Männern untere 
föpriebene Petition von hohem Interefie if, fo will ich fie hier wörtlich 
mittpeifen. Sie lautet: 


„Der Augenblid, in dem das franzöfifhe Bolt ven Köntgstpron ums 
geſtürzt hat, und weitere gewaltfame Eingriffe erwartet werben dürfen, 
erfüllt alle redlichen Baterlandsfreunde in Deutſchland mit ernfien Ber 
forgniffen. Tief ergriffen von der Wichtigkeit und ernſten Bedeutung 
diefes Augenblids fühlen fich vie unterzeichneten Profefioren an der 
Großherzoglichen Univerfität Heidelberg aufgefordert, ihre Meberzeugung 
von dem, was in dieſem verhängnißvollen Zeitpunkte Roth thut, der 
hohen Kammer vertrauensvoll auszuſprechen. 

nRichts ſcheint uns dringender, als ein fees Aneinanderfihließen 
und ein einmüthiges Fraftvolles Handeln aller veutfchen Regierungen 
und Bölter, um bie Unabhängigkeit, Sicherheit und Ehre Deutfplands 
uaverletzt au erhalten. Iſt hiezu eine allgemeine Bürgerbewaffnung bie 
erſte Beringung, damit wir auf alle Bälle ſtark geriet ſtehen, fo 
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16. März 1848 in der I. Kammer den fie befürwortenden 
Bericht erftattete, und wobei er auf „die ſchleunigſte und 
dringendfte Ueberweifung der Petitionen an das Staats- 
minifterium“ den Antrag ftellte, der auch einftimmig an 
genommen wurbe. Ich follte daher wenigftens ihm gegen⸗ 
über zu feiner Rechtfertigung der Regierung, daß fie bie 
Forderungen zugeftanden habe, veranlaßt fein. Sowohl darum / 
als auch, weil die Erfeinung wie in Baden, fo auch in 
den andern deutſchen Staaten (felbft in den mägtigften und 
in.dem in alter Weife regierten Oefterreih) die nämliche. 
war, will ih mich auf das, was v. Andlaw in unferer 


würde doch die freubige Begeifterung, bie fih den ſchwerſten Opfern 
bereitwillig unterziept, und auf bie in unferm Gränzlande ganz befon- 
ders gerecpnet werden muß, nur dann in vollem Maße alle Bürger 
durchdringen, wenn zugleich durch Erfälung mancher Ianggenäprten 
allgemeinen und gerechten Wünſche unſerm Volke neue und werthvolle 
Bürgſchaften der dreiheit, des Rechts und ver Nationalehre gewährt 
werden. Diefe Bürgſchaften, nach denen ſich ſchon feit den Befreiung, 
kriegen ein eiftiges Streben regt, finden aus wir in der dieiheit ver 
Preſſe, in dem Schwurgerichte, endlich , da es unmöglich ift, den Blick 
nicht über die Gränzen unferes enneren Vaterlandes hinaus auf den 
politiſchen Zuſtand von ganı Deutſchland zu richten, — in einer folden. 
Geftaltung der Bundesverfaffung, welche, ohne die Selbfiändigkeit ver 
einzelnen Staaten zu gefährden, dem deutſchen Bolte eine geregelte 
Mitwirkung zu ver Behandlung der gemeinfamen nationalen Ange 
legendeiten möglich macht. Durch eine folge Reform würde das all« 
gemeine Vertrauen auf die Einrichtungen des Bundes, welches, wie 
wir nicht verhehlen dürfen, bei dem deutſchen Bolte faſt erlofgen if» 
neu belebt und geRärkt werten, und diefe Reform erſcheint und ale 
dringend, wenn dem deuten Baterlande jene Achtung gebietende 
Stellung unter den europäifgen Mächten ſowohl im Frieden, als im- 
Kriege gefichert werden fol, die ihm nad feinem Territorialbeſtande, 
feiner Boltszahl, nach feinen geifigen und ſitilichen Kräften und ‚ven 
Umfange feiner materiellen Hilfsmittel unftreitig gebührt, Deutſchland 
wird ſtark und geachtet bleiben, wenn es einig und von nationaler 
Begeifterung durcorungen ıB. 

„Durch diefe offene Darleyung glauben wir eine Pflicht zu erfüllen, 
weiche und eben fo wohl unfere unerfgliterlihe Treue gegen Seine 
Konigliche Hopeit unfern geliebten und innig verehrten Kandesperrn, 
als unfere verfaffungemäßige Wablderechtigung auferlegt. Wir. richten. 
an eine. hope erfie Kammer die ehrfurhtonolle Bitte: 
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Verfaſſung und in deren Entwicklung ald Duelle firbet, 
wiht näher einlaffen *). 
— — 

Sochdieſelbe wolle ſith in Gemeinſchaft mit der hohen zwtiten 
aumer bet hoder Großberzoglicher Regierung angelegentlichn 
dafür verwenden, daß ſchleunigſt die Anordnungen getrofier wer« 
den, welde die berropte Lane des Baterlantes erforbert, und 
welche wir oben beeichnet Haben. 

„Einer hohen erften Kammer gehorfamfte: 
Sehne, den 1. März 1848. . 
Dr. Rau, d. 3: Pror. Bäle. 


Mittermaier. v. Reichlin · Meldega: 
Dr. Puchelt. Rägelin. 

Dr. Hundes hagen. Dr. Dittenberger. 
Dr. Morflabt. Ereuzer. 

Dr. Epelius. Yanluo. 

Dr. 3öpf. Tieremann; 

Dr. Ullmann, R. Modl. 

Dr. Biſchoff. Schweino. 

Dr: Jolly. Hente 

Br. Gmelin. Beufer. 

De. Unmbreits Saloſſer. 
Bangerow. 9. G. Sram. 
Roßhirt. Zell. 

Rothe. Gervinus.· 


Bas und warum die anf S. 74— 78 angeführten Artikel ver 
Berfaſſung eatweder ohne Anwendung geblieben oder über den Daufen 
geworfen worden fein ſollen, weiß ich nicht. 

Wenn. aber v. Andlaw unter den „Errungenfaften der Oppofition mit 
Ib ſte in an der Spige* auch bie Gemeindeordnung und die Prozeßorbnung 
auffüßrt (1. 72), 16 fann er ſich aus ven Kanie.protofollen von 1831 
überzeugen, daß v. IHfteim mit feinem Anpange gegem dieſe beiverd 
Sefſede geſtiimmt hat. — Alfo wieder ein Irrthum! 

Pinfkottich bes im $. 69 dor Berfaffenngeurtune vorgefdriebenen Ewes 
der Abgeordneten if auf ©. 76 temerft, der Bruch deffelden 
fei fogat dann noch Araflos gebfieben, ala er „Ach nicht bloß mehr 
in Gefinnung und Worten, fondern au durch vie That fünbäepebet 
hatte.” Wenn aber v. Andlaw damit ven Heder und die nad Amerika 
geflopenen Mairevolutionäre von 1849 meint, fo wird und das Beis 
Mies der Niruderger entfguldigen, die fprädtörtikh and fehlen 
bangen ven fe nicht Haben. Genen Peler aber, deſſen That ſchon von 
1868 Herftammnt, konnte eine Strafe fo lang nicht vollzogen werden, als 
er nicht verurtpeilt war, und biefe Berurtheilung wurde befamnt- 
Ep durch die Mairevolution unterbrochen, fpäter aber floh er mit den 
Andern. Bergl. 5. 95 der Bewegung in Baden. 

5. 
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Mit dem, was er über die „Ihatenlofigfeit” der Bundes⸗ 
verfammlung und über deren „rein mechaniſchen“ Widerftand 
„gegen die natürliche Ausbildung des Fonftitutionellen 
Prinzips" (I. 72), fo wie über die „ganze Armut des 
Bundesfoftemd gegenüber den Fortſchritten der Fonftitutionels 
Ien Ideen“ fagt, bin ich einverftanden, und bin fogar übers 
zeugt, daß jener „Widerftand“ fih noch machtloſer und diefe 
„Armuth“ ſich noch augenfälliger zeigen würde, wenn bie 
nee Bundesverfammlung nad den von Andlaw' ſchen (ver- 
neinenden und gegen die Volkövertretung und Vollsrechte 
überhaupt anfämpfenden) Anfichten verfahren würde. Jene 
Armuth und Machtloſigkeit zeigen ſich überall, wo man dem 
ganzen beharrlihen, natürlihen und darum nachhaltigen 
Strome ber Geiftesrihtung, der ganzen Anfhauungsweife 
einer Nation, entgegen treten will. 

Auf S. 80 geht Schr. v. Andlaw zu einer Beurtheilung 
meiner Perfönlikeit über. Ich bin ihm dankbar für das 
Anerkenntniß „offener Ehrlichkeit“ und „reinen Charakters“, 
Mit Vergnügen ſpreche ih es aus, daß ich diefe Eigenfhaf- 
ten auch an ihm anerfenne; und wegen Meinungsverfcies 
denheiten, auch wenn er fie mit harten Angriffen verbindet, 
werde ih ihm nie grollen *). Ich wünfche blos, daß ex 
über (beſchuldigende) Thatſachen ftetd die zuverläffigs 
ften Erfundigungen veranftalte, ehe ex fie mittheilt. 

Nur über meine parlamentarifhe Stellung, von 
welder er ſpricht dl. 81 ff.), will ich bei diefem Anlaffe 
Einiges äußern, 

Im März 1846 trat ih ohne Portefeuille Calfo ohne wich? 
tigen Einfluß) in das Staatsminifterium, und erft zu Ende 
des Jahres (am 19. Dezember) wurde mir das Minifterium 
des Innern übertragen, 


*) Wenn er fagt, daß ic früher als Miniſterialrath den „juriſtiſchen 
Tormaliemus“ , vem ich überall nad Kräfıen ſtets entgegen wirkte, in 
Gefehesentwürfe und damit in die Verwaltung gebracht Habe (1.81), 
fo würde ich etwa antworten, wenn v. Andlaw die Gefegesentwäife, 
au denen ih auf ſolche Weife mitgewirkt haben fol, bezeichnet 
hätte. Vergl. oben ©. 53. » 
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Es ift richtig, Ih bin aus der Mehrheit ber N. Sammer 
hervorgegangen (I, 84 — 85), dennoch aber nit aus ber 
DOppofition als folder. Ich Huldigte nämlich jenen 
Ideen, deren Verwirklihung ih (wie noch jept) als ein 
wahres Bebürfnig unferer Entwidlungsftufe und eben darum 
als nothwendig erachtete, wenn nicht dad Gebäude als 
auf zu ſchwachen blos polizeilich aufrecht gehaltenen 
nit im Volke wurzelnden) Büßen ftehend zuſammen⸗ 
flürgen, und Zuftände hereinbrechen follten, wie fie 1848 
unter dem gegen die damals erfolgten Zugeftändniffe erhobe⸗ 
nen Rufe: „zu fpät!“*) leider gefommen find. 

In diefer Richtung ftand übrigens mit (an den vers 
fhiedenen Landtagen mechjelnden) Abftufungen, wie bie 
linke, fo im Allgemeinen (wenigftend größtens 
theils) aud die rechte Seite des Haufes **), wenn gleich 
hier Einzelne mehr eine ängftlihe, bureaukrati— 
fe oder polizeiliche, dort dagegen Einzelne eine 
radikale und felbf deſtruktive Natur hatten, 

In den 1840er Jahren haben fih die Parteien, obwohl 
die Rihtung im Allgemeinen (mit ihren Abftufungen) 
biefelbe blieb, in Beziehung auf das Maß ihrer Horde 
zungen und auf die Art ihrer Verfolgung feroffer 
geſchieden. Hiebei ſuchte ih, wie es meine Stellung ale 
Präſident der Kammer mit fi brachte, zu verföhnen und 
— die Freiheit der Meinungen achtend — gerechte Waage 
zu halten. 

Der ſchrofferen Scheidung der, beiden Hauptfeiten ohn- 
erachtet beftanden diejenigen Schattirungen, die man im Alt 





*) Schon am 29. Februar 1848 bei den Regierungseröffnungen 
riefen Demokraten von der Gallerie der 1. Kammer herab: „au 
fpärı® 

“) Bie oft hat die II. Kammer einfimmig over ka ſt einſtim⸗ 
mig die Freiheit der Preffe (mit Repreffiomaßregeln), die Trennung 
der Juftiz von der Verwaltung mit Ueberwerfung der polizeiluhen 
Etrafgewalt an die erftere, die Unabhängigkeit der Richter, Deffenilich« 
teit und Mundlichkeit des Verfahrens und ſeldſt Schwurgerichte u. dal. 
verlangt ? 
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gemeinen zur Oppofition rechnete, und welche amt einander 
damals die Mehrheit ber Kammer ausmachten, immerhin ans 
ſehr verſchiedenen Raturen. An den Rabitalen, weiße 
dieſe Mehrheit zu leiten fuchten und oft über Gebühr Ein: 
Auf gewannen , tabelte ich bei jeder Gelegenheit, daß fie aft 
Hicands opponiven, gewiſſermaßen um das Regieren als 
ſol ches zu erfäweren, ober unmöglich zu machen, — for 
aan, daß fie zum Theil in der Kammer mad neh wehr 
ihr Anhang auß er hal b der Kammer (4. B. in der Brefie), 
Kott wur durch die Macht der Wahrheit mit Würde und 
ruhigem Ernfte ihre Beftrebungen zu verfolgen, durch harte 
Leidenfhaftihe Angriffe und Verdaͤchtigungen ber Autoritäten 
and viefer Regierungshandlungen das Anfehen der Gewalt 
an und für fi und felbft die fittlihen Grundlagen er⸗ 
fHüttern, auf folde Weife böfen Samen freuen, nebſtdem 
bie Regierung in eine ſchiefe Stellung Kringen und damit 
in Ruͤchſicht auf das Verhältnig Badens zum Bunde) die 
Exreichung eines vernünftigen Zieles ſelbſt noch gefährben ) 


*) Darum und weil ich nur für eine allmäpkige Enkwidlung, 
alſo gegen jenes Uebermaß, war, und neben der Freiheit ſieis auch 
sine Karte Macht der Regierugg für mtdig piekt, kam ich far 
wehl in den Einzelpeiign ver Sefepe, als au binfichtlih ver Au⸗ 
griffe gegen die Verwaltung mit der Oppoſi ion ſehr oft im 
Kampf. — Ih wurde deßhalb von ven radilalen Blättern (4. 9, von 
der Mannpeuner Abendzeitung, den Spebläutern 2c.) ſchon lange, bevor 
ich in das Miniſterium trat, beftig angegriffen und verunglimpit. 

Dieg pinderte aber den gemäßigten (größern) Theil der Oppo—⸗ 
fition, gegen den jene Blätter mitunter ſeibſt auch ſchon Pfeile richte» 
ten, keineswegs, aud feinerfeits Cwegen meiner freipeitfihen Rice 
tung im Allgemeinen) meinen Cintritt wiltomnen zu heißen. 
In viefer Beziehung fonnte man fagen, daß ih ang ver großen (ver⸗ 
fchieden ſchattirten) Mehrdeit der Sammer beryorgegangen fei, ohne der 
Dpnofitien ala folsber angehört zu Jahn. 

Wenn v. Andlaw in ber Abt. IV. 16 fogar fagt, ih fei einer der 
vorzügligpfen Führer der Oppofition geweſen, fa barfmgn nur 
die Kammerprotplolle von 1833 — 1846 leſen, um ven Ungrund dieſtr 
Behauptung au erfehen, und fih zu überzeugen, daß ich gegen die Augs 
ſchweifungen der Linken ohne Bergleip mehr, ars gegen die Negie- 
zung auftrat, und daß ih gegen viefe, obgleich meine unabpänyige 
Stellung wahrend und eine vernünftige freiheitliche Entwidlung fördernd/ 
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Es traf Abrigens dieſer Vorwurf bei weitem nicht Alle, 
die damals zur Linfen gehörten, und noch im Jahr 1846 trat 
eine beftimmtere Scheidung unter ihnen ein. Am Anfange 
des darauf gefolgten Landtags, an dem ih als Ehef ber 
innern Verwaltung auftrat, war auf, wenn man von Eins 
zelnem abfieht, im Ganzen eine weit ruhigere Haltung als 
Früher fihtbar, bis im Februar 1848 die franzöfifhe Revo- 
Intton und damit die Stürme in Deutfhland kamen. 

Hier nun trat jene Scheidung in der alten Linfen noch 
vollſtaͤndiger ein. Viele, die früher ſchon nicht leidenſchaftlich 
waren, und aud) folde, die in ihren Angriffen früher Hart 
waren, fanden ſich einerſeits durch die Bewilligung ihrer freis 
heitlichen Forderungen befriedigt und erfannten jegt zugleich 
die von einer andern Seite hereinbrechenden Gefahren *), was 
fie beftimmte, nun offen fih für die Regierung zu erklären. 
Bon hier am beftand die eigentliche Oppofition nur noch aus 
einer geringen Zahl (zum Theil neu gewählter) Mitglieder. 


nie einen Oppofitionsgeift zeigte, wie bies dagegen v. Andlaw 
(in feinem Berneinungsfgftem) geipan hat. 

Mag auch in pofiriih entwidelten großen fonfitutfonellen Staaten, 
wo eime eigentliche parlamentariſche Regierung beſteht, die regelmäßige 
entſchiedene Anfhließung an eime Partei eine Notpwendinteit fen, fo 
war fie es wenigſtens in unfern damaliuen Berhältniffen nicht, und id 
hielt es daher mit J v. Müller, ver da fagte: „nie war ih von einer 
Partei, fonnern für Wahrheit und Recht, wo ich's erkannte. 

*) Biele in Deutfchland hatten vor 1848 bei dem Ungeflümme, wo⸗ 
mit fie ihren Ideen Geltung zu verſchaffen fuchten, nicht an die Mögs 
lichteit ardacht, daß folhe Gefahren kommen fönnten. War bei dem 
langen unnatärlihen Rüdhalte jenes ungeſtumme Drängen aud er 
Märlih, fo waren doh Diejenigen flets auf fhlimmen Wegen, 
welche in ihrer Berblenvung ven, das Regieren an und für fi 
unmöglich machenden, die finlichen und rechtlichen Grundlagen erfwüt- 
ternden, Radikatismus ſich anſchloſſen, — und wer etwa (kurzfichtig!) 
meinte, feine Popularität würde mögliche Sıürme beihmwichtigen over 
beperrfpen Tonnen, ter dachte nicht daran, daß ver Radikalismus (wie 
die Revolution) gieich dem Saturn feine eignen Kinder verſchlinge, 
und er hatte die Worte Göthes nicht im Auge: 

. „Anbete du das Feuer hundert Jahr, 
Gal’ dann pinein — die frißts mit Haut und Haar!“ 


. 
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Diefe waren aber nun, ba fie durch bie Andern nit mehr 
zurüdgehalten wurden, und zugleih wegen ber Anfahung 
und Unterftügung, die fie in den Außern Stürmen fanden, 
deſto ruͤckſichtsl ofer, ja wüthender. 

Frhr. v. Andlaw ſcheint in meinen Aeußerungen über den 
deutfhen Bund und über die Preßfreiheit vor und nach dem 
März 1848 Widerſprüche zu finden (I. 81—84), Ich finde 
in den mitgetheilten Stellen Feine Widerſprüche, habe viel- 
mehr noch die naͤmlichen Anfihten, die ih das eine und 
das andere Mal äußerte, Ich war mit der Bundestagspolitif 
nie einverftanden, und diefe Politik ift in meinen ange 
führten Reden mit Feiner Sylbe vertheidigt. Aber ih bin der 
Meinung, daß man den Mächtigern nicht herausfordern, und 
dag man die gefeplichen Autoritäten, auch wenn man ihre 
Handlungen angreift, nicht verunglimpfen, nicht herabwuͤr⸗ 
digen fol *), — und dies ift es gerade, worüber ih mit 
einem Theile unferer früheren Oppofition von jeher am meiften 
Streit hatte, Dies ift e8 au, was in ber angeführten Rede 
gegen Welder (. 81) liegt. Deswegen konnte ih aber 
dennoch im März 1848, als Welder felbft gegen das wilde 
Treiben auftrat, und die Bundesverfammlung die von ihm 
verfolgten materiellen Anſprüche nun auch von fih aus 
förderte, damit einverftanden fein, daß fein Talent, fein 
Name und Einfluß duch feine Ernennung zum Bundestages 
gefandten für bie damaligen hochwichtigen Angelegenheiten 
benüpt werde. 

Was das Erzerpt aus meiner 1846er Rede über die Preß⸗ 
freiheit CI. 83) beteifft, fo ift es ſehr unvollſtaͤndig. Ih 
habe nämlih materiell mid für bie freie Preffe erklärt 
und fhon meine Antwort auf die Motionsbegründung damit 
begonnen, daß id) fagte: „von mir werden Sie, meine Herren, 





*) Wenn Brhr.’v. Andlaw, wie ich nicht zweifle, dieſe Meinung tpeilt, 
fo muß er die Berbächtigung (1.81) , als ſei ich ſolchen Berunglimpfungen 
und Perausforberungen, da ich doch bie Bundestagepolitit felbf miß⸗ 


> billige, nur darum entgegengetreten, um „meine Kollegen und mid an 


der Stelle zu erhalten,“ — wohl ſelbſt als grundlos und unwürdig er⸗ 
Tonnen. 
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nicht erwarten, daß ich gegen die Freihelt der Preſſe den 
Schild erhebe.“ Wir fanden damals nur ein formelles Hin⸗ 
derniß in ben Bundesbeſchlüſſen, und beantragten und bes 
trieben dann bei der Bundesverfammlung die Befeltigung 
deffelben. 

Das in den einmal vorhandenen Bundesbeflüffen (feien 
fie an fi gut oder nicht) Legende Hindernig machte ich in 
der Kammer natürlierieife geltend, trat zugleich gegen bie 
Eraltationen auf, und befteitt dabei den aus dem Art, 18d, 
der Bunbesakte gegen die fpätern Bundesbeſchlüͤſſe abges 
leiteten Grund. Diefer Artikel lautet wörtlich: „Die Bundes 
verfammlung wird fi bei ihrer erften Zufammenkunft mit 
Abfaffung gleiäförmiger Verfügungen über die 
Preßfreiheit befhäftigen.” Ih Habe von jeher-bie Aus- 
legung, daß mit dieſen „Verfügungen über bie Preßfreiheit“ 
diefe ſelbſt zugefagt fei, unfhlüffig gefunden, und kann 
es nit leiden, wenn man für eine gute Sache auch ſchlechte 
ober gefünftelte Gründe vorbringt., Es wäre zu beflagen 
und Zeugniß von Geiftesarmuth, wenn die deutſche Nation 
für die Freiheit der Preffe, die allen gebildeten Völkern 
gebührt, keinen andern Titel und Feine beffern Gründe 
vorzubringen Hätte, als jenen zweidentigen $. 18 d. ber 
Bundesakte. 


Die Ereigniſſe in Aarlsruhe. 


Frhr. v. Andlaw erzählt nicht, daß bei dem Auflauf vor 
dem Schloſſe am 1. März 1848 *) die Zubringlinge als 
Zweck ihres Verlangens, vor den Großherzog gelaffen "zu 
werben, eine Bitte um Freilaſſung der damals hier verhafteten 
Demagogen angaben, und daß wir dieſes, auch von anderer 





®) Ueberhaupt beziehe ich mich hinfichtlich des ganzen Verlaufs bes 
4. März auf die 66. 35—37 und 66 meiner Druckſchrift, wo er voll 
Rändiger und genauer dargeſtellt if. Ich habe nur dem $. 66 noch 
nachzutragen, daß, wie vom Gemeinderatde, fo auch Yon Seite eines 
militaͤriſchen Eommandanten wegen der Unzuverläffigleit der Truppen 
Bedenken gegen die deſthaltung der Gefangenen erhoben wurden. 
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Seite im Hindlick anf die Gefahren unterſtichte, Sefnch ſchlecht⸗ 
hin zuchcheiefen. Diefe Thatſache widerſpricht naͤmlich der 
Behauptung, daß wir überall dem Ungeftumme der Menge 
nachgegeben haben, während wir in der That niemals auf 
das tolle Geſchrei eines Haufens oder einer fogenannten Volkes 
verſammlung eingiengen, ſondern nur allein den Ständen 
als verfaffungsmäßigen Organen Zugeftändniffe machten. 

Da wir die Wilfahrung gegenüber einem Poͤbelhaufen 
Thon für einen Untergang hielten, fo blieben wir ftanbhaft 
und ſuchten den wegen der Uinzuverläffigfeit der Truppen ger 
fürchteten Gefahren damit zu begegnen, daß man überall bie 
zuverläffige Bärgermehr mit ihnen in Verbindung brachte, 
was hier in Karlsruhe von Erfolg war, in den meiften 
andern Gegenden aber nicht praktiſch gewefen wäre, 


Demjenigen, was v. Andlaw über Hederd Auffaffung des 
Antrags wegen „Pflege der einfachen Arbeit“ als über eine 
foziale Frage mitteilt und wobei jedenfalls die Kammer 
feine ftanzöſiſche Nationalwerfftätten empfehlen wollte, ift die 
Antwort der Regierung, der ihre Auffaffungsweife bezeichnet, 
beizufügen. Sie gieng dahin: „Die Regierung ift zu allen 
Anorhnungen bereit, welche eine gerechte Vertheilung der 
Staats- und Gemeindelaften begründen, oder eine Fürforge 
für Gewerbfamfeit und einfache Arbeit enthalten.” Außerdem 
iſt damit die Verordnung vom 26. Mat 1848 zu vergleichen, 
wornach von ben Handelöfammern, Induftrier, Gewerbe: und 
landwirthſchaftlichen Vereinen die Errihtung von Kredit⸗ 
anftalten, einer Gewerbeverfaffung, die Förderung von 
Vereinen zur Unterflügung der Gewerbe, fodann bie 
Kredite, Preis: und Abfagverhältniffe berathen werben 
follten, 

Wenn Fehr. v. Andlaw bemerkt, die Zuflimmung ber 
I. Kammer fei bei den fraglichen Anträgen verfaffungswibrig 
umgangen worden, fo wurbe, gerade um bie Verfaſſung nicht 
au verlegen, Feine Adreffe übergeben, und die Regierung 
Tann, ohne die Verfafſung zu verlegen, auch die Wuͤnſche 
einer einzelnen Kammer von ſich aus berüdfichtigen. Der 
andern Kammer blieb, wenn die Vorlagen erfolgten, bie 
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Säluhfofftung nur um fo freier 9), und bie 

ber Regierung wurden überhaupt fo gefaßt, daß jene Faei⸗ 
Heit in ber Durchführung ayf allen Seiten maͤglichſt aus⸗ 
gedehnt Hlich, 


Wenn v. Andlaw bei der 


Preßfreiheit 


über den furchtbaren Mißbranch derſelben klagt, fo bin ich 
mit ihm vollkommen einverſtanden *). Wenn ex aber ſagt: 
bie Verbreitung der Lüge, der Verlaͤumdung, die Beratung 
alles Heiligen und Erhabenen follen in leinem chriſtlichen 
Bande gleichberechtigt ſein mit ber Pflege und Ber 
breitung bes einig Wahren, Schönen and Buten“ (1. 6), — 
und wenn ex fagt: „bie Frage ber Freiheit ber Preſſe laffe 
Aid) nicht befriedigend löfen, wenn man eine (ſolche) Blei: 
berechtigung vorausfege” (I. 122), — fo weiß iqh nicht, 
was er damit meint, Gleiberechtigt HR das Böfe mit 
dem Guten allerdings in fo fern nicht, ald nurdas Erftere, 
wo es unter das Strafgefeg fühlt, auch bei feiner Verübung durch 
die Basffe gefraft wird. Man geht darin wegen der großen 
Gefahren, die der Preßißbrauch bringt, mit Recht ſowohl 
binfichtlih des Umfangs ber firafbaren Handlungen, 
als hinſichtlich des Strafmaßes noch weiter, als bei 
gleichartigen Handfungen, die nur außerhalb ber Preffe 
nerübt werden, Diefe Repreffion bedingt aber die Frage 
ber Preßfreiheit nigt, und die Letztere beſteht nur 
darin, baß Jeder, vorbehaltlich feiner Berantwertung wor 
dem Strafrichter wegen eines damit verühten Vergehen, 
feine Geiſteserzeugniſſe druden laſſen ann, ohne dazu die 





®) Vebrigens wird Brhr. 9. Andlaw wohl nicht ameifeln, daß die 
1, Kammer, wenn ihr die Befchlüffe in dorm einer Adreſſe mitgetheift 
worden wären, vamals fofort zugeftimmt haben würde. 

) Yu bin ih damit einverſtanden, daß die deutſchen Grundrechte 
den Schut gegen den Mißbrauch der Preßfreipeit viel zu fehr hemmien. 


— 1 


vorgängige Erlanbniß eines Polizeibeamten einzuholen, Darin 
iſt nun allerdings das Gute mit dem Schlehten gleichbe- 
rechtigt, weil man da, wo Feine Genfur befteht, nicht zum 
Voraus weiß, ob das, was gebrudt wird, gut oder ſchlecht 
fein werde. Wer diefe Gleichberechtigung nicht will, der will 
allerdings Feine Preffreiheit, 

Schr. v. Andlaw tadelt nun, daß damit „ein Recht auf 
ftrafbare Handlungen“ eingeräumt werde, und daß hinten 
drein“ gefeglihe Beweisführung *) gegen ben Verbrecher“ 
nöthig werbe, felbft wenn „das Uebel nicht mehr gut gemacht 
werben Fönne“ (Il, 76 Note a.). 

Dies ift allerdings die Schattenfeite der freien Preffe. Es 
ift aber nicht hier der Ort, die gegenüber ftehenden über» 
wiegenden Vortheile derfelben nachzuweiſen, und mir 
alt nur auf, daß und warum denn Frhr. v. Andlaw die 
Betition der Heidelberger Profefioren um Prepfreiheit 
in feinem am 16. März 1848 in der I. Kammer erftatteten 
Berichte fo dringend empfohlen hat, ö 

Aus Anlaß des Gefeges über 


Die Wolksbewaffnung 


ober Bürgerwehr tabelt v. Andlaw auch die J. Kammer, 
die dasſelbe einſtimmig annahm **). 


*) Die dem Frhrn. v. Andlaw fo unangenehme geſetzliche Beweis⸗ 
führung” iſt bei Preßvergehen, wenn es ſich nicht um geheime Ver⸗ 
breitung anonymer Druchchriften handelt, nicht ſchwierig, weil ver 
Nebatteur eines Blattes oder der auf einer ſonſtigen Druck chrift ges 
nannte Berfafier fofort bekannt if, und der Thatbeſtand des Verdrechens 
ſteis im der Deudfoprift ſeldſt Tiegt, alfo keines weitern Beweifes bevarf. 
Auch im Uebrigen befichen jept, wie in Taden, fo faſt in allen 
Ländern keine geſehlichen Beweisregeln mehr. Die zur Begründung 
einer innern Ueberzeugung nöthigen Beweife müffen nur in ges 
fegliper Fotm erpoben und dem urtpeilenden Richter vorgeführt 
werben. 

**) Die I. Kammer önnte ihm entgegen halten, er hätte ſelbſt ans 
wefend fein und feinen Wiverfpruch geltend machen follen. Ich zweifle 
nit, daß er Abpaltungsgrünve hatte, aber um in fo gefahrvollen 
Zeiten eine Abweſenheit zu rechtfertigen, müflen die Abpaltungen fehr 
dringend fein. 
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Wenn er dabei fagt: „ein Widerſtand von Seite der grund⸗ 
ſaͤtzlich ſchwaͤchern Faktoren Fönne nur in ganz ruhigen Zeiten, 
allenfalls in den Tagen Fonftitutioneller Unfguld 
denkbar fein“, — fo meine ih doch, England, deſſen Ober " 
haus fo ftarfen Widerftand Ieiftet, fei nicht mehr „in den 
‚Tagen Fonftitutioneller Unſchuld.“ 

Uebrigens gebe ich zu, daß es auferorbentlige Lagen 
gibt, wo der Widerftaud in beiden Kammern, aud in ber 
erften, gebrochen iſt. Er wäre es aber auch und zwar noch 
mehr, wenn die wie immer zuſammengeſetzten Berfamms 
Tungen in gewöhnlihen Zeiten ber öffentlichen Meinung, 
oder wie von Andlaw fih ausdrüdt, dem „Volkswillen“ 
feinerlei Rechnung trügen, — und noch bälder wäre der 
Widerftand einer Staatsgewalt, die gar Feine Kammer 
hätte, in ſolchen Fällen gebrochen **), 

. Wenn übrigens v. Andlaw dem Bürgerwehrgefeg viel 
Unheil darum zufäreibt, weil es einen großen Einfluß auf 
die fönellere Bildung eines Volksheers während der Mais 


Wäre Frhr. v. Andlaw bei feiner Antwefenpeit etwa Mitglied der Com⸗ 
miſſion geworben, fo hätte ich bei dieſer mit ven im $. 58 meines 
Buches erwähnten zwei wichtigen Verbeſſerungsvorſchlaͤgen vieleicht 
eher Anklang gefunden. 

Nebrigens waren nicht nur 10 bis 12, ſondern 13 Mitglieder in der. 
Sigung anweſend, und der Entwurf der U. Kammer if nicht erft am 
Abend des 30. März eingelommen, fondern, wie das Protokoll der 
I. Kammer ausweist, jedenfalls ſchon beim Anfang der (Vormittags⸗) 
Sitzung vorgelegen. 


**) Man vergleiche Oeſtreich, wo der Bruch in März 1848 viel 
ſtaͤrker war, als bei uns, und wo die Pöbelperrfihaft fortvauerte, bis 
im November durch außerdeutfi qhe (flavifche) Truppen Wien wies 
der erobert wurde. 

Grhr. v. Andlaw erzäplt (IT. 87), daß Pilersvorf der Deputation 
des Sicerpeitsausfchufles, welhe das Mißtrauen des Volles gegen 
einige Gouverneure ausdrüdte, ſogleich antwortete: „gehorfamfler Die- 
ner, mein Sicherheitsausſchuß, die Gouverneure werben abgeſetzt.“ Et⸗ 
was Aehnliches wird er in Baden nicht finden, wenn es gleich aledann im 
Mat 1849 wegen auswärtiger Einwirkungen und wegen des Truppen» 
abfals, da wir keine Slaven zur Difpofition hatten, zur Bertreie 
bung, aber nie zur Unterwerfung ber Regierung gelommen iſt. 
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revolution gehabt habe CL 92), fo läge dies Im Daſeln eines 
Buͤrgerwehrgeſetzes überhaupt und nit in ber Berwerf 
Uchkeit einzelner Beftimmungen®. 

Die Erlaſſung eines ſolchen Geſetzes, beziehungswelſe He 
Einführung der Bürgerbewaffnung im Allgemeinen hat 
aber v. Andlam mit Ueberweifung ber. Petition ber Hebel 
berger PBrofefforen am 1. März 1848 ja ſelbſt empfohlen. 

Eben diefe Empfehlung bezog ſich auch anf die Einführung ber 


Schwurgerichte, 
welche v. Andlaw jest als unſeren Sitten fremd (1. 99) und 
als auf einem richterlichen Hoheitsrechte des Volkes ruhend 
G. 149) mißbilligtꝰ). 
Was die Behauptung betrifft, daß der 1848: Euttittf, nach 
welchem das Freiburger Schwurgeriht gebildet wurde, alle 
Fonfervatioen Garantien entbehrte, fo wird Niemand ſte richtig 





*) Hätte 4. B. das Gefeh die Wahl der Offiziere nicht der Mann. 
fWaft, fondern ver Regierung überlaffen, fo wire doch die 
proviforiſſche Regierung ſogleich der Mannſchaft das Wahlrecht 
xagewieſen haben, wie fie es ja ſeibſt bei der Linie that. Eben jo wurde 
fie, wenn das Gefeß die Proletarier und fungen Yeute mehr, als ges 
{ap , ausgeſchloſſen hätte, dies zar Berfiärkung des Voftspeers fogleich 
geändert haben. Sie dat ſich ja wie v. Ambkmwrictig bemerkt (r. 178); 
om kein Geſetz gebunden. 


Wenn er (I. 146) auf Schwurgerichte durch den Verband engerer, 
ſei es gewerblicher oder politiſcher Genoſſenſchaft“ hindeutet, fo if es 
Sqade, daß er dieſen Satz nicht naͤher erlautert hat. Sotlten etwu die 
Zünfte (ale gewerbliche Genoſſenſchaften) über ihde Witglirver; 
ober follien die Gemeinden (ale politifche Berbäney ader ipme 
Angepörigen in Eriminalfaden das Schwurgericht bilden oder vie Gas 
fhwornentifte- aufftellen, fo bürfte man weripfiens im politifihen 
Progefien nicht zweiſela, daß diefe Boltatpeile ie Boltsgopeits= 
recht ausbeuten. würden. 

Eben fo unklar if- die Bemerkung (E99), daß in Englants die Echwiw⸗ 
gerichte „auf fe gegliederten Provinziafoerbänven ruhen”, während 
dort bekanmlich aus allen. Einwohnern eines Vezitts, weide alle 21 
Jadte alt. find und ven. Eemfus haben, der Gperiff; bie zus Berloofung 
tommenzem Geſchworenen {mei auswäplk.. 
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finden, der weiß, daß nach demſelben die Geſchworenen 
Eunter Vernehmung beliebig beigezogener Bürger bes Bezirks). 
aus ſchließ lich und allein von den Beamten felbf: 
ausgewählt wurden *). 

Nicht die Zufammenfegung des Schwurgerihts, ſon⸗ 
bern bie gewaltigen Schreden der Zeit maren ed, melde 
af. daa Freiburger Urtheil fo nachtheilig wirkten, und. es 
war unter jenen Verhäftniffen, wo ähnliche Urtheile in allen. 
Ländern erfolgten, no viel, daß Struve und Blind wenig- 
ſtens theil wei ſe (zus Jahr Zuchthaus) verurtheilt wurden. 

Aus ſolchen außerordentlich en Erſcheinungen darf man 
auf die regelmäßige Güte oder Verwerflichkeit einer Inſti⸗ 
tution leinen Schluß ziehen. 


Verfaſſungseid des Militärs. 


Dem Berfaffungseide des Militärs, imsobeſondere der ges 
meinen Soldaten und der untergeordneten Offiziere, ſtehen 
allerdings Bedenken entgegen **), 


*) Erf die Kammern haben biefe wichtige confervative Beſtim⸗ 
mung geändert und das Geſetz beiläufig fo gemaspt, wie das Juſtitut 
damals in unfern Nachbarftaaten eingeführt wurde. Diefes (minder cons 
fervative) Geſetz, dem die I. Rammer ebenfalls ein ftimmig beitrat, 
Yam aber nicht mehr zur Anwendung und ift jeßt (auf dem 1850r Land» 
tage) in der Richtung des frühern Entwurfs wieder geändert 
worden. Diefem fo geänderten Geſetze, weihes am 5. Bebruax 
4851 die Sanktion erhielt, hat Frhr. v. Andlaw in den Gigungen 
der I. Kammer vom (1. und 18. Januar 1851 num feLdfR zugehimmt, 
damit alfo feine Einwendungen gegen ven im Wefentlihen mit dem⸗ 
felben übereinkimmenden 1848r Regierungs-Entwurf, fo wie gegen das, 
wenn glei auf feine genoflenipafiluhen Verbände gegründete, Schwurs 
gerichtoinſtitut an fich., jeßt thatſaͤchlich wieder zurüdgenommen. 


**) Bergleihe $. 39 meiner „Bewegung in Baden.“ Da übrigens. im 
Baden nicht einmal vorgegeben wurde, daß die Regierung: bie: 
Berfaffung verlegt habe, ſo fand das in andern Bällen möge: 
Mipverkändnig hier nicht ſtatt, und man fann nur fagen, daß die Be» 
eiigung, der, Truppen auf die Berfaffung deren verfaflungswiprigen 
abfall dennom nicht gebindert abe, 
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Auffallend iR aber, daß jetzt and Frhr. v. Andlaw fo 
entf&ieben gegen ben Verfaffungseid des Militärs im Allges 
meinen auftritt (I, 101), während ex in ber Sitzung ber 
1. Sammer vom 19. Mai 1848 dem (am 7. Juni verfündeten) 
Gefege, das jenen BVerfaffungseid auch für Offiziere und 
Soldaten anordnete, nit nur zuftimmte, fondern felbft 
Mitglied der Commiffion war, bie dad Gefeg zur Ans 
nahme empfahl. 


Was die v. Frhrn. von Andlaw weiter beſprochene Nichts 
anwendung ber Ausnahmegefege des Bundes, die Aufhebung 
der Beſchraͤnkung politiſcher Rechte aus Rüdfiht der Kom 
feffton, Die Gefeggebung über Berantwortlichkeit der Minifter*), 





Benn übrigens Schr. v. Andlaw fagt, daß falſche und verwirrte 
Begriffe von oben herab ven Geſichtspunkt von Eid und Pflicht 
verrüdt Haben (I. 101), fo iR dies nur Einer jener vielen, dur ch 
nichts begründeten, falſchen Säge, vie feine Schrift entpält. 

Wenn aber ein Stabsoffizier ihm fagte, er könne die Thellnahme ver 
Soldaten an den Bollsverfammlungen nicht verbieten, weil er fih auf. 
fein Gefe& berufen könne, fo war berfelbe im Irrthum, denn vie 
Disziplin iſt durch keine Geſe tz e geregelt und die Grundrechte haben 
hinfichtlich der Tpeilnapme der Solvaten an Berfammlungen und Bers 
einen die „Disciplinarvorfcgriften« aufrecht erhalten. Dan fieht alfo 
aus dem Borgange nur, daß die Gefahren ver Zeit auch wadere Of⸗- 
fiziere ſchüchtern machten, nicht aber, daß dieſelben durch ſolche Berbote 
eine Berantwortligteit nad oben auf fi gelaben hätten, wie von 
Andlaw meint (T. 102 **). 

Bas v. Andlam in ver Mbih. IV. ©. 138, 139 und 146 narhträge 
lich von einer angeblipen Entſcheidung des Generals Hoffmann, daß 
nad den Grundrechten „gegen Die Bereinigung der Truppen nicht eins 
geſchritten werben Tonne,“ erzäplt, iR mir völlig unbelannt, 
zugleich aber ſicher auh unrichtig, da ja der $. 31 der @rundredte 
bierin ausbrüdlih auf die „militärifhen Disziplinarvorſchriften“ ver⸗ 
weist, und General Hoffmann mir nad dem Erſcheinen der Grund» 
rechte erlärte, er freue ſich über bie fragliche Beſtimmung, ohne welche 
die Disziplin nicht zu handhaben wäre. 


®) Die Forderung eines Geſetzes über Berantwortlichleit der Minifter 
Tann ich nicht ale ein „gefährliches Verlangen“, wie v. Andlaw 
es bezeichnet (1.-104), betracten. 
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bie Aufhebung ber Reſte des Feudalweſens *), bie gerech⸗ 
tere Vertheilung der Stants- und Gemeindelaften, und bie 
Einfiärung einer volfsthümlichen (korporativen) Kreiöver- 
waltung **) betrifft, fo kann ich mich theils auf oben ſchon 





*) Die vorläufige Belanntmahung des am 10. Maͤrz vorgelenter 
Oefepentwurfs, die Aufhebung der Feudalrechte betreffend, Hat die Ver⸗ 
folgung der Standes- und Grundperrn im Odenwald nit veranlaßt, 
ft. 104), fondern zur Niederhaltung verfelben beigetragen. (Bers 
gleiye die 66. 43—45 der „Bewegung in Baden“). 

Die v. Bıpr. v. Andlaw getadelte Begriffsbefimmung von 
„deudalrechten“ (T. 105) fand nicht im Regierungs- Entwurf, 
fondern wurde von den Ständen hineingebracht, und von Andlaw 
dat kim fo geänderten Gefege in ver Sigung vom 5 April 1848 felb 
ugeRimml. Auqh hier hat er alfo feine Anficht wieder gewerpfelt. Im 
Nebrigen halte ip die angefochtene Begriffsbeflimmung , wie die Kam⸗ 
Ahern fie faßten, für richtig und mit unferee fonfigen Grfeg« 
debung im Einklang. 


**) Unten 30 ©. 24 ıc. der Abth. IV. der v. Andlaw'ſchen Schriſt 
werde ich auf das dießfallſige Gefeg vom 10. April 1849 nochmals zus 
ructtommen. Borläufig bemerkte ich nur zu I. 106 und 102, daß Frhr. 
9. Andlam im Jrrthum it, wenn er meint, durch jenes Geſetz wäre 
ein unumfräntier Zwang geſchaffen und die Breipeit der Gemeinden 
tie der Einzelnen zerſtor worden. Dies kann fh, da die Kreis ver⸗ 
fammlung fih nur mit den Angelegenfeiten des Kreifes und 
nicht mit jenen der Gemeinden und Einzelnen zu befaffen hat, allein 
auf die Kreisausfchäffe beziehen. Dabei überſteht er aber, daß 
diese, nichts zu verfügen oder zu entſcheiden haben, was nicht ſonſt 
fihon (bieper) der Staatsbepörde für fih allein zuſteht. Die Freie 
heit der Gemeinden uud Einzelnen könnte alfo durch jene Ausfwäffe 
nicht mehr, als es bisher der Ball iſt, befprämkt werben. 

Berner meint er, vie Regierung würde fih in wichtigen Privatrech⸗ 
ten ihres frigenen Einflufies begeben, und nur vie Bollieherin des 
Willens der Berfammlung fein. Auch hier Überfieht er, daß es fi ein« 
mal nicht um Privatrechte, über welche jaaup die Regierung 
nichts zu entfgeiven hat, fondern um Öffentliche Rechte handelt, 
ſodann daß der Rekurs an das Minifierium des Innern ben 
Berpeiligten zuftebt und daß ber vorfigende Staatsbeamte (ſelbſt ohne 
nen Relurs) im öffentlichen Intereffe vie Entfhließung des 
Minikeriums des Innern einholen und ben Beſchluß des Ausſquuſſes 
eintweilen fuspendiren Tann. 

Brpr. v. Andlaw hat daher bei jener Kritik den Inhalt des Gefepes 
nicht vor Augen gehadt. 6 
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Dargeſtelltes, theild auf meine Drudfärift über die „Bewer 
gung in Baden“ beziehen. Eben ſo hinſichtlich der theilweifen 
Aenderung des Minifteriums. Nur muß id in biefer letztern 
Beziehung noch das Mährchen berühren, daß dem Heder 
das Juftigminifterium angetragen worden fei (I, 107u.147). 

Ich will es nicht ald unmöglich beftreiten, das auch Heder 
damals, ehe er zum Aufruhr fepritt, hätte Minifter werben 
Tonnen, aber nit mit uns, fondern nad) und. Selbft 
v. Andlaw hätte einen-folhen Schritt des Großherzog billigen 
Tonnen, da er (I. 220) fagt: wenn man die angefeindeten 
Beamten (die ihre Stellen verließen), nicht habe halten 
können, fie fomit „als Opfer ihrer Gefinnung weichen muß- 
ten, fo mußte die volle Macht der Regierung in die Hände 
Jener übergehen, welde eine entgegengefegte polis 
tiſche Gefinnung hegten.” 

Wenn v. Andlaw (I. 17) fagt, daß ih mi von meinen 
früheren Kollegen (d. h. einem Theile derfelben) getrennt 
habe, fo muß er doch wiffen, daß wir (die Gebliebenen) die 
Andern nit von und ausfhloffen, fondern daß biefe 
aus eigenen Beweggründen ausſchieden, fi alfo von 
ung trennten, und zwar mit voller Entfchiedenheit in dem 
Bewußtſein, daß ihre Wirffamfeit bei den damaligen 
Zuftänden nicht gedeihlich fein fönne, weil fie nit nur, wie 
wir, bie äußeren Stürme, fondern auch bie Stimmung 
ber Mehrheit der I. Kammer gegen fi hatten, 

Frhr. von Andlaw fügt bei, daß id mich dagegen (am 
28. April) mit Mathy vereinigte (I. 17), ber früher zur 
Oppofition gehörte und fi num bei der neuen Lage der Dinge 
und zur Erhaltung der Ordnung entſchieden angeſchloſſen 
hatte, Nach einigen Stellen (1. 84 und 94) ſcheint v. Andlaw 
biefe Vereinigung jet nicht mehr zu billigen, während er 
am 29. April 1848, als Mathy etwa drei Woden vorher 
den Fickler, defien die Behörden nirgends habhaft werden 
konnten, bei zufälligem Begegnen hier verhaftet hatte, in 
ber I. Kammer (I. 222) äußerte: „diefes große Verdienſt 
gebührt der Vorausfiht und patriotiſchen Sorgfalt des Abs 
geordneten Mathy. Ih vernehme mit Befriedigung 
beffen Eintritt in das Staatsminiſterium.“ 
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Am Schluſſe dieſes Abſchnitts ſagt Schr. v. Andlaw (1. 107) 
noch, daß die Zugeftändniffe in Baden ſich mit ungeheuerer 
Scpnelligkeit über Württemberg, Bayern ac. verbreiteten und 
dort ihre Wirkung nicht verfehlten, als wenn ed dort des 
Vorangehens des Heinen Badens bedurft hätte, um den 
Wirkungen der franzöfifgen Revolution, die faft ganz Europa 
erfgütterte, den Eingang zu verfhaffen %. Gleiche Ur— 
fachen- (die. feanzöfifge Revolution und bie deutſchen Zus 
fände) brachten hier wie dort die gIlAhen Wirkungen 
hervor, wenn auch ber geographiſchen Linie nad fie hier an 
der franzoͤſiſchen Grenze um einige Tage früher hervortraten, 
als in den mehr rüdwärts liegenden Ländern. Nur traten 
fie da und dort wegen einigen Sträubens der Regierungen 
anfänglid mit mehr Gewaltthat hervor und wurden das 
her mit pomphaftern Proffamationen beſchwichtigt, als hier. 
Auch wurden dort die Minifterien fhneller und vollftändiger, 
als hier, gewechfelt, ohne daß befihalb bie weiteren Korte 
ſchritte der Bewegung aufgehalten werden konnten. Zum Theil 
aus dieſem Grunde gieng eben fo die bemofcatifhe Geſetz⸗ 
gebung und namentlich das Unreife Gegt alfo nicht Haltbare) 
in den VBerfaffuungsänderungen dort größtentheils 
viel weiter, als hier, und bie Gründe, warum es demohn⸗ 
geachtet in dem zunäcft an der Schweiz und an Frankreich 
gelegenen Baden und in der Rheinpfalz im Mai 1849 bei 
dem deutſchen Streite über die Reichöverfaffung fih fhlimmer 
geftaltete ald in andern Ländern, welche nod in ber bald 
gefolgten großen preußifhen Madtentwidelung einen moras 
liſchen Schutz fanden, habe ih oben, fo wie in meiner 
feühern Druckſchrift, ſchon dargelegt. 


Die Begebenheiten zu Offenburg. 
Alerdings haben die Demagogen wiederholt ſchon Offen⸗ 
burg zuerft, ald den Mittelpunkt des Landes, zum Schaus 


*) Auf die Adreſſe, welche bie Mannheimer im April 1848 von 
Berlin erhielten CL. 161— 163), wird derjenige kein Gewicht legen, 
der weiß, wie geneigt (um einander zu fleigern) die Demokraten find, 
fich gegenfeitig die großartigfien Gomplimente zu masen 
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plap ihres tollen Treibens ausgewählt. Aus der Stelluug, 
welde bie Regierung biefem Treiben gegenüber. einnahm 
(1. 109), geht aber nur fo viel hervor, daß fie bemfelben, 
fo weit ihre Macht reipte, entgegentrat, 

Was die Berfammlung vom 12. September 1847 betrifft, 
ſo wurde fie wohl nur darum nicht zum Voraus verboten, 
weil nach ber Lage der Dinge nicht anzunehmen war, daß 
dadurch „bie öffentliche Sicherheit oder das allgemeine Wohl 
bedroht“ würde, in weldem Falle das Gefep vom 15. No⸗ 
vember 1833 die Staatäbehörbe zum Verbote ermächtigt hätte, 
Schr. v. Andlaw verſchweigt aber, daß, als bie Ver⸗ 
fammlung vorüber war und einen verwerflichen Karalter 
gezeigt hatte, nachträglich dagegen geſchah, was rechtlich 
möglig war. Es wurde nämlich. gegen bie Redner, welche 
fträflicpe Aeuferungen gethan zu Haben angezeigt waren, eine 
gerigtlige Unterfuhung eingeleitet, und ba zur 
Lenntniß kam, dag Heder und Struve auf den 26. Septem- 
her 1847 eine gleiche Verfammlung in Donauefgingen 
angefagt hatten, fo wurde diefelbe durch Miniſterial⸗Beſchluß 
zum Voraus verboten, und damit bem weitern Treiben 
ein Ende gemacht. 

AUS aber in Folge der franzöfifgen Revolution die Märys 
flürme von 1848 eintraten und Alles überflutheten, und als 
zun überall bald da, bald dort große Volkönerfommlungen 
&je größte am 19. März in Offenburg) abgehalten wurden, 
die allerdings Gefahr drohend waren, fo gieng es und, wie 
es ben andern deutſchen Regierungen, wo damals Aehnliches 
ſtatt hatte, ergangen iſt, — d. h. es fehlte und an der Macht, 
das gefährliche Treiben zu hindern, und bie Bewegung in 
Schranken zu halten. 

Tehr. v. Andlaw iſt zwar der Meinung, man hätte bie 
Verſammlungen verbieten und das Verbot durch Militär, 
namentlih dur fliegende Colonnen, unterftügen follen, 
Ich geftehe, daß ich im März 1848 diefen Gedanken eben- 
falls Hatte; aber die Militärs, die Männer vom Fach (ins⸗ 
befondere der bald darauf abgetretene damalige Präfident des 
Kriegsminifteriums) traten mir entgegen und belehrten. mic, 
daß man in fo gefahrvoller Lage bei bem großen, Umfange 





=. = 


ber Bewegung die Macht nit zerſplittern bürfe, fonbern 
fle concentriren möüfle. Würde auswärts eine Fleine 
Truppe überwältigt, fo wäre dies für die ganze Sache ber 
Ordnung von fehr fhlimmen Folgen, und noch ſchlimmer 
wäre es, wenn Truppen, die auswärts in Meinen Abtheiluns 
gen ber Verführung noch mehr ausgefegt fein, als bei 
größerer Anhäufung, zur aufrührerifchen Menge übergiengen. 
Dies war au der Grund, warum damals feine Garnifon 
nad Konftanz verlegt wurde ). Daß übrigens nit etwa 
nur die hiefigen Militärs die Lage der Dinge zu ängſt⸗ 
lich betrachteten, bewies Das, was fremde Führer in aͤhn⸗ 
licher Weiſe gethan Haben, indem ber wuͤrttembergiſche General 
v. Miller am 6. April 1848 dur die Donaueſchinger ftürmis 
ſchen Auftritte, obſchon feine Truppe aus mehr als 4000 Manır 
beftand, von alsbaldigem Einmarſche ſich abhalten lieg, bis 
er ein weiteres Regiment zur Verftärkung erhalten hatte**), 
mb: eben fo blieb: ber bayeriſche General v. Baligand einft 
weilen an ber Gränze ftehen. Berner z0g ſich der heſſiſche 
General v. Pfaff, der am 18. April nad) Freiburg gefommer 
wat, wegen der Gefahren, in benen fi} feine Truppen bes 
fanden, ſogleich Tags darauf; aller Gegenvorftellungen ohn⸗ 
erachtet, aus der Stadt zurüd, um eine fihere Stellung eins 
zunehmen, fo daß dann bie dortigen Behörden (unter Ber 
rathung des Gemeinderathe, der Bürgerwehroffiziere und‘ bes 
Stadtfommandanten) den Muth gar nicht Hatten, das Mir 
niſterialrefkript, welches die auf den 22. April angefagte ger 
faͤhtliche Volköverfammlung verbot, auch nur befannt zu 
machen**®, 

Als Laie in Milttärfachen will ih auf die Grunde, welche 


*) Bergl. U. 121—122 und 146148. — 16 fpäter Reichstruppen 
na Konſtanz kamen und im Winter 1848 — 49 nach Anordnung ber 
Reichsgewalt Tafernirt werden follten, erfläite der dortige Komman- 
dant, da die Disziplin überall gelodert war, und die Eoltaten die 
Einquartierung der Kaferne naturlich vorzogen, daß er außer 
Stand wäre, die Mannſchaft in die Kaſernen zu bringen, 

) Bergl. „Bergung in Baven* 6. 82. 


eee) Bergl. I. 129—131 und meine „Bewegung in Baden” ©, 106, 
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hiebel die Militaͤrs leiteten, nicht eingehen, obgleich Übrigens 
das, was die hieſigen Militaͤrs gegen bie (durch v. Andlaw 
jetzt wieder angeregte) Abſendung einzelner Truppentheile zur 
Durchführung von Verboten und Anordnungen jeder Art 
vorbrachten, auch dem Laien einleuchtet. Sehr. v. Andlaw 
anerkennt ja ſelbſt die damalige Unzuverläffigfeit unſerer 
Truppen (I. 128 und 136) und die Unmöglichkeit, mit den⸗ 
felben in gehöriger Weiſe einzuſchreiten. 

„Die Behörden ſuchten von allen Selten um Abfendung 
von Truppen nah, ohne welche die Caufgelöste) Ordnung 
ſchlechthin nicht zu handhaben und erhaltene Weifungen nicht 
zu vollziehen fein. Hätte man dieſen Anforderungen ent- 
fpregen wollen, fo hätte man unfere Truppen in mehr als 
50 Heine Theile gerfplittern und der Gefahr der Webermäl- 
tigung wie der Verführung Preis geben müffen, 

Unter ſolchen BVerhältniffen wäre das Verbot ber am 
19. März 1848 zu Offenburg und vor⸗ und nachher an fo 
vielen andern Orten abgehaltenen tumultuarifhen Volksver⸗ 
fammlungen, wollte man die dur feine Macht unterftügte 
Mafregel nicht (wie das Verbot der Freiburger Verfamm- 
lung) dem Gefpötte Preis geben, eine Unmöglichkeit 
gewefen. 

Eben fo und aus bdenfelben Gründen konnte gegen bie 
Dffenburger Befhlüffe und gegen die dort gebildeten Ver⸗ 
eine und Ausfhüffe nichts unternommen werden. Man 
mußte ſich vorerft darauf befsgränfen, ben unfinnigen Anfors 
derungen feine Folge zu geben *), und das wichtigſte war 
nun, die Aufftellung des 7. und 8. Armeekorps zu veranlafe 
fen, wie dies auch, um der Dinge wieder Herr zu werben, 
geſchehen ift (Bewegung in Baden 88. 80 ꝛc.). 

Diefe Aufftellung traf alddann mit dem Hederzug zufams 





*) Nicht Einer jener unfinnigen Beſchlüſſe wurde von der Regie- 
rung beachtet. Wenn ver damalige Präflvent des Kriegsminifteriums, 
wie v. Andlaw bemerkt (1. 118 a.), drei Tage nachher feine Stelle 
nieverlegte, fo geſchah es nicht mit meiner Zuftimmung und das 
Minifterium tonnte es nicht hindern. Bergl. $. 42 der „Beives 
gung in Baden.“ 
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men und ſchlug denſelben nieder. Jetzt erſt war es moͤg⸗ 
lich, die in Offenburg gebildeten Vereine und Ausſchüſſe auf⸗ 
zulöſen, ſo wie auch Beamte gegen Gewaltthaͤtigkeiten zu 
fHügen. Bon hier an wurde auch Fein Beamter mehr vers 
drängt. Vorher verließen einige Beamte wegen ber Gefahr 
zen, von denen fie bedroht waren, und gegen bie es Fein 
Schutzmittel gab, ihre Stellen %. So auch Oberamtmann 
Lichtenauer in Offenburg, der fodann auf fein eigenes ins 
ftändiges Anfugen, und nit, wie v. Andlaw es barftellt 
A. 119), wegen des Wunſches der Offenburger nad 
Mosbach derfegt wurde. 

Was v. Andlam über Ree und feine Rede vom 19, April 
fagt cl. 119 — 122), ift mir größtentheild unbekannt. Ich 
fand damals feine Zeit, alle folde Einzelheiten in den Hlei- 
nern Öffentlichen Blättern (mie das Offenburger Wochen⸗ 
blattt) zu leſen **). Ih weiß nur, daß nah dem am 
18. April in Offenburg ftattgehabten Tumulte Exekutions⸗ 
teuppen dahin geſchickt wurden, und daß der dem Militär 


*) Es wurde nachträglich Unterfuhung eingeleitet, ob fie hiebei 
nicht zu muthlos waren, und was ihnen etwa zur Laſt falle. Es wäre 
au weiiläufig, die Ergebniffe ver Unterfuhungen hier zu beſprechen. 
Nur fo viel ift gewiß, daß es ſchwerer war, in der Stunde ver Ges 
fahr auszupalten, als hinten nach zu beurtheifen, ob ein Beamter auch 
hinreichend Muth bewährt habe. 

**) Wenn dv. Andlaw fagt, daß tem Ree die Amtsſtelle angetras 
gen worden fei, fo verhält es fi) damit folgendermaßen: Es wurde 
gefagt, daß Ree in Offenburg großen Einfluß habe, die Orbnung alfo 
dort am meiften gefidert wäre, wenn er bie Regierung verträte. Er 
wurde baber befragt, ob er bereit wäre, die Intereſſen der Orbnung 
und der Regierung mit allem Nachdruck zu vertreten, in welchem alle 
ihm die Verwaltung der Amteflelle übertragen würde. Er gieng hier» 
auf, als feinen Berhältniffen nicht entfprechend, nicht ein. Wäre dies 
darum geſchehen, weil Nee (nah v. Andlaw's Darftelung — 119) 
andere, der Regierung feinpfelige Plane hatte, fo wäre es doch noch 
ehrlich gewefen, gegen die Regierung feine Pflichten zu übernehmen, 
und es wäre eber ein Zeuyniß dafür, daß Ree, wenn er diefe Pflich» 
ten übernommen hätte, fie au erfüllt und die Regierung unter» 
Rüge Haben würde. “Bon ver ihm zugelommenen Danfadreffe und 
von dem, was dv. Andlaw weiter von ihm erzählt, weiß ich nichts. 
Ih habe auch Feinen Anlaß, Ree in Schutz zu nehmen, 
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beigegebene Civilfommiffär nad ber vorläufigen . Erhebung 
der Sache berichtete: dem Bürgermeifter Nee falle bei dem 
Borgange nicht nur nichts zur Laſt, fondern derfelbe fei für 
die Sache der Ordnung thätig geweſen. Im Uebrigen fief 
alsdann die eingeleitete nähere Unterfuhung des ganzen 
Borgangs mit jener über ben Hederzug zufammen und wurde 
duch das Freiburger Unterfuchungsgericht geführt. 


Begebenheiten zu Freiburg. 


Mas v. Andlaw hier (I. 124 ff.) darftellt ), gibt nur 
ein weiteres Zeugniß von der Stärfe der damaligen revos 
tionären Bewegung, fo daß die Regierung mit ihren Mitteln 
diefelbe nieder zu halten eben fo wenig vermocht hätte, als 
dies anderen Regierungen, die bamald überall fih beugten, 
moͤglich geweſen wäre. 

Eben dieſer Stärke des Sturmes wid auch der ſonſt fo 
muthige und thatkräftige Bürgermeiftet Wagner, Ich beflagte 
feinen Rüdtritt und theilte die von den dortigen Behörden 
ausgefprochene Hoffnung nicht, daß irgend ein Anderer und, 
namentlich der gewählte Nachfolger (bei allem guten Willen 
und bei der beften Einfiht) im Stande fein werde, unter fo 
ſchwierigen Umftänden das Amt mit der erforberlihen Kraft 
zu verwalten. 

Wenn Frhr. v. Andlaw von.einer „geheimnißvollen Macht“. 
ſpricht, welcher die Behörden feinen oder nur geringen Wider- 
ſtand entgegenftellten (1. 127), — fo läßt ſich dagegen nichts 
erinnern, ald daß jene „geheimnißvolle Macht” eine fehr 
laute, fihtbare und ftarfe war. Wenn er aber beifügt, 
daß. die Behörden eine Verantwortung auf fih au 
laden beforgen mußten, wenn fie fih dem fogenannten 


®) Die Behauptung, daß gleichzeitig bie „beſtehende Gliede- 
zung ber Bürgerfhaft in fogenannten Zünften aufgehoben“ worben ſei, 
berupt auf Irrtum, da diefe Aufhebung viel früher erfolgte. 
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SBolkswillen (wie ein folder fih damals äußerte) wider⸗ 
feßten, fo. iſt dies eine Verdaͤchtigung, welde v. Andlaw nur 
daun zu. verhtfertigen oder doch zu entfehulbigen vermöchte, 
wenn er wenigſtens einen Fall anzugeben wüßte, wo ein 
Beamter deßwegen zur Verantwortung gezogen wurde, 
wei er bem tollen und revolutionären Treiben, das v. Ands 
law ald, den „Vollswillen“ bezeichnet, mit Energie entgegen 
getxeten ſei. 

Wenn nun v. Andlaw bei Erzählung der weitern Ereig⸗ 
niſſe, wo es zum wirklichen Kampfe gegen den Aufruhr kam, 
ſagt, die Regierung und ihre Behörden haben alles Ver⸗ 
trauen und allen Einfluß auf ben Gang der Ereigniffe ver 
loxen gehabt. (I. 129. und 132), fo ift. dies ganz natürlich, 
da, Feine ehrlihe Regierung bei den Revolutionaͤren und 
ihren. Anhängern Einfluß oder Vertrauen haben kann, und 
was er von dem kriegeriſchen Verlaufe (I. 128—133) erzählt, 
Tann, da hier. nur die Militärobern (zum Theil von Bun 
beötruppen).zu. verfügen hatten, die Regierung nicht berühren. 
Bir, bonnten gegen die Revolution militärifche Mittel aufbies 
ten, bie Seitung der Lehtern gebührte aber. den Truppen 
führern, 


Begebenheiten zu Konſtanz um im Seekreiſe. — 
Heckerzug. 


In Beziehung auf. die. zu, Donaueſchingen am 6, April 
1848. gegen..dven Einmarf der Bundestruppen, wovon ih 
in den 88. 82-ff, meines Buches ſprach, abgehaltene Volls⸗ 
verfammlung, fagt v. Andlaw, daß bie revolutionären For⸗ 
derungen. berfelben als „Vollswunſch in der Schale der 
Entfeidung“ gewogen ‚haben. (I. 138). 

Dies ift, fo weit es auf eine „Entfheidung“ ber Regies 
zung bezogen wird, eine Unwahrheit. Ih beflagte, 
daß der mwürttembergifhe General v. Miller mit dem Ein- 
marſche, gegen welchen jene Verſammlung Widerftand zu 
exhehen. beſchloſſen hatte, bis zur Ankunft einer in Stuttgart 
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nachgeſuchten Verflärkung zurhczuhalten fi veranlaßt ſah N. 
Eben fo habe ich den Ruͤctritt des fo ausgezeichneten Ober⸗ 
befehlshabers (bes Markgrafen Wilhelm), der damals, als 
es zum Ausmarſche Fam, körperlich leivend war, fehr bes 
dauert, one ihn hindern zu Fönnen **), 

Was nun dv. Andlaw bei Erzählung der Konftanzer Bor 
fälle (1. 139 ff.) von dem Benehmen von Peter, Hüetlin, 
Kuenzer und Andern fagt, ift mir in vielen Einzelnheiten, 
fo weit id} fie (in meiner Bewegung in Baden) nicht felbft mit 
theilte, unbefannt. Hüetlin hat in der Freiburger Zeitung 
der v. Andlaw'ſchen Darftellung in wichtigen Punkten wider 
ſprochen. Ich habe weder einen Beruf, noch aud (ohne Eins 
fit der Unterfuhungsaften) eine fo genaue Kenntnig ber 
Einzeinheiten, um mi in ben diesfalfigen Streit einzulaffen. 
Mid berührt nur Peters Benehmen in fo weit, ald er 
die Regierung, die ihn zum Direktor des Seekreiſes ernannte, 
getäuft hat. In diefer Beziehung berufe ih mid auf das 
oben (S. 18 *) Gefagte, und finde ed unter meiner Würde, 
aufdie Verdaͤchtigung zu antworten, die in der v. Andlaw’fhen 
Behauptung (I. 143) liegt, daß fi nur Diejenigen in Peter 
taͤuſchen konnten, welche Heders Unternehmen mit dem Wider 
flande der Regierung für gleichberechtigt hielten und fih 
mit dem Volkswillen über den etwaigen Umfturz tröften 
Fonnten ***), 


*) Was bie verfpätete Bekannimachung des Truppeneinmarfhes im 
Eeekreiſe betrifft, fo gibt der $. 81 der „Bewegung in Baden“ darüber 
ganz aktenmäßıg genauen Aufſchluß, es bedarf daher keiner Vermuthun⸗- 
gen, wie v. Andlam fie aufftellt (I. 139 * ). Im Mebrigen würde 
v. Andlaw wohl ſelbſt nicht räthlih gefunden haben, die Bewohner 
des Seekreifes über Ort und Zeit des Einmarfhes fo frühzeitig 
zu benachrichtigen, daß fie Zeit genug gehabt Hätten, den Widerſtand 
dagegen noch mehr vorzubereiten, oder den Decker ſchen Aufruht mehr 
zu befgpleunigen. Bär die fonftigen Iwede wäre eine Belanntmahung 
ein Tag vor dem Einmarfche früh genug geweſen. 

®*) Ueber diefen Rüdtritt und über -jenen des Markgrafen Mar 
vergl. übrigens den $. 86 meiner „Bewegung in Baden“. 

ee) Aus gleichem Grunde antworte ih auf die ähnliche Behauptung 
MT. 16 nicht. — Was übrigens Peter betrifft, fogeht die v. Andlaw'ſche 
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Ans Anlap des Hederzugs kommt Frhr. v. Andlaw anf 
die Ernennung des Generals v. Gagern zum Befehlshaber 
des badiſchen Corps zu ſprechen CI. 145 2). Ex bezeichnet 
dieſe Ernennung als einen ber größten Mißgriffe, und fagt, 
diefelbe hätte nur durch einen glänzenden Erfolg gereätfertigt 
werben Fönnen, Nimmt man nicht an, wie damals Viele bes 
haupteten, daß das Verhalten und der Tob Gagerns bei 
Kandern die wanfenden Truppen vom Abfalle “abgehalten 
und zum entfäloffenen KCampfe gegen bie Aufrührer anges 
fat habe *), fo Tann von einem Erfolge allerdings nicht 
geſprochen werben, denn ber raſche Tod benahm dem Führer die 
Gelegenheit, feine Tüchtigfeit zu bewähren. Durch Thats 
fagen kann alfo weder die Behauptung eines Mißgrifſs, 
noch die fpäter von Andern eben fo leichthin aufgeftellte ent» 
gegengefeste Behauptung, daß Gagerns Wirkjamkeit bie 
Kataftrophe von 1849 abgewenbet haben würde, dargethan 
ober geredhtfertigt werben. 

Im Üebrigen bin ich im Militärwefen zu unerfahren, als 
daß ich mir in der Sade felbft ein Urtheil erlauben, und, 
über Gagern, über ben Werth oder das Mipliche feiner Bes 
rufung, etwas Entfheidendes fagen könnte **). 

Was aber v. Andlaw über die Art ber Berufung 
Gagernd, — davon, daß Baffermann und Buhl vor meinem 
Bette erſchienen feien und ih deßhalb nah Mitternacht 
noch eine Staatöminifterialfigung veranlaßt habe ıc., — aus 
der deutſchen Volkshalle mittheilt (I. 146), if ein Mähren, 


Berbächtigung gegen Alle, die ipn, wie ih oben (©. 18) erzählte, zur 
Beförderung empfohlen Hatten, alfo auch gegen Beamte, deren confere 
vative Gefinnungen v. Andlaw ſelbſt anrühmt. 

*) Bewegung in Baden $- 97. 

**) Bei Bielen kommt es darauf an, zu welcher Zeit fie über 
einen Mann ein Urtheil fällen. zrhr. v. Andlaw fagte in feiner Reve 
vom 25. April 1848 (I. 168) von General v. Gagern, er fei „eine 
Zierde, vielleicht der Stolz und eine Stütze Deutſch⸗ 
lands in den Tagen der Gefahr“ gewefen. Am 29. Aprif 
1848 (1. 223) fügte er bei: „das vergoſſene Blut von Gagern 
allein fei ſchon des Fluchs von Deutſchland werth.“ J 
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re daojenige, was dort Üiber ben Prinzen Friedrich gefngt 
* 
)- 

In der Abth. IV. (S. 124 ***) trägt v. Andlaw über bie 
Berufung Gagernd eine Denkfhrift eines Unbelannten 
nad, die ganz eigenthümlihe Combinationen enthält. Das 
Meifte und Wichtigſte, was dieſe Denlſchrift enthält, ift- mir 
unbefannt, namentlih was dort von Welders Schritten 
in der Bundesverfammlung gefagt ift ıc. Anderes, was von 
tief angelegten Planen von Heinrich v. Gagern, von Baſſer⸗ 
mann, Mathy (der deshalb fogar Fidler verhaftet haben 
ſoll! ) 20. gefagt ift, fieht ohnehin einer Dichtung fo ähnlich, 
daß es wenige Gläubige finden wird. Es ift daher kaum 
nöthig, aufmerkſam zu machen, daß die Erzählung eines 
Unbefannten, eben weil. man die Glaubwürdigkeit des 
Erzählers nicht beurtheilen kann, und derfelbe bei der Sache 
auch perfönlich beteiligt fein könnte, fhon an. und für 
fi feine große Beachtung verdient. 


Begebenheiten in Mannheim, 


Was v. Andlaw im Eingange (I. 151—153) erzählt, uͤber⸗ 
gehe ih als fhon vor meiner Verwaltung geſchehen und mir 
theilweiſe aud unbekannt, 

Was aber die: vom Stadtamt Mannheim verfügte und vom 
Minifterinm angeblich „annullirte” Ausmweifung des Hoffe 
warn von Balleröleben: betrifft, fo iſt die Erzählung (I. 154). 
dahin zu berichtigen, daß das Stadtamt am 7, Oftober 1847 
auf den Grund einer frühern Verfügung den Hoffmann fort 
wies, und daß alddann das Minifterium am 8. Oftober 1847 
auf eine Vorſtellung deſſelben, worin er aus annehmbaren 
Gründen um Geftattung eines vorübergehenden Aufent- 
halts bat, ihm diefen, fofern er nicht „durch fein Benehmen 
Anlaß zu polizeilichem Einſchreiten gebe,“ auf einige Zeit 


*) Ich halte es für unfchicklich, über perfönliche Aeußerungen für ſt⸗ 
licher Perfonen in damaliger Zeit Mitteilungen zu machen, font wäre 
ich dazu nauunlich beffer und in anderer Weite in der Tage, als drhr. 
dv. Andlaw. 
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bewilligte. Ein ſolcher Anlaß zum Einſchreiten ergab ſich num 
damals nicht, und Hoffmann entfernte ſich nach kurzer Zeit 
ſelbſt, womit die Sache, ehe noch die weitere Miniſterialver⸗ 
jagung vom 6. November 1847 erfolgte, von ſelbſt erledigt 
war. Dies ft die angeblige „Annullirung“ ber ſtadtamt⸗ 
lichen Fortweifung. 

"Wenn nun aber Frhr. v. Andlaw diefen Vorgang mit der 
Berfegung des Stabtdireftors Riegel nah Freiburg in Ver⸗ 
bindung bringt, die „kurze Zeit darauf“ erfolgt fein fol, — 
fo if dies wieder eine Fiktion, von deren Falſchheit 
v. Andlaw fih durch Einſicht des Regierungsblatts vom 
18. Auguft 1847 ſelbſt Hätte überzeugen Fönnen, nach welchem 
Riegeld Berfegung auf fein „Anfuhen“ ſchon am 14, 
Auguft, alfo lange vor dem Vorfalle mit Hoffinann, aus 
gefprochen war **), 

Noch auffallender ift die weitere Behauptung (I. 154), daß 
die Leiftungen bes Stadtdiretord Kern, der an Riegels 
Stelle nah Mannheim verfegt wurde, „in Freiburg wenig 
befriedigt· haben, während gerade biefer Beamte, wie werig 
Andere, in politifden Dingen großen Muth mit Einficht 
verband, was er namentlih auch in ber Mairevolntion zu 
allgemeiner Anerkennung in hohem Grade bewährte, Was 
v. Andlam in Beziehung auf die Vorgänge bei der Mamn⸗ 
heimer Deputirtenwahl von 1847 ꝛc. gegen Kern fagt (E. 155), 
hat dieſer in der Karlsruher Zeitung widerlegt und v. Andlaw 
iſt den’ Beweis feiner Behauptungen ſchuldig geblieben. 

Eine fernere Unwahrheit ift e8, daß der Großherzog nach 
der Mannheimer radikalen Deputirtenwahl veranlaßt worden 
ſei, dort „in meiner Geſellſchaft einen feierlichen Beſuch ab⸗ 
zuſtatten, aus dem ſich ergeben mußte, die Regierung bes 
teachte die Gegner des Radika lismus auch für ihre Zeinde,“ 





©) Diefer eprenwerthe Beamte hatte das Unglüd, in Mannheim kurz 
nad einander drei Kinder zu nerlieren, was ihm den ferneren dortigen 
Aufentpalt ganz unerträglid machte. 

*2) Es iſt ſehr zu berweifeln, daß Siegel, deſſen Berfefumgsdetret am 
34. Auguſt erfolgte, bei Hoffmann's Ausweilungsangelegenpeit om 
7. Oktoder überhaupt noch in Mannheim war. 
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Bor der Wahl erklärte ſich der Großherzog (auf Anregung 
des damaligen Regierungsdireltors) allerdings geneigt, Mann- 
heim zu beſuchen. Als aber die dortige Mehrheit Brentano 
und Sachs wählten, fo wurde der Plan von allen Seiten 
aufgegeben. Alſo gefhah gerade das Gegentheil von 
dem, was v. Andlaw behauptet. 

Aus allen diefen falfhen thatfählihen Voraus— 
fegungen laſſen fi allerdings fehr leicht zum Nachtheil 
Anderer auch falſche Schlüffe ziehen. 

Bahr it, daß im Spätherbft 1847 der Radikalismus 
einigermaßen gebrochen war CI, 156) *); dies Eonnte aber 
feine furchtbare Wiedererhebung nicht hindern, als Ende 
Februar 1848 die franzöfifhe Revolution wie ein elektrifher 
Schlag in ganz Deutſchland die Stürme gegen die Bundes- 
tagspolitik, deren Befhränkungen in ber Hauptſache auch hier 
noch fortbeftanden, hervorrief und dem überftürzenden wilden 
Treiben der beftruftiven Geifter überall vermehrte Kraft gab,” 

Der Regierungsbirektor Schaaff (hier beim Landtag) hätte 
ſich, da die Feindfeligfeiten gegen ihn ſich fteigerten, feines 
anzuerfennenden Muthes unerachtet in Mannheim, fo lang 
man Feine hinlänglihe Militirmadt hatte, nit mehr auf 
halten, nod viel weniger eine Wirkfamfeit äußern. Finnen, 
Sein Haus mußte bewacht werben, Um die wichtige Stelle 
nicht unbefegt zu laffen, wurde er daher am 24. März einft- 
weilen in Ruheftand und Stößer **) an feine Stelle gefegt- 
Daß bdiefer zadifal, ober, wie v. Andlaw fi ausbrüdt, 
den Intereffen des Radika lismus zugänglid fei (1.158), 
ift eine Behauptung, über welche Diejenigen, bie ihn Fennen,- 
fi$ wundern werben. 

Sehr verhaßt war (ſchon von früher her) der Regierungss 


*) Davon kann man fi aus Überzeugen, wenn man die Berfand» 
Tungen der II. Kammer vom Dezember 1847 und Januar 1848 (Ein. 
zelnheiten abgerechnet) mit jenen der vorausgegangenen Landtage, ins⸗ 
befondere mit jenen von 1842 und 1846 vergleicht. 

®*) Bon einer angeblichen dreundſchaft Stößers mit Sachs iſt mir 
nichts befannt. Daß aber der Letztere auf die Ernennung des Erſtern 
Einfluß gepabt Habe, iſt jevenfalls unwapr. 





tath v. Uria, — und daß er bei den revolutionären Stürmen 
nun Verfolgungen ausgefegt war (I, 159 ıc.), iſt erklaͤrlich. 
Ich muß ihm das Zeugniß geben, daß er hiebei, während 
einige andere Beamte in gleicher Lage davon flohen, großen 
Muth bewährte, indem er in einem Schreiben an mid bat: 
man möge ihn unerachtet der Gefahren, denen er ausgeſetzt 
ſei, und gegen die zur Zeit Feine Macht vorhanden war, auf 
feiner Stelle belaffen, er wolle ausharren. v. Uria wurde an 
feiner Stelle belaffen. Sein Muth war zu achten, konnte 
aber; da er zum Theil eine Gabe der Natur ift, nicht in 
gleihem Maße jedem Andern zugemuthet werden. Dazu 
Tommt, daß v. Uria feiner Stellung nad nit unmittelbar 
mit dem Publikum zu verkehren hatte, fih alfo in gefähts 
lichen Augenbliden eher verborgen halten Tonnte, als 3. B. 
der dortige Eifenbahnamtsvorftand Weigel (I. 158), der auf 
fein Anſuchen verfegt wurde. 

Jägerfchmied war in Mannheim fein „Gegenfland heftigen 
Haffes,“ wie v. Andlam behauptet (160). Eine Kapenmufit 
aus einem befondern Anlaffe konnte damald von zügellofen 
Haufen au einem bei der Bürgerfhaft im Allgemeinen fonft 
beliebten Manne zu Theil werden. Der Gemeinderath bes 
eilte fi, ihm auf diefe Unbilde hin fogleich feine Hochachtung 
und Theilnahme auszudrüden. Wenn Schr. v. Andlaw fagt, 
es habe Jaͤgerſchmied eine „ernftliche Unterftügung“ gemangelt, 
fo kann fi dies, da nie eine Handlung deſſelben vom 
Minifterinm des avo uirt wurde, nur auf bie hinlaͤngliche 
militärifehe Unterftügung beziehen, an ber es damals im 
Verhältniffe zur Stärke der Revolution in Mannheim (wie 
anderwärts) allerdings noch fehlte. Einen weitern Beweis 
Hefür gibt v. Andlaws eigene Erzählung hinſichtlich des Ba- 
tallions Heffen, das nit einmal wagte, durch die Stadt zu 
maſchiren (1. 160, 161). 

Ale diefe Ereigniffe konnte man mit Recht beffagen, es 
fehlte aber damals an Macht, fie abzumenden %), und bie 
Mannheimer Behörden waren, ehe bie baierifhen Bundes⸗ 


*) Bergl. oben ©. 84 ff. 
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teuppen Famen, nicht einmal Im Stande, bie Verfiigung bes 
Minifteriums des Intern, daß das bortige gefährliche Senſen⸗ 
mannerkorps aufgelöst werde *), zum Vollzuge zu bringen, 

Was die am 25. März 1848 ausgefprochene Ueberweifang 
der amtlichen Inferate vom Mannheimer Morgenblatt ait 
das dortige Journal (I. 161) betrifft, fo iſt mic von ben von 
Sehen, v. Andlam erwähnten Artikeln der Abenbzeitung 
nichts befannt, Seit uralter Zeit hatte das bein katholiſchen 
Hofpital gehörige Mannheimer Journal die Inferate, Es 
war eigentlich dafür gegründet. Als daſſelbe aber 1845 umter 
Struves Redaktion fiel; fo wurden fle ihm entzogen. Spätte 
lam bie Redaktion wieder in eine confervative Hand. Es 
war alfo um fo weniger Grumd vorhanden; ihm die Inferdte 
fernerhin vorguenthalten, als es zumal im Jahr 1848, wo 
das Morgenblatt faft gar Feine Lefer mehr fand, weit ineht 
Wirffamfeit äußern Eonnte, und überdies vermöge fehrer 
geößern Abonnentenzahl fon an und für fih zu ben 
Bekanntmachungen viel geeigneter war, ald das Morgens 
Blatt. 

Was v. Andlaw fpottend von meiner durch biefe Sache 
angeblich geftörten Nachtruhe fagt CI. 161 *), if, obgleich 
ich damals im Allgemeinen feine Nachtruhe hatte, Bin 
ſichtlich der Inferatenfage, ein Mährchen **). Schon aud feinen 
eigenen Anführungen geht hervor, daß es mit den Aus—⸗ 
fertigungen der dießfallfigen Verfügungen eben nicht ſchnell 
gieng, während fonft damals faft Alles, was in politiſchen 
Dingen gefhah, am nämlihen Tage befäloffen, 
ausgefertigt und abgelaffen wurde, 

Wegen der von Srhrn.’v. Andlaw aufgenommenen Ber⸗ 
liner Adreſſe — ©, 161— 163 — vergleihe man das oben 
(S. 83 *) Gefagte. 

In Beziehung auf den Mannheimer Auftuhr vom 26: April 





®) Bergl. „Bewegung in Baden“ $$. 57, 80 und 103. 

**) Wenn dabei gefagt if, das Morgenblatt habe mit Muth und 
Ausdauer die Umfturgbeftrebungen befämpft, fo iſt dies von ver fpätern 
Beit, wie eine Menge Artitel von 1848 und 1849 zeigen, nit mehr 
der Ball geweſen. 
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1848 0. 164) fagt Sehr. v. Andlaw: „Die Behörden ließen 
efhehen, — das naffauifge Militär wurde In die Kafernen 
onſignirt ic.“ Ex fagt aber nichts davon, daß dieſes Kon- 
figniten ein Beſchluß des Naffauer Kommandanten 
tar, weil er feine Macht gegenüber den Aufrührern für zu 
ſchwach hielt, und daß berfelbe zum Einſchreiten nicht ver: 
mocht werben Fonnte, bie Behörden aljo feine Mittel hatten, 
ben Aufruhr im Beginn zu erfliden, das Senſenmuͤnnercorps 
du entwafftıen, bie angeordneten Verhaftungen vorzunehmen ıc, 
Dadurth zerfallen ale Beſchuldigungen, die er auf ben Re: 
gleruhgsditector und darnach mittelbar auf die Regierung 
waͤlzt (I. 164, 255 und 256), von felbft. 

Es Tießen fih damals ja felbft die Bayern, die aus 
der Rheinpfalz requiciet wurden, zum Einmarſche nicht ber 
ſtimmen, Bis die Befagung im Ganzen wenigſtens 5000 Mann 
beirage. Erſt am 1. Mai, bis wohin diefe Mannſchaft zu 
ſammengebracht wurde, rüdten fie aldann ein, — und jegt 
etſt konnten gleichzeitig mit der Verkündung bes Kriegszu— 
fanded *) die Entwaffnungen, Verhaftungen ꝛc. vorgenom- 
men werben, 

Da die Erektion für die Einwohner Mannheims eine 
Laſt war, fo ift erklaͤrlich, daß nun ein Gorrefpondent bed 
Journals auch den dortigen Behörden Vorwürfe machte 
&. 165). Der Kern der Vorwürfe beftand aber nur barin, 
daß man die Stadt von Truppen entblöste und daß bie 
Bahern nur bis Ludwigshafen kamen und wieder umkehrten 49; 


H Unwahr iſt, daß ber Kriegezuſtand nur auf „energifchtd Vers 
fangen des baperifchen Generals” verkündet wurde, — unmwahr, daß 
ich über deffen Dauer mir den Gemeinderatp hörte, — uns 
wahr, daß derſelbe nur etwa acht Tage dauerte, indem die Beſchraͤu ⸗ 
fung (auf neun Tage) fid vielmehr nur aufdte Erelutiongeigens 
{haft der Truppen, d. h. auf die unentgeltliche Berpflegungefaft der 
Start Beyog, — unwapr, daß nad Aufhebung des Krlegezuftands 
dere moch die Abhattung von Volksverfammlungen umd nicht auch Hör 
A noch die Waffenzurüdgabe unterfagt blieb (I. 164). 

®*) Der Gortefponbent des Journals wußte überdies nichts davon, 
daß die Bürgerweproffiziere dem Regierungsdirektor ausdrüdlich ertärt 

allen, daß man ſich auf das Einfcpreiten ver Bürgerwehr gegen politifge 
atqht vertaſſen Hunt. Vergl. $. 103 ver Berorgung in Baden. 
7 
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Lehzteres geſchah, wie ſchon erwähnt, gegen unſern Willen 
darum, weil die Bayern die in Ludwigshafen angekommene 
Mannſchaft für zu gering hielten, um ber Macht in ber 
Stadt fiher zu fein, und die badifhen Truppen ftanden unter 
dem Bundesfommando und wurden zur Befämpfung bed 
Hecker'ſchen Aufruhrs in das Oberland gezogen. Die Regie 
zung fonnte hierin feine Dispofitionen treffen, 

Fehr. v. Ändlaw fagt CI. 166), daß „Staatsrath Belk 
feine Organe vorzugsweiſe unter ber Zahl der entfhier 
denen Anhänger der Revolution, oder wenigſtens nur 
Solcher wählte, welde dem „„Volke,““ was er jo nannte, 
nicht unwillkommen waren.” 

Wäre unter dem „Volke“ hier der Inbegriff Derjenigen, 
über welche ein Beamter gefegt wird, verftanden, fo Fönnte 
man fih wundern, daß v. Andlam die Achtung oder Aner- 
kennung, die der Beamte bei den Untergebenen („dem Volke“) 
genießt, als etwas ganz Gleichgiltiges anfehen, oder etwa 
fein Augenmerk gerade auf folde richten möchte, die dem 
Volke, beziehungsweife Bezirke, unwillfommen, alfo- [don 
dadurch in ihrer moralifgen Wirkfamfeit gehemmt find, 
Aus dem Beifage: „was er fo nannte” — in Verbindung 
mit dem fonftigen Inhalt der Druchſchrift geht aber hervor, 
daß er mit diefem „Volke“ die tumultuarifhe Menge, oder 
nah ©. 172, die Gegner ber Ordnung meint, — und unter 
diefer Vorausfegung ift der Nachſat feiner Behauptung 
fo falſch, als der erfte Theil derfelben. Die Grundfäge, von 
denen ich bei Anftellungen ausgieng, find im $. 22 (insbe⸗ 
fondere Abſ. 5 und 6) der „Bewegung in Baden“ ausge: 
ſprochen. So ſehr ih au) auf eine mit Humanität und Rechts- 
finn gepaarte muthige und energifche treue Pflichterfüllung 
Werth Iege, fo wenig bin ich allerdings mit einer willfürs 
lichen und rohen, fogenannten Paſcharegierung einver- 
ftanden, und wenn v. Andlaw bei der angedeuteten Auswahl 
dem Volke nicht willfommener Beamten eine ſolche Regie 
zungsweife im Auge haben follte, fo würde ich das Land 
bebauern, wenn feine Grundfäge zur Geltung kaͤmen. 

Bon Anhängern der Revolution, aus denen id die Be 
amten vorzugsweiſe gewählt haben fol, wurde mit Aus⸗ 


nahme Peters, ber und taͤuſchte *), während ber ganzen 
Zeit meiner Verwaltung nicht Einer ernannt, und felbft 
fein folder, von dem anzunehmen war, baß er, um fih 
bei der tumultuarif gen Menge willfommen zu machen, gegen 
das revolutionäre Treiben Nachſicht zeigen werde. Man vers 
gleide nur das Verhalten, welches die unter meiner Ver⸗. 
waltung Angefellten oder Beförderten in jener Zeit beobachtet 
haben, mit dem Verhalten Anderer. Im Uebrigen fällt der 
v. Andlaw'ſche Vorwurf mittelbar auch aufdiejegige Regierung 
in fo fern, als fie mehrere von den auf meinen Vorſchlag 
angeftellten Affefforen bald naher zu Amtsvorftänden, und 
andere unter meiner Verwaltung Angeftellte oder Beförderte 
zu Regierungsbireftoren oder Minifterialmitgliedern ernannt 
bat. Alle diefe wadern Beamten gehören nad v. Andlaw's 
Behauptung zu den Anhängern ber Revolution oder doch 
zu Denjenigen, welche der tumultuarifhen Menge oder ben 
Feinden der Ordnung willfommen find. 

Auf die Verbädtigung, daß die Kreisreglerung, wie das 
Minifterium, den Vollsbewegungen fein Hinderniß bereiten 
wollte, weil das Parlament fih hätte für die Republif 
entſcheiden fönnen Cl. 166), gebe ih Feine Antwort. Ich über 
laffe fie dem eigenen Gewiffen des Frhrn. v. Andlaw. 

Eben fo halte ich e8 mit dem Hohne, den fih v. Andlaw 
aus Anlap des wadern Benehmens des Rittmeiſters von 
Glaubig bei einer Meinen Meuterei in Karlsruhe durch bie 
Frage (I. 167 *) erlaubt, ob etwa „das Minifterium ben 
Nittmeifter dafür zur Rechenſchaft und Strafe“ gezogen habe? 

. Auf die Sammerrede des chen. v. Andlaw vom 29. April 
41848 (1. 173 und 218—246) brauche ich mich hier nicht ein- 
zulaſſen, weil er meine damaligen Erklärungen mit abdrudte, 
und mandes von dem, was er (zum Theil vor meinem Ein- 
teitte in den Saal) ſprach, ſchon oben **) feine Beleuchtung 
gefunden hat, 





*) Eiche oben ©. 18. 
**) Man. vergl. in der Hauptſache 3. 8. ©. 84 ır. Wie es mit 
der Verhaftung Peters gieng, {ft aus $. 95 ver Bewegung in Vaden 
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Es bleibt mir nur übrig, auf die von Shen. v. Andlaw 
am 19. Mai 1848 in der I. Kammer übergebene Beſchwerde⸗ 
ſchrift C. 247—258) noch Einiges zu bemerken. 

Statt daß Anträge auf Befhwerben gegen das Minifterium 
nad der Geſchaͤftsordnung auf die Tagesordnung geſetzt 
und münbdlic begründet werden müffen, übergab v. Andlaw 
in ber Sigung vom 19. Mai 1848, als ich nicht anweſend 
mar und ohne vorherige Anzeige davon, eine Beſchwerde⸗ 
ſchrift. 

Wie ich aus dem gedruckten Kammerprotokolle erſehe, be⸗ 
merkte ihm der Herr Praͤſident: da ſeit der erſten Motion 





zu erfehen. Welche andere „offenbar eid⸗ und pflichtvergeffene Bes 
amte,“ die man fofort hätte verhaften follen (I. 220), v. Andlaw noch 
um Auge bat, weiß ich nicht. — Ueber Ficklers Berhaftung, fee man 
die Bewegung in Baten $. 80. Daß man des Fidler nirgends habhaft 
werben konnte, ehe Mathy Hier zufällig auf ihn fließ (I. 222), if 
nicht Schuld der Behörden oder gar ver Regierung. — Daß 
der württembergifpe Eommandant in Donauefingen den Eirune, ver 
mit ipm parlamentirte, wieder laufen ließ (I. 223), mag v. Andlaw 
jenem, aber nit der Regierung vorwerfen. — Bas die aller- 
dings ſchandliche Verführung der Soldaten (I. 224) betrifft, fo erließ 
das Minifterium wiederholte BWeifungen zum ſtrengſten Einſchreiten das 
gegen. Es find aber folge Bälle ſchwer zu ermitteln, wenn vie Soldaten 
‚mac der Krankheit, an der gerabe die öffentlichen Zuftände Titten, ſich 
gern verführen laffen, und bie Frevler nicht anzeigen. Daß aber die 
Disziplin (in Folge der in allen revolutionären Zeiten zu Tag komme 
menden allgemeinen Begriffsverwirrung) bei ven Solvaten gelodert 
war, und die Militärobern dieſelben faſt nirgends bemeiftern Tonnten, 
fagt v. Andlaw felbft. — Daß die Regierung Einzelnes von den unflanigen 
dorderungen der Offenburger und andern Bollsverfammlungen vollzogen 
habe (1.219), {ft unwahr. ZugeRänbuiffe wurden nur der II. Rammer 
gemacht und zwar fogleih im Anfange des Sturmes. Meine Haltung, 
im Anfange des Sturmes hat aber v. Andlaw ja ſelbſt gebilligt 
di. 225), obſchon er (ſich widerſprechend) gleichzeitig der Regierung ans 
den der Kammer nur damals gemachten Zugeſtändniſſen wieder 
einen Borwurf madt (I. 219). — Wenn er die Regierung tadelt, daß 
dem Publikum über den Urfprung des Brandes des Minifteriums der 
auswärtigen Angelegenheiten nichts befannt geworden fei (219), fo weiß 
ich darauf nichts zu erwidern, als daß es eben ven Gerichts⸗ und Po⸗ 
"Sigelbepörden (wie bei vielen andern Berbrechen) nicht gelang, bie 
Bären aufzuklaren und die Thaͤter zu ermitteln. 
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Com 29. April) bie Regierung eine fo große Thaͤtigleit ent⸗ 
wickelt Habe, daß dadurch bie meiften damaligen Beſchwerde⸗ 
grunde wegfallen, fo feine angemeffen, daß Schr. v. Andlaw 
„ſeine Beſchwerdeſchrift zurüdziehe,” Sie fönnte dann zur 
Einfiht der Mitglieder im Sefretatiate noch aufgelegt werden. 

Behr. v. Andlaw erklärte Hierauf: „ich erkenne allerdings 
au, daß von der Regierung manche Schritte zur Unterdrüdung 
des Auftuhrs ſeitdem gefhehen find, und füge mich deshalb 
gerne dem Wunſche des durchlauchtigſten Präfidiums, der 
auch jener der Kammer zu fein ſcheint; ich will deshalb 
vorerk meine Beſchwerdeſchrift zurückbehalten“ *). 

Damit wurde die Sache damals als erledigt betrachtet. 
Es iſt unrichtig, daß damit, wie v. Andlaw meint (I, 177), 
nicht etwa ihm, fondern dem Miniftertum eine Verlegen» 
heit erfpart wurde. Ich hätte die Verhandlung der Sache 
vorgezogen, baß bie Grunblofigfeit der Beſchwerden um fo 
Harer geworben wäre, 

Bei Uebergabe der Befchwerde am 19. Mai war ih, wie 
fhon erwähnt, in der Sitzung nit anwefend, fondern er⸗ 
hielt von dem Vorgange (unter privatliher Mittheilung ber 
Schrift oder einer Abſchrift derfelben) erft hintennach Kennt 
niß, jedoch mit dem Bemerken, daß v. Andlaw die Beſchwerde 
nicht vorgetragen, fondern zurüdgezogen habe **), In 
dem damaligen furchtbaren Gefhäftsdrange konnte ich fie 
nicht einmal Iefen und hatte dazu, eben weil die Befchwerde 
als aufgegeben bezeichnet war, auch Feine dringende Vers 
anlaffung. Inzwiſchen kam die Schrift mit andern Papieren 
zur Regiftratur, und jegt erft aus dem v. Andlaw'ſchen Buche 
habe ih den Inhalt derfelben kennen gelernt. 


Was nun diefen Inhalt beteifft, fo fehe ih mich nur hin⸗ 
figtlic einiger Punkte zu Bemerkungen veranlaßt. 


*) Diefer Erflärung ungeasptet übergab er fie dann dem Sekretariate 
zur etwaigen Einficht feiner Kollegen. 

**) Darum meinte id, die Schrift fei nur ein Promemorta, 
welchen Ausdrud num v. Andlam CK. 127) rögt, 
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So ſehr v. Andlaw tabelt (1.78), daß die durch bie Diener⸗ 
pragmatik begründete Unabhaͤngigkeit der Beamten „bie 
gaͤnzliche Lähmung der erefutiven Gewalt zur Zeit 
ber Revolution in Baden bewirkt habe,“ und fo ſehr 
ex in der Rede vom 29. April über pflichtvergeſſene Beamte, 
über bie Schwäche derfelben, über lahme Unterſuchungen ıc. 
Hagt, eben fo ſehr tadelt er hier wieder die Härte gegen 
jene Beamten (I. 248), und fpriht der Gefeßgebung das 
Recht ab, geänderte Beftimmungen über die Entlaffung von 
Beamten mit Wirkung auf bie bereits Angeftellten zu 
geben, während er in ber nämligen Schrift am Schluffe 
(1. 258) es wieder ald eine Beſchwerde aufftellt, daß bie 
Regierung Beamte, welhe „aus Unfähigkeit oder Schwäche 
ihren Pflichten nicht nachkamen, nicht fogleih vom Amte 
ſuspendirte.“ 

Er tadelt das proviſoriſche Gefeg über den Kriegszuſtand 
dl. 248) ſehr ſcharſ, während er doch bei Berathung deſſelben 
in der J. Kammer am 29. Mai 1848 nur einen einzigen 
ganz unbedeutenden Aenderungsantrag dahin ſtellte, daß 
wegen bed im 8. 5 gedrohten Strafzufages, ber bie im 
Kriegszuftand verübten Verbrechen treffen fol, eine Abtheis 
fung *) ber im $. 2 genannten, bie Kriegogefangenſchaft 
begründenden, Uebertretungen gemacht werde, bamit nicht 
etwa auch geringe Bälle von einem zu ftarfen Strafzufage 
getroffen werden. 

Was die Oberrheinifge Zeitung vom 23 März 1848 über 
die Turner in Offenburg ſchrieb (I. 249), ift mir bisher nicht 
befannt gewefen. Es gehört basfelbe zu den Tollheiten der 
damaligen Zeit, die wir nicht hindern konnten **). Was aber 
v. Andlam über eine vier ober fünf Monate früher ſtattge— 
habte fübbentfhe Freifhaaren- Verfhmörung fagt (I. 250), 


*) Diefe Abtpeilung oder Ausſcheldung if auh in dem neuen 
Kriegszufandsgefege vom 29. Januar 1851 wieder nicht gemacht worden. 
Bergl. im Uebrigen unten meine Bemerkungen zu dem, was v. Andlaw 
in der Abth. IV. ©. 8 ff. Über das Kriegszuftandsgefeg weiter vor⸗ 


bringt. 
**) Bergleihe oben Seite 84 ıc. 


- 13 — 


ift fo, wie es dargeftellt wird, ein Mährden. Wahrſchein⸗ 
Mich bezieht fich die Erzählung auf folgenden Vorgang: 

Der Spion eines auswärtigen Diplomaten in Frankfurt 
theilte diefem (etwa im Spätjahr 1847) mit, daß in einem 
Naſſauiſchen Orte, und fpäter, fo viel ih meine, nod in einem 
weitern Orte jener Gegend eine Verfammlung von Turnern 
und Anderen ftattgefunden habe, worin Freiſchaarenzuge zum 
Zwede des Umfturzes beſprochen wurden. Näheres über dag, 
was eigentlich geſchehen ſoll, und über dabei betheiligte Per- 
fonen fonnte ber Kundſchafter nicht angeben. Im Uebrigen 
folten einige Mannheimer und Heidelberger dabei betheiligt 
fein. Aus der letztern Stadt wurden gar Feine und aus der 
Erfteren nur wenige Namen angegeben, die aber in Mann- 
heim nicht einmal befannt waren. 

Ich ließ den Regierungd » Director (Schaaf) von Mann 
heim, den dortigen und ben Heidelberger Stadtbirector hier 
her fommen, und eröffnete ihnen unter Beizug des hiefigen 
Polizeiamtmanns die geheim zu haltende Mittheilung, um 
die zu ergreifenden Maßregeln zu berathen. 

In Mannheim und Heidelberg Fonnte, obſchon dort fehr 
tuͤchtige Polizeicommiffäre find, von der ganzen Sade und 
namentlich von einer verbächtigen Abweſenheit dortiger Ein 
wohner zu ben angegebenen Verſammlungszeiten ſchlechthin 
nichts ermittelt werden, und nähere auf Baden bezügliche 
Angaben fonnten, wiederholten Verlangens ohnerachtet, von 
dem Kundſchafter des Frankfurter Diplomaten nicht erlangt 
werben, 

Im Uebrigen wurden Hier auch die andern Regierungs⸗ 
Dirertoren vom Stand der Sade in Kenntniß gefegt, um 
nadzuforfhen und wachſam zu fein. 

Zugleich wurde das hiefige Polizeiamt beauftragt, die dies⸗ 
falls nöthigen Korrefpondenzen mit den von Hefien, Naffau 
und Frankfurt gleichmäßig bezeichneten dortigen Behörden zu 
vermitteln, damit alle etwa entdedt werdenden Spuren duch 
eine Hand giengen. 

Ferner wurde vorgeſchlagen, daß die Polizeibeamten diefer 
Staaten fih inDarmftadt periodif verfammeln, um wenn 
Stoff dazu vorhanden fei, fih noch mündlich zu beſprechen. 
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und etwaige Verabredungen zu treffen. Eine Einfahung de$ 
hiefigen Polizeibeamten nah Darmftadt erfolgte aber nie. 
Ob der Naſſauiſche und der Heffifge Beamte etwa einmal 
in Frankfurt waren, um Erfundigungen einzuziehen, weiß 
ich nicht. Wenigſtens haben fie niches ermittelt, und auch 
hier, ſo wie durch alle Korreſpondenzen wurden keine Spuren 
entdeckt, wenigſtens feine ſolchen, welche auf bie Segenan 
von Badnern führten, oder hier irgend eine Maßregel 
der Einfgreitung hätten veranlaffen können. Auch zeigte bey 
Erfolg, daß nichts an der Sache war, da ja weber damald, 
noch aud (außer von Frankreich her) fpäter im Jahr 1848 
irgend ein folcher Freiſchaarenzug in unfer Land Fam, 

So unrecht es nun ft, auf derartige Dinge hin, ohne 
fie auch nur näher zu fennen, Vorwürfe zu machen, wie 
v. Andiaw fie macht — fo fonderbar, ja abenteuerlih wäre 
es, die in Folge der franzöſiſchen Revolution im März 1848 
wie ein electriſcher Schlag durch faft ganz Europa gebrungeng 
gewaltfame Erfgütttrung und Erhebung einem erbaͤrmlichen 
Komplotte einiger jungen Leute in und um Naffau, weny 
ein ſolches überhaupt je ftatt gehabt hätte, zugufchreiben, oder 
gar zu meinen, dieſe furhtbare Strömung hätte durch 
einige Bolizeimaßregeln abgewenbet ober niebergehals 
ten werben fönnen. 

Warum die im März 1848 aufgefommenen, mit ben da⸗ 
maligen BVolföverfammlungen in Verbindung geftandenen, 
Vereine und Ausjhüffe erft nad Ueberwältigung des Heder 
zuges verboteu wurden (I. 251, 252), ift ſchon oben (6.84 x.) 
angegeben. Es wäre ficher nicht weife gewefen, bie thatfäch- 
liche Ohnmacht der verfafjungsmäßigen Gewalt noch mehr, 
als nöthig, zur Schau zu tragen, und das erwähnte Ver« 
bot, weldes noch weniger, als das erfolgte Verbot der Frei⸗ 
burger Volfsverfammlung vom 22. April, als bie Anorbnung 
der Fickler'ſchen Verhaftung in Fonftanz, und als bie vers 
fügte Auflöfung des Mannheimer Senfenmännercorps *) hätte 
vollzogen werben fönnen, bem öffentlihen Spotte Preis zu 


*) Vergleiche „Bervegung in Baden“ 56. 57, 80, 99, 103. 
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geben. Damals galt es nur, buch bie eingeleitete Auffich 
Tung des achten Armeecorps fih zu rüften, und bie Re⸗ 
volution, bie von hen fremben Zuzüglern und yon den Ber 
thörten im Lande drohte, zu befämpfen, ehe man mit 
Perboten der erwähnten Art, fofern man dadurch nicht mehr 
Schlimmes als Gutes bewirken wollte, hervortreten lounte. 

In Beriehung auf Peter ck 252) berufe ih mich auf 
daß oben (S. 18) Gefagte, fo wie auf die 88. 70, 86 unh 
95 der Bewegung in Baden. AS er am 6. April 1848 in 
hen, Seefreiß zurüdteiste, wußte ich noch nichts von feinem 
unmittelbar vorher. beim Vorparlament gezeigten Ver 
halten, und was v. Andlaw über die Weifungen beffelben, 
daß. die Gemeinderäthe fih wegen Bildung ber Bürgerwehr 


wit Fidler in's Benehmen zu fegen hätten, erzählt, ift mir 


völlig unbefannt*). Sobald fein Benehmen buch den Vor⸗ 
gaug vom 17. April zu Tag Fam, wurbe er fogleich ſus⸗ 
pendirt und vor Gericht geftellt, 

Noch ſeltſamer ift der Vorwurf, daß mit Verhaftöbefehlen 
und gerichtlichem Verfahren gegen Heder und feine Genoffen 
graögert warden ſel Cl. 252, 253). An Weifungen zus Feſt⸗ 
yehmung hat es nicht gefehlt, aber in ben Gegenden, welche 





=). Vielleicht bezieht Ach die Eczaͤdlung auf bie bekannte Vollmacht 
welche die Sreisregierung in ber ſtürmiſchen Nacht vom 25. auf ben 
26. März 1848 bei dem fogenannten „dlinden Franzoſenlärm“ (Bewe⸗ 
wegung in Baden $. 77) dem Bidier ausftete, um für die Bertreibung 
ver. vermeintlich eingeprungenen „feugenden und breunendeg“ Franzoſen 
durch die. Bürgerwehren tpätig au fein. Damals war inveffen 
Petergar nicht in Konſtanz, und bie Vollmacht wurde von 
dem (ganz konfervativen) Regierungs-Raty dv. Eriedrih 
unterfcprieben. — Die Kreisregierung wurde wegen dieſer Bollmacht 
im. Disziplinarweye zur Berantwortung gezogen, und ſuchte fih das 
m it zu entfhufnigen , daß damals bie ganze Bevölkerung im Gerkreife 
is einge entſeblichen Angk und Aufregung fi befanpeu habe, und daß 
die Demokraten zu Konftanz, dickler an der Spige, glei den übrigen 
Einwohnern gegen den Einfall der Franzoſen aufgebracht und für deren 
Zurädweifung eifrig geweſen feien, daß daher vie Kreisregierung in 
der allgemeinen Berwirrung es für nothwendig gehalten habe, dicklers 
großen Einfluß zur Mitwirkung gegen bie bringente Gefahr des Augene 
vlids mit zu benügen. 


\ 
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Heder mit feinen Schaaren durchzog, war bie Macht that- 
ſaͤchlich auf ſeiner Seite, Darum eben mußte er befämpft 
werben, und bevor er geſchlagen war, konnte gegen ihn bie 
ordentliche Juſtiz Teinen Erfolg haben, Nah dem Treffen 
von Kandern floh er aber fogleih in die Schweiz, womit 
feine Verhaftung ohnehin vereitelt war *). Was die angeb- 
liche Verzögerung der in feinem Wahlbezirfe vorgenommenen 
Erfagwahl betrifft: (1. 259, fo könnte man fih wundern, 
warum denn wohl v. Andlam noch eine größere Bes 
fHleunigung biefer Wahl, aus der (wie damals vor- 
auszufehen war) wieder ein republifanifher Kandidat 
(Lehlbach) hervorgieng, gewuͤnſcht hätte, 

In Beziehung auf den Preßmißbrauch (I. 253) ver⸗ 
gleiche man die 88. 56 und 80 der „Bewegung in Baden.“ 
An gerihtligen Klagen hat es wahrlich nicht gefehlt, wohl 
aber an Verurtheilungen. Nicht nur die Gefhwornen, 
ſondern auch die ordentlichen Gerichte wiſſen ſich in allen 
Landern von ben Einflüffen der Zeitſtrömung nicht leicht ganz 
frei zu halten. 

Die Gründe des fon früher (am 18, März 1848) ers 
laſſenen Amneſtiedekrets CI. 253. 254) find im 8. 67 ber 
„Bewegung in Baden“ angegeben. Ich zweifle, daß Schr. 
v. Andlaw zu jener Zeit, wo die größte Eintracht zwiſchen 
den Baltoren der Gewalt gegenüber ber Bewegung unerläßs 
lich war, ben einftimmigen Antrag ber II. Kammer zus 
rüdgewiefen haben würde. Wenn er aber ber Regierung das 
Recht zu folden Amneſtirungen beftreitet, fo wird ſich der 
Großherzog doch durch ihn daſſelbe, da die Verfaffung feine 
Beſchraͤnkung enthält, nit entziehen laffen. Bemerkenswert 
iſt indeffen, daß v. Andlaw in der Sihung ber I. Kammer 
vom 29. Mai 1848 bei der Verhandlung über das Kriegs⸗ 
zuſtandsgeſetz noch felbft fagte: „die Regierung entlaffe 
bald und großmüthig die leicht erfennbaren Verführten und 
die Reuigen. Ich höre mit Befriedigung, daß fie diefen Weg 


*) Die Bermögensbeflagnapme, deren vermeintliche Unterlafiung 
v. iindlaw tadelt CI. 253) {ft allerdings erfolgt. Sie war übrigens 
Gase ver Berichte und nicht der Regierung. 
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bereits betreten hat.” Eine folge Entlaffung ohne Urtheil 
und Recht (wie fie gerade am 18. März hinſichtlich der frühern 
Angefulbigten erfolgte) war ja nad v. Andlaw's Theorie 
eine geſetzwidrige Kabinetsjuftig!! 

Daß der „erfte Civilbeamte“ (der Regierungsdireftor 
Stöffer) in Mannheim die dortigen Erzeffe I. 255, 256) au 
einer Zeit, wo ein Bataillon Heffen nicht einmal wagte, 
durch die Stadt zu marſchiren (I. 160, 161), und wo ber 
naffauifhe Kommandant feine Truppen confignirte, weil er 
ſich gegenüber der Bewegung zu ſchwach fühlte, — wo bie 
Buͤrgerwehr zum Ginſchreiten gegen die politifden Unruhen 
nit verfügbar war, — und wo endlich felbft die Bayern, fo 
lang bie Mannſchaft nicht 5000 betrug, den Einmarſch abs 
lehnten, — nichts ausrichten konnte, haben wir fon oben 
G. 95 u. 96) gefehen. Es gieng ihm gerade, wie dem Res 
gierungsdireltor in Freiburg, dem das Militär nach der 
gefährligen Lage der Dinge ebenfalls die Unterflügung vers 
fagte (1. 128 — 132), und der befhalb die Minifterialvers 
fügung, welche die Bolfsverfammlung vom 22. April verbot, 
nicht einmal verfünden konnte. Um aber gegenüber dem 
Regierungsbirektor in Mannheim die Sache noch greller 
darzuftellen, greift v. Andlaw zur Fiktion, daß berfelbe 
umfaffendere Vollmachten gehabt habe, ald jener von 
Breiburg (I. 255). Beide hatten jedoch in der That (feiner 
mehr und Feiner weniger) die ganz gleiche (gefepliche) 
Vollmacht zu allen (augenblidtih nöthigen) Anordnungen 
im Intereffe der öffentligen Sicherheit mit dem 
Rechte der Requifition des Militärs GO. Ev. 1809, 
D. 8. 19 26); allein um von einer folden Vollmacht Ges 
brauch zu machen, müflen au die Mittel zur Durdführ 
tung vorhanden fein, und biefe Mittel waren nicht vor⸗ 
handen, fo lang die Militärobern, die ihre Kräfte zu er- 
mwägen haben, nad Lage der Dinge das Einſchreiten für 
unthunlid hielten. Es wäre in dieſer Beziehung auch ganz 
einerlei gewefen, ob man an bie beiden Orte noch befondere 
Bevollmaͤchtigte abgeordnet hätte, oder nicht, 

Daß die Wahlbezirke fein Recht hatten, den von ihnen 
gewählten Abgeordneten die Vollmacht aufzufünden (I. 256, 
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SN, iſt Harz aber eben fa Har If, bag bie Regierung 
und felbft die Kammer folge Abgeordnete verfaffungsmäßig 
nit hindern Fonnte, wenn fie aus mas immer für 
einem Beftimmungsgrunde ihre Stellen felbft nieberlegten, 
Ih habe mehrere derfelben von dem Entſchluſſe abzuhalten 
gefugt, aber vergeblig. Sie erwogen, ganz abgefehen von 
der eigenen Gefahr, mehr die Gefahr der Wahlmänner, 
bie ihnen bie Stimme gegeben hatten und jetzt der Gegen 
fand der Verfolgung waren Mehrere meinten überdies, 
dag duch eine Anzahl Neuwahlen das in jener kritiſchen 
Zeit fo wünfpenswerthe Vertrauen der Kammer beim Volke 
fh länger erhalten werde. Sei dem wie ihm wolle, bie 
Regierung konnte diefen Austritt eben fo wenig hinbern, 
als jenen, der im Frühjahr 1849 von der linfen Seite aus 
erfolgte, und der dann erft (nicht jener von 1848) die Kam⸗ 
mer für Verfaffungsfcagen unvolzählig machte. 

Nah al’ dem mag man nun das Gewicht der (größten 
theils auf falſchen thatfägpligen Unterftelungen beruhenden) 
Gründe erwägen, mit welden Frhr. v. Andlaw im Mai 
1848 feine (gurüdgezogene) Beſchwerde zu rechfertigen beabz 
fichtigte. 

Was v. Andlaw über die Tollheit des Waldshuter Auf⸗ 
rufs vom 10, April 1848*) und über jene der dortigen 
Volksverſammlung vom 11. März 1848 (. 174— 176 und, 
182, 183) fagt, iſt richtig, aber falſch ift, daß die Regie— 
zungen folhe Dinge ald „Freiheiten“ felbft verkündeten 
(1. 176), oder Theorien folder Art „feit Jahren zu ver⸗ 
wirklichen fuchten“ (1, 182). Mit derlei Sägen fann man 
wenigfiend Diejenigen, die den wirklichen Verlauf. und unfern 
ſteten Kampf mit ſolchem Unverftande kennen, nit täufchen. 

‚ Ueber die von Frhrn. v. Andlaw fo hart angefeindeten 
konſtitutionellen Berfaffungen (I. 177 ac.) habe id: 
oben fon geſprochen, und Jeder mag für fih urtheilen, 


*) Der dort erwähnte „vaterlandiſche Berein“ iſt von jenen, welche 
fich fpäter (im Winter 1848 — 1849) unter dieſem Namen (ven da 
maligen „Boltsvereinen“ gegenüber) bildeten, wohl au unterſcheiden. 
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mas revelutionärer fer: die von Frhrn. v. Andlaw gerünfähte 
Ausrottung biefer Verfaffungen, oder bie (mit ber allmäh⸗ 
ligen politifhen Reife fortfihreitende) konſequente Durchs 
führung berfelbeu nebſt ber nöthigen confernativen Ver⸗ 
befferung der Wahlgefege? — Auch mag, ba bie 
Fonftitutionellen Grundfüge nah v. Andlaw's Ber 
merfung (I, 179—180) in den deutſchen Laͤndern erft 1848 
eigentlich in's Leben traten, Jeder erwägen: ob bein bad 
Einhalten diefer Grundfäge oder das frühere Nichtein: 
einhalten berfelben die Ereigniffe vom März 1848, welchen 
alle weitern (damals nicht mehr abzumendenden) Verwirrun⸗ 
gen naturgemäß gefolgt find, hervorgerufen Habe? 

Au was v. Andlaw über die mit dem Konftitutionaliss 
mus angeblich verbundene Auflöfung der geſellſchaftlichen 
Gliederung (I. 178), — über die von den Miniftern zu bes 
folgenden feften Grundfäge (I. 181), — und über das Zur 
tüdtreten derfelben (1.181) fagt, hat bereits oben (&.23 ff. 
— S. 29 ımb 30 — und ©. 24 — 29) feine Beleuchtung 
gefunden, — und wenn er mir noch zum Vorwürfe macht, 
daß ich die Verantwortlihfeit da dur ch von mir abzumälgen, 
oder ſie doch mit vielen Andern zu theifen fuchte, daß id, 
was Immer möglih, an bie Gerichte verwies, und im 
allen wichtigen Fragen bie Befehle bes Reichsminiſte⸗ 
riums einhofte (I. 181), fo hat er vergeffen, anzugeben, 
wo ich denn au nur irgend eine Sade, die nicht an bie 
Gerichte gehörte, die ich alfo, ohne Kabinetsjuſtiz zn üben, 
ſelbſt erledigen konnte, gleichwohl an bie Gericgte vers 
wies, — und in welchen Sachen ich denn die Befehle des 
Reichsminiſterlums eingeholt haben fol”). Hätte er ſtch 
diefe Frage geftellt, fo würbe er halb felbft batauf gekommen 


*) Richt nur nicht in „allen wichtigeren Fragen“, fondern in gar 
keiner habe ih die Befehle des Reichsminiſteriums ringepolt. 
Nur wegen Auslegung des, die Bereime betreffenden, Artitels ver 
Grundre&te fegte ich mich aus ven im $. 139 meines Buches ans 
gegebenen einleuchtenden Gründen mit dem Reichsminiſtertum in's Bes 
nehmen. 
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fein, daß er auch hier fo leichthin wieder eine thatſaͤchliche 
Unwahrheit fage, 

Wenn er aber behauptet, daß ich in ber Innern Verwaltung 
die Verantwortlichkeit auf Bezirks⸗ oder Kreisausſchuſſe übers 
tragen wollte, fo kann fi dies nur auf die denfelben zuge⸗ 
dachten Gefääfte beziehen, und v. Andlaw berührt bie 
Gründe nit, die id in den 98. 20 und 25 meines Buches 
dafür angeführt Habe. Auch ift micht abzufehen, wie er, 
ohne fich demfelben Borwurfe auszufegen, feine 
Anfiht, daß „die Verwaltung, was man größtentheils fo 
nenne, über das Ihrige naͤmlich, den Genoſſenſchaften, den 
Korporationen im Großen und im Kleinen, gebühre“ (II. 
147), etwa zur Durchführung bringen Fönnte, 

Am 


Schluffe 


der 1. Abtheilung bringt Schr. v. Andlaw noch ſechs Bei 
lagen, Die Nrn. V. und VI. find oben bereits beſprochen, 
und bie Uebrigen berühren meine Verwaltung in feiner 
Weife. Den aus der Krankheit der Zeit ſtammenden Frei- 
burger Wahrſpruch (Nr. III.) konnte id} eben fo, wie v. And- 
law beffagen, aber natürlich eben fo wenig, als er felbft, 
ändern, Die Fälle Nr. II. und IV. *) rühren aus einer 
früheren Zeit her, und was dad Gteigen des Ausgaben 
budgets vom Minifterium des Innern (Mr, I.) betrifft, fo 
wird v. Andlaw nicht behaupten, daß baffelbe auch unter 
meiner Verwaltung 1847—49 gefteigert worden ſei. Aber 
was das Anfteigen feit 1829 betrifft, fo ift das Schema 
wegen öfters vorfommender Etatdüberweifungen nicht ficher. 
Ueberdies find, da gar Vieles von der Vermehrung der Be 
voͤllerung, von regerem Verkehr und überhaupt von regerem 
Leben mit feinen Schattenfeiten (der Unruhe, der Streits 


*) Bei Nr. IV. wäre ich indeſſen begierig geweſen, zu vernehmen 
wie v. Andlaw nah dem gemeinen deutſchen Strafreite, 
das damals neben dem Strafedikte von 1803 bei uns Geltung hatte, 
ein anderes hofgerichtliches Erkenntniß, als wie es am 18. Zuli 
1839 ergieng, zu begründen verfuchen würde. 
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ſucht und ber Vergehen) herrührt, auch in andern Ländern, 
die bis 1848 Feine Eonftitutionelen Verfaffungen hatten, 
die Ausgaben überall bedeutend geftiegen, und es wäre der 
Unterſuchung werth, ob dort die Mehrausgaben eben fo 
nügli verwendet wurden, wie hier, wo biefe Verwendung 
größtentheils auf Lehranftalten, auf Künfte und Wiſſenſchaf⸗ 
ten, auf den Kultus, auf milde Fonds und Armenanftalten, 
auf Siehenanftalten, auf Irrenanftalten, auf die Gendarme⸗ 
rie und hauptfählih auf den Straßen» und Wafferban 
erfolgte CI. 184, 185) *). 

” Viele Ausgaben bringen aud vermehrte Einnahmen for 
wohl für die Gefammtheit, als für die Einzelnen, und wenn 
man überhaupt Das, was bie Einzelnen 1819, als die Ver⸗ 
faffung in's Leben trat, an Staatsausgaben (einſchließlich 
der fogenannten alten Abgaben) bezahlten, mit dem, was 
fie jegt bezahlen, vergleicht, fo wird fih dad Ergebniß noch 
zu Gunften ber Jeptzeit herausftellen **), 





Ich wende mich nun zur 


zweiten Abtheilung. 


Hier handelt Frhr. v. Andlaw über die deutſche Frage. 
Wenig davon berührt Baden befonders, und noch wenis 


*) Im Titel ver „Bezirksjuſtiz und Polizei“ (1. 188) betrifft ver 
Mehraufwand hauptſächlich die GStrafgeresptigfeitspflege fammt dem 
G@efängnißerforberniffen , verfpievene Zweige der niedern Polizei zur 
Bürforge gegen oͤffentliche Beſchäͤdigungen, und die Unterpaltung armer 
unehelicher Kinder und Bindlinge. 

Das mit 20,720 fl. neu vortommende Poſtporto iſt größtentpeils ein 
durchlaufender Poften, der bei der Poft wiever eingeht. 

**) Nur der Mehraufwand für das Militär iſt nit zugleich 
wieder materiell nugbringend. Derfelbe besupt aber nad der 
Lage von Europa, die man in viefer Beriefung beffagen, jedoch nicht 
ändern fann, auf Höhern Zwecken, und if Überbies von ber bavifhen 
Regierung nicht abhängig. 
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ger oder gar nichts meine Verwaltung. IS beſchranke 
mich daher, da ohnehin mehrere von den aufgeſtellten all⸗ 
gemeinen Sägen oben ſchon beſprochen find, hier auf einige 
Bemerkungen. 

So weit die v. Andlaw'ſche Datftellung Gefhiätliges 
and der Bewegungsgeit enthält, gibt fe ſelbſt Zeugniß von 
der Stärfe- der bamaligen revolutionären Strömung, und 
einen weitern Beleg gegen ihn und gegen Alle, die da 
meinen, durch irgend eine andere Handlungswelſe hätte bie 
Regierung eines fhmalen Landes an ber Gränze Frankteichs, 
von wo der Sturm Fam, und an ber Schweiz, vor wo Aus 
ex genähtt wurde, bie Ueberfluthung nieberhalten und beit 
ungfüdtiden Verlauf abwenden koͤnnen. 

Die Rationalverfammlung hat, abgefehen von ben offenen 
deſttultiven Tendenzen ihrer (lange Zeit in der Minderheit 
gebliebenen) Linken, in den Angen der Menge fletd bie 
fortdauernde Revolution repräfentirt, Es läg dies 
nicht nur in dem „einzig und allein“, wodurch fie den Boden 
des pofitiven Rechts erfhütterte, — es lag nicht nur In eins 
zelnen Beichlüffen, wodurch fie (auf Interpellationen) revo⸗ 
Intionäre Handlungen gegen die verfaflungsmäßigen Ger 
walten einzelner Staaten in Schutz nahm, — ed lag nicht 
nur in der Aufnahme wegen Hochverraths gerichtlich Verfolgter 
Peter, Wernerie,) in ihrer Mitte und in ihren Sup *), 
fondern es Tag, abgefehen von allem bem, fon datin, 
daß fie überhanpt nut, In Folge und anf den Grunb 
einer vevolutionären Bewegung **) einberufen war, 





©) Mit Recht font v. Andlaw (IL. 63) in diefer Beziehung: es Hi ar, 
daß das badiſche Bolt ven Aufrupe mit als ein Berbregen anfehen 
Tonnte, nachdem man bie Verbrecher nicht zur Strafe, ſondetn zu hohen 
Ehren zog.“ 


*) Die geſetzlichen Gewalten thun nicht gut, wenn fie in geitänktter 
Sicherheit es verfängeen, große Ideen, bie ein Berürfmiß der Ration 
geworden find, zu rechter Zeit, wo fie vie Macht uns eben da- 
mit das Maß der frrien Gewährung in den Händen haben, aus 
eigenem Antriebe zur Verwirklichung zu briugen. 
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Zu allem. dem, was bie Nationalverſammlung in den Augen 
der Menge als die verkörperte Revolution erſcheinen ließ, 
Tamen dann noch mehrere Beftimmungen der Grundredte, 
welche die Regierungsgemwalt in einer mit unfern Zuftänden 
umvereinbarlihen Weife beſchränkten, — und ferner die Der 
batten, in welchen die zulegt (nad dem Austritte Anderer) 
zur Mehrheit gelangten Mitglieder der Linken das revolu— 
tionäre Feuer fHürten, im zerftörender Weife die Auflöfung 
aller Ordnung prebigten, und nicht nur die Rechtsbegriffe, 
fondern felbft die Sinne der Bevölferung verwirrten. 

Der Nationalverfammlung aber, melde neben vielen 
deſtruktiven überfpannten Köpfen aud eine Anzahl der edelſten 
Söhne des Vaterlandes in ſich ſchloß, find diefe Erſcheinungen 
nicht zur Laſt zu legen. Sie felbft, ald Ganzes ift, fo wie 
die Art ihrer Wahl, ein Probuft der damaligen Zeit, ein 
Produkt der Revolution, die fhon vor ihr vorhanden war, 
ein Produkt der Zuftände, in welde die Nation theils durch 
ihre Zerfplitterung, theils durh die Hemmniſſe ihrer 
natuͤrlichen Entwidlung gerathen war. 

Bei der, zumal feit der Reformation und noch mehr feit 
Auflöfung des deutfhen Reichs ganz verhärteten partifulas 
riſtiſchen Spaltung ließ ſich nicht erwarten, daß felbft fonft 
politiſch Gleihgefinnte in den wichtigften Einignngs- 
fragen au nur unter fi) einen, die verſchiedenen Interefs 
fen vermittelnden, Ausweg finden würden, noch weniger 
einen folden, der zugleich aud die Mehrheit der ganzen: 
Berfammlung und gar noch die Zuftimmung der Regies 
rungen fände. Derlei Hemmniffe, wie fie nicht nur in 
der Repräfentation, fondern in der Bevölferung felbft 
lagen, können nur duch wiederholte Verſuche verſchie— 
dener Art, vieleicht in fümmerlihen Stüdmwerfen, buch 
die Gewalt der Zeit, duch die Macht der Umftände übers 
wunden werden. Als ein Schritt hiezu, als ein Verſuch, 
als eine flarfe Anregung und öffentlihe Verarbeitung 
der Idee wird aber aud das Werf der Nationalverfamms 
tung nit ohne Wirkung bleipen *). 


*) Eine wichtige Wirkung zeigt fih außer Dem, was In Bejie , 
hung auf Tonftitutionelle "Berfaflungen (3. B. in ven), auf bie 
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Zu den in ber Sade an fich liegenden Hinderniffen 
kommt, daß die deutſche Nation vor 1848 zu feinerlei Mit- 
wirkung in der Orbnung und Leitung ihrer gemeinfamen 
Angelegenheiten zugelaffen war, und daß die erfte Ver, 
fammlung unmöglich ſchon jenen Takt, jene praktiſche Einſicht 
und jene Hohe der Politik zeigen konnte, welche der Repraͤ— 
fentation einer großen Nation nothwendig ift. 

In Beziehung auf die demokratiſche Rihtung fann man 
fi) aber über das Zumeitgehen der Verfammlung nicht 
wundern, man muß fih vielmehr, wenn man die Art und 
die Zeit ihrer Entftehung betrachtet und etwa andere das 
malige Verfammlungen (zu Wien und Berlin) damit ver- 
gleiät, eher darüber wundern, daß fie verhältnigmäßig 
noch ein folded Maß, wie gefhah, gehalten hat, — und 
jedenfall werben bie Freunde der Ordnung überall mit 
Dank anerkennen, daß das Auftreten der Nationalverfamms 
lung an ſich, wie fon die ihre Berufung einleitenden Be = 
ſchlüſſe felbft, die alles mit fih veißende, furdtbare Bes 
wegung in eime Richtung brachte, in ber fie ihren Kreis— 
lauf vollenden fonnte, und daß darin allein damals bie 
Rettung vor der gewaltfamften Zerftörung alles Beftehenden, 
vor einer blutigen allgemeinen Verwirrung und Auf 
loͤſung, vielleiht vor einem (vorübergehenden) Untergange 
der Civilifation lag. 

Was nun aber dad Werk der Nationalverfammtung , def 
fen Beurtheilung im Uebrigen nicht in den Bereich dieſer 
meiner Schrift gehört, an und für fich betrifft, fo tadelt 
Behr. v. Andlaw hauptfählih, daß man mit Vernichtung 


Preſſe, Schwurgerichte 2e., in den Einzelftaaten gegründet wurbe, ſchon 
jest namentli$ darin, daß, obgleih der Bundestag noch feine 
nationale Vertretung zur Eeite hat, denn do die Regierungen 
feld durch Bereinigungen aller Art (3. B. im Zollwefen, im Poſt⸗ 
wefen, im Gifenbahnwefen 20.) gemeinfame materielle 
Berbefferungen herbeizuführen ſuchen. — Wer wollte verfennen, daß 
biefe Beftrebungen, denen wohl noch Andere folgen werden, Nach⸗ 
wirfungen ver nationalen Erhebung und parlamentarifchen Infi- 
tution von 1848 find ? 
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der Selbftftändigkeit der Einzelftaaten aus Deutichland 
einen Einheitsftant habe machen wollen. Auch id halte 
dafür, daß man, obgleich von einem durch die Reichsverfaſſung 
gegründeten Einheitsftante wohl nicht die Rede fein kann, 
im Eentralifiren, d. h. im Gleichförmigmachen und in ber 
Ausdehnung der, der Reichsgewalt anheim fallenden, Ges 
meinfamfeiten in vielen Bunften zu weit gieng, und 
daß auch die Art der Bildung des Parlaments, insbefondere 
des Volkshauſes, nit nur in bemofratifher Ber 
ziehung, fondern eben fo in Beziehung auf die Beförberung 
fünftiger weiterer Centralifation gewichtigen Bedenken 
unterlag. Aber Frhr. v. Andlaw wollte ja felbft CI. 27) 
nit nur ein Barlament *), fondern aud einen deutfchen 
Kaifer A. 2*), und er will aud jegt no den Ver⸗ 
sicht der Fürften auf ihre Souveränetät cd. 10). 
& nimmt fogar für die Gentralgewalt das Recht in An- 
ſpruch, dag fie Minifterien der Eingelftaaten, die nit in 
feinem Sinne find, entferne CHI. 283 **), oder ihnen 
fage, wie fie ihre Länder zu verwalten haben, beziehungs- 
weife daß fie folhen Verwaltungen ihre „Aufmerkſamkeit zus 
wende“ (Il. Vorrede), und diefelben „nicht gewähren“ laſſe 
ci 173). Man follte glauben, hierin liege wohl nod eine 
weiter gehende Gentralifation und Beſchraͤnkung ber 
Seldftftändigfeit der Einzelftanaten in deren eigenen 





*) Erpr. v. Andlaw wollte das Unterhaus (Volkahaus) durch bie 
einzelnen Ständeverfammlungen befiiden Iaffen, während 
Andere, z. B. Buß in Erfurt, fid gegen biefe (auch in ver ſoge⸗ 
nannten Münchener Au’ftellung vorgefhlagene) Zufammenfeßungsart 
deßwegen erflärten, weil dadurch nur die „Oppofitionen von 
26 Kammern“ zufammengefchoben würden. 

Im Mebrigen verlangte v. Andlaw 1848 (U. 27) die Gründung 
eines folhen „beutfpen Parlaments zur nachhaltigen Belebung des 
Boltsgeiftes im Sinne nationaler Erhebung.” Aber eben ver 
nBoltsgeift“ iR es ja, ver den (jet fo hart angegriffenen) 
nBoltswillen“ darftellt, und ber in der (nun eben fo angegriffes 
nen) „Repräfentation“ überhaupt ein pofitives Organ finden fol. Ber- 
gleige vie obigen Abſchnitie von „Bolkswillen” und von der „VBolls⸗ 
vertretung· S. 6-80. 
8. 
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Innern Angelegenheiten, als die Nationalverfammlung fie je 
befilofi. 

Eben fo muß es auffallen, daß v. Andlaw in den Mehr 
heitsentfheidungen eine Verkümmerung ber Selbftftän- 
digkeit und Rechte ber einzelnen Theile findet G. B. in I. 
5, 72), und daß er daneben do das alte deutſche Reich *) 
zrühmt (II, 2), ohne zu bedenken, daß ja bei den Reichstagen 
des alten Reichs (wenige Gegenftände abgerechnet) die 
Mehrheiten eine Allgemwalt hatten und allen Theilen 
unbedingt Geſe tze vorſchreiben Fonnten, während die von 
der Nationalverfammlung befchloffenen nenen Reichstage 
und deren Mehrheiten hierin viel befhränkter ges 
worden wären. 

Im Uebrigen wiederholt Schr. v. Andlaw auch Hier die 
heftigften Klagen gegen die Theorien, auf welden die be- 
ftehenden Einrihtungen überhaupt beruhen (IL. 11, 12 x.), 
ohne an die Stelle der Legtern etwas Anderes vorzuſchla⸗ 
gen und die Wege zu deffen Verwirklichung anzugeben **), 
obgleich er doch die aus dem Vorhandenen erwachfenden Ger 
fahren als überaus dringend und beide noch ftündlih 
wachſend darſtellt. 

Wie in Beziehung auf die allgemeinen Fragen, ſo 
bleibt er auch in Beziehung auf die Frage wegen des Um— 





*) Ich anerfenne mit Frhrn. v. Andtaw (I. 2) den langen Beſtand 
des deutſchen Reiches als ein Zeugniß der Trefflichleit dieſes Rieſen⸗ 
baues. Er wurde nicht nah Theorien, fondern durch vie Macht 
ver Berpältniffe nefchaffen. Gleichwohl jerfiel er dann Cinner- 
lich ſchon vor den Napoleonifhen Kriegen), als das Boltsleben 
geifig regfamer wurde, und neue Intereffen und Ideen 
dervorrief, denen das veralterte Reich feine Rechnung trug. Die 
je gige Zeit aber iſt Cgleichniel, ob man darin ein Glüd oder ein Unglück 
erlenne) wegen der verbreiteten geiftigen Regſamkeit ungleich beweg- 
licher, und feine dorm, weder bie des deutſchen Reichs, noch eine 
andere, wäre fie auch noch fo vortrefflich, und zur Zeit ihrer Schöpfung 
auf die ſtärkſten Machtverhältniſſe gebaut, könnte mehr eine fo lange 
oder auch nur annähernd Iange Dauer haben. 


) Vergl. oben ©. 4446 und hinſichtlich der in Apip IV. 46 nach - 
getragenen Undeutung bie Note * auf S. 44. 
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fangs der einheltlichen Gewalt bed deutſchen Staaten⸗ 
bundes oder Bundesſtaats gegenüber den Rechten der Eins 
zelftaaten 9 auf feinem blos verneinenden Stand⸗ 
punkte, und was die deutfhen Grundrechte betrifft, fo 
verwirft er, obgleih in allen civilifirten Staaten einzelne 
Rechte und Freiheiten durch die Grundverfaffung feftgeftellt 
und felbft gegen die Geſetzgebung gefhügt find **), den⸗ 
noch alle folde Beftimmungen, da er nur die Anfprüce 
auf Leben, Ehre und Eigenthum mit dem, was daraus 
fließt, als unveräußerlihe, aber als in der Naturnoths 
wendigfeit liegend, Feines befondern Verfafiungsfhuges ber 
dürfende, Rechte anerkennt (II 107 xc.), für die übrigen, 
nämlih für die politifden und Freiheits-Rechte dagegen 
einen folden befondern Schutz der Unantaftbarkeit nicht 
haben will, - 

Da er in der Abth. I. das „von einander Freifein“ als 
nhöchfte Vollendung des focialen Organismus“ bezeichnet 
di. 178), und nad der „Hriftlihen Löfung“ die Freiheit 
überhaupt nur „durch die gleiche Freiheit, welche ber Nächfte 
auch anzufpredheu hat“, befehränft wiſſen will Cl. 7), — und 
da er die Einzelnen und Körperfhaften mit „eigenen 
Rechten ausgerüftet fehen will, woruͤber Niemand foll ver- 
fügen fönnen, als fie felbft cl, 19“, — fo follte man 


*) Was er in der Sihung vom 16. März 1848 über bie Aufgabe 
des beutfehen Kaiſers fagt (I. 2 *)), enthält etwa eine moraliſche 
Lehre über das Verhalten des Letztern, aber feine Begränzung ber 
gegenfeitigen Rechte. 


**) Auch der Bundesbeſchluß vom 23. Auguft 1851 wegen ber 
Grundrechte hebt nur ihre Wirkfamteit ald gemeines deutfhes 
Recht, fo weit ihnen eine folche im Jahr 1849 zugefeprieben wurde, 
auf, und beabfigtigt zugleich, von den in die Partikulargefeßgebungen 
fibergegangenen einzelnen Befimmungen diejenigen, welche mit 
der urfprünglichen Grundverfaſſung des Bundes unvereinbarlig 
feien, außer Kraft zu ſetzen. Die weithin meiften Grundrechte wer⸗ 
den dadurch, fo weit fie bereits in die Verfaſſungen oder Gefeggebun« 
gen der Einzelftaaten übergiengen, nicht berührt, und am allerwenig- 
fien diejenigen derſelben, welche fhon vor 1848 Cin ähnlicher 
Weiſey in bie einzelnen Berfaflungen aufgenommen waren. 
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glauben, daß er ſolche Freiheiten und Rechte eben fo hoch 
anſchlagen, und für eben fo unveräußerlih erflären würbe, 
als das Recht auf Leben, Ehre und Eigenthum, und 
daß er einen befondern pofitiven Schuß berfelben für um fo 
wichtiger hielte, da fie wenigftens Hinfichtli ihres Mapes 
ober Umfangs nicht überall eben fo anerfannt find, wie bie 
drei legt erwähnten Rechte, 

Wenn er dabei behauptet, daß ſolche Garantien mit der 
Herrſchaft des Volkswillens, der doch alle Schranken breche, 
unvereinbarlich ſeien CI. 109), fo iſt dies richtig, fo weit man 
die roh waltenden Kräfte der Menge in außerorbentlihen 
Ceevolutionären) Zeiten im Auge hat, aber nicht richtig, for 
fern es fid nur um eine verfaffungsmäßig geregelte 
Einwirkung der Repräfentation als eines Organs bes im 
Volke herrſchenden Geiftes (oder Volkswillens) auf bie 
Öffentlichen Angelegenheiten handelt. Wären aber, wie von 
Andlaw annimmt, [Kon wegen einer Mitwirkung biefer 
Art die Rechte der Einzelnen gegenüber der Willkür der 
Gefeggebung mehr bloßgeftellt, fo wäre gerade der befon- 
dere Berfaffungsfhug nur um fo nothwendiger, und wenn 
diefer auch night in allen Fällen (in ſtürmiſchen Zeiten) zur 
Sicherſtellung hinreichte, fo läge hierin fein Grund, ihn all» 
gemein und für jede Zeit zu befeitigen. Frhr. v. Andlam 
bezeichnet es felbft als unrichtig, wenn behauptet werde, „daß 
man fi) einem Ideale, welches für gut erfannt wird, nicht 
wenigftend nähern dürfe, wenn baffelbe auch nit volls 
ſtändig zu erreichen ift CI. 3).“ 

Was nun die einzelnen, von ber Nationalverfammlung 
aufgeftellten, Grundrechte betrifft, fo habe ich ſchon oben, fo 
wie in der „Bewegung in Baden,“ erflärt, daß ich mehrere 
berfelben für verwerflih oder doch mit unfern Zuftänden für 
unvereinbarlich halte, diefe alfo theild ändern, theils befeitigen 
würde, Aber Schr. v. Andlaw beanftandet alle, auch folde, 
die in allen eivilifteten Ländern mehr ober minder in Gel- 
tung find. 

Bei manchen derſelben meint er, fie feinen aus Baden 
entnommen, weil er nicht weiß, daß fie auf in andern 
Ländern und zum Theil fhon länger, als hier, beftehen. 


. 
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Wo er an den Beflimmungen an und für fi nichts zu 
tabeln weiß, behauptet ev wenigftens, daß gleichwohl böfe 
Zwede zu Grunde liegen, 3. B. bei 8. 7 bezüglich der Zu- 
gaͤnglichkeit der öffentlihen Aemter für ale Befähigten (I. 
114, 115), bei 8. 44 wegen Unabhängigkeit der Richter 
(u. 143, 144), bei $. 45 wegen ber Oeffentlichfeit des Ges 
richtsverfahrens CI. 145), bei 8. 46 bezüglich auf ben Ans 
Hageprozeß (I. 146) ıc. 

So weit fi bie Grundrechte auf die Volfsvertretungen, 
auf die Schwurgerichte, auf die Preffreiheit, auf die Zwangs- 
abtretungen zum öffentlihen Nugen ꝛc. beziehen, habe ih 
oben ſchon das Nöthige vorgetragen, und ich will nur hins 
figtlih weniger andern Beftimmungen auf die Bemerkungen 
des Frhrn. v. Andlam, namentlih fo weit fie fih auf Baden 
beziehen, Einiges erwidern. 

Was die Aufhebung der Todesftrafe betrifft, fo Tagt von 
Andlaw (I. 116 *)) „die badiſche Regierung hatte nad ber 
Gefangennehmung Struves im September 1848 nichts Eifrigers 
zu thun, als ihre Gefeßgebung in diefem Punkte mit (den 
Grundrechten) in Webereinftimmung zu bringen.” — Vom 
September 1848 bis zum 21. März 1849, wo das Gefeh 
über Verwandlung der Todesftrafe in Tebenslänglihe Zucht⸗ 
hausſtrafe verkündet wurde, verliefen ſechs Monate *). Eine 


*) Bet diefem Anlaffe will ip über ein im Spätjahr 1850 mir aus 
Amerita unter Kreugband zugelommenes Brentano'ſches Zeitungsblatt, 
weil davon in öffentlichen Blättern die Reve war, kurze Mittheilung 
machen. Diefes Zeitungsblatt iſt überfprieben: „Der Leuchttpurm.” 
nEin Organ der Demotratie.“ — „Redakteur: Dr. £. Brentanto, in 
Poitoville, Pa.“ — Den Grund der Zufendung an mic kenne ich nicht, 
und fann ihn nur etwa in einem darin enthaltenen Auffage gegen 
die Todeoſtrafe finden, worin die Anfiht, daß die Tovesftrafe 
nöthig und gerechtfertigt ſei, als ein Borurtpeil dargeſtellt, und 
dann beigefügt it: „Staatsrath Belt, in feiner Schrift über, die revo⸗ 
Iutionäre Bewegung in Baven, erflärt die allgemeine Aufpebung 
der Topesftrafe für einen Mißgriff, und fagt: 

mDie Solgezeit wird es lehten und wir werben fehen, wie bie 
Boltsmoral, laut wird, wenn ein recht graufamer Raub 
mörder, ober gewinnſüchtiger Giftmiſcher, over ein Brand» 
ifter, ver planmäßig nicht nur viele Häufer in Mfche vers 
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‚große Eile ift alfo dabei nicht erfihtlih. Die Verkündung 
erfolgte indeſſen noch vor der Struve'ſchen Schwurgerichts- 
verhandlung, weil fonft die Bertheidiger geltend gemacht hätten, 
es beftehe für den Hochverrath, da die Todesſtrafe buch 
die Grundrechte aufgehoben und nod Feine andere Strafe 
an ihre Stelle gefegt fei, gar Feine gefeglide Strafe mehr, 
was bei den Geſchwornen möglicherweife nachtheilig wirken 
konnte. 

In Beziehung auf die Freiheit des Unterrichts iſt die 
Nationalverfammlung dem Frhrn. v. Andlam niht einmal 
weit genug gegangen (II. 126 und 127), weil fie noch die 
Staatsauffiht vorbehielt und für die Unterrichtsertheilung 
an Anftalten die Nachweifung der Befähigung forderte. 
Er fürdtet, daß unter dem Vorwand ded Mangels der Ber 
fähigung Wilfür geübt werde, Er fürchtet biefe Willkür | 
gegen Kirchlichgeſinnte, und bedenkt nicht, daß, wenn ber 
Staat weder das Auffihtsreht hätte, noch eine Nachweiſung 
der Befähigung, worunter außer ber intellektuellen auch 
bie ſittliche begriffen ift *), fordern könnte; auch Die 


wandelt, fondern auch eine Anzahl Menſchen um das Leben 
bringt, nur mit Zuchthaus beftraft wird.“ 
nDerfelbe Mann, welder fo oft ertlärt pat, er kümmere fih nicht 
am bie öffentlige Meinung, wenn biefelbe eine irrige fei, ber das 
Bort „Begriffsverwirrung”“ erfunden bat, ernievrigt ſich 
zum Sklaven des Borurtheils, welches er Bollsmoral nennt 10.“ 
So Brentano. — Was er mir binfihilih der öffentlichen 
Meinung in ven Mund Iegt, bezieht fih auf das unfinnige Geſchrei 
ver Demagogen und ihrer verblenteten Anhänger. Diefem Geſchrei und 
der damit verbunvenen ſich überflürzenden wilden Begehrlichkeit habe 
ich allerdings, obgleich dv. Andlaw ſelbſt Hierin jet das Gegentpeil 
behauptet, in und außerhalb der Kammer ſtets entſchiedenen 
Widerſtand entgegenfegt. Daß aber ver Boltsmoral, d. h. dem 
fittligen Gefühle des Volks feine Rechnung zu tragen fei, habe 
ich nicht behauptet. Es fragt ſich alfo nur, ob die Todesſtrafe als eine 
rechtliche und fittlihe Sühne (ver größten Verbrechen) zw 
betrachten fei, ob alfo das Gefühl, das fie verlangt, ein fittliches 
oder ein blofes Race gefühl fei? — Diefe Frage zu erörtern, if aber 
hier nicht der Ort. 
*) Beral. die badiſche Bollzugeverorbnung vom 9. März 1849, 
56. 3 und 4. 
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jenigen, welche das Laſter oder den Atheismus lehren, 
nicht ausgeſchloſſen werden koͤnnten. 

Wenn er zum 8. 39, wornach der Lehenverband aufs 
suheben if, fagt, die badiſche Regierung habe fich beeilt, 
manches Utile dem Lehensadel möglichft zu entziehen, ſobald 
bie Grundrechte geſprochen hatten, aber manche Laften vorerft 
noch auf bemfelben ruhen laſſen,“ — fo hätte er do bei⸗ 
fügen follen, daß die Regierung ſchon am 10. März 1849 
den Ständen den Entwurf eines dem Adel fehr günftigen 
Geſetzes wegen Aufhebung des Lehenverbandes vorlegen ließ. 
Am 24. April nahm die I. Kammer den Entwurf an, er 
Eonnte aber wegen der bald gefolgten Maitevolution nicht 
mehr zum Abſchluſſe kommen. 

Den in der ganzen civilifirten Welt anerkannten Sap, 
daß in Straffahen Niemand feinem orbentlien Richter ent 
gogen werben dürfe, tabelt v. Andlaw deswegen, weil er 
in Baden ſchon zu Kompetenzfonfliften und Verzögerungen 
Anlaß gegeben Habe (I. 144 *)). Mit den Kompetenz 
befiimmungen, bie im Strafprozeffe jedenfalls vor 
Tommen *), befaßt fih aber jener Sag nicht. Er will nichts 
fagen, ald daß die Regierung nicht das Recht haben fol, 
ein außerorbentlihes (vom Geſetze nicht beftimmtes) 
Gericht niederzufegen, oder eine Sache wilfürlih an ein 
anderes Geriht, als welches nad dem Geſetze zuftändig 
iſt, zu verweifen. 

Wenn Frhr. von Andlaw in feiner Bemerkung zum $. 48 
GI. 146) fagt, daß ein verfehrtes Streben bahin gehe, „oft 
bie einfachſten Verwaltungsgegenftände in ben Bereich ber 
Rechtsentſcheidungen zu ziehen,“ fo hat er dieſe Behauptung 
mit nichts begründet, und fofern etwa ber in Abth. I. S. 64 
erzählte (ſchon v or meiner Verwaltung vorgefommene) Kal 
als Beleg gelten fol, fo war er wenigftens mit biefem Bei⸗ 





*) Man müßte denn haben wollen, daß jeder Richter, dem es bes 
liebe, eine Sache an fih ziehen könne, wobei aud Urtpeile von ver⸗ 
fniedenen gleichſtehenden Richtern ergehen könnten, und daß, wenn 
etwa kein er ſich mit der Sache befaffen wollte, dieſelbe ungeteniat 
bleiben müßte. 
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fpiele nicht glüdli, da der Streit über das Dafein von 
Feudalrechten, beziehungsweife über die Pfliht zu folden 
Leiſtungen wohl nicht ald ein Berwaltungsgegenftand *) 
gelten Tann, fondern jedem andern Streit über ein Pri⸗ 
vatrecht gleich ifl. 

Im Uebrigen muß es auffallen, daß Frhr. v. Andlaw, 
der doch fonft Hauptfächlid gegen bie feit Auflöfung des 
beutfhen Reihe neu aufgefommenen Theorien und Einrich⸗ 
tungen eifert, gerade nur in Beziehung auf den Umfang 
ber richterlichen Gewalt den entgegengefegten Weg 
geht. Ex wird wohl wiſſen, daß damals alle Rechte, nicht 
nur das, was wir jegt unter Privat rechten begreifen, Ge 
genftand ber richterlichen Entſcheidungen waren, und baf bie 
im modernen Staate eingetretene Beſchraͤnkung der legtern 
zu Gunften ber (von Frhrn. v. Andlaw doch hart angegriffenen) 
Allgewalt des Staats nur von der franzöfiihen Revolution 
and von den Napoleonifhen Diktaten herrührt. 

Wenn aber v. Andlaw beim $. 49, wornach die Ver⸗ 
maltungsrehtöpflege aufhören, und über alle Rechtsver⸗ 
Tegungen nur das Gericht entfheiden foll, bemerkt: „wie 
in Baden“ (I. 147), fo iſt er in großem Irrthume, da 


*) Je nach dem zeitlichen politifchen Einfluffe bei der Berwaltung, 
oder je nach dem diefe bei vorausgegangenen adminiſtrativen Verhand⸗ 
Tungen über eine Sache fih etwa ſchon ausgefproden hat, wird von 
Manchem mitunter lieber eine Entſcheidung der Berwaltungsbehörde 
verlangt, oder in andern Fälen der orbentlihe Richter vorgezogen. 
Bo es fi aber um ein privatrecilihes Dein und Dein hanvelt, if 
der Richter, ter keine Berwaltungsrüdficyten nimmt und nur nach ven 
allgemein geltenden Gefegen ſich richtet, eine ſicherere Buͤrgſchaft des 
Rechts. 

Kompetenztonflicte werden übrigens, wo man beive Bereiche fih un⸗ 
abhängig einander gegenüberfiellt, nie zu vermeiden fein, und daß die 
Entfpeivungen über ſolche Konfliete aldvann von Demjenigen, ver ſich 
oder feine Schuhgenoſſen dadurch benachtheiligt glaubt, getadelt werben, 
iſt erklaͤrlich. 

Dei dem Tadel der Entſcheidung in Abtih. I. ©. 28 führt v. Andlaw 
eben fo wenig, als bei dem andern Falle (1.64) Gründe an, warum 
der Konflict anders hätte entfchieden werben ſollen. 
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dieſer Orundfag Hier noch Feine Geltung hat, fondern nad 
den Grundrechten erſt hätte zur Geltung kommen follen. 

Eben fo feltffam ift ed, wenn er In Beziehung auf bie 
Reichsverfaſſung CI. 154) behauptet, daß fie der ba⸗ 
diſchen Verfaſſung nachgebildet fei, während fie doch mit 
diefer gar nichts gemein hat, ald etwa einige allgemeine 
Säge, die in allen Cfonfitutionellen) Verfaffungen vor⸗ 
kommen *). 

Wenn v, Andlaw den plöglihen Uebertritt Welder’s von 
der großdeutſchen zur Heindeutfhen Partei (IL 174 *)) da⸗ 
mit erflärt, daß ber Minifter v. Duſch, welcher wegen ber 
Uebereinftimmung feiner Anſichten mit jenen der erbkaifer- 
lichen Partei **) von Frhrn. v. Andlaw als deren „blinder- 
gebenes Werkzeug“ gefehmäht wird, Welders Abberufung 
in der Taſche gehabt habe, — fo kann ich nur verfihern, 
daß v. Duf eine ſolche Abberufung nicht in der Taſche 
hatte, Eine Infonfequenz wenigftens, die zu einer folgen 
Unterftelung Anlaß geben fonnte, Ing in Welders Bench 
men nicht, wenn er in dem Augenblide, wo aus den Hand⸗ 
lungen ber öſtreichiſchen Regierung Har wurde, daß fie 
felbft auf die Plane der Großdeutſchen nicht eingehe, ſich 
von biefen trennte und fih an die Kleindeutſchen anſchloß, 
deren VBorfhläge ihm zwar unvolllommener, aber möglicher 
weife allein noch realiſirbar ſchienen. Hätte wohl au 
früher fon eingefehen werben Fönnen, daß Oeſterreich ſich 
auf die Plane der Großdeutſchen nicht einlaffen werde, fo 
hat Welder den diesfallſigen Irrthum denn bod mit einer 
großen Zahl ehrlicher Abgeordneten aus Deftreih, Bayern ıc. 
getheilt, fo wie auf der andern Seite die Anfiht, daß bie 
Heinbeutfhen Plane durchführbar feien, ebenfalls von einer 
großen Zahl ehrlicher Abgeordneten (aus dem Norden ꝛc.) 
und nebftdem von vielen Regierungen (fpäter in etwas 


*) Hinfictlich der Behauptung, daß in Baden bie centralifirte 
Gewalt, auf vie Boltsvertretung fi ſtühend, ſich ausgebildet 
habe (II. 156), vergleihe oben ©. 51 Note **. 

**) Frhr. v. Andlaw war ja felbft auch für einen „Erblatfer” CI. 2*), 
:aur für. einen andern, als jene Partei, 
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veränderter Geſtalt and von den Regierungen Preußens, 
Sadfens und Hannovers felbft) getheilt wırde, bis am 
Ende durch die Macht der Ereigniffe Alles wieder zu nichte 
wurbe *). 

Was den Beitritt Badens zur Reichsverfaſſung betrifft 
au. 195), fo enthält die Großherzoglihe Erklärung vom 
11. April 1849 **) die einzige authentifhe Duelle, und 
eine andere Erflärung konnte der Gefandte nicht abgeben. 
Es verftand fih auch von felbft, daß Baden nur für ſich 
auffimmen konnte, und daß diefe Zufimmung, wenn bie 
Reihöverfafjung wegen ber Nichtzuſtimmung Anderer gar 
nit in's Leben trat, feine Wirkung haben konnte. Wir 
hatten mit dem bießfallfigen Vorbehalte, obgleih darum unfere 
Zuftimmung zur Reihsverfaffung feldft eine nicht min- 
der unbedingte war, nur im Ange, dem Mißverftändniffe 
vorzubeugen, ald wenn Baden durch feine Erklärung ſich 
verpflichtet hätte, auch einem nad der Reichöverfaffung fih 
etwa bildenden Bündniffe beizutreten, das nicht alle Staa- 
ten umfaffe, für welche die Reihsverfaffung felbft bes 
rechnet war. Die Gründe, aus welchen unfere Nachfolger 
mit beiden Kammern fpäter einem ſolchen befondern Buͤnd⸗ 
niffe (dem Dreifönigsbündniffe) nachträglich noch bei⸗ 
traten, find hier nicht zu erörtern. Mit der Erklärung vom 
41. April 1849 wollten wir für folge Säle nur freie Hand 
behalten. 


In ber 
Dritten Abtheilung 


bringt Sehr. v. Andlaw eine Anzahl Aktenftüde aus dem 
Archive des Reihöminifteriums ***). 





*) Vergleiche jedoch in dieſer Beziefung oben ©. 113 und Note *) 

**) Siehe den 8. 151 der „Bewegung in Baden.“ 

se) Was er in der Borrede zur AÄbth. HIT. ausführt, Hat im All⸗ 
gemeinen fon oben feine Beantwortung erhalten, Nur Eines noch: 
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Ich weiß nicht, nah welden Geſichtspunkten er, wenn 
ihm die Aften der Centralgewalt zu Gebote ftanden, bie 
Auswahl getroffen hat. Indeſſen gibt die, wenn auch 
mangelhafte Zufammenftellung denn doch ein ſchwaches Bild 
von jener Zeit und (mie ein Theil der Abth. IL) von ber 
überwältigenden Natur der revolutionären 
Strömung in Deutſchland und in dem noch beſonders 
auserfohrenen Grenzlande Baden. So weit die mitgetheilten 
Aktenftüde weder von der badifhen Regierung ausge⸗ 
gangen, noch an fie gerichtet find, waren fie mir bis⸗ 
ber nicht befannt, und die badifhe Regierung würde, bei 
manden berfelben, wenn fie damals zu ihrer Kenntniß ge 
fommen wären, bie nach den Umſtaͤnden geeigneten Erklärungen 
darüber nicht verfäumt haben. 


Sehr. von Andlaw ſagt: „vie Revolution if eine geiſtige Krankheit, 
welche man nur dann heilen kann, wenn bie Regierungen ven leitens 
den Orundfägen ver Revolution felbft entfagen.“ Man kann viefen Satz 
nur beurtpeilen, wenn man weiß, was unter ven „leitenden Grunnfägen 
der Revolution“ verftanden fei. Frhr. v. Anbla meint damit die Ton- 
Ritutionellen Ipeen, deren Berwirklichung anberwärts 
G. 2. in England, in Holland, in Belgien) die Revolution, flatt fie 
zu unterhalten, ‚gerade zum Abfchluffe gebracht und einen feſten 
Zuſtand begründet hat, während umgekehrt ihre beharrliche Zus 
rädmeifung von Seiten ver Regierungen z. B. in Rom und Neapel 
die faft ununterbrochenen Revolutionen wenigfens nicht abgehalten hat. 

Wenn man fi indeſſen als ein Eldorado ven Ball daͤchte, daß jenen 
Tonftitutionellen Ioeen, jenen Grundfäßen von politiſcher Freiheit und 
von den Rechten des Bolts Cin allen feinen Gliederungen) allgemein 
entfagt, und damit ale Begehrlichkeit und Unruhe befeitigt würde, fo 
wäre die Revolution allerdings ebenfalls geheilt. Das bloße Bezichten 
der Regierungen auf jene Grundfäge könnte aber ein ſolches Ziel 
nicht erreichen, da hiedurch der Zwieſpalt zwifhenven Regierungen 
und allen andern Dentenden ja noch geReigert und damit der 
Stoff zur Revolution nur vermehrt würde. Wenn man, wie von 
Andlaw auf ©. V. richtig fagt, „die Revolution mit Waffenmacht 
nicht befiegen kann,“ fo Tann man auf folge Weife noch weniger die 
Ideen felbft befiegen, welde, wenn fie groß gewadhfen, wicht zur 
Geltung Tommen, ipre gewaltfame Verwitklichung, d- i. die Re⸗ 
volution, hervorrufen. 

CHinfigtfich der Note * auf ©, VI. der Vorrede vergleiche oben vie 
Rote * auf ©. 5.) 
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Jedoch find es nur einzelne Aftenftüde, über deren Inhalt 
ich nun einige Bemerkungen zu machen mid veranlaßt fehe, 


Nr. 1. 


Die Note des Minifters ber auswärtigen Angelegenheiten 
gegen bie plöglihe und vollftändige Zurüdziehung ber 
Bundestruppen im Anfange des Juli 1848, auf welche Note 
das Schreiben des Oberfommandanten bes fiebenten und 
achten Armeecorps an die Bundesverfammlung vom 13. Juli 
1848 (II. 1—5) eine Erwiederung enthält, hat Schr. von 
Andlaw nicht mitgetheilt. Ein Abwägen ber beiberfeitigen 
Gründe ift alfo dem Publikum nicht möglich. 

Was in dem Schreiben über die feit lange beftandenen 
Derhältniffe in Baden über Gefeglichleit oder Schwäde der 
Beamten, angedeutet ift, konnte der hohe Befehlshaber nur 
von Hörenfagen wiffen, und die Quellen find befannt- 
lich nit immer rein. Namentlich zeugt, was wegen Peters 
Verhaftung gefagt ift, von einem Mangel an Kenntniß bes 
eigentlihen Sachverhalts. (Man vergleihe ben 8. 95 ber 
„Bewegung in Baden“.) 

Das von den vielen Defertionds und Indisziplinar-Fällen 
unter den bayerifhen Truppen felbft Exzählte zeigt nur, 
wie ſchwer damals die Ordnung überhaupt aufrecht zu er- 
halten war, wenn felbft die Führer der zahlreichen bayerifchen 
Truppen bei ihrer eigenen Mannſchaft dazu nicht im Stande 
waren. Wenn, wie in dem Schreiben richtig gefagt ift, bie 
Meinungen durch die Gewalt der Waffen ſich nicht ändern 
laſſen“ (MI. 4), — fo ftehen dazu in revolutionären 
Zeiten noch weniger andere Mittel zu Gebot. 


Nr. 32, 


Ich erinnere mich, daß Mathy beiläufig fo, wie es hier 
dargeftellt ift, gefprochen hat. Nur wußte ih nicht, und nahm 
nicht an, daß der Inhalt feiner Erklärung auf einer eigent- 
lichen, wenn auch nur mündlichen, Inftruftion des Reichs⸗ 
minifteriums, daß er in deſſen Namen fo fpredie, beruhe, 

Auch bei amtligen Eröffnungen werden oft Anfichten und 
Aeußerungen Anderer mitgetheilt, die nicht für ſich ſeibſt auch 
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gerade einen offiziellen Charakter haben, — und gegen 
über folhen Aeußerungen Fönnen blofe Aufflärungen 
genügend erſcheinen, während bei offizieller Mittheilung 
derfelben nad Umftänden andere Schritte nöthig geweſen 
wären, 

Was num aber die Sache ſelb ſt betrifft, fo handelte es 
ſich einzig und allein um das ſtandrechtliche Ver— 
fahren gegen Struve und Genoffen *). 

Wahrſcheinlich wurde Mathy's Sendung durch das anonyme 
Karlsruher Schreiben vom 29. September 1848 (1II. 66, 67), 
worin auf Struve's Exekution gedrungen wurde, veran⸗ 
laßt, und dur den Bericht des Reichscommiſſaͤrs (Keller) 
vom nämlihen Tage (II. 68, 69), daß und warum bas 
Standgericht auf die Aburtheilung nicht eingehen wolle, und 
daß das Staatsminifterium die nachgefuchte authentifhe In⸗ 
terprätation nicht ertheilt habe. 

Es wurde wirklich, wenn au nicht vom Standgericht 
feldft, eine folde Interprätation verlangt, und zwar dahin, 
daß Struve und Genoffen, obgleih fie nad BVerfündung 
des Standrechts nichts mehr verübten, gleichwohl ſtand⸗ 
rechtlich gerichtet werden ſollten. 

Die Standrechtsverordnung, welche am 23. September, 
alfo am Tage nad) dem Eintreffen der Nachricht von Struve's 
Einfall, erlaffen wurde und am 24. September früh mit dem 
erften Bahnzuge im Regierungsblatte nach allen Ritungen abs 
gieng, drohte (wie bie öſtreichiſchen, bayerifchen und andern 
Standrehtsgefege) die Anwendung des Standrechts nur 
Denjenigen, welde nah Verkündung beffelben am 
Aufruhr oder Hocverrath noch Theil nahmen, 

Wenn das ſtandrechtliche Gericht darnach, weil das Tref⸗ 
fen von Staufen fogleih am nämlichen 24. September ſchon 
vor ber Verkündung des Standrechts flatt hatte, Struve 


®) Etwas Anderes, und namentlih andere Andeutungen von Bor 
fhlägen, was ſonſt noch au thun fei, entpält au die Matpy’ihe Dar- 
Relung nicht. Was darin von Einfendung der Struve ſchen Papiere, 
deren Originalien übrigens dem Unterſuchungsgericht nötpig waren ac, 
geſagt wird, if von feinem Belange. 
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und Blind aber ohne weitere Thaͤtigkeit ſogleich Tags dar⸗ 
auf auf ihrer Flucht gefangen genommen wurden, dieſel⸗ 
ben nun dem Standrecht nicht unterwerfen zu können 
erklaͤrte, fo fand es die Regierung allen Rechtsgrundſaͤtzen 
widerſprechend, bie verlangte Interprätation nachtraͤglich da⸗ 
hin zu ertheilen, daß ſie gleichwohl ſtandrechtlich abzu⸗ 
urtheilen ſeien. Auch die Ermahnung des Abgeordneten des 
Reichsminiſteriums: „anftatt ſich an Förmlichkeiten zu 
ſtoßen, ... von ber politiſchen Lage Deutſchlands und 
Badens ſich leiten zu laſſen“, — konnte die Regierung nicht 
vermögen, einen Juſtizmord gu veruüben. War dies eine 
Schwäche, fo bekenne ich mic; derfelben ſchuldig. Es bedurfte 
übrigens damals mehr Muth, fih dem Verlangen zu wider⸗ 
fegen, als ihm ftattzugeben. 

Die Darftellung der Erwiederung des Staatsminifteriums 
in Beziehung auf die Befugniffe des Reihsfommiffärs (HT. 
80) ift nicht ganz genau gefaßt oder beruht einigermaßen 
auf Mißverſtaͤndniß. Sie gieng dahin: es handle ſich allers 
dinge nit nur um einen Hocverrath gegen Baden, 
fondern gegen das ganze Reid. Wenn nun die Reiches 
gemalt berechtigt wäre, von fih ans das Standrecht, 
abweihend von der babifchen Verordnung vom 23. Seps 
tember in der Art zu verkünden, daß daſſelbe auch die 
vor der Berfündung aufgetretenen Theilnehmer treffe, 
fo möge fie thun, was fie vechtlih zu thun vermöge, 
Es geſchah jedoch Hierauf nichts 9. Indeſſen hatte der 


*) Wenn der Reihsminifter v. Schmerling in feinem Schreiben an 
den Reichscommiffär vom 2. Dftober 1848 (MIT. 107) yon der „unente 
ſchloſſenen Haltung der badiſchen Regierung in Berkündung bes Bes 
Tagerungszuftaudes” (ver verkündet, aber nicht rud wirkend ange 
wendet wurde), und von der „Muthlofigfeit ihrer Beamten“ (des Stand- 
‚gerihts) fpricht, „die, wo es fi um Veftrafung eines Räubers Handelt, 
nicht wagen, ihre Verantwortlichkeit aneinen Sprug 
au fegen, den Jedermann als recht gepriefen hätte,“ — fo Könnte 
man fragen, warum denn der Herr Reichsminiſter, ver feinem Come 
miſſar die Vollmacht eripeilte, von Reichswegen das Standrecht zu 
protlamiren (II. 11), die Sache nun berupen ließ umb nit ein 
Rei sfkanbgeriht aus den Meihstruppen mit dem Auftrag nieder 


a 
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Reihscommiffär vom Reichsverweſer fhon vorher wirklich 
die Vollmacht, „das Standredht zu proflamiren“ (IE, 11), 
ohne daß er davon einen andern Gebrauch machte, ald daß 
ex, wieaus feinem Berichte vom 24. September 1848 (1. 18) 
zu erfehen ift, noch am eben diefem Tage (nach dem Treffen 
bei Staufen) den badifchen Befehlshaber auf von fih aus 
ermädtigte, dad Standrecht nach der badifhen Verordnung 
zu verlünden. 

Im Uebrigen enthält Nr. 33 (I, 81 und 82) eine Wider 
Tegung der gegen die Standrechtsverordnung gemachten Ein 
wendungen *), und fo fehr au die damalige momentane 


ſehte, ohne Rüdiüht auf die Beſchränkungen ber babifhen Were 
ordnung die Gefangenen kriegsrechtlich abwuurtpeiten? Mancher mutpet 
Anvern zu, was er felbft nidt zu thun wagt. 

Der Reiheminifter forverte in dem erwähnten Schreiben zuglelch den 
Reihscommiffär auf, „für die Angelegenheiten Badens unmittelbar zu 
forgen ," und von ven ihm „ertheilten Vollmachten ausgedehnten Ge⸗ 
braud zu maden.“ Warum gefhah denn aladann in d.eiec Beziehung 
nichts, wenn die bariihe Xegerung wirklich etwas verfäumt hätte 
und warum erließ das Reichsminiſterium, wenn etwa auch fein Com⸗ 
miſſar fäumig war, nicht fpeztelle Weifungen, was zu ges 
ſchehen habe? 

Wenn gefant if, daß eine Truppenverminderung eintrat , „als Struve 
alle Berbereitungen zum Einfalle traf,“ fo ift dies eine durch nichts 
begründete Behauptung, da ja aus der Uuterfuhung befannt if, daß 
Struve zu jener Zeit üterall feine Borbereitungen machte, daß 
vielmehr nur der Malnıder Beſchluß und das Frankfurter Artentat den 
Einfall ganz plöglid und unvorbereitet hervorrief, fo 
daß viele Flüchtlinge (name:ttid im Kanton Tpuraau) nicht einmal 
Gelegenheit haten, ſich demfelben auch nur anzuſchließen. 

*) Vergleiche auch $. 117 und 118 ver „Bewegung in Baden.“ — 
Dabei möge man no erwägen, daß 7. B. Radetzky 1848 in Stalien 
erſt nach Niererfhlagung mehrerer aufrüprerifden Vorfälle endlich 
das Standrecpt verkundeie und daß Windifhgräß im Oktober 1848 vor 
Bien den Einwohnern noch eine dreitägige Frift anberaumte, indem 
mu Diejenigen, die nad Aolauf dieſer F:ifl am Aufruhr noch 
Teil nähmen ıc., ren Standrecht unierliegen follten. — Im Wider» 
ſpruche mit dem Verfahren diefer Feldderren hätte man nun bier, wo 
man das Glüd hatte, am zweiten Tage, von ver Kenntniß des Struve⸗ 
fhen Einfalls an, ven ganzen Aufrupr vöRig nieverjufchlagen, ſich foller 
dur Gewalithat verleiten laffen, unter rüdwirkender Acnderung 
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Energie der Gentralgewalt fonft zu billigen war, fo hätte es 
doch nod weit wohlthätigere Wirkung gehabt, wenn diefelbe 
in ber Lage geivefen wäre, die Nahrung, melde bie Revo- 
lution von Frankfurt aus felbft erhielt, abzuwenden, wenn 
nämlich die Nationalverfammlung nicht ſolche Badener, welche 
wegen Theilnahme am Hochverrath gerichtlich verfolgt waren, 5 
in ihre Mitte und in ihren Schug aufgenommen, und wenn 
nicht der Reichsverweſer durch Verkündigung der Grundrechte, 
ehe das Reich feldft zu Stande Fam und eine Fräftige 
Stüge bot, in mehreren Punkten die Regierungsgewalt zu 
fehr geſchwaͤcht hätte 2c. 

Andere auf die Niederhaltung der Revolution nah dem 
Struveputſch bezüglihe Aftenftüde, 3. B. der Bericht des 
Reichscommiſſaͤrs vom 24. Oktober 1848 (III. 140 — 145 xc.) 
geben ein intereffantes Bild der damaligen Einigkeit und 
Drdnung unter ben verſchiedenen Theilen des Reiche *). 


Nr. 52, 


Bon den „Mittheilungen des (königl. württemb.) Generals 
dv. Miller an das Kommando des achten Armeecorps in Stutts 
gart (I. 162 — 63), welde am 3. Dezember 1848 von Frei- 
burg aus abgiengen, hat die badiſche Regierung nie Kennt 
niß erhalten. Sie war alfo nie in der Lage, die durch Frei— 
burger Privatnotigen dem Heren General beigebrachten Irr⸗ 
thuͤmer auch nur aufklären zu können, und ich feldft habe 
gar nicht die Ehre, den Herrn General zu kennen oder von 
ihm gefannt zu fein. 

Die Unrichtigkeit der erwähnten Notizen ſtellt ſich indeffen 
Har heraus. . 

Diefelben betreffen die Befürchtung, daß „eine allgemeine 


der Verorbnung — entgegen ven ewigen Grunbfäßen des Rechts — vie 
bei Verkündigung des Standreiptes ſchon gefangene Täter durch Re— 
gierungsbefehl ſtandrechtlich aburtpeilen zu laſſen, um vie vor⸗ 
theilhaften Wirkungen eines ſtandrechtlichen Beitpiels hervorzubringen! I 

*) Hinfigtfich der Anträge auf Verlegung einer fändigen Garntfon 
nad Konſtanz, worauf das Kriegeminiſterium nicht eingieng, fiehe 
oben ©, 85 und bie bortige Note *. j 


— 11 — 


Amneftie bewilligt und Struve'begnadigt,” bie republifas 
nifhe Partei alfo diefen ihren Zweck durch Einfhüchterungen *) 
erreichen werbe. Es wurde aber Feine allgemeine Amneftie 
bewilligt und Struve nicht begnadigt, die Befürchtung ift alfo 
durch die That widerlegt, und war für Diejenigen nie vor⸗ 
Banden, welde den entſchiedenen Widerftand beobachtet haben, 
den die Regierung einem folhen Andringen im Winter 1848/49 
in und außerhalb der Kammer ftetd entgegenfegte **). 

Die Befürchtung folte aber durch drei angeführte befons 
dere Thatſachen begründet werben, die jedoch durchweg 
unwahr find 

Unwahr ift es, daß v. Rotteck auf Brentano’ Inter 
pellation hin anf Befehl der Regierung freigelaffen 
wurde. Ende April 1848 wurde berfelbe verhaftet, ſodann 
am 4. Dezember 1848 durch einen richterlichen Beſchluß, 
den die Regierung weder anordnen noch hindern Eonnte, 
gegen eine Kaution von 15,000 fl. aus dem Verhafte ent 
laffen, und fpäter (natürlih wieder ohne Zuthun ber 
Regierung) durch Erkenntniß der Anklagefammer vom 
7. April 1848 von der Anklage entbunden. 


*) As folder Einſchüchterungsverſuche erwähnt der General v. Miller 
mehrerer, dem Großherzog zugelommener „anonymer Schreiben, worin 
ihm mit Ermordung gedroht wurde.“ — Es find allerdings nicht nur 
ſolche anonyme Schreiben, fondern felbft- mündliche perſönliche 
Anzeigen von Oprenzeugen eingefommen, daß und wie (an aus⸗ 
ländiſchen Orten) unter ven Revolutionsmännern die Ermordung, 
des Großperzogs, des Markgrafen Wilpelm und meiner Perfon bes 
ſchloſſen worden fei. Nähere Nachforſchungen führten zu keinem Ziele, 
Im Nebrigen konnten ung derlei Dinge nicht nur nicht zu einer allge» 
meinen Amneftie, over überhaupt zu einer Nashgiebigkeit gegen die Re⸗ 
volutionäre beftimmen, fondern fie beſt ärften uns vielmehr in dem 
Biderftande gegen biefelben mit allen damals möglichen Mitteln. 

**) Bemerlenswerth ift, daß, während ich hier wegen der bloßen 
Befürdhtung einer allgemeinen Amnefie angegriffen bin, die Reiche» 
commiffäre wegen der Mairevolution in ihrem Berichte vom 1. Juni 
4849 (III, 242) mir umgeteprt die politifchen Berfolgungen, 
alfo die Borenthaltung der allgemeinen Amneſtie, zum Borwurfe 
maden, indem fie darin einen der Unzufrievenpeitsgründe, welche die 
Revolution hervorgerufen haben follen, erbliden. So gleichen fih die 
Beſchuldigungen gegenfeitig aus, und ich ſchaue mit ruhigem 

Gemütpe über beide hinweg. 9 
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Unwahr ift ferner, dag ich in Tauberbifhoföheim bei 
einer Anrede an die Bürger „von mehreren derfelben förm⸗ 
lich infultirt wurde, fo daß mir nichts übrig blieb, als den 
Ort fogleih zu verlaffen“ *). 

Endlich ift es unwahr, daß Hofrath Buß von einem 
Borfalle, wobei er in Tauberbifhofsheim thätlih mißhandelt 
worben fei, „der Regierung fogleih die Anzeige” gemacht, 
man es „iedoch nicht der Mühe werth gefunden habe, auch 
nur eine Unterfudhung zu veranftalten.“ Eine folde Ans 
zeige des Hofraths Buß ift wenigftend bei dem Minifterium 
des Innern nie eingefommen. Was dort einfam,; war ums 
gekehrt eine Anzeige und Beſchwerde von dreizehn Bürgern 
von Tauberbifhofsheim gegen Hofrath Buß, daß er in der 
dortigen Kirche nad dem Gottesdienfte eine politische Rede 
gehalten, darin über die Regierung und über Andere ges 
ſchmaht, und dadurch, da dortige Bürger die Schmähung 
aud auf ſich bezogen, Aufregung veranlaft habe. Das Ber 
zirksamt Tauberbifhofdheim nahm diefe Beſchwerde am 
5. November 1848 zu Protokoll, hörte darüber den Hofrath 
Buß, und ſchickte das Protokoll ein **). Von einer gegen Buß 


*) Am 13. Ceptember 1848 ſprach ich zu Tauberbifchofspeim in ver- 
ſchiedenen Abtheilungen eine große Anzahl Bürger. Bon Infulti« 
rungen, viemir dabe i gemagt worven fein follen, weiß ich ni ts. 
Bielleiht hat diefes Gerücht einen andern Urfprung. Als ih nämlich 
Nachts nach beendigten Geſchäften noch von Tauberbifhofsheim weg 
nad Gerlachsdeim fuhr, fo begegneten meinem Wagen unten am Städte 
chen zwei Burſche, welche einmal, jedoch micht fehr laut, das Wort 
nPereat* ausriefen und dazu lachten. Ob die zwei Burfhe mich kann⸗ 
den, weıß ich nit. Eie nannten feinen Namen. Ih machte natürlich 
feinen Halt, und veranlaßte noc weniger ein nadträglihes amt:iches 
Einſchreuen wegen viefer Heinen Büberei, deren Urheber doc nicht 
leicht zu e.mitteln gewefen wären. Bielleicht fam dieſer Vorgang auch 
Andern zur Kenniniß und gab etwa Anlaß zu der Freiburger falichen 
Notiz, als fei ich bei einer Befpregung in das Angefiht infultirt 
worden. 

**) Das Protofoll Tautet wie folgt: 

Geſchehen zu Tauberbifhof: beim den 5. November 1848 
vor Großb. Bad. Dberamtmann Ecpneiver. 

Heute Vormittag um 11 Upr erſchienen die hieſigen Bürger M. Sch., 
G. 8. ıc. (13 Namen) und tragen vor; 
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flattgehabten Gewaltthätigfeit x. ift darin Feine Rebe, 
und zu einer Unterfuhung gegen feine Gegner lag kein 
Stoff vor, fondern nur etwa zu einer Unterfuhung gegen 
ihn felbft, wenigftens in fo weit, als er fih erlaubte, 
in der Kirche überhaupt eine politifhe Rede zu halten, Da 
dies indeſſen mit Zuftimmung des Pfarrers geihah, und 
biefer fi) darauf berief, „daß der hochwürdige Erzbiſchof zu 
berartigem Auftreten des Hofraths Buß die Genehmigung 
extheilt habe", „fo wurde das Protofoll mit den geeigneten 
Bemerkungen dem erzbiſchöflichen Ordinariat mitgetheilt, und 
von biefem am 24. November 1848 eriwiebert: „daß eine 
Erlaubniß zur Abhaltung fraglicher Volksverfammlungen in 


Geflern ift Hofratp Buß von Freiburg bapier eingetroffen und logitt 
bei Detan und Stadtpfarrer Binz dahier. 

Schon geſtern Hat derfelbe im Rathpaufe dahier eine Anrete an ven 
verfammelten Gemeinderatp und Bürgerausfpuß gehal:en, und fol das 
bei ungeeignete Außerungen gegen vie Minifter und Beamten vorges 
bracht baden, was wir aber nicht verbürgen Fönnen. 

Heute iſt er nun in der Kirche dadier aufgetreten und hat an bie ver⸗ 
fammelte Kirchengemeinde eine Rede gehalten. Es wurde, da heute 
Sonntag iſt, um die gewöhnliche Zeit aufammengeläutet und der Kaps 
Ian hielt das Amt. (ine Previgt hielt er nicht, fondern verlaß nur 
das Evangelium. Als das Amt beendigt war, trat Hoſrath Buß im 
Chor an ver Kommunifantentant auf und hielt eine Rebe, welche ge« 
gen anderthald Stunden dauerte. Er verbreitete ſich darin über vie 
tatpolifgen Pfarreien, über das Berhältmiß ver Schule zur Kirde und 
die Trennung der Kirche vom Staate, in meld’ legierer Beziehung 
er ingbefondere verlangte, daß ver Kirche die ſelbſtſtaͤndige Berwaltung 
ihres Bermögens überlaſſen werben folle. 

Als dieß gefihehen war, fante er, daß die Mitgliever ver katholiſchen 
Bereine nichis Politiſches haben, fuhr aber dann fort: wir haben, doch 
auch etwas Poluiihes. 

Die Regierung hat ſchon im November v. 3. die Kenntniß erhalten, 
daß eine Verſchwörung heflehe, um alles BeRepende umzuflüren, und 
dat dieſelde dennoch nicht unteıvrüdt (2), obſchon es idt leicht geweſen 
wäre. Dadurch bat die Regierung ihre Pflicht vernachläßigt, und es 
AR deßhalb ()die Märzrevelution ausgebrochen. (S. oben S. 103 u. 104.) 
Darauf kam er auf die Neife, meihe im Wiärz d. 3. von vielen Pürgern 
nach Rarleruhe unternenmen wurde. wobei er fante, daß die Wühler wie 
Spinnen auf der Eiſenbadn dahin gekrochen feien, um die furchtſame Regie- 
rung einzufgücptern, Geſetze zu ertroßen, und vie Kammer zu fprengen. 
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Pfarrlirchen duch den Hofrat Buß bei Sr. Excellenz dem 
hochwuͤrdigſten Erzbiſchof nicht nachgeſucht und von bemfelben 
nicht ertheilt worben ſei.“ 

Auf weitere Beranlaffung erließ alsdann das erzbifhöflige 
Ordinariat nachträglich am 22. Dezember 1848 noch ein Cir⸗ 
eulare an die Pfarrer, daß „Alles, was nicht zum katholiſchen 
Gottesdienft.... vorgefehrieben oder darin enthalten fei, aus 
den Kirchen unbedingt fern zu bleiben, und durchaus darin 
Niemand Reden zu halten habe, als nur die fichlih appros 
bitten Geiftlihen.“ . 

„Es könnten fonft“, wird beigefügt, „mitunter bebauerliche 


Da auch von hiefigen Bürgern jene Reife unternommen wurbe, fo 
erregte die erwähnte Aeußerung des Hofraths Buß Unwillen und M. Schmitt 
bemerkte ihut, daß auch er jene Reife mitgemacht habe, aber dennoch 
kein Wühler ſei. Schmitt und viele Andere verließen die Kirche, Buß 
ſprach aber noch weiter, bemerkte, daß er ſich nicht fürchte u. dal. 

Es ift offenbar, daß durch das Auftreten des Hofraths Buß Aufregung 
entſteht, die ſich ſchon heute, nachdem die Leute die Kirche verlaffen 
batten, zeigte, und es Tönnten leicht Orbnungsftörungen vorfalfen, wenn 
diefem Auftreten nicht Einhalt geihan wird. Sicherm Vernehmen nah 
ſoll Hoftath Buß beabfichtigen, morgen auch in der Kirche au Lauda, 
ober Überhaupt in Lauda eine Boltsverfammlung zu halten. 

Wir finden uns im Interefie ver öffentlichen Rue und Sicherheit 
veranlaßt, den Antrag zu fielen, dem Hofrath Buß das Abpalten von 
Bollsverfammlungen und das Reden an das Bolt im Amtsbezirk 
Tauberbiſchofeheim zu unterfagen, 

(43 Unterfopriften.) 

Der oben genannte Amtsvorſtand begab fih fofort in das Pfarrhaus 
dahier und bemerkte dem Hofrat Buß und Dekan Binz unter Eröffe . 
nung des vorfiehenden Protololls, daß er das Auftreten des Erfleren 
in der Art und Weiſe, wie es Heute geſchehen fei, für ungeeignet halte, 
und befragte benfelben zugleich, ob er beabfihtige, morgen in Lauda 
auf die gleiche Weite aufzutreten. 

Hofratp Buß erklärte darauf, daß feine Heute in der Kirche dahier 
gehaltene Reve nad dem vorſtehenden Protokoll größtentheils, jedoch 
nicht ganz richtig aufgefaßt worven fei, daß ihn zum Abpalten derfelben 
eine geftern Abend in Abweſenheit des Dekans Binz bei ihm erſchienene 
Deputation von Seiten des Gemeinderaths und Bürgerausſchuſſes 
dahier veranlaßt habe, und daß er wirkfich beabfirhtigt habe, morgen in 
der Pfarrkirche zu Lauda eine Volksverſammlung abzupalten, und an das 
Bolt zu reden, daß er nun aber in Berüdfichtigung der heute dahier 
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Aufteitte entftehen, die Heiligkeit des Orts verlegt, und for 
gar Erfefcationen veranlaßt werben. * 

‚Hätte der General v. Miller die thatfählihe Unrich— 
tigfeit der ihm zugefommenen drei Notizen gefannt, fo 
würde er die Befürchtung einer eintretenden allgemeinen Am⸗ 
neftie nicht darauf gegründet, und ohne Zweifel die ganze 
Mittheilung vom 3. Dezember 1848 unterlaffen haben. 


105. 


In mehrfacher Hinficht intereffant if der Bericht, welden 
die aus Anlaß der Mairevolution ernannten zwei Reiche» 
commiffäre am 1. Juni 1849 an das Reichsminiſterium 
erſtattet haben. 





ſtatigehabten Borgänge ſchon den Entſchluß gefaßt Habe, feine Volls⸗ 
verfammlung in Lauda abzuhalten. Er wies auch ein Schreiben an 
den dortigen Pfarrer vor, worin er demſelben anzeigte, daß er die auf 
morgen beftimmte Boltsverfamminng nicht abhalten werde, und ihn er⸗ 
ſuchte, davon die benachbarten Pfarrer in Kenntniß zu ſetzen. 

Dekan Binz beftätigte, daß Hofrath Buß auf die von ihm angegebene 
Beife zu feinem Auftreten veranlagt worden fei, und fügte bei, daß 
der Hr. Erzbiſchof zu berartigem Auftreten des Hofraths Buß die Ger 
nehmigung ertheilt habe. 

Noch wird hier bemerkt, daß der Amtsvorſtand kurz vor der Aufnahme 
des obigen Protofols benachrichtigt wurde, daß Hofrath Buß in ver 
Bfarrlirche eine Reve an die Kirchengemeinde halte, und daß darüber 
Streitigfeiten in und bei der Kirche ausgebrochen feien. Der Amts- 
vorftand begab fich augenblicklich dahin und traf vie Leute vor ber 
Kirhe an, wo von verfeiedenen Seiten Wortwechfel geführt wurde. 
Es gelang ihm, vie Streitenden zu beſchwichtigen und zum Auseinander- 
gehen zu bewegen. 

Hofrath Buß und Dekan Binz hatten ſich bereits in das Pfarrhaus 
aurückgezogen. 

Befhluß: 

1) IR in Berüdfihtigung der Zufiherung des Hofraths Buß, daß 
er morgen feine Boltsverfammlung in Lauda halten werbe, von einem 
polizeilichen Einfepreiten in diefer Beziefung Umgang zu nehmen. 

2). Diefes Prototoll dem Großh. hochpreislichen Minifterium des 
Junern mit Bericht gehorfamft vorzulegen. 

Groß. badiſches Bezirksamt. 


Sqcneider. — 
a er in fidem Lang. 
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Ich laſſe mich darauf nur in ſo weit ein, als im Berichte 
BVerhältniffe zur Sprache gebracht find, die ſich auf Die Hand⸗ 
lungsweiſe des Minifteriums beziehen. Namentlih werben 
als Urſachen der Unzufriedenheit mit dem Minifterium (IL. 
242) die Umftände aufgeführt: daß dem Verlangen nah 
Auflöfung der Kammern, welde insbefondere durch 
den Austritt der Oppofition in eine ſchiefe Stellung zur 
Stimmung des Landes gefommen fei, und nad) Einberufung 
einer Fonftituirenden Verſammlung nicht nachge— 
geben worden ſei, — ferner daß das Miniſterinm die ge⸗ 
richtliche Verfolgung der politiſchen Verbrecher G. B. 
Struve, Blind, Fickler 0.) veranlaßt und Feine allge— 
meine Amneſtie ertheilt habe ); — und endlich, daß die 
Erklärung der Regierung wegen des Beitritts zur Reichs⸗ 
verfafjung „verklauſulirt“ war (weil fie für den Ball, 
daß die Reichsverfaffung wegen des Widerftandes anderer 
Staaten nicht zum Vollzuge kame, die Verftändigung mit 
den Kammern über weitere Schritte vorbehielt). 

Alle diefe Gründe werden und heute nit mehr ent 
gegen gehalten. Was und jegt vorgeworfen wird, ift ent» 
gegengefegter Natur, bezieht ſich nämlich auf eine angeb- 
lich zu große Nachgiebigkeit gegen die Revolutionäre, 
während die im Berichte der Reihscommijfäre angeführten 
Ungufriedenheitögründe die Regierung ald zu hart und uns 
beugfam darftellen. In dieſer legten Beziehung finde ih 
gegenwärtig eine weitere Widerlegung nicht nöthig. Ich bes 
siehe mich blos auf mein Bud über die „Bewegung im 
Baben“, wo einleuchtend dargeftellt ift, warum auf die Aufs 
löfung der Kammern und Berufung einer Fonftituirens 
"ben Berfammlung (S. 270—272, 278, 234—289), und 
warum auf eine allgemeine Amneftie (S. 209 ı. und 
245 2.) nit eingegangen wurde, fo wie warum bei Aners 


*) So allein Tann ih die auf ©. 242 erwähnten „Vorgänge ber 
Regierung gegen vie politiſch Angeklagten ıc.* verſtehen, ta aus ven 
Prozefien gegen Struve und Fickler etwa. Anderes, was die Regierung 
hätıe delaſten föunen, nicht.Hevorging und nicht berworgepen fonnte. 
Bergl. die SS. 129 und 130 der „Bewegung in Baden.“ 
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kennung der Reichsverfaffung für den Ball, daß fie nicht 
allgemein zum Vollzug Fäme, eine weitere Erklärung nad 
BVerftändigung mit den Kammern vorbehalten wurde (S. 
261—264) *). 

Zur Berichtigung defien, was ber Bericht der Reichscom⸗ 
miffäre über die Art der Abfertigung der Offenburger Des 
putation vom 13. Mai 1849 und das ihr angeblich nicht 
entſprechende fpätere Verhalten des Minifteriums (III. 243 
bis 244), — und ſodann über meine Befprehung mit der 
Deputation des Karlsruher Gemeinderaths am Morgen des 
14. Mai (I. 244) fagt, berufe ich mich wegen des erftern 
Vorgangs auf die 88. 174 und 175, und wegen bes letz⸗ 
ten auf die 68. 181 20. der „Bewegung in Baden“. 
Wahrhaft auffallend ift, daß in dem letztern Punkte auf 
die beiden Reihscommiffäre die nämlihe unwahre Dar 
ftelung geben, wie ich fie in der „Bewegung in Baden“ 
(S. 326*)) dem Auffage Raveaur’d gegenüber ſchon 
widerlegt habe. 

Die Depntation ded Gemeinderat} ſprach allerdings von 
dem Vorhaben, den Landesausſchuß zwar nicht zu rufen, 
aber ihm feine Unterwerfung zu erklären. Sie fagte aber 
nichts davon, daß dieſes Vorhaben für den Fall, „wenn 
die Regierung fi entferne“, ausgeführt werde, fondern 
für den Ball, daß fein Schug für die Stadt mehr vor 
handen fei. 

Was ih In diefer Beziehung erwieberte, ift im 8. 181 
der „Bewegung in Baden“ angegeben. Bon einer bevor- 
ftehenden Flucht **) des Minifteriums, und davon, was in 
einem folhen Falle gefchehen würde, war gar night die 


®) Siehe Hierüber zugleich oben ©. 124. 

®*) Die Deputation ſprach nur von vem Gerüchte, daß das Miniftes, 
rium fon geflohen fei, überzeugte fit aber dur meinen Anblid 
Hinfiptlid meiner Perfon von dem Gegentheil, und hörte von mir, 
daß mir au von der angeblihen Flucht mei ser Kollegen nichts bes 
Iaant fei, eine ſolche vielmehr der Berabredung zuwider wäre 
Darauf wurde viefer Punkt nicht weiter berührt, fondern nur davon 
geſprochen, ob und welche Schuhmitiel noch übrig feien. 
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Rede. Es war dazu auch Fein Anlaß vorhanden, ba das 
Minifterium, ehe der Gemeinderath (mit der Bürgerwehr) 
ſelbſt dem Landesausfhuß fih unterwarf, an feine Zlucht 
gar nie gedacht hat, 

Darum fpricht der Beſchluß, welchen der Gemeinderath 
am 14, Mai früh 5 Uhr Calfo vielleicht %, Stunden, nad- 
dem bie Deputation von mir zurüdgegangen war), faßte*) 
und durch eine um 6 Uhr abgegangene Deputation an ben 
Landesausſchuß nach Raftatt bringen ließ, in feiner, in alle 
Einzelheiten eingehenden, Motivirung wohl von der ftatt- 
gehabten Flucht der Offiziere, aber mit feinem Worte von 
einer vermeintlichen Flucht des Minifteriums, während 
‚umgekehrt in der öffentlichen Erklärung, die dann das 
Staatsminifterium **) bei feiner Entfernung erließ 
(A. 206), unter den Gründen dieſer Entfernung namentlih 
des Umftandes erwähnt iſt, dag nun auf bie Stadt 
‚Karlsruhe fih außer Stande fühlte, dem Andrange ent 
gegen zu treten. Diefer allgemeinen Ausbrudsweife bebienten 
wir und bewegen, weil und bamald zwar durch viele 
Beamte und Andere die ſichere Nachricht gebracht war ***), 
daß die Gemeinderathöbeputation früh 6 Uhr nach Raftatt 


*) Diefer Beſchluß if im; $. 182 ber Bewegung in Baden ents 
halten. Es widerlegt fih dadurch zugleich aud die Behauptung ver 
Reichscommiſſaͤre (II. 244), daß der „Landesausſchuß fih auf An= 
fuden der (Gemeinde) Behörden nach Karlsruhe begeben“ und bie 
Gewalt in die Hand genommen habe. Statt veflen fagte nämlich ver 
Gemeinderath nur, „daß die Stadt Karlsrupe ihnen Cd. i. dem Lan⸗ 
desausſchuß und der proviforifhen Regierung) nicht entgegen 
treten werde, wenn fie hieher fommen würden 26.” 

**) Seltſamer Beife ftellte Frhr. v. Andlaw dieſe öffentliche ema⸗ 
zung (IIT. 206) als Nr. 73 dem Gemeinderathsbeſchluſſe (TU. 207) als 
Nr. 74 voran, ba doch der Gemelnderathsbeſchiuß ſchon um 6 Uhr 
nad Raftatt abgieng, während die Erfiärung des Staatsminifteriums 
fo wie veffen Entfernung ſelbſt, eben durch jenen Beſchluß veran- 
laßt, erft nachher bei ver um 8 Upr flattgehabten Eonferenz bes 
ſchloſſen wurde. 

***) Zu mic allein kamen mit dieſer Nachricht vom Bahnhof herein, 
nachdem die Deputation nach Raftattt abgegangen war ,. nacheinander 
folgende ; Kanzleirath Bingner, Kanzleiviener Zeeb, Minifterialpratiifant 
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‚abgegangen fei, um dem Landesausſchuß die Unterwer- 
fung der Stadt anzuzeigen, der Wortlaut bed Gemeinde 
rathsbeſchluſſes uns aber noch nicht vorlag, und ber Bürger 
meifter, den ich zu näherer Ausfunftsertheilung rufen ließ, 
rechtzeitig nicht mehr beigebracht werden konnte. 

Diefer Verlauf der Dinge, wornach ber Gemeinderath 
nicht erft nach und wegen unferer Entfernung feine Unter 
werfung dem Landesausſchuß anzeigte, fondern wir umge 
fehrt, gerade darum, weil jene Unterwerfungserflä- 
zung um 6 Uhr nad Raftatt ſchon abgegangen war, erft 
zwiſchen 9 und 10 Uhr und zum Theil noch fpäter abreisten, 
— Fönnte durch eine Menge Zeugen bewiefen werden. Es 
bebarf deſſen aber bei der Notorietät ber Sache nicht, und 
‚ber Gemeinderath felbft hat in einer 1850 in der Karls⸗ 
ruher Zeitung veröffentlichten Erklärung den hier dargeſtell⸗ 
ten Verlauf, von dem er erſt fpäter nähere Kenntniß erhal 
ten habe, anerkannt. 


Nr. 123, (8. II) 


Bei den härteften Angriffen gegen Regierungshandlungen, 
auch gegen ſolche, welde unter minifterieller Signatur vom 
Großherzog ſelbſt ausgiengen, hat Schr. v. Andlaw immer⸗ 
hin nur fein Eonftitutionelles Recht des Tadeld (wenn auf 
bes ſchaͤrfſten) ausgeübt, und es trifft ihn, wo er im That 
ſaͤchlichen) bei der Wahrheit blieb, Feine Schuld. Die kon⸗ 
fitutionellen Grundfäge, obfhon er felbft fie fo heftig 
anfeindet, fommen ihm hiebei zu ſtatten. 

Anders verhält es fih mit der Bekanntmachung des Schrei⸗ 
bens eines auswärtigen Minifterd an feinen Bevollmächtigten 





Shwarzmann, Miniſterialdirektor Staatsrath Brunner und Oberpof⸗ 
rath v. Kleudgen. 

Darauf erſt ließ ich die übrigen Mitglieder des Staatsminiſteriums, 
die inzwiſchen alle die Nachricht von Andern ebenfalls fon erhalten 
hatten, auf 8 Uhr einladen, um darüber au beratpen, was jegt 
zu thun fei, da num bei der (auf 11 Uhr angelünbigten) Ankunft des 
Landesaus ſchuſſes die verfaffungsmäßige Regierung au den Schutz der 
ſtädtiſchen Dürgermwenr nit mehr für fi Hatte, 


— WW — 


(M. 330), worin eine die Berfon des Großherzogs verlegende 
Aeußerung enthalten if. 

Mag es erklärlih und entfhuldbar fein, wenn ein aus⸗ 
märtiger Minifter, deffen Regierung im Augenblicke mit jener 
Badens in einem Zerwärfniffe ſtand, in einem vertraulichen 
Schreiben an feinen Bevollmaͤchtigten eine Aeußerung brauchte, 
die er Baden, oder Dritten gegenÄber oder gar öffentlich 
fich nicht erlaubt haben würde, — fo if es doc von einem 
babdifhen Staatsbürger weder Fonftitutionell, noch 
überhaupt patriotiſch, wenn er ein folhes Schreiben Hinten» 
nad ber Deffentlicfeit preis gibt, und damit den Inhalt 
deffelben gegen feinen Monarchen erft verlegend macht. 
Wäre dabei ein Vorbe dacht vorauszufegen *), fo wäre die 
Handlung ftrenger zu beurtheilen, und jedenfalls läge darin 
fein Zeugniß monarchiſcher Gefinnung, 


Ich komme nun zur 
Vierten Abtheilung 


der v. Andlaw'ſchen Drucſſchrift. 
Wenn er im 


Vor worte 


die Ueberzeugung ausſpricht, daß Alles Wahrheit ſei, 
„was er ſeit den erſten Tagen feiner öffentlichen Thätigfeit 
unverändert feftgehalten“ habe, fo kann fih dies natürlich 
nicht auf die in feiner Schrift vielfah angeführten uns 
wahren Thatſachen beziehen, er meint damit vielmehr 


*) Erwägt man indeffen, wie die Schrift überhaupt ohne nähere 
Prüfung fo viele unwanre Thaiſachen inter Meinung, daß fie wahr feien, 
mittheilt, und fo leichthin darauf gebauie oder fonfiige falſche Schlußfol⸗ 
gerungen aufſtelli, fo wird man auch bei ver vorlieventen Beröffent⸗ 
1liquags eine vorbedachte oder genauere Uebderlegung nicht 
vorausfepen duꝛifen. 
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nur bie abſtrakten Wahrheiten, die er ſtetshin aus⸗ 
geſprochen habe. Ueber dieſe wird die Zukunft richten, 
und was das unveränderliche Feſthalten betrifft, fo 
wundert ſich vielleiht Mancher darüber, wie v. Andlaw, 
der das Fonftitutionelle Syftem jegt fo heftig angreift, 
und e6 ald die Wurzel der Revolution darftellt, in der Sitzung 
der I, Kammer vom 19. Mai 1848 (f. oben ©. 29) die 
Tonfequentere Durchführung deſſelben verlangen fonnte, 
da.man bie „Fonftitutionelle Bahn einzuhalten 
verpflichtet“ fei . 

Auch Fönnte man die fhon oben- mehrfach hernorgehobenen 
perfönlihen Berdähtigungen im Widerſpruche finden mit 
der Verficherung, daß feine Anfeindung nie „den Perfonen,* 
fondern ftetS nur „ber verberblihen Sache” gelte **). 


Um Uebrigen wäre es, wie v. Andlaw richtig fagt, „an 
der Zeit, da8 Erperimentiren mit ber Wohlfahrt des Volkes 
an dem Körper bed Volkes aufzugeben,” und es Fönnte, wenn 
man jegt nad feinen Theorien erperimentiren und 
das feit 32 Jahren (unter der Herrſchaft der konſtitutionellen 
Berfaffung) VBegründete wieder vernichten wollte, das Unheil 
um fo größer werden, ald er von feinem verneinenden 
Standpunkte aus nicht einmal beftimmte Vorſchlaͤge macht, 
duch was das zu Bernichtende dann erſetzt werben fol. 
(S. oben S. 44-50). . 





*) Aud) bei den fo vielen (oben gezeigten) Widerfprüden der in 
der Drudigrift aufgeftellten allgen einen Säge unter ſich if wenige 
ſtens ein „unveränverliches Feſthalien“ nicht möglich. 

**) Abtp. IV. Vorrede, ©. IV. in Vergleichung 7. B. mit Abth. I. 
143, 166—167 ıc., wo bei dem erhalten ver Regierung verwerflihe 
Hintergeranfen (f. oben ©. 68—69 und 99) untergeihoben werben. — 
Bon ven (vielfach hervorgehobenen) blos unwahren Thatſachen, 
auf welde Beſchuldigungen gebaut werden, will ich hier nicht ſprechen, 
weil ihre Mitteilung ſelbſt da, wo fie nur‘ auf fänfluher Kombination 
zur Erfärung einmal aufgeftellter Cäpe dienen, auf der wirklichen 
Meinung, daß fie wahr feien, beruhen fann. Biele glauben aud Un⸗ 
wahres, weldes Andere belaftet, gar leichthin felbf. Das 
Sqlimme findet gemeinhin mehr Glaube, als das Gute. 
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Nur wenn er im Jahr 1848 hinſichtlich deffen, was In: 
der Gefepgebung und in ber damaligen Berwaltung ges 
ſchehen ſollte, pofitine Vorſchlaͤge gemacht hätte, könnte er, 
wie er hier In ber Einleitung (IV. 1) thut, von ber Nicht⸗ 
beachtung einer „Warnungsftimme" fprehen, welche un⸗ 
berechenbares Weh über das Land gebraht habe, Da er 
aber, wie jet in der Drudjärift, fo auch damals in feinen 
Kammerreden felbft nichts Beſtimmtes vorzufhlagen wußte, 
was in ber Gefepgebung, oder was im Verwaltungs⸗ 
wege zu geſchehen habe, fo wird man in jenen Reben eine 
praftifhe Warnungsftimme vergeblich ſuchen. 

Fehr. v. Andlaw findet meine damalige Lage günftig, weil 
fein parlamentarifger Widerftand gegen mid) ftatt fand (IV. 3). 
Doch fagt er felbft, daß „gegen bie Reaktion einer rettenden 
That“ fi zuverläffig eine parlamentarife Mehrheit gebildet 
hätte (IV. 1), alfo wohl auch gegen mid, wenn ich zu einer 
folgen Reaktion geſchritten wäre; und zu Gewaltsmaßregeln 
gegen ben Widerſpruch ber Kammern hätte es damals hier 
ohnehin an ben Mitteln CIV. 2) gefehlt. 

Was übrigens, abgefehen von Fällen ber letztern Art, den 
parlamentariſchen Widerftand im Allgemeinen betrifft, fo fteht 
die Behauptung, daß ein ſolcher gegen mich nicht ftattgefunden 
babe, immerhin im Widerfpruge mit der Behauptung, welche 
die nämliche Drudfärift an einer andern Stelle (1.180 **)) 
dahin aufftellt, daß die Mehrheit der I. Kammer mir 
nit folgte, fondern eine zweifelhafte Mehrheit mich 
mit fi fortgegogen habe, 

Weder das Eine no das Andere if wahr. Weder lag 
es in meiner Macht, die Kammer zu Allem, was ich für 
dienlich hielt, zu beftimmen *), noch ließ ich mich durch bie 





*) Die Kammermebrheit bei allem guten Willen hatte bo ven Muth 
nicht, der Außern Strömung mit Entfepievenheit entgegenzutreten. Ich 
verfocht bei einzelnen Gefegen mande Tonfervative Beflimmung opne 
Erfolg. Bei dem Standrechtsgeſetze konnte ich es wegen der Scheu ber 
Kammer vor dem Scheine einer Berlegung ber Grundrechte nicht einmal 
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ſelbe leiten. Es blieb nichts übrig, als eine gegenſeitige— 
Verſtaändigung, ba die Auflöſung der Kammer mit 
Anordnung von Neuwahlen nad ber bamaligen Lage ber 
Dinge eine moralifhe Unmöglichkeit gewefen wäre *). 

So weit aber v. Andlaw auf die „genügende Waffenmacht“ 
hinweist (IV. 3), fo diente biefelbe, fo lange fie vorhanden 
war **), nur bazu, bie Gewaltthaten nieberzuhalten, 
nicht aber Gefege durchzuſetzen ***), 


Sefegesvorfhläge nad) der Bekämpfung des Hecker- 
aufflandes, 


In der Sigung ber I. Kammer vom 19. Mai 1848 (fiche 
oben ©, 101) erflärte Schr. v. Andlaw: „ih erfeme an, 
daß von ber Regierung manche Schritte zur Unterdrüdung 
des Aufruhrs feitdem gefchehen find.“ 

Hier will er nun nachweiſen, daß dies nicht ber Fall 
gewefen ſei. Ich überlaffe das Uxtheil dem Leſer, ohne mid 
auf eine allgemeine Erörterung ber von Frhrn. v. Andlaw 
aufgezählten Geſetze einzulaffen. Nur muß id den Irrthum 
ruͤgen, als feien alle diefe Gefege zur Niederhaltung 
bes Aufruhrs vorgeflagen worden, indem mande ber- 
felden, ohne allen Zufammenhang mit dem Aufruhr, ihre 
wohlthätige Wirkung nur in fpäterer Zeit äußern Fonnten, 


dahin bringen, daß auch nur der Bericht erftattet wurde. Hinfichttih 
des Gefeßes gegen Beamte, welche bei revolutionären Bewegungen ihre 
Fichten verfäumen, konnte ich eine Berfändigung beider Kammern 
nicht erzielen ıc. 

*) Berg. oben ©. 27 und 28. 

**) Zur Zeit, wo bie Gefahr aufs Höchfte ſtieg, wo nämlich der große 
Streit der Mächte über die Reichsverfaſſung ale Elemente von neuem 
in Bewegung feßte, war eine ſolche Waffenmacht nicht mehr vorhanden, 
und die vorhandene entweder meuterifch , oder doch (mie die wärttem- 
bergifihen Truppen) zur Befämpfung des Aufruprs nicht mehr verwendbar. 

**9) Zu un ge ſetzlich en bedeutenden Schritten oder zu fogenannten 
Gewaltſtreichen· (IV. 2 *)) hätte damals auch eine Waffenmacht, 
wie wir fie fe patten, im Hinblide auf die Macht der National- 
verfammlung, in Verbindung mit der deut ſch en Revolution überfaupt 
in Baden nicht pingereicht. Vergl. auch oben © 47%. 
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und Einige dabei als Erfüllung der im März 1848 gemachten 
Zuſagen *) oder auf zum Vollzuge der Grundrechte 
vorgelegt wurden. 

Wegen des Gefeges über den Kriegszuſt and beiehe 
ich mid) auf das oben (S. 102) Gefagte, uud wundere mi 
nur, daß v. Andlaw die Vorfläge, die er jetzt bei der 
Keitif des au nad der Reftauration (vom gegen— 
mwärtigen Minifterium) eingehaltenen Verfahrens vorbringt 
(av. 9, 11), nit ſchon Damals bei der Diskuffion vom 
29. Mai 1848 zur Sprache brachte. Es ift indeſſen zu billigen, 
daß er num wenigftend in Diefem Punkte ſolche Vorſchlaͤge 
nachtragt **), wenn gleih Niemand, der mit den Gefdäften 
vertraut iſt, für möglich halten wird, daß mit den Stand» 
gerihten, die ſechs Wochen dauern follten, und adt andern 
Kriegsgerihten innerhalb drei Monaten alle nah ber Res 
fauration vorgefommenen Hochverrathöprogefie (gegen Flüchtige 
und Anmefende) hätten unterfucht und abgeurtheilt werben 


*) Urter diefe gehörte namentlich auch das unter Ziff. 3 (IV. 6) ange⸗ 
führte Geſetz uber den Berfaflungseid, welbem Fehr. v. Andlaw in der 
Sitzung der I. Kamıner vom 19. Mai 1848 feld zuſtimmte. Bon 
ihm folte man daher jeßt feinen Tadel ver Formel: „fo wahr mir 
@ott peife” — mit Wealaſſung des (nit für Alle paffenren) Ans 
hangs: „und fein beiligee Worı* — erwarten, und am wenigften follte 
er daraus der Reuterung einen Borwurf maden, va ver Renies 
rungsentwurf viefe Bormel nit änderte, dieſe Aenderung viele 
mehr unter Mitwirtung des Srhrn. v. Andlaw erft in den beiden 
Kammern beſchleſſen wurde. 

*e) Bon feinem verneinenden Standpunkte aus, hält v. Andlam dies 
im Allgemeinen nicpt für nöthig und nennt (IV.9 *)) den Saß: „tadeln 
fei viel leichter, ala es beſſer maden“ — einen Gemeinplaß, mit 
dem man Alles entſchuldigen könne. — ohne zu beventen, daß es ebene 
falls eın Gemeinplap ıf, folde Waprpeiten, ſtatt fie au wider⸗ 
legen, nur als Gemeinpläße au be,eihmen. Und wenn er 
darin, daß Jemand einem Krititer entgegenpält: er fol ſtatt nur zu 
tadeln aud felbft fagen, wie die Sache beffer zu machen gewefen 
wäre, — ein Selbfiaehändniß ver Unfähigkeit findet, fo 
Tann man weniaſtens venfenigen Kritifer, der, in eigener Gteb 
Tung zur Mitwirkung berufen, feiner Zeit ebenfalls Fein Mittel anzu« 
geben wußte, ven naͤmlich en Borwurf (der Unfäpigkeit) mit gleichem 
Repte zurüdgeben. 
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können *), und daß damit, zumal bei fo ſummariſcher Bhand⸗ 
lung, mehr materielle Gerechtigkeit und Rechts— 
gleichheit hätte erzielt werden fönnen, ald wenn Dies 
jenigen, deren Thätigfeit nicht fo hervorragend und Far 
war, daß fie zur fofortigen ſtandrecht lichen Aburtheilung 
fi eignete, den ordentlichen Gerihten zum Erfenntniffe 
zugewieſen wurden. 

Schr. v. Andlaw ift der Meinung, „weitaus die meiften 
der im Kriegszuftandsgefege Ziff. 1—7 CIV. 8) bezeichneten 
Handlungen“ follten, auch ohne daß es eines ſolchen be 
fondern Gefeges bebürfte, Hinreihen, „in ganz gewöhn- 
lichen Berhältniffen Feftnahme und peinliche Strafe 
au verhängen,” aber die „unter dem Namen des politiſchen 
dortſchrittes/ abgerungenen Gefege haben ſolche Hand⸗ 





*) Man darf nur die Dauer der 1849 vorgelommenen fand» 
rechtlichen Prozeffe zum Maßſtabe nehmen, und die große Zapl 
der den ordentlichen Gerichten anpeim gefallenen Prozeſſe in Ber» 
gleichung ziehen. 

Benn v. Audlaw glaubt, diefe Zapl würde ſich dadurch, daß man 
„die minder Gravirten nah Erſtehung der Kriegsgefangenſchaft ente 
laſſen“ hätte CIV. 10), weientlid gemindert haben, fo ſcheint er 
nicht zu beventen, daß es ja, um zu wiffen, ob Jemand viel oder 
wendig grabirt fe, do einer Unterfuchung bevarf, und daß dies 
das größere, vie Urtheilsfälung aber das kleinere Geſchaͤft if. 
ueberdies wurde es au bei den ordentlichen Gerüchten nach einer 
Anordnung der jeßigen Regierung fo gehalten, daß hinſichtlich der⸗ 
jenigen, gegen welde aus ver Iinterfuchung Teine große Belaflung 
hervorgieng, die Alten zurüdgelegt, und die Prozeſſe durch Amnefirung 
fpäter nievergefchlagen wurden. Dies war jevod, fo wie v. Andlaws 
eigener Vorſchlag, nach der Anficht, welche er in der Abth. I. ©. 254 
aufftelte, verfaffungsmwidrig, da nach fener Anficht die Regies 
rung Fein Recht hat, eine Unterfuhung niederzufchlagen, fondern 
„erſt nah gefälltem Urtheile die etwa erfannte Strafe” zu mildern 
oder nachzulaſſen. Sch theile zwar dieſe Anficht nicht, aber v. Andlaw 
tommt doch mit ſich ſelbt in Widerſpruch. Würden übrigens die 
Entlaſſenen, wie v. Andlaw haben will (IV. 10), in der Art unter 
pofizeilicpe Aufficht gefelft, daß fih „haran gewiſſe, die Freiheit a u ch 
wirklich beſhränkende Folgen fnüpfen müßten“ fo wäre es 
ein ſchreiend es unrecht geweſen, gegen Jemanden opne Urtheil 
ein ſolches Uebel eintreten au laſſen. 10 
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tungen ſtraflos gelafien (IV. 11). Eine nähere Ber 
zeich nung biefer, durch die neue Geſetzgebung mit Unrecht 
im Allgemeinen ſtraflos gelaſſenen, Handlungen wäre 
um fo nöthiger geweſen, als ja das neue Strafgeſetzbuch, 
auf das ſich die Behauptung etwa beziehen könnte, noch 
nicht einmal in das Leben getreten war. Wil übrigens Frhr. 
dv. Andlam in den „weitans meiften“ ber im Krieges 
auftandögefege Ziff. I—7 aufgezählten Fällen auch „in ganz 
gewöhnligen Verhälmifien“ fofort Berhaft und peins 
lich e Strafe eintreten laſſen, fo wird es mit der Freiheit, 
bie dod er Jedem über feine Perfon, über fein Eigenthum, 
und über feine Willensbeftimmung (fo lang er niht bar» 
über Binaus auf fremdes Eigenthum und frembe 
Willensbeſtimmung greift) einräumen will (IV. 5), nicht weit 
ber fein. Die meiften dieſer Fälle find nämli jene, wo Je⸗ 
mand ohne befonbere Ermächtigung eine Waffe trägt (Rr. 1), 
einer Bolföverfammlung beiwohnt (Nr. 3), eine Widerfeplichkeit 
verübt, oder ein polizeiliches Verbot übertritt GKr. 4. 
In den unter Nr, 57 erwähnten (weit feltenern) hoch⸗ 
verrätherifhen Fällen, wozu bei dem Dafein der ſub⸗ 
jektiven Erforderniſſe auch Nr. 2 gehört, nah Umftänden 
felbft in den unter Nr. 4 erwähnten Widerſetzlichkeits— 
fällen, tritt allerdings Verhaft und peinliche Strafe 
ein. Hierin hat auf „in ganz gewöhnlichen Verhältniffen“ 
die Gefeßgebung nichts verfäumt *). Doc hat ber ordent⸗ 
liche Richter zur Feftnehmung dringendere Verdachts⸗ 
gründe nöthig, als in außerorbentligen Zeiten, wo 





*) In Beziehung auf Hohperrath galten hier im Jahr 1848 
und bis zum 1. März 1851 lediglich noch die Beflimmungen des ger 
meinen deutfhen Strafreqts in Berbindung mit dem, von 
Schrm. v. Andlaw gelobten, Strafevifte v. 1803 I. 31). 

Bas er von ten „gleichen Wirkungen“ ver im Kriegszuſtande⸗ 
geiege zufammengefellten „ungleihartigen Vergehen“ fagt (IV. 
10), bezieht fi nur auf die au bei Leinen Vergehen, die in ſolchen 
Zeiten gefährlich find, eintreiende vorläufige Befinehfmung 
oder Kriegagefangenfhaft. Oinſichtlich der Hauptwirkung, 
nämlich hinfichtlich der Strafe bleibt aber die Berfpiedenpeit, 
wie die allgemeine Gtrafgefepgebung ſie feRfeht. 
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wegen ber öffentlichen Bebrängnig das Kriegsrecht herrſcht. 
Ih weiß nicht, ob v. Andlaw die bei dem Leptern gelten, 
den Regeln, wobei bie perfönlihe Freiheit auch Unſchul⸗ 
diger blos geſtellt ift, felbft in „gang gewöhnlichen 
Verhältniffen“ zur Anwendung kommen lafjen möchte. Ex 
fagt doch ſelbſt: „anferordentlihe Zeiten und Verhältniſſe 
erfordern nothwendig auch außerordentliche Hilfsmittel“ ꝛc. 
(IV. 10). 

Es bleibt nur die Wahl: entweder regelmäßige Frei—⸗ 
heit (gefegliger Schub gegen Verbrecher, fo wie anders 
ſeits gegen ungerechte Verfolgung) mit Vorbehalt befonderer 
Maßregeln in außerordentlichen Lagen, — ober eine bes 
fändige Zwangsjade. Von dem, ber nicht bie Letztere, 
fondern die Exftere haben will, kann man aber deshalb noch 
nicht fagen, daß er „die Grundfäge der Revolution aner⸗ 
fenne, ober das Recht auf Empörung, oder wenigſtens 
auf alle Mittel, welde die Empörung vorbereiten und . 
möglih. machen, theoretiſch zugeftehe” (IV. 12—13), In Be 
siehung auf die legt erwähnten Borbereitungen kann man 
mehr oder weniger weit gehen. Man kann aber darüber, 
fofern man nicht überhaupt alle freie Bewegung hindern 
will, nur flreiten, wenn man eine fpezielle Frage, was 
als vorbereitend mit Strafe zu bedrohen ſei, vor ſich hat, 
und einen folden fpeziellen Mangel der Gefeggebung hat 
v. Andlaw nit angegeben. Er bewegt ſich nur in allge 
meinen Sägen. 

Dem Standretögefege gegen das Militär hat Frhr. von 
Andlaw in der Sigung der I, Kammer vom 29. Mai 1848, 
ohne irgend einen Verbefferungsvorfhlag zu machen, zuge 
fimmt, und doch tadelt er baffelbe jet wieder (IV. 13). 

Was er gegen das Gefeg über die Beamten, welche bei 
revolutionaͤren Bewegungen ihre Amtspfliht verfäumen, und 
namentlich gegen die angeblich unftatthafte Rüdwirkung 
bes Entwurfes fagt (IV. 13 **)), ift fhon oben (S. 102) bes 
ſprochen. Wenn er nun aber weiter den Vorſchlag, daß dem 
nterſuchungsrichter drei (keineswegs von der Gemeinde, 
fondern vom Gemeinderath) zu wählende Bürger beiger 
geben werden, als eine auf bie Hertſchaft des ‚eöotfoniene 
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abzlelende Maßregel bezeichnet, welche meine „unfihere Res 
glerungsmeife fehr Far herausftelle,” — fo dürfte er über 
dieſe eigene Gombination wohlerröthen, wenn er nach⸗ 
ſchlaͤgt und findet, wie fehr er fi dabei getaͤuſcht Habe, wenn er 
nämlich findet, daß der Regierungsentwurf von jenem Vor⸗ 
ſchlag gar nichts enthielt, daß ich vielmehr denfelben auch in ben 
Kammern befämpfte, und daß bie I. Kammer in der Sitzung 
vom 30. Mai 1848 jenen von der I. Kammer in den Ge 
fegentwurf gemachten Vorſchlag gerade auf meine Anregung 
dahin abänderte, dag nur der Unterfuhungsbeamte 
felbft drei Bürger als Urfundsperfonen beiguziehen habe, 
Im Uebrigen ift es nicht richtig, daß, wie v. Andlaw es 
darftellt, die drei Bürger nach dem Vorſchlage ber II, Sammer 
auch hätten miturtheilen folen. Sie follten nur ber 
Unterfudung beimohnen (fomit nur Urfundspers 
fonen fein), und am Schluſſe mit ihrem Gutachten ge 
. hört werden. Der (micht unwichtige) Unterſchied zwiſchen der 
Baflung der I. Kammer und jener ber I. Kammer, welch' 
Letzterer v. Andlaw ebenfalls beiftimmte, beftand nur darin, 
dag nad der Erften der Gemeinderath des Wohnorts 
des in Unterſuchung befindligen Beamten, nad der Faſſung 
der I. Sammer aber der Unterſuch ungsricher felbft 
die drei zu Urkundöperfonen beftimmten Bürger auszuwählen 
habe *). 
Wenn Schr. v. Andlaw fagt, daß es an ben Außern Mitteln, 
den Aufftand nieverzuhalten, d. h. an folgen, welge un 
mittelbar auf dieſen Zwed gerichtet find, nicht genüge, 





*) Die daſſung der I. Kammer lautete: 
„Bu Führung der Unterſuchung werben dem damit ber 
auftragten Beamten drei Bürger beigegeben, welche der Gemeinde⸗ 
rath des Wöpnfibes des Beamten aus der Zap der unbeſcholtenen 
Gemeindebürger erwaͤhlt. Diefelben find am Schluſſe der Unter- 
ſuchung mit iprem Gutachten zu hören.“ 

Die I. Rammer faßte diefe Beſtimmung alsdann fo: 
„Der mit ver Unterſuchung beauftragte Beamte hat wenigflens drei 
unbefeholtene Bürger aus dem Amtsbezirt ald Urtundsper« 
fonen beizuiepen, welde am Schluſſe der Unterfuhung einzeln 

oder im Ganzen über. ſolche zu Protololl zu Hören find.“ 
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ſondern daß man bie Ur ſach en des krankhaften Zuſtandes 
erforſchen und die entſprechenden Heilmittel anwenden müffe 
(IV. 15), fo bin ich damit vollfommen einverftanden, und 
wäre dem Frhrn. v. Andlaw fehr dankbar gemefen, wenn er 
folge Heilmittel (nicht blos durch Angriff des Beftehenden, 
fondern in pofitiner Weife) bezeichnet hätte. 

Ich Habe nie behauptet, daß bie in meiner Drudfchrift 
S. 346 zufammengeftellten Gefege, deren Verwirklichung 
dur die Matrevolution verhindert wurde, das badiſche Volk 
auf den Höhepunkt des Glüds Hätten bringen Fönnen 
div. 16) *), oder auch nur daß fle überhaupt die wichtig⸗ 
ften, oder meiften, ober gar bie einzigen Mittel feien, 
die politifchen Zuftände zu verbeffern und damit Revolutionen 
abzuwenden. Dazu bedarf es noch vieler und zum Theil noch 
wichtigere Schöpfungen und fittlicher Anregungen aller Art, 
fo wie zugleih auch folder ®rimdungen, die unmittelbar 
das Gefammtvaterland berühren und für welche ein 
Feines einzelnes Land feinen Boden hat. Aud abge 
fehen von Dingen ber letztern Art genügt aber zu jenen 
Schöpfungen niht die Zeit eines Landtags, oder and 
einiger Landtage, und am allerwenigften dann, wenn (mie 
1848—49) die ſtürmiſch aufgeregten Elemente bie gebeihlihe 
Berathung und Schlußfaffung trüben. 

Was ih fagte und noch fage, befteht nur darin, daß ber 
größte Theil jener Gefege ihrem Hauptinhalte und ihrer 
Hauptrichtung nad, — alfo vorläufig abgefehen. von der 
nöthigen Verbeſſerung verſchiedener Einzelbeftimmungen, 
welde die Spuren -ihrer Entftehungszeit an fi tragen, — 
einen Beitrag zur Verbefferung der Zuftände und zur Ab⸗ 
leitung der revolntionären Stoffe geliefert hätte, 

In grelen Farben ftelt Frhr. v. Andlam dar, wie buch 
jene Gefege Alles, was feit dem Beftande der Verfaſſung, 
insbefondere feit 1831, in allen Zweigen des Staatslebens 
durch Landtage, Gefeggebungsfommiffionen 2c. gefhaffen, vers 


*) Wegen ver Bezeichnung als eines ber vorzüglichſten Bührer der 
Oppofition“ f. oben die Note * auf S. 70 und 71. 


— 10 — 


einbart, verändert worden fei, nun anf einmal wieder abs 
gefgafft und ducch Neues erfegt werden fol (IV. 17) 
Er ruft aus: „war bisher Alles Irrthum, wer bürgt dafür, 
daß bad Neueſte nicht auch Taͤuſchung ſei ?“ 

Es iſt auffallend, wohin (bei einmal vorgefaßter Meinung) 
die Phantafle einen fonft talentvollen Mann führen kann. 

Die Wahrheit ift: mit Ausnahme deſſen, was der Ent 
warf über das amtsgerihtliche Verfahren (nah dem 
Wunſche des Frhrn. v. Andlaw — J. 25-31) an 
der Civilprozeßordnung änderte, wurde duch alle 
jene in IV. 15—16 zufammengeftellten, dur die ‚Mairenos 
lution unterbrochenen Geſetzesberathungen nicht ein Einziges 
ber feit dem Beftande der Verfaffung mit den 
Ständen vereinbarten und in's Leben getres 
tenen *) Geſetze abgefhafft oder auch nur ver 
ändert. Es handelte fi vielmehr nur um ſolche Reformen, 
die feit vielen Jahren von ber II. Kammer verlangt, aber 
von der Regierung noch nit zugeftanden waren, 

Was den Inhalt diefer Geſetze und zunaͤchſt desjenigen, 
welches die Unabhängigfeit der Richter regeln follte, betrifft, 
fo weiß ih wohl, daß es leichter Mittel gibt, dieſe Unab⸗ 
hängigfeit nach oben, als jene nah unten ficher zu fielen 
(IV. 18). Das Unmoͤgliche ſoll aber deshalb die Aus- 
führung des Möglihen nicht hindern, und gewiß if, daß 
das Gefühl der Unabhängigkeit nad oben pſychologiſch auch 
jene nach unten ftärkt, daß aber Verurtheilungen von einem 





*) Die Gerichteverfaffung und die Strafprogeßorbnung, welche ins⸗ 
befondere in Bolge der nun aufgenommenen Schwurgeriäte ver 
Harmonie wegen einige Aenderungen erfahren mußten, waren befanntlich 
noch gar nicht in das Leben getreten. Was alio hinſichtlich 
derſelben geſchah, war nicht mehr und nicht weniger, als wenn 
an einem er ſtmale vorgelegten Geſetzesentwurfe wie gewöhnlich, 
in den Kammern Aenderungen gemarpt werben. 

Erſt Staatsrath Stabel Hat jet, um dur allmählige Ein- 
führung die Sache eingänglicher zu machen, am Yandtag von 1850—51 
blos einen — darnach modifizirten — Theil des neuen Strafe 
verfahren, welcher bei der bevorſtehenden Vervollſtaͤndigung wieder 
umlgeändert werben muß, zur Verwirklichung gebracht. 
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unabhängigen Gerihte mehr öffentlihes Ber- 
trauen genießen, ald jene eines abhängigen, und baf 
ein, durch die Einrichtungen ſelb ſt begründetes Mißtrauen, 
insbeſondere jenes auf die Rechtspflege, die öffentliche De⸗ 
moralifation fördert. Darum haben auch nit nur die 
Engländer *), fondern faft alle deut ſchen Staaten, bie 
größten niht ausgenommen, jet ſolche Gefege, welche bie 
Verantwortlichkeit der Richter gegenüber dem fie beſtellenden 
Regenten (IV. 20) keineswegs aufheben, aber babei Schuß 
gegen Wilfür gewähren. Es follte nad unferm Geſetzes⸗ 
entwurf die DVerfegung oder Zuruhefegung eines Richters 
auch gegen feinen Willen erfolgen fönnen, wenn ein Ges 
richtshof (disziplinaͤr) ausſpraͤche, daß dies im Intereffe des 
Dienftes raͤthlich fe, 

Schr. v. Andlaw fagt, man habe fidh beſtrebt, „die Rich⸗ 
ter abhängig zu machen nad unten von den Anfihten und 
Intereffen Derjenigen, über welchen fie als Richter fanden“ 
AV. 21). Dies ift nicht verflänblih, weil nicht gefagt iſt, 
wod urch dieſes Abhängigmachen erſtrebt worden fei. Dar- 
auf, daß fie wie andere Beamte im Falle des Amtsmiß- 
braugs von einem andern Gerichte ſollten belangt werben 
können, kann ſich jene Behauptung wohl nicht beziehen, denn 
dadurch werden fie fo wenig, als andere wegen Vergehen 





*) Wenn, wie v. Andlaw bemerkt (IV. 18 %)), in England erft 
nad langen „Bürgerkriegen das Richteramt in feiner Unantafbarteit 
fich feftgelegt dat,“ fo wird es ein billiger Wunſch fein, daß dies in 
Deutfgland, ohne folhe Bürgertriege abzuwarten, ger 
{Gehen möge. 

Wenn v. Andlaw erzäplt, ein alter Cangebliger) Staatsmann habe, 
eve ich in das Minifterium trat, gefant: „ih möchte dem Dberhofe 
‚gericht einen Tpron bauen, welcher jenen des Großperzogs überragen 
müßte,” — fo verfiehe ih dies gar nicht, da ih niemals irgend 
einen Vorſchlag made, oder überaupt an einer Beratbung Theil 
nahm, wornach der Wirkungefreis oder die Macht des Oberhof 
gerihts Hätte vergrößert werben follen. , 

Wenn ih jede alberne Aeußerung, die ich etwa über den Brprn. von 
Andlaw hörte, in einer Drudfiprift veröffentlichen wollte, fo würde es 
mir an Stoff dazu waprlih ebenfalls nicht fehlen. 
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gerichtlich Verfolgte von den Betheiligten, ſondern vom 
Ausfpruche des über bie Anklage urtheilenden Gerichts 
abhaͤngig. 

Was aber uͤberhaupt die Klagen gegen öffentliche Beamte 
(IV. 20) betrifft, fo hat der in der I, Kammer von 
einem grundherrlichen Abgeordneten erftattete Bericht ums 
ſtandlich ausgeführt, daß das bisherige Verfahren, wornach 
jene Klagen nur mit Ermädtigung der Dienftbehörbe 
zugelaffen wurden, auf „einer zu bureaufratifgen 
Anſchauungsweiſe“ beruhe. Im Uebrigen habe ic bei ben 
Verhandlungen den Grundſatz zu wahren gefucht, daß über 
die Rechtmäßigfeit einer Verfügung ber Behörde im Gebiete 
des öffentligen Rechts nie vom ordentlichen Richter ent 
ſchieden werden könne *), daß vielmehr eine ſolche Frage, 
fofern das Minifterium niht felbft in Anerfennung ber 
Untechtmaͤßigkeit der Handlung den Beamten der gerihtlichen 
Verfolgung überließe, fondern die Verfügung in Schutz 
nähme, nur auf den Grund einer ftändifchen Anklage an ben 
Staatsgerihtähof gebracht werben könnte. 

Wenn Fehr. v. Andlaw fagt, unfere Gerihtöverfaffung 
habe „in dem Sinne, daß das Volk fih felbft richte,“ 
abgeändert werben follen (IV. 23), fo kann ſich biefe Bes 
hauptung nur etwa auf das Inftitut der Schwurgerichte **) 


*) Wollte ver Richter Über die Rechtmäßigkeit einer von ver Regie⸗ 
rung in Schuß genommenen Amtshandlung in Sachen des äffent- 
Ligen Rechts das Exfenntniß ſich zueignen, fo hätte felbft nach den 
deutſchen Grundrechten die Erhebung eines Kompetenztonflifis ven 
Uebergriff abwehren können. 

Benn übrigens v. Andlaw behauptet (4. B. IV. 23), daß wegen 
der durch die Geſetzzebung herbeigeführten Ungewißpeit, ob eine Sache 
zur Juſtiz oder zur Verwaltung gehöre, die verzögernden Kompetenz= 
Tonflitte immer häufiger wurden, fo weiß dagegen Jever, der mit 
der Sache vertraut ift, daß im ganzen Lande jährlih höchſtens 
4—6, ja gewöhnlich kaum 1, 2 oder 3 ſolcher Kompetenzkonflifte zur 
Entfcpeivung kommen. . - 

**) Ich wäre allerdings bafür, daß au in andern Zweigen ber 
Rechtspflege in Beziehung auf Thatfragen, over wo es fi um 
beſondere Fachkenutniſſe handelt wie beidandelsgerichten, 
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beziehen. In diefer Hinficht berufe ich mich auf das oben 
(S. 78 u. 79) Geſagte, ſo wie hinſichtlich der Behauptung, daß 
man bei der Trennung der Juſtiz von der Verwaltung mög⸗ 
lichſt viel an die Juſtiz zu bringen geſucht Habe, auf S. 121 u. 122. 
Wenn v. Andlaw in der bei allen civilliſirten Völkern in 
hohem Anfehen ftehenden richterlichen Inftitution nur 
einen „farren Rechtsformalismus“ erblidt, fo follte er 
Eonfequent nicht bloß eine Befhränfung ihres Wirkungs⸗ 
Treifes, fondern ihre völlige Abfhaffung fordern, was 
übrigens, da do irgend Jemand die Rechtsſachen ent 
feiden muß, nur die Folge hätte, daß die Regierungsbe- 
hoͤrden auch richten müßten, alfo Verwaltung und Juſtiz, 
Vertretung der Intereffen und Entfgeidung 
darüber in einer Hand lägen. 

Am heftigften befämpft Schr. v. Andlam das Gefeg über 
die Bezirks oder Kreisverwaltung (IV. 24 1.) *). 

Er Hält die Gemeinden für feine Körperfhaften mehr, 
etwa weil, wie ed doch nad uraltem Rechte bei Körpers 
ſchaften die Regel ift, ihre Mehrheiten (25) Beſchlüſſe 
faſſen und ihre Vertreter wählen. Darum hält er natürlich 
auch den Verband einer Anzahl Gemeinden mit gemeinfamen 
Intereffen und eigener Verwaltung zu einem Kreiſe ober 
Bezirke nicht für einen Förperfhaftlihen Verband, In ber 
Schaffung eines folden Mittelgliedes zwiſchen Staat und 
Gemeinde findet ex vielmehr eine Vernichtung der „phy⸗ 
fifgen nnd moralifhen Perſönlichkeiten“ (IV, 24) **), 


dabrikgerichten Gewerbsgerihten; Feldgerichtenze. 
die Verwendung volksthümlicher Elemente weſentliche Vortheile gewäͤh⸗ 
ren würden. Vergleiche die Bewegung in Baden S. 47. 

*) Bergleiche meine obige Bemerkungen S. 31, ©. 78**), S. 814%). 

##) Auch bei einer Tpeilung nah Ständen müßten doch immer 
wieder Verbände zu einem größeren Umfange hinzulommen, wenn man 
bon einer wahren Gliederung bes Volkes ſprechen und nicht ben 
Heinften Theil unmittelbar der Staatsgefammtheit gegenüber ſtellen 
wollte, und unter dieſen fo verbundenen Ständen Könnte, wie in ber 
Mitte der einzelnen Tpeile, wieder nur die Mehrheit entſcheiden, 
und dadurch, wie v. Andlaw fi ausorüdt, fih als dem „Gefammts 
willen bes Bezirks oder Kreiſes“ die Einzelnen oder die Minderpeit 
dienſtbar machen.“ 
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Bas den Inhalt des angefochtenen Geſetzes felbf 
beteifft, fo hatten die Gemeinden als die Glieder des 
Verbandes ihre Vertreter für die Kreisverfammlung zu währ 
len, und bie je 3000 Seelen bildeten nur den Mafs 
ftab, wie viele Vertreter eine Gemeinde abzuorbnen 
habe. Im Uebrigen follten nit 30, wie v. Andlaw fagt 
AV. 25), fondern, wie das 1849 vorgelegte Budget zeigt, 
nur 11 folge Kreife errichtet werden, umd es waren auf 
3000 Seelen nit zwei Mitglieder, fondern nur Eines 
und ein Stellvertreter zu wählen. Hieraus und aus ber 
Darftellung der Zuftändigfeit des Kreisausſchuſſes (LV.27—29), 
wo verſchiedene Beftimmungen des Gefeges vom 10. April 
1849 weggelaffen find, geht hervor, daß v. Andlaw das 
letztere bei feiner Kritik nicht einmal vor Yugen hatte. 
Namentlich erwähnt er bei der Zuftändigfeit des Ausſchuſſes 
in Horftfagen (IV. 29 Nr. 8 und 9 nicht einmal, daß, wie 
der $. 26 3.8 und 9 des Geſetzes vorfepreibt, die Staats⸗ 
forfibehörbe vor der Schlupfaffung zu vernehmen fei und 
ihr gegen ben Befhluß der Refurs an das Minifterium 
des Innern zuftehe. Eben fo verfhweigt er, daß, wie übers 
haupt die Betheiligten nad $. 37 den Rekurs gegen Vers 
fügungen ber Kreisausſchuüſſe haben, eben fo nad $. 38 ber 
Staatöbehörde überall im öffentlichen Intereſſe das Veto 
zuſteht, und fie die Entſchließung des Minifteriums des 
Innern einholen kann, wodurch ſicherlich die Regierungs⸗ 
ober monachifhen Interefien gewahrt find. Die Erwähnung 
zur Wahrung diefer Interefien paßte aber nicht zu der Be 
hanptung, daß in den Beftimmungen dieſes Geſetzes ſchon 


Judeſſen müßten, um was Immer für ein Zuſammenwirken ober für 
eine Bertretung darauf zu gründen, diefe Staat sglieverungen doch 
zuerſt vorhanden fein; aber um dieſe ſeld ſt au ſchaffen, reiht 
eine kur ze Zeit nicht hin, und am wenigfien wäre dazu die Beides 
gungszeit von 1848/49 geeignet gewefen. Der Mangel einer derar⸗ 
tigen Gliederung konnte übrigens ver damaligen Schöpfung eines 
Mittelgliedes zwiſchen Staat und Gemeinden durch eine körper⸗ 
ſchaftliche Kreis verbindung der Ießtern nicht im Wege ſtehen, und 
weitere andere @lieverungen innerhalb viefes Verbandes waren 
dadurch jedenfalls nicht gehindert. 


| 
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ein „geſehlicher Umſturz“ gelegen wäre (IV. 30) und wenn 
dv. Andlaw die belgiſche Provinzialverfaffung, die er an⸗ 
rühmt (II. 122), mit dem vorliegenden Gefege verglichen 
hätte, fo würde er entweder diefe Anrühmung zurückgenommen 
ober bie Angriffe auf unfer Geſetz, wenigftens feiner Haupts 
richtung nad unterlaffen haben *). 

In der Abth. J. tadelt v. Andlaw, daß nicht nur die Ger 
feggebung, fondern aud die Verwaltung den Gemeinden 
mBerbefferungen, Verſchönerungen, Anordnungen aller Art“ 
zumuthe, „ohne zu ermeflen, ob dies Alles ihrem Bebürf- 
niffe und ihren Kräften auch entſpreche“ (49). Ex Hagt, daß 
eine Gemeinde „zu dem Baue eines Schulhaufes und Rath- 
hauſes gleich zeitig angehalten wurde” (50). Der $. 26 
3. 3 des vorliegenden Gefeges beſchraͤnkt nun bie Staatöbes 
hoͤrde im der arbiträren Auflage folder Ausgaben dadurch, 
daß er, fofern die Gemeinde die ihr zugemuthete Ausgabe _ 
ablehnt, die Sache der Entſcheidung des Kreisausſchuſſes 
unterwirft, fo daß ohne defien Zuftimmung eine Röthigung 
ber Gemeinde nicht mehr flattfindet **). Demohngeachtet tadelt 
v. Andlam im Widerfpruche mit fich felbft au dieſe Ber 
flimmung (IV. 28). 

Eben fo tadelt er, daß das Kreisamt mit dem Kreisaus⸗ 
ſchuſſe in erweiterter Kompetenz, nämlih auch in folgen 
Dingen zu erkennen habe, in welchen bie Kreißregierungen , 
bisher die Entſcheidung des Minifterims einholen muß⸗ 
ten (IV. 33), während er in ber Sigung ber I. Kammer 
vom 25. April 1848 (I, 168) darüber Hagte, daß viele 
nEntfepeidungen in den oberften Kollegien erfolgen, währ 
rend die nächte Behörde fie nicht nur weit fehneller, fon 


®) Heberhaupt wären ſicher Alle, gegen deren politiſche Auſichten von 
Andlaw fo eifert (die Revolutionsfüchtigen ausgenommen), gerne das 
mit einverflanden, daß die ganze belgiſche „provinzielle und Tomunale , 
Inſtitution“ in Baden vollAändig durchgeführt würde. 

**) Die mittelbar von den Gemeinden gewählten Mitglieder des Kreis⸗ 
ausſchuſſes werden hiebei, weil jedes eine ähnliche Zumutpung auch 
gegen feine Gemeinde fürchtet, die Selbſtſtaͤndigkeit der Gemeinden 
ſicher mepr wahren, als dies der dall if, wenn die Staatsbehörde 
ohne eine folge Mitwirkung Ausgaben anorbnen Tann. 
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bern viel geeigneter enifäeiden Könnte," und während er 
auch in der Abth. IV. S. 35 das Streben tabelt, bie Wirk 
famfeit der untern Stellen zu Gunſten des Minifteriums 
des Innern immer mehr einzuengen?*). 

Wenn er in Beziehung auf die nüplihen Unternehmungen 
und Anftalten, welche die Kreisverſammlung beſchließen kann 
(IV. 26 — 27), barüber Hagt, daß etwa bie Mehrheit 
der Gemeinden durch ihre Vertreter (jedoch ſtets nur mit der 
vom Minifterium des Innern einzuholenden Staatsgenehmis 
gung) die Minderheit zu gemeinfaftligen Ausgaben nöthis 
gen könne (IV. 30), fo fpriht er damit dem Syſteme das 
Wort, nach welchem eine einzelne Gemeinde Gründungen, 
welde für den ganzen Bezirk von großem Vortheile wären, 
und dort die Gefittung, die Orbnung und den Wohlftand 
fördern würden, durch ihr einfeitiges Veto hindern können **), 
Damit wird er fiher die Verarmung (IV, 31) nit mindern, 
fondern ihre Verminderung, die duch nutzbringende Einrich⸗ 
tungen bewirft würde, nur hindern ***), 


*) Hinfichtlich diefes angeblichen Strebens befindet fich Frhr. v. Andlaw 
in einem thatſaͤchlichen Irrthum, da feit lange her gerade umgekehrt 
viele Gefdäfte, die früher dem Miniferium des Innern vorbehalten 
waren, ben Kreisregierungen und viele Geſchaͤfte ver letztern den Aemtern 
zugewiefen wurden. 

Mit den angeführten (IV. 35 b.) minutiöfen Vorſchriften, die übris 
gens Alle ſchon fehr alt find, bin ih ebenfalls nicht einver⸗ 
fanden. Ich habe bei mehreren äpnlichen, wo fie mir vorkamen, bie 
Aufpebung veranlaft. 

**) Daß unter den im Gefeße erwähnten Arbeitshäufern auch 
Pariſer Nationalwerffätten (IV. 31) verftanden werden fönnen, wird 
außer ihm Niemanden in ven Sinn gelommen fein. 

Meberhaupt aber iſt nicht gu erwarten, daß die Kreisverſammlung 
durch Unordnung von Unternehmungen, deren Bortpeil nicht angens 
ſcheinlich if, fich leicht den Vorwürfen der Gemeinden (einzelne Dals⸗ 
farrige ausgenommen), ausfegen wird. Und follte es einmal gefchehen, 
fo bliebe ja noch Abwendung durch Verſagung der Staatsgenepmigung 
übrig. 

***) Die (auch von den Demagogen immer verbreitete und für 
ihre Zwecke auegebeutete) Behauptung, daß ohnerachtet der gefteigerten 
Einnahmequellen „eine wefentlihe Verminderung der Steuern einges 
treten fei (IV. 31%), beruhl auf Irrthum. Die legten Jahre mit ihren 
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Erfreulich war mir zu leſen, daß nun Frhr. v. Andlaw 
hier endlich, weil die ſeitherige Verwaltungsweiſe abgenüpt 
ſei, ſich wenigftens die Frage aufwirft: „was war zum 
thun?“ — Aber viele Erwartung und leider Feine Befries 
digung.“ „Bor allem müßten“, fagt er, „die gleichartis 
gen Intereffen nad gemeinfamen Bedürfniffen in einen ges 
meinfamen Bezirks⸗ und Kreisverband gebracht, und aus 
den Vertretern der verfchiedenen Intereffen ein Bezirks⸗ und 
Kreißrath gebildet werben, der ſodann bie gemeinfamen Ver 
hältniffe des Bezirks leitet“ (IV. 37). 

Diefer allgemeine Satz, aus dem Jeder maden Fann, 
was er will, ift Alles, was v. Andlaw als Ausweg vor 
ſchlaͤgt 9). 

Daß das dem Gefey vom 10. April 1849 zu Grunde 
liegende Wahlfyftem, wie alle in Deutſchland damals 
zu Stande gefommenen Wahlvorfäriften, der Verbeſſerung 
bebürfe, habe ich oben ſchon anerfannt. Auch eine Ausſchei⸗ 
dung ber Wählerflaffen nad „gleihartigen Intereſſen“, fo 
weit fie ſich durchführen läßt, Habe ih anempfohlen **). 
Da aber v. Andlaw feine Vorfhläge macht, wie diefe Aus- 
ſcheidung zu verwirklichen und noch weniger, wie eine kor⸗ 


ganz außerorbentlichen Ausgaben können nicht maßgebend 
fein. Sonft if} aber nur feit 1831 durch Aufhebung ber Straßenbaus 
frohnden, des Straßengelves und mehrerer Accife, fo wie durch Mindes 
-rung des Salzpreiſes eine Entlaftung von wenigftens jährlichen andert⸗ 
halb Millionen eingetreten, und die Entlaftung, vie in ven Beiträgen 
zur Zehntablöfung , in der Hebernapme von Landſchaftsſchulden und ver 
Ablöfung ver alten Abgaben aus ver Staatstaffe liegt, macht ebenfalls 
nicht weniger aus. 

Eben fo unbegründet ift die fo leicht hingeworfene Behauptung, daß 
«die gefeigerten Einnahmen großentpeils wieder durch „muthwillige und 
überflüffige Ausgaben“ verſchlungen worden feien. Selbſt der von 
Erhr. v. Andlaw mitgetpeilte Etat des Minifteriums des Innern (1. 
184—186) widerlegt diefe Behauptung (fiehe oben ©. 110 u. 111), fo wie 
die weitere wegen der „vermehrten Beamten“, da ver Aufivand für die 
Beamten kaum im Berhältniffe ver Bevölterungszunapme geftiegen iſt. 

*) Bergleiche oben Note * auf ©. 44—46. 

**) Bergleige „Beivegung in Baden“ $$. 21 und 29, fo wie oben 
©. 1-23. 
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porative Gliederung *) jener Intereſſen zu bewerk⸗ 
ſtelligen (IV. 25) ſei, fo habe ich keinen Anlaß, näher hier⸗ 
auf einzugehen. Die Hanptfache if nur, daß alle Klaſſen 
im Verhaͤltniß bes natürlihen Gewichtes, welches (nah 
ihrer Intelligenz und nad ihren Interefien, namentlih nad 
ihrem Befige, nach ihrer Thätigkeit oder Berufsart) in der 
bürgerlichen Geſellſchaft ihnen zufommt, vertreten ſeien (vergl. 
oben die Rote * auf ©. 44-46). 

Das Wichtigſte iR aber dann noch, was zu den Gemeins 
famfeiten des „Bezirks⸗ oder Kreisverbandes“ zu zählen fei, 
alfo mas zum Wirkungskreiſe des „Bezirks⸗ oder 
Kreisraths“ gehöre. 

Der von Frhr. v. Andlam aufgeftellte allgemeine Sap iſt 
hierin um fo unbeftimmter, als feine Ausftelungen an bem 
Gefege vom 10. April 1849 fih ja nicht nur auf die dort 
aufgeführten Entfpeidungen über gemeindebürgerlihe und 
ähnliche Angelegenheiten der Kreisangehörigen (IV. 
27—29), fondern fogar auf die Angelegenheiten des Kreiövers 
bandes als ſolchen (IV. 26—27) beziehen, 

Auf der andern Seite Hagt er über den Bureaufratismus 
und fagt, die Regierung fol „nicht alles felbft leiten, ent 
ſcheiden und befehlen“ (T. 170), — ja er geht fo weit, zu 
behaupten, daß die „Verwaltung, was man größtentheils 
fo nenne“, d. h. alfo wohl der größte Theil der bisherigen 
Verwaltungsgeſchaͤfte „den Genoffenfhaften, den Korporatios 
nen im Großen und im Kleinen“ (II. 147) zufommen fol, 
Will man Dies durchführen, fo muß man dem zu bilden- 
den „Bezirls⸗ oder Kreisrat" außer den Angelegenheiten 
des Verbandes als ſolchen aud die Angelegenheiten feiner 
Glieder, ſo weit fie fih auf die Angehörigfeit zu dem 
Verbande oder zu einer in demfelben begriffenen Fleinern 





®) Er fheint zu meinen, daß es ſchon eine folde Glieverung wäre, 
wenn nur (wie er es hinfihtlih ver Boltsvertretung vorſchlug 
— IV. 49) 3. B. die Grundeigenthümer, Gewerbeleute, Panvelsleute 
und Babrilanten getrennte Wahlen vornäfmen, wenn glei 
fonf die Angehörigen dieſer Abteilungen unter fich keinerlei tow 
porativen Verband hätten. 
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Gemeinheit G. B. auf das Verhälmiß zur Gemeinde) ber 
siehen, zuweifen, und Avar in nod weit größerem Um, 
fange, als dies in dem Gefege vom 10. April 1849 ge, 
ſchehen if. Dann paffen aber — glei) viel ob man ben Be 
zirls⸗ oder Kreisrath durch Verbände nah „gleihartigen 
Intereffen“, oder in anderer Weiſe wählen laſſe, — 
alle die ftarfen Vorwürfe von Demokratismus, Republika 
nismus, Umfturz ıc., die v. Andlam dem erwähnten Gefege 
macht (IV. 24, 25, 30, 34), in vollem Maße auch auf 
fein eigenes Projekt. WIN er dagegen jene Ausdehnung 
nit, fo kann er wenigſtens nicht fagen, daß die „feitherige 
Verwaltungsweiſe“, die er ald „abgenüpt, in ihrem Keime 
verborben, von der Gefegebung untergraben, aufgegeben“, 
und ald „ein Gegenftand der Verächtlichfeit geworben“, bats 
flellt (IV. 35), befeitigt, und durch eine andere erfept ſei. 

Unter diefen Umftänden ſcheint er ſich felbft nicht Far zu 
fein, was er eigentlih will. Wohl nur aus diefem 
Grunde hat er fih auf eine nähere Darlegung feines 
Planes nicht eingelaffen, und nod die Bemerkung beigefügt: 
„Die Aufgabe des Staatsmannes befhränfe fih (für jetzt) 
auf vorbereitende, nicht auf fogleih durch⸗ und tiefgrei⸗ 
fende Verwaltungsorganifationen” (IV. 37), — ohne auf 
nur zu fagen, worin wenigftens dieſe Borbereitung 
zu beftehen habe. 

Wie hätte er denn, wenn er mit den verſuchten Vorſchlaͤ⸗ 
gen nicht in ein Stoden gerathen wäre, im Widerſpruche 
mit dem, was er in ber Abth. I. fagte *%), hier jept auf 
einmal folde Duldung üben und einen Iangfamen Wie 
deraufban geftatten Fönnen? — Dazu hätte ihn, was in 
dem Schlußſatze liegt: 





®) Dort findet er nämlich die Gefahr, die aus ven bisperigen 
Regierungsgrundfäßen vroße, „neßpalb dringend, weil ihr bei 
nahe von keiner Seite abgewehrt werde, hingegen bie Zahl Solcher, 
welge ihre Ausbreitung befördern, beinape Ründlip wachfe? 
(1. 10). Und in ver Borrede zur Abth. U. ruft er fehnfühtig das 
Mitleid von ganz Deutfhland an, weil’„vie Mißbräuche 
der Grfeßgebung, der Berwaltung der Finanzen, zum Theil der 
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„welche Kraft auf Erden vermöchte unter folhen (dem 
jebigen) Anfprüden und Widerfprühen Hand 
anzulegen an die gründlige Heilung unferer geſellſchaft⸗ 
lichen Zuflände 2“ (IV. 38) 9 — 

um fo weniger vermocht, ald er unmittelbar vorher (IV. 36) 
in den „Parteifpaltungen der Zeit“, und weil „bie faum 
gefchaffenen Gebilde durch ihre eigenen Schöpfer bald wieder 
vernichtet wurben“, einen Grund zur Behauptung fand, daß 
jet „die Männer an dem. Ruder der Regierung ihren Geg⸗ 
nern gegenüber gewiffermaßen ein leichtes Spiel haben.” 

Aus Anlaß des Gefeges über Einführung von Kollegial- 
gerihten (IV. 38) kommt v. Andlaw auf die ſchon oben ers 
mwähnte Behauptung (I. 181) zurüd, daß ich die Verant⸗ 
wortlichfeit „auf Viele, auf das ganze Volk wo moͤglich aus⸗ 
zudehnen“ ſtrebte. Es kann fih dies nur auf bie fo eben 
beſprochene Kreißverwaltung und überhaupt auf den, von 
Schr. v. Andlaw im Allgemeinen ebenfalls anerkannten 
il, 147 und IV, 37) Grundfag beziehen, daß bie Angeles 
genheiten fo viel ald möglich durch Diejenigen, die fie zu 
naͤchſt angehen, beziehungsweife durch die Vertreter derfelben 


Grundfäge ſelbſt, nur in geſteiger ter Weife bei und wie⸗ 
der eingefeprt” feien, und das arme Bolt nur dafür geftraft werde, 
„daß man daſſelbe Länger als ein Menfpenalter regierte, wie man 
es regiert.“ 

Bei einer derartigen Lage der Dinge könnte man fih mit einem 
langfamen Wieveraufbaue nicht begnügen, fonbern bie Heilmittel 
müßten fo ſchnell als möglich angewendet werden, um das 
Baterlandzuretten. 


*) Hätte v. Andlaw biefer Betrachtung bei Beurtheilung meiner 
Verwaltung auch nur geringe Rechnung getragen, fo würde er da ⸗ 
bei zu andern Ergebniffen gefommen fein. — Wenn es felbft jest 
in ver Zeit politifder Ruhe und einer verbreiteten tief eingedrungenen 
Cvorherrſchenden) Ueberzeugung von dem Bebürfniffe einer Stärfung 
der Gewalt und fonfervativer Infitutionen ſchwer if, 
munter den Anſprüchen und: Wiverfprücen Hand anzulegen an bie 
gründfiche Heilung unferer gefellfchaftlichen Zuftände”, — um wie 
viel fhwerer war bies dann in den Jahren 1848— 1849, wo 
"unter wilden Ausſchweifen aller entfeflelten Leidenfhaften ber 
Geiſt der Ordnung in ver Bevölkerung völfig aufaelöst.warl  * 
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in Gemeinden, Kreisverbänden und andern Körperfchaften, 
feldft beforgt werben follen. (Bewegung in Baden $$. 20 
und 25), 

Was die Politik betrifft, fo bin ich mit Frhrn. v. And⸗ 
law volftändig einverfianden, daß der Ehef an die Anficht 
feines Kollegiums nicht gebunden ſei, und ihm dafür bie 
Verantwortlichkeit *) für jede Maßnahme allein zufomme, 

So habe ih e8 an ber Spitze des Minifteriums des Ins 
nem auch ftetd gehalten, und v. Andlaw wird nicht im 





*) Wenn Srhr. v. Andlaw in der Note * (IV. 38) von ber „Bere 
antworilichteit des Winifteriums wegen der Revolution von 1849% 
ſpricht, fo iſt es wohl noch nicht erhört worden, daß ein Minifter oder 
überhaupt irgend ein Menfh nit nur für das, was er ſelb ſt 
thut oder verfäumt,, fondern au für das, was Andere (hier vie 
Demagogen und Aufrüprer) gegen ihm tpun, verantwortlich fein foll. 

Hätten die Revolutionäre in iprem momentanen Giege gegen 
uns fi zu behaupten vermocht, fo hätten fie vieleicht für das, was 
wir im Dienfte des Großherzogs nad unfern Pflichten gegen fie 
thaten, und zur Verantwortung gezogen, fo wie fie bekanntlich unfere 
Abfetung, obwohl wir ja nie in ihrem Dienſte waren, ſchon 
Öffentlid verkündet hatten. Die nachher wieder zum, Siege gelangte 
verfaffungsmäßtge Gewalt war aber piebei natärlid in ent 
gegengefegter Lage, und wenn Frhr. v. Andlaw von „Bolgen 
der Tpaten“ ſpricht, fo Hätten wir doch, fofern fih der Borwurf auf 
unfere Geſetzes vorlagen bezöge, die Berantwortung mit den 
beiden Kammern zu theilen. Andere Handlungen, die hieher 
bezogen werben Könnten, wird er, twenn man von ben vielen unwahe 
ren Angaben abfieht, nicht nampaft machen, over wenigſtens nicht 
bewetfen können, — und ich glaube nicht, daß er damit etwa Die- 
jenigen mein, welde Brentano in ver Sigung vom 10. Februar 
1849, weil fie gegen bas revolutionäre Treiben gerichtet waren, mir 
zum Borwurf machte, obgleih v. Andlaw vie erfolgte Bezeichnung 
diefer Handlungen als einen „Rranz von Ehren“ gleih Brentano bes 
fpöttelt. 

Gelang uns, aller raſtloſen Tpätigfeit ohnerachtet, bei der damaligen 
Weltlage dennoch nicht, die gegen den verfaflungsmäßigen Beſtand ver» 
einigten revolutionären Kräfte zu bemeiftern, fo wäre die Behauptung, 
daß wir für das, was aus unferer eigemen Neberwältigung hervor- 
‚gieng, verantworlich feien , etwa von gleihem Werthe, wie wenn man 
uns 3. ®. für die unglüdliche uederſchwemmung ve vom 1. Auguſt 1851 
veraniwortlich machen wollte. 4 
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Stande fein, von mir irgend eine Handlung oder Aeußerung, 
welche das Gegentheil darlegte, nachzuweiſen. 

Bei der Repraͤſentation ober überhaupt bei Körpern, welche 
von Bezirken, von verſchiedenen Gemeinden oder überhaupt 
von verfhiedenen unter fi gleichberech tigten Glie— 
dern gewählt find, ift es ſchon wegen der Gleichberechtigung 
der Committenten nicht möglih, daß dem Einen ber 
Gewählten das alleinige Entſcheidungsrecht, oder über 
haupt ein größeres Stimmrecht, ald den Andern einge 
räumt werde. 

Bei den von ber Regierung, überhaupt von einer 
und derfelben Gewalt, ernannten Kollegien wäre es 
aber ſicher vorzuziehen, wenn überall nur Einem, den bie 
einheitliche Gewalt ald den tüdtigften dazu beftimmt (bem 
BVorftande), das Entſcheidungsrecht zugeiiefen und den Andern 
nur Informations oder Referatö-Arbeiten und berathende 
Stimmen gegeben würben, fo daß nur eine fihtbare Per 
fon die (rechtliche und moraliſche) Verantwortung des gefaß- 
ten Befchluffes auf ſich zu nehmen hätte, während bei Kol 
legialentſcheidungen leicht Einer Hinter die Mehrheit fi ver 
ſteckt und nach Umftänden faft Keiner für den gefaften Ber 
ſchluß einftehen will. Ohnehin find hier die einzelnen Mit 
glieder nicht, wie bei den gewählten Körpern, berufen, auch 
die Intereffen verfjiedener Committenten, aus benen das 
Intereffe der Gefammtheit fi bildet, geltend zu machen, 
fondern fie haben nur von einem und bemfelben Stand- 
punkte aus die Wahrheit oder (in politifhen Dingen) das 
Befte zu ermitteln, und ihr berathendes Zufammenmirfen 
hat nur den Zwed, die Sahe von allen Seiten aufzw 
Hären und Gefichtöpunfte hervorzuheben, die den Andern 
vieleicht fonft entgangen wären. — Darum habe ich bei 
Berathung ber Kollegialverfaffung in der I. Kammer unter 
Hinmweifung auf die engliſche Einrichtung erflärt, daß ih 
auch bei den Ricpterfollegien für das Beſte hielte, Einen 
allein entfeiden und die Andern nur berathen zu laſſen, 
was außer obigen Vortheilen auf eine größere Rechtsgleich⸗ 
heit, als bei der Entfeidung zufälliger Mehrheiten zur Folge 
Hätte, — dag ich aber einen hierauf gerichteten Vorſchlag 
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darum nicht machte, weil ich fürdtete, daß er (wegen der 
uralten entgegengefegten Gewohnheit) der deutfhen Sitte zu 
ſehr widerſpreche. — Frhr. v. Andlaw kann hieraus erfehen, 
daß er mir mit Unrecht den Vorwurf macht, als wollte 
ih durch das Kollegialſyſtem nur die Verantwortlichkeit 
ſchwaͤchen. 

Was er aus Anlaß des Geſetzes uͤber Verweiſung der 
Polizeiſtrafſachen an die Gerichte über den wohlthätigen Ber 
ruf der Polizei fagt (IV. 39), ift ganz richtig, berührt aber 
bie Frage nicht, ob die nämlidhe, durch ihre Anordnungen, 
Türforge und Wachſamkeit wohlthätig wirkende, Autorität 
als die Hüterin und Vertreterin der öffentliden In— 
tereffen zugleih auch die Richte rin über die Vers 
legung berfelben fein fol? 

In einem großen Irrthum befindet ſich v. Andlaw jeden 
falls, wenn er meint, daß in ben Rheinfanden, wo (wie 
feit 1832 auch in dem rehtsrheinifhen Großherzogthum 
Heſſen) längſt fhon nur die Gerichte die polizeilichen 
Steaffahen entſcheiden, dieſe mehr verſchleppt oder die 
Mebertretungen weniger ſtreng geahndet werden, als 
bei unfern Polizeibehörden und Kreisregierungen (IV. 42). 

Wenn er aber gar in der Einrihtung ein Mittel des 
Umfturzes findet (IV. 40), fo wird er jegt die meiften 
deutſchen Staaten (einſchließlich Preußens), wo biefelbe in 
den legten Jahren in's Leben trat, oder wo doch G. B. in 
Bayern) die Einführung nahe bevorfteht, wegen der biefen 
Kändern daraus drohenden Gefahr zu beffagen haben, 

Was die Strafgefeggebung betrifft, fo will v. And⸗ 
law, daß das „Unrecht“ überhaupt und nicht nur bie im 
Geſetzbuch gedachten Unrechts fälle“ beſtraft werden, weß⸗ 
halb er die uralte, bei allen civiliſirten Vollern auſgenom⸗ 
mene und „an die Spitze ber Geſetzgebung geſtellte“ Bes 
ſtimmung: „nulla poena sine lege“ — ein „unfittlihes 
Prinzip, ein Prinzip der Negation“ nennt (IV, 41). Hof 
fentlich wird, fo lang noch Redtögefühl in den Wölfen und 
Regierungen lebt, diefe Negation, wornach nichts beftraft 
told, was nicht mit Strafe bebroht iſt, aus ben Gefehe 
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bůchern nicht verſchwinden ). Es wäre intereſſant geweſen, 
wenn v. Anblaw das ſtatt deſſen nach feiner Meinung 
„voranzuftellende ſittliche Prinzip, welchem der urtheilende 
Werſtand des Richters die Einzelfälle unterzuordnen habe“, 
auch angegeben hätte *). 

Wegen der Shwurgerichte und ber Tonfervativen Natur 
des Regierungsentwurfs berufe Ih mich auf das oben 
Gefagte (S.78—79), und wenn v. Andlaw ohne Rüdficht auf 
bie einzelnen gegen ben Mißbrauch fhägenden Beflimmungen 
„in dem Gefege gleihfam felbft“, alfo in dem Inflitute 
an und für fi, fofern es nicht „Innerhalb der Grängen 
korporativer Geftaltungen“ beftche (IV. 43) „einen ungeheuern 
Mißbrauch“ findet, fo weiß ih nur nicht, warum er in ber 
Sigung der I. Kammer vom 11. Januar 1851 dem neuen 
Schwutgerichtsgeſetze beiftimmte, obgleih es Feine korpo⸗ 
zativen Grundlagen hat, ſondern nur die Beftimmnngen 
des 1848 vorgelegten, damals von den Ständen abgeänber- 
ten Regierungsentwurfs im wictigften Theile wieber- 
berftellte, , 


Ueber das Gefeg wegen Vereinfachung des amtsrichter— 
lichen Verfahrens in Civilſachen (IV. 43, 44) habe id fon 
oben (S. 54) mid) erfläct, und was das Gefep wegen Um⸗ 
gefaltung ber I. Kammer (IV, 44, 45) betrifft, fo habe ih 
nie gefagt, daß ich beflage, daß daſſelbe nicht fo zu Stande 


*) In unferm neuen Strafgefegbuche bildet dieſe Befimmung, wie 
faft in allen andern, ven erflen Paragrappen. 


#*) Jede einzelne Strafbeſtimmung, die den Thalbeſtand eines Ber» 
gehens aufftellt, entpält eben damit einen Grundſatz, dem die einzelnen 
Fälle unterzuorbnen find. Die Ieptern find dabei immer noch unter fh 
fehr ver ſchieden. Die Brage, ob die einzelnen Strafanbropungen 
mehr allgemein zu faflen feien, over mehr in vas Detail gehen 
ſollen, Met aber nicht in Verbindung mit dem von Brhrn. v. Andlaw 
fo betitelten „Prinzip der Negation“, daß nichts befiraft werden 
dürfe, was nicht unter die eine ober andere (fpeziellere oder allgemei⸗ 
nere) Strafandrohung falle. Im Uebrigen gehen bie deutſchen Gtrafe 
gefeße, namentlich das badifhe, in der Gpezialifirung oder Caſuiſtik 
Tangeniht fo weit, ald z.B. die englifche Geſetzgebung . 
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kam, wie es bamals in Berathung lag. (Vergleiche oben 
die Rote *) anf Seite 18 und 19). Die Bemerkung, dag 
es feine loyale Politik war, das Odium der bisherigen Zus 
fände auf die erfte Kammer zu werfen (IV.45), kann ſich 
nit auf mich beiehen, da von mir eine Handlung oder 
Aeußerung, die in ſolch er Weife gedeutet werden Fönnte, 
niemals ausgieng. 

Schr. v. Andlaw kommt nun auf feine eigene Motion 
vom 20. Januar 1849 wegen Berufung einer Tonftituirenden 
Berfammlung zu fprehen (IV. 47 ı0.). 

Ich will Einiges von dem, was er aus feiner Rede nicht 
mittheilte, hier ans dem Protofol nachttagen. Nach der 
Bemerkung: es fei anerkannt, daß die Berufung bes ſtandes⸗ 
und grundherrlihen Adels in die I. Kammer in Folge ihres 
bevorzugten Standes flattfinde, — fährt er fort: 
„Die Grundrechte *) werben zu meiner Freude biefen 
Vorzug wahrſcheinlich bald befeitigen. Ich wünſche dem 
Augenblid unſeres Austrittd fo viel als möglih zu bes 
ſchleunigen, fo weit es die Ruͤcſſicht auf die Intereſſen bes 
Landes geftattet.” 

Er fagte ferner: „Die Einberufung einer Fonftituicenden 
Berfammlung nad der Kopfzahl der Benölferung widerſtrei⸗ 
tet, wie ih glaube, und wohl nieht ohne Grund, ben An- 
ſichten . . . diefes Haufes.” Damit im Einflauge bemerkt ex 
jegt (IV. 54), daß meine Ausführung über das Verberblihe 
der konſtituirenden Verfammlungen bei ihm ber Anfühs 
rung von Beifpielen gar nicht bedurft habe. 


*) Damit anerkannte er Gier alfo, wenn nicht bie rechtli che, doch 
vie that ſa chli qe Verbindlichteit ter Grundrechte. Es Reht dies 
mit einer andern Stelle ver Rede in Berbindung, wo er fagt: „Bir 
Repen unter einem Geſetze, das un beherrſcht, umter dem Gefehe 
der Rothwendigkeit“ — Ich made gegen dieſen Sab feine Ein- 
wendung. Srhr. v. Andlaw wird aber das, was er zu feiner Recht⸗ 
fertigung anführt, auch gegenüber ver Regierung als wahr aner- 
kennen müflen, und darnach if er im Unrecht, wenn er jegt wieder 
der Regierung einen Bortonrf daraus macht, daß fie iprerfeits vie 
Grundrespie und vie Reichsverfaſſung (nad dem „Belege der Roth» 
wendigkeit“) ebenfasls anstlannt hat. 
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Er hielt alfo die Berufung einer Fonflitulrenden Verſamm⸗ 
lung für ſchadlich, und doch gieng fein Vorſchlag 
auf eine ſolche Berufung. 

Er meint zwar: bie von ihm angedeutete Wahlart nach 
den „materiellen Intereffen“*) — des Grundeigenthums, 
der Eleineren gewerblichen Betriebfamfeit, des großen Handels 
und der großen Fabrifation — (IV. 49) würde den Nach⸗ 
theil abgewenbet haben. 

Die Frage, ob eine ſolche Abtheilung des Volkes in vier 
Klaffen nad dem Befige und nad ber Befchäftigung zum 
Zwede der Wahlen im Allgemeinen Fonfervativere Wah— 
len hervorbraͤchte, hängt großentheild Davon ab, in weldem 
Verhälmiffe die Stimmrechte ber einzelnen Klaſſen zu 
ber Zahl ihrer Mitglieder ftehen. Hätte jede Klaſſe die 
ihrer Mitgliederzahl entſprechenden Wahl- oder Stimms 
rechte auszuüben, fo wäre die Einrichtung niht weniger 
demofratifh, als bei den Kopfzahlmwahlen nad bloßen 
Bezirfen mit allgemeinem Stimmrecht ohne einen Cenſus. 
Bergleihe oben S.157—158). Ueber ein verfhiedenes 
Stimmenverhältniß enthält aber die v. Andlaw'ſche 
Rede gar keine Andeutung. 

Auch ganz abgefehen hievon wird indeffen wohl Niemand 
widerſprechen, daß bei der aufgeregten demoftatifhen Stims 
mung im Frühjahr 1849 die Neuwahlen, felbft wenn man 
fie nach v. Andlaw's (diesfalls geheim gehaltenen) Wün- 
fen vorgenommen hätte, dennoch durchweg radikal aus 
gefallen wären, daß alfo Damals mit einer wie immer. 
nen gewählten Berfammlung nur eine, den Umſturz 
fanftionirende, völlig demofratifhe Verfaſſungsrevi— 
fon hätte zu Stande gebracht werben können. Welde 
weitere Folgen das Dafein einer folden Verfammlung, der 
das Minifterium Peter-Brentano feinen Augenblid 
hätte vorenthalten werden Fönnen, zur Zeit bes Reichs ver⸗ 
faffungsftreitö, wo der Ausmarf gegen die „renis 
tenten Regierungen“ gefordert wurbe, in Bezug auf 


*) Bergl. oben die Noie * auf & 446. 
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die Ausbreitung ber (legalen) Revolution anf nnfere 
Nahbarftaaten und dann weiterhin gehabt hätte, mag 
Jeder für ſich felbft überlegen. 

Dazu kommt nun aber noch, daß ja der Frhr. v. Andlaw 
nicht nur feine Art angab, wie und mit melden verſchie⸗ 
denen Stimmrechten die bezeichneten vier Wählerklaffen 
gebildet werben follten, fondern daß er überhanpt nur in 
feiner Rede von folden vier Waͤhlerklaſſen ſprach, aber 
keinen darauf bezügligen Antrag ftellte, vielmehr 
bie ganze Wahlordnung für die zu berufende Berfamms 
kung Tediglid dem (von der Regierung, von ber erften 
und von ber zweiten Kammer) zu wählenden Ausfhuffe 
überlaffen wollte. Der geftellte Cin der Druchſchrift 
nicht mitgetheilte) Antrag gieng nämlich dahin: 

„ich ſchlage vor, einen Verfaſſungsausſchuß in Antrag 
zu bringen, welcher ſich fofort mit einem neuen Wahls 
gefege und der Reform ber Verfaſſung zu befehäftigen 
haben wird. Iſt das Wahlgefeg vollendet, fo witd er 
eine Verſammlung berufen, welde die nene Verfaf- 
fung zu prüfen, anzunehmen, zu verwerfen ober 
abzuändern hat.“ 

Hiernach follten die vorhandenen drei Faktoren lediglich 
einen Ausfhuß wählen, und diefer Ausfhuß follte, da der 
Motionöfteller feine Beſtimmungen darüber in Antrag 
brachte, rein nach feinem Ermeſſen ein Wahlgefeg geben 
und barnad eine Fonftituirende Verfammlung, nämlich eine 
ſolche Verfammlung berufen, welche die von dem Aus- 
ſchuſſe zu entwerfende und ihm vorzulegende Verfaffung ans 
nehmen, verwerfen oder abändern, alfo aud zu einer 
Andern umgeftalten könne. ‚ 

Diefer Vorſchlag unterſchied fi von dem (duch Frhrn. 
v. Andlaw mißbilligten) Vorfhlage der revolutionären Des 
mofraten in der zweiten Sammer nur barin, daß nad 
dem Legtern die vorhandenen gefeggebenden Faltoren 
das Wahlgefeg für die Fonftituirende Berfamms 
Lung berathen, und alsdann die Regierung (vermöge 
ihrer Initiative) die ber Verfammlung vorzulegende — 
inshefondere auf die Bildung ber Stänbeverfamms 
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lung regelnde — neue Verfaffung entwerfen follte, — 
flatt daß nah v. Andlaw's Vorſchlag fowohl die dem 
vorhandenen drei Faltoren gebührende Erlaffung bes 
Wahlgefeges, nad welchem die Eonftituirende Berfamm- 
lung au berufen fei, ald auch die der Regierung gebührende 
Initiative hinficgtlih der Berfaffungsrevifion felbft 
auf den zu wählenden Ausschuß übergehen, der fo berufenen 
Berfammlung felbft aber in Beriehung auf die Vers 
faffangsrevifion alddann freie Hand bleiben foltte. 

Welcher der beiden Vorſchlaͤge — ber v. Andlaw'ſche ober 
Brentano'ſche — mehr demokratiſch war, mag nun Jeder 
ſelbſt beurtheilen. 

Immerhin hatte der jegige Präfident des Minifteriums 
des Innern Staatsrath v. Marſchall Recht, wenn er ald das 
maliges Mitglied der I. Kammer den von Frhrn. v. Andlaw 
vorgefihlagenen Weg als „einen gefährligen Lurus“ bes 
zeichnete *). Abgefehen von dem Vorſchlage an und für 
ſich weiß man ohnehin nicht, was daraus geworden wäre, 
wenn er an bie II, Sammer gelangt wäre. Jedenfalls wäre 
damit ber Weg zu einer Fonftituirenden Verſammlung 
eröffnet gewefen, die Art und Weife ihrer Berufung wäre 
mit in der Hand der II, Kammer gelegen, und mindeftens 
wäre mit ben Verhandlungen darüber die Zeit verloren ges 


*) Indem v. Andlaw meine in ber Sitzung gegebene Antwort Rüde 
weife mittpeilt, macht er (IV. 54) zu dem Sage, daß in Belgien, wie 
die aweite, fo auch die erfie Kammer eine gewählte fel, ein 
Ausrufunge und ein Bragezeiben | ? — Wenn er darnach ben Gap 
bezweifelt, fo mag er die Art, 53—56 ber belgiſchen Staatsverfaffung 
vom 25. Februar 1831 nachſchlagen, um fih au Überzeugen, daß vie 
Mitglieder der I. Rammer (des Senats) aus der Zapl der Höhftbe» 
fleuerten jeweils auf acht Jahre gewählt werden, und daß alle Bürger, 
welche zur II. Kammer wählen, au bei ven Wahlen zur I. Kammer 
Stimmrecht haben. 

Im uebrigen iſt meing Antwort wegen mangelhafter Revifion mit 
eniftellenden dehlern in das gedrudte Protokoll und damit ebenfo in bie 
Auszüge der v. Andlaw’fhen Druckſchrift gelommen. Namentlich babe 
ich 2 8. flatt: „Stabilität der Grundrechte“ (IV. 53) gefagt: „Sta⸗ 
bilitat der Grundfähe) 
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gangen, um zum Bollzuge des bie Standesvorrechte auf⸗ 
hebenden Artikels der Grundrechte die Umgeftaltung der 
1. Sammer mit ben vorhandenen Faktoren der Gefehgebung 
zu Stande zu bringen, die dazu geeigneter waren, als bie 
vorausſichtlich radikal ausgefallene v. Andlaw'ſche Verſamm⸗ 
lung geweſen wäre. . 

Die Erledigung der Sache mit den vorhandenen Kam- 
mern war aber darum zu befihleunigen, weil fonft, da die 
Ueberwältigung ber Ratlonalverfammlung und Vernichtung 
ihrer Beſchluͤſſe noch nicht vorauszufehen war, in Folge des 
Einführungsedits zu den Grundrehten nah Umfluß von 
ſechs Monaten eine nah dem Reihswahlgefege, alfo 
mit allgemeinem Stimmrechte, zu wählende Landeövers 
fammlung Hätte berufen werden müffen *). 

Wir mußten daher vorziehen, ben Gefepesentwurf wegen 
Abſchaffung der Standesvorrechie den vorhandenen Stän- 
den und zwar als bald vorzulegen **). 





*) Wenn dv. Andlaw meint, eine ſo l che Verſammlung hätte dem⸗ 
ungeachtet, „wenn fih die Kammern nicht über eine Verſammlung 
einigen Tonnten“ (IV. 54), noqch berufen werben mäflen, fo if er im 
Iretpum. Sie war im Art. 8 des Einführungserikts nur für den Ball 
in Ausfiht gefellt, vaß das Geſetz über Aufpebung der Standes⸗ 
vorreqchte, d. i. über Umgeftaltung der I. Kammer innerhalb ſechs 
Monaten nicht zu Stande kaͤne. Diefes Geſetz haben wir aber ven 
vorhandenen Ständen vorgelegt, und wenn fih die Kammern 
dierüber nicht vereinigt hätten, fo hätten fie nad dem erwähnten 
it. 8 in einem Zufammentritie mit Durchzählung der Stimmen durch 
einfache Meprpeit vie erforderlichen Beſchlüſſe zu faflen gehabt, fo daß 
nie das Bevürfniß zur Berufung einer konſtituitenden Berfommlung 
hätte fommen Können. - 

) Bergl. oben die Note * auf ©. 18 und 19. Ich Hätte allerdings 
gewünſcht, daß für die Wahlen zur L. Kammer noch kon ſervativere 
BeRimmungen hätten gegeben werben können, allein gedrängt durch das 
Einfüprungsedift zn den Grundrechten, nach welhem, wenn feine Ber» 
einbarung unter den vorhandenen Zaltoren ver Geſetzgebung zu 
Stande kam, nach Umfluß von fehe Monaten eine kon ſtituirende 
Berfammlung nah dem Reich s wahlgefeße zu berufen gewefen 
wäre, Tonnten wir den Entwurf nur fo machen, wie erunter ben da⸗ 
maligen Umfänden noch Ausfiht auf eine Annahme hatte. 
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IR es nun auch richtig IV. 52 * und 59), da nad; dem 
damaligen verhängnißvollen Zwifte über die deutſchen Ver⸗ 
haͤltniſſe und nah den Vorgängen in der Rheinpfalz, in 
Sachſen ıc., der Abfall der Truppen und damit bie Revo— 
lution und die Flucht des Großherzogs hier alddann dens 
noch kamen, fo zeigt died nur, daß in fo ſchwieriger Lage 
feloft alle Vorficht zur Abwendung des Unglüds nicht 
hinreichte. Wir durften aber doch nicht zum Unheile noch 
feldft beitragen, indem wir durch Berufung einer Eonftis 
tuirenden Verfammlung (nad v. Andlaw's oder nad) Brens 
tano's Vorfhlag) die Revolution fogar legalifirt, und die 
weitern oben (S. 166—167) erwähnten unheilvollen Folgen 
herbeigeführt hätten. 





Indeſſen entpielten die im Entwurf vorgefihlagenen drei Steuerklaſſen 
doch einen in unfern Berpältniffen fhon bedeutenden Genfus, wozu 
dann noch die Bedingung eines Alters von 40 Jahren kam. In allen 
andern deuiſchen Etaaten, in welchen damas mit fonflituirenden Ber- 
fammlungen, ober auch in anderer Meife, ſelbſt im Wege des 
Detrotrens (wie in Preußen) Gefege Über die Bildung der I. Kame 
mern erlaffen wurden, find diefe (Hannover ausgenommen) demo» 
tratifcher zufammengefegt worden. 

Bas die IL. Kammer betrifft, fo follten nad Art. 4 des Entwurfs 
die bisperigen Berimmungen über die Wahlrechte in Kraft bleiben, 
bis „das Reichsgeſetz über die Wahlen zum Boltspaufe in Wirkſam— 
keit getreten fein werde,“ — und dann follten fie fid jeweils 
nad diefem richten. Zur Zeit der Fertigung des Entwurfs fand bei 
den Reichswahlen ein in Vorſchlag gebracpter nicht unbedeutender Een» 
fus in Ausfigt, und ein folder, obgleih er damals ſodann vers 
worfen wurte, pätte, wenn das Reich überhaupt noch zu Stand ges 
tommen wäre, opne Zweifel bald nabträglige Aufnapme 
gefunden. dür den Fall aber, daß das Reich nit zu Stande käme, 
blieb unfere alte Wahlordnung aufrerpt. 

Wie Übrigens v. Andlaw fagen kann, daß man mit unferm Entwurfe 
eines Wapigefeges, wenn diefes zur Annahme und Sanktion gelommen 
wäre, „nen Wirkungen einer fonftituirenden Berfammlung* doch 
nicht Hätte entgehen können (IV. 56), iſt nicht verſtäͤndlich. Die Haupt» 
aufgabe einer folhen konſtituirenden Berfammlung, nämlich die Or⸗ 
gantfation der beiden Kammern wäre fa, wenn man fpäter 
nad jenem Wahlgefeße wieder einen neuen Landtag berief, ſchon er. 
Ledigt gewefen, und dieſer Landtag hätte damit nichts mehr zu thun 
sehabt. Fa BEE 
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Die Finanzmaßregeln des badifchen Miniſteriums. 


Ich bin vollfommen mit dem einverſtanden, was Frhr. von 
Andlaw gegen die revolutionäre Finanzwirthſchaft (IV. 602, 
“und 61) fagt, welche ben Reichthum bedruͤckt und dadurch 
dem Armen felbft den DVerdienft und die Erwerbögelegen- 
heit entzieht, Wenn er aber in einer ſolchen Wirthſchaft bie 
Theorie bed „Eonftitutionellen Liberalismus“ findet, fo 
ift dies nur wieder eine Folge feiner vorgefaßten Meinung 
gegen dad Konftitutionelle überhaupt. Jedenfalls kann 
ih nicht anerkennen, daß jene revolntionäre Finanzwirthſchaft 
den Mafregeln des Staatsraths Hoffmann zu Grunde 
lag, wenn er in außerordentlihen Zeiten auch außer 
ordentliche Quellen, die etwa ald regelmäßige nicht 
taugen, zu eröffnen genöthigt war. 

Ueber das Detail der Maßregeln bin und war ich Indeffen 
nicht hinreichend unterrichtet, denn abgefehen davon, daß mir 
die fpeziellere Fach kenntniß fehlt, hatte ih damals ſchlechthin 
feine Zeit, mi and noch mit den Geſchäftszweigen meiner 
Kollegen näher zu befaſſen *). . 


©) In dem ungepeuern @efchäftöftrutel, in dem ich (dazu noch frank) 
am 12. und 13. Mat 1849 bis zur Abreife am 14. Mai Bormittags . 
410 Apr mich befand, dachte ich au nicht daran, meinen Kollegen- 
Hoffmann zu fragen, was er hinfichtlich der Sicherung der Staats⸗ 
taſſen (IV. 58 ıc.) fürgelehrt Habe. So viel aber weiß ih, daß am 
14. Mai die Wenfüprung der Stantsgelver nicht mehr möglich geweſen 
wäre. Eine Vergleichung mit Andern, die ihre Gelver ıc. wegführten, 
in nicht ſtatthaft; einmal weil die Revolutionäre noch nicht auf ven 
Privatraub, fondern überall ner auf Befpallung der Staatd- 
gelder Iosgiengen, — zum Andern aber, weil diefe Gelder ein Gewicht 
von mehreren hundert Zentern gehabt hätten, die man un« 
möglid im Geheimen aufladen und fortführen konnte. Ueberdies 
war die Ankımft des Landesausſchuſſes, dem ver hiefige Gemeinderath 
bereits eine Deputation entgegen geſchickt Hatte, ſchon auf Bormittage 
11 Upr angefagt, bis au welcher Zeit nicht einmal mehr die Berpadung 
und Berladung, viel weniger die Wegfüprung hätte geihehen können. 

Merkwurdig if in Bergleihung mit der Bemerkung des Frhru. von 
Andlaw, daß mir ein anderer Grundherr ans dem Oberlande nach 
der Revolution fagte: wir Grundherrn find dem Staatsrath Hoffmann 
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Bas Indeffen bie Ausgaben betrifft, fo weiß ih aus 
eigener Wahrnehmung, daß Staatsrath Hoffmann bei 
allen Borkommniffen auf die Außerfte Sparfamfeit 
drang. Man wird faum eine Periode auffinden, wo weniger 
als in der fraglichen Bewegungszeit ausgegeben wurde, for’ 
fern man, wie natuͤrlich, abfieht von demjenigen außer 
ordentlichen Aufwande, ber (wie z. B. für die aufgeftellten 
Truppen und für Gerichtskoſten 2.) von unferm Willen und 
Ermeffen ganz unabhängig war, 


Streinswefen. 


Mit dem, was Frhr. v. Andlaw gegen bag unbedingte 
politiſche Vereinsrecht fagt (IV. 68 ıc.), bin ih einver- 
flanden, nicht aber damit, wenn er etwa meint, eine Vers 
legung ber Grundrechte, anf welche in Frankfurt die 
Aufforderung zum Widerftand und deſſen Unterftügung erfolgt 
wäre, hätte hier ben Umſturz nicht noch mehr befördert 
und beſchleunigt, ald die Duldung ber Vereine nah Maß⸗ 
gabe der Grundrechte. 

Bor dem Erſcheinen der Grundrechte wurden bie gefährs 
lien Vereine am 4. Mai 1848 und dann wieder im Juli 
1848 verboten. Warum Erfteres nicht fhon im März oder 
April 1848 geſchehen Fonnte, ift oben Seite 84-87 ange 
geben. 

Nach dem Erſcheinen der Grundrehte wurden aber das 
mals in gar keinem deutſchen Staate noch Vereine ver⸗ 
boten. Baden wäre, hätte e8 anders gehandelt, ganz ifolirt 
geftanden. Selbft die hannöverfhen Ausftellungen vom 
10. Februar 1849 gegen einzelne Beftimmungen ber Grund⸗ 
echte betrafen das Vereinsrecht nicht. Es If darin viel- 
mehr gefagt: 





fehr dankbar und Haben ung gefreut, daß er vie Staatsgelder nicht weg- 
ſchaffte, ſonſt wären vie Revolutionäre alsbald auf uns losgegangen, 
um fih die Mütel zur Durchführung der Revolution zu verfpaffen, und 
der yane Verlauf wäre überhaupt viel biutiger und ſchredhafter ge⸗ 
worden.‘ 
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„Art, 7 über Verſammlungs⸗ und Vereinsrecht ift uns 
bevenflih, ba für dad Heer*) genügende Disziplinars 
vorſchriften vorhanden find.“ - 

Die preußiſche oktroirte Verfaſſung vom 5. Dezember 
1848 fagt im Art. 28 unbedingt: „Ale Preußen haben das 
Recht, fih zu ſolchen Zweden, welde den Strafgefegen 
nicht zuwider laufen, in Geſellſchaften zu vereinigen.“ Somit 
Eonnte Fein Verein unterbrüdt werden, als in fo fern 
wegen feiner Zwede gegen ihn als gegen ein verbrederis 
ſches Komplott ein Strafurtheil erfolgte, 

Bei folder Lage der Dinge, wo nicht nur die Nationals 
verfammlung mit ihren Grundrechten, fondern au 
die Anfiht und Praxis aller deutſchen Regierungen 
(ſelbſt der fogenannten renitenten) uns entgegenflanden, 
hätte alfo Schr. v. Andlaw uns zugemuthet, die Volksvereine 
zu verbieten! — Doch damals that er’s ja nicht, fondern 
erft jept. Nie hat er nach dem Erſcheinen der Grundrechte 
bis zur Mairevolution, wo es an ber Zeit gewefen wäre, 
in ber Kammer einen derartigen Vorſchlag oder ein Anfinnen 
an die Regierung gemacht. 

Was die den demokratiſchen Volfövereinen entgegen ges 
teetenen fogenannten „oaterländifhen Vereine“ betrifft 
(IV. 72 x), fo kann id natürlich nicht jeden Schritt, 
den fie felbft thaten, in Schuß nehmen. So wenig fie fih 
in vielen Dingen von den Verwirrungen der Zeit völlig 
feei machen Fonnten, fo war doch ihr Beftreben und ihre 
Wirffamkeit im Allgemeinen, insbefondere gegenüber 
den Umſturzſüchtigen, gut, und Mancher, ber jet in 
der Sicherheit zeitlicher Ruhe über fie [hmäht, war bamald 
unter dem wilben Treiben ber Revolutionäre fehr froh, an 
ihnen einige Stüge, einigen Schuß gegen die Ausſchweifun⸗ 
gen zu haben. "Die Anfhauungen der meiften Menſchen 
find zu verfhiedenen Zeiten jeweildwieder [ehr vers 
ſchieden, und fie erinnern ſich an die eigene Anfhanung 
die fie in der Vergangenheiten hatten, nit einmal mehr. 





*) Hinfitlih ver Verſammlungen und Bereine bei unferem Mili- 
tär vergieiche das oben in der Rote ** auf ©. 79 und 80 Geſagie. 
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Von dem Programme, von dem von Andlaw ſpricht 
av, 73), weiß ich nichts, noch viel weniger habe ich ſelbſt 
dazu mitgewirkt. Ich zweifle ſogar, daß der vaterländifche Ver⸗ 
ein zu Mannheim vom Mai 1848 der nämliche war, ber 
fpäter gegen die Volfövereine eine fo rühmliche Thätigfeit ent» 
widelte. Nah dem Januar 1849, wo die Volfsvereine auf 
traten, zählte der Mannheimer vaterländifhe Verein nicht 
nur 200, wie v. Andlaw meint (IV. 73), fondern über 600 
Mitglieder, und diejenigen, die er die „Zumwartenden“ 
nennt, haben ſich gerade Fein großes Verbienft erworben, 
wenn fie fi zurüdzogen, *) ftatt durch ihre Mitwirfung die 
Partei der Ordnung zu unterftügen und dadurch zugleich bei 
diefer felbft, wo ed nöthig war, auf einen feften geſeh⸗ 
lichen Gang hinzuwirfen **), 





*) Es gehörten dahin Teineswegs, wie v. Andlaw anzudeuten ſcheint, 
alle fo genannten Altconfervatinen. Biele derſelben waren 
ſehr thätige Mitglieder vaterländifcher Vereine. Andere, die eigentlich 
„Zuwartenden ‚“ hielten es, wie ein preußifcher gemäßigter Staatsmann 
fagte, mit dem Sprude: „bene vixit, qui bene latuit,“ — und 
mals der Winter vorbei war, fo find die Amppibien aus ihrem Ber» 
ſtede hervorgekrochen, um fih in der Sonne zu wärmen.“ " 

“*) Was den Vorwurf betrifft, daß vaterlaͤndiſche Vereine die Aner⸗ 
tennung der Parlamentgbefchlüffe, au wo fie mit einzelnen derſelben 
anund für fi nit einverkanden waren (IV. 73 **), dennoch 
forderten , fo thaten fie dies, wie fo viele andere confervative Männer 
aus dem Grunde, weil ihnen das Bevürfniß ver Einigung im 
Allgemeinen wichtiger ſchien, als die Bedenken, die fie bei meh» 
reren Einzelheiten hatten, wie etwa ein Staat, der fih einem 
Zollverein anſchließt, manche Bedingung , die er weder ſich, noch 
dem Ganzen zuträglic erachtet, (etwa noch auf künftige Ber« 
befferung hoffend) dennoch eingeht, um die Einigung im Ganzen, 
welge an und für fi ſchon Vortheil bringt, nicht feheitern zu 
laſſen. Ein weiterer Grund für die Unterwerfung unter die Parla⸗ 
mentsbeſchluſſe Tag bei jenen Eonfervativen darin, daß fie bei der 
damaligen allgemeinen Verwirrung in ganz Deutſchland nur in ber 
Nationalverfammlung no einen Halt, einen Anfer gegen 
die allgemeine Auflöfung fanden. 

Benn aber von Andlaw in ver „Notpwenbigkeit“ einer Unterwerfung 
unter das Gefeß der Meprpeit überpaupt einen „Belavenzuftand“ 
findet, fo muß ex ſelbſt ſich ſehr tief in biefem Gelavenzußanhe gefühlt 
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Segebenheiten zu Mannheim. 


Unter den im Anfange des März 1848 der IT. Kammer 
gemachten, ſchon beſprochenen, Zufagen *) befand fih auch 
eine ſolche wegen Gleichſtellung der Angehörigen der vers 
ſchiedenen Konfeffionen. 

Eine natürlide Fol ge hievon war zugleih das Reſcript 
vom 19. Mai 1848 (IV. 77), wodurch den fogenannten 
Deutſchlatholiken gleiche Rechte, wie den andern Konfeffionen 
ertheilt wurden. Bei biefer, in offenkundigen Verhältniffen 
liegenden, Veranlaſſung des Referipts Hätte die Ver däch⸗ 
tigung, daß daffelbe mit Rüdficht auf Mannheimer Freunde, 
und um von den Radikalen wegen Befämpfung des Heders 
aufftandes Vergebung zu erhalten, erlaffen worben fei, 
bei redlicher und unbefangener Benrtheilung der Sache uns 
terbleiben follen. 

Ich bin fein Freund des „Deutſchlatholizismus“ und werde 


haben, als er in der Sitzung vom 20. Januar 1849 in Beziehung auf 
die Grundrechte fagte: „wir flehen unter einem Geſetze, das ung bes 
herrſcht, unter dem Geſetze der Nothwendigkeit.“ 

Sollte nun z. B. der neu erflandene Bundestag wieder Beſchlüſſe 
faſſen, die wir etwa nicht für gut hielen und doch annehmen müßten, 
fo würde v. Andlaw den Sclavenzuſtand ebenfalls wieder zu beflagen 
haben. 

Nah dem Wortlaute des v. Andlaw'ſchen Satzes wäre auch bei 
verfaffungsmäßig anerkannten Mehrheits« Gewalten im 
Innern des Staats die Unterwerfung unter diefelben üherhaupt ein 
Sclavenzuftand. In diefem Balle wäre dieſes Loos allen civiliſicten 
Ländern eigen. 

*) IM Habe oben fon bemerkt, daß Frhr. v. Andlaw in feiner 
Rede vom 29. April 1848 (1. 225) felbft erlärte: meinen „guten Willen 
und ſtandhafte Gefinnung im Anfange des Sturmes 
erfenne er gerne an,“ und doch machten wir nie Zugeſtaͤndniſſe, als 
(gegenüber der IL. Kammer) gerade nur im Anfange des Sturmes, 
wo derer in allen andern beutfchen Zändern noch weit größere 
gemacht wurden. Will man aber die fpätere Anerkennung der Reihe. 
verfaſſung fammt Grundrechten noch hieher zählen, fo entſchuldigte und 
dv. Audlaw am 20. Januar 1849 felbft durch feinen Ausſpruch: „wir 
fiehen unter einem Geſetze, das uns beherrſcht, unter dem Srfepe der 
Nothwendigkelt.“ Siehe oben ©. 165 *). 
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ihn nie begünſtigen. Die abweichende eigene Ueberzeugung 
über veligiöfe Wahrheiten kann aber den Staatsmann nit 
abhalten, Ienen, die nun einmal einen andern Glauben 
haben, fofern fie nur nichts Unfittliches oder Unrechtliches 
lehren ober üben, in ihren geſellſchaftlichen Verhältniffen die 
den Kirchengeſellſchaften überhaupt gebührenden Rechte eben⸗ 
falls zukommen zu laſſen. Im Uebrigen bin ich der Meinung, 
daß in der Genoffenfhaft der fogenannten Dentfchfatholifen 
fih entweder ein ‚pofitiver Glaube befeftigen, oder daß bie 
Gemeinfhaft, ohne Grundlage und ohne Halt durch die Winde 
des Tages getrieben, fih wieder auflöfen werde. Ob man 
indeſſen ihre äußeren Rechte jenen der andern Konfeffionen 
gleichftelle, ober nicht, macht in dieſer Beziehung feinen 
Unterſchied, und ift überhaupt für die andern Konfeffionen, 
fo wie für die Gefammtheit bei weitem nit fo wichtig, wie 
Fehr. v. Andlaw meint. Aug feit jener Gleichſtellung haben 
die Deutfofatholifen Feine Fortſchritte mehr gemacht, und 
da der politiſche Radifalismus feinen Anlaß mehr Hat, ſich 
der vermeintlih bedrüdten Deutfäfatholifen anzunehmen, 
fo befaßt er ſich auch mit ihrer Glaubens⸗ (oder Unglaubens-) 
Sache felbft nicht mehr. 

Wenn Frhr. v. Andlaw auf der andern Seite eine Beein⸗ 
träptigung darin findet (IV. 78 — 79), daß die Regierung, 
während fie die Deutfchfatholiten 2x. frei gewähren laffe, for 
gar in der katholiſch en Kirche unnatürlicherweife noch felbft 
„Episkopalrechte“ ausübe, und das Minifterium des 
Innern bie „innern Angelegenheiten derfelben in ihren we⸗ 
fentligften Beziehungen“ Leite, fo will ih mich auf den 
Streit nicht einlaffen, ob es ſich hiebei wirklich um eigene 
Ausübung von Episkopalrehten buch ben Staat, ober 
nur etwa um zu weit gehende Befhränfungen der Kirchen- 
gewalt in deren eigenem Gebiete handle. Aber fo viel ift 
jedenfalls gewiß, daß die Regelung des Verhaͤltniſſes zwiſchen 
dem Staate und ben mit ihm ganz vermachfenen beiden 
großen Kirchen eine tief eingreifende, ſchwierige und 
umfaffende Arbeit ift, die doch nicht fehon im Frühjahr 1849 
noch vor der Mairevolution ihre Erledigung hätte finden 
Tönnen, 
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Der Vollzug der Grundrechte würde, wenn nicht ſeit 
dem Mai 1849 auch hierin die politifhe Weltlage fi ge 
—* haͤtte, die Sache inzwiſchen zur Erledigung gebracht 

ben. 

Die Erzählung des Frhrn. v. Andlaw wegen Beſtellung 
eines Pfarrers an der Trinitatisfiche in Mannheim (IV. 79) 
iſt dahin zu berichtigen, daß diefer Pfarrer auf den Antrag 
des evangelifchen Oberlirchenraths, ald der evangeliſch proter 
ſtantiſchen oberften Kirchenbehörde, vom Großherzog, wie 
aus dem Regierungsblatte vom 13. Oktober 1848 Ar. LXXI, 
erſichtlich ift, ernannt wurde, Ob bie Oberfirhenbehörbe bei 
ihrem Antrage auf die Wünfdhe der Kirchengemeinde Rüds 
ſicht nahm, wird den Frhrn. v. Andlaw uicht berühren, und 
ex ſelbſt würde es wohl auch hinſichtlich der Proteſtanten 
nicht billigen, wenn das Miniſterium ohne ganz entſcheidende 
Gründe die Pfarrbeſetungs⸗Antraͤge der oberſten Kirche n⸗ 
behörbe, welche zugleich die Staatsaufſicht über die Kirche 
ansübt, leichthin beſeitigen oder ändern würde, 

Was er von der durch den ernannten Pfarrer abgehaltenen 
Blumsfeier erzählt (IV. 80), ift mir im Detail nicht befannt, 
doch nad fummarifchen Berichten hier jedenfalls ganz übers 
trieben dargeſtellt *). 

Die Agitation für die Relchsverfaſſung, wie v. Andlaw 
fie darſtellt, war allerdings verhaͤngnißvoll. Die Revolutio⸗ 
näre benuͤtzten fie, um einen Kampf mit den Fürften her⸗ 
vorzurufen und fo über die Reichsverfaſſung hinweg zur 
Republif gu gelangen, Selbft viele Freunde der Ordnung 
agitirten übermäßig mit, weil fie für den Fall, daß biefe 
Verfaſſung nicht zu Stande kaͤme, eine allgemeine Aufs 

- Löfung und Anarchie fürdteten. 

Die Behauptung, daß die badifhe Regierung ſelbſt dieſe 

Agitation „nicht ohne Vorliebe im eigenen Schooße gehegt 





*) Eben fo unwahr if, daß Heder als Oberſt ver Bürgerwehr bes 
Mätigt worden ſei (IV. 79), und zur Reorganifation der Bürger 
weyr nach deren Entwaffnung am 1. Dat 4848 wurde erſt Im Winter 
ABH/B geſchritten, was aledann aitt mehr aejıner meen Renate, 
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habe“ (IV. 88), muß ich als eine Unwahrheit erklären. 
Wenn wir ber Reichsverfaſſung, ehe noch durch den Beitritt 
der größeren Staaten ihre Verwirklichung gefidert war, uns 
fererfeits vorläufig beitraten, fo hielten wir's mit Frhrn. von 
Andlaw (fiehe oben S. 164 9): „wir fanden unter einem 
Geſetze, das uns beherrſchte, unter dem Gefege der Nothr 
wendigfeit.“ Daß aber bie wilde Agitation für die Reichs⸗ 
verfaflung in den Nachbarlaͤndern und dann im Großherzog 
thume für und höchft gefahrvoll fei, war mit Händen zu 
greifen. Wir entzogen dieſer Agitation Hier duch Aner⸗ 
kennung der Reichsverfaſſung den eigentlihen Gegenftand. 
Der Ausbrud der Unordnung wurde dadurch aud wirklich 
wenigſtens länger Hinausgefhoben, als dies z. B. mit 
dem Sturme in Württemberg, und mit dem Aufruhre in 
einigen Theilen Preußens, in Sachſen und Bayern der Fall 
war. Da aber ſodann nad) und nad) alle diefe aufrührerifhen 
Erfgeinungen anderwärtd zu Tage famen, und von, der 
Nationalverfammlung unterftügt wurden, da ferner in der 
Rheinpfalz [hon an 2400 Mann Soldaten zu 
den Infurgenten übergegangen waren und 
fo das Beifpiel des Abfalls gegeben hatten, 
To fanden die von allen Seiten zufammengeftrömten Dema- 
gogen natürlih nun auch hier günftigen Boden zur völligen 
Losreißung der Truppen von ihrer Pflicht, und zur Erre 
gung des Aufruhrs. War hier nicht, wie anderwärts, die 
Zurüdweifung der Reihsverfaffung von Seiten der 
badiſchen Regierung der Grund zur Bewegung, fo fand fi, 
wie aus dem Berichte der Reihöcommiffäre (III. 245) vom 
1. Juni 1849 hervorgeht, doch ein anderer Gedanke, ber 
jenen Grund erfeßte. Baden mit Andern follte jetzt „der 
drohenden Stellung Preußens und der größeren Mächte bes 
waffnet entgegen treten,“ weil es fih fonft nur 
wieder „den Anordnungen der Großmaͤchte fügen“ würde, 
Eben diefes lag auch in den Offenburger Beihlüffen vom 
13. Mai 1849. Man wollte vorerft den Großherzog nicht 
vertreiben, fondern mittelft der duch den Militär 
abfall unterftügten Bewegung ihm nur das Minifterium 
ueter - Brentano“ aufbrängen, und ihn ber zu berufen 
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den Lanbeöverfammlung, „welche in ſich die gefammte 
Rechts- und Mahtvollfommenheit vereinige” uns 
terwerfen, ſodann zugleih nöthigen, „mit der ganzen 
bewaffneten Macht“ die Durchführung der Reichsverfafſung, 
wie fie nun nad ber durch die Exeigniffe befeitigten 
DOberhauptsfrage feſtſtehe,“ in den andern deutſchen Staaten 
zu unterflügen®), Die Reihsverfaffung, odernad „ber 
feitigter Oberhauptsfrage“ die Republik ſollte alfo ben 
fogenannten „renitenten Regierungen“ buch Waffenge- 
walt d. h. durch Bekriegung, wobei alle revolutionären 
Hebel in Bewegung kaͤnen, aufgedrungen werden, — 
und dies war der unmittelbare Zwed des (von militäri- 
ſchen und bürgerlihen Demagogen bewirkten) Truppenabfalls 
und bes daran gehängten Aufrufes, mit deſſen Leitung bie 
Dffenburger Verfammlung vom 13. Mai 1849 den Landes⸗ 
ausſchuß und das von ihr ernannte Minifterium Peter-Bren- 
tano beauftragt hatte, 

Daß aber durch einen Verſuch die ſer Art das Unglüd, 
welches Baden nun traf, noch viel größer geworden 
wäre, ift Hat, und eben fo Mar ift, daß die Berufung einer 
Tonftituirenden VBerfammlung, wenn eine folde 
(nad v. Andlaw's oder nah Brentano's Vorſchlag **)) 
fon vor dem Mai 1849 erfolgt wäre, die Sache in dieſe 
Lage gebramt Hätte, und daß der Großherzog in bier 
fem alle aus folder Lage nur dann etwa fih hätte wies 
der befreien fönnen, wenn es ihm nod gelungen wäre, nicht 
bloß, wie gefhah, vor Aufrührern und Meuterern, 
fondern vor dem felbf ernannten Minifterium und vor 


*) Vergleiche die 68. 188 und 189 der Bewegung in Baben, und 
die in dem $. 176 abgedrudten Offenburger Befclüffe vom 13. Mai 1849. 

Für den Fall Übrigens, daß der Großherzog, anwefend bleibend, ſich 
den Forderungen gleichwohl nicht fofort fügen follte, wurde fürſorglich 
in Offenburg fon eine proviforifhe Regierung einge 
feßt, in deren Namen felbft vor ber Mbreife des Großberzogs noch 
veſchiedene Regierungspandlungen vorgenommen wurden. Siehe Bewe⸗ 
‚gung in Baden ©. 328 und 329. 

®*) Vergleiche oben ©. 186. 12 
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der felbft berufenen gefeplihen Landesverfammlung 
nachtraͤglich die Flucht zu ergreifen, 


Die politifchen Yerurtheilten in Gaben und die 
Schwurgerichte. 


Hier, wie fhon an andern Stellen, findet Frhr. von 
Andlaw die Quelle der Revolution wieder batin, daß an 
der Stelle des „göttlichen Gebots die menſchliche Anfiht zur 
Norm der Gefepgebung erhoben“ worden fei, und daß dieſe 
fubjective Anſchauung einer ungewiſſen Zeitftrömung” bie 
Säulen durchdrang, „den Geift und die Imftitution ber 
heiligen Kirche“ verfälfhte und damit „eine geiftige Nacht über 
das arme badifche Volk“ z0g (IV. 93). 

Nur Schade, daß er auch Hier, wo zunädft von ben 
Schwurgerichten bie Rebe ift, eben fo wenig, als hin- 
fihtlih anderer Gefege in den verſchiedenſten Zweigen der 
Juſtiz, der Verwaltung, der Finanzen ꝛc., angegeben hat, 
welche Einrichtungen und Beftimmungen das „göttliche 
Gebot“ vorſchreibe *), und warum denn, wenn nur bie 
verweltlihte Gefeggebung (in weltliden Dingen) und 
bie darin herrſchende, fubjective Anfhauungsweife Revolu⸗ 
tionen hervorbringe, deren fo viele im Kirchenſtaate vor- 
Tommen, 

Was nun aber namentlich bie 


Schwurgerichtsverhandlung zu Freiburg 


betrifft, fo war fle allerdings ein unglüdlihes Ereigniß, 
nicht nur wegen bed erfolgten Wahrſpruchs, fondern auch 
wegen ber revolutionären, ja anarchiſtiſchen Theorien, welche 
die Angeflagten und Bertheidiger dabei vor dem ohnehin 
ſchon bethörten Publikum zu Tage fürderten, 


*) Berglelge oben ©. 10. 
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Es iſt diefe beffagenswerthe Erſcheinung aber Feine Wir⸗ 
Tung ber Gefeggebung *), fondern eine Folge der dama⸗ 
Higen deutſchen Zuftände und der völligen Begrifföverwirrung, 
welche nach dem Gange ber Ereigniffe die Mehrheit der beutfchen 
Völker gleichſam miasmatiſch beherrſcht oder verbiendet hatte **), 
3a in der ganzen unglüklien Erſcheinung liegt nur ein 
weiteres Zeugni für den damaligen Umfang und bie 





*) Bergleige oben ©. 78, 79 und 164. 

Behr. v. Andlaw macht am dem Schiwurgerihtögefege, wie es da⸗ 
old nach dem Entwurſe von 1848 zur Anwendung kam, mancherlei 
gang irrthünmlich e Ausſtellungen. 

Wenn er meint, der Praͤſident des Schwurgerichts könne, ohne bie 
Sibung ſelbſt aufzuheben, die Zuhörer, welche die Verhandlung ſtören, 
nicht fortweiſen CIV. 110), fo hätte er ſich aus dem $. 4 der Verord⸗ 
mung nom 10. Märı 1849 vom Gegentheil überzeugen können, und 
wenn der franzöflihe Advokateneid Bertheivigungsgründe unterfagt , 
„welche ver Berfaffung widerſtreiten,“ fo liegt dies nicht minder 
in dem Berfaffungseide, venn auch unfere Advokaten zu leiſten haben. 
Das neue Schwurgerichtsgeſetz vom 5. Februar 1851, weldem von 
Audlaw in der Sigung vom 11. Januar 1851 feld zuſtimmte, 
enthält in ben beiven hier von ihm gerünten Punkten ebenfalls nichts 
Reues, und wasdie Hauptfach e, nämlich bie BUdung ber S hd wur⸗ 
Tiken betrifft, fo hatten, wie wir gefehen haben, auch nach dem 
4848r Entwurfedie Beamten feLbf die Geſchworenen auszuwählen. 
Dan wird daher wenigſtens nicht fagen können, daß das Gefeh vie 
Gtaatsintereffen in Beziepung auf Beßrafung, wie von 
Andlaw meint, vernachlaͤßigte. Die Schrecken der Zeit waren aber fo 
groß, daß ſelbſt die ordnungsliebendſten Männer, fofern fie nicht zus 
gleih großen perfönlihen Muth hatten, in der Erfüllung ihrer Pflicht 
nicht ſtandhaft genug waren. Brhr. v. Andlaw mag fih daraus ein 
Bid entnefmen, welche tonfituirende Berfammlung zu Stand ges 
demmen wäre, wenn fie zu jeuer Zeit nah feinen Wünſchen — 
auch von ven nad Interefien eingetheilten vier Wählerklaſſen (IV. 49) 
gewaͤblt worden wäre, Bergleihe oben ©. 186. 

**) Gerade darin, das jenes revolutionäre Miadma in Baden ſei⸗ 
nen Kreislauf vollendet hat, und als natürliche Folge der durch 
Waffenmacht Übertvundenen demokratiſchen Ausſchweifungen ein Rüds 
flag, ein Zufand der Ruhe, eingetreten if}, Liegt der einzige 
Grund, aus welchem nun im September 1851 bei einer, mit dem 
48487 Entwurfe im Wefentligen übereinfiimmenden Geſetzge⸗ 
bung bie Berhanblungen unferer Schwurgerichte fo ruhig verliefen und 
die Wahrſprüche der Geſchworenen allgemeine Billigung fanden. 


Stärke ber auflöfenden Kräfte, und bafür, daß au 
alle Weisheit, aller Muth und alle Thätigfeit zur Ueber⸗ 
mältigung berfelben und fomit zur Aufrehthaltung der 
Staatsordnung nicht mehr mächtig genng geweſen wären. 


Was die Gerichtsverhandlung an und für ſich betrifft, fo 
verfieht fih von felbft, daß die Regierung diefelbe nicht in 
der Hand Haben Fonnte, nicht einmal das Verhalten ber 
Richter und der (ſchwer aufzufindenden) Staatsanwälte, noch 
weniger jenes der Zeugen, und am allerwenigften bad ber 
Angeflagten und ihrer Bertheidiger. 


Im Uebrigen find die v. Andlaw'ſchen Mittheilungen nur 
Privatberihten über ben Verlauf der Verhandlungen 
entnommen, haben alfo feine Autenthizität. Namentlich 
können fie nicht dazu dienen, dasjenige darzuthun, was Frhr. 
dv. Andlam dem Hofgerihtöpräftdenten und zwei Staatdan- 
mälten zur Laft legt. Sehr glaubhaft und den damaligen 
Verhaͤltniſſen entfprechend ift es wohl, daß die Anger 
Hagten und ihre Bertheidiger fih zur Rechtfertigung 
des Aufruhrs auf den, duch die Volksverfammlungen funds 
gegebenen, Volkswillen beriefen. Daß aber der Praͤſi—⸗ 
dent und die Staatsanwälte die Konftatirung dieſes Volks— 
willens für entfheidend hielten (IV. 95, 98 a. x.) 
wird Niemand, der diefe Männer Fennt, für wahr halten, 
ſelbſt wenn die fraglichen Privatberichte ihre Aeußerungen 
in dieſem Sinne darftellen würden, Indeſſen wäre eine 
ſolche Auffaffungsweife felbft bei wörtliher Aechtheit jener 
Berichte noch durchaus nicht richtig; denn wer mit Geſchwor⸗ 
nen zu thun hat, geht oft auf die thatſächliche Wider 
legung and unerhebliher Angaben ein, weil etwa bie 
Geſchwornen fonft ein Gewicht auf diefelben legen könn⸗ 
ten, und nur fo wäre zu erfären, was bie gedachten Beamten 
in diefer Beziehung gethan hätten *). 


*) Daraus mag jeder Unbefangene ermeflen, was von ber 
auffallenven Behauptung des Frhrn. v. Andlaw zu balten fei, daß dieſe 
Organe der Regierung nur dem Ma pe nach, nicht grund ſätzlich 
von den Angelagten verſchieden · gewefen feien. 
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Daraus würbe aber noch Teineswegs hervorgehen, daß 
diefelben eine von jener des (dritten) Staatsanwaltes 
v. Wänkfer abweichende Anfiht hatten oder äußerten, als 
wenn ed dbaraufanfäme, ob der (etwa abzuzählende) 
Volkswille eine Republit verlangt habe oder nicht, 

Wenn aber Fehr. v. Andlam gar noch behauptet, die Aus- 
führung v. Waͤnker's, ber die Iegtere, von ben Angeflag- 
ten anfgeftellte ), anardifche Theorie befämpfte, fei der 
„ganzen Anfhauungsweife der Regierung“ felbft ent 
gegen gewefen (IV. 99 und 109), fo erwiedere ich darauf 
nichts, ald daß er auch hier wieber eine handgreiflide Uns 
wahrheit behauptet **). Wollte ich die Angabe bei ihter 


®) Die andere gefährlihe und anarchiſche Theorie, welche die 
Bertpeivigung dahin auffellte, daß es nicht auf das Geſe tz, fondern 
nur auf das Recht antomme, daß alfo die Geſchwornen, wenn fie 
ven Inhalt des Gefeges für unrecht halten, nach vemfelben fein 
Schuldig ausſprechen dürfen (IV. 108), berupt auf der auch von Brhrn. 
v. Andlamw aufgefellten Unterſcheidung zwiſchen Recht und Gh“ 
Hipteit (1. 18 und IV. 13*)). Bergl. oben ©. 42. 

**) Wenn ein Etaatsviener in Fauterburg meinte, die Groffamtrung 
der Republit dur die von Brentano berufene fogenannte tonftituirende 
Berfammlung wäre ein legaler Akt und „ein vie Lage des Groß⸗ 
herzogs ſeht verfeplimmernder Umfland" (IV. 98 a.), fo wäre die 
Behauptung in iprem er ſt en Theile wohl ein baarer Unverftand ges 
weſen. Beſchränkte fih biefelde darauf, daß dur jene Profamis 
rung der Republit vie Lage des Großherzogs verfhlim« 
mert würde, fo konnte biefe Berflimmerung Demjenigen, der 
Turzfihtig an eine Dauer des damaligen Ganges der Dinge glaubte, 
zwar als that ſäch lih, nie aber ale vechtlich möglich erfheinen. 

Wenn v. Andlaw hiebei aus Anlaß meiner Weußerung zur Heivels 
berger Deputa:ion (vergl. oben die Note * auf ©. 40); daß, fo lang 
eine Staatsform beftepe, die verfaflungsmäßige Gewalt allen auf den 
Umſturz verfelben gerichteten Borbereitungen und Befirebun« 
gen entgegen treten mäffe, — den Sap aufflellt, daß dar» 
nach in Bolge.der Fluch t des Großherzogs deſſen „Autorität au be⸗ 
ſtehen aufgehört Hätte, und die Frage, welche Staatsform ſich 
das Bolt geben wolle, zu einer offenen geworben“ wäre, — fo be⸗ 
zubt diefe v. Andlam’fpe Scplußfolgerung auf der revolutionär 
zen Anficht, daß, fobald ver Großherzog ſich entferne oder überhaupt 
momentan aus dem Beflge ver Gewalt geſetzt werde, er damit auch 
feine Rechte verliere, alfo die monarchiſche Staatsform 
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wahren Natur bezeichnen, fo müßte id bitter fein. Eben 
fo werde ich mich auf die ſtets wieberfchrende, durch Feine 
wahren Thatfahen begründete, Behauptung revolutios 
närer Regierungsprinzipien (IV. 101, 102) oder eines mit 
der Revolution übereinftimmenden Ganges der Regierung 
GV. 189) nicht weiter einlaſſen, — und Jeder mag in Ers 
waͤgung deſſen, mas ich oben an verſchiedenen Stellen dar⸗ 
Tegte, für ſich ermeflen, ob die Prinzipien, welche die Regies 
rungspolitik leiteten, ober jene, welde der Frhr. v. Andlaw 
aufftellt, (in ihren unbeabfictigten Wirkungen) mehr revo⸗ 
lutionaͤr feien.. . 

Im Uebrigen Tann ich, wie ſchon gefagt, die ganze Freis 
burger Schwurgerichtsverhandlung, auf deren Verlauf aber 
die Regierung natürlich feinen Einfluß Hatte, mit allen den 
wahnfnnigen Theorien, welche die Angeflagten und ihre 
Vertheidiger dort audframten, nur eine unglüdlide 
nennen. Sie ift ein Produkt ihrer Zeit, weßhalb damals 
ähnliche Verhandlungen und fogar völlige Freiſprechun⸗ 
gen bei gleich offenkundigen Thatfachen, wie fie hier vors 
Ingen, auch in andern Ländern ftatt hatten, 


(als von Rechts wegen erlofchen) nicht mehr beſtehe, und das 
Bolt nun auch ohne den Großherzog fih beliebig eine neue Ber- 
faffung geben könne. 

3% nlaube, daß dieſe Schlußfolgerung Hier feiner Widerlegung bedarf, 
da (außer den Revolutionären) Riemand vie v. Andlaw'ſche Unterſtellung 
wmertennen wird, daß durch die Entfernung oder momentane Gewaltss 
deraubung des Großherzogs de monarchiſche „Staatsform zu beſtehen“ 
(eipttig) aufgehört habe. 

Es gibt zwar Beifpiele, wo in biefer oder einer andern Weiſe eine 
Staatsform durch die Macht ver Thatfahen untergieng. Ich 
will wicht vom Altertfum und eben fo wenig von bem neuen (noch 
ſchwankenden) franzöfiihen Impromptu ſprechen, — wopl aber kam 
man auf der einen Seite die Schweiz und Amerika, auf ber andern 
Seite aber vie untergegangenen republitanifgen Bormen der ehemaligen 
deutfegen Reicheſtaͤte und Krakau's anführen. 

Derlei große Ereigniffe, die eine Staatsform untergehen laſſen, find 
ober fin Getzenſtand rechtlicher Erörterung, und am aller 
Wenigften laffen ſich gewaltfame Verfuche in einem Gtaate bes vente 
ſwen Bundes, veffen eigener Kürf die monanpilhe Staatsform nicht 
einmal amfpeben Lönnie, damu veraldigen. 


Die Gegebenheiten im badifchen @berlande und in 
Freiburg. 


Rad einigen Notizen aus der frühern Geſchichte des Breis⸗ 
gaus und der Marfgraffhaft *) kommt Frhr. v. Andlaw 
zur Indisziplin und zum Abfalle der Truppen, wodurch allers 
dings die Mairevolution allein ermöglicht und geftügt 
wurde, 

Manches, was er hier anführt, iR mir unbekannt. Nach 
einer alten Einrichtung werben befanntlih die Militärs 
ſachen, fo weit fie nicht auf dad Budget Einfluß haben, 
im Staatsminifterum nicht berathen. Alle Anftel- 
lungen und Disziplinarfaden, überhaupt die foges 
nannten Commando ſachen, werben, fo weit fie die Zus 
fländigfeit der Befehlshaber und des Kriegsminiſters über 
fleigen, von Leßterem allein dem Großherzog unmittels 
bar vorgetragen. 

Namentlih weiß ih alfo nihts von dem, was Frhr, 
v. Andlam von, fon vor dem 10. Mai 1849 Häufig ab- 
getrogter, Losgebung militärifher Gefangenen (IV. 124) 
fagt, — und nichts von dem, was er ferner fagt: von einem 
Widerſpruche gegen bie Vermiſchung der badifhen Truppen 
mit ben übrigen Reichstruppen (IV. 128), gegen bie Gleich⸗ 
Relung ber württembergifgen mit ben badiſchen Offizieren, 
und gegen ben Wechſel der Brigaden (IV. 129), — ſodann 
nichts von dem, was er über den fnittelbaren oder unmittel- 
baren Verkehr mit der Reihögewalt (IV. 129), — über 
eine vergeblihe Proteftation des württembergifhen Generald 
v. Miller gegen die Zutheilung von Rekruten an die unter 
feinem Befehle geftandenen Abtheilungen (IV. 130), — über 
die Ernennung fo vieler Unteroffiziere zn Offizieren (IV. 133), 





®) Diejenigen, weiche den Auftuhr im April 1848 und den Berlauf 
der 184er Mairevolution näher keunen, werden fih wundern, daß 
» Audlaw bepauptet, die revolutionäre Beipeiligung fei im Breiegau 
geringer gewefen, als in der Marigrafigaft (IV. 121). 
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— über die Stellung mancher Offiziere gegen ihre Unter⸗ 
gebenen (IV. 131), — über die Anfrage bes Oberſten v. Röder 
beim Kriegsminiſter (IV. 138) ıc. — mittheilt. 

Hinſichtlich der Uebertragung des Oberbefehls an ben 
General v. Gagern im April 1848 (IV. 124 ***) ) berufe 
ich mid auf · das oben (S. 91 und 92) Gefagte, und wegen 
einer von General Hoffmann angeblich ertheilten Entſchei⸗ 
bung zu Gunften des politifhen Vereins» und Berfamms 
lungsrechts der Solbaten (IV. 138, 139, 146) auf ©. 80. 

Was v. Andlaw über die mangelhafte Kenntniß, welche 
die Oberoffiziere vom Geifte ihrer Truppen hatten (IV. 131), 
und über die nachtheiligen Wirfungen der in Folge eines 
Reichsbeſchluſſes eingetretenen Aufhebung des Einſtandsweſens 
IV. 132) auf die Unteroffiziere *), fo wie über die Nach— 
theile ber in Folge eines Beſchluſſes der Nationalverfamms 
lung vom Reichsverweſer angeordneten plöglihen großen 
Truppenvermehrung (IV. 130) — vorbringt, habe ich in 
meiner Drudfrift über die „Bewegung in Baden“ ($$. 168 
und 170) ſchon ſelbſt beſprochen. 

Wenn er aber ſagt, daß die Civilbehörde das Verbot an 
Soldaten, einzelne (verderbliche) Bierhaͤuſer zu beſuchen **), 
als eine „Beeinträhtigung der Rechte des Volkes betrachtet 


®) Die Behauptung, daß binnen 6 Jahren nur ein einziger 
Unteroffizier aus einem ganzen Regimente einen niedern Civildienſt ale 
Ranzlei«, Amts, Poltzeidiener zc. erhielt (IV. 132%*) ), iſt vapim zu 
erläutern ober au berichtigen‘, daß die Unteroffiziere regelmäßig alle 
diefe Dienfte erhielten, jedoch in der Art, daß fie zuerſt Gendarmen, 
Steuerauffeher over Gränzauffeher wurden, und von da aus bei 
ſich ergebenden Vakaturen in die erwähnten ruhigern Stellen ein» 
rüdten. 


**) Wenn, wie v. Andlaw fagt, ein Oberſt feinen Soldaten ven Bes 
ſuch einzelner Bierhäufer, worin ipnen Berfüprung drohte, verbot, und 
die andern Conmandeure zu gleicher Maßregel aufforberte, die letztern 
dies aber ablehnten, fo verfäumten dieſe ihre Pflicht, und wenn fie einen 
Befehl vom Kriegsminifterium abivarten zu wollen erklärten (IV. 
124*), fo hätten fie diefem wenigſtens eine vießfafige Anfrage vor 
legen und berichten follen, daß und in welchen Bierhäufern Verſuche 
der Golbatenverfüßrung vorkommen. 
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haben wuͤrde“ (IV. 1249), — ober daß das Miniſterium, 
wenn man mit ben Scharffhügen die meuteriſche Freiburger 
Solatenverfammlung vom 10. Mai 1849 aus einander ges 
fprengt hätte, dies als einen „volföfeindlichen Alt betrachtet“ 
haben würde (IV. 124*)), — fo gehören biefe als Hohn 
klingenden Behauptungen zu ben vielen grundlofen Verdaͤchti⸗ 
gungen, zu beren Beantwortung ich um fo weniger Anlag 
babe, als Frhr. v. Andlaw nicht einen einzigen Hal 
anzugeben weiß, wo bie Regierung die Kräftige Handhabung 
der Disziplin, oder das ſtrenge Einfereiten irgend eines 
Civilbeamten oder Offiziers gegen Orxbnungsftörungen je 
mißbilligt hätte, 

Auf die übrigen Erzählungen über die Vorgänge im Ober- 
lande habe ich Keinen Anlaß einzugehen %. Sie betreffen 
ohnehin größtentheils die Periode nach dem 13, Mai 1849, 


Nur eine Stelle (IV. 134) iſt mir aufgefallen, wo Frhr. 
v. Andlaw fagt: „die Volfsverfammlung vom 13. Mai 1849 
zu Offenburg entſchied über den Abfall der Truppen und damit 
die Geſchicke des Landes.“ Ueber diefen Truppenabfal war 
ja fon vor der Offenburger Verſammlung entſchieden. Richt 
nur die Freiburger Soldatenverfammlung, die Lörracher und 
Bruchfaler Meutereien giengen dem 13. Mai voraus, fon 
dern felbft die Bundesfeftung war nah wiederholten 
Meutereien vom 10. und 11. Mai endlih am 12, Mai 
Thon völlig in den Befig der aufrührerifhen Soldaten 
gefommen, fo daß eben darum bie Offenburger Bolköver- 
fammlung, als fie am Morgen des 13. Mat von dem Zus 
Rand der Feſtung Kenntniß erhielt, die in der Vorberathung 
vom 12. Mai beſchloſſenen Forderungen als bei weiten nicht 
mehr genügend nun erft bis in's Unfinnige fleigerte, 

Der gefährlihe Verlauf und Ausgang der Offenburger 
Berfammlung vom 13. Mai 1849 war alfo nit die Urs 
ſache, fondern die Folge des Truppenabfalls. 





*) Das vorirefflihe Veuehmen des Oberſten v. Rottberg (IV. 139 16.) 
zu Loͤrrach habe ich ſchon in der „Bewegung in Baben“ gerühmt. 
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Die Begebenheiten in Kaſtatt. 


Daß die Mairevolution nicht nur keinen Erfolg gehabt, 
fondern gar nicht zum Ausbruche gefommen wäre *), wenn ” 
z. B. Öftreihifhe Truppen Raftatt inne gehabt hätten, 
unterliegt wohl feinem Zmeifel. Sie war ja in ihrem Ent- 
ftehen nur eine Militärrevolution, ber fih die verblendeten 
Maffen nur anfhloffen, und deren Leitung die Demagsgen 
alsdann an fi zogen. Bon einem förmlihen Abfalle der 
Truppen hätte aber feine Rede fein Fönnen, wenn nicht bie 
Raftatter Befagung vorausgegangen und dadurch bie 
Feſtunng in die Gewalt der Meuterer gekommen wäre, 

Den Bundesbeſchluß von 1840 über die Befagungsverhält- 
niffe von Raftatt habe ih nicht zu vertreten, aber im Jahr 
1848 haben wir wiederholt, jedoch vergeblih, um bie im 
Bundesbefhluffe vorgefehene Verlegung einer öſtreichiſchen 
(eventuell einer preußiſchen) Befapung nah Raftatt nachge⸗ 
ſucht. Bewegung in Baden $. 109. 

Auch in dem gegenwärtigen Abfehnitte, in welchem Frhr. 
9. Andlam von den Raftatter Ereigniffen ſpricht, wiederholt 
ex bie Cbei ihm fir gewordenen) Säge, daß in Baden bie 
Geſetzgebung und Verwaltung auf dem Prinzipe des Inunen- 


*) So groß das durch biefe Revolution Über Baden gelommene 
Ungfüd war, fo if doch nicht einzufeben, wie v. Andlam fagen kann, 
diefelbe habe „ganz Deutfhland in unfelige Berwirrung und 
namenlofes Ungläd geſtürzt.“ — Andere, namentlich mit dv. Andlaw 
Gleichgeſinute, äußerten dagegen bekanntlich: diefe Revolution 
habe die Gelegenheit geboten, im Juni 1849 vie deut ſche Revolution 
mit einer ſtarken Heeresmadt nieverzufglagen, und einen allgemeinen 
Umfepwung der Dinge zu bewirken, der im gewöhnlichen Berlaufe bei 
der damaligen allgemeinen Ueberfpannung noch nicht zu erreichen ge⸗ 
weſen wäre. — Sei dem, wie ipm wolle, — fo iR fo viel gewiß, 
daß, wenn es hier nicht zu einem blutigen Ausbruche gelommen und 
dadurch ein plötzlicher ſtarker Riederſchlag des revolutionären Feuers 
durch eine große bewaffnete Macht ermöglicht worden wäre, die da⸗ 
maligen (pemokratifhen und deutf-centrafifitenden) Beftrebungen 
einen größern Erfolg au erwarten gehabt hätten, daß alfo nicht von 
Andlaw, fondern nur Diejenigen, welche einen größern Erfolg 
jener Befnebungen wünfshten, bie badiſche Revolution als ein Uns 
glüd für ganz Deutfchlamd betragen können. 





. 
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haften Volkswillens beruhte ), und die moralifde Ord⸗ 
nung der Dinge zerflörte (IV. 150), indem die Wächter der 
geſeliſchaftlichen Ordnung biefe felbft verfallen ließen und 
die Verführung in den Augen der Regierung felbft faum 
mehr als eine folge galt (IV. 152), die Staatögewalt nur 
der Form und nicht dem Weſen Rechnung trug, mande 
Lehren und Uebungen der Fatholifhen Kirche für antiquirt 
galten (IV. 154), und die Begrifföverwirrung **) fih von 
oben naturgemäß in die untern Räume fortpflangte (IV. 155). 
Lauter leere, durch nichts begründete, Behauptungen, da 
die Thatſachen, auf welche v. Andlaw diefelben etwa ftügen 
möchte, wie wir oben gefehen haben, ſaͤmmtlich un wahr find. 
Ohnehin iſt es feltfam, gerade die badiſche Revolution buch 
derlei Fiftionen und Hypothefen erklären zu wollen, während 
die damalige allgemeine Strömung in fo vielen ganz vers 
fHiedenartigen Ländern Europa's gleiche Erſcheinungen 
bhervorrief, und namentlih Deftreih, das in der Regies 
rungsweife von Baden doch fehr verfhieden war, ber 
Revolution früher und anhaltender erlag, ald Baden ***), 
Was v. Andlaw hinſichtlich des angeblih „geſetzlich unbe⸗ 
ſtrittenen Verſammlungs⸗ und Vereinsrecht“ der Soldaten 
ſagt IV. 156), iſt ſchon oben Seite 80 widerlegt, 
wenn in biefer Beziehung ein Einfreiten, fo lang ein 





*) Glehe oben ©. 6—20. 

®*) Unaufpörlich eiferte ich gegen die Begrifföverwirrung, in welche 
die Demagogen die Maſſen verfridt hatten, und fuchte eine gefundere, 
den ewigen Grundlagen der Orbnung entſprechende, Anfchaunngsweife 
herxvorzurufen, fo daß Brentano, wie wir oben (©. 119 *)) gefehen 
haben, feib von Amerilta aus mir noch nachſagt, daß id „oas 
Bort „Begriffönerwirrung““ erfunden habe.“ 

*⸗*) Auch Deſtreich brauchte fremde Püfe zur Meberwältigung der 
Revolution, obwopl es noch fehr treue fLawife Berrepatte. Hätten 
wir, wie Deftreich ft amme 8 » verſchiedene, von einander entfermie, 
Provinzen, bie nie alle gleich beihört fein können, fo hätte ſich ver 
Großperzog Cwie der Kaifer derdinand nah Tyrol) in eine vom Schau⸗ 
platz entferntere Provinz gefläptet. Er haͤtie felbft in unferm Heinen 
Lande in einzelnen Bezirten ganz fiber fein koͤnnen, wenn nicht bie 
Näpeanderer Bezirke und der gefährligen Kandesgrenze im 
Wege gefanden wäre. 
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ſolches noch möglich war, verfaumt wurde, fo fiele 
dies den Truppenfommandanten allerdings zur Laſt. 


. nterhandlungen in Rarlsruhe und die Volksverſamm- 
lung in Offenburg. 

Wenn Fehr. v. Andlaw behauptet: was die Offenburger 
Borverfammlung vom 12. Mai in vier Punkten forderte *), 
Habe die Regierung „in ähnliher Weife und andern Ber- 
fammlungen von 1848" ebenfalls zugeftanden (IV. 159), fo 
iſt dies eine thatſächliche Unwahrheit, indem bie 
Regierung allen jenen tumultuarifhen Volksverſamm⸗ 
kungen von 1848 auf nicht ein einziges Zugeftändnig 
machte, am allerwenigften aber ein ſolches, welches wie 
hier den Großherzog unmittelbar in die Gewalt der Rebellen 
geliefert hätte. Man vergleihe oben ©. 166 ıc. und 179, 
woraus zugleich die Balfchheit der (mit unferm fo beharrlichen 
und entſchiedenen Widerftande ohnehin unvereinbarlihen) 
weiten Behauptung hervorgeht, daß die Berufung einer kon⸗ 
ſtituirenden Verfammlung „mit den Regierungsgrundfägen 
fo ziemlich übereingeftimmt hätte.“ Gerade aus dem Wider 
ſpruche, in welchem diefe Fiktion mit der offenen Thatſache 
unferes beharrlihen Widerftandes gegen eine folge Verſamm⸗ 
Tang fteht, hätte dem Sehen. v. Andlaw die Falſchheit feiner. 
Fiktionen hinfichtlih unferer Regierungsgrundfäge überhaupt 
von felbft Far fein follen, und namentlich au die Falſchheit 
der weitern Behauptung, daß das Minifterium der 
Bolfsfouveränetät, was man damals fo nannte, d. h. 
der berechtigten Mactvollfommenheit des (buch jes 
weiliges numeriſches Uebergewicht fih Fund gebenden) launen⸗ 
haften Volkswillens **) — „fo gut als bie Offenburger 
Verſammlung gehuldigt Habe“ (IV. 160 *)). 

Wenn v. Andlaw die Antwort an die Offendurger Depus 
tation ald „halb gewährend und halb verweigernd“ anfieht 
(IV, 160), ſo werden dagegen Alle, die fie nach ihrem ganzen 


*) Bewegung in Baden $. 173. 
**) Bergl, oben die Abſchnitte vom „Bollswillen“ und von ber 
mBollövertretung” S. 6-30, 
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Wortlaute *) leſen, zugeben, daß bie Deputation mit 
Recht, wie er ſelbſt fagt (IV. 163), eine „unbedingte 
Verweigerung” darin gefunden habe. 

Was er and Anlaß meiner Befprehung mit der Offen 
burger Deputation hinfichtlih des Freiburger Schwurgerihts*®) 
über „objektivpofitive Geſebe“ fagt IV. 161 8, iſt 
nicht verftändlich ***). Jedes Gefeg It objektivpoſitiv, — 
objektiv in Beziehung auf den Gegenftand, den es regelt, 
und pofitiv eben dadurch, daß die Regelung in entfheidens 
ber Weife von der dazu berechtigten Gewalt ausgeht, 
Bezieht fih aber jene Bezeihnung, wie ber Nachſatz ans 
deutet, auf bie „Uebereinflimmung mit dem göttliden Ges 
feße,“ fo foll allerdings Fein Gefep die Gebote Gottes ver 
legen. Es wird eine folhe Verlegung auch von feinem 
unferer Gefege behauptet werden Fönnen, und melde Formen 
die Gebote Gottes, 3.2. für das gerichtliche Verfahren ac, 
vorſchreiben, hat Schr. v. Andlaw noch nicht aufgebedt +). 

Ueber die tollen Befhlüffe der Dffenburger fogenannten 
nLandesvolföverfammlung“ vom 13. Mai 1849 Hat er viel 
Wahres gefagt (IV. 166 ff). Aus voller Seele ftimme ich 
ihm bei, wenn er bemerkt; „Das Programm des Radifaliss 


*) Wie v. Andlaw die Antwort mittheilt (IV. 162), Fönnte man 
meinen, fie enthalte die Zufage, daß die Amneſtie jeBt (auf vie 
Dffenburger Forderung hin) no weiter ausgedehnt werden fol, 
während die Antwort in biefer Beziehung nur der Thatſache er⸗ 
wähnte, daß „bereits (d. h. einige Zeit vorher, wie der I. Kammer 
eröffnet war), Weifungen- ergangen ſeien, fie noch weiter (als früher 

beſchloſſen war) auszudehnen,“ opne irgend zuzuſichern, daß nun im 
Boige der Offenburger Forderung noh Mehreres ger 
ſchehen fol. Die wörtlihe Antwort iR im 6. 175 der Bewegung 
in Baden mitgetpeilt. 

=) Man fehe die Bewegung in Baden $. 174, mo bie ganze. Bes 
ſprechung, von welcher dv. Andlaw das Weſentliche nicht mittheilt, dare 
geftelit ift. 

) Eben fo weiß ih die Bemerkung nicht zu deuten, daß ich durch 
den Borhalt der nachtpeiligen Folgen des aufrühreriſchen Unternehmens 
für das Land mich „in dem großen Rechts ſtreite zwifchen konſtitutioneller 
Monarchie und rotper Republik gegen eine Einrede meiner Gegner 
habe ſicher ſtellen wollen.“ (IV. 182 *)). 

7) Bergl. oben ©. 9, 29 und 46. 
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mus iſt nie als geſchloſſen zu betrachten,“ und „die Res 
solution ift ein Immerwährender Vernichtungskampf, fo 
lang als fie währt“ (IV. 167). 

Unrichtig ift aber, wenn er in Beziehung auf die Auf 
hebung der Militärgerichtöbarkeit behauptet (IV. 169, in 
Baden fei „die Gefehgebung noch weiter gegangen, als der 
Wortlaut der Reichsgefehe es verlangte” *). 

In Beziehung auf feine Bemerkung über das badiſche Ver⸗ 
waltungsgefeg vom 10. April 1849 (IV. 174) berufe ich 
mid auf das oben (S. 153—160) Dargeftellte **). 

Am Schluſſes diefes Abfchnittes handelt Frhr. v. Andlaw 
noch von den fTandalöfen Madinationen der Demagogen und 
Volfsvereine gegen die Erſatzwahlen zur IE Sammer für 
die ausgetretenen Mitglieder ber Linken (IV, 172—175). 





*) Im 6. 43 des Reichögefeßes (der Grundrechte) iſt gefagt: 
„Die Mititärgeriptsbarkeit iſt auf die Aburtheilung militärt- 
fer Becbregen und Bergepen, fowieder Militär- 
dieziplinarvergehen beſchränkt, vorbehaltlich der Beſtim⸗ 
mungen für den Kriegszuftand.“ 
Ganz daffelbe verorbnet das badiſche Gefeh vom 12. Bebruar 
1849; 

„8.18. Außer den Militärdisziplinarvergehen bleiben 
die Militärverbrehen und Rilitärvergehen, gleich⸗ 
viel ob im Urlaub ober im Dienfte begangen, auch fernerhin ver 
Unterſuchung und Aburteilung der Militärgerichte über 
laſſen. 

Zu dieſen Militärverbrecden und Vergehen gehören alle jene, 
weiche nur Militärperfonen als folche begehen Können.” 

ns. 19, Alle im Kriegsauffande begangenen gemeinen 
Verbrechen und Bergepen find der Milttärgerihtsbarteit 
unterworfen.“ 

®*) Da v. Andlaw hier die Gemeinbebürger hinſichtlich der, dem zu 
waͤhlenden Kreisausſchuß oder Bezirksausſchuß zulommenden, Beihäfte 
als „unwiffend“ bezeipnet, fo ſcheint er ben von ihm zur Erwäßs 
lung vorgefehlagenen „Bezirksrath oder Kreisrat” (IV. 37) aus Ge⸗ 
leprten Coder Stupdirten) zufammenfeßen zu wollen. — Da er 
dabei übrigens die Verwaltung periodifh gewählter Bürger 
eben fo, wie jene ver angeftellten Beamten eine bureau« 
tratifche nennt, fo iſt ſchwer zu enträtpfeln, wel pe (nid t bureau⸗ 
tratiſch fein ſollende) Einrichtung und Perfonenklaffe er bei feinem „Bes 
zirlsrath und Kreisrath eigentlich un Auge Habe. 
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Wenn es wahr iſt, wie von der Pfordten in der bayeriſchen 
Kammer ſagte, daß man „im Leben der Einzelnen, wie der 
Staaten, an dem Haſſe, den ſie erfuhren, ihre Bedeutung 
bemeſſen kann,“ — ſo liegt in jenen Machinationen und in 
den maßloſen wilden Angriffen der Anarchiſten gegen die 
Kammer überhaupt ein günſtiges Zeugniß für ihre (nah 
den Damaligen Umftänden zu bemefiende) Wirkfamkeit, 

Bas v. Andlam unter den zwei letzten Abſchnitten mit 
den Ueberfäriften: 


„Weitere Begebenheiten zu Karlsruhe. Flucht des Groß- 
herzogs. Hoffmann’fcher Bug 
und 


„die Scgebenheiten in Aonfanz und im Veekreis““ 


vorträgt, betrifft meiftentheils die (mich nicht mehr berührende) 
Periode nad dem 13. Mai 1849, und manches Andere das 
von ift mir au fonft unbekannt, oder oben ſchon erläutert, 

Ob am 13. Mai Abends mit dem einen Theile der Truppen 
in Karlsruhe gegen die Meuterei noch ein weiterer Verſuch 
zu machen gewefen ‘wäre (IV, 176), weiß ih nicht. Es war 
dies Sache der militärifhen Führer, Die Mitglieder des 
Staatsminifteriums, in meiner Wohnung um den Großherzog 
verfammelt (ich überdies Frank) Fannten den Verlauf ber 
Ereigniſſe nit aus eigener Wahrnehmung *), ſondern nur 
aus periodifhen Mittheilungen, — noch weniger fannten 
fie den Zuftand der einzelnen Truppentheile. Was mit dem 
Einen oder Andern derfelben zur Gegenwehr gegen die Meus 
tere noch gefhehen Fonnte, hätte, wie ſich von felbft 
verftand, allerdings verfucht werben follen, Der Präfident des 
Kriegsminifteriums befaßte fih, ald er nichts Sonftiged mehr 


*) Nur der Präflvent des Kriegsminieriums, General Hoffmann 
wurde, als vie Meuterei bei der Kaſerne begann, aus ver Sitzung ab⸗ 
gerufen und begab fi) auf den Schauplatz ver Unruhen, um ven Stand 
der Dinge kennen zu lernen und bie zur Herflellung der Orbnung nötpigen 
Mittel zu ergreifen, jedoch ohne Erfolg. Bewegung Fee $ 177. 
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für möglich hielt, nur noch mit dem Wichtigſten — mit 
der Rettung des Grofherzoge. 

Bon der bei der hiefigen großen Menterei an jenem Abend 
fattgefundenen Mißhand lung der Offiziere durch die Sob⸗ 
daten, — davon, daß in Folge derfelben in der Rat vom 
13. auf den 14. Mai beinahe alle Offisiere von Karlsruhe 
die Flucht ergriffen, was den hiefigen Gemeinderat am 
14. Mai früh 6 Uhr zur Abordnung einer Deputation nad 
Raftatt mit einer Unterwerfungserflärung an bem 
Landesausſchuß veranlaßte *), — und davon, wie alddann 
erſt die Milglieder des Staatsminifteriums, als fie von dieſer 
Erklärung und Deputationsabordnung des Gemeinderathe 


Kenntniß erhielten, nun aller Macht entblöst im Laufe des. 


Vormittags vom 14. Mai fi ebenfalls entfernten, — ift das 
Erforderliche fon oben S. 137—139 und in der „Bewegung 
in Baden“ 98. 181—184 dargeftellt. 

Wenn Frhr. v. Andlam am Schluſſe (IV. 201) noch die 
Meinung ausdrüdt, es hätte, um eine Hilfe zu erhalten, nur 
einer einfahen Requifition an die Kommanbdantfhaften von 
Bregenz und Lindau bedurft, fo bezieht fi died natür- 
U nit auf die Tage vom 12. und 13. Mai, wo eine ſolche 
Hilfe von dort ans fhon der Entfernung wegen unmöge 
lich geweſen wäre, fondern auf die nahherige Wieder- 
bezwingung des Aufftandes, In diefer Beziehung weiß aber 
v. Andlaw nicht, daß die Regierung bei der Centralgewalt 
jede mögliche Reichshilfe, auch die Requifltion der öfters 
reichiſchen, nachſuchte. Die Eentralgewalt, welche ihre dies⸗ 
falffigen Kommunilationen ſicher nicht verfaumte, erflärte aber 
wiederholt, daß Oeſtreich und andere Staaten Feine Hilfe 


*) Im $. 182 der Bewegung in Waben iſt der Beihluß des Ges 
meinderaths fammt den Motiven wörtlich abgebrudt. Unter ben ketztern 
tommt vie Stelle vor: 

„in Anbetracht, daß der Generalftab und alle Stabsoffiziere ſich 
in der Nacht entfernten, oder doch wie bie übrigen Offinere unfiht« 
im machten, was namentlih auch vom Barnifenstommanbanten 
gilt; 

‚An Anbetracht, daß alle militärifhe Disziplin aufgelöst und: 
namentlich die Infanterie opne Führer war ;“ 30. 
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leiften Tönnen, ſondern nur allein Preußen, — und ohne 
Zweifel war der Erzherzog⸗Reichsverweſer (in ſtetem Ver⸗ 
lehr mit Oeſtreich) hierin beſſer unterrichtet, als Schr. von 
Andlaw *). Was die Bayern (in Lindau) betrifft, fo iſt 
betannt, daß fie zu jener Zeit bei der allgemeinen Span⸗ 
nung und Unſicherheit noch nicht einmal wagten, nad ihrer 
eigenen Rheinpfalz Truppen abzuſenden, bis fie durch das 
maffenhafte Heranrüden der Preußen des Erfolges fiher 
wurden **), daß fie alfe noch viel weniger andern Staaten 
hätten Hilfe aufommen laſſen Fönnen. 


Schlußbetrachtungen. 


Dem unbefangenen Prüfer dieſer Darlegung überlaffe ih 
gettoſt das Uriheil, was an meinen Grundfägen ober 
an jenen des Frhrn. v. Andlaw Verderbliches fei, und auf 
sb und worin ber Letztere die meinigen etwa nur falſch 
aufgefaßt habe, 

In Beziehung auf das Thatfähliche wird Derjenige, 
der den-Berlauf der Dinge näher prüft oder erforfcht, zur 
Harften Üeberzeugung gelangen, daß die Handlungen, aus 
melden v. Andlaw eine unbedingte Hingebung der Regierung 
an einen fogenannten launenhaften „Volkswillen“ ableitet, 
zum weithin größten Theile unwahr und zum andern 





5 Später, nad dem Eintreffen von Truppen aus Italien in 
Borarlberg, waren alsdann die Oeſtreicher zur Mitpilfe ebenfalls bereit, 
Da vie Diesfallfige Eröffnung dem Prinzen von Preußen aber erfi am 
3. Juli 1849, als derfelbe fein Hauptquartier fon in Renden hatte 
und die vorberßen Truppen balb in Freiburg waren, zulam, fo lehnte 
er die fpäte Mitpilfe ab (IL. 332). Sie hätte zu diefem Zeityuntt nur 
noch den (immerhin wichtigen) Bortheil gehabt, daß der Seekreis 
von den zurückziehenden Freiſchaaren und auſſtaͤndiſchen Truppen baͤlder 
geräumt worben wäre. 

©*) Wäre Bayern in der Lage gewefen, alsbald nach vem (zu Enbe 
April 1849 erfolgten) Ausbruge des Aufkanbs in ver Rheinpfalz 
eine beneutende Truppenmacht dahin marſchiren zu laſſen, fo wäre ver 
dadiſche Truppenabſall ſicher gar nicht mehr eingetreten, alfo unfere 
evolution überhaupt nicht zum Auobrucht aelommen. 
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Theile in einen unrichtigen Zuſammenhang gebracht 
find. 

Wahr if in Beziehung auf ſolche Thatſachen nur, daß 
wir niemals irgend einem Volfsverfammlungsbefäluffe, oder 
einem andern Begehren der tumultuarifhen Menge Folge 
gaben, wohl aber im Anfange der Bewegung (im März 
1848, von welcher Zeit Schr. v. Andlaw mein „ftandhaftes“ Vers 
halten fogar lobte — IV. 225—) gegenüber der II. Sammer 
als einem verfaffungsmäfigen Organe Zugeftändniffe 
machten, jedoch immer nod in weit geringerem Maße 
als die meiften andern deutſchen Regierungen, — ſodann 
daß wir fpäter die Reihsverfaffung fammt Grund⸗ 
teten anerkannten, wie die große Mehrzahl ber 
andern beutfen Staaten unter den damaligen Verhält- 
niſſen als ein „Geſetz der Nothwendigfeit” fie ebenfalls 
anerkannt haben, (Siehe oben S. 124, 165 *, 174**, 175 *), 
17-178). 

Was die Gefete betrifft, die in der Bewegungsgeit zu 
Stande famen, fo fand die jeige Regierung nur bei zweien 
derfelben Veranlaffung, nach Weberwältigung der (deutſchen) 
Revolution am Landtage von 1850 Abänderungen zu vers 
anlaffen, nämlich bei dem Bürgerwehrgefete und bei 
einem Theile des Schwurgerihtsgefeges und zwar 
bei beiden im Wefentlihen gerade in der Richtung der 
1848 vorgelegten confervativen Regierungsentwäürfe, 
melde Entwürfe (insbefondere jener über die Bürgerwehr) 
damals durch die beiden Kammern verfchlimmert wurden ®). 

Was die jegige Regierung auf dem Landtage von 1850 
von dem Beftehenden in confervativer Richtung noch weiter 
zu ändern nöthig fand, betraf Gefege aus einer weit frühern 
Periode, wo meine Kollegen und Ih no nicht im Mir 
nifterium waren, namentlih die Gemeindeordnung, 
das Bürgerannahmegefeg, und dad Preßgefeh 


*) Hinfigtlig des Bürgerwehrgeſetzes vergl. man oben ©. 76-78 
und die Bewegung in Baten $$. 57-59, — fobann hinſichtlich des 
Sgwurgerihtägefeges oben ©. 78 und 79 und die 66. 60-62 ver 
Bewegung in Baven, 
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von 1831, das Geſeh über Volksverſammlungen 
und Vereine von 1833 und einige Zuſaͤtze zu dem (da⸗ 
mals noch nicht in's Leben getretenen) Strafgefegbudge 
hinſichtlich verſchiedener Wühlereien, die auch nach der (ſchon 
dor ber Verfaſſung beſtandenen) alten Geſetzgebung nicht 
mit Strafe bedroht waren. 

Wäre die Mairevolution von 1849 nicht eingetreten, fo 
wären bamald noch mehrere andere Gefege zum Abſchluſſe 
gelommen, aber von allen biefen würde ebenfalls nur wieber 
bei zweien eine Berbefferung in confervativer Hinfiht nöthig 
geworben fein, nämlich: hinfitlich der Zufammenfegung der 
erften Kammer *) und bei dem Berwaltungsgefege hin⸗ 
figtlih des Wahlfyftems für die Kreisverfammlung**). 

Damit vergleige man nun, was in andern beutfhen 
Laͤndern gefchehen ift, und was dort feit dem eingetretenen 
Umſchlage theils im Wege der Octrotrung, theild in anderer 
Weiſe wieder zu ändern _nöthig gefunden wurde. Die Ver⸗ 
gleihung wird jedenfalls zu Gunften von Baden, alfo 
zu Gunften unferes Verhaltens in der Bewegungsgeit aus⸗ 
fallen (fiehe oben S. 5 Rote *)) und man wird von bem 
Wahne ablommen, daß bei uns in diefen Eonceffionen ein 
befonderer Grund zu dem unglüdlihen Verlaufe zu finden 
fei, den hier die Dinge in Folge geographifger und an- 
derer, von und unabhängigen, Verhältniffe im Mai 1849 
genommen haben ***), 





*) Bergleihe oben ©. 185 — 170. Für die zweite Kammer follte 
damals die alte Wahlordnung beibehalten werben, und wie weit auch 
diefe allerbinge einer Berbefferung bevärfie, Tann dem vorigen Minis 
Rerium nicht zur La gelegt werden. Aber ſelbſt hinfichtlich der erfien 
Kammer, bie nach dem Gefehes-Entwurfe von 1849 in Folge der Grund» 
rerpte umgeflaltet werden follte, wir man biefem Enttourfe bei weitem nicht 
die gleichen Vorwürfe des Demokatismus machen, wie ven Gefeßen, 
welche dießfalls in andern deutſchen Ländern damals zu Stande ge» 
Tommen find. 

**) Dan fehe oben ©. 157. 

2 Bergleihe oben z. B. S. 1—4, 17mm, 142—143, 10%, 
161 *, 170, 178 ıc..187, 188, . 
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Die Revolntion In Deuiſchland iſt flir jetzt niedergeſchlagen, 
die Gewalt der Regierungen wieder erſtarkt. Die maßloſe 
demokratiſche Strömung hat, was au Einzelne in ihrer 
offenen oder verbiffenen Tollheit noch treiben oder meinen *), 
tm Allgemeinen einer entgegengefepten Richtung ben 
Platz geräumt. Es ift dieß der natürlihe Wellenſchlag, ber 
fich im geſellſchaftlichen Leben der Völker Fund giebt, Mögen 
aud die Einzelnen und namentlich die Regierungen vorher 
reitend in langer Thätigfeit auf den Gang der 
Dinge, anf Herbeiführung ober Abwendung von Auflöfung 
und wilden Ueberfluthungen nod fo viel wirken **), fo können 
doch, wenn biefe letzteren einmal eingetreten find, bie 
gerade vorhandenen Perfönlifeiten biefelben nicht ber 
herrſchen. Sie Fönnen nur erſt, wenn der Zeitpunkt ge 
Iommen und die Dinge dazu reif find, durch ſtarkes Eins 
greifen den natürlihen Umſchlag fördern ober vor 
wirklichen. Was heute möglich ift und zum Ziele führt, 
war vorher und würbe vielleicht fpäter wieder unmögs 
lich ober verberblich fein. Der Wechſel der deutfhen Mint 
ferien in den Jahren 1848 und 1849, und das Verhalten 
berfelben, fo weit man es jet mitunter beveut ober tabelt, 





*) Was Andere von einem zukünftigen (langſamen) Wieder ums 
ſchlage erwarten, gehört nicht hierher, und betrifft die Gegenwart 
nicht 


) VNag ütrigens der Einfluß einer ſolchen Wirkſamleit auf die Ge⸗ 
genwart und etwa auf eine größere Periode hin auch noch fo 
ſchtbar fein, fo tritt er doch in Beziehung auf den, durch eine höhere 
Hand geleiteten, großen Gang der geſchichtlichen Entwicklung, wie 
vie Erfaprung aller Jahrhunderie zeigt, fehr in den Hintergrund, Es 
verliert Rp von ihm oft ale Spur, over es zeigen fi ganz andere 
eutferntere Ergebniſſe, ald mit der gedachten Tpätigkeit beabſicht iat 
und vielleicht für den Augenblid auch eingetreten waren.. 

„Bir fehen,— fagt die deutſche Bisrteljaprfeprikt (1849. 4. Q.), — 
wie in der Geſchichte durch das Jneinanderwirken und 
den Wiverfireit ver einzelnen freien Thätigkeiten 
Ammeretwas gu Stande lommt, was die Individuen 
entweder garmicht, oder do ch nit fo gewollt haben.“ 
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war nur die Wirkung ber revolutionaͤren Strömung *). 
Aus der Revolution felbft aber erwuchs, und erwächst 
jedesmal, wieder die Kraft der entgegengefepten Be 
Rrebungen, die fih dann ebenfalls wieder abnügen, oder, 
fo fern fie das rechte Maß überfchreiten, den (ohnehin wies 
der folgenden) Gegenfag felbft fördern. 

Der Trieb der Selbfterhaltung führt bei gefahr 
vollen Stürmen zunächft überall zur Ergreifung derjeni⸗ 
gen Mittel, die für den Augenblid vor dem Untergange 
seiten. Bei dem weitern Berlaufe handelt es fih barum, 
den Zeitpunkt zu ermitteln, wo mittelft erweiterter Kraft: - 
entwicllung die Gefahr ganz befeitigt und nach Umftänden 
ein politiſcher Umſchla g bewirkt werden kann. 

Fuͤr derlei Verhaͤltniſſe in ihren zahlloſen Verſchiedenheiten 
laſſen ſich aber feine feſte Regeln aufſtellen, und da die 
bloße Gewalt die fo mannigfaltig wirkenden geiſtigen Kräfte 
wohl vorübergehend nieberzuhalten, aber nit dauernd 
wurüdgudrängen vermag, fo befteht die Hauptſache jedenfalls 
darin, die Grundfäge aufzuhellen, wie in den regelmäßis 
gen Zeiten regiert werben foll, um die natürlige Ent 
widlung zu fördern und die Anſchwellung ber natürlihen 
Kräfte zu einem verheerenden Strome abzuwenden. 

Daß in diefer Beziehung nöthig fei, überall dad Recht 
zu achten, Religion und Sittlichkeit zu fördern ac, 
verſteht fih als eine allgemeine Heilige Pflicht der Regierun⸗ 
gen von ſelbſt. Innerhalb des hiedurch begrängten freien 





*) Räme eine ſolche nochmals, fo würbe das Berhalten der Regies 
rungen, wenn auch anfänglich etwa mit einigem Sträuben, im Alle 
gemeinen wieder daffelbe fein oder werden, auch men feht 
ein Bürft ven fenefen entgegengefegten Borfah gefaßt Hätte, 
Die Maqcht der Umfande in Rärker, als ber Wille der Menfgen, 
und vuft felbfi neue Unberzeugungen hervor. — Wer etwa meint, 
daß der gegenwärtige Stand der Ruhe und ber Stärke der Au⸗ 
torität hauptfächlich einer, von den bamaligen abweichenden, 
Regierungswetfe zuzuſchreiben, und daß nicht die Ießtere Cein« 
ſchließlich der natürtich damit verbundenen Minifierwerhfel)unmgeleprt me br 
no die Wirkung des eingetretenen Juſtaudes ſei, — dem will. 
49 feinen un ſchuldigen Glauben nicht nebmen. I theile ihn aber wicht, 
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politifhen Gebietes müffen aber die befondern Bebärf- 
niffe eines Volkes, wie fie feinen geſchichtlichen Ver— 
hältniffen und der Stufe feiner geiftigen Bildung 
entfpreden, den Maßſtab des Handelns geben. Das End- 
siel, zu dem in biefer Hinficht die fortfehreitende geiftige 
Entwicklung führt, und zu dem fie, wenn auch langſam und 
mit Unterbrechungen, denn doch (aller Widerſtrebungen ohn⸗ 
erachtet) mit Naturnothwendigkeit gelangen wird, kann nur 
die ausgedehntefte — mit dem gefellfehaftlihen Neben- 
einanderfein überhaupt vereinbarlige — yperfönlige 
and politifhe Freiheit fein. Und damit diefe beftchen 
Tönne, {ft eben fo unerlaͤßlich: eime feſte Organifation des 
Volkes in Iebendigen und ſtarken Glieberungen — von 
unten hinauf bis zum Einheitspunft in verſchiedenen Abs 
fufungen und innern Verbindungen — zugleih mit ber 
ausgebehntefteen Selbfiverwaltung biefer vers 
ſchiedenen Klaſſen In ihren befondern Angelegenheiten, und 
Betheiligung berfelben bei der Verwaltung ber je höheren 
Verbindungen, fo wie zulegt bei der centralen Gewalt 
ſelbſt. Nur fo können die Regierungen mit ihren Dienern 
Beamten) aus der Ifolirten, gegen die wilden Elemente 
ſchwachen und gegenfiber dem Feitifchen Geifte unhalts 
baren, Stellung herausfommen, in ber fie ſich jegt bei dem 
Kampfe der Fünftlihen Gewalt mit dem natürlichen (Alles 
zerfegenden) Freiheitsbrange in dem DVerhältniffe zu den Re⸗ 
gierten und zu ben in benfelben waltenden Kräften 
befinden. 

Ih weiß wohl, daß diefes Ziel nicht fo leicht und nicht 
fofort zu erreichen, daß ſtets nur auf das geſchichtlich Vor⸗ 
handene zu bauen if, und daß, Inöbefondere was bie 
Freih eit betrifft, jeder plöglihe Sprung die Sinne betäubt 
und gefährlich wird, fo wie auch, daß in Deutſchland bie 
Zuftände noch nicht die Reife Haben, bei der ſchon eine Frei⸗ 
heit, wie fle 3. B. in England oder in Belgien beftcht, uns 
[Hädlich ertragen werben Fönnte, Aber es muß dies das 
Ziel der Beftrebungen und Einritungen fein, und während 
ber Uebergangsperiode find, um. das Ueberſprudeln abs 
zuhalten, mehr Beſchraͤnkungen und eine ftraffere Regie⸗ 
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rungsgewalt nöthig, als bei Erreichung jenes Zieles der Fall 
wäre. Auf unpraftifche Theoretifer, Ideologen oder Schwaͤr⸗ 
mer, die Letzteres verfennen, ift eben fo wenig zu achten, als 
auf Diejenigen, die andererſeits überhaupt nr in Be⸗ 
ſchrankungen ber freien Bewegung und bes in der Ber 
völferung liegenden natürlichen Selbftändigfeitögefühls, oder in 
einer diktatoriſchen Herrfhergewalt das Heil finden. 

Diefe Grundfäge habe ih in meiner Drudfärift über die 
„Bewegung in Baden” näher entwidelt. Im Uebrigen habe 
ich dort gegen Niemanden polemifiet, ih trat nur auf gegen 
die revolutionären und anarchiſchen Beftrebungen. Da 
ich die Schwierigkeiten kenne, mit denen Jeder zur öffentlichen 
Wirkſamkeit Berufene, zumal in fo bewegten Zeiten, zu 
tampfen hat, fo habe ih Alle mit Nachſicht behandelt, 
In Beziehung auf das Thatſächl iche habe ih den Vers 
lauf der Bewegung, die Auffaffung der Verhältniffe durch 
die Regierung und die Handlungen berfelben, die Zuftände 
and die Ereigniffe in Baden im Zufammenhange mit dem, 
was außerhalb unferes Landes gefhah, und von bort 
aus auf unfere Lage einmwirkte, mit nuͤchterner Ruhe und mit 
aufrichtiger Wahrheitötrene dargeſtellt. Frhr, v. Andlaw aner⸗ 
kennt dies felbft, und bezeichnet die Aufrichtigfeit meiner Dar⸗ 
ftellung mitunter fogar ald „naive Offenheit“ G. B. in 
W. 29%). 

Eine gleiche „naive Offenheit” kann man nun allers 
dings feiner, gegen mich gerichteten, Druchſchrift nicht zum 
Vorwurfe machen. Er ſchreibt die Geſchichte in ber Art, 
daß er von einem, nach vorgefaßter Meinung feſtgeſtellten, 
Thema, welches er nun beweiſen will, ausgeht, und deß⸗ 
halb das Thatfächliche fo auswählt und fo darftellt, wie 
es zu dem einmal gefegten Zwede paßt. Er geht dabei fo 
weit, daß er fogar das, was gegen das damalige Miniftes 
rium (insbefondere gegen mich) geſchah, womit nämlich 

- Andere unfere Lage verfhlimmerten und die Exrhal- 
tung der Ordnung zu einer Unmöglichkeit machten, 
gleichwohl in einer Richtung gegen und darſtellt. Dabei 
hat er eine reiche Phantafte, die ihm viele glänzende. Ideen 
zur Verfügung fielt, welche er nun, ohne Eine berfelben 

14 
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gruͤndlich und mit ihren Conſequenzen zu verfolgen, 
uͤberall gleichſam aphoriſtiſch ausſpricht und mit den Vor⸗ 
gängen in eine ſcheinbare Verbindung bringt. 

Wenn ich es für erlaubt hielte, dem Frhrn. v. Andlaw für 

” feine Angriffe etwas Uebles zu wünfden, fo beftünde es 
nur darin: daß er 1847—1849 an meiner Stelle Mini- 
fer des Innern gewefen fein möchte, 

"Im diefem Falle wäre ich in der günftigen Stellung bes 
Angreifers, die ihm jetzt zufommt. Ih Fönnte dann alle 
ſcheinbaren oder wirklichen Fehler oder Verfehen, die er bes 
gangen hätte oder begangen haben follte, ihm gegenüber 
zuſammenſtellen und einen Zufammenhang bderfelben mit dem 
unglüdlihen Ausgang unferer Bewegung nachweiſen. Denn 
die Eitelfeit traue ih ihm nit zu, daß er meinen follte, 
er wäre im Stande gewefen, das Unheil abzuwenden, 

Indefien wäre er dann, fo weit ed das Verhaͤltniß zwi⸗ 
fen uns betrifft, doch immer noch beſſer daran, als jegt 
ich, weil ih in dem unterftellten Falle gleihwohl feine 
ſolche Schrift gegen ihn, wie er es gegen mich that, geſchrie— 
ben hätte, indem ich, die ſchwierige Lage Derjenigen, die in 
bewegten Zeiten das Staatsruder führen, ſtets erfennend, in 
meinem Urtheile gegen Alle nachſichtig bin, 

Ich wußte, als die Bewegungszeit eintrat, zum Borans, 
was mein 2008 fein werde, Ich hatte nicht denſelben par 
lamentariſchen Anla und Rectfertigungsgrund für den Rüd- 
tritt, wie meine im März 1848 abgetretenen zwei Kollegen, 
3% hätte alfo, wenn nicht eine andere Zufammenfegung des 
Minifteriums den. Intereffen der Sache dienliher ſchien, 
nur in meinem perfönlichen Intereffe den Ruͤcktritt ver- 
Iangen können. 

Ich bin überzeugt, daß Frhr. v. Andlaw es Damals 
ſelbſt getabelt hätte ), wenn ich biefem perfönligen 
Intereſſe gefolgt wäre. Ih wollte ed auch nicht, fondern 
ich wollte mih opfern in dem Maren Bewußtfein, 
da im Verlaufe einiger Zeit mein Name von den Dema⸗ 


*) Ex ſprach dies ſogar noch in feiner Rede vom 20. Mprik 1848. 
1. 225) aus, 
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gogen an ben Schandpfahl geſtedt, und daß eben fo, wenn 
fpäter ein Umſchlag erfolge, die Berunglimpfung auch von 
anderer Seite nicht ausbleiben werde, 

Später, als im Frühjahr 1849 die Angriffe der Dema- 
gogen gegen mi wegen meined beharrlihen Widerftandes 
gegen ihre tollen Beftrebungen und fogenannten Bolfsverfamms 
lungsbeſchlüſſe immer furchtbarer und die verblendeten Maffen 
mit in diefelbe hineingezogen wurden, beftürmten mi Ans 
gehörige und perfönliche Freunde, den Rüdtritt zu nehmen *), 
wogegen folge, welchen die öffentlichen Interefien mehr 
am Herzen lagen, dagegen wehrten. 

Natürlich war es naͤmlich, daß damals nur Brentano 
mein Nachfolger ſein konnte, und es bei meinem (wohl mit 
gleichen Schritten Anderer verbundenen) Rüdtritte auch ge⸗ 
worden wäre, Ich darf wohl mittheilen, daß ich ſelbſt mit 
dem Großherzog zweimal vertraulich über die Frage meines 
Rüdtritts ſprach, und daß die Wahrnehmung des Schmerzes, 
den ber edle Fürft bei einem ſolchen Schritte gefühlt haben 
würde, mi in dem Entfchluffe beftärkte: auszuharren, 
ſelbſt wenn ih von den Demagogen no ergriffen würde, 
und auf die weitere Gefahr hin, daß bei geänderten Verhält- 
niffen Schr. v. Andlaw oder wer immer auf von anderer 
Seite Philippiten gegen mich ſchleudern werde. 

Ich habe alfo ausgeharrt, und ich verlange dafür Feinen 
Dank, denn auch die redlichſten Bemühungen haben, wenn 
fie mißlingen, felten Dank zu erwarten. 

Bon Frhrn. v. Andlaw beanſpruche ih nicht einmal eine 
gerechte, viel weniger no eine billige oder humane 
Beurtheilung. Die öffentliche Thätigfeit eines Staates 
mannes darf au in bitterfter Weiſe benrtheilt werben. 
Was ich beanfpruge it nur, daß man Feine unwahren 


) Opnehin war in ben Iehten Monaten vor ber Mairevolution 
durch die ununterbrochenen Langen Anftrengungen auch meine Geſund⸗ 
heit fo fehr angegriffen, daß mich dies mitunter in der vollen Tpätige 
keit, wie ich fie 1848 emtwidelte, geſtört hat, und daß ih, wenn meine 
Müpen noch Länger gebauert hätten, örperlic vollends au Grunde 
gegangen wäre. 
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